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I.  ABHANDLUNGEN. 

DIE  ERFORDERNISSE  DES  RECHTGEMÄSSEN 
STAATSAKTES. 

Von 

Dr.  BRUNO  BEYER  in  Pr.  Eylau. 

Die  amtliche  Kompetenz  als  das  Recht  und  die  Pflicht  indi- 
viduell bestimmter  Personen,  namens  und  im  Auftrage  der  Rechts- 
gemeinschaft gewisse  allgemein  bestimmte  Handlungen  vorzu- 
nehmen, kann  nie  so  scharf  festgelegt  sein,  daß  die  kompetenz- 
mäßigen Handlungen  in  allen  ihren  Einzelheiten  feststehen.  Immer 
werden  gewisse,  wenn  auch  manchmal  nur  ganz  unwesentliche 
Modalitäten  der  Amtshandlungen  dem  Ermessen  des  Staatsorgans 
überlassen  sein.  Derartige  Zweckmäßigkeitserwägungen  sind  bei 
der  Verwaltung  in  weitem  Umfange  zulässig  und  geboten,  bei  der 
eigentlich  richterlichen  Tätigkeit,  der  verbindlichen  Feststellung, 
welche  Pflichten  jemandem  in  einem  Einzelfalle  obliegen  bez.  ob 
diese  Pflichten  von  ihm  erfüllt  sind  oder  nicht,  sind  sie  begriff- 
lich ausgeschlossen.  Denn  hier  handelt  es  sich  um  die  Ver- 
kündung von  Tatsachen,  um  die  Erklärung,  ob  eine  Ueberein- 
stimmung  zwischen  der  abstrakten  Rechtsnorm  und  dem  konkreten 
Verhalten  eines  Gehorsamspflichtigen  vorliegt  oder  nicht,  bez. 
welches  Verhalten  sich  im  Einzelfalle  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  abstrakten  Recht  befindet.  Die  Ermittelung  der  Wahrheit 
aber  ist  von  jeder  Zweckmäßigkeitsrücksicht  ausgeschlossen.  Rich- 
terliche Tätigkeit  in  diesem  allgemeinen  Sinne  üben  auch  in  sehr 
weitem  Umfange  Verwaltungsorgane,  andererseits  fallen  in  die 
Kompetenz  der  Richter  auch  zahlreiche  nicht  richterliche  Hand- 
Jungen.     Bei  der  eigentlichen  richterlichen  Tätigkeit  können  sich 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     igis.    i-  I 
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Zweckmäßigkeitserwägungen  daher  immer  nur  eventuell  auf  Mo- 
dalitäten bei  der  Tätigkeit  der  Rechtsfindung  erstrecken. 

Die  Vorschriften  über  die  Amtshandlungen  enthalten  wegen 
der  Unmöglichkeit  einer  restlosen  Regelung  aller  in  Betracht  kom- 
menden Verhältnisse  häufig  relative  Begriffe,  deren  Anwendung 
auf  konkrete  Verhältnisse  je  nach  der  Beurteilung  des  vorliegen- 
den Tatbestandes  zu  verschiedenen  Ergebnissen  führen  kann.  Dies 
gilt  z.B.  von  den  Begriffen  »erforderlich«,  »unentbehrlich«  usw.  ^). 
Auch  hierbei  gibt  das  pflichtgemäße  Ermessen  des  Staatsorgans 
den  Ausschlag.  Da  ein  Widerstand  gegen  Beamte,  die  sich  in 
der  rechtmäßigen  Ausübung  ihres  Amtes  befinden,  strafbar  ist, 
hat  das  Reichsgericht  in  seinen  Urteilen  über  Zuwiderhandlungen 
gegen  diese  Vorschrift  Gelegenheit  gefunden,  einige  Grundsätze 
aufzustellen,  die  allerdings  nur  für  Beamte  gelten  sollen,  die  zur 
Vollstreckung  von  Gesetzen,  von  Befehlen  und  Anordnungen  der 
Verwaltungsbehörden  oder  von  Urteilen  oder  Verfügungen  der 
Gerichte  berufen  sind,  da  der  §  113  des  Reichsstrafgesetzbuchs 
nur  den  Widerstand  gegen  diese  sogenannten  Vollstreckungs- 
beamten betrifft.  Immerhin  ist  das  Reichsgericht  in  seinen  Ur- 
teilsbegründungen von  so  allgemeinen  Erwägungen  ausgegangen, 
daß  man  seine  Anschauungen  auch  für  die  allgemeinen  Erforder- 
nisse des  fehlerlosen  Staatsaktes  verwenden  kann. 

Trotz  objektiver  Unrichtigkeit  einer  vorgenommenen  Amts- 
handlung wird  diese  als  rechtmäßig  angesehen,  wenn  der  Beamte, 
der  nach  pflichtgemäßem  Ermessen  handeln  soll,  dieses  ihm  zur 
Pflicht  gemachte  Ermessen  hat  walten  lassen  und  nach  dem  Er- 
gebnis der  von  ihm  angestellten  Prüfung  sein  Handeln  einge- 
richtet hat  ^).  Ein  pflichtgemäßes  Ermessen  erfordert  aber  die 
Anwendung  einer  Aufmerksamkeit,  wie  sie  ein  sorgfältiger  Be- 
amter dieser  Kategorie  unter  den  vorliegenden  Verhältnissen  an- 
wendet. Diese  Voraussetzungen  liegen  aber  dann  nicht  vor,  wenn 
der  Beamte  entweder  das  Bewußtsein  hatte,  daß  eine  genügende 
Veranlassung  für  sein  Handeln  Jiicht  vorlag,  oder  aber,  wenn  er 
bei  Anwendung  der  pflichtgemäßen  Sorgfalt  dieses  Bewußtsein 
hätte  erlangen  müssen.  Als  rechtmäßige  Amtshandlung  betrachtet 
das  Reichsgericht  z.  B.  die  Pfändung  einer  nicht  im  Besitze  des 
Schuldners  befindlichen  Sache,  sofern  der  Gerichtsvollzieher  nach 
pflichtgemäßem  Llrmessen  annahm,  daß  sie  im  Besitze  des  Schuld- 

1)  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Slrafs.  5,  S.  210. 

2)  Entsch.  d.   RG.  in  Slrafs.  24,  S.  219,  26,  S.  22  ff. 
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ners  sei.  An  sich  ist  die  Pfändung  einer  Sache,  die  sich  im  Ge- 
wahrsam eines  zur  Herausgabe  nicht  bereiten  Dritten  befindet, 
unzulässig,  selbst  wenn  sie  dem  Schuldner  gehört.  Hieran  zeigt 
sich,  daß  das  praktische  Leben  selbst  bei  so  einfach  und  klar 
scheinenden  Begriffen  wie  »Gewahrsam«  Erscheinungen  zeigt,  bei 
denen  es  durchaus  zweifelhaft  sein  kann,  ob  sie  diesem  Begriffe 
zu  subsummieren  sind  oder  nicht  ^). 

Soweit  also  einem  Beamten  nicht  durch  Rechtsvorschriften 
positive  Normen  über  den  Inhalt  und  Umfang  seiner  Amtshand- 
lungen gegeben  sind,  entscheidet  sein  »pflichtgemäßes«  und 
von  Chikane  freies  Ermessen  über  das  Maß  des  zur  Erreichung 
des  Zwecks  seiner  Amtstätigkeit  Erforderlichen«  ^).  Nun  gibt  es 
verschiedene  Grade  der  Bestimmtheit  des  Bewußtseins,  die  eine 
kontinuierliche  Reihe  von  vollbewußten  Inhalten  bis  zu  solchen 
unbewußter  Art  bilden.  Die  ersten,  welche  bei  angespannter 
Aufmerksamkeit  des  normal  dazu  Disponierten  vorliegen,  sind  das 
eigentliche  Erfordernis  zu  jeder  rechtmäßigen  Amtshandlung.  Doch 
sind  sie  tatsächlich  nicht  so  häufig  vorhanden,  als  gemeinhin  an- 
genommen wird.  Von  Momenten,  welche  die  Tätigkeit  der  Or- 
gane m  dieser  Hinsicht  beeinflussen,  gibt  es  neben  alltäglichen 
Einflüssen  Einwirkungen  mehr  ungewöhnlicher  Art,  die  sich  aus 
den  Anlagen  des  einzelnen  und  den  von  außen  an  ihn  heran- 
getretenen Einflüssen  ergeben  (größere  oder  geringere  Kräfte  des 
Verstandes  und  der  Vernunft,  die  verschiedenen  Temperamente, 
die  auf  die  Beurteilung  des  Tatsächlichen  von  Einfluß  sind,  Seelen- 
affekte, die  den  Handelnden  vor  oder  bei  der  Amtshandlung  be- 
rührt haben,  sowie  sonstige  ursprüngliche  physiologische  oder 
psychologische  Unterschiede  oder  Einflüsse  der  Umgebung). 

Auch  hier  gilt,  daß  von  jedem  nur  das  verlangt  werden  kann, 
was  er  »nach  bestem  Wissen  und  Gewissen«  als  seine  Amts- 
pflicht erkannt  hat,  und  was  er  unter  möglichster  Anspannung 
seiner  geistigen  und  körperlichen  Fähigkeiten  davon  auszuführen 
imstande  ist.  In  der  Beurteilung  des  Umfanges  dieser  Anstrengung 
bei  der  Amtspflichterfüllung  zeigen  sich  allerdings  bei  den  Rechts- 
gemeinschaften zum  Teil  erhebliche  Verschiedenheiten.  Um  ein 
Beispiel  herauszugreifen,  sei  die  von  zahlreichen  Besuchern  der 
Türkei  geschilderte  lässige  Auffassung  des  türkischen  Beamten 
von    seiner  Pflicht    im  Gegensatze   zu  dem  Pflichtbewußtsein  des 

i)  Entsch.  d.  RG.  in  Strafs.  5,  S.  298. 
2)  Entsch.  d.  RG.  in  Strafs.  34,  S.   108. 
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deutschen  Beamten  erwähnt.  Das  KHma ,  die  geographischen 
Verhältnisse  des  betreffenden  Landes,  die  gemeinsam  durchlebte 
Geschichte  und  manche  andere  Faktoren  prägen  den  Gliedern 
der  verschiedenen  Rechtsgemeinschaften  in  der  Regel  einen  be- 
stimmten psychischen  Charakter  auf,  der  insbesondere  auch  bei 
der  Art  der  Amtsausübung  und  in  der  Rechtsauffassung  von  der 
dabei  anzuwendenden  Kräfteanspannung  zum  Ausdrucke  kommt. 
Handelt  nun  eine  Person  nach  dem,  was  ihr  nach  ihrer  in  einer 
jener  Rechtsauffassung  entsprechenden  psychischen  Anstrengung 
gefundenen  Ansicht  als  Amtspflicht  obliegt,  mit  einer  ebensolchen 
psychisch-physischen  Anstrengung,  so  liegt  ein  fehlerloser  Staats- 
akt vor.  Normale  Modifikationen  im  Leben  des  Körpers  und  der 
Seele,  wie  sie  durch  ursprüngliche  psychologische  oder  physio- 
logische Differenzen  (wie  das  Geschlecht,  das  Temperament,  ge- 
ringere oder  größere  geistige  Begabung,  die  Abstammung)  gegeben 
sind,  kommen  hierbei  nicht  in  Frage.  Denn  mit  ihnen  wird  auch 
beim  Erlasse  der  Rechtsnormen  gerechnet,  und  der  Umstand,  daß 
aus  solchen  normalen  Unterschieden  eine  Amtshandlung  vollkom- 
mener ist  als  die  andere,  nimmt  der  weniger  vollkommenen  noch 
nicht  die  Eigenschaft  des  rechtgemäßen  Staatsaktes. 

Ein  Irrtum  des  Beamten  über  seine  Amtspflichten  kann  sich 
auf  die  von  ihm  zu  berücksichtigenden  Tatsachen  oder  die 
von  ihm  anzuwendende  Rechtsnorm  beziehen.  Je  nachdem 
der  eine  oder  der  andere  Irrtum  vorliegt,  sind  leichtere  bez. 
strengere  Erfordernisse  an  den  rechtgemäßen  Staatsakt  zu  stellen. 

Man  wird  dem  Reichsgericht  unbedingt  darin  beipflichten 
können,  daß,  wenn  lediglich  ein  verzeihlicher  tatsächlicher  Irrtum 
auf  Seiten  des  Beamten  dessen  Amtshandlung  zu  einer  unrecht- 
mäßigen machen  würde,  die  Tatkraft  des  Beamten  durch  die 
Furcht  vor  Begehung  eines  Irrtums  selbst  in  den  Fällen  gelähmt 
werden  würde,  wo  gerade  das  schnelle  und  energische  Eingreifen 
im  Interesse  des  Staates  gerechtfertigt  und  geboten  wäre '). 

Der  subjektive  Tatbestand  des  guten  Glaubens  des  Beamten 
wird  z.  B.  dadurch  außer  Kraft  gesetzt,  daß  die  vorgesetzte  Be- 
hörde ihm  die  vorgenommene  Handlung  ausdrücklich  verboten 
hat.  Hierbei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Beamte  an- 
nahm, daß  die  vorgesetzte  Behörde  sich  in  den  Voraussetzungen 
dieses  Verbotes  irrte,  oder  nicht  ^), 

1)  Entsch.   d.  RG.  in  Strafs.  6,  S.  403. 

2)  Entsch.  d.  RG.  in  Strafs,  31,  S.  76  ff. 
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Andererseits  wird  der  Beamte  in  der  Regel  durch  ein  Gebot 
seiner  vorgesetzten  Behörde,  sofern  diese  zu  solchen  Geboten 
allgemein  zuständig  ist,  gedeckt.  Es  kann  ihm  nicht  zuge- 
mutet werden  und  würde  auch  der  Autorität  der  übergeordneten 
Behörde  widersprechen,  daß  der  Beamte  die  Rechtmäßigkeit  der 
Anordnung  in  jedem  Einzelfalle  prüfen  und  je  nach  seinem  Er- 
messen den  Gehorsam  betätigen  oder  verweigern  könnte  ^). 

Nimmt  der  Beamte  allerdings  an,  daß  er  einem  unverbind- 
lichen Befehle  einer  unzuständigen  Behörde  folgen  müsse,  so  ist 
seine  Handlung  wegen  dieser  Annahme  noch  nicht  rechtgemäß. 
Das  Reichsgericht  hält  daher  z.  B.  die  Durchführung  privatrecht- 
licher Ansprüche  durch  Polizeiorgane  (z.  B.  auch  die  einstweilige 
Regelung  von  Mietsstreitigkeiten),  denen  diese  Handlung  durch 
ihre  Vorgesetzten  geboten  wird,  für  fehlerhafte  Staatsakte.  Der 
Begriff  der  allgemeinen  Zuständigkeit  der  vorgesetzten  Behörde 
zu  bestimmten  Befehlen,  von  welchen  es  abhängig  gemacht 
wird,  ob  der  einem  Befehle  gehorchende  Beamte  rechtmäßig  han- 
delt oder  nicht,  wird  jedoch  vom  Reichsgericht  weiter  gefaßt,  als 
die  theoretische  Untersuchung  es  zuläßt  ^). 

Wenn  die  Herausgabe  von  Kindern  (um  die  es  sich  in  einem 
der  erwähnten  Urteile  handelt)  als  privatrechtlicher  Anspruch  von 
der  Polizeibehörde  nicht  verwirklicht  werden  durfte,  so  fehlte  es 
an  den  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Polizeibehörde  zur 
Fortführung  von  Kindern  berechtigt  war ;  es  fehlte  aber  nicht  an 
einer  allgemeinen  Ermächtigung  der  Polizei  zu  solcher  Fort- 
führung, denn  zu  solcher  Fortführung  kann  sie  oft  berechtigt  und 
verpflichtet  sein.  Das  Maßgebende  hierbei  ist,  daß  unter  den 
gegebenen  Voraussetzungen  andere  Staatsorgane  zu  Amtshand- 
lungen zuständig  waren.  Ein  Eingriff  in  deren  Zuständigkeit  — 
so  kann  der  Grundsatz  allgemein  gefaßt  werden  —  durch  einen 
einem  Beamten  erteilten  rechtswidrigen  Befehl  macht  auch  die 
Ausführung  des  Befehls  rechtswidrig.  Eine  solche  Formulierung 
des  Grundsatzes  zeigt  auch,  daß  die  Vermeidung  von  Kollisionen 
zwischen  verschiedenen  Beamtenkategorien  für  die  Aufstellung 
dieses  Grundsatzes  von  Bedeutung  ist. 

Aber  auch  die  Prüfung  der  Dienstvorschriften  selber  läßt 
häufig  eine  verschiedene  Beurteilung  dessen,  was  allgemein 
angeordnet  worden  ist,  zu.     Dafür    zeugt    die  umfangreiche  Lite- 

i)  Rechtspr.  d.  RG.  7,  S.   280,  4,  S.  418,  Entsch.  d.  RG.  24,  S.   390. 
2)  Entsch.  d.  RG.  2,  S.  416,   29,  S.  201. 
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ratur  und  Judikatur,  welch  letztere  infolge  der  von  höchsten  In- 
stanzen —  wenn  auch  unmaßgeblich  —  aufgestellten  Grund- 
sätze eine  größere  Uebereinstimmung  aufweist,  als  die  wissen- 
schaftlichen Meinungsäußerungen  es  tun.  Ein  Irrtum  über  das 
objektive  Recht  hat  nach  dem  allgemeinen  Grundsatze  :  error 
iuris  nocet  auch  für  objektiv  fehlerhafte  Staatsakte  nachteiligere 
Wirkungen  als  der  Irrtum  über  Tatsachen.  Das  Reichsgericht 
hat  es  z.  B.  als  eine  unrechtmäßige  Amtshandlung  bezeichnet, 
daß  ein  Gendarm  gegen  den  Widerspruch  eines  Betroffenen  zur 
Beschlagnahme  von  Holz  zum  Zwecke  der  Konfiskation  schritt, 
weil  er  annahm,  daß  eine  Polizeiverordnung  übertreten  sei.  Er 
habe  damit  eine  Handlung  vorgenommen,  zu  der  es  an  der  ge- 
setzlichen Ermächtigung  fehle.  Das  Reichsgericht  steht  auf  dem 
Standpunkt,  daß  eine  Amtshandlung,  die  infolge  Unkenntnis  oder 
infolge  falscher  Auffassung  der  maßgebenden  Vorschriften  be- 
gangen sei,  keine  rechtmäßige  Amtshandlung  sei  ^). 

Dieser  Unterschied  zwischen  Irrtum  in  rechtlicher  und  in  tat- 
sächlicher Beziehung  ist  aber  vom  Reichsgericht  nicht  so  scharf 
festgelegt.  Der  Beamte,  der  irrtümlich  beim  Vorliegen  bestimm- 
ter, von  ihm  richtig  erkannter  Voraussetzungen  eine  bestimmte 
Amtshandlung  für  »erforderlich«  hält,  irrt  eben  auch  über  den 
Inhalt  der  Rechtsnorm,  die  die  betreffende  Amtshandlung  unter 
solchen  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  vorgenommen  wissen 
will.  Auch  hier  fehlt  es  also  an  einer  gesetzlichen  Ermächtigung 
zu  einer  Amtshandlung. 

Trotzdem  nimmt  das  Reichsgericht  im  letzteren  Falle  eine 
rechtmäßige  Amtshandlung  an.  Sein  Standpunkt  läßt  sich  allge- 
mein dahin  präzisieren,  daß  außer  dem  Irrtum  über  Tatsachen 
auch  der  Rechtsirrtum  des  Beamten  die  Rechtmäßigkeit  der 
Amtshandlung  nicht  berührt,  der  sich  auf  besonders  relative  Be- 
griffe der  Rechtsnormen  erstreckt. 

Trotz  eines  Rechtsirrtums  eines  Beamten  bei  einer  Amts- 
handlung kann  diese  jedoch  als  rechtgemäß  betrachtet  werden, 
wenn  sie  anderen  Rechtsnormen  entspricht,  selbst  wenn  der  Be- 
amte an  deren  Vorhandensein  nicht  gedacht  hat.  So  erklärt  das 
Reichsgericht  z.  B.  Beschlagnahmen,  Haussuchungen,  Verhattun- 
gen  trotz  Rechtsirrtums  über  ihre  Zulässigkeit  nach  der  Straf- 
prozeßordnung für  rechtgemäß,  wenn  diese  Handlungen  als  Maß- 
nahmen der  Präventivpolizei  geboten  sind.     Hierin  zeigt  sich  die 

i)  Entsch.   d.   RG.   ii,  S.   178,   30,   S.  350. 
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Betonung  des  objektiven  Tatbestandes  bei  rechtlichen  Beurtei- 
lungen und  das  Prinzip  der  Wahrung  der  im  Beamten  in  die 
Erscheinung  tretenden  staatlichen  Autorität^). 

Nun  kann  freilich  nicht  der  Grundsatz  für  die  Praxis  ver- 
wendet werden,  daß  eine  objektiv  rechtswidrige  Handlung  eines 
Beamten  dadurch  schlechthin  zu  einer  rechtmäßigen  wird,  daß 
der  Beamte  sie  irrtümlicherweise  dafür  hält. 

Dies  hat  das  Reichsgericht  jedenfalls  für  die  Vollstreckungs- 
beamten anerkannt^). 

Man  muß  vielmehr  solche  Handlungen  prinzipiell  für  nicht 
rechtgemäß  erklären.  Wenn  sie  in  die  Kompetenz  eines  ande- 
ren, besonders  eines  vorgesetzten  Organs,  fallen,  kann  man  sie 
als  Kompetenzüberschreitungen,  wenn  überhaupt  eine  Zuständig- 
keit, der  die  Handlung  entsprechen  könnte,  nicht  besteht,  als 
Kompetenzanmaßungen  bezeichnen.  Beide  sind  jedoch  häufig 
nur  scheinbar.  Man  muß  sich  nämlich  vor  der  Ansicht  hüten, 
daß  alles,  was  nicht  expressis  verbis  befohlen  ist,  nicht  als  vom 
Rechte  verlangt  angesehen  werden  dürfe  ^).  Eine  durch  eine 
positive  Rechtsbestimmung  festgelegte  Kompetenz  nimmt  häufig 
im  Wandel  der  Zeiten  einen  erheblich  größeren  Umfang  an,  in- 
dem Handlungen  der  betreffenden  Organe,  die  an  sich  nicht  unter 
jene  zunächst  formulierte  Kompetenz  fallen,  allmählich  oder  auch 
von  vornherein  als  kompetenzmäßige  betrachtet  werden  und  Gel- 
tung haben. 

Dieser  Vorgang  ist  sogar  ein  notwendiger.  Denn  jede 
Rechtsnorm  ist  mehr  oder  weniger  kasuistisch  gefaßt.  Sie  trifft 
wegen  der  UnvoUkommenheit  der  Erkenntnis  des  Bestehenden 
und  vor  allem  auch  des  Zukünftigen  nicht  alles,  was  von  der  glei- 
chen Norm  getroffen  werden  müßte,  und  die  notwendige  Ergän- 
zung ergibt  sich  durch  die  Uebung  von  selbst.  In  der  Technik 
der  Rechtssetzung  hat  man  diese  Entstehung  von  Kompetenzrecht 
dadurch  zu  begünstigen  versucht,  daß  man  —  im  Gegensatze  zu 
den  ganz  kasuistischen  Kompetenznormen  des  alten  Rechts  — 
das  notwendig  zu  Vollziehende  von  vornherein  als  unter  die  Kom- 
petenz fallend  bezeichnet.  Somlö  führt  in  der  zitierten  Schrift 
mit  Bezug  auf  den  Richter  die  Wege  an,  die  das  Recht  in  dieser 


1)  Entsch.  d.  RG.   i,  S.  93,   4,  S.   loi,    11,  S.    19,   13,  S.  44. 

2)  Entsch.  d.  RG.  2,  S.  425,  3,  S.   17,  5,  S.  297. 

3)  Vgl.  Soinlo,    Die  Anwendung    des  Rechts,    in  Grünhuts  Zeitschrift  für  das 
Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  38,   S.   59. 
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Beziehung  beschreitet.  Seine  Ausführungen  gelten  in  allgemei- 
nerem Umfange  für  alle  Organe  des  Staates,  ganz  besonders  für  die 
Organe  der  Staatsverwaltung.  Das  Recht  gebietet  z.  B.  aus- 
drücklich die  Anwendung  von  Analogien;  es  bestimmt  anstatt 
fester  Tatbestände  so  lose,  daß  schon  bei  der  Bestimmung  des 
Tatbestandes  ganz  frei  verfahren  werden  kann.  Es  weist  allge- 
mein auf  Wertungen  hin,  die  maßgebend  sein  sollen,  oder  es 
überläßt  schließlich  die  Wertung    dem    betreffenden  Staatsorgan. 

Was  das  subjektive  Moment  bei  der  Wahrnehmung  der  staat- 
lichen Aufgaben  durch  die  Organe  des  Staates  betrifft,  so  bleibt 
noch  der  Fall  zu  erörtern,  daß  der  Beamte  bösgläubig  ist,  also 
glaubt,  seine  Pflicht  nicht  zu  erfüllen,  während  objektiv  seine 
Handlung  seiner  Zuständigkeit  entspricht.  Im  allgemeinen  wird 
die  Rechtmäßigkeit  des  Staatsaktes  durch  diese  Tatsachen  nicht 
berührt.  Denn  die  von  der  Handlung  betroffenen  Dritten  errei- 
chen trotz  dieses  subjektiven  Mangels  den  gleichen  Erfolg  bez. 
ziehen  sich  die  gleichen  Folgen  zu,  wie  beim  guten  Glauben  des 
Staatsorgans.  Eine  Ausnahme  könnten  die  nachteiligen  Wirkun- 
gen des  bösen  Beispiels  sein,  die  z.  B.  der  Vorgesetzte  oder  der 
Erzieher  dadurch  gibt,  daß  die  ihm  Untergebenen  seinen  bösen 
Glauben  kennen,  wenngleich  er  objektiv  zutreffend  handelt.  Diese 
Tatsache  kann  in  der  Praxis  bestimmte  Folgen  für  die  Stellung 
des  Betreffenden  als  Staatsorgan  haben,  beeinträchtigt  die  Wir- 
kung des  betreffenden  Staatsaktes  aber  im  übrigen  nicht. 

Gewisse  Staatsakte  haben  eine  so  wesentliche  Bedeutung 
selbst  in  ihren  anscheinend  unwesentlichen  Modalitäten,  daß  auch 
diese  zur  Wirksamkeit  des  Aktes  gehören  und  bei  ihrem  Fehlen 
ein  rechtgemäßer  Akt  des  Beamten  als  nicht  vorhanden  ange- 
sehen wird.  Dies  gilt  insbesondere  für  das  Erfordernis  gewisser 
Formen  bei  Begründung  von  Rechtsverhältnissen.  Diese  Formen, 
welche  nur  für  die  wichtigsten  Vorgänge  vorgeschrieben  sind, 
durch  welche  jemand  über  seinen  rechtlich  geschützten  Interessen- 
kreis oder,  sofern  ihm  eine  solche  Verfügungsmacht  zusteht,  über 
die  Rechte  anderer  verfügt,  haben  einerseits  den  Zweck,  durch 
die  Mitwirkung  eines  Staatsorgans  den  Verfügenden  vor  über- 
eilten Schritten  zu  bewahren,  andererseits  denjenigen,  den  Inhalt 
der  getroffenen  Verfügung  genau  festzustellen.  Aus  diesem 
Grunde  müssen  die  vorgeschriebenen  Formen  genau  beobachtet 
werden  und  tritt  bei  Nichtbeobachtung  der  mit  der  Verfügung 
bezweckte  Erfolg  nicht  ein.     Wie  streng   diese  Auffassung  durch- 
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geführt  wird,  sei  an  einem  Beispiele  aus  dem  Gebiete  der  letzt- 
willigen Verfügungen  gezeigt.  Bei  der  Beurkundung  einer  letzt- 
willigen Verfügung  muß  das  Protokoll  von  dem  Erblasser  eigen- 
händig unterschrieben  werden.  Erklärt  der  Erblasser,  daß  er 
nicht  schreiben  könne,  so  wird  seine  Unterschrift  durch  die  Fest- 
stellung dieser  Erklärung  im  Protokoll  ersetzt.  Wird  nun  von 
dem  beurkundenden  Richter  oder  Notar  nicht  diese  Erklärung 
des  Erblassers,  sondern  die  Tatsache,  daß  er  nicht  schreiben 
könne,  beurkundet,  so  sieht  das  Kammergericht  das  so  errichtete 
Testament  für  nichtig  an  (allerdings  im  Gegensatze  z.  B.  zum 
Oberlandesgericht  Dresden,  das  in  der  objektiven  Feststellung  des 
NichtSchreiben  k  ö  n  n  e  n  s  auch  die  Feststellung  der  Erklärung, 
nicht  schreiben  zu  können,  finden  will). 

Wesentlich  ist  die  Beobachtung  der  Formen  im  Rechtsver- 
kehr aber  außer  bei  der  Begründung  von  Pflichten  auch  bei 
ihrer  autoritativen  Feststellung  im  Einzelfalle,  bei  der  rich- 
terlichen Entscheidung,  und  zwar  gleichviel,  ob  diese  sich  auf  die 
privaten  Pflichten  Dritter,  oder  auf  die  öffentlich-rechtlichen  Pflich- 
ten der  Staatsorgane  erstreckt.  Diese  verbindliche  Feststellung 
erfolgt  in  den  wichtigeren  Fällen  auf  Grund  eines  sich  in  be- 
stimmten Formen  vollziehenden  Verfahrens  und  hat  so  wichtige 
Folgen  für  die  Beteiligten,  daß  die  Beobachtung  einer  Form, 
durch  die  die  Tatsache  der  Entscheidung  äußerlich  kenntlich  ge- 
macht wird,  als  wesentlich  für  die  Existenz  der  Entscheidung 
selbst  betrachtet  werden  muß.  Auch  die  Beobachtung  der  Ver- 
fahrensnormen ist  in  vielen  Fällen  für  wesentlich  anzusehen,  wenn 
gleich  die  formelle  Existenz  einer  Entscheidung  auf  Grund  eines 
in  der  Form  mangelhaften  Verfahrens  diese,  wenigstens  im  Zi- 
vilprozeß, doch  so  lange  mit  den  Wirkungen  einer  vollgültigen 
Entscheidung  ausstattet,  als  nicht  die  benachteiligte  Partei  diese 
Mängel  geltend  gemacht  hat.  In  den  Fällen,  in  denen  ein  Staats- 
organ (z.  B.  die  Staatsanwaltschaft  im  Disziplinarverfahren  oder 
im  ordentlichen  Strafverfahren)  solche  Verfahrensmängel  durch 
Anfechtung  einer  Entscheidung  rügt,  sind  diese  Rüge  und  die 
angefochtene  Entscheidung  als  Etappen  auf  dem  Gange  zu  einem 
rechtgemäßen  Staatsakt  zu  betrachten.  Solche  Etappen  gibt  es 
in  vielen  Fällen,  in  denen  es  dem  privaten  Interesse  oder  an- 
deren Staatsorganen  überlassen  bleibt,  gewisse  Tatsachen  gegen- 
über den  Staatsbehörden  geltend  zu  machen,  oder  bestimmte  An- 
träge zu  stellen.     Endlich  hat  die  Beobachtung  der  Formen  eine 
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wesentliche  Bedeutung  bei  der  Verkündung  der  Rechtsnormen, 
durch  die  sie  in  Kraft  treten.  An  Stelle  des  auf  den  ersten  Blick 
plausibel  erscheinenden  Grundsatzes,  daß  ein  allgemeines  Gebot, 
also  auch  ein  Rechtsgebot,  nur  dann  verbindliche  Kraft  habe, 
wenn  es  dem  Gehorsamspflichtigen  bekannt  geworden  sei,  muß 
für  das  Rechtsgebiet  der  Staaten,  deren  Glieder  die  umfassende 
Regelung  ihrer  Lebensbeziehungen  durch  die  Rechtssetzung  der 
Staaten  im  allgemeinen  kennen  und  auch  Gelegenheit  haben,  sich 
die  für  sie  erforderliche  Kenntnis  der  Rechtsnormen  zu  ver- 
schaffen, der  Grundsatz  des  error  iuris  nocet  gelten.  Hinge  z.  B. 
die  Strafbarkeit  einer  Handlung  von  der  Kenntnis  der  sie  ver- 
bietenden Rechtsnorm  ab,  so  würden  strafwürdige  Handlungen 
wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  dieser  Kenntnis  wohl  in 
den  meisten  Fällen  seitens  des  Staates  ungesühnt  bleiben.  Als 
Korrelat  für  den  Grundsatz  der  Schädlichkeit  des  Rechtsirrtums 
müssen  aber  die  für  die  Publikation  der  Rechtsnormen  und  die 
Bekanntmachung  sonstiger  Anordnungen  der  Staatsorgane  gel- 
tenden Vorschriften  als  unbedingt  wesentliche  bezeichnet  werden. 
Auch  die  Verletzung  einer  unwesentlich  erscheinenden  Modalität 
dieser  Publikation  würde  den  Staatsakt  als  einen  nicht  rechtge- 
mäßen erscheinen  lassen.  Aehnliches  gilt  von  sonstigen  Vor- 
schriften über  die  Art,  wie  der  verbindliche  Staatswille  in  die 
Erscheinung  tritt,  z.  B.  von  Abstimmungen  der  Parlamente,  der 
Gerichte,  sonstiger  kollegialer  Behörden  usv^'. 

Die  Frage,  wie  diejenigen  Handlungen  einer  zum  Staatsorgan 
bestellten  Person  zu  behandeln  sind,  bei  welcher  die  zur  Amts- 
übertragung gesetzlich  erforderlichen  wichtigen  Voraussetzungen 
nicht  gegeben  sind,  ist,  obwohl  mitunter  derartige  Fälle  vorkom- 
men, in  dieser  allgemeinen  Fassung  kaum  jemals  eruiert  worden. 
Handelt  es  sich  um  die  persönliche  Lebensführung,  so  pflegt 
dies  nach  allgemeiner  Rechtsauffassung  die  Rechtmäßigkeit  der 
Amtshandlungen  des  Betreffenden  nicht  zu  beeinträchtigen,  wie 
auch  Disziplinarverfahren  wegen  Handlungen,  die  vor  der  Er- 
langung eines  Amtes  begangen  sind,  im  allgemeinen  unzulässig 
sind.  Aber  auch  beim  Fehlen  sonstiger  Voraussetzungen  (z.  B. 
der  erforderlichen  Prüfungen  usw.)  werden  die  Handlungen  des 
betreffenden  Organs  nicht,  wie  es  eine  prinzipielle  Behandlung 
der  Verletzung  wesentlicher  Vorschriften  erheischen  würde,  als 
nichtig  betrachtet.  Es  würde  sich  daraus  eine  solche  Unsicher- 
heit in  den  während  der  Amtsperiode  jenes  irrtümlich  zum  Amte 
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Berufenen  begründeten  Rechtsverhältnissen  ergeben,  daß  eine 
Korrektur  oder  Wiederholung  jener  Amtshandkingen,  die,  abge- 
sehen von  der  Person  des  Handelnden,  rechtgemäß  sein  können, 
unmöglich  wäre.  Soweit  daher  nicht  wichtige  Rechtshandlungen 
einer  solchen  Person  dem  objektiven  Recht  widersprechen,  wer- 
den in  der  Praxis  solche  Handlungen  als  rechtgemäße  betrachtet, 
besonders,  sofern  nicht  dritte  Privatbeteiligte  Abänderungsanträge 
stellen. 

Diese  Behandlung  erfahren  solche  Staatsakte  deshalb,  weil 
der  Umstand,  daß  jemand  von  einem  anderen  Staatsorgan  mit 
einem  Amte  bekleidet  ist,  wegen  der  Staatsautorität,  selbst  wenn 
wesentliche  Voraussetzungen  fehlten,  nicht  ignoriert  werden  kann. 
Die  Wichtigkeit  dieses  Anstellungswillens  des  Anstellungsberech- 
tigten ergibt  sich  z.  B.  aus  einer  Entscheidung  des  Reichsgerichts. 
Wenn  in  Elsaß-Lothringen  Privatjagdhüter  nur  mit  Erlaubnis  des 
Kreisdirektors  angestellt  werden  sollen,  so  ist  der  Mangel  dieser 
Erlaubnis  für  ihre  Amtshandlungen  nicht  von  Bedeutung,  da  das 
Wesentliche  die  Bestellung  aus  dem  Willen  des  Waldeigentümers, 
des  Forst-  oder  Jagdberechtigten  ist^). 

Auch  andere  an  sich  mit  wesentlichen  Mängeln  behaftete 
Staatsakte  haben  eine  Wirkung,  die  der  der  rechtgemäßen  Staats- 
akte gleich-  oder  nahekommt.  Hierher  gehören  z.  B.  diejenigen 
Fälle,  in  denen  die  Anträge  von  beteiligten  Privatpersonen  oder 
auch  Staatsorganen,  durch  welche  die  Aenderung  von  Staats- 
akten erzielt  werden  soll,  an  Formen  und  Fristen  gebunden  sind. 
Bei  Nichtbeobachtung  dieser  Formen  und  Fristen  kann  z.  B.  eine 
richterliche  Entscheidung  trotz  Unrichtigkeit  die  formelle  Rechts- 
kraft, ein  sonstiger  fehlerhafter  Rechtsakt  die  Wirkungen  des 
fehlerlosen  erlangen.  Ein  Urteil,  das  unter  Verletzung  wichtiger 
Formvorschriften  erlassen  ist,  eine  Ehe,  die  unter  Verletzung  sol- 
cher Vorschriften  geschlossen  ist,  haben  Geltung  bis  zur  Anfech- 
tung durch  die  Beteiligten,  Auch  bei  Aenderungen  von  Staats- 
akten durch  vorgeordnete  Instanzen  ohne  Anträge  der  Beteiligten 
(man  könnte  dies  allgemein  als  Revision,  jenes  als  Appellation 
bezeichnen)  gelten  die  geänderten  Staatsakte,  falls  sie  nicht  recht- 
gemäß sind,  trotzdem  bis  zur  Aenderung. 

Es  gibt  aber  auch  zahlreiche  Rechtsnormen,  deren  Nicht- 
beobachtung nicht  so  strenge  Folgen  zeitigt  wie  die  Nichtbeob- 
achtung der  erwähnten   wesentlichen  Normen.     Ist   eine    Rechts- 


i)  Entsch.  d.  RG.  36,  S.   394. 
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Vorschrift  bei  einer  Amtshandlung  nur  »tunlichst  zu  beachten«, 
tritt  bei  ihrer  Nichtbeachtung  eventuell  nur  disziplinarische  Ahn- 
dung ein,  so  wird  der  wesentliche  Erfolg  des  Staatsaktes  bei 
Nichtbeachtung  solcher  Vorschriften  nicht  geschmälert.  Man 
spricht  in  dieser  Beziehung  von  »instruktionellen«  oder  »Sollvor- 
schriften« im  Gegensatze  zu  den  »Mußvorschriften«,  deren  Nicht- 
beachtung die  wesentlichen  Wirkungen  des  fehlerlosen  Staatsaktes 
beeinträchtigt  oder  nicht  entstehen  läßt. 

Das  Reichsgericht  hat  z.  B.  die  Zuziehung  von  zwei  Zeugen 
oder  eines  Gemeinde-  oder  Polizeibeamten  bei  Gewaltanwendung 
durch  einen  Gerichtsvollzieher  (sofern  der  Schuldner  Widerstand 
leistet)  für  wesentlich  ^),  die  Einhaltung  einer  dreitägigen  Frist 
für  die  Bekanntmachung  einer  Versteigerung  im  Verwaltungs- 
zwangsverfahren vor  der  Vornahme  der  Versteigerung  für  un- 
wesentlich erklärt  ^),  das  letztere  deshalb,  weil  diese  Vorschrift 
nur  eine  Instruktion  für  den  Unterbeamten  sei,  durch  die  dem 
administrativen  Vollziehungsbeamten  eine  Direktive  zu  schonen- 
derer Berücksichtigung  der  Interessen  des  Schuldners  seitens  der 
für  seine  wirtschaftliche  Existenzfähigkeit  selbst  interessierten  Ver- 
waltung gegeben  sei,  als  es  bei  der  Vollstreckung  des  Gerichts- 
vollziehers das  gleichberechtigte  Interesse  des  Gläubigers  jederzeit 
zulasse. 

Schon  hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Schwierigkeit  der  Unter- 
scheidung wesentlicher  nur  instruktioneller  Vorschriften  häufig 
eine  recht  schwierige  ist.  Die  Motivierung  des  Reichsgerichts  in 
dem  genannten  Urteil  und  auch  sonstige  Erscheinungen  in  der 
Praxis  lassen  allgemeine  Grundsätze  über  die  Beurteilung 
der  genannten  Begriffe  kaum  entnehmen. 

Es  wird  immer  auf  die  Tendenz  der  Rechtsnormen  zurück- 
gegangen werden  müssen,  wenn  man  zu  einem  Urteil  in  dieser 
Richtung  gelangen  will.  So  nimmt  z.  B.  das  Reichsgericht  an, 
daß,  da  der  Gesetzgeber  die  administrative  Exekution  mit  schützen- 
deren  Formen  umgeben  habe  als  die  gerichtliche,  der  Exekutor 
nach  altem  preußischem  Recht  zwar  instruktionswidrig,  aber  doch 
mit  rechtlicher  Wirkung  handelte,  wenn  er  keine  Zeugen  hinzu- 
zog, obwohl  der  Schuldner  sich  weigerte,  ihm  seine  Effekten  und 
Habseligkeiten  vorzuzeigen  und  zu  dem  Ende  sein  Zimmer,  Ge- 
wölbe, Keller  und  sonstigen  Behältnisse  zu  öffnen,  oder  wenn  sich 

i)  Entscli.  d.  RG.  7,  S.  372. 

2)  Entsch.  d.  RG.   7,  S.  370,    17,  S.    123. 
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der  Schuldner  entfernt,  und  niemanden  zur  Wahrung  seiner  In- 
teressen zurückgelassen  hat^);  sei  bei  der  administrativen  Exe- 
kution in  solchen  Fällen  die  Zuziehung  von  Zeugen  nicht  nötig, 
so  sei  sie  bei  der  mit  weniger  schützenden  Formen  umgebenen 
gerichtlichen  Exekution  nur  instruktioneil. 

Als  unwesentlich  wird  man  es  mit  dem  Reichsgericht  im  all- 
gemeinen annehmen  müssen,  ob  ein  Beamter  bei  Vornahme  einer 
Amtshandlung  sein  amtliches  Abzeichen  trägt  oder  nicht  ^).  Frei- 
lich wird  seine  amtliche  Eigenschaft  mitunter  nicht  erkennbar 
sein,  welcher  Umstand  zur  Folge  haben  kann,  daß  die  so  vor- 
genommene Handlung  als  Amtshandlung  zunächst  nicht  respek- 
tiert wird.  Dies  ist  jedoch  als  objektiv  rechtswidrig  anzusehen, 
da  jene  Handlung  als  rechtgemäßer  Staatsakt   zu   betrachten  ist. 

Was  das  Verhalten  Dritter  gegenüber  Staatsakten  betrifft, 
so  handeln  sie  auf  eigene  Gefahr,  wenn  sie  bei  Staatsakten,  die 
sie  für  fehlerhaft  halten,  es  an  Gehorsam  fehlen  lassen.  Das 
Reichsgericht  führt  als  Grund  für  diese  Auffassung  an,  daß  die 
staatliche  Autorität  es  erfordere,  daß  einer  rechtmäßigen  Amts- 
ausübung sich  der  Betreffende  unbedingt  unterwerfe,  daß  er  da- 
her aber  auch  nicht  dem  Beamten  sein  eigenes,  entgegenstehen- 
des Urteil  vorhalten  dürfe,  wonach  die  Amtshandlung  rechtswidrig 
sei.  Er  trage  daher,  insofern  er  bei  einer  Amtshandlung  zu  einer 
Prüfung  der  Rechtmäßigkeit  veranlaßt  werde,  für  die  daraus  ent- 
nommene Entschließung  die  eigene  Verantwortlichkeit,  wenn  er 
z.  B.  trotz  der  Rechtmäßigkeit  der  Amtsausübung  dem  darin  be- 
griffenen Beamten  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Ge- 
walt Widerstand  leiste  oder  ihn  tätlich  angreife^).  Eine  wirksame 
Aufrechterhaltung  der  Autorität  des  Staates  sei  durch  entschlos- 
sene und  tatkräftige  Beamte  bedingt;  um  sich  solcher  zu  ver- 
sichern, bedürfe  es  der  Aufstellung  von  Grundsätzen,  durch  die 
dem  Beamten  die  zweifellose  Gewißheit  werde,  daß  ihm  bei  sei- 
nen Amtshandlungen  auch  ein  hinreichender  Schutz  zur  Seite 
stehe ;  dieser  ab-^r  sei  vorzugsweise  durch  die  gesetzliche  Be- 
drohung des  Widerstandes  gegen  Beamte  gegeben*). 

Aber  auch  an  sich  fehlerhafte  Staatsakte  durch  Beamte  kön- 
nen   den  Gehorsam   der  Betroffenen    erheischen.     Das  Reichsge- 

1)  Entsch.  d.  RG.  i,  S.   165. 

2)  Entsch.   d.  RG.  25,  S.   112. 

3)  Entsch.  d.  RG.  2,  S.  425. 

4)  Entsch.  d.  RG.  6,  S.  403- 
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rieht  hat  für  den  Fall  eines  unrechtmäßigen  Befehls  den  Wider- 
stand gegen  einen  diesen  Befehl  ausführenden  Beamten,  der  dem 
Befehl  gegenüber  gehorsamspflichtig  ist,  für  unzulässig  erklärt, 
mit  Recht,  denn  der  Beamte  müßte  einschreiten,  der  Betroffene 
dürfte  sich  widersetzen,  und  der  Beamte  wäre  wieder  genötigt, 
diesen  Widerstand  zu  brechen,  eine  Rechtslage,  die  das  Gesetz 
nicht  gewollt  haben  kann  ^). 

Eine  ausführliche  Behandlung  haben  in  der  staatlichen  Ge- 
setzgebung und  in  der  rechtswissenschaftlichen  Literatur  nur  die- 
jenigen Mittel  gefunden,  durch  welche  bei  fehlerhaften  Staatsakten 
für  Abhilfe  durch  andere  Staatsorgane,  sei  es  auf  Antrag  eines 
Interessierten,  sei  es  von  Amts  wegen,  gesorgt  wird.  Es  gehören 
dahin  nicht  nur  die  Rechtsmittel  im  engeren  Sinne,  durch  welche 
die  Entscheidung  über  eine  Angelegenheit  vor  ein  höheres  Forum 
gebracht  wird,  sondern  alle  Fälle,  in  denen  dasselbe  oder  ein 
anderes  Staatsorgan  auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen  eine  An- 
gelegenheit abweichend  von  der  bisherigen  Behandlungsart  erledigt. 
Andererseits  gehört  nicht  jedes  Rechtsmittel  in  diese  Kategorie 
von  Mitteln  zur  Abhilfe,  da  die  angefochtene  Entscheidung  ein 
durchaus  fehlerloser  Staatsakt  sein  kann  und,  z.  B.  häufig  im  Zi- 
vilprozeß, nur  infolge  neuer  tatsächlicher  Behauptungen  geändert 
werden  mufi. 


l)  Entsch.  d.  RG.   2,  S.  416. 
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GEDANKEN  ZUR  PHILOSOPHIE  DER  TECHNIK 
UND  DES  STAATES. 

Von 

Dr.  ERNST  SCHULTZE. 

I.  Teil. 

AllesGeschehen  in  der  Natur  beruht  auf  der  Ausglei- 
chung von  Gegensätzen.  Das  Wasser  befindet  sich  in 
fließender  Bewegung  nur,  wo  es  durch  einen  Höhenunterschied 
zum  Fallen  gezwungen  wird,  oder  wo  der  Ausgleich  zwischen 
einem  Maximum  und  Minimum  in  der  Lufthülle  der  Erde  starke 
Winde  verursacht  hat,  die  seine  Oberfläche  aufwühlen.  Felsblöcke 
rollen  nur  zu  Tale,  wenn  die  Stützen,  die  ihrer  Schwerkraft  ent- 
gegenwirkten, geschwächt  oder  entfernt  werden.  Temperatur- 
unterschiede geben  die  Veranlassung  zu  Luft-  oder  Wärmeströ- 
mungen, die  nun  ihrerseits  als  Kraft  auftreten.  Elektrische  Span- 
nungen entladen  sich  im  elektrischen  Strome,  das  Getrenntsein  che- 
mischer Elemente,  die  sich  gern  vereinigen,  ist  ebenfalls  als  Span- 
nung aufzufassen,  die  ihrer  Entladung  zustrebt.  Ueberall  in  der 
Natur  sind  es  Kraftunterschiede,  Kraftspannungen,  gleichsam  ge- 
waltsame Trennungen  zu  einander  strebender  Dinge,  welche  die 
verschiedenen  Kräfte  in  die  P2rscheinung  treten  lassen.  Ihre  Ent- 
ladung äußert  sich  dann  als  K  r  a  f  t  w  i  r  k  u  n  g.  Die  letztere 
hat  die  Eigentümlichkeit,  daß  sie  fast  nie  sich  auf  ihre  eigentliche 
Wirkung  beschränkt,  sondern  daß  sie  Nebenwirkungen  hervorruft, 
die  dadurch  verursacht  sind,  daß  sich  der  Ausgleich  der  Span- 
nung in  einer  Umgebung  vollzieht,  die  davon  mit  beeinflußt  wird. 
Ja  ihr  Vorhandensein  ist  meist  die  Voraussetzung,  daß  die  Kraft 
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äußerlich  als  Erscheinung  sichtbar  wird.  Wenn  zwei  chemische 
Elemente  sich  zu  einer  Verbindung  zusammentun,  so  geschieht 
dies  unter  starker  Temperaturentwickelung,  die  in  der  Regel  da- 
durch meßbar  wird,  daß  sie  sich  eben  in  einem  Medium  vollzieht, 
weil  außer  den  beiden  Elementen  noch  etwas  Drittes,  ihre  Um- 
gebung, vorhanden  ist.  Jede  Kraftart  hat  eben,  sobald  sie  in 
Erscheinung  tritt,  die  Wirkung  —  oder  man  würde  vielleicht 
richtiger  sagen :  sie  vermag  sich  nicht  dagegen  zu  wehren  — , 
daß  ein  Teil  ihrer  selbst  in  eine  derjenigen  Kraftformen  umge- 
wandelt wird  (Wärme,  Licht,  Elektrizität),  die  das  den  Raum  er- 
füllende Medium,  der  Aether,  an  sich  zieht,  durch  den  hindurch 
sich  die  Kraftwirkung  fortpflanzt. 

Lange  Zeit  war  die  Menschheit  über  die  Vorgänge,  die  sich 
bei  derEntwickelung  von  Kraft  abspielen,  im  unklaren.  Bevor  1842 
von  Robert  Mayer  und  fünf  Jahre  später  abermals  von  Hermann 
Helmholts  das  Gesetz  der  Erhaltung  der  Kraft  entdeckt  wurde, 
nahm  man  an,  daß  es  in  der  Macht  des  Menschen  stände,  Kraft 
aus  dem  Nichts  zu  erzeugen  oder  doch  wenigstens  ein  System 
von  Kraftwirkungen  aufzubauen,  das  jeden  Kraftverlust  ausschließe. 
Hatte  man  doch,  ebenso  wie  man  dem  Phantom  des  Perpetuum 
mobile  nachgejagt  war,  auch  angenommen,  daß  es  möglich  sei, 
Stoff  gewissermaßen  aus  dem  Nichts  zu  schaffen,  bis  Lavoisier 
zwei  Menschenalter  vor  der  Entdeckung  des  Gesetzes  der  Erhal- 
tung der  Kraft  das  Gesetz  der  Erhaltung  des  Stoffes  behauptete 
und  nachwies. 

Die  Naturforschung  hat  alsdann  gezeigt,  daß  sich  im  Weltall 
oder  jedenfalls  auf  unserer  Erde  ein  fast  beständiges  Ab- 
strömen hochgespannter  Kräfte  vollzieht.  Allgemein 
ist  die  Annahme,  daß  die  Planeten,  deren  Oberfläche  bereits  er- 
kaltet ist,  an  das  umgebende  Weltall  mehr  Wärme  abgeben  als 
sie  von  der  Sonne  empfangen,  und  daß  nun  gar  die  noch  glühen- 
den Himmelskörper  beständig  riesige  Kraftmengen  in  das  Welt- 
all hinaussenden.  Wo  sie  bleiben  —  man  weiß  es  nicht.  Mir  will 
scheinen,  als  wenn  hier  vielleicht  eine  Lücke  der  naturphiloso- 
jihischen  Anschauungen  besteht,  die  durch  die  Annahme  eines 
temperaturlosen  und  unstofflichen  Aethers  durchaus  nicht  ver- 
kleinert wird,  da  die  Unwahrscheinlichkeiten  der  herrschenden 
Hypothese  dadurch  kaum  gemildert  werden.  Gewisse  I'^orschun- 
yen  der  neuesten  Zeit  bedeuten  wohl  den  Anfang  einer  Abkehr 
von  der  Theorie  der  Unstotflichkeit    des  Aethers.     Man    begannt 
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sich  vielleicht  mit  der  Auffassung  vertraut  zu  machen,  daß  auch 
der  Aether  ein  chemisches  Element  sei. 

Auf  den  einzelnen  Weltkörpern  —  unabhängig  also  von  der 
Frage,  welche  Kraft  sie  etwa  in  das  Weltall  hinaussenden  —  spielt 
sich  beständig  eine  Kraftumformung  ab,  die  im  allgemeinen  die 
Tendenz  hat,  die  verschiedenen  konzentrierten,  intensiven  Kraft- 
arten in  weniger  gespannte,  extensivere  Kraftform  umzusetzen. 
Welche  Vorstellungen  man  sich  ferner  auch  von  dem  Kraftver- 
lust der  unorganischen  Himmelskörper  machen  will  —  sobald  sie 
organisches  Leben  auf  ihrer  Rinde  entwickeln,  senden  sie  selbst- 
tätig nicht  mehr  so  beträchtliche  Temperaturmengen  in  das  Welt- 
all hinein.  Die  Frage  der  Aufspeicherung  oder  des  Verlustes 
von  Kraft  in  der  organischen  Natur  liegt  zweifellos  so,  daß  sich 
während  der  Millionen  von  Jahren,  die  seit  der  Entstehung  des 
Lebens  auf  unserem  Planeten  verflossen  sind,  die  Erschei- 
nungen des  organischen  Lebens  sowohl  an 
Qualität  wie  an  Intensität  erheblich  gesteigert 
haben.  Man  müßte  denn  annehmen,  daß  die  Riesenformen, 
die  in  der  Fauna  und  Flora  früherer  Perioden  der  Erdgeschichte 
zu  beobachten  sind,  ein  intensiveres  Leben  entwickelt  hätten  als 
die  verwandten  Formen  der  späteren  Perioden  und  der  Gegen- 
wart. Diese  Annahme  wäre  aber  wohl  falsch,  da  vielmehr  der 
umgekehrte  Schluß  näher  liegt,  daß  das  organische  Leben  da- 
mals wesentlich  träger  war  als  heute. 

Von  den  einstigen  Urtieren  oder  von  unseren  jetzigen  Amö- 
ben an,  von  denen  man  einstweilen  glaubt,  daß  sie  mit  den  Ur 
tieren  mindestens  große  Aehnlichkeit  haben,  bis  zu  den  höchst- 
entwickelten Vertretern  der  Säugetiere  ist  ein  langer  Weg  durch- 
messen worden,  der  nicht  nur  eine  immer  weiter  gehende  Diffe- 
renzierung der  Organe  erkennen  läßt,  sondern  auch  eine  b  e- 
deutende  Vermehrung  der  Kraft-Aufspeiche- 
rung und  Kraft-Entfaltung.  Tier-  und  Pflanzen- 
reich unterscheiden  sich  ja  in  ihrem  Verhältnis  zur  Kraft  dahin, 
daß  die  Pflanzen  Kraft  aufspeichern,  während  die  Tiere  die  von 
den  Pflanzen  gesammelte  Kraft  wieder  zerfallen  lassen.  Nur 
durch  diese  Dissoziierung  der  von  den  Pflanzen  aufgespei- 
cherten Kraft  sind  sie  imstande,  ihren  Lebenslauf  und  damit 
ihre  Kraftwirkungen  sich  vollziehen  zu  lassen.  Denn  auch  die 
fleischfressenden  Tiere  verbrauchen  als  organische  Substanz  den 
Xörper   anderer  Tiere,    die    sich    ihrerseits   wieder   von    Pflanzen 
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nähren.  Eine  Fauna  ohne  Flora  können  wir  uns 
nicht  vorstellen,  und  nur  durch  die  Weiterentwicke- 
lung der  Pflanzenwelt  ist  es  der  Tierwelt  möglich  geworden,  im- 
mer differenziertere,  kräftigere,  mächtigere  Lebewesen  zu  schaffen. 
Wie  außerordentlich  weit  die  verschiedenen  Pflanzen-  und  Tier- 
arten und  -gattungen  auseinander  gehen,  lehrt  uns  zu  immer 
neuem  Staunen  die  Naturgeschichte. 

Das  bedeutet  also  andererseits,  daß  wenigstens  in  der  or- 
ganischen Welt  nicht  eine  innere  Ausgleichung  der  Unterschiede 
stattgefunden  hat,  sondern  ein  stetig  fortschreitendes 
Auseinander  wachsen  der  äußeren  Grenzen  des 
organischen  Lebens,  und  innerhalb  dieses  sich  immer 
weiter  spannenden  Rahmens  die  Entstehung  einer  immer  größe- 
ren Formenmannigfaltigkeit.  Jede  dieser  Arten  von  Lebewesen 
ist  mindestens  auf  eine  andere  für  die  Abwickelung  ihres  Le- 
bensverlaufs, also  auf  ihre  Lebenserhaltung,  angewiesen;  und  im 
Haushalte  der  Natur  ist  eine  so  unendliche  Differenzierung  und 
Komplizierung  eingetreten,  daß  die  Entfernung  auch  nur  des  un- 
scheinbarsten Gliedes  schwere  Störungen  des  Gesamtverlaufs  zur 
Folge  haben  kann.  Als  man  wieder  einmal  den  Maulwurf  ver- 
nichten wollte,  hat  Goethe,  der  mit  unnachahmlichem  Weitblick 
die  Gesamtheit  der  Naturvorgänge  umspannte,  in  einem  reizenden 
Verschen  betont,  wie  arg  der  Haushalt  der  Natur  dadurch  ge- 
stört werden  würde. 

Nun  vollzieht  sich  die  gesamte  Abwickelung  orga- 
nischer und  technischer  Kräfte  in  einer  Temperatur- 
lage, die  nur  einen  ganz  kleinen  Ausschnitt  aus  den  Mög- 
lichkeiten der  in  der  Natur  vorkommenden  Wärmegrade  darstellt. 
Der  absolute  Nullpunkt  —  von  dem  wir  keineswegs  wissen,  ob 
er  praktisch  die  tiefste  Temperatur  darstellt  —  wird  auf — 273^ 
angegeben.  Die  Temperatur  der  Sonne  andererseits  ist  auf 
etwa  +  8000,  wenn  nicht  loooo"  Celsius  geschätzt  worden. 
Die  Technik  hat  Jahrtausende  lang  nur  mit  Temperaturen  von 
wenigen  Graden  unter  Null  bis  ein  paar  hundert  Graden  über 
Null  arbeiten  können,  da  es  nicht  gelang,  tiefere  oder  höhere 
Temperaturen  zu  erzielen.  Viele  Natur-  und  Halbkultur-Völker 
sind  nicht  zur  Bearbeitung  des  Isisens  fortgeschritten,  das  einen 
Schmelzpunkt  von  mindestens  1135"  erfordert  (Gußeisen  weiß, 
während  der  Schmelzpunkt  für  Gußeisen  grau  bei  1220°,  für 
Gußstahl  bei   1375",  für  Schmiedeeisen  bei  1600^  liegt)-    Manche 
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andere  haben  nicht  einmal  gelernt,  das  Kupfer  flüssig  zu  bear- 
beiten, das  bei  1065  °  schmilzt,  —  wie  z.  B.  die  Indianer  Nord- 
amerikas, deren  Kulturstufe  sich  etwa  mit  der  der  Germanen  zu 
Tacitus'  Zeit  vergleichen  läßt,  keine  eisernen  Werkzeuge  hatten, 
sondern  nur  solche  aus  (größtenteils  gehämmertem)  Kupfer. 

Aber  selbst  innerhalb  dieses,  von  dem  Menschen  zunächst 
nur  in  bescheidener  Weite  gespannten  Temperaturrahmens  spielt 
sich  das  organische  Leben,  also  dasjenige,  das  den  leben- 
digsten Verlauf  und,  im  großen  ganzen  gemessen,  die  riesigsten 
Spannungsausgleichungen  und  Kraftwirkungen  zeigt,  in  einem 
Temperaturkreise  von  nur  wenigen  Dutzenden  Graden 
ab.  Die  mittlere  Körperwärme  beträgt  beim  Menschen  36,5  bis 
37,5'',  beim  Pferd  i  Grad  mehr;  ähnlich  schwankt  sie  beim  Rind, 
beim  Schaf,  beim  Schwein,  beim  Hund  und  bei  den  Vögeln  zwi- 
schen tiefstens  37,5°  und  höchstens  43,9°.  Eine  Steigerung  um 
nur  wenige  Grade  bedeutet  Fieber,  ist  also  das  Anzeichen  mehr 
oder  weniger  schwerer  Krankheit.  Eine  Erhöhung  der  äußeren 
Temperatur  nicht  einmal  auf  den  Siedepunkt  des  Wassers,  son- 
dern nur  auf  den  Mittelpunkt  zwischen  dem  Siedepunkt  und  der 
mittleren  Körperwärme,  wird  als  unerträglich  empfunden  und  kann 
nur  kurze  Zeit  ausgehalten  werden.  Eine  Erniedrigung  der  Außen- 
temperatur wird  leichter  ertragen;  wie  schwere  Gefahren  sie  aber 
in  sich  birgt,  sobald  sie  längere  Zeit  auf  den  Körper  einwirkt, 
lehrt  uns  die  Geschichte  der  Nord-  und  Südpolfahrten.  Die  Ver- 
arbeitung der  vom  tierischen  Körper  aufgenommenen  Nährstoffe, 
ihre  Umsetzung  in  Blut  und  andere  Körpersubstanzen,  deren  Ver- 
ausgabung zum  Zweck  der  Kraftentwickelung,  gehen  regelmäßig 
und  ohne  Störungen  nur  vor  sich  innerhalb  eines  winzigen 
Ausschnittes  aus  dem  Gesamtbe reich  der  Tem- 
peraturen, die  im  Weltall  zu  beobachten  sind. 

Die  gewaltigste  Kraftquelle,  die  wir  kennen,  ist 
die  Sonne,  wenngleich  wir  theoretisch  wissen,  daß  es  leuch- 
tende Sterne  von  weit  größerer  Masse  und  beträchtlich  höherer 
Wärme-  und  Kraftausstrahlung  gibt.  Das  Leben  auf  der  Erde 
aber  empfängt  von  den  fremden  Sternen  keinerlei  Kraft,  während 
es  von  unserer  Sonne  stets  von  neuem  gespeist  wird.  Wie  hoch 
die  Temperatur  des  Sonnenkörpers  oder  vielmehr  der  Sonnen- 
oberfläche ist,  wissen  wir  nicht  genau.  Es  macht  auch  praktisch 
kaum  einen  Unterschied,  ob  sie,  wie  Zöllner  dies  auf  Grund  theo- 
retischer Erwägungen  behauptete,  eine  Temperatur  von  mehr  als 

2* 
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28000*^  besitzt  oder  gar  die  von  Secchi  und  Ericsoji  behauptete 
von  5 — 6  000  000 '^i  wahrscheinlich  müssen  wir  ihre  Temperatur 
auf  8-— lOCMDO*',  vielleicht  sogar  nur  auf  6000°  annehmen.  Prak- 
tisch wichtig  ist  allein,  daß  die  Sonne  für  uns  an  Licht-  und 
Wärmewirkung  sämtliche  anderen  Himmelskörper  außerordentlich 
übertrifft.  Ihr  Licht  ist  5  Milliarden  mal  heller  als  das  des  Jupiter, 
61 9  000  mal  heller  als  der  Vollmond.  Ueber  ihre  Wärmewirkung 
werden  wir  fast  täglich  am  eigenen  Leibe  belehrt.  Professor 
Ciamician  aus  Bologna  hat  kürzlich  berechnet,  daß  ein  Abschnitt 
der  Erdoberfläche  von  1000  qkm,  wenn  er  täglich  nur  6  Stunden 
von  der  Sonne  direkt  bestrahlt  wird,  in  einem  Jahre  eine  Wärme- 
menge erhält,  die  der  Energie  von  3  Milliarden  Tonnen  Kohle 
entspricht,  und  daß  die  Sahara,  deren  Ausdehnung  etwa  6  Mil- 
lionen qkm  beträgt,  von  der  Sonne  täglich  eine  Wärmemenge 
empfängt,  zu  deren  Entwickelung  wir  6  Milliarden  Tonnen  Kohle 
verbrauchen  müßten. 

Daß  alles  organische  und  alles  technische  Leben  auf  der 
Erdoberfläche  von  der  gegenwärtigen  oder  früheren  Kraft  der 
Sonnenstrahlung  abhängig  ist,  hat  uns  die  Wissenschaft  in  den 
letzten  100  Jahren  gelehrt.  Wir  nähren  uns  von  Tier-  und  Pflan- 
zenstoff'en,  alle  Tiere  aber  verbrauchen  letzten  Endes  pflanzliches 
Leben,  und  dieses  ist  in  seiner  Gesamtheit  ohne  kräftige  Sonnen- 
strahlung nicht  möglich.  Das  Gesamtgewicht  der  Pflanzen  auf 
der  Erde  wird  auf  etwa  32  Milliarden  Tonnen  geschätzt,  deren 
Wert  etwa  dem  von  18  Milliarden  Tonnen  Kohle  gleichkommen 
würde.  Ein  erheblicher  Teil  dieser  Pflanzenwelt  wird  von  der 
Menschheit  direkt  oder  indirekt  zu  Zwecken  ihrer  Nahrung,  Klei- 
dung oder  Wohnung  verbraucht.  Die  Kraftquellen  aber,  die  der 
Mensch  für  Technik  und  Wirtschaftsleben  benutzt,  hängen  eben- 
falls letzten  Grundes  sämtlich  von  der  Sonne  ab.  Denn  entweder 
benutzt  er  als  Kraftquelle  seine  eigenen  Gliedmaßen ;  oder  die 
Glieder  von  Tieren ;  oder  Wasserkräfte,  die  nur  dadurch  bestän- 
dig mit  neuen  Kraftmengen  gespeist  werden,  daß  die  Sonne  durch 
Erwärmung  Wassermassen  verdunsten  läßt  und  in  die  Atmosphäre 
hinaufhebt,  von  wo  sie  sich  als  Regen  auf  die  Erdoberfläche  er- 
gießen, um  wieder  zu  Tale  zu  strömen ;  oder  endlich  Kohle  oder 
Petroleum,  die  beide  in  früheren  Zeiträumen  der  Erdgeschichte 
als  Ueberbleibsel  pflanzlichen  Lebens  aufgespeichert  wurden. 

Die  Kraftquellen  der  Natur  für  sich  zu  ver- 
wenden, den  Wagen  des  Fortschritts  triumphierend   durch  sie 
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ziehen  zu  lassen,  hat  die  Menschheit  eigentUch  erst  im  letzten 
Jahrhundert  gelernt.  In  der  Tat  sind  alle  ihre  Versuche,  die  Kräfte 
der  Natur  zu  meistern,  früher  ergebnislos  geblieben,  wenn  man 
sie  mit  den  technischen  Errungenschaften  des  19.  und  20.  Jahr- 
hunderts vergleicht.  Bis  dahin  wußte  man  die  Kraftmengen  der 
Außenwelt  nur  in  sehr  kleinem  Maßstab  einzufangen.  Ja  man 
hatte  vielleicht  nicht  einmal  die  Empfindung,  welche  ungeheuren 
Kraftmassen  in  der  Natur  vorhanden  sind.  Jeder  kleinste  Fort- 
schritt in  der  Bändigung  eines  dieser  Wildlinge  wurde  mit  Freu- 
dengeschrei begrüßt.  Unserer  Zeit,  die  sich  daran  gewöhnt  hat, 
von  der  Technik  das  Größte  zu  verlangen,  und  die  in  diesem 
Vertrauen  selten  getäuscht  wird,  entlockt  es  nur  ein  mitleidiges 
Lächeln,  wenn  zu  lesen  ist,  wie  sich  die  Menschen  vergangener 
Jahrhunderte  rühmten,  sobald  sie  ein  ganz  klein  wenig  Kraft,  die 
sonst  in  der  Natur  nutzlos  verpuffte,  für  sich  eingefangen  hatten. 
Wir  stellen  weit  größere  Anforderungen  :  wir  suchen  die  ganze 
Erdoberfläche  nach  Kraftquellen  ab;  bei  der  Betrachtung  jedes 
Wasserfalles  stellen  wir  die  Frage,  wieviel  PS  er  hergeben  könnte, 
bei  jedem  Gebirge  fragen  wir  einmal  danach,  welche  Schätze 
an  edlen  Metallen  es  birgt,  und  im  selben  Atem,  ob  es  nicht 
auch  Kohle  und  in  seiner  Nachbarschaft  vielleicht  auch  Petroleum 
enthalte.  Alle  erreichbaren  Kraftquellen  strebt  die  heutige  Technik 
rücksichtslos  einzufangen,  um  sie  zu  zwingen,  für  uns  zu  arbeiten. 
Früheren  Geschlechtern  wäre  angst  und  bange  geworden,  wenn 
auch  nur  der  Vorschlag  gemacht  worden  wäre,  die  Hunderttau- 
sende von  PS,  die  etwa  die  Niagarafälle  entwickeln,  zu  fesseln. 
Und  in  der  Tat  hat  es  sich  ja  auch  nicht  ganz  selten  ereignet, 
als  man  zuerst  versuchte,  riesige  Kraftmengen  aufzuspeichern  und 
dem  Menschen  zu  unterjochen,  daß  der  gefesselte  Riese  plötzlich 
seine  Ketten  brach  und  mit  wilder  Kraft  um  sich  schlug,  alles 
zermalmend,  was  Menschenhand  um  ihn  herum  aufgebaut  hatte. 
Dennoch  ist  die  moderne  Technik  von  ihrer  Absicht,  alle 
verfügbaren  oder  irgend  auffindbaren  Kräfte  aufzuspeichern  und 
in  den  Dienst  unseres  Lebens  zu  zwingen,  nie  wieder  zurückge- 
wichen. Sie  hat  dieses  Ziel  fest  und  sicher  im  Auge  behalten, 
sich  durch  keinen  Mißerfolg  entmutigen  lassen,  und  auch  in  die- 
ser Seite  ihres  Wirkens  den  Charakter  bewahrheitet,  den  sie  seit 
Einführung  der  Maschinentechnik,  insbesondere  aber  seit  ihrer 
engen  Vermählung  mit  der  Wissenschaft  im  19.  Jahrhundert,  er- 
worben hat :  den  Charakter  der  systematischen  Arbeit,    des    me- 
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thodischen  Entwerfens,  des  riesenhaften  Planens,  der  energischen 
und  doch  vorsichtigen  Ausführung.  In  den  Jahrhunderten  zuvor 
längst  vorbereitet,  sind  der  Technik  der  Gegenwart 
dieseCharakterzüge  so  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen, 
daß  wir  jedes  Abirren  von  der  strengsten  begriffsmäßigen  und 
wissenschaftlichen  Durcharbeitung  der  technischen  Arbeit  als 
Widerspruch  gegen  ihr  Wesen  empfinden. 

So  ist  denn  auch  die  Kraftaufspeicherung  und 
die  Kraftentfaltung  ganz  unter  diese  Methoden 
gestellt  worden.  Bevor  die  Technik  heute  irgendeine  Kraft- 
quelle verwendet,  fragt  sie,  wie  groß  sie  ist;  und  bevor  sie  ihre 
Größe  nicht  gemessen  oder  doch  Fürsorge  getroffen  hat,  daß  man 
ihr  mit  Sicherheit  einen  ganz  bestimmten  Kraftteil  entnehmen 
kann,  pflegt  sie  nicht  an  die  Ausführung  zu  gehen.  Für  alle 
Kraftarten  hat  die  Technik  bestimmte  Maße  erfunden  und  einge- 
führt. 

Es  kommt  ihr  nicht  mehr  darauf  an,  gewissermaßen  aus 
Spielerei  eine  Kraft  zu  häufen,  um  sie  in  fabelhafter  Wirkung  zu 
entladen,  sondern  sie  will  selbst  die  größte  Kraft  mit  voller  Ge- 
nauigkeit beherrschen,  und  sie  strebt  dahin,  jede  Kraftsumme, 
und  sei  sie  noch  so  groß,  dermaßen  sicher  in  der  Hand  zu  hal- 
ten, daß  sie  von  ihr  jeden  beliebigen  vorher  am  Schreibtisch  des 
Ingenieurs  zu  berechnenden  Teil  zur  Wirkung  kommen  lassen, 
den  Rest  aber  zurückbehalten  kann.  Märchenhafte  Sicher- 
heit ist  auf  diesem  Wege  erzielt  worden.  Das  gewaltigste  tech- 
nische Instrument  war  bis  vor  kurzem  der  große  Dampfhammer 
bei  Krupp,  der  mit  einer  Schlagwirkung  von  750000  Kilogramm- 
metern heruntersausen  konnte,  um  einen  Block  glühenden  Stahls 
in  die  Breite  zu  quetschen,  den  man  aber  auch  so  genau  ein- 
stellen konnte,  daß  er  herunterstürzend  eine  Weinflasche  korkte, 
ohne  sie  umzuwerfen,  ja  daß  er  die  Schale  einer  Nuß  knackte, 
ohne  ihre  Mandel  zu  verletzen. 

Um  solchen  Fortschritt  zu  erzielen,  war  ein  immer  tieferes 
Eindringen  in  das  Wesen  der  Kraft  oder  sagen  wir  besser  ihrer 
verschiedenen  Erscheinungsarten  erforderlich.  Die  Entdeckung 
des  Gesetzes  der  Erhaltung  der  Kraft  kann  als  einer 
der  wichtigsten  Schritte  auf  diesem  Wege  angesehen  werden, 
wenn  man  auch  lange  Zeit  über  seine  außerordentliche  technische 
Bedeutung  im  unklaren  blieb.  Denn  es  dauerte,  wie  bei  jedem 
grundstürzenden  Fortschritt,  noch  Jahrzehnte,  bis  seine  technische 
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Anwendbarkeit  über  die  ersten  unbeholfenen  Versuche  hinausge- 
diehen war  und  sich  praktisch  verwerten  zu  lassen  begann. 
Technik  und  Wissenschaft  haben  alsdann  unermüdlich  daran  ge- 
arbeitet, die  Erscheinungsarten  der  Kraft,  die  Methoden  ihrer 
Umsetzbarkeit,  ihrer  Aufspeicherung  und  ihrer  Verwendung  zu 
studieren. 

Technik  und  Wissenschaft  pflegen  neuerdings  die  Bezeich- 
nung »Kraft«  möglichst  wenig  zu  gebrauchen;  sie  sprechen 
lieber  von  »Energie«.  Wenn  in  der  vorliegenden  Arbeit  den- 
noch die  Bezeichnung  »Kraft«  dafür  gebraucht  wird,  so  geschieht 
dies  sowohl  der  größeren  Kürze  halber  als  um  mancherlei  Ver- 
wechslungen zu  vermeiden,  die  namentlich  dadurch  möglich  sein 
würden,  daß  wir  das  Wort  »Energie«  für  bestimmte  seelische 
und  Charakter-Eigenschaften  anwenden,  die  etwas  wesentlich  an- 
deres bedeuten  als  der  von  mir  zugrunde  gelegte  Begriff  der 
Kraft. 

Was    dieser    im    physikalischen    Sinne    eigentlich    bedeutet, 

wissen   wir   einstweilen    überhaupt    nicht.     Technisch    sieht    man 

den  Begriff  der  Kraft  mehr  und    mehr    dahin    bestimmt,    daß    er 

Beschleunic''uno' 

=  — —   -    -^-ist.     Wahrscheinlich  wird  man  zu  der  Ansicht 

Masse 

gelangen,  daß  der  Urgrund  der  Kräfte  nur  die  Bewegung 
ist,  die  sich  in  transversalen  Schwingungen  des  Stoffes  äußert 
(Wärme,  Licht,  Elektrizität),  oder  in  longitudinalen  Schwingungen 
(Anziehung,  Schwere),  oder  in  Schwingungsdifferenzen  verschie- 
dener Stoffatome  (chemische  Kräfte).  Man  würde  dann  nicht 
mehr  von  Erhaltung  der  Kraft  zu  sprechen  haben  oder 
von  Erhaltung  der  Energie,  sondern  von  Erhaltung  der 
Bewegung. 

Indessen  kommen  diese  philosophisch-physikalischen  Fragen 
hier  nicht  in  Betracht.  Einstweilen  ist  man  jedenfalls  trotz  allen 
Anstrengungen  noch  nicht  dahin  gelangt,  klare  Einsicht 
in  das  innere  Wesen  der  Kraft  als  solcher  gewonnen 
zu  haben.  »Wenn  man  sagt,  daß  die  Kraft  die  Ursache  einer 
Bewegung  sei,  so  macht  man  Metaphysik,  und  diese  Definition 
würde,  wenn  man  sich  mit  ihr  begnügte,  völlig  unfruchtbar  sein. 
Wenn  eine  Definition  zu  irgend  etwas  nützlich  sein  soll,  muß  sie 
uns  lehren,  die  Kraft  zu  messen ;  das  genügt  andrerseits ;  es  ist 
keineswegs  nötig,  daß  sie  uns  lehrt,  was  die  Kraft  an  sich  ist, 
noch  ob  sie  die  Ursache  oder  die  Wirkung  der  Bewegung  ist.  — 
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Man  muß  also  zuerst  die  Gleichheit  von  zwei  Kräften  definieren  c  i). 
Obwohl  wir  also  philosophisch,  wie  stets,  wenn  wir  auf  den  Grund 
der  Dinge  zu  kommen  suchen,  an  eine  Schranke  stoßen,  die  uns 
als  ewig  erscheinen  mag,  vielleicht  ohne  es  zu  sein,  sind  doch 
im  einzelnen  mannigfache  wichtige  Einblicke  in  das  Wesen  und 
noch  weit  mehr  in  die  Wirkungen  der  verschiedenen 
Kraftarten  gewonnen,  und  durch  das  enge  Zusammenarbeiten 
von  Wissenschaft  und  Technik  sind  die  so  errungenen  Erkennt- 
nisse auch  für  die  Praxis  nutzbar  gemacht  worden. 

Die  Technik  unserer  Tage  unterscheidet  sich  von  der  frühe- 
rer Zeiten  hauptsächlich  durch  das  Prinzip  der  Mechanisie- 
rung. Alle  frühere  Technik  beruhte  auf  der  Unterstützung  der 
menschlichen  Arbeit  durch  das  Werkzeug,  das  —  philosophisch 
gesprochen  —  als  eine  Projizierung  der  menschlichen  Gliedmaßen 
charakterisiert  worden  ist.  Dagegen  beruht  die  Technik  unserer 
Zeit  auf  der  Maschine,  die  eine  Kraft-  oder  eine  Arbeitsma- 
schine sein  kann.  In  letzterem  Pralle  hat  sich  ihre  Entwicke- 
lung  wohl  stets  an  ein  Werkzeug"  angeschlossen,  das  nun  aber  zu 
ganz  anderen  Dimensionen  fortgebildet  wurde,  gleichzeitig  immer 
komplizierter  werdend,  immer  mannigfachere  Aufgaben  erfüllend, 
die  menschliche  Aufmerksamkeit  mehr  und  mehr  ausschaltend, 
während  diese  für  die  Handhabung  des  Werkzeuges  unentbehr- 
lich ist.  Ebenso  ersetzt  die  Kraftmaschine  die  Kraft 
menschlicher  oder  tierischer  Gliedmaßen  durch  eine  mechanische 
Kraftquelle  und  schaltet  die  menschliche  Aufmerksamkeit  und  den 
menschlichen  Willensantrieb  prinzipiell  durch  mechanische  Vor- 
richtungen aus:  nicht  nur  durch  Sicherheitsvorrichtungen,  um  etwa 
übermäßige  Dampfspannung  zu  verhindern,  sondern  auch  durch 
Vorrichtungen  zum  Messen,  zum  Wägen,  selbst  zum  Schmecken 
und  Riechen. 

Prinzipiell  erfolgt  diese  Ausschaltung:  als  dem  inneren  Wesen 
der  Maschine  entsprechend,  nicht  aber  bei  jeder  Maschine  von 
vornherein.  Vielmehr  hat  sie  meist  eine  lange  E  n  t  w  i  c  k  e- 
lung  zu  durchlaufen,  bevor  sie  annähernd  dem  Ideal  ent- 
spricht, das  dem  Geiste  des  Erfinders  vorschwebte.  Einige  Ma- 
schinen allerdings  sind  dem  Kopf  ihres  Erfinders  fast  so  ent- 
sprungen, wie  sie  noch  heute,  wenn  auch  im  einzelnen  mannig- 
fach verbessert    und    im   ganzen    ins   Riesenhafte    vergrößert,    im 

l)  Henry  Poincare,  Wissenschaft  und  Hypothese.  Deutsch.  Leipzig,  Teubner. 
S.    loo. 
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Gebrauch  sind.  Die  meisten  aber  haben  eine  lange  Laufbahn 
zurücklegen  müssen,  um  zu  der  Idealmaschine  zu  werden, 
wie  wir  sie  etwa  in  einer  Rotationsdruckmaschine  vor  uns  sehen. 
Ganz  ideal  ist  auch  sie  noch  nicht ;  denn  sie  lärmt  fürchterlich. 
Aber  im  übrigen  hat  sie  die  Arbeitskraft  und  die  Aufmerksam- 
keit des  Menschen  völlig  ausgeschaltet  und  verrichtet  nun  durch 
die  sinnreiche  Kombination  ihrer  mannigfachen  Glieder,  die 
Dutzenden  von  Werkzeugen  und  Hunderten  von  Arbeitsglied- 
maßen entsprechen,  eine  Arbeit  von  solcher  Genauigkeit  und 
Schnelligkeit,  daß  der  Laie  —  und  wohl  auch  der  Techniker  — 
staunend  vor  diesem  stählernen  Riesen  steht,  der  nur  noch  von 
einem  Aufseher  bewacht,  nicht  aber  mehr  zur  Arbeit  angetrie- 
ben wird. 

In  solchen  Maschinen  ist  das  Ideal  der  Arbeitsmaschine  oder 
wie  man  auch  sagen  könnte,  der  Werkzeugmaschine  —  wenn 
man  dieses  Wort  im  eigentlich  richtigen  Sinne  und  nicht  in  dem 
einer  Maschine  zur  Erzeugung  von  Werkzeugen  versteht  —  fast 
restlos  erreicht.  Deutlich  tritt  in  ihr  durch  die  Mechanisierung 
aller  von  ihr  zu  leistenden  Aufgaben  und  durch  die  Vereinigung 
von  Arbeitsmengen,  die  sonst  Dutzende  von  Menschen  beschäfti- 
gen würden,  jenes  Prinzip  der  Zusammenballung  der 
Kraft  in  die  Erscheinung,  das  eines  der  kennzeichnendsten  Merk- 
male der  heutigen  Technik  ist.  Denn  eben  dahin  strebt  diese 
Technik  allenthalben :  Kraftmengen  aufzuspeichern  und  mit  völ- 
liger Sicherheit  zu  beherrschen.  Das  gleiche  Prinzip  hat  sie  in 
der  Fortbildung  der  Kraftmaschinen  geleitet,  jener  Maschinenarten 
also,  die  nicht  selbst  Arbeit  erzeugen,  sondern  nur  dazu  bestimmt 
sind,  lebendige  Kraft  an  eine  Werkzeugmaschine  oder  an  ein 
Transportwerkzeug  (etwa  an  die  Räder  einer  Lokomotive  oder  an 
die  Schrauben  eines  Dampfers)  abzugeben. 


Das  Verhältnis  der  modernen  Technik  zur  Kraft  und  ihre 
Aufgaben  in  deren  Beherrschung  zerfallen  im  wesentlichen  in 
zwei  Teile  :  in  die  Aufspeicherung  und  in  die  Anwendung  der 
Kraft.  Zwischen  beiden  Teilen  aber  liegen  einige  wichtige 
Zwischenglieder:  namentlich  die  Auslösung  der  Kraft  und  die 
Verhinderung  gegen  ihr  Abfließen  auf  falschem  Wege. 

Das  bedeutsamste,  übrigens  auch  das  entwickelungsgeschicht- 
lich  erste  Problem  war  das  der  Kraftaufspeicherung   bez. 
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der  Kraftzusammenballung.  Je  größere  Anforderungen  an  die 
Technik  gestellt  wurden,  desto  mehr  wurde  es  erforderlich,  mit 
steigenden  Schiffsgrößen,  mit  steigendem  Ladegewicht  der  Eisen- 
bahnwagen, mit  steigenden  Lasten  für  Hebung  oder  Beförderung 
mit  steigenden  Größen  und  wachsendem  Gewicht  einzelner  tech- 
nischer Dinge  zu  rechnen.  So  mußten  die  Krane,  die  Dampf- 
hämmer usw.  immer  wirkungsvoller,  immer  riesenhafter,  immer 
gewaltiger  entworfen  und  gebaut  werden.  Zu  ihrem  Betriebe 
waren  ebenfalls  steigende  Kraftmengen  erforderlich.  Es  ist  be- 
kannt, welches  Problem  es  für  die  Schiffahrt  bedeutet,  die  Ver- 
mehrung der  Schnelligkeit  im  richtigen  Gleichgewicht  mit  der 
Vermehrung  des  Kohlenverbrauchs  zu  halten.  Ueber  ein  gewisses 
Maß  hinaus  geht  die  Kurve  des  Mehrverbrauchs  an  Kohlen  sehr 
viel  schneller  in  die  Höhe  als  die  der  Schnelligkeit;  womit  dann 
angezeigt  ist,  daß  für  den  gegenwärtigen  Stand  der  Technik  eine 
Zweckmäßig  keitsg  renze  erreicht  ist,  die  erst  dann  weiter 
hinausgeschoben  werden  kann,  wenn  neue  Erfindungen  ermög- 
lichen, etwa  aus  der  gleichen  Menge  Kohlen  größere  Kraftmengen 
freizumachen;  oder  im  Schiffsladeraum  ein  Feuerungsmittel  unter- 
zubringen, das  bei  gleichem  Umfang  kräftigere  Wirkungen  er- 
zielt ;  oder  durch  Aenderungen  der  Gestalt  des  Schiffskörpers  ein 
leichteres  Zerteilen  der  Wogen  zu  ermöglichen.  Erst  wenn  auf 
einem  dieser  Wege  oder  auf  einem  anderen  die  Zweckmäßigkeits- 
grenze für  die  Kraftausnutzung  hinausgerückt  ist,  kann  eine  Ver- 
mehrung der  Kraftaufspeicherung  weitere  Erfolge  bringen. 

Ein  bedeutsames  Kennzeichen  der  modernen  Technik  —  die 
Ausschaltung  des  Organischen,  seine  Ersetzung  durch  Unorgani- 
sches —  wird  durch  das  Bestreben,  immer  größere  Kraftmengen 
aufzuspeichern,  erheblich  verstärkt.  Wir  haben  es  hier  nicht  mit 
der  Ersetzung  organischer  Stoffe  durch  anorganische  (etwa  hölzer- 
ner Gebrauchsgegenstände  durch  eiserne)  zu  tun,  sondern  nur 
mit  der  Ersetzung  organischer  Kraft  durch  anor- 
ganische. Ich  verstehe  dabei  unter  anorganischen  alle  die- 
jenigen Kraftquellen,  die  der  Mensch  nicht  beliebig  wieder  er- 
zeugen kann  —  also  auch  Kohle  und  Petroleum.  Denn  daß  diese 
durch  organische  Prozesse  gebildet  sind,  ändert  nichts  an  der  für 
die  Philosophie  der  Technik  grundlegenden  Tatsache,  daß  wir 
nicht  imstande  sind,  sie  von  neuem  zu  erzeugen  oder  erzeugen 
zu  lassen,  während  wir  diese  Möglichkeit  z.  B.  bei  der  Verwen- 
dung tierischer  Kraft    in    Händen    haben.     Vor    allem    liegt    das 
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Unterscheidungsmerkmal  darin,  daß  wir  Kohle  und  Petroleum 
aufbewahren  können,  ohne  daß  eine  Zersetzung  ein- 
tritt, während  diese  bei  lebenden  organischen  Kraftquellen  zu 
befürchten  ist. 

Aufgespeicherte  mechanische  Kraft  ist  gewissermaßen  1  a- 
tente  Kraft.  Organische  Kraft  aber,  die  in  einem  leben- 
den Körper  steckt,  läßt  sich  nicht  ohne  weiteres  latent  ma- 
chen. Alle  Versuche,  die  bisher  in  dieser  Richtung  unternommen 
wurden,  haben  zwar  manche  Ergebnisse  zutage  gefördert,  die  neue 
Elemente  zu  unserer  Weltanschauung  beitragen  können,  die  aber 
praktisch  kaum  verwertbar  sind.  Man  müßte  denn  die  Gefrier- 
fleischindustrie als  Beispiel  anführen  wollen,  die  es  jedoch  mit 
toten  Körpern  zu  tun  hat,  nicht  mit  lebenden.  Immerhin  ist  es 
sehr  wohl  denkbar,  daß  die  Technik  auf  diesem  Wege  noch  grö- 
ßere Erfolge  erzielt.  Denn  daß  die  ersten  Ergebnisse  nicht  so- 
gleich praktisch  verwertbar  waren  und  daß  einige  Menschenalter 
darüber  hingegangen  sind,  ist  eine  Erscheinung,  die  sich  fast  in 
jedem  Kapitel  der  Geschichte  der  Technik  wiederholt.  Die  ersten 
Erfrierungsversuche  wurden  wohl  von  Maupertiiis  mit  Salamandern 
angestellt,  später  von  Dumeril  mit  Fröschen.  Zunächst  ergaben 
sie  nur,  daß  die  Tiere  sterben,  sobald  alle  Flüssigkeit  in  ihren 
Körpern  gefroren  ist.  Das  Leben  ließ  sich  also  auf  diesem  Wege 
nicht  latent  machen.  Wenn  aber  Dumeril  einen  anscheinend  er- 
frorenen Frosch  einer  Wassertemperatur  von  -[-5°  aussetzte,  er- 
holte sich  das  Tier  vollständig.  Ebenso  ließ  sich  eine  starr- 
gefrorene und  in  Aether  getauchte  Katze  wieder  beleben.  In  der 
Regel  gelingen  solche  Versuche  auch  heute  nur,  wenn  außer- 
ordentlich große  Vorsicht  angewandt  wird,  da  eine  negative 
Temperaturüberschreitung  von  wenigen  Graden  das  Leben  ganz 
auslöschen  kann ;  wie  ja  auch  in  den  Vorratsräumen  unserer  gro- 
ßen Ozeandampfer  für  die  Aufbewahrung  von  Fleisch,  Gemüse 
und  andere  Lebensmittel  in  gekühlter  Luft  ganz  bestimmte  Tem- 
peraturgrade innegehalten  werden  müssen,  weil  sonst  die  Zer- 
störungsprozesse beginnen,  die  jeden  nicht  mehr  belebten  orga- 
nischen Körper  zersetzen.  Für  solche  Gefrierräume  ist  es  ge- 
lungen, durch  mechanische  Vorrichtungen  die  Innehaltung  einer 
bestimmten, Temperatur  zu  verbürgen.  Vielleicht  würde  sich  auf 
diesem  Wege  noch  weiterschreiten  lassen.  An  ein  Latentmachen 
organischen  Lebens  aber  in  großem  Umfange,  um  es  zu  tech- 
nischen Zwecken  zu  beliebiger  späterer  Zeit  benutzen  zu  können, 
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um  also  die  in  organischen  Körpern  aufgespeicherten  Kraftmassen 
ohne  Verluste,  unter  Stillegung  der  organischen  Lebensprozesse, 
aufbewahren  zu  können,  ist  einstweilen  kaum  zu  denken. 

Außerdem  darf  die  Notwendigkeit  der  Ernährung  der 
organischen  Kraftquellen  nicht  vergessen  werden.  Ein  Pferd  er- 
fordert regelmäßige  Wartung  und  Ernährung ;  auch  wenn  es  nicht 
benutzt  wird,  darf  beides  nicht  unterbleiben.  Es  ist  keiner  der 
geringsten  Gründe  der  Ueberlegenheit  des  Autos  über  den  durch 
organische  Kraft  getriebenen  Wagen,  daß  das  Auto  beliebige 
Zeit  unbenutzt  stehen  kann,  ohne  an  Gebrauchsfähigkeit  zu  ver- 
lieren. In  seinen  Benzinbehältern  ist  eine  bestimmte  Kraft  auf- 
gespeichert, die  in  jeder  Minute  in  Arbeitsleistung  umgesetzt  wer- 
den und  von  dem  man  einen  beliebigen  Teil  verbrauchen  kann, 
um  den  Rest  später  zu  verwenden  —  während  das  Pferd  wie 
jedes  lebendige  Wesen  seine  Gliedmaßen  täglich  eine  bestimmte 
Zeit  zu  rühren  wünscht  und  an  Gesundheit  und  Kraft  leidet,  wenn 
allzu  große  Schwankungen  darin  vorkommen. 

Auch  ist  für  die  Ersetzung  der  durch  die  Arbeitsleistung  or- 
ganischer Wesen  verbrauchte  Kraft  eine  bestimmte  Zeit  erforder- 
lich, die  wir  nicht  willkürlich  abkürzen  können.  Es  gibt  Tier- 
arten, wie  z.  B.  das  Lama,  die  ihre  Verdauung  nach  Sonnen- 
untergang einstellen,  so  daß  man  gezwungen  ist,  schon  einige 
Zeit  vorher  mit  ihnen  Rast  zu  machen,  wenn  sie  am  nächsten 
Morgen  frisch  sein  sollen.  Alle  Tierarten  —  der  Mensch  ist  in 
diese  Ausführungen  stets  mit  eingeschlossen  —  verlangen  eine 
bestimmte  Mindestzeit  zur  Ruhe  und  eine  gewisse  Zeitspanne,  um 
die  verbrauchten  Kräfte  durch  Verarbeitung  der  aufgenommenen 
Nahrung  im  eigenen  Körper  wieder  aufzuspeichern. 

Auch  kann  der  einzelne  Organismus  nur 
eine  bestimmte  Menge  von  Kraft  beherbergen. 
Fortgesetzte  Ucbung  ist  zwar  imstande,  wie  nicht  nur  die  Athle- 
ten zeigen,  die  zu  entwickelnde  Kraftmenge  nicht  unerheblich  zu 
steigern;  aber  diese  Steigerung  wird  das  Normalmaß  der  Kraft- 
wirkung der  betreffenden  Tiergattung  wohl  in  keinem  Falle  höher 
als  allerhöchstens  zehnmal  übertreffen,  während  die  Aufspeiche- 
rung anorganischer  Kraft  durch  die  Technik  weder  theoretisch 
noch  auch,  wie  die  Geschichte  der  Technik  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten bewiesen  hat,  praktisch  irgend  eine  Grenze  zu  haben 
scheint. 

Vüv  die  Entwickelung    der  Technik    ist    dies    von    ausschlag- 
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gebender  Bedeutung.  Denn  sie  kann  infolgedessen  nicht  daran 
denken,  die  Steigerung  einer  Kraft  zu  bedeutenderem  Maße  durch 
Häufung  der  Kraftquellen  lebendiger  organi- 
scher Körper  zu  erzielen.  Wo  sie  das  versucht  hat,  ist  sie 
gescheitert.  Es  ist  in  dieser  Beziehung  ungemein  lehrreich,  daß 
die  Erfindung  der  Dampfmaschine  gewissermaßen  dadurch  er- 
zwungen wurde,  daß  die  Wasserhaltung  in  den  englischen  Berg- 
werken durch  die  Verwendung  von  Pferden  wachsende  Schwierig- 
keiten bot.  Die  Pferde  liefen  im  Göpelwerk,  und  wenn  es  auch 
verhältnismäßig  geringe  Schwierigkeiten  machte,  bis  zu  einem 
halben  Dutzend  darin  einzuspannen,  so  wurde  die  Aufgabe  mit 
jedem  weiteren  Pferd  schwieriger.  Wenn  ich  nicht  irre,  liefen  in 
einzelnen  Göpelwerken  damals  bis  zu  200  Pferde.  Abgesehen 
davon,  daß  sie  schwer  zu  gleichmäßigem  Anziehen  und  richtiger 
Zusammenarbeit  anzuhalten  waren,  war  es  auch  unmöglich,  sie 
räumlich  so  anzuordnen,  daß  sie  ohne  Kraftverschwendung  die  ge- 
wünschte Arbeit  leisteten.  Während  die  Pferde  innen  im  Göpel- 
werk gemächlich  seihritten,  mußten  die  weiter  draußen  an  den 
Balken  ziehenden  in  immer  schnellerer  Gangart  ziehen,  je  weiter 
entfernt  vom  Mittelpunkt  des  Kreises  sie  angeschirrt  waren.  Diese 
Schwierigkeit  wird  als  ein  Hauptgrund  für  den  Wunsch  der  Er- 
findung einer  Maschine  angegeben,  die  die  Wasserhaltung  in  den 
Bergwerken  durch  mechanische  Kraft  leisten  sollte. 

Die  gewaltigsten  technischen  Instrumente  der  Gegenwart 
würden  sich  durch  Häufung  organischer  lebendiger  Kraftquellen 
überhaupt  nicht  mehr  regieren  lassen.  Auch  wenn  man  die  in- 
telligentesten Arbeiter  zur  Verfügung  hätte  und  voraussetzen 
könnte,  sie  ließen  sich  so  einüben,  daß  Tausende  von  ihnen  auf 
einen  Wink  die  gleiche  Bewegung  vollführten  oder  die  sonst  ge- 
wünschte Zusammenarbeit  verrichteten,  so  wäre  es  allein  schon 
unmöglich,  auch  nur  den  Platz  zu  finden,  um  sie  nebeneinander 
aufzustellen.  Der  gewaltigste  Kran,  den  die  Technik  bisher  ge- 
liefert hat,  ist  der  für  die  Schichau-Werft  in  Danzig,  der  von  der 
deutschen  Maschinenfabrik-Aktiengesellschaft  in  Danzig  gebaut 
wird.  Seine  Fertigstellung  ist  jetzt  zu  erwarten  ,  er  wird 
250000  Kilo  heben  können.  Nehmen  wir  an,  daß  ein  Arbeiter 
mit  Sicherheit  und  ohne  sich  der  Gefahr  der  Ueberanstrengung 
auszusetzen,  50  Kilo  heben  kann,  so  würde  also  ein  Heer  von 
5000  Arbeitern  erforderlich  sein,  um  seine  Arbeit  zu  leisten  — 
falls  nicht   durch   die  Verwendung   eines   umständlichen   Systems 
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von  Flaschenzügen  die  Möglichkeit  geschaffen  würde,  mit  einer 
kleineren  Zahl  auszukommen,  was  jedoch  andererseits  eine  ent- 
sprechende Verlängerung  der  Zeit  für  die  einzelne  Arbeitsleistung 
erfordern  würde.  Auch  würden  trotz  aller  Arbeitshäufung  die 
gewaltigsten  Wirkungen  unserer  Technik  überhaupt  nicht  zu  er- 
zielen sein.  Eine  Sprengung  mit  Dynamitpatronen  oder  die  Ab- 
feuerung  eines  Geschosses  aus  einem  modernen  Geschütze  brin- 
gen Wirkungen  hervor,  die  auch  durch  die  genialste  Zusammen- 
fassung der  Kräfte  lebendiger  organischer  Körper  unmöglich  her- 
vorgebracht werden  können. 

Jener  Riesenkran  z.  B.  erfordert  auffallend  wenig  Platz.  Er 
besteht  im  wesentlichen  aus  drei  Hauptteilen :  einer  feststehenden 
Säule,  die  alle  Lasten  in  das  Fundament  überträgt;  sie  dient  als 
Stützpunkt  für  den  drehbaren  Teil,  der  die  Säule  mit  seinem 
Unterbau  glockenförmig  umfaßt,  während  er  oben  als  Fahrbrücke 
für  die  verschiedenen  Hebewerkzeuge  dient;  endlich  dem  Dreh- 
kran, der  auf  der  Übergurtkonstruktion  des  Auslegers  hin-  und 
herfährt.  Der  Lastarm  dieses  Auslegers  hat  eine  Länge  von 
60  Metern,  während  der  kürzere  Arm,  der  hauptsächlich  dazu 
bestimmt  ist,  das  Gegengewicht  zu  halten,  und  der  deshalb  ein 
Gewicht  von  200000  Kilo  aus  Beton  trägt,  nur  38  Meter  lang 
ist.  Die  Erzeugung  der  Kraft,  die  von  dem  Kran  für  seine  Ar- 
beitsleistung verbraucht  wird,  geschieht  irgendwo  fern  von  ihm 
in  einer  gewaltigen  Kraftstation,  die  außer  ihm  noch  mannigfache 
andere  Arbeits-  oder  Hebemaschinen  speist. 

Die  größte  Kraftmaschine  der  Welt  ist  meines 
Wissens  der  191 1  von  der  New  Yorker  Edison  Company  in  dem 
Waterside-Werk  in  Betrieb  genommene  Turbodynamo  von 
20000  KW  =  30000  PS.  Sie  entwickelt  so  viel  elektrischen 
Strom,  daß  dadurch  mehr  als  i  Million  Metallfädenlampen  zu  je 
15  Kerzen  Stärke  gespeist  werden  können.  Es  ist  geplant,  neben 
dieser  gewaltigen  Maschine  noch  zwei  weitere  gleichartige  aufzu- 
stellen. Für  alle  drei  zusammen  ist  dann  nicht  mehr  Bodenfläche 
erforderlich  als  für  vier  der  bis  dahin  in  Betrieb  befindlichen 
Generatoren  mit  Dampfmaschinenbetrieb  zu  je  3500  KW,  so  daß 
also  die  Turbodynamos  bei  gleicherBodenfläche  etwa 
vierfacher  Leistung  fähig  sind.  Der  Durchmesser  der 
Turbinenräder  beträgt  3,9  Meter,  die  Gesamtzahl  der  Radschau- 
feln jedes  Turbodynamos  7200,  seine  Höhe  einschließlich  Unter- 
bau über  dem  Boden   10,68  Meter,  die  von  ihm  bedeckte  Boden- 


Kraftaufspeicherung  und  Kraftanwendung.  ß  I 

fläche  27,62  qm.     Die  AEG.  in  Berlin  hat  übrigens  drei  Maschinen 
für  solche  Kraftleistung  gebaut. 

Erst  durch  die  immer  weiter  fortschreitende,  scheinbar  un- 
begrenzt mögliche  Aufspeicherung  der  Kraft  ist  es  der  Technik 
gelungen,  die  riesigen  Leistungen  zu  vollziehen,  die  wir  heute  an 
ihr  bewundern.  Solange  sie  nicht  vermochte,  sich  von  der  Ver- 
wendung organischer  Körper  als  Kraftquellen  freizumachen,  war 
sie  auf  verhältnismäßig  geringfügige  Wirkungen  beschränkt.  Einen 
anschaulichen  Bew-eis  bietet  die  Bauart  der  Cheops-Pyramide,  des 
größten  der  Weltwunder  nicht  nur  des  Altertums,  sondern  aller 
Völker  bis  in  den  Beginn  des   19.  Jahrhunderts  hinein. 

Und  doch  ist  die  Kraftentfaltung,  die  einzelnen 
organischen  Lebewesen  möglich  ist,  keineswegs  uner- 
heblich. Selbst  die  Pflanzen  üben  mechanische  und  Tem- 
peraturwirkungen ,  die  bei  der  Langsamkeit  des  Ablaufs  ihrer 
Lebensprozesse  von  dem  Laien  kaum  vorausgesetzt  werden.  Be- 
ginnt ein  Samenkorn  zu  keimen,  so  streben  die  Keime  nach  dem 
Licht  und  suchen  alles  beiseite  zu  schieben,  was  sich  ihnen  in 
den  Weg  stellt.  Auch  entwickeln  sie,  wie  das  ja  theoretisch 
selbstverständlich  ist,  bei  dieser  Arbeit  eine  Temperatur,  die  sich 
häufig  über  die  der  Umgebung  erhebt.  Wird  etwa  in  einer 
Außentemperatur  von  weniger  als  o  Grad  auf  eine  wachsende 
Blattknospe  ein  Stück  Eis  gelegt,  so  schmilzt  es.  Die  Oberfläche 
wachsender  Pflanzen  pflegt  1^2 — 2°  höhere  Temperatur  als  die 
umgebende  Luft  zu  haben.  Die  Temperatur  der  inneren  Teile 
ist  ebenfalls  höher  als  die  der  Luft,  namentlich  während  des  Kei- 
mens.  Welche  Kraft  die  Wurzeln  der  Pflanzen  entwickeln  kön- 
nen, zeigt  die  allbekannte  Tatsache,  daß  sie  zuweilen  selbst 
imstande  sind,  Felsritzen,  in  die  sie  eindringen,  zu  erweitern  oder 
wohl  gar  einen  Stein  zu  sprengen.  Noch  staunenswerter  ist  wohl 
die  Hubwirkung,  die  im  Innern  der  Pflanzen,  Sträucher  und  Bäume 
die  Säfte  emporzieht  oder  emportreibt.  Alle  Erklärungen,  die 
man  dafür  bis  vor  kurzem  gab,  konnten  nicht  befriedigen,  da  die 
einfachste  Betrachtung  physikalischer  Gesetze  zeigte,  daß  gewal- 
tige Kräfte  erforderlich  sind,  um  den  Saft  etwa  von  der  Wurzel 
einer  Eiche  bis  in  ihre  20  Meter  hohe  Spitze  zu  heben. 

Ebenso  ist  die  Muskelkraft  der  Tiere  zum  Teil  geradezu 
erstaunlich.  Es  ist  nicht  die  äußere  Größe  des  Tierkörpers,  die 
dafür  als  bestimmend  angesehen  werden  kann.  Herbert  Spencer 
hat  in    seinen    »Prinzipien    der  Biologie«    überaus   lehrreiche  Be- 
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trachtungen  über  die  Beziehungen  von  Körpergröße 
und  Körperkraft  angestellt.  In  der  Tat  scheint  das  Prinzip 
der  Zweckmäßigkeit,  das  die  Natur  zwar  keineswegs  überall  ver- 
wirklicht, dem  sie  doch  aber  auf  dem  Wege  der  Anpassung,  also 
der  Ausschaltung  der  ungeeigneten  Elemente,  zustrebt,  nahezu- 
legen, daß  unter  einer  kleinen  Körperoberfläche  verhältnismäßig 
größere  Kraftmengen  aufgespeichert  werden  können  als  unter 
einer  großen.  Kann  doch  das  kleinere  Tier  sich  durch  Schnellig- 
keit seinen  Feinden  leichter  entziehen  als  das  große,  das  daher 
äußerer  Schutzorgane  weit  mehr  bedarf;  weshalb  denn  die  großen 
kraftvollen  Tiere  entweder  wie  der  Elefant  stark  gepanzert  sind 
oder  wie  der  Löwe  furchtbare  Angriffs-  und  Abwehrwaffen  be- 
sitzen. Welche  Kraftmengen  kleine  Tiere  entwickeln  können,  ist 
kürzlich  wieder  gezeigt  worden  (durch  Prof.  P/ateau-Gcnt).  Da- 
nach entwickelt  ein  Maikäfer  im  Verhältnis  zu  seiner  Größe  die- 
selbe Kraft  wie  eine  Lokomotive.  Plateau  hatte  für  Maikäfer 
einen  besonderen  Wagen  nebst  passendem  Geschirr  herstellen 
lassen.  Der  einzelne  Maikäfer  wurde  gewogen,  ebenso  der  Wa- 
gen, der  mit  verschiedenen  Grammgewichten  belastet  wurde.  Es 
ergab  sich,  daß  der  Maikäfer  das  I4fache  seines  Gewichtes  ziehen 
kann,  während  das  Pferd  das  6 — 7fache  zieht ;  unter  Gewicht  ist 
der  Widerstand  gegen  die  Fortbewegung  verstanden,  nicht  etwa 
nur  die  Last. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  solche  Kraftquellen  von  der 
Technik  nur  in  Ausnahmefällen  nutzbar  gemacht  werden  können. 
Sie  sind  zu  klein,  zu  unerheblich,  zu  schwer  zu  gewinnen,  zu 
unrein.  Deshalb  ist  ja  sogar,  seitdem  die  Autotechnik  aus  den 
Kinderschuhen  heraus  ist,  das  kraftvolle  Pferd  als  Kraftquelle 
immer  mehr  ausgeschaltet  worden.  Mechanische  Arbeitskraft  läßt 
sich  billiger  gewinnen,  sie  kann  in  fast  beliebiger  Häufung  ver- 
wendet werden,  sie  bedarf  zur  Aufbewahrung  nicht  besonderer 
Wartung,  Pflege  und  Ernährung,  und  sie  kann  in  beliebigen  Teilen 
nutzbar  gemacht  werden. 

Bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  war  die  Kraft  lebendiger  orga- 
nischer Körper  der  aus  mechanischen  Quellen  gewonnenen  Kraft 
jedoch  in  einem  wichtigen  Kennzeichen  überlegen :  sie  war 
transportabel.  Benutzte  man  eine  Dampfmaschine,  so  mußte 
der  Kessel  fast  unmittelbar  neben  dem  in  Betrieb  zu  setzenden 
Gangwerk  aufgestellt  werden.  Die  Kraft  fließenden  Wassers 
konnte  man  nur  für  Mühlen  oder  Schneidewerke  am  Wasser  selbst 


Kraftaufspeicherung  und  Kraftanwendung.  -i-i 

nutzbar  machen.  Nur  die  vormals  fortgeschrittenste  Technik  — 
die  Schießtechnik  —  erlaubte  ein  Hin-  und  Herschafifen  der  auf- 
gespeicherten Kraft,  weil  man  die  chemische  Energie  etwa  einer 
Gewehrpatrone  bei  sich  tragen  konnte,  gleichgültig  bis  zu  welcher 
Entfernung,  um  sie  an  beliebigem  Ort  zu  beliebiger  Zeit  zu  ver- 
wenden. Bevor  es  also  Akkumulatoren  für  die  Aufspeicherung 
elektrischer  Kraft  gab  und  bevor  brauchbare  Methoden  für  die 
Uebertragung  irgendeiner  Kraftquelle  durch  den  elektrischen  Strom 
auf  gewisse  Entfernungen  erfunden  waren,  boten  lebende  organi- 
sche Körper  als  Kraftquellen  den  großen  Vorzug,  daß  sie  hin 
und  her  transportiert  werden  konnten.  Sie  trugen  die  aufgespei- 
cherte Kraft  in  sich,  konnten  diese  also  überallhin  mit  sich  tragen. 
Der  Bauer,  der  mit  seinen  Pferden  auf  das  Feld  ging,  um  zu 
pflügen,  bediente  sich  einer  organischen  Kraftquelle,  die  ihm  noch 
durch  keine  Dampfmaschine  ersetzt  wurde,  zum  Pflügen  und  zum 
Dreschen.  Ebenso  wie  die  chemische  Energie,  die  in  einer  Ge- 
wehrpatrone eingeschlossen  ist,  am  beliebigen  Orte  und  zu  be- 
liebiger Zeit  entladen  werden  konnte  ,  ließ  sich  auch  die  in  or- 
ganischen lebenden  Körpern  aufgespeicherte  Kraft  an  beliebigem 
Orte  nutzbar  machen  —  wenn  auch  nicht  ganz  zu  beliebiger  Zeit. 

Diese  Ueberlegenheit  aber  verschob  sich  völlig,  seitdem  die 
Technik  die  Methoden  der  Kraftübertragung  ausge- 
bildet hat.  Eine  spätere  Geschichte  der  Technik  wird  meiner 
Ansicht  nach  hier  einen  mindestens  ebenso  scharfen  Einschnitt 
machen  wie  bei  der  Erfindung  der  Dampfmaschine.  Wir  stehen 
jener  Zeit  vielleicht  noch  zu  nahe,  um  ein  klares  Urteil  zu  ge- 
winnen. Mir  will  aber  scheinen,  daß  die  Erfindung  der  Dampf- 
maschine immerhin  nur  eine  neue,  wenn  auch  sehr  wichtige 
mechanische  Kraftquelle  den  schon  vorhandenen  mechanischen 
(insbesondere  der  Fallkraft  des  fließenden  Wassers)  hinzufügte ; 
während  erst  die  Erfindung  der  Kraftumwandlung  und  Kraftüber- 
tragung die  Möglichkeit  bot,  die  ganze  Erdoberfläche  mit  gewal- 
tigem Griff  zu  umspannen. 

In  der  Tat  können  wir  beobachten,  daß  die  schnellste  tech- 
nische und  wirtschaftliche  Entwickelung  erst  etwa  seit  dem  Jahre 
1870  einsetzt,  seitdem  also  die  Kraftübertragung  die  ersten  prak- 
tischen Erfolge  errungen  hatte.  So  sind  unsere  Großstädte,  die 
sich  erst  seit  dieser  Zeit  mit  fabelhafter  Schnelligkeit  entwickelt 
haben,  erst  dadurch  möglich  geworden. 

Das    Prinzip   der    Kraftübertragung   machte   es   unnötig,    die 
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Arbeitsmaschinen,  die  die  Kraftquellen  zu  liefern  haben,  stets 
unmittelbar  neben  die  Werkzeugmaschine  zu  setzen,  die  sie  an- 
treiben soll.  Noch  die  Dampfkraft  konnte  für  die  Fortbewegung 
nur  nutzbar  gemacht  werden,  indem  man  einen  Dampfkessel  mit 
all  dem  umständlichen  Beiwerk,  das  seine  Kraft  in  beherrschter 
und  methodischer  Weise  auf  die  Räder  übertragen  soll,  auf  einen 
Eisenbahnwagen  setzte.  Die  Fortbewegung  mit  elek- 
trischer Kraft  Heß  dagegen  alle  diejenigen  Teile  von  dem 
Triebwagen  verschwinden,  die  der  Erzeugung  oder  dem  Einfangen 
der  Kraft  dienen;  übrig  geblieben  sind  hier  nur  diejenigen  Ap- 
parate, die  der  Umformung  des  durch  die  Leitung  aufgenom- 
menen elektrischen  Stromes  und  seiner  Hineinführung  in  das 
eigentliche  Triebwerk  dienen.  Akkumulatoren  zu  erfinden,  die 
eine  bedeutende  elektrische  Kraftmenge  aufspeichern  und  zu  be- 
liebiger Verwendung  festhalten,  ist  zwar  noch  immer  nicht  recht 
geglückt.  Und  durch  die  Fortleitung  des  Stromes  über  weitere 
Entfernungen  geht  in  der  Drahtleitung  noch  immer  ein  sehr  be- 
trächtlicher Teil  der  elektrischen  Kraft  verloren.  Immerhin  ist 
die  Methode  der  Kraftübertragung  durch  den  elek- 
trischen Strom  bereits  so  weit  ausgebildet  worden,  daß  sie 
sich  nicht  nur  zu  technischen  Spielereien  oder  zu  kostspieligen 
Experimenten  verwenden  läßt,  sondern  daß  sich  das  Wirtschafts- 
leben dieser  Methode  erfolgreich  bedienen  kann  und  tatsäch- 
Hch  bedient.  Wie  sollten  wir  uns  das  Verkehrswesen  innerhalb 
unserer  Großstädte  denken,  deren  Ausdehnung  in  direktem  Ver- 
hältnis zu  der  Schnelligkeit  der  Menschenbeförderung  von  und 
zur  Arbeitsstätte  steht,  wenn  wir  nicht  in  dem  elektrischen  Strom 
und  in  seiner  Umformung  durch  den  Grammeschen  Ring  die 
Möglichkeit  gewonnen  hätten,  Kraftmengen,  die  außerhalb  der 
Triebwagen  erzeugt  werden,  in  gewaltigem  Umfange  zu  verwen- 
den und  dadurch  gleichzeitig  ein  weit  schnelleres,  gewissermaßen 
zeitloseres  Anfahren  und  Anhalten  zu  erzielen,  als  dies  bei  Wa- 
gen möglich,  die  durch  lebende  organische  Körper  (Pferde,  Maul- 
tiere oder  auch  Menschen)  fortbewegt  werden. 

Aus  den  genannten  Gründen  ist  das  schnelle  Umsichgreifen 
elektrischer  Ueber  landzentralen  bedeutungsvoll. 
Man  kann  mit  Sicherheit  voraussagen,  daß  sie  die  Technik  und 
das  Wirtschaftsleben  auf  dem  Lande  wesentlich  umgestalten  wer- 
den. Solange  der  Landmann  gezwungen  war,  wenn  er  überhaupt 
mechanische  Kraft    für   seinen    Betrieb    verwenden    wollte,    etwa 
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zum  Dreschen  eine  Lokomobile  neben  die  Dreschmaschine  zu 
stellen,  war  dies  überaus  umständlich.  Der  Hin-  und  Hertrans- 
port der  Lokomobile  erforderte  verhältnismäßig  viel  Zeit.  War 
sie  bei  einem  Landmann  angelangt,  so  mußte  er  alle  andere  Ar- 
beit liegen  lassen,  um  sie  zu  benutzen,  während  zur  selben  Zeit 
seine  Nachbarn  darauf  zu  warten  hatten.  Seit  jedoch  der  elek- 
trische Strom  durch  die  Ueberlandzentralen  jedermann  in  dem 
betreffenden  Gebiet  zugängig  ist,  kann  der  Landmann  selbst  mit 
völliger  Freiheit  bestimmen,  wann  er  elektrisch  dreschen  will. 
Seine  Nachbarn  sind  nicht  gezwungen,  auf  ihn  zu  warten.  Er 
kann  die  Dreschmaschine  an  jede  beliebige  Stelle  setzen,  ohne 
mit  der  Lokomobile  hinterherfahren  zu  müssen. 

Ebenso  ist  er  für  alle  anderen  landwirtschaftlichen  Arbeiten, 
zu  denen  sich  mechanische  Kraft  benutzen  läßt,  durch  den  elek- 
trischen Strom  in  einem  Maße  Herr  über  Zeit  undRaum 
geworden,  wie  das  in  allen  früheren  Zeitaltern  als  undenkbar  er- 
schienen wäre.  Denn  er  braucht  nun  eben  nicht  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  daß  er  die  lebenden  organischen  Wesen,  die  früher 
ausschließlich  als  Kraftquelle  benutzt  werden  konnten,  täglich  nur 
ein  bestimmtes  Maß  von  Arbeit  leisten  lassen,  und  daß  er  sie 
nicht  gleichzeitig  an  verschiedenen  Stellen  seines  Betriebes  ver- 
wenden kann ;  vielmehr  mag  er,  sobald  dies  nötig  ist,  fast  be- 
liebige Strommengen  verbrauchen  und  gleichzeitig  an  den  ver- 
schiedensten Stellen  seines  Hofes  die  Leitung  einschalten,  um 
Arbeiten  nebeneinander  ausführen  zu  lassen,  die  früher  auf  ver- 
schiedene Zeiten  verteilt  werden  mußten. 


Als  ein  grundlegender  Unterschied  zwischen  der  Kraftge- 
winnung durch  unsere  Technik  und  der  Kraftentwickelung  durch 
lebende  organische  Körper  mochte  eine  Zeitlang  betrachtet  wer- 
den, daß  die  Wärme,  die  beim  Heizen  der  Dampfmaschi- 
nen entwickelt  wird,  wesentlich  höher  als  dieWärme 
des  tierischen  Körpers  ist.  Die  Nahrung,  die  der  letz- 
tere verbrennt  und  aus  der  er  seine  Energie  ebenso  entwickelt, 
wie  die  Kohle  unter  dem  Dampfkessel  die  ihrige  hergibt,  um  als 
Kratt  in  Erscheinung  zu  treten,  wird  bei  sehr  viel  niedrigerer 
Temperatur  in  Stoffe  verwandelt,  die  alsdann  imstande  sind, 
Energie  abzugeben.  Daß  dieser  Unterschied  aber  in  der  Tat 
kein  wesentlicher  ist,  ergibt   sich   schon   aus    dem  Vergleich   der 
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Kraft  des  tierischen  Körpers  mit  der  Kraft  von  Wassermengen, 
die  an  sich  zunächst  nur  durch  Fallwirkung  erzeugt  wird,  so  daß 
die  Temperaturentwickelung  dabei  nur  als  Nebenwirkung,  nicht 
notwendig  als  Durchgangsstadium,  auftritt.  Auch  hat  die  Technik 
durch  Entwickelung  der  Vergasungsmethoden  gelernt,  Kraft- 
quellen aus  der  Zersetzung  organischer  Stofife  unter  loo"  zu  ge- 
winnen. Im  Rohpetroleum  sind  Stoffe  enthalten,  die  unter  150*^ 
sieden :  so  das  Benzin,  das  Naphtha,  der  Petroleumäther  und  die 
Gasoline  ;  zum  Teil  sieden  sie  unter  loo**  wie  das  Leichtbenzin, 
das  deshalb  (sein  Siedegrad  liegt  bei  70—90°  Celsius)  mit  Vor- 
liebe als  Antriebsmittel  für  Explosionsmotoren  benutzt  wird,  na- 
mentlich für  Automobile  und  Luftschiffe.  Noch  niedrigere  Siede- 
punkte haben  diejenigen  Anteile  des  Benzins,  die  als  Benzindampf 
gemischt  mit  Luft  zur  Erzeugung  von  Gasolingas  dienen,  das  an 
Stelle  von  Steinkohlengas  zu  Beleuchtungszwecken  dient.  Die 
vom  Benzin  entwickelte  Kraft  ist  erheblich  größer  als  die  der 
besten  Kohlen :  so  entwickelt  ein  Kilogramm  besten  Anthrazits 
nur  etwa  8000  Wärmeeinheiten,  ein  Kilogramm  Benzin  dagegen 
II  160 — II  225  Wärmeeinheiten. 

Ein  durchgreifender  Vergleich  des  tierischen  Körpers  mit 
irgendeiner  mechanischen  Kraftquelle  ist  andererseits  deshalb  un- 
möglich, weil  man  dem  ersteren  den  Ablauf  einer  großen  Reihe 
von  Lebensfunktionen  gestatten  muß,  die  für  die  mechanische 
Kraft  nicht  in  Betracht  kommen.  Es  wäre  nicht  nur  unmensch- 
lich, sondern  praktisch  geradezu  undenkbar,  wollte  man  ein  e  n 
tierischen  Körper  nur  als  Kraftquelle  benutzen 
und  ihn  zwingen,  im  wesentlichen  auf  alle  diejenigen  Funktionen 
zu  verzichten,  die  ihm  von  der  Natur  gegeben  sind.  Schon  die 
Aufzucht  eines  Tieres  ist  gar  nicht  möglich,  ohne  daß  man  ihm 
Wochen-  oder  bei  den  wirklich  kräftigen  Tieren  jahrelang  Zeit 
für  das  Wachstum  gönnt,  bis  es  volle  Größe  und  Stärke  erreicht 
hat.  Auch  dann  kann  man  es,  wie  z.  B.  schlagend  die  Behand- 
lung unserer  Pferde  zeigt,  die  doch  gewiß  treue  und  sehr  fleißige 
Diener  sind,  unmöglich  dahin  bringen,  daß  außer  der  unent- 
behrlichen Zeit  für  Ruhe  nicht  auch  solche  für  Ernährung  ge- 
währt wird  —  von  der  Fortpflanzung  ganz  zu  schweigen,  die 
•doch,  auch  wirtschaftlich  betrachtet,  nicht  außer  Rechnung  ge- 
lassen werden  darf.  So  ist  denn  von  den  Kraft  mengen, 
die  dem  tierischen  Körper  durch  die  Nahrung  zugeführt 
werden,    ein    beträchtlicher  Teil    erforderlich,    um    nur    gewisser- 
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maßen  seine  animalischen  Funktionen  aufrecht  zu  er- 
halten, während  bei  jeder  mechanischen  Kraftquelle  als  einem 
toten  Dinge  dieser  Tribut  an  das  Leben  nicht  in  Betracht  kommt. 
Es  läßt  sich  daher  auch  beim  tierischen  Körper  schwer  sagen, 
wie  viel  von  den  durch  die  Nahrung  zugeführten  Kraftmengen 
für  die  Arbeitsleistungen  verfügbar  wird,  die  außerhalb  der  ani- 
malischen Funktionen  von  dem  Herrn  des  Tieres  gewünscht  wer- 
den. Mir  ist  nicht  bekannt,  daß  eine  solche  Berechnung  aufge- 
stellt wäre.  Macht  man  sich  noch  die  Mühe,  sie  herzustellen, 
so  würde  sie  gewissermaßen  schon  post  festum  kommen,  da  das 
Schicksal  der  tierischen  Kraft  im  Wettbewerb  mit  der  mechani- 
schen durch  die  Fortschritte  der  Technik  bereits  entschieden  ist. 
Aufgestellt  ist  dagegen  von  der  Naturforschung  eine  Wärme- 
bilanz, um  zu  zeigen,  wie  die  durch  die  Nahrung  zugeführten 
Kraftmengen  von  dem  Tiere  selbst  in  andere  Kraftarten  umge- 
setzt werden.  Nach  J.  Munk  stellt  sich  diese  Wärmebilanz  fol- 
gendermaßen : 

Einnahme:  Ausgabe: 

iiog  Eiweiß    .     .     .  =     451   Kalorien       Erwärmung  der  Nah- 

100  g  Fett    ....==     930  T  rung =       60  Kalorien 

250  g  Kohlehydrat     .   =    1025  »  Erwärmung     der    At- 

Zusamraen        240Ö  Kalorien  mungsluft       .      .      .   =      loo  t> 

Verdunstung  von  der 
Respirationsober- 
fläche    =      300  » 

Strahlung,  Leitung  u. 
Wasser  Verdunstung 
von  der  Haut    .     .  =r   1950  » 


Zusammen       2410  Kalorien 

Auf  alle  Fälle  ist  klar,  daß  jede  Entwickelung  von  Kraft 
durch  einen  tierischen  Körper  notwendig  erhebliche  Verschwen- 
dung mit  sich  bringt,  und  daß  wir  kein  Mittel  an  der  Hand 
haben,  diese  auf  ein  wirtschaftlich  vernünftiges  Maß  herabzusetzen. 
Wenn  trotzdem  in  allen  Zeiten  der  Menschengeschichte  Tiere 
einen  großen  Teil  —  vielleicht  muß  man  für  alle  zivilisierten 
Völker  sagen  den  Hauptteil  —  der  körperlichen  Arbeit  geleistet 
haben,  so  liegt  der  Grund  nur  darin,  daß  man  die  Maschine  noch 
nicht  zu  einiger  Vollkommenheit  ausgebildet  hatte.  Seitdem  dies 
der  modernen  Technik  gelungen  ist,  nimmt  die  Verwendung  tie- 
rischer Kräfte  reißend  ab. 

Vorbedingung  war,  daß  die  Maschine  die  Kraft  billiger 
lieferte  als  das  Tier,  daß  sie  also  nicht  wie  dieses  einen  erheb- 
lichen Teil  der  zur  Erzeugung  der  Kraft  dienenden  Nahrung  bez. 
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des  Brennstoffs  verschwendete.  Das  aber  tat  sie  anfänglich,  und 
sie  wurde  daher  zunächst  nur  benutzt,  wo  ihre  Ueberlegenheit 
über  das  Tier  nicht  auf  ihrer  Zweckmäßigkeit,  sondern  (wie  z.  B. 
bei  den  ersten  englischen  Dampfmaschinen)  auf  der  größeren 
Regelmäßigkeit  ihrer  Arbeit  und  der  beträchtlicheren  Kraftauf- 
speicherung beruhte,  oder  aber  (wie  z.  B.  bei  den  Eisenbahnen) 
auf  der  größeren  Schnelligkeit  des  Verkehrs,  der  sich  durch  sie 
bewältigen  ließ.  Mechanische  Kraft  billiger  als  tieri- 
sche Kraft  herzustellen,  ist  der  Technik  erst  seit  wenigen 
Jahrzehnten  gelungen,  und  auf  manchen  Gebieten  stellt  sich  die 
mechanische  Kraft  noch  immer  teurer ;  zuweilen  allerdings  ist, 
weil  es  sich  um  die  Eroberung  ganz  neuer  Gebiete  durch  die 
Technik  handelt,  ein  direkter  Vergleich  mit  tierischer  Kraft  über- 
haupt nicht  möglich. 
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DIE  ARBEITSTEILUNG  ZWISCHEN 
SPARKASSEN  UND  DEPOSITENKASSEN. 

Von 

WALTER  HOFFMANN. 

Erster  Artikel. 

I.   Einleitung. 

I.    Allgemeines. 

§   I- 

Ueber  die  Abgrenzung  der  Begriffe  Spargelder  und  Depo- 
sitengelder ist  lebhaft  gestritten  worden,  und  auch  jetzt  gehen  die 
Ansichten  darüber  noch  weit  auseinander.  In  dieser  Arbeit  sind 
unter  Spargeldern  solche  Einlagen  verstanden,  die  als  dauernde 
Anlage^)  beabsichtigt  sind,  mögen  sie  auch  tatsächlich  häufig 
bald  wieder  abgehoben  und  konsumiert  werden,  sei  es  aus  Not, 
Mangel  an  Energie  oder  sonstigen  Gründen.  Unter  Depositen- 
geldern verstehen  wir  dagegen  solche  Einlagen,  die  nur  als  vor- 
übergehende Anlage  gedacht,  also  in  der  Regel  zur  Kon- 
sumtion bestimmt  sind.  Die  Spargelder  sind  also  Einkommens- 
teile, die  zum  Zwecke  der  Vermögensbildung  eingezahlt 
werden,  Depositengelder  dagegen  solche,  die  zur  Konsumtion 
dienen  sollen,   vorläufig  aber  noch  entbehrlich  sind. 

In  ähnlicher  Weise  definiert  auch  Neumami-Hofer^)  die  bei- 
den Begriffe ;    nach    ihm    stammen    die  Depositengelder    vorzugs- 

i)  IViernik  (Die  Depositenkasse,  1912,  S.  185)  sagt,  daß  unter  Sparguthaben 
solche  Geldkapitalien  zu  verstehen  seien,  welche  zur  Thesaurierung  einge- 
zahlt werden,  versteht  aber  sonderbarerweise  unter  Thesaurierung  nicht  bloß  Ver- 
mögensbildung, sondern  auch  vorübergehende  Aulbewahrung  von  Geldern,  die  zur 
Konsumtion  bestimmt  sind.  Unter  Depositengeldern  versteht  er  infolgedessen  in 
der  Hauptsache  nur  Guthaben,  die  der  Bankkunde  für  Spekulationszwecke  einge- 
zahlt hat. 

2)  Depositengeschäfte  und  Depositenbanken,    1894,  S.   15. 
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weise  aus  den  höheren  Einkommensklassen  und  sind  dazu  be- 
stimmt, in  absehbarer  Zeit  verbraucht  oder  anderweitig  verwendet 
zu  werden,  die  Spargelder  dagegen  ausschließlich  aus  den  nie- 
deren und  mittleren  Einkommensklassen  und  sind  fast  niemals 
dazu  bestimmt,  bald  verbraucht  zu  werden. 

Riesser'^)  sagt  sehr  richtig,  der  Spareinleger,  der  meist  den 
mittleren  oder  unteren  Volksschichten  angehöre,  wolle  eine  dau- 
ernde und  sichere  Aufbewahrung  und  Verwaltung  tunlichst 
hoch  zu  verzinsender  Spargelder,  der  Depositengläubiger,  der  meist 
den  mittleren  und  höheren  Klassen,  namentlich  dem  Kreise  der 
Gewerbetreibenden,  angehöre,  wolle  —  wenigstens  in  der  Regel 
—  lediglich  die  vorübergehende,  daher  auch  meist  nur 
niedrig  verzinsliche  Uebernahme  und  Nutzbarmachung  ver- 
fügbarer Kapitalien'). 

Die  oberen  Volksschichten  legen  ihre  Ersparnisse  in  der 
Regel  in  Wertpapieren,  Hypotheken,  Grundstücken,  Unterneh- 
mungen u.  dgl.  an,  während  die  unteren  Volksschichten  ihre  Er- 
sparnisse in  der  Regel  Sparkassen  anvertrauen,  die  ihrerseits  auf 
eigene  Rechnung  die  Gelder  in  Wertpapieren,  Hypotheken 
u.  dgl.  anlegen.  Die  Sparkasse  nimmt  dem  Kunden  die  Sorge 
für  die  Anlegung  ab  und  bewahrt  ihn  so  vor  Verlusten ;  die  Ban- 
ken vermitteln  die  Anlegung  nur  auf  Rechnung  und  Gefahr  des 
Kunden.  So  kommt  es,  daß  die  »Spargelder«  in  der  Regel  von 
den  unteren  Volksklassen  stammen.  Andrerseits  stammen  die 
Depositengelder  in  der  Regel  von  den  oberen  Volksklassen,  weil 
nur  sie  ins  Gewicht  fallende  Beträge  an  vorübergehend  verfüg- 
baren Geldern  besitzen.  Aus  dem  kurzen  Leben  vieler  Sparbü- 
cher darf  man  aber  schließen,  daß  auch  die  unteren  Klassen  mit 
den  zur  dauernden  Anlage  bestimmten  Geldern    auch    bloß  vor- 

1)  Die   Deutschen  Großbanken  und  ihre  Konzentration,  4.  Aufl.,  S.    169  f. 

2)  Wenn  Kiesser  aber  fortfährt,  der  Depositengläubiger  wolle  die  Uebernahme 
der  Kapitalien  nur  insolange,  als  er  sie  nicht  in  Wertpapieren,  Hypotheken  oder  Unter- 
nehmungen dauernd  anlege,  so  kann  man  ihm  darin  kaum  beipflichten.  Die  Depo- 
sitengelder sind  unmöglich  in  der  Regel  als  provisorische  Vermöge  ns- 
anlage  gedacht,  sondern  in  der  Regel  zur  Konsumtion  im  Geschäft  usw. 
bestimmt.  Ebenso  trifft  nicht  zu,  was  Kiesser  weiter  sagt :  Der  Spareinleger  habe 
nur  ein  Gesicht,  er  sei  Spargeldeinleger  und  nur  das;  der  Depositengläubiger  habe 
ein  Proteusgesicht,  er  sei  heute  kraft  seiner  Depositen  Gläubiger,  morgen  kraft 
seiner  Kontokorrent-  und  sonstigen  Verbindung  mit  der  Bank  Schuldner.  Denn 
sehr  viele  Depositengläubiger  (Rentner,  Beamte,  reiche  Geschäftsleute  und  Indu- 
strielle) nehmen  den  Kredit  der  Bank  gar  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  in  An- 
spruch, sind  also  der  Regel  nur  Gläubiger  der  Bank. 
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Übergehend  verfügbare  Gelder  einzahlen,  insbesondere  z.  B.  kleine 
Beamte,  die  ihr  Gehalt  in  größeren  Zeitabschnitten  erhalten,  oder 
kleine  Landwirte  nach  dem  Verkauf  der  Ernte  usw. 

Der  kleine  Sparer  wird  also  nicht  zwischen  Spareinlagen  und 
Depositengeldern  unterscheiden,  sondern  beides  auf  die  Sparkasse 
bringen.  Auch  die  Sparkasse  braucht  hier  keine  Unterscheidung 
zu  machen,  sie  ist  eben  für  die  unleren  Volksschichten  da,  ob 
diese  nun  Spargelder  oder  Depositengelder  ihr  anvertrauen.  Da- 
gegen gehören  die  Depositengelder  der  oberen  Volksklassen  in 
die  Banken  und  deren  Filialen  bez.  Depositenkassen. 

Neben  den  unteren  Volksschichten  kommen  als  Sparkassen- 
einleger noch  in  Betracht  Personen  mit  geringem  eigenen  Ver- 
mögen oder  geringer  Erfahrung  in  Geldangelegenheiten,  vor 
allem  Unmündige  und  Frauen;  Personen,  deren  Vermögen  von 
Dritten  (Vormündern,  Pflegern)  verwaltet  wird ;  weiter  juristische 
Personen,  bei  denen  die  Anlegung  des  Vermögens  aus  sozialen 
und  anderen  Gründen  unbedingt  sicher  sein  muß  (z.  B.  Stiftungen, 
gemeinnützige  Vereine  usw.).  Die  Sparkassen  sind  also,  allge- 
mein gesagt,  für  die  Kreise  der  Bevölkerung  bestimmt,  die  mit 
dem  Bankwesen  nicht  vertraut  sind,  weiter  aber  auch 
für  Personen,  die  für  das  Bankwesen  nicht  geeignet  sind; 
in  erster  Linie  sind  das  natürlich  die  unteren  sozialen  Klassen. 
Die  Geschäftsverbindung  mit  einer  Bank  schließt  immer  ein  ge- 
wisses Risiko  in  sich,  die  Banken  sind  Erwerbsinstitute,  die  dar- 
auf bedacht  sind,  einen  möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen.  Und 
deswegen  eignen  sich  die  genannten  Bevölkerungskreise,  insbe- 
sondere die  unteren  Volksschichten,  nicht  für  sie,  da  es  bei  der 
Anlegung  ihrer  Ersparnisse  in  erster  Linie  auf  absolute  Sicher- 
heit ankommt.  Für  sie  eignen  sich  vielmehr  nur  die  .Sparkassen, 
da  sie  in  der  Regel  diese  Sicherheit  bieten^). 

Es  ist  bedenklich,  wenn  Banken  und  Depositenkassen  durch 
Gewährung  hoher  Zinsen  die  Gelder  dieser  unerfahrenen  Kreise 
anlocken,  da  sie  ja  niemals  eine  unbedingte  Sicherheit  gewähren 
können.  Andrerseits  ist  es  auch  nicht  zu  billigen,  wenn  die  Spar- 
kassen häufig  Depositengelder  von  solchen  Kreisen  annehmen, 
die  sich  lediglich  deswegen  an  die  Sparkassen  wenden,  um  den 
höheren  Zinsfuß  mitzunehmen.     Zeigt    sich    eine  bessere  Anlage- 

l)  Zu  beachten  ist  auch,  daß  solche  Kreise  sich  leicht  zu  Spekulationen  ver- 
leiten lassen,  wenn  sie  sich  statt  an  Sparkassen  an  Banken  wenden.  Dieser  Ge- 
fahr dürfen  sie  aber  nicht  ausgesetzt  werden. 
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möglichkeit,  so  wenden  sie  sich  sofort  ab  und  entziehen  den  Spar- 
kassen ihre  Kapitalien  ^).  Durch  das  Abfließen  dieser  Depositen- 
gelder in  Zeiten  der  Geldknappheit  können  die  Sparkassen  leicht 
in  Verlegenheit  gebracht  werden.  Umgekehrt  kann  auch  über- 
reichlicher Geldzufluß  in  Zeiten  der  Geldflüssigkeit  störend  auf 
die  Sparkassen  einwirken.  Es  ist  daher  ein  Maximalbetrag  der 
Einlagen  ganz  angebracht,  der  allerdings  nicht  zu  niedrig  bemes- 
sen zu  sein  braucht  (etwa  8 — lOoooMk.)  und  für  Mündelgelder 
sowie  für  gemeinnützige  Vereine  usw.  vielleicht  ganz  in  Wegfall 
kommen  kann,  da  es  sich  hier  nicht  um  Depositengelder,  sondern 
um  Anlagekapitalien  handelt. 

Eine  allgemeine  bankmäßige  Ausgestaltung  der  Sparkassen, 
die  schließlich  die  Folge  allzustarker  Annahme  von  Depositen- 
geldern sein  müßte,  ist  gleichfalls  nicht  zu  wünschen,  da  sie  dann 
leicht  zu  spekulativeren  Geschäften  verleitet  werden  können.  Nur 
insofern  würde  eine  etwas  bankmäßigere  Ausgestaltung  zu  be- 
grüßen sein,  als  ein  Bedürfnis  für  die  spezifischen  Sparkassen- 
kunden vorliegt. 

Zwischen  Sparkassen  und  Banken  stehen  die  Kreditgenossen- 
schaften, auch  Volksbanken  genannt.  Sie  haben  die  Aufgabe, 
durch  Vereinigung  einer  großen  Zahl  von  Mitgliedern  vermittels 
der  eingeschossenen  Beiträge  und  durch  die  Solidarhaft  eine  solide 
Kreditbasis  zu  bieten  und  den  Beteiligten  unter  Bürgschaft  von 
anderen  Mitgliedern  Darlehen  zu  mäßigem  Zinsfuß  für  kurze  Zeit 
zu  gewähren.  Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  vor  allem  auf  den  im 
Gewerbe  oder  in  der  Landwirtschaft  tätigen  Mittelstand.  Natur- 
gemäß müssen  sie  eine  bankmäßige  Ausgestaltung  erfahren ;  den 
Sparkassen  bereiten  sie  erfolgreiche  Konkurrenz,  da  sie  beweg- 
licher und  nicht  bureaukratisch  sind.  Durch  die  Verbindung  mit 
Sparkassen  und  Eröffnung  von  Kontokorrenten  suchen  sie  Geld- 
mittel zum  Betrieb  zu  gewinnen.  So  entziehen  sie  den  Sparkas- 
sen manche  Kapitalien.  Von  den  Kreditgenossenschaften  können 
die  Sparkassen  manches  lernen ;  die  Sparkassen  haben  von  jeher 
eine  gewisse  Schwerfälligkeit  und  Abneigung  gegen  Reformen 
gezeigt. 

Andrerseits  braucht  nicht    betont  zu  werden,    daß  die  Spar- 


l)  Auch  Keusch  (Zinspolitik  der  Sparkassen.  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik 137.  I.  2.  Bd.  S.  178),  der  die  Annahme  von  hohen  Einlagen  stark  befür- 
wortet, gibt  zu,  daß  die  Sparkassen  dadurch  vom  Kapitalmarkt  abhängig  werden, 
wodurch  aber  fraglos  die   Sicherheit   der  Sparkassen  herabgemindert  wird. 
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kassen  gegenüber  den  Kreditgenossenschaften  ihren  eigenen  Cha- 
rakter bewahren  müssen,  da  die  Kreditgenossenschaften,  ebenso 
wie  die  Depositenkassen,  gleichfalls  andere  volkswirtschaftliche 
Ziele  verfolgen  als  die  Sparkassen,  wenn  sie  ihnen  auch  näher 
verwandt  sind  als  die  Depositenkassen.  Insbesondere  pflegen  sie 
im  Gegensatz  zu  den  Sparkassen  nur  den  kurzfristigen  Kredit 
(Personalkredit). 

2.  Zweck    der  Sparkassen   und   D  e  p  o  s  i  t  e  n  k  a  s  sen. 

§    2. 

Die  Sparkassen  sind  gemeinnützige  Einrichtungen  und  haben 
als  solche  in  erster  Linie  den  Zweck,  den  unteren  Volksschichten 
zur  Kapitalbildung  behilflich  zu  sein  und  ihnen  unbedingte  Sicher- 
heit für  Anlegung  ihrer  Ersparnisse  zu  gewähren.  Die  Sparkas- 
sen sollen  ferner  den  Sparsinn  und  den  Spartrieb  der  unteren 
Klassen  nach  Möglichkeit  fördern,  damit  diese  an  Ordnung  im 
Wirtschaftsleben  und  an  soliden  Lebenswandel  gewöhnt  werden 
und  sich  in  Zeiten  des  Ueberflusses  für  die  Zeiten  der  Not  und 
Bedrängnis  etwas  zurücklegen.  Diese  kleinen,  durch  Arbeit 
und  Sparsamkeit  errungenen  Kapitalien  bilden  auf  der  anderen 
Seite  in  ihrer  Gesamtheit  ein  mächtiges  Mittel  zur  Hebung  des 
Kreditwesens,  indem  sie  auf  dem  Wege  des  Real-  und  Personal- 
kredites wieder  fruchtbar  gemacht  werden.  Natürlich  müssen  die 
Sparkassen  in  ihrer  Kreditgewährung  stets  besonders  vorsichtig 
sein ;  sie  dürfen  ihren  ersten  Gesichtspunkt,  Sicherheit  der  Spar- 
einlagen, nicht  aus  dem  Auge  verlieren  und  nicht  auf  einen  Unter- 
nehmergewinn hinarbeiten.  Bleibt  nach  Deckung  der  Verwaltungs- 
kosten und  nach  Auffüllung  des  Reservefonds  noch  ein  Ueber- 
schuß,  so  ist  dieser,  dem  gemeinnützigen  Charakter  der  Sparkas- 
sen entsprechend,  nur  im  Interesse  der  Sparer  oder  wenigstens 
für  soziale  Zwecke  zu  verwenden.  Keineswegs  aber  sollen  solche 
Ueberschüsse  seitens  der  Garantieverbände  zur  dauernden  Ent- 
lastung des  Gemeindeetats  benutzt  werden ;  es  ist  durchaus  ge- 
rechtfertigt, wenn  die  Forderung  erhoben  wird,  derartige  Ueber- 
schüsse entweder  zu  gemeinnützigen  Zwecken  zu  verwenden  oder 
den  Sparern  selbst  wieder  zugute  kommen  zu  lassen  etwa  in  Ge- 
stalt von  Sparprämien. 

Die  Zinspolitik  der  Sparkassen  muß  sich  auf  einer  mittleren 
Linie  bewegen ;  sie  muß  einerseits  danach  streben,  den  Einlagen- 
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Zinsfuß  möglichst  hoch  zu  gestalten,  andrerseits  muß  berücksich- 
tigt werden,  daß  mit  der  Erhöhung  des  Einlagenzinsfußes  auch 
eine  Erhöhung  des  Hypothekenzinsfußes  verbunden  sein  kann. 
Volkswirtschaftlich  ist  es  aber  vielleicht  ebenso  wichtig,  den  Hy- 
pothekenzinsfuß möglichst  niedrig  zu  gestalten  wie  den  Einlagen- 
zinsfuß zu  erhöhen.  Denn  ein  niedriger  Hypothekenzinsfuß  wird 
eine  Rückwirkung  auf  die  Wohnungspreise  ausüben,  da  ja  die 
Mieter  die  Hypothekenzinsen  zu  tragen  haben.  Andrerseits  muß 
der  Einlagenzinsfuß  derartig  bemessen  sein,  daß  der  Einleger  eine 
angemessene  Verzinsung  erhält,  die  sich  ungefähr  auf  derselben 
Höhe  bewegt  wie  der  Zinsfuß  unserer  Staatspapiere. 

Die  Sparkassen  sind  neben  der  Zwangsversicherung  ein  wich- 
tiges soziales  Hilfsmittel  zur  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  unteren  Volksschichten.  Sie  erleichtern  die  Kapitalbildung 
auch  in  den  niedrigen  Klassen  der  Bevölkerung,  sie  verschaffen 
so  ihren  Einlegern  eine  kleine  Besitzrente  und  fördern  sie  in  dem 
Bemühen,  allmählich  Selbständigkeit  zu  erringen.  So  wirken  die 
Sparkassen  darauf  hin,  den  Unterschied  zwischen  Arm  und  Reich 
zu  verringern,  den  Gegensatz  zwischen  Arbeiter  und  Kapitalist 
einigermaßen  auszugleichen ;  sie  geben  strebsamen  Elementen  die 
Möglichkeit,  sich  oder  wenigstens  ihren  Kindern  den  Aufstieg  auf 
der  sozialen  Stufenleiter  zu  erleichtern.  Die  Sparkassen  haben 
also  nicht  bloß  allgemeinvolkswirtschaftliche  Aufgaben  zu  erfüllen, 
sondern  es  kommt  ihnen  eine  ausgesprochene  sozialpolitische 
Bedeutung  zu. 

Die  Depositenkassen  (wie  überhaupt  die  Banken)  wollen  da- 
gegen sozialpolitisch  gar  nicht  wirken.  Ihre  volkswirtschaftliche 
Aufgabe  besteht  in  erster  Linie  darin,  die  müßig  liegenden  Gelder 
anzusaugen  und  volkswirtschaftlich  nutzbar  zu  machen.  Sie  sind 
aber  keine  gemeinnützigen  Einrichtungen,  sondern  privatwirt- 
schaftliche Erwerbsinstitute,  deren  Ziel  es  ist,  einen  möglichst 
hohen  Gewinn  zu  erreichen.  Ihre  Entstehung  verdanken  sie,  wie 
ja  schon  der  Name  besagt,  dem  Wunsche  der  Banken,  sich  durch 
Annahme  von  Depositen  neue  Betriebsmittel  zu  verschaffen,  da 
die  eigenen  Mittel  für  den  sich  vergrößernden  Geschäftskreis  der 
Banken  schließlich  nicht  mehr  ausreichten.  Die  Kreditbanken 
können  bekanntlich  als  Betriebsmittel,  falls  es  sich  nicht  um  Pri- 
vatbankiers handelt,  die  mit  eigenem  Vermögen  arbeiten,  außer 
Aktienkapital,  Kommanditanteile  u.  a.  in  der  Hauptsache  nur 
Depositengelder  heranziehen.     Das  Notenausgaberecht    haben  in 
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Deutschland  nur  noch  die  Reichsbank  und  vier  Privatnotenbanken, 
und  das  Recht,  Obligationen  auszugeben,  eignet  sich  nur  für  lang- 
fristigen Kredit  gewährende  Banken  (Bodenkreditinstitute). 

Nach  der  Art  der  Beschaffung  der  Betriebsmittel  kann  man 
in  Deutschland  demnach  drei  Hauptgruppen  von  Banken  unter- 
scheiden :  Notenbanken,  Kreditbanken  und  Bodenkreditinstitute. 
Die  Notenbanken  haben  in  dem  Notenausgaberecht  ein  sehr  be- 
wegliches und  anpassungsfähiges  Mittel,  um  sich  das  jeweils  er- 
forderliche Betriebskapital  zu  verschaffen;  die  mit  der  Notenaus- 
gabe verbundenen  großen  Gefahren  haben  aber  dazu  geführt,  den 
Geschäftskreis  der  Notenbanken  eng  zu  beschränken  und  zwar 
in  der  Hauptsache  auf  das  Wechseldiskont-  und  das  Lombard- 
geschäft. Das  eigene  Kapital  (Aktienkapital)  spielt  bei  ihnen  eine 
relativ  untergeordnete  Rolle. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Bodenkreditinstitute,  die  sich  ihre 
Hauptbetriebsmittel  durch  Ausgabe  von  Obligationen  verschaffen, 
und  für  die  großen  (weniger  für  die  kleineren)  Kreditbanken,  da 
sie  (anders  in  England)  auch  die  Funktion  von  Depositenbanken 
übernommen  haben  und  die  Annahme  von  Depositen  in  stets 
wachsendem  Maße  betreiben. 

Das  Werkzeug  unserer  großen  Kreditbanken,  die  Depositen 
aufzusaugen,  sind  eben  die  Depositenkassen.  In  letzter  Zeit  sind 
auch  die  Provinzbanken  zur  Errichtung  von  Depositenkassen  vor- 
gegangen. Die  Depositenkassen  sind  geradezu  als  Saugrohre 
zu  bezeichnen,  durch  welche  müßigliegendes  Kapital  in  ein  Zen- 
tralsammelbecken, die  Hauptbank,  geleitet  wird.  Andrerseits  wird 
durch  sie  wieder  das  angesammelte  Kapital  in  Form  von  Kredit 
in  die  weitesten  Schichten  der  Bevölkerung  zurückgeleitet,  so- 
weit die  Hauptbank  das  Kapital  nicht  selber  für  Kreditgeschäfte 
braucht. 

Für  die  Kreditgewährung  kommen  in  erster  Linie  die  grö- 
ßeren gewerblichen  und  die  Handels-Unternehmungen  in  Frage. 
Dagegen  versagen  die  Depositenkassen  hinsichtlich  des  landwirt- 
schaftlichen und  größtenteils  auch  des  klein-  und  mittelgewerb- 
lichen Kredites.  Der  Grund  dürfte  einmal  darin  zu  suchen  sein, 
daß  die  Banken  in  der  Regel  ihren  Sitz  in  Groß-  und  Mittel- 
städten haben  und  für  das  platte  Land  noch  kaum  in  Betracht 
kommen,  und  ferner,  daß  die  Depositenkassen  und  Niederlas- 
sungen in  den  kleineren  Städten  von  der  Zentrale  stark  abhängig 
sind,  wodurch  ihre  Bewegungsfreiheit   sehr   gehemmt  wird.     Der 
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Großbetrieb  erfordert  eine  bureaukratisch  organisierte  Verwaltung, 
und  diese  erschwert  den  Einblick  in  die  kleinsten  Verhältnisse. 
Deshalb  muß  hier  der  genossenschaftliche  Zusammenschluß  ein- 
setzen, da  die  Mitglieder  einer  Genossenschaft  sich  gegenseitig 
kennen  und  ihre  Kreditfähigkeit  beurteilen  können. 

In  der  Kreditversorgung  der  genannten  Kreise  liegt  die  hohe 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Depositenkassen.  Eine  sozial- 
politische Bedeutung  kommt  ihnen  dagegen,  wie  erwähnt,  nicht 
zu,  was  sich  auch  darin  zeigt,  daß  sie  privatwirtschaftliche  Er- 
werbsunternehmungen sind,  also  nach  möglichst  hohem  Gewinn 
streben.  Als  solche  sind  sie  naturgemäß  spekulativen  Charakters 
und  mit  erheblichem  Risiko  verbunden.  Aus  diesem  Grunde 
dürfen  sie  ihre  Betriebsmittel  nur  von  solchen  Bevölkerungskrei- 
sen heranziehen,  die  einen  eventuellen  Verlust  ertragen  können, 
also  nur  von  den  oberen  Schichten.  Für  diejenigen  Kreise,  die 
aus  sozialen  Gründen  vor  Verlusten  nach  Möglichkeit  geschützt 
werden  müssen,  eignen  sich  nur  absolut  sichere  und  auf  gemein- 
nützigen Prinzipien  beruhende  Einrichtungen,  wie  es  die  Sparkas- 
sen —  wenigstens  in  Deutschland  —  trotz  mancher  Abirrungen 
doch  zweifellos  sind. 

II.  Die  geschichtliche  Entwicklung  beider  Institutionen. 
I.  Vor    der    Reichsgründung. 

§  3- 
Die  Sparkassen  sind  Schöpfungen  der  neueren  Zeit,  die 
Depositenkassen  der  neuesten  ;  die  Voraussetzung  für  beide  ist 
eine  hochentwickelte  Kreditwirtschaft.  Indessen  sind  Aufbewah- 
rung und  sogar  Verzinsung  von  Geldern  schon  uralt.  Im  alten 
Babylon  nahm  das  angesehene  Haus  der  Igibi  bereits  Geldein- 
lagen zur  Verzinsung  an  ^).  Im  alten  Hellas  war  das  Depositen- 
geschäft der  Hauptgeschäftszweig  der  eigentlichen  Trapeziten, 
während  die  übrigen  Bankiers  den  Geldwechsel  und  die  Münz- 
prüfung besorgten.  Das  Depositengeschäft  diente  hauptsächlich 
zur  Zahlungsvermittlung  (Giro).  »Der  griechische  Bankier  arbeitet 
nicht  mit  eigenem  Betriebskapital,  sondern  fast  ausschließlich  mit 
den  fremden  Geldern,  die  bei  ihm  eingelegt  wurden,  oder  die  er 
selbst  von  Kapitalisten  aufnehmen  mußte.« 

l)  Vgl.   Handwürlerbuch   der  Staatswissenschaften  3.  Aufl.  Artikel :   Hanken  im 
Altertum. 
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Auch  in  den  großen  Heiligtümern  Delphi,  Ephesus,  Delos, 
Samos  wurde  viel  Geld  deponiert.  Die  Tempel  galten  als  beson- 
ders sichere  Hinterlegungsorte  infolge  ihrer  religiösen  Unverletz- 
lichkeit; so  haben  denn  auch  Städte,  einzelne  Herrscher,  aber 
auch  Privatleute  ihre  baren  Geldvorräte  den  Tempeln  anvertraut. 

In  Aegypten  nahmen  die  anscheinend  meistens  von  Griechen 
geleiteten  Staatsbanken  auch  Kapitaleinlagen  an. 

In  Rom  findet  gleichfalls  schon  früh  Annahme  von  Geldein- 
lagen durch  die  Argentarier  statt,  gelegentlich  verbunden  mit 
ausdrücklichem  Zinsversprechen.  Außerdem  gehörten  auch  Auf- 
nahme von  Anleihen  bei  Kapitalisten,  um  zu  Betriebsmitteln  zu 
gelangen,  zu  den  Passivgeschäften. 

Im  Mittelalter')  gab  es  zunächst  nur  eine  Art  berufsmäßiger 
Vermittler  des  Geld-  und  Kreditverkehrs,  die  Geldwechsler.  Die 
ersten  berufsmäßigen  Geldleiher  waren  die  Juden,  denen  allmäh- 
lich in  den  Italienern  eine  Konkurrenz  erwuchs.  In  Italien  bil- 
deten sich  damals  die  Grundzüge  des  modernen  Bankwesens  aus. 
Die  Geldwechsler,  die  in  Genua  bereits  den  Namen  »Bancherii« 
führten,  später  Bancharoti  genannt  wurden,  sind  Bankiers  im  mo- 
dernen Sinne,  nehmen  Depositen  von  Kauf  leuten  an,  und  erteilen 
andrerseits  diesen  dagegen  Darlehen,  besonders  zum  Betrieb  über- 
seeischer Geschäfte.  Sie  vermitteln  den  Zahlungsverkehr  auf  dem 
Wege  der  Ueberweisung. 

So  entwickelte  sich  das  Bankgeschäft  zunächst  an  den  Mittel- 
meerplätzen ;  aber  bald  begannen  italienische  Geschäftsleute  auch 
anderwärts  Geldgeschäfte  zu  machen.  Anfangs  waren  es  beson- 
ders die  Bewohner  lombardischer  Städte,  daneben  auch  Bürger 
von  Gabors,  die  als  erste  berufsmäßige  Kreditvermittler  über  die 
Alpen  vordrangen.  Daher  stammt  auch  die  Bezeichnung  »Lom- 
barden« und  »Caorsinen«,  wie  damals  diese  Geschäftsleute  allge- 
mein genannt  wurden. 

Eine  besondere  Art  mittelalterlicher  Banken  waren  die  »Mon- 
tes  pietatis«,  gemeinnützige  Stiftungen,  die  den  Zweck  hatten^ 
die  Minderbemittelten  aus  Wucherhänden  zu  befreien.  Aus  ihnen 
sind  später  die  modernen  Leihhäuser  hervorgegangen  ;  an  diese 
haben  sich  vielfach  die  ersten  Sparkassen  angeschlossen. 

Im  i6.  Jahrhundert  nahm  der  Geld-  und  Kreditverkehr  außer- 
ordentlich zu.     Die    vielen  Zusammenbrüche   von    Privatbankiers 

i)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Artikel:  Banken  vom  il. 
bis  zum   17.  Jahrh. 
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gaben  den  Anlaß  zur  Errichtung  von  Girobanken,  die  in  der 
Regel  Staatsbanken  waren,  oder  wenigstens  unter  staatlicher  Auf- 
sicht standen.  Die  Girobanken  beschränkten  sich  im  wesentlichen 
auf  die  Zahlungsvermittlung  ;  sie  schufen  besondere  Großhandels- 
währungen, um  den  schlechten  Münzverhältnissen  entgegenzu- 
wirken. Das  bedingte  eine  Fernhaltung  von  allen  Geschäften, 
die  spekulativen  Charakter  trugen. 

In  England  begannen  die  Goldschmiede  im  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  verzinsliche  Depositen  anzunehmen  und  liehen  sie 
an  die  oft  in  Finanznöten  befindliche  Regierung  aus.  Die  Schlie- 
ßung der  Staatskasse  im  Jahre  1672  führte  den  Bankrott  einer 
Anzahl  der  bedeutendsten  Goldschmiede  herbei.  Diese  Katastrophe 
führte  zu  einer  lebhaften  Bewegung  für  Gründung  einer  öffent- 
lichen, in  erster  Linie  für  die  Zahlungsvermittlung  bestimmten 
Bank.  Und  so  wurde  denn  1694  die  Bank  von  England  begrün- 
det. Sie  war  eine  Korporation  von  Staatsgläubigern,  die  ihr 
ganzes  Kapital  von  i  200000  £  dem  Staat  darleihen  sollte.  Im 
Anschluß  an  die  Gewohnheiten  der  Goldschmiede  gab  sie  für 
bei  ihr  erworbene  Guthaben  schriftliche,  jederzeit  einforderbare 
Zahlungsversprechen,  aus  denen  sich  das  Notenwesen  entwickelt 
hat,  aus.  Die  Bank  von  England  wurde  dadurch  zur  Notenbank. 
Ihr  Geschäftskreis  war  aber  eng  begrenzt ;  sie  durfte  im  wesent- 
lichen nur  Handel  mit  Wechseln  und  Edelmetall  treiben.  Ihre 
Notenausgabe  aber  entwickelte  sich  nur  langsam,  obwohl  1708 
festgelegt  wurde,  daß  keine  Einzelfirma  und  keine  Gesellschaft 
von  mehr  als  6  Personen  Noten  ausgeben  dürfe.  Neben  der 
Bank  entstanden  kleine  Privatbanken,  welche  die  Notenemission 
mit  größerem  Eifer  und  Erfolge  betrieben ;  insbesondere  gaben 
sie  kleine  Noten  aus.  In  den  Krisen  1792/3,  1814 — 16  und  1825 
gingen  Hunderte  dieser  Privatbanken  zugrunde,  so  daß  sich  die 
Gesetzgebung  schließlich  veranlaßt  sah,  die  Ausgabe  kleiner  No- 
ten von  weniger  als  ^  £  zw  verbieten,  andrerseits  aber  die  Er- 
richtung von  Banken  mit  mehr  als  6  Gesellschaftern  in  der  Provinz, 
d.  h.  von  leistungsfähigen  Provinzialnotenbanken  zu  gestatten  (1826). 
Das  Notenwesen  der  kleinen  Privatbankiers  wurde  durch  das  Ver- 
bot der  Ausgabe  kleiner  Noten  unterdrückt,  so  daß  in  London 
und  Umgebung  die  Bank  von  England  praktisch  das  ausschlief.^- 
liche  Notenausgaberecht  hatte. 

Nicht  Noten  ausgebende  größere  Banken  durften  auch  in 
London  gegründet  werden,  was  1833  ausdrücklich  gesetzlich   be- 
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stätigt  wurde.  Mit  anderen  Worten  :  der  Gründung  großer  De- 
positenbanken war  damit  in  England  freie  Bahn  geschaffen,  d.  h. 
solcher  Banken,  welche  als  Betriebsmittel,  abgesehen  von  ihrem 
eigenen  Kapital  (Gesellschaftskapital),  Depositengelder  heranzogen. 

In  Deutschland  fallen  die  Anfänge  des  Notenbankwesens 
eigentlich  erst  in  das  19.  Jahrhundert.  Zwar  finden  wir  auch 
schon  im  18.  Jahrhundert  Gründungen  von  Notenbanken,  so  die 
Königl.  Bank  in  Berlin,  doch  hat  sich  das  Notenwesen  sehr  lang- 
sam entwickelt.  Die  Königl.  Bank  in  Berlin,  eine  Gründung 
Friedrichs  des  Großen,  wurde  im  Jahre  1765  errichtet  und  erhielt 
1766  das  Recht  der  Notenausgabe.  Diese  hielt  sich  aber  in  sehr 
bescheidenen  Grenzen.  Ihre  Hauptbetriebsmittel  erhielt  die  Bank 
vielmehr  aus  der  Annahme  von  Depositen,  nachdem  durch  In- 
stitutionen von  1768  und  1769  die  Anlegung  der  Depositengelder 
der  Gerichte  und  Vormundschaftsbehörden  sowie  der  verfügbaren 
Gelder  aller  Stiftungen,  Spitäler,  Kirchen  usw.  bei  ihr  allgemein 
vorgeschrieben  wurde.  Auch  das  Girogeschäft  blieb  ohne  jede 
Bedeutung,  so  daß  die  Bank  keine  »Giro-  und  Lehnbank«,  son- 
dern eine  Depositenbank  war. 

Mit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  beginnt  die  Ges  chich  te 
der  Sparkassen.  Bisher  wurde  vielfach  die  Braunschweiger 
Leihhauskasse  (gegr.  1765)  als  älteste  Sparkasse  angesehen,  tat- 
sächlich nahm  sie^)  aber  Einlagen  nur  von  reichen  Leuten  gegen 
Ausstellung  von  Leihhausobligationen  an.  In  gleicher  Weise  ver- 
schaffte sich  die  Fürstliche  Leihekasse  zu  Detmold  (gegr.  1786) 
und  die  Castellsche  Kreditkasse  zu  Castell  (gegr.  1774)  ihre  Be- 
triebsmittel durch  Annahme  von  Einlagen  aus  den  besser  situierten 
Volksschichten  ^).  Braunschweig  und  Castell  haben  sich  aber 
später  zu  Sparkassen  umgewandelt,  Detmold  hat  sich  1804  eine 
Sparkasse  angegliedert.  Der  Zweck  der  genannten  Institute  war, 
die  Bevölkerung  vor  Bewucherung  zu  bewahren.  Castell  erreichte 
diesen  Zweck  durch  Regelung  des  Hypothekenwesens,  Braun- 
schweig und  Detmold  durch  Leihhausbetrieb. 

Die  Leihhäuser  sind  zu  dem  Zwecke  entstanden,  um  die  Ge- 
währung von  Darlehen  gegen  Faustpfand    ohne    die  Absicht  des 


i)  Vgl.  Zimmermann,  Die  Sonderregelung  des  Sparkassenwesens  im  Herzog- 
tum Braunschweig  (Schanz,  Finanzarchiv   19 13). 

2)  Vgl.  Pßtzner,  Interessante  Sparkassensatzungen  in  Oesterreich-Ungar.-Spar- 
kassenzeitung  vom  5.  Okt.  12.  (Castell),  ferner  Derselbe,  die  Fürstl.  Landesspar- 
und  Leihekasse  zu  Detmold  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  46)   1913. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     i.  /^ 


50 


Walter  HofFraann: 


Gewinns  zu  betreiben  und  damit  den  Privatpfandverleihern  das 
Handwerk  zu  legen.  Die  privaten  Pfandleihen  waren  zu  Wucher- 
instituten geworden.  Um  nun  die  Bevölkerung  vor  derartigen 
Elementen  zu  bewahren,  ging  man  zur  Gründung  von  öffentlichen 
Leihhäusern  über.  In  Deutschland  fanden  sie  am  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  Eingang;  die  Geschäftsordnungen  der  damaligen 
Leihhäuser  wichen  nur  wenig  von  den  jetzt  üblichen  ab  ^). 

Während  also  der  Gedanke,  den  ärmeren  Volkskreisen  durch 
Gewährung  billigen  Kredites  zu  helfen,  schon  im  frühen 
Mittelalter  auftaucht,  finden  wir  den  Gedanken,  ihnen  durch  Er- 
richtung von  Sparkassen  zu  helfen,  erst  viel  später ;  die  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  mußte  sogar  bis  zur  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  auf  sich  warten  lassen.  Die  Leihhäuser  wollten 
und  wollen  auch  jetzt  noch  der  armen  Bevölkerung  im  Falle  einer 
eingetretenen  pekuniären  Notlage  mittelst  Gewährung  billiger 
Darlehen  die  Ueberwindung  der  Notlage  durch  eigene  Kraft  er- 
möglichen ;  die  Sparkassen  dagegen  waren  als  vorbeugende 
Anstalten  gedacht  und  wollen  die  ärmere  Bevölkerung  vor  Not- 
lagen bewahren,  wie  auch  deutlich  aus  den  Zweckbestimmungen 
der  ältesten  Sparkassen  hervorgeht.  Der  ärmeren  Bevölkerung 
sollte  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  sich  kleine  Kapitalien  an- 
zusammeln, um  im  Falle  der  Not  eine  pekuniäre  Reserve  zu  be- 
sitzen, so  daß  sie  weder  auf  Kredit  noch  auf  die  öffentliche  Ar- 
menunterstützung angewiesen  war,  also  gar  nicht  erst  in  eine 
pekuniäre  Notlage  kam 2). 

Als  geistiger  Urheber  der  Sparkasse  gilt  Hugues  Delestre^ 
der  in  einer  Abhandlung  über  die  Gründung  von  Pfandhäusern 
von  der  Notwendigkeit  sprach,  Lohnarbeitern  die  Möglichkeit  des 
Ansammeins  kleiner  Ersparnisse,  die  verzinst  werden  sollten  und 
nach  Bedarf  zurückgezogen  werden  könnten,  zu  geben  (161 1). 
Eine  praktische  Durchführung  dieser  Ideen  aber  brachten  erst 
die  humanen  Bestrebungen  des  18.  Jahrhunderts,  die  auf  eine 
Reform  des  Armenwesens  gerichtet  waren.  Man  wollte  den  wenig 
bemittelten  Leuten  Gelegenheit  geben,  sich  Spargroschen  zu  sam- 


i)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Artikel:  Leihhäuser. 

2)  Im  19.  Jahrhundert  kam  als  vorbeugendes  Mittel  die  Versicherung  auf,  die 
in  der  neuesten  Zeit  durch  Einführung  der  Zwangsversicherung  noch  wirksamer 
gestaltet  wurde.  Dadurch  ist  aber  weder  Sparkasse  noch  Leihhaus  noch  öffentliche 
Armenunterstützung  überflüssig  geworden,  ja  nicht  einmal,  abgesehen  von  letzterer 
entbehrlicher. 
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mein,  um  sich  in  Not-  und  Unglücksfällen  vor  Verarmung  zu 
schützen. 

Als  erste  Sparkasse^)  in  Deutschland  gilt  die  im  Jahre  1778 
gegründete  Sparkasse  in  Hamburg.  Ins  Leben  gerufen  von  der 
patriotischen  Gesellschaft,  »zum  Nutzen  geringer,  fleißiger  Perso- 
nen beiderlei  Geschlechtes  als  Dienstboten,  Tagelöhner,  Hand- 
arbeiter, Seeleute  usw.«  errichtet,  sollte  sie  diesen  Gelegenheit 
geben,  auch  bei  Kleinigkeiten  etwas  zurückzulegen,  »ihren  sauer 
erworbenen  Not-  und  Brautpfennig  sicher  zu  einigen  Zinsen  be- 
legen zu  können,  wobei  man  hoffet,  daß  sie  diese  ihnen  verschaffte 
Bequemlichkeit  sich  zur  Aufmunterung  gewähren  lassen  mögen, 
um  durch  Fleiß  und  Sparsamkeit  dem  Staate  nützlich  zu  werden«. 
Die  Hamburger  Sparkasse  gehört  zu  der  auf  Betreiben  des  spä- 
teren Senators  JoJiann  Arnold  Günther  begründeten  allgemeinen 
Versorgungsanstalt  ^),  die  in  10  Klassen  zerfiel,  von  denen  die 
neunte  die  Ersparungsklasse  bildete.  1786  wurde  in  Oldenburg 
eine  Ersparungsanstalt  gegründet.  Nach  ihrem  Statut  sollte  sie 
den  im  Kleinen  erwerbenden  Klassen  zur  schnellen  und  sicheren 
zinslichen  Anlegung  ihrer  Ersparnisse  Gelegenheit  bieten.  Aus- 
nahmsweise konnte  jedoch  aus  besonderen  Gründen  mit  Geneh- 
migung des  Großherzogl.  Staatsministeriums  anderen  Personen 
die  Benutzung  der  Ersparungskasse  gestattet  werden  ^).  Es  folgten 
dann  die  Gründungen  der  Sparkassen  in  Kiel  (1796),  Göttingen, 
Altona  (1801),  der  Fürstlichen  Landessparkasse  zu  Detmold  {1804), 
der  Sparkasse  zu  Lauf  (1806). 

Eine  neue  und  entscheidende  Anregung  erhielt  das  Spar- 
kassenwesen nach  dem  Ende  der  Napoleonischen  Zeit,  die  über 
Deutschland  unsägliches  Elend  und  ungewöhnliche  Verarmung 
der  unteren  Volksschichten  gebracht  hatte. 

In  Preußen*)  wurde  1818  die  erste  Sparkasse  in  Berlin  von 
den  städtischen  Behörden  errichtet.  Am  21.  April  1818  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  begründet,  sollte  sie  in  erster  Linie 

1)  Ueber  die  Geschichte  der  Sparkassen  vergleiche :  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  Artikel :  Sparkassen ;  Heidemann,  P.,  Zur  Entwicklung  des  deut- 
schen Sparkassenwesens  1907.  Außerdem  für  Preußen:  Schmid-Brämer,  Das 
Sparkassen wesen  1862;  Knebel-Döberitz,  Die  preußischen  Sparkassen;  für  Sachsen: 
Braedt,  Das  Sparkassenwesen  in  Sachsen  19 12;  für  Baden:  Hoinburger,  Das  Spar- 
kassenwesen in  Baden    1913.     (Schriften  des  Ver.  f.  Sozialp.    137  I  Bd.    i.) 

2)  Heidemann  a.  a.  O.  S.    14. 

3)  Ebenda  S.    14. 

4)  Schmid-Brämer  a.  a.  O.  S.   165. 
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den  minder  begüterten  Einwohnern  eine  sichere  Gelegenheit  zur 
zinstragenden  Aufbewahrung  ihrer  kleinen  Kapitalien  eröffnen. 
1838  hatte  Preußen  schon  86  Sparkassen,  von  denen  die  bei 
weitem  größere  Zahl  Städten  unter  loooo  Einwohnern  angehörte. 
Sowohl  in  Preußen  als  auch  in  den  übrigen  deutschen  Län- 
dern war  die  Beteiligung  von  Anfang  an  eine  recht  rege.  P'ür 
Preußen  war  das  Vorgehen  des  Aachener  Vereins  zur  Beförderung 
der  Arbeitsamkeit^)  von  günstigem  Einfluß.  Zugleich  gegründet 
mit  der  Aachen-Münchener  Feuerversicherungsgesellschaft  hatte 
er  von  dieser  die  Zusicherung  der  Hälfte  des  von  ihr  jährlich  er- 
zielten Reingewinnes  erhalten,  die  der  Verein  noch  durch  frei- 
willige Geschenke  und  durch  die  regelmäßigen  Beiträge  seiner 
Mitglieder  vergrößerte.  Mit  diesen  Mitteln  wollte  der  Verein  zur 
Beförderung  der  Arbeitsamkeit  seinen  Zweck  verfolgen,  nämlich  : 
»Bettelei  und  Hilfsbedürftigkeit  in  Abnahme  zu  bringen«.  Zur 
Erreichung  dieses  Zieles  ging  man  an  die  Errichtung  von  Spar- 
und  Prämienkassen  ;  obgleich  erst  1834  mit  dieser  Einrichtung  be- 
gonnen wurde,  waren  1836  schon  6  der  ersten  und  10  der  zweiten 
Art  vorhanden.  Wie  sich  das  Sparkassenwesen  bis  1835  '^i 
Preußen  entwickelt  hat,  veranschaulicht  die  folgende,  ScJimid- 
Bräiner,  Das  Sparkassenwesen,  entnommene  Tabelle  2): 

Der  Zustand  des  Sparkasenwesens   1835   in  Preußen. 
Nach  Schmid-Bräiner,   Das  Sparkassenwesen  Bd.  I  S.   169. 
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I  237  662. — 

277  737-— 
702  165.60 
528  163.56 
701  339.69 
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738  782.30 


900  417. — 
217  629. — 
434  460.20 
334  278.50 
495  623.03 
225  105.93 
384  056.67 


6  064  080. — 
636  762. — 
2  862  453. — 
2317  207.96 
2  625  144.67 
437275.01 
I  418  728.80 


Im  ganzen  Staat 


120S9259,   80  J151  116I99645I     8.24 


4  429  173.9012  991  570.33I  10  301  051.44 


i)  Vgl.  Käkler,    Der    Aachener    Verein    zur   Beförderung    der  Arbeitsamkeit, 
Jahrb.  f.   Nat.  u.  Stat.    1910. 

2)  In  den  Spalten  2,  4,  6  und  8  wurden  einige  (zum  Teil  recht  grobe)  Rechen- 
fehler berichtigt.     Die  Tabelle  wurde  in  Mark  umgerechnet. 

3)  In  der  Provinz  Posen  bestand  damals  noch  keine  Sparkasse. 


Die  Arbeitsteilung  zwischen  Sparkassen  und  Depositenkassen.  C'j 

In  Preußen  hatte  sich  bis  zum  Jahre  1838  die  Tätigkeit  der 
Regierung  bei  der  Gründung  von  Sparkassen  ledigHch  darauf  be- 
schränkt, darüber  zu  wachen,  daß  die  von  den  Sparkassen  ge- 
troffenen Einrichtungen  im  Einklang  mit  der  allgemeinen  Landes- 
gesetzgebung blieben.  Nur  die  Sparkassen,  die  mit  einer  Leih- 
anstalt verbunden  waren,  wurden  schon  von  der  Gesetzgebung 
berührt,  der  Kabinettsordre  vom  28.  Juni  1826,  die  gewisse  Grund- 
sätze für  die  öftentlichen  städtischen  Leihanstalten  schuf.  Eine 
Anregung,  sich  mit  dem  Sparkassenwesen  zu  beschäftigen,  erhielt 
die  Regierung  infolge  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1833,  das  die 
Ausstellung  von  Papieren,  die  eine  Zahlungsverpflichtung  an  jeden 
Inhaber  enthalten,  verbietet,  sofern  nicht  die  königliche  Genehmi- 
gung hierzu  besonders  erteilt  ist^).  Da  nun  die  Sparkassenbücher 
bis  dahin  entweder  auf  den  Namen  des  Einlegers  oder  auf  jeden 
Inhaber  ausgestellt  waren,  sei  es  auf  Verlangen  des  Einlegers, 
sei  es  durch  statutarische  Bestimmungen,  so  entstand  jetzt  die 
Frage,  ob  das  Gesetz  auch  auf  Sparkassenbücher  Anwendung 
finde,  die  bisher  auf  den  Inhaber  lautend  ausgegeben  waren. 
Diese  Frage  wurde  entschieden  durch  die  Kabinettsordre  vom 
16.  April  1836,  die  besagte,  daß  die  bereits  bestehenden  Sparkas- 
sen in  der  Beibehaltung  der  bisherigen  Form  ihrer  Dokumente 
nicht  behindert  v^erden  sollten,  daß  dagegen  die  Errichtung  neuer 
Sparkassen  nur  unter  der  Bedingung  gestattet  würde,  daß  die 
Sparkassenbücher  nicht  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden.  Gleich- 
zeitig wurde  das  Staatsministerium  um  einen  Bericht  über  die  Re- 
gulierung des  Sparkassenwesens  ersucht,  und  damit  wurde  der 
Anstoß  zum  Erlaß  des  Reglements  vom  12.  Dezember  1838  ge- 
geben, das  die  allgemeinen  Regeln  für  die  Einrichtung  und  Ver- 
waltung der  Sparkassen  bestimmte.  Das  Reglement  ging  von 
der  Voraussetzung  aus,  daß  die  städtischen  Gemeinden  zur  Grün- 
dung von  Sparkassen  besonders  geeignet  seien.  In  einer  Zirku- 
larverfügung vom  27.  April  1850  des  landwirtschaftlichen  Mini- 
steriums an  die  Regierungskollegien  wurde  jedoch  der  Standpunkt 
des  Gesetzgebers  aufgegeben.  Die  Verfügung  empfahl  den  Erlaß 
des  Landesökonomiekollegiums  vom  31.  März  1850  an  die  Vor- 
stände der  sämtlichen  landwirtschaftlichen  Zentralvereine,  der  auf 
die  Errichtung  von  Kreissparkassen  und  die  Gründung  von  Hebe- 
stellen auf  dem  Lande  aufmerksam  machte  ;  der  Kreisbezirk  wurde 
nunmehr  als  der  geeignetste  Bezirk  für  eine  Sparkasse  angesehen. 

l)   Schmid  a.   a.   O.   S.    170  ff. 


g^A  Walter  Hoffmann: 

Ein  Erlaß  der  königl.  Ministerien  für  Handel  und  für  das  Innere 
vom  19.  Juli  1854  führte  diesen  Gedanken  weiter  aus,  indem  er 
sagte,  daß  gerade  die  Kreisstände  weit  eher  in  der  Lage  wären, 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Garantie  der  Sparkassen  zu  über- 
nehmen als  kleine  Kommunen.  Die  königl.  Regierungen  sollten 
daher  durch  die  Landräte  darauf  hinwirken,  daß  mindestens  eine 
Sparkasse  in  jedem  Kreis  errichtet  würde.  Als  Musterstatut  stellte 
eine  weitere  Zirkularverfügung  derselben  Ministerien  vom  24.  Juli 
1854  das  Statut  der  Kreissparkasse  Bielefeld  hin.  Das  Regle- 
ment von  1838  hatte  eine  Frist  zur  Durchführung  der  neuen  Nor- 
mativbestimmungen festgesetzt,  jedoch  wurde  sie  nicht  mit  aller 
Strenge  eingehalten.  Auf  die  Weiterentwicklung  des  Sparkassen- 
wesens hatte  dies  nur  einen  günstigen  Einfluß,  stieg  doch  von 
1835  bis  1847  die  Zahl  der  Sparkassen  von  80  auf  191.  Insbeson- 
dere die  Tätigkeit  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeiten- 
den Klassen  in  Preußen^)  und  das  Entstehen  von  Kreissparkas- 
sen 2)  begünstigten  die  Entwicklung.  Nach  der  preußischen  Sta- 
tistik betrug  die  Zahl  der  Sparkassen  im  Jahr  1850  234,  das  Ein- 
lageguthaben 54,36  Mill.  Mk.  Im  Jahre  1860  belief  sie  sich  auf 
471,  1869  auf  560  in  den  alten  Provinzen,  917  in  den  alten  und 
neuen  Provinzen.  Die  Einlagen  stiegen  von  54,36  Mill.  Mk.  (1850) 
auf  151,38  Mill.  Mk.  (1860)  und  auf  343,82  bez.  471,56  Mill.  Mk.  2) 
(1869). 

In  Bayern  wurde  die  erste  Sparkasse  1806  in  Lauf  gegründet. 
Im  Jahre  18 16  forderte  eine  allgemeine  Verordnung  das  Armen- 
wesen betreffend,  die  Armenpfleger  auf,  nach  Umständen  für  die 
Bildung  von  Sparkassen  für  Zeiten  des  Alters  und  der  Not  zu 
sorgen.  Bis  zum  Jahre  1837  waren  64  Sparkassen  errichtet.  Im 
Jahre  1869  bestanden  253  Sparkassen  mit  276098  Büchern;  das 
Einlageguthaben  betrug  49,1  Mill.  Mk.  ^). 

In  Sachsen  wurde  am  i.  Januar  18 19  die  erste  Sparkasse  zu 
Königsbrück  ins  Leben  gerufen.  Sic  verdankt  ihre  Entstehung 
dem  Grafen  P^ler  Karl   Wilhelm  von  Hohenthal  und  sollte   allen 

i)  Vgl.  Denkschrift  des  Komites  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  ar- 
beitenden Klassen  in  Preußen:  Einige  Worte  über  den  Zweck  und  die  künftige 
Wirksamkeit  des  Vereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen   1844. 

2)  Die  ersten  Kreissparkassen  entstanden  in  den  30er  Jahren  des  19,  Jahr- 
hunderts, so  Schleusingen  (1831),  Schweinitz  (1837),  Heiligenstadt  (1838),  es  folgen 
dann  Worbis,  Nordhausen,  Bitterfeld,  Bielefeld  u.  a. 

3)  Vgl.  Seidel  und  Pßtztier,  Sparkassengesetzgebung  (Sehr.  d.  V.  f.  Soz. 
Bd.   137.  IV). 


Die  Arbeitsteilung  zwischen  Sparkassen  und  Depositenkassen.  c  c 

Einwohnern  und  Dienstboten  der  Herrschaft  Königsbrück  Ge- 
legenheit geben,  kleine  Ersparnisse  zinsbar  anzulegen.  Die  zweite 
sächsische  Sparkasse  wurde  von  dem  Wohltätigkeitsverein  »Zu 
Rat  und  Tat«  am  3.  Februar  1821  zu  Dresden  ins  Leben  ge- 
rufen und  am  16.  Mai  1828  von  der  Stadt  übernommen.  In  den 
folgenden  Jahren  hören  wir  fast  jährlich  von  einer  neuen  Spar- 
kassengründung, 1823  Freiberg,  1824  Zittau,  1825  Leipzig,  1826 
Grimma,  1830  Auerbach.  Es  kamen  dann  bis  Ende  1840  Bautzen, 
Meißen,  Leißnig,  Adorf,  Pirna,  Roßwein,  Plauen,  Kamenz,  Gro- 
ßenhain, Chemnitz,  Colditz  und  Zschopau  hinzu  ^).  Bis  zum  Jahre 
1845  waren  31  Sparkassen  errichtet,  1860  waren  es  115  und  1870 
142  Kassen.  Die  Einlagen  stiegen  von  8,1  Mill.  Mk.  (1845)  auf 
51,0  Mill.  Mk.  (1860)  und   115,7  Mill.  Mk.  (1870). 

Württemberg  ^)  verdankt  die  Entstehung  seines  Sparkassen- 
wesens der  hochherzigen  Königin  Katharina.  Unter  dem  Ein- 
druck der  verheerenden  Wirkungen  des  Krieges  schuf  sie  18 16 
einen  allgemeinen  Wohltätigkeitsverein  und  befaßte  sich  auch  mit 
der  Gründung  einer  Sparkasse,  der  Württembergischen  Sparkasse 
in  Stuttgart;  ihre  Benutzung  stand  jedem  Angehörigen  der  ärmeren 
Volksklassen  frei.  Um  denjenigen,  die  ihre  Ersparnisse  nicht 
persönlich  der  Sparkasse  übergeben  konnten,  die  Benutzung  zu 
erleichtern,  wurde  Portofreiheit  für  alle  Brief-  und  Geldsendungen 
an  die  Sparkasse  und  von  derselben  an  die  betreffenden  Personen 
gewährt.  Die  Sparkasse  hat  eine  Reihe  von  Agenturen  im  Lande 
geschaffen,   1870  beliefen  sich  die  Einlagen  auf  10,2  Mill.  Mk. 

In  Baden  wurde  18 16  die  Sparkasse  in  Karlsruhe  gegründet; 
es  folgten  Mannheim,  Heidelberg  und  Freiburg.  In  Karlsruhe 
war  die  Mitgliedschaft  auf  Handwerker,  Dienstboten,  Tagelöhner 
und  Leute  dieses  Standes  beschränkt,  für  die  übrigen  Kassen 
waren  einschränkende  Bestimmungen  nicht  gegeben.  In  den  30er 
und  40er  Jahren  entstanden  viele  Privatspargesellschaften,  die 
später  mit  Uebernahme  der  Garantie  durch  eine  oder  mehrere  Ge- 
meinden eine  öffentUch-rechtliche  Stellung  erhielten.  1848  be- 
standen 35  Kassen,  1870:  97;  das  Einlageguthaben  betrug  1848: 
5,96  Mill.  Mk.,   1870:  50,5  Mill.  Mk. 

Das  Sparkassenwesen  Hessens  begann  mit  der  Gründung 
einer  Sparkasse  in  Groß-Gerau  im  Jahre  1826.  1830  bestanden 
2  Sparkassen,   1840:  20,    1850:  28,    1860:  29,    1870:  28  Kassen. 

i)  Braedt  a.  a.  O,  S.  2 — 4. 

2)  Württembergische  Sparkasse  in  Stuttgart,  Festschrift   1889. 
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Die  Einlagen  stiegen  von  0,2  Mill.  Mk.  (1830)  auf  4,2  Mill.  Mk. 
(1840),  8,5  Mill.  Mk.  (1850),  15,2  Mill.  Mk.  (1860),  26,0  Mill.  Mk. 
(1870). 

In  Elsaß-Lothringen  endlich  wurde  die  älteste  Sparkasse  1820 
in  Metz  errichtet.  1834 — 1839  wurden  die  meisten  Sparkassen 
gegründet,  die  zur  Zeit  der  Vereinigung  Elsaß-Lothringens  mit 
dem  Deutschen  Reich  vorhanden  waren.  Während  des  Krieges 
waren  die  Sparkassen  geschlossen;  am  i.  Januar  1872  nahmen 
37  Sparstellen  auf  Anordnung  der  Regierung  die  Geschäfte  wie- 
der auf. 

Wir  hatten  die  Geschichte  des  Bankwesens  bis  zum  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  verfolgt.  Bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhun- 
derts stehen  die  Notenbanken  im  Vordergrund  der  Kreditinteres- 
sen, sie  sind  die  einzigen  großen  Banken  und  übernehmen  des- 
halb auch  alle  möglichen  Kreditgeschäfte  neben  der  Notenaus- 
gabe. Mit  der  Entwicklung  der  Technik  im  19.  Jahrhundert  und 
mit  dem  Siegeszug  des  Großbetriebes  über  den  Kleinbetrieb  wuchs 
das  Kreditsystem  ins  Ungemessene  ^).  Die  Notenbanken  konnten 
sich  dieser  Aufgabe  nicht  unterziehen,  denn  die  Geschäfte  mit 
der  Industrie  bergen  ein  gewisses  Risiko.  So  entstanden  die 
Kreditbanken  im  modernen  Sinne.  Die  erste  Bank  dieser  Art 
war  die  Societe  generale  du  Credit  mobilier  in  Paris,  eine  Grün- 
dung der  Gebrüder  Pereire.  Die  Absicht  der  Gründer  war,  Ef- 
fekten der  verschiedensten  Art  anzukaufen  und  sich  hierdurch 
Einfluß  in  der  Industrie  zu  verschaffen.  Das  Geld  für  die  Effek- 
ten wollte  man  durch  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  auf- 
bringen -).  In  Anlehnung  an  diese  französische  Gründung  ent- 
standen in  Deutschland  ähnliche  Kreditinstitute,  so  die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  (Darmstädter  Bank),  der  A.  Schaafthausen- 
sche  Bankverein,  die  Direktion  der  Diskontogesellschaft.  Sie 
waren,  wenn  sie  sich  auch  nicht  unerheblich  von  dem  Credit 
mobilier  unterschieden,  dennoch  in  zwei  Richtungen  von  ihm  be- 
einflußt worden,  insofern  als  sich  einerseits  ihr  Geschäftsprogramm 
in  den  Bahnen  desselben  bewegte,  andrerseits  aber  weil  sie  aus 
der  falschen  Geschäftspolitik  desselben  lernen  konnten,  die  Fol- 
gen einer  solchen  zu  vermeiden  ^).  Die  Banken,  wie  die  oben 
genannten,  fühlten  sich  in  erster  Linie  dazu  berufen,  der  Industrie 
Kapital  zur  Verfügung  zu  stellen.     Die  Ausschaltung  des  regulä- 

1)  Buchwald  a.  a.  O.  S.    II.  2)  Ebenda  S,   13. 

3)   Wiernik,   Z,.,  Die  Depositenkasse   191 2.     S.    il. 
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ren  Bankgeschäfts  (Annahme  von  Depositengeldern  usw.)  war  eine 
notwendige  Folge,  vielleicht  auch  eine  erwünschte,  ja  erforder- 
liche Voraussetzung.  Der  A.  Schaaff hausensche  Bankverein  ^)  er- 
klärte, daß  von  der  Vergrößerung  der  Depositen  im  Interesse  der 
Sicherheit  der  Bank  grundsätzlich  abgesehen  werden  sollte  ;  da- 
gegen fanden  fortgesetzt  Kapitalserhöhungen  statt.  Und  die  Bank 
für  Handel  und  Industrie  bezeichnete  als  Aufgabe  der  Bank^): 
»durch  eigene  Beteiligung  und  durch  Anlage  fremder  Fonds  solide 
und  große  Unternehmungen  zu  fördern  und  nach  Kräften  durch 
die  auf  einem  hohen  Standpunkt  sich  darbietende  klare  Einsicht 
in  die  Gesamtlage  der  deutschen  Industrien  dazu  mitzuwirken, 
daß  Unternehmungsgeist  und  Kapital  in  die  richtigen,  den  Be- 
dürfnissen des  Augenblicks  entsprechenden  Bahnen  geleitet  wer- 
den«. Die  Banken  tätigten  ihre  sämtlichen  Geschäfte  aus  eigenen 
Mitteln ;  war  dies  nun  durchaus  nicht  möglich,  so  wurde  das 
Geld  durch  Ausgabe  von  Aktien  oder  Obligationen  der  von  ihnen 
finanzierten  Unternehmungen  aufgebracht.  Und  um  das  Absatz- 
gebiet der  von  ihnen  emittierten  Werte  zu  vergrößern,  gingen 
die  Banken  an  die  Gründung  von  Tochtergesellschaften  und 
Filialen.  So  errichtete  die  Darmstädter  Bank  1855  eine  Tochter- 
gesellschaft in  der  Bank  von  Süddeutschland,  im  gleichen  Jahr 
eine  Kommandite  in  New  York,  in  den  folgenden  Jahren  Ge- 
schäftsstellen in  Frankfurt  am  Main,  Mannheim,  Leipzig,  Wien 
und  anderen  Städten.  Die  Banken  sind,  wie  Wiernik  ganz  richtig 
sagt,  Verteilungsstellen  und  treten  interimistisch  mit  eigenem  Ka- 
pital als  reine  Emissions-  und  Effektenbanken  ein,  bis  die  Emis- 
sion beendet  ist.  Nirgends  ist  die  Sprache  von  einem  Depositen- 
verkehr, nur  Emissionen  und  Finanzierungen  bilden  den  Geschäfts- 
kreis der  Banken.  Mit  dem  Jahre  1870,  mit  der  Gründung  der 
Deutschen  Bank  trat  ein  Umschwung  in  der  Politik  der  Banken  ein. 

2.  Nach  der  Reichsgründung. 

a)  Die  Depositenkassen  3). 

§4. 

Die  Wirkung  der  großen  Geldsummen,    die    als    französische 
Kriegsentschädigung  in  überraschend  kurzer   Zeit   nach  Deutsch- 

i)  Geschäftsbericht   1850.  2)  Geschäftsbericht   1853. 

3)  Vgl.  Hoffmann,  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Depositenkassenwesens 
in  Deutschland.    Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.    1914.     Bd.  48. 
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land  flössen,  war  für  das  wirtschaftliche  Leben  nicht  ohne  Be- 
denken. Das  Geld  sank  im  Werte,  die  Preise  für  Lebensbedürf- 
nisse und  die  Arbeitslöhne  stiegen.  Dazu  kam  ein  außerordent- 
licher Aufschwung  der  Industrie,  ja  des  ganzen  geschäftlichen 
Lebens,  ein  Aufschwung,  der  aber  in  kurzem  zu  einer  gefähr- 
lichen Ueberproduktion  führte.  Vor  allem  aber  wuchsen  die 
Aktienunternehmungen  pilzartig  aus  dem  Boden,  es  ist  die  Zeit 
der  sogenannten  *  Gründerjahre«.  Die  Banken  sahen  ihre  Tätig- 
keit vorzugsweise  in  der  Neugründung  und  Finanzierung  von  In- 
dustrieunternehmen. 

Ein  völlig  anderes  Geschäftsprogramm  und  damit  eine  ganz 
andere  Politik  entwickelte  die  1870  in  Berlin  gegründete  Deutsche 
Bank.  Zum  erstenmal  wurde  von  ihr  in  Deutschland  die  Pflege 
des  Depositengeschäfts  und  des  regulären  Bankgeschäfts  zum  Ge- 
schäftsprinzip gemacht.  Der  Grund  für  eine  derartige  Geschäfts- 
politik mag  vielleicht  darin  zu  suchen  sein,  daß  die  Gründer  der 
Ansicht  waren,  daß  die  Industrie  reichlich  mit  Kapital  versorgt 
sei,  daß  dagegen  unser  Handel  einer  kapitalkräftigen  Unterstützung 
bedürfe. 

Die  Deutsche  Bank  wollte  das  große  Problem  unserer  Un- 
abhängigkeit vom  Londoner  Geldmarkt  lösen.  Dazu  bedurfte  es 
in  erster  Linie  einer  Festigung  der  deutschen  Währung  und  der 
Schaffung  eines  konstanten  deutschen  Wechselkurses.  In  zwei 
Teile  gliederte  sie  von  Anfang  an  ihr  Geschäftsgebiet :  in  Aus- 
land- und  Inlandgeschäft.  Die  Pflege  des  Uebersee-  und  Aus- 
landgeschäftes brachte  mit  sich  die  Errichtung  von  Filialen, 
Tochtergesellschaften;  Beteiligungen,  Verbindungen  und  Beziehun- 
gen zu  ausländischen  Banken.  Der  Umstand  aber,  daß  der  deut- 
schen Kundschaft  eine  billigere  Provisionsberechnung  infolge  der 
weitverzweigten  Geschäftsverbindungen  der  Deutschen  Bank  im 
Ausland  geboten  wurde,  mußte  ihr  einen  Anreiz  geben,  ihre  Ge- 
schäfte nicht  mit  den  teureren  ausländischen  Bankfirmen,  sondern 
mit  der  billigeren  deutschen  Bankfirma  abzuschließen.  Damit  war 
gleichzeitig  ein  weiterer  Grund  für  die  Pflege  des  Kontokorrent- 
und  Depositengeschäfts  gegeben,  für  das  Inlandgeschäft.  Denn 
es  war  als  sicher  anzunehmen,  daß  der  deutsche  Kaufmann,  der 
der  Deutschen  Bank  seine  ausländischen  Bankgeschäfte  übertragen 
hatte,  ihr  auch  die  Erledigung  seiner  gesamten  inländischen  Bank- 
geschäfte übergeben  würde.  Deshalb  mußte  sie  von  Anfang  an 
auf  die  Pflege  des  regulären  Bankgeschäfts  ihr  besonderes  Augen- 
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merk  richten.  So  verschaffte  sie  sich  einen  ausgedehnten  Kunden- 
kreis; sie  erreichte,  daß  sich  die  meisten  Geschäfte  desselben  bei 
ihr  konzentrierten,  und  erhielt  damit  auch  einen  entscheidenden 
Einfluß  auf  den  in-  und  ausländischen  Geldmarkt. 

Das  Geschäftskapital  betrug  zur  Gründung  5  Millionen  Taler. 
Zur  Erfüllung  der  vorgesteckten  Ziele  reichte  dieses  jedoch  bei 
weitem  nicht  aus.  Nicht  durch  Kapitalserhöhungen  allein,  son- 
dern vor  allem  durch  Annahme  fremder  Gelder  suchte 
die  Deutsche  Bank  ihren  Betriebsfonds  zu  verstärken.  Sie  be- 
mühte sich  in  möglichst  nahe  Berührung  mit  dem  Publikum  zu 
kommen ;  dies  geschah  teils  durch  Eröffnung  von  Filialen  wie 
1871  Bremen,  1872  Hamburg,  1886  Frankfurt  a.  M.,  teils  durch 
Errichtung  von  Depositenkassen. 

Während  bisher  (schon  seit  dem  Altertum)  die  Annahme 
müßig  liegender  Gelder  durch  Banken  in  relativ  mäßigem  Um- 
fange stattfand,  begann  man  nunmehr  durch  Ausbreitung  eines 
immer  enger  werdenden  Netzes  von  Filialen  und  Depositenkassen 
in  systematischer  und  imponierender  Weise  die  nicht  zu  dauern- 
der Anlage  bestimmten  und  nur  vorübergehend  verfügbaren  Gel- 
der in  die  Banken  zu  leiten  und  volkswirtschaftlich  nutzbar  zu 
machen.  Damit  griffen  die  Banken  aber  nicht  auf  das  Tätig- 
keitsgebiet der  Sparkassen  über,  denn  sie  wandten  sich  an  ganz 
andere  Volkskreise,  an  solche,  die  ihre  Ersparnisse  in  Grundbe- 
sitz und  Wertpapieren  anzulegen  pflegen,  also  an  die  vermögen- 
den Volksschichten.  Sie  wollten  das  bei  diesen  nutzlos  im  Hause 
in  Kasten  und  Schränken  ruhende,  zur  Konsumtion  bestimmte 
Geld  an  sich  ziehen  und  der  Volkswirtschaft  zuführen,  es  also  pro- 
duktiv verwerten,  solange  es  zur  Konsumtion  noch  entbehrlich  ist. 

Zunächst  begann,  wie  schon  gesagt,  die  Deutsche  Bank  mit 
der  Errichtung  von  Depositenkassen  in  Berlin.  Besonders  für 
Berlin  schien  die  Einrichtung  von  Depositenkassen  sehr  zweck- 
mäßig zu  sein,  da  einerseits  die  Einrichtungskosten  verhältnis- 
mäßig niedrige  waren,  andrerseits  aber  die  Wahrscheinlichkeit 
des  Ansaugens  von  Privatkapital  sehr  groß  war.  Die  erste  De- 
positenkasse in  Deutschland  wurde  im  Anfang  der  70er  Jahre  in 
der  Burgstraße  in  Berlin  errichtet.  Ueber  sie  spricht  sich  die 
Deutsche  Bank^)  wie  folgt,  aus:  >Da  unsere  in  der  Burgstraße  29 
befindliche  Depositenkasse  sich  nach  und  nach  zu  einer  bei  den 
Bewohnern  der  Umgegend   beliebten   und   von    denselben    fleißig 

1)  Geschäftsbericht   1876. 


gQ  Walter  Hoffmann: 

benutzten  Einrichtung  herausentwickelt  hat,  so  glaubten  wir  bei 
Verlegung  unseres  Hauptgeschäftes  in  die  Behrenstraße  dieselbe 
weiter  bestehen  zu  lassen  und  daneben  eine  gleiche  Einrichtung 
auch  in  den  neuen  Geschäftsräumen  treffen  zu  sollen.  Wie  lang- 
sam diese  Entwicklung  auch  vor  sich  geht,  so  bleiben  wir  doch 
von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  daß  in  Anbetracht  der  gro- 
ßen damit  verbundenen  Bequemlichkeiten,  namentlich  für  unseren 
kleinen  Handelsstand,  dieser  Geschäftszweig  noch  eine  bedeutende 
Zukunft  hat.«  Die  Verwaltung  der  Deutschen  Bank  sollte  mit 
ihrer  Ansicht,  die  damals  oft  angezweifelt  wurde.  Recht  behalten. 
Im  nächsten  Jahr  gab  sie  dem  Depositengeschäft  eine  selbständige 
Organisation;  sie  sagt  darüber^):  »In  der  Weise  der  englischen 
Banken  suchen  wir  dasselbe  (das  Depositengeschäft)  weiter  zu 
entwickeln,  indem  wir  mit  der  Annahme  der  Gelder  für  die  De- 
positenkunden zugleich  ein  Diskont-  und  Lombardgeschäft  ver- 
binden.« Hatte  die  Deutsche  Bank  mit  dem  Depositengeschäft 
auch  recht  günstige  Resultate  erzielt,  so  blieben  doch  die  übrigen 
Banken  bei  ihrer  alten  Geschäftspolitik.  Eine  Ausnahme  machte 
die  i88i  gegründete  Nationalbank  für  Deutschland-Berlin.  Im 
Geschäftsbericht  für  1882  wird  die  Eröffnung  von  drei  Depositen- 
kassen erwähnt,  die  einer  vierten  in  Aussicht  gestellt.  Schon  im 
nächsten  Jahre  ^)  konnte  die  Verwaltung  der  Nationalbank  für 
Deutschland  ein  befriedigendes  Resultat  der  Depositenkassen  auf- 
weisen. »Wir  wenden  diesem  Zweige«,  sagt  sie  weiter^),  »fort- 
gesetzt besondere  Aufmerksamkeit  zu.«  Und  auch  die  Deutsche 
Bank  gibt  wiederholt  ihrer  Befriedigung  über  die  guten  Resultate, 
die  sie  aus  dem  Depositengeschäft  erzielt,  Ausdruck.  Nach  wie 
vor  habe  sie  auf  ihren  alten  Gebieten,  Pflege  des  Kontokorrent- 
geschäftes im  In-  und  Auslande  sowie  des  Depositengeschäfts 
verbunden  mit  Uebernahme  von  fest  verzinslichen  Anleihen  eine 
genügende  Gewinnquelle  gefunden^).  Gleichzeitig'^)  wird  die  Er- 
richtung je  einer  Depositenkasse  in  Berlin  und  Dresden  bekannt 
gegeben.  Behufs  weiterer  Ausdehnung  des  Depositenverkehrs  *") 
eröffnete  sie  1891  eine  neue  Depositenkasse  in  Charlottenburg; 
im  nächsten  Jahre  »befand  sie  es  für  nützlich,  neue  Depositen- 
kassen in  Moabit  und  in  der  Chausseestraße  zu  eröffnen«  ').     Im 


l)  Geschäftsbericht  1877.  2)  Geschäftsbericht   1883. 

3)  Geschäftsbericht  1883.  4)  Geschäftsberichte    1889/91 

5)  Geschäftsbericht  1891.  6)  Geschäftsbericht   1892. 

7)  Geschäftsbericht  1893. 
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Jahre  1893  errichtete  sie  eine  weitere  Kasse  in  der  Kurfürsten- 
straße, von  der  sich  »die  Verwaltung  eine  gute  Zakunft  ver- 
spricht«^). Im  Jahre  1885  begann  die  Mitteldeutsche  Kreditbank 
mit  dem  Bau  eines  Depositenkassennetzes;  am  i.  März  1895  er- 
öffnete sie  die  fünfte  Depositenkasse  in  Berlin.  Ueber  die  Ge- 
schäftsergebnisse spricht  sich  die  Verwaltung  recht  günstig  aus  ^). 
Auch  die  Dresdner  Bank  folgte  jetzt  dem  Beispiel  der  Deutschen 
Bank;  »um  in  Zukunft  die  Weiterentwicklung  ihrer  Geschäfte  zu 
fördern  und  namentlich  den  direkten  Verkehr  des  Publikums  mit 
der  Bank  zu  erleichtern,  beabsichtigte  sie,  in  Berlin  neben  ihrer 
Wechselstube  an  der  Hedwigskirche  eine  Anzahl  neuer  Wechsel- 
stuben und  Depositenkassen  einzurichten«  ^).  Schon  zum  Jahres- 
schluß 1896  hatte  sie  zwei  solcher  Kassen  errichtet.  Streng  hielten 
an  der  alten  Geschäftspolitik  fest  die  Darmstädter  Bank  und  der 
A.  Schaafthausensche  Bankverein ;  die  letztere  Bank  suchte  ihre 
Betriebsmittel  nur  durch  Kapitalserhöhungen  zu  vermehren ;  so 
fanden  1894,  1896,  1898  Kapitalserhöhungen  statt.  Die  Deutsche 
Bank,  die  Dresdner  Bank,  die  Nationalbank  für  Deutschland  und 
die  Mitteldeutsche  Kreditbank  bauten  dagegen  ihr  Depositenkassen- 
netz  weiter  aus.  Am  31.  Dezember  1899  besaßen  in  Berlin  und 
Vororten  an  Depositenkassen:  die  Deutsche  Bank  16,  die  Dresd- 
ner Bank  10,  die  Nationalbank  für  Deutschland  10  und  die 
Mitteldeutsche  Kreditbank  8.  Die  Diskontogesellschaft  und  die 
Darmstädter  Bank  besaßen  je  eine  Wechselstube  in  den  Räumen 
der  Hauptbank,  die  man  jedoch  wohl  nicht  als  eine  Einrichtung 
bezeichnen  kann,  die  der  planmäßigen  Ansammlung  von  Depo- 
siten gelten  sollte. 

Die  moderne  Depositenpolitik  zielt  eben  darauf  hin,  durch 
die  Depositenkassen  Kapitalien  zu  sammeln,  um  damit  neue  Ge- 
schäfte machen  zu  können,  sie  ist  eine  Verbindung  der  Emis- 
sions- und  Spekulationstätigkeit  mit  dem  regulären  Bankgeschäft. 
Und  es  ist  recht  interessant  zu  sehen,  wie  Weber  in  seinem  Werke 
Depositenbanken  und  Spekulationsbanken  über  diese  Verbindung 
urteilt.  Er  sagt*):  »Die  Pflege  des  regulären  Bankgeschäfts  ist 
wohl  geeignet,  in  Haussezeiten  die  Spekulation  der  Bankleitung 
in  angemessenen  Grenzen  zu  halten,  sie  ermöglicht  aber  auch  in 
Zeiten,  in  welcher    das    Börsengeschäft    darniederliegt,    eine    an- 

i)  Geschäftsbericht   1894.  2)  Geschäftsberichte   1895  und   1896. 

3)  Geschäftsbericht  1896. 

4)  Weber,  Depositenbanken  und  Spekulationsbanken  1902.    Schlußfolgerungen. 
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Ständige  Dividende  zu  verteilen,  wodurch  die  Spekulations-  und 
Depositenbank  eine  Solidität  und  Stabilität  erreicht,  die  dem 
Bankgeschäft,  das  sich  ausschließlich  mit  den  irregulären  Ge- 
schäften abgibt,  selbst  unter  der  umsichtigsten  Leitung  zu  errei- 
chen kaum  möglich  ist.«  Und  daß  diese  Ausführungen  nicht  des 
praktischen  Beweises  entbehren,  zeigt  uns  die  Darmstädter  Bank, 
die  in  ihrem  Bericht  für  1901  sagt:  »Das  vorbezeichnete  un- 
günstige Erträgnis^)  findet  seine  Erklärung  im  wesentlichen  in 
der  Verteilung  der  Einnahmequellen  unserer  Bank,  welche  ihrer 
früheren  Tradition  folgend  bisher  dem  Effekten-  und  Emissions- 
geschäft größere  Aufmerksamkeit  zugewandt  und  verhältnismäßig 
hohe  Kapitalien  zur  Verfügung  gestellt  hatte,  während  das  Konto- 
korrentgeschäft zum  großen  Teil  seine  Pflege  durch  ein  Netz  von 
Kommanditen  fand,  deren  Zahl  sich  aus  verschiedenen  Gründen 
inzwischen  stark  vermindert  hat,  wodurch  jener  Geschäftszweig 
an  die  zweite  Stelle  trat.  Wir  haben  schon  seit  mehreren  Jah- 
ren diesem  Mangel  durch  die  allmählich  zur  Ausführung  gekom- 
mene Gründung  verschiedener  Filialen  und  Depositenkassen  zu 
steuern  gesucht  und  fahren  in  diesem  Bestreben  fort,  der  Bank 
neue  Saugwurzeln  zu  schaffen.  Es  ist  aber  selbstredend,  daß 
ein  organisches  System  dieser  Art  sich  nur  in  vorsichtiger  Weise 
Schritt  für  Schritt  aufbauen  läßt.  Wir  hoffen  hierdurch  für  die 
Zukunft  die  Erträgnisse  unseres  Provisions-  und  Zinsenkontos 
weiter  zu  erhöhen  und  die  Dividende  unserer  Aktien  von  dem 
mehr  oder  minder  zufälligen  Erträgnis  des  Effekten-  und  Kon- 
sortialkontos  unabhängiger  zu  gestalten.«  Damit  aber  gab  die 
Darmstädter  Bank  die  alte  Geschäftspolitik  auf  und  widmete  sich 
neuen  Aufgaben.  1902  ist  die  Zahl  ihrer  Depositenkassen  schon 
auf  fünf  angewachsen,  über  deren  Geschäftsergebnisse  sie  sich 
recht  zufrieden  äußert  ^).  Um  dieselbe  Zeit  beginnt  auch  in  der 
Politik  der  Diskontogesellschaft  eine  Aenderung  einzutreten.  Mit 
Billigung  des  Aufsichtsrates  errichtet  sie  1902  an  verkehrsreichen 
Stellen  Berlins  drei  Depositenkassen  und  Wechselstuben^).  Die 
Kommerz-  und  Diskontobank  hatte  schon  vorher  mit  der  Ein- 
richtung von  Depositenkassen  begonnen,  1903  hatte  sie  in  Berlin 
und  Vororten  schon    zehn   Depositenkassen    im    Betrieb.     Dieser 

i)  Die  Darmstädter  Bank  hatte  1898  8  Proz.,  1899  7  Proz.,  1900  6  Proz., 
1901  4  Proz.  Dividende  verteilt;  der  Kurs  der  Aktien  sank  von  157  Proz.  auf 
125  Proz. 

2)  Geschäftsbericht   1902.  3)  Geschäftsbericht   1902. 
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allgemeinen  Umwälzung  schloß  sich  1903  auch  der  A.  Schaaff- 
hausensche  Bankverein  an;  in  seinem  Geschäftsbericht  für  1903 
betonte  er  ausdrücklich,  daß  er  der  Pflege  des  Depositengeschäfts 
im  abgelaufenen  Jahre  größere  Aufmerksamkeit  zugewendet  habe 
und  dies  auch  in  Zukunft  zu  tun  beabsichtige. 

So  sehen  wir,  daß  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  bei  allen 
Berliner  Banken  die  Geschäftspolitik  der  Deutschen  Bank  ihren 
Einzug  hält.  Mit  einer  einzigen  Ausnahme^)  gehen  sie  von  dem 
bisher  verfolgten  Prinzip  der  Konzentration  ab;  die  neue  Politik 
ist :  Konzentration  des  Kapitals  durch  Dezentralisation  des  Be- 
triebes. 

Die  Entwicklung  der  Depositenkassen  machte  von  1903  an 
große  Fortschritte.  1903  betrug  die  Zahl  der  Depositenkassen  der 
acht  Berliner  Banken  (Deutsche  Bank,  Diskontogesellschaft,  Dresd- 
ner Bank,  Darmstädter  Bank,  A.  Schaaffhausenscher  Bankverein, 
Kommerz-  und  Diskontobank,  Nationalbank  für  Deutschland,  Mittel- 
deutsche Kreditbank)  in  Berlin  und  Vororten  :  85,  1904:  96,  1905: 
118,  1906:  155,  das  bedeutet  aber  von  1903  bis  1906  eine  Ver- 
mehrung von  82  Proz.  Und  aus  den  Geschäftsberichten  dieser 
Banken  für  diese  Jahre  klingt  heraus,  daß  die  Depositenkassen 
zur  Zufriedenheit  gearbeitet  und  günstige  Resultate  erzielt  haben. 
Immer  weiter  bauten  die  Berliner  Banken  jetzt  auch  in  der  Pro- 
vinz ihr  Depositenkassennetz  aus ;  größere  Provinzbanken  (Allge- 
meine Deutsche  Kreditanstalt  Leipzig,  Ostbank  für  Handel  und 
Gewerbe  Posen  u.  a.)  folgten  ihrem  Beispiel.  Von  1906  bis  1907 
stieg  die  Zahl  der  Berliner  Depositenkassen  um  weitere  20,  d.  h. 
auf  175,  1908  betrug  die  Zahl  192  und  1909  wurde  das  zweite 
Hundert  überschritten,  um  1910  auf  die  Zahl  von  234  Depositen- 
kassen anzuschnellen. 

Diese  große  Entwicklung,  die  sich  mehr  und  mehr  entfaltende 
Macht  dieser  Banken  über  den  Geld-  und  Effektenmarkt  brachte 
es  mit  sich,  daß  man  sich  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Oeffent- 
lichkeit  mit  der  >  Depositenfrage  <•  zu  befassen  begann.  Das  neue 
Prinzip  der  Banken,  einerseits  als  Annahmestelle  für  Depositen  zu 


i)  Die  Berliner  Handelsgesellschaft  ist  bis  heute  noch  nicht  zur  Depositen- 
politik übergegangen.  Wenn  sie  auch  19 12  in  Berlin  in  der  Charlottenstraße  ein 
besonderes  Stadtbüro  errichtet  hat,  so  ist  dies  nur  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 
mit  der  Berliner  Kundschaft  geschehen.  Sie  hat  sich  auch  von  Anfang  an  der 
Veröffentlichung  von  Zweimonatsbilanzen  widersetzt,  da  sie  sich  nicht  mit  der  An- 
nahme von  Depositen  befasse. 
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fungieren  und  andrerseits  Gründungsgeschäfte  ^)  zu  machen,  rief 
in  volkswirtschaftlichen  Kreisen,  wie  auch  zum  Teil  heute  noch, 
Opposition  hervor.  Deshalb  tritt  eine  Reihe  von  Schriftstellern 
für  das  englische  Prinzip,  für  Trennung  der  Depositenbanken  von 
den  Spekulationsbanken,  ein,  weil  sie  der  Ansicht  sind,  daß  die 
Frage  der  bankmäßigen  Verwaltung  und  Verwendung  der  den 
deutschen  Banken  übergebenen  Summen  nur  durch  Trennung  der 
Spekulationstätigkeit  und  des  regulären  Bankgeschäfts  gelöst  wer- 
den kann.  Insbesondere  die  Entwürfe  von  Cäsar  Strauss^  von  Graf 
Arnim  und  Genossen  sowie  der  durch  sie  bewirkte  Reichstags- 
beschluß, die  Vorschläge  vom  Deutschen  Oekonomist  und  von 
O.  Warschauer  bestätigen  dies^).  Die  Frage  der  Errichtung  einer 
Reichsdepositenbank,  wie  sie  schon  Warschauer  geplant  hat,  hat 
kürzlich  wieder  eine  eingehende  Behandlung  in  einer  Hallenser 
Dissertation  erfahren.  GeorgezvitscJi  hält  in  seiner  »Zur  Frage  der 
Trennung  des  Depositengeschäfts  von  den  Effekten-  und  Speku- 
lationsbanken in  Deutschland«  betitelten,  191 2  erschienenen  Ab- 
handlung die  Gründe,  die  gegen  die  Errichtung  einer  Reichs- 
depositenbank sprechen,  teilweise  für  überwindbar,  teilweise  für 
nicht  stichhaltig.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  »eine  solche  Errich- 
tung allen  Forderungen  entspricht,  die  eine  Entwicklung  des  ra- 
tionellen Depositen  Wesens  an  sie  stellt«,  und  befürwortet  daher 
die  Einführung  einer  Reichsdepositenbank.  Forstreuter  kommt 
in  seiner  1914  erschienenen  Arbeit  »Eine  Reichsdepositenbank« 
zu  einem  entgegengesetzten  Ergebnis.  Er  kommt  zu  dem  End- 
urteil, daß  »die  Interessen  der  Depositengläubiger  im  allgemeinen 
eines  besonderen  gesetzlichen  Schutzes  zur  Zeit  nicht  bedürfen. 
Da  sie  zum  Teil  zu  gering  sind,  um  mögliche  Schädigungen  der 
Volkswirtschaft  durch  ein  gesetzliches  Eingreifen  nach  dem  Vor- 
schlage von  Warschauer  aufzuwiegen,  ist  die  Errichtung  einer 
Reichsdepositenbank  und  dazu  gehöriger  Staatsdepositenbanken 
zu  verwerfen«.    Es  kann  nicht  in  dem  Rahmen  der  Arbeit  liegen, 

1)  Fröhlich  sagt,  daß  auf  Grund  der  geschichtlichen  Entwicklung  das  Um- 
wandlungs-,  Gründungs-  und  Emissionsgeschäft  in  Deutschland  zu  den  regulären 
Geschäften  der  Kreditbanken  zu  rechnen  ist,  und  es  demnach  falsch  ist,  diese  Be- 
triebszweige als  irreguläre  zu  bezeichnen.     (Beiträge  zum  Dcpositenproblem   191 1.) 

2)  Es  würde  zu  weit  führen,  diese  Entwürfe,  die  schon  oft  der  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Arbeit  gewesen  sind,  näher  darzulegen.  Riesser  hat  in  seinem 
Werk  »Die  deutschen  Großbanken  und  ihre  Konzentration«  1910  in  einem  be- 
sonderen Abschnitt  diese  Reformvorschläge  behandelt  und  weist  die  Undurchführ- 
barkeit  der  einzelnen  Reformvorschläge  nach.     Dieser  Hinweis  möge  daher  genügen. 
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Über  die  Frage  der  Möglichkeit  der  Durchführung  dieser  Refor- 
men Untersuchungen  anzustellen.  Wir  wollen  uns  aber  die  Frage 
vorlegen,  ob  das  System  der  Arbeitsteilung,  wie  es  in  England 
herrscht,  derartige  wirtschaftliche  Vorteile  in  sich  birgt,  daß  man 
seine  Einführung  in  Deutschland  befürwortet. 

Sehr  eingehend  ist  diese  Frage  von  Weber ')  untersucht  worden, 
er  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  gemischte  System  besser 
und  vorteilhafter  ist.  Und  sehr  sinnig  wirft  er  nun  die  Frage  auf, 
warum  dann  England  zögere,  unser  System  einzuführen.?  ^Bage- 
hot  würde  antworten«,  sagt  Weber,  »ein  Kreditsystem,  das  im 
Laufe  der  Jahre  langsam  gewachsen  ist  und  sich  unseren  Ge- 
schäftsgebräuchen angepaßt,  sich  den  Gewohnheiten  der  Menschen 
gleichsam  eingezwungen  hat,  läßt  sich  nicht  ändern,  weil  Theo- 
retiker es  mißbilligen  und  weil  Bücher  dagegen  geschrieben 
werden«. 

Weiter  aber  ist  es  eine  von  Jaffe^)  aufgestellte  Tatsache, 
daß  die  englischen  Depositenbanken  überhaupt  keine  reinen  De- 
positenbanken sind  ;  sie  stellen  den  Effektenhändlern  z.  Z.  über- 
flüssiges Geld  gegen  Verpfändung  von  Effekten  für  ihre  Speku- 
lationen zur  Verfügung,  ohne  irgend  eine  Kontrolle  über  das 
Wesen  der  Geschäfte  der  Makler  zu  haben.  Wenn  also  auch 
die  englischen  Banken  sich  nicht  direkt  an  der  Spekulation  be- 
teiligen, so  unterstützen  sie  dieselbe  indirekt  durch  Gewährung 
von  Kapital.  Die  Bilanzposten  »money  at  call  and  short  notice« 
enthalten,  wie  Jaffe  darlegt,  zum  großen  Teil  Posten,  die  sich  mit 
unseren  Reports  und  Lombards  decken^). 

Und  es  finden  sich  bedeutende  Nationalökonomen,  die  das 
gemischte  System  durchaus  nicht  verdammen.  So  sagt  Schmoller^): 
»Bei  der  richtigen  Verbindung  beider  Zweige  sind  die  Banken 
nicht  auf  die  Forcierung  des  Gründungsgeschäftes  angewiesen, 
sondern  können  es  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Interessen  betreiben« ;  weiter  sagt  dann  Schmolle)': 
»Wo  diese  Verbindung  eingelebt  ist,  könnte  sie  nur  verboten 
werden,  wenn  ungeheure  Mißstände  vorhanden  wären,  was  jetzt 
nicht  der  Fall  ist«. 


i)   Weber  in  den  Schlußfolgerungen  seines  schon  zitierten  Buches. 

2)  Vgl.  das  Referat  Jaffh  auf  den  Verhandlungen  des  3.  Allgemeinen  deut- 
schen Bankiertages-Hamburg   1907. 

3)  Vgl.  Hoffmann,  Deutsches  und  englisches  Bankwesen  (Sparkasse,  Oktober 
1914).  4)  Schmoller  a.  a.  O.  S.  237  (II). 
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Daß  dieses  aber  durchaus  nicht  in  dem  Maße  der  Fall  ist, 
wie  oft  von  den  Gegnern  des  gemischten  Systems  ausgeführt  wird, 
das  hat  die  Bankenquete  1908/09  bewiesen,  die  das  gesamte 
Depositenproblem  aufgerollt  hat.  Wenn  auch  die  Verhandlungen 
keine  positiven  Resultate  für  die  Kreditbanken  gebracht  haben, 
so  ist  ihnen  doch  eine  hohe  Bedeutung  nicht  abzusprechen,  be- 
sonders deshalb,  weil  die  Enquete  ganz  wesentlich  dazu  beige- 
tragen hat,  die  Meinungen  zu  klären  und  manche  Vorurteile  zu 
beseitigen.  Es  hat  von  vornherein  nicht  im  Plane  der  Enquete 
gelegen,  Abstimmungen  herbeizuführen,  und  wenn  aus  diesem 
Grunde  von  Mehrheitsvoten  nicht  die  Rede  sein  kann,  so  hat 
sich  nichts  desto  weniger  klar  ergeben,  daß  eine  annähernde 
Uebereinstimmung  inbezug  auf  zwei  Gegenstände  vorhanden  war: 
bezüglich  der  Zwischenbilanzen  und  bezüglich  des  freiwilligen 
Bankbeirates^j.  Die  Durchführung  von  Zwischenbilanzen  be- 
durfte aber  keiner  gesetzlichen  Grundlage  ^).  Die  Mehrzahl  der 
Mitglieder  der  Enquete  war  sich  jedenfalls  darüber  einig,  daß  die 
Liquidität  und  Sicherheit  der  fremden  Gelder  bei  den  Banken 
durchaus  nicht  gefährdet  erscheine. 

Andrerseits  ist  zu  berücksichtigen,  daß  sich  jeder  radikale 
Eingriff  selbst  in  verbesserungsbedürftige  Einrichtungen  verbietet. 
Und  obwohl  nur  der  Wunsch  nach  vermehrter  Sicherheit  und 
nicht  eine  wirtschafts-revolutionistische  Tendenz  der  Vater  aller 
Reformen  ist,  die  auf  eine  scharfe  Trennung  des  Spekulations- 
geschäftes von  dem  regulären  Bankgeschäft  hinzielen,  so  würde 
doch  »eine  gewaltsame  Lösung  der  Depositen  von  der  herge- 
brachten Art  der  Verwendung  Lücken  in  den  heutigen  kapita- 
listischen Organismus  reißen  und  Krisen  von  unbekannter  Dauer 
und  Schärfe  hervorrufen.«  Diese  Worte  Lansburgli%  bergen  eine 
große  Wahrheit  in  sich.      »Gesetzgeberische  Experimente,  die  aus 


i)  Vgl.  Härtung,  H.,  Die  Depositengelder  in  der  Bankenquete    1910. 

2)  Es  haben  sich  die  8  Berliner  Banken  (außer  der  Berliner  Handelsgesell- 
schaft) aus  eigener  Initiative  bereit  finden  lassen,  ab  28.  Februar  1909  Zweimonats- 
bilanzen aufzustellen,  denen  sich  auch  eine  Reihe  von  Provinzinstituten  ange- 
schlossen hat.  Die  anfangs  völlig  ungebundenen  Zwischenausweise  sind  dann  durch 
die  Vermittlung  der  Reichsbank  nach  einem  einheitlichen  Bilanzschema  weiter  aus- 
gebaut worden.  Am  28.  Februar  1914  waren  es  im  ganzen  91  Banken  mit  einem 
Aktienkapital  von  2609  Millionen  Mark  und  8460  Millionen  Mark  Kreditoren,  da- 
von entfallen  auf  die  acht  Berliner  Banken  II40  Millionen  Mark  Aktienkapital  und 
5054  Millionen  Mark  Kreditoren.  Daraus  erhellt  die  Bedeutung  der  Berliner  Banken 
für  das  Deposiiengeschäft. 
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theoretischen  Erwägungen  darauf  hinauslaufen,  aus  einer  ganz 
anderen  historischen  Entwicklung  hervorgegangene  Einrichtungen 
des  Auslandes  auf  unser  in  eigenartiger  gesunder  Entwicklung 
begriffenes  Bankwesen  zwangsweise  zu  übertragen,  können  leicht 
gefährliche  Störungen  unseres  Wirtschaftslebens  hervorrufen  und 
sind  deshalb  entschieden  zu  widerraten.«  Diese  Resolution  des 
dritten  Allgemeinen  Deutschen  Bankiertages  von  1907  vertritt 
den  gleichen  Grundgedanken,  den  auch  LansbjirgJi  seinen  Aus- 
führungen zugrunde  legt.  Das  Kreditwesen  eines  Landes  ist  mit 
einem  Feinmechanismus  zu  vergleichen,  der  nicht  die  geringsten 
Störungen  vertragen  kann ;  gesetzliche  Maßnahmen  würden  daher 
weit  eher  einen  störenden  Einfluß  auf  das  Kreditwesen  ausüben 
können. 

In  jüngster  Zeit  ist  der  Ruf  nach  einer  gesetzlichen  Regelung 
des  Depositenwesens  wieder  stärker  geworden.  In  einem  Artikel 
führt  die  Deutsche  Tageszeitung^)  folgendes  aus  :  »Das  Anwachsen 
der  Bankdepositen  hat  diejenigen  Rentenwerte,  an  denen  die  ver- 
mittelnde Bank  oder  deren  Depositenkasse  kein  direktes  Interesse 
hat,  zurückgedrängt,  und  so  sind  in  immer  steigendem  Maße  aus 
Rentenbesitzern  Depositäre  geworden.  Am  stärksten  haben  aber 
unter  dieser  Entwicklung  die  Kurse  der  deutschen  Staatsanleihen 
gelitten,  und  wenn  auch  vielfach  behauptet  wird,  daß  der  Rück- 
gang der  deutschen  Staatsanleihen  eine  Parallele  in  den  Rück- 
gängen der  englischen  und  französischen  Renten  finde,  so  ist 
diese  Behauptung  nur  zu  einem  geringen  Teile  richtig.  Für 
den  starken  Rückgang  der  deutschen  Staatsanleihen  müssen  also, 
selbst  wenn  man  den  steigenden  Zinssätzen  und  den  stärkeren 
politischen  Einflüssen  einen  gewissen  Einfluß  auf  den  Kursstand 
der  Anleihen  dieser  drei  Staaten  zugesteht,  noch  andere  spe- 
zielle Gründe  maßgebend  gewesen  sein.  In  den  früheren  un- 
günstigen Finanzzuständen  ist  der  Grund  nicht  zu  suchen,  denn 
trotz  der  seit  Jahren  tadellosen  Finanzlage  hat  sich  der  Rück- 
gang fortgesetzt.  In  der  Vermehrung  und  ständigen  Neuaus- 
gabe von  Anleihen  kann  der  Grund  ebenfalls  nicht  liegen,  denn 
die  Depositen  bei  den  Banken  haben  wesentlich  stärker  zuge- 
nommen als  der  Geldbedarf  der  deutschen  Staaten.  Bleibt  also 
nur  der  eine,  bereits  in  seiner  Entwicklung  angeführte  Grund, 
daß  der  steigende  Depositenverkehr  die  deutschen  Staatsanleihen 
vom  Geldmarkt    verdrängt    hat.     Die  Erkenntnis  dieser  Entwick- 

i)  D.  T.  25.  Januar   1913. 
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lung  bedingt  aber  die  gesetzliche  Regelung  des  Depositen- 
verkehrs, und  zwar  in  Formen,  die  den  deutschen  Staatsan- 
leihen den  Platz  am  Geldmarkte  wiedergeben,  die  dieselben 
ihrem  Werte  und  Ansehen  nach  berechtigt  sind,  einzunehmen. 
Infolgedessen  ist  die  Forderung  nach  einem  Depositengesetz  po- 
litische Notwendigkeit,  die  von  denjenigen  Abgeordneten,  denen 
der  finanzielle  Status  des  Deutschen  Reiches  am  Herzen  liegt, 
energisch  vertreten  werden  muß.«  Wir  geben  zu,  daß  mit  der 
Entwicklung  des  Depositenverkehrs  aus  Rentenbesitzern  Depo- 
sitenkasseneinleger  geworden  sind.  Dadurch  aber  werden  die 
Banken  weit  eher  in  die  Lage  gesetzt,  Anleihen  des  Staates  usw. 
zu  übernehmen,  da  ihnen  mehr  Mittel  zur  Verfügung  stehen. 
Keinesfalls  aber  kann  der  niedrige  Kursstand  der  Anleihen  als 
eine  Folge  des  wachsenden  Depositenverkehrs  angesehen  werden. 
Die  Zunahme  der  Depositen  ist  auch  keine  Folge  des  niedrigen 
Kursstandes,  denn  ein  Kapitalist  kann  ja  keine  bessere  Verzin- 
sung haben  als  Staatsanleihen  bei  niedrigem  Kursstand.  Er  kauft 
ein  4proz.  Papier  unter  Pari,  d.  h.  unter  seinem  Nominalwert, 
hat  eine  durchaus  sichere  Anlage  und  erhält  die  Zinsen  z.  B.  für 
M.  looo,  während  das  Papier  nur  9<So  M.  kostet.  Er  hat  also 
eine  ca.  4,  iproz.  Verzinsung,  während  er  für  Depositeneinlagen, 
auch  wenn  sie  mit  langer  Kündigungsfrist  gegeben  sind,  nicht 
mehr  als  l  Proz.  unter  jeweiligem  Reichsbanksatz  an  Zinsen  er- 
hält. Sind  sie  dagegen  als  täglich  fällig  oder  mit  kurzer  Kün- 
digungsfrist gegeben,  so  dürfte  ein  Gebot  mit  2  Proz.  unter  je- 
weiligem Reichsbanksatz  als  recht  hoch  zu  bezeichnen  sein.  Und 
es  ist  in  der  Praxis  heute  tatsächlich  äußerst  selten,  daß  einem 
Kunden  eine  bessere  Kondition  als  die  letzte  eingeräumt  wird. 
Es  ist  daher  der  Einwand  der  deutschen  Tageszeitung  widerlegt, 
denn  ein  Kapitalist  wäre  doch  töricht  zu  nennen,  wenn  er  nicht 
die  größte  Zinsvergütung  wählen  würde,  und  die  ist  bei  nied- 
rigem Kursstand  eine  Staatsanleihe  ,  die  außerdem  mündel- 
sicher ist. 

Wenn  die  Banken  etwas  zur  Hebung  des  Kursstandes  der 
Staatsanleihen  tun  wollen  oder  sollen,  so  könnten  sie  zur  Hal- 
tung eines  größeren  Bestandes  an  Staatsanleihen  angehalten  wer- 
den. Es  ist  dies  ein  Vorschlag,  der  vor  allem  von  dem  Präsi- 
denten der  Preußenkasse,  Geh.  Oberfinanzrat  Dr.  Heiligenstadt 
oft  gemacht  ist.  Damit  würde  auch  keine  Neuerung  geschaffen 
werden,  sondern  einer  bekannten  und   überall  angewandten  Form 
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der  Kapitalsanlage  allmählich  mehr  zur  Geltung  verhelfen  werden. 
Durch  eine  derartige  Reform  wird  die  Anlagepolitik:  der  Banken 
auch  keineswegs  behindert.  Es  legen  schon  jetzt  die  Banken 
einen  Teil  ihrer  Aktiven  in  Staatsanleihen  an,  bei  den  Berliner 
Banken  beträgt  der  Prozentsatz  zwischen  2  und  3  Proz.  der  Ge- 
samtaktiva. Schreibt  man  ihnen  vor,  den  Betrag  allmählich  bis 
zu  einem  bestimmten  Minimum,  das  sich  wohl  am  einfachsten 
nach  der  Höhe  der  eigenen  Mittel  richtet,  da  die  fremden  Mittel 
doch  größeren  Schwankungen  unterliegen,  zu  erhöhen,  so  zerstört 
man  nichts  und  schädigt  niemand,  vorausgesetzt,  daß  diese  Maß- 
nahme sich  den  Verhältnissen  der  Praxis  anpassen  läßt.  Ein  De- 
positengesetz, das  durch  starre  Vorschriften  das  Depositenge- 
schäft einzuengen  versuchte,  würde  keineswegs  von  wirtschaft- 
lichem Vorteil  weder  für  die  Bank  noch  für  die  Allgemeinheit 
sein.  Bei  Reformen  auf  dem  Kapitalmarkt  kann  es  sich  immer 
nur  um  Maßnahmen  handeln,  die  im  Rahmen  des  Bestehenden 
eine  allmähliche  und  schonende  Verschiebung  der  Gewohnheiten 
herbeiführen. 

Am  Ende  des  Jahres  1913  brachte  die  Frankfurter  Zeitung^) 
einen  kurzen  Artikel,  der  sich  mit  dem  Antrag  eines  Depositen- 
bankgesetzes im  Reichstag  befaßt.  Hier  heißt  es  ganz  richtig, 
daß  die  Banken  in  ihrer  Gesamtheit  bisher  allerdings  wenig  zur 
Hebung  ihrer  Barreserven  getan  haben,  daß  ihnen  aber  mildernde 
Umstände  zugebilligt  werden  müssen^  weil  eine  hochgehende 
Konjunktur  die  Durchführung  schärferer  Liquiditätsgrundsätze  er- 
schwert habe.  »Solange«,  fährt  die  Frankfurter  Zeitung  fort, 
»der  Nachweis  nicht  geliefert  ist,  daß  unter  normalen  Verhält- 
nissen, wie  wir  sie  jetzt  erhoffen,  der  Versuch,  die  Bankwelt  auf 
gütlichem  Wege  zu  einer  größeren  Liquidität  zu  erziehen,  ohne 
Erfolg  bleibt,  so  lange  kann  mit  energischen  Maßnahmen  ge- 
wartet werden.  Daß  zu  diesen  nicht  unbedingt  ein  Bankgesetz 
gehören  muß,  versteht  sich  von  selbst.  Es  gibt  dafür  noch  an- 
dere, minder  schädliche  und  den  Zweck  vielleicht  besser  erfüllende 
Mittel.« 

Wenn  wir  uns  für  eine  Erhöhung  der  Bestände  in  Staats- 
anleihen aussprechen,  so  soll  damit  nicht  gesagt  werden,  daß 
diese  Reform  gesetzlich  durchgeführt  werden  muß.  Die  Banken 
müßten  es  ihrerseits  als  ihre  nationale  Pflicht  betrachten,  für  die 
Hebung  des  Kursstandes  der  heimischen  Staatsanleihen  Sorge  zu 

i)  F.  Z.   5.  Dezember   IQ13. 
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tragen.  Wenn  die  Banken  von  der  Presse  und  der  Oeffentlich- 
keit  an  diese  Pflicht  recht  oft  erinnert  werden,  so  dürfte  wohl 
bald  eine  Erhöhung  dieser  Bestände,  die  übrigens  teilweise  schon 
eingetreten  ist,  sich  zeigen.  Weniger  in  der  Richtung  der  Ver- 
bote und  der  Reglementierungen  als  in  der  Richtung  der  Auf- 
klärung liegen  die  besten  Maßnahmen,  die  eine  weise  Regierung 
treffen  kann^).  Die  Banken  aber  sollen  selbst  durch  möglichst 
detaillierte  Angaben  in  ihren  Berichten  für  eine  offene  Rech- 
nungslegung Sorge  tragen.  Wenn  sie  endlich  noch  nur  wirklich 
banktechnisch  vorgebildete  Beamte  einstellen,  wenn  für  Verwal- 
tung und  Personal  Ehrlichkeit  und  Tüchtigkeit  das  Leitmotiv  ist, 
dann  dürfte  keine  Ueberwachung  Außenstehender  imstande  sein, 
einen  Ersatz  für  diese  Erfordernisse  zu  schaffen«  ^). 

Die  Depositenkassen  haben  sich,  wie  wir  bereits  erwähnten, 
vor  allem  im  neuen  Jahrhundert  in  starker  Weise  vermehrt,  ins- 
besondere bis  etwa  19 lo.  Die  Entwicklung  des  Depositenkassen- 
netzes  in  Berlin  und  Vororten  der  8  Berliner  Banken  veranschau- 
licht folgende  Tabelle  : 

Entwicklung    des    Depositen  kassennetzes    in    Berlin    und 

Vororten   1900/1913. 

Vom  Verfasser  zusammengestellt. 


Name  der  Bank 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

19IG 

1911 

1912 

I913 

Deutsche  Bank 

17 

19 

21 

25 

27 

29 

34 

41 

43 

44 

45 

46 

48 

48 

Diskonlogesellschaft 

I 

I 

.S 

6 

8 

8 

IG 

II 

15 

18 

23 

23 

25 

25 

Dresdener  Bank 

10 

12 

13 

14 

15 

19 

29 

32 

36 

40 

42 

46 

46 

49 

Darmstädter  Bank 

I 

I 

.s 

9 

9 

13 

18 

21 

21 

25 

29 

30 

30 

30 

A.  Schaaffhaus.  Bankver. 

— 

— 

— 

I 

2 

2 

3 

3 

7 

II 

19 

19 

19 

20 

Kommerz.-  u.  Disk.-Bk. 

I 

2 

2 

10 

IS 

24 

.34 

39 

40 

43 

44 

44 

44 

44 

Nationalbank  f.  Dtschld. 

10 

IG 

IG 

12 

12 

12 

i.S 

16 

16 

18 

18 

19 

22 

22 

Mitteldeutsch.  Kreditbk. 

8 

8 

8 

8 

8 

II 

12 

12 

14 

14 

15 

16 

17 

17 

Daß  in  der  Provinz  sowohl  Berliner  Banken  als  auch  größere 
Provinzbanken  mit  der  Errichtung  von  Depositenkassen  begonnen 
haben,  wurde  schon  angedeutet.  Es  mögen  noch  einige  Zahlen 
genannt  sein.  Die  Deutsche  Bank  besaß  im  Januar  1914  außer 
ihrer  Hauptniederlassung  in  Berlin  und  ihren  48  Berliner  Depo- 
sitenkassen in  Deutschland:  7  Eilialen  und  50  Depositenkassen; 
die    Diskontogesellschaft    neben    12   Filialen  28   Depositenkassen, 


1)  Lansburgh,  Depositen  und  Spargelder  S.   17. 

2)  Ricsser  a.  a.  O.  S.  450. 
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davon  25  in  Berlin  und  Vororten;  die  Dresdner  Bank  51  Nieder- 
lassungen und  89  Depositenkassen,  davon  49  in  Berlin  und  Vor- 
orten; die  Darmstädter  Bank  25  Filialen  und  28  Depositenkassen 
außerhalb  Berlins ;  der  A.  Schaaffhausensche  Bankverein  neben 
seinen  Hauptsitzen  in  Berlin  und  Köln  20  Niederlassungen  und 
27  Depositenkassen  (20  in  Berlin  und  Vororten) ;  die  Kommerz- 
und  Diskontobank  7  Niederlassungen  und  58  Depositenkassen, 
davon  44  in  Berlin  und  Vororten;  die  Mitteldeutsche  Kreditbank 
neben  ihren  Hauptstellen  in  Berlin  und  Frankfurt  a.  M.  19  Nieder- 
lassungen und  23  Depositenkassen  (17  in  Berlin  und  Vororten). 
Die  8  Berliner  Banken  verfügen  also  insgesamt  über  403  Depo- 
sitenkassen in  Deutschland. 

Nach  dem  deutschen  Banken-  und  Bankieradreßbuch  für 
1914  betrug  die  Zahl  der  Depositenkassen  in  Deutschland  über- 
haupt gegen  700.  Wenn  wir  nun  in  Rücksicht  ziehen,  daß  die 
Provinzbanken  mit  den  Berliner  Banken  mitunter  in  derartig  engen 
Beziehungen  stehen,  daß  lediglich  die  Namen  der  Banken  ver- 
schieden sind,  so  kann  m.an  bei  der  Betrachtung  des  Depositen- 
kassenwesens  sich  auf  diese  8  Berliner  Banken  beschränken,  bez. 
mit  der  Betrachtung  dieser  Banken  die  Depositenkassenfrage 
erschöpfend  behandeln. 

Die  der  Deutschen  Bank  nahestehenden  Banken  —  von  de- 
nen Anfang  des  Jahres  1914  die  Bergisch-Märkische  Bank  in  die 
Deutsche  Bank  aufgegangen  ist  —  verfügten  außer  ihren  Haupt- 
sitzen über  297  Filialen  und  103  Depositenkassen.  Der  Deutsche 
Bankkonzern  war  Januar  19 14  insgesamt,  d.  h.  Hauptsitze,  Nieder- 
lassungen, Filialen,  Wechselstuben  und  Depositenkassen,  Agen- 
turen und  endlich  Kommanditen  der  dem  Konzern  angehörenden 
Banken  in  Deutschland  durch  550  Geschäftsstellen,  im  Ausland 
durch  32  Geschäftsstellen  vertreten^).  Der  Deutsche  Bankkonzern 
verfügt  demnach  über  mehr  Geschäftsstellen  als  die  Deutsche 
Reichsbank,  die  am  31.  Dezember  1913  erst  durch  487  Geschäfts- 
stellen vertreten  war.  Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß 
die  Geschäftsstellen  des  Deutschen  Bankkonzerns  nicht  alle  auf 
verschiedene  Plätze  kommen;  so  weist  Groß-Berlin  allein  50  Ge- 
schäftsstellen auf.  Immerhin  aber  verdient  diese  Ausbreitung 
des  Konzerns  die  nötige  Beachtung.  Der  Dresdener  Bankkonzern 
war   durch    99  Niederlassungen    ohne  Depositenkassen   vertreten, 


l)  Zusammengestellt  nach  dem  Zahlstellen-Verzeichnis  1914. 
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im  Ausland  unterhielt    die  Dresdener  Bank    an    22  Plätzen  Ver- 
tretungen. 

Diese  beiden  Beispiele  lassen  ermessen,  welche  Bedeutung 
die  Berliner  Banken  mit  ihren  nahestehenden  Banken  für  das 
deutsche  Bankwesen  überhaupt  haben. 

b)  Die  Sparkassen. 

§4. 

Für  die  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  bedeutet  die 
Gründung  des  Reiches  keinen  wichtigen  Einschnitt.  Die  Spar- 
kassen entwickelten  sich  vielmehr  zunächst  in  der  bisherigen 
Weise  weiter,  d.  h.  im  Vergleich  zu  andern  Ländern  zwar  relativ 
recht  günstig,  aber  trotzdem  in  ungenügender  Weise,  und  in  einer 
Weise,  die  ihren  Zwecken  nicht  recht  entsprach.  Wenn  man 
auch  von  starken  Uebertreibungen  der  Freunde  des  Postspar- 
kassenwesens absieht,  so  blieb  doch  wohl  recht  viel  zu  wünschen 
übrig.  Die  Sparkassen  waren  ziemlich  stehen  geblieben  in  ihrer 
Entwicklung;  sie  kamen  den  Sparern  hinsichtlich  der  Zahl  der 
Annahmestellen,  der  Geschäftsstunden,  der  Sparerleichterung  recht 
wenig  entgegen,  waren  bureaukratisch  und  schwerfällig;  sie  taten 
sehr  wenig,  neue  Sparer  anzulocken,  die  untere  Bevölkerung  zur 
Sparsamkeit  anzuregen  und  zu  erziehen.  Sie  ließen  eben  den 
Sparer  an  sich  herankommen.  Auch  sonst  zeigten  sich  mancher- 
lei Mißstände.  Die  Sparkassen  suchten  möglichst  hohe  Gewinne 
zu  erzielen,  suchten  hohe  Einlagen  aus  Kreisen  der  Bevölkerung 
heranzuziehen,  für  welche  sie  nicht  bestimmt  waren.  Kurz  es  lag 
die  Gefahr  vor,  daß  sie  mit  der  Zeit  ihren  sozialen  Charakter 
immer  mehr  einbüßen,  aus  gemeinnützigen  Anstalten  zu  Erwerbs- 
anstalten werden  würden. 

Aus  ihrer  Ruhe  wurden  sie  in  sehr  energischer  Weise  durch 
die  drohende  Einführung  der  Postsparkassen  aufgescheucht.  Mit 
dieser  Zeit  beginnt  eine  Periode  regsamer  Reformtätigkeit,  die 
sehr  schöne  Früchte  getragen  hat.  Die  Vorteile  der  Postspar- 
kassen werden  die  Sparkassen  niemals  vollständig  bieten  können, 
aber  immerhin  sind  die  Gründe  für  Einführung  der  Postsparkasse 
zum  großen  Teil  hinfällig  geworden. 

Das  Ursprungsland  der  Postsparkasse  ist  l^ngland  ^).  Die 
Mängel  der  in  Großbritannien    bestehenden  Sparkassen  veranlaß- 


l)  Vgl.  Handw.  d.  Staatsw.  Artikel:  Postsparkassen.  3.  Auflg.  Bd.  VI.  S.  11 20 ff. 
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ten  im  Jahre  1859  den  Bankier  Sikes,  in  einem  an  den  Schatz- 
kanzler gerichteten  Brief  die  Gründung  einer  Postsparkasse  vor- 
zuschlagen. Der  Schatzkanzler  unterwarf  den  Entwurf  einer  Be- 
gutachtung durch  Sachverständige,  die  den  Vorschlag  im  allge- 
meinen für  wohl  ausführbar  erklärten.  1861  wurde  die  Postspar- 
kasse eröffnet.  Die  Ergebnisse,  welche  die  englischen  Postspar- 
kassen während  ihrer  nun  fast  fünfzigjährigen  Wirksamkeit  auf- 
zuweisen haben,  haben  in  England  allgemein  befriedigt.  Ende 
1907  waren  rund  10,7  Mill.  Sparbücher  mit  einem  Gesamtgut- 
haben von  rund  3075   Mill.   M.  im  Umlauf. 

In  Deutschland  wurde  die  Errichtung  einer  Postsparkasse 
1878  von  der  Postverwaltung  vorgeschlagen,  es  erhob  sich  aber 
eine  heftige  Agitation  dagegen,  und  erst  1885  kam  der  Entwurf 
eines  Reichspostsparkassengesetzes  im  Reichstag  zur  Beratung. 
Er  scheiterte  an  parteipolitischen  Gründen.  »Man  wi- 
derstrebte diesem  dritten  Versuch,  die  Selbständigkeit  der  Einzel- 
staaten zu  beschränken,  wie  der  Abg.  Stolle  sagte :  erst  die 
Reichseisenbahnen ,  dann  das  Tabaksmonopol  und  nun  die 
Reichspostsparkasse.  Windthorst  bestritt  dem  Reich  aus  §  4  der 
Reichsverfassung  die  Kompetenz  zu  der  Gesetzgebung  und  brachte 
mit  seinen  Argumenten  das  Gesetz  zum  Scheitern:  ,In  der  Kon- 
zentration jedes  Kapitals  und  dadurch,  daß  die  Direktion  nach 
Berlin  verlegt  wird,  wird  ein  Hebel  für  die  Unifikation,  d.  h.  für 
die  Beseitigung  der  Einzelstaaten  lierbeigeschafft,  den  ich  zu  ge- 
ben nicht  entschlossen  bin'«  ^). 

In  der  Literatur  wird  die  Einführung  der  Postsparkasse  be- 
fürwortet von  Ludzvig  Elster  (Die  Postsparkassen.  Ein  Vorschlag 
zur  Einführung  derselben  in  Deutschland  18S1),  Hebei'  (Die  Post- 
sparkassen als  Volks-  und  Staatsbanken  1908),  Heidemann  (Zur 
Entwicklung  des  deutschen  Sparkassenwesens  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Postsparkassenfrage  1907),  Conrad  {Qxx^x.  d^. 
polit.  Oekonomie  1912) ;  Gegner  sind  insbesondere  Carl  Röscher'^) 
sowie  Schmoller;  auch  Schachner,  obgleich  er  überzeugt  ist  von 
der  Rückständigkeit  der  Sparkassen. 

Die  Folge  der  drohenden  Einführung  von  Postsparkassen  war 
ein  Zusammenschluß  der  Sparkassen. 

Im  Jahre  1881  fand  in  Berlin  der  deutsche  Armenpflegertag 
statt,  an  den  sich  eine    freie  Zusammenkunft    von    Freunden    der 

1)  Vgl.  Handw.  d.  Staatsw.  Artikel  Sparkassen. 

2)  Röscher,  Postsparkassen  u.  Lokalsparkassen.   1885, 
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Sparkassenreform  anschloß.  Es  folgte  dann  1882  der  erste  deut- 
sche Sparkassentag  in  Darmstadt,  weitere  Sparkassentage  1883 
in  Dresden,  1884  in  Weimar,  1887  in  Magdeburg.  Inzwischen 
waren  eine  Reihe  von  Landes-  und  Provinzialverbänden  gegründet 
worden,  zuerst  1881  der -Verband  der  Sparkassen  in  Rheinland 
und  Westfalen,  der  sich  schon  im  nächsten  Jahre  zu  einem  Ver- 
bände der  Sparkassen  in  Westdeutschland,  im  Jahre  1884  zu  dem 
deutschen  Sparkassenverband  erweiterte.  Im  Jahre  1885  wurde 
u.  a.  der  Sparkassenverband  für  die  Provinz  Sachsen  errichtet, 
1887  der  Sparkassenverband  für  die  Provinz  Hannover.  Die  Füh- 
rung im  deutschen  Sparkassenverband  ging  dann  später  auf  den 
1884  gegründeten  brandenburgischen  Sparkassenverband  über. 

Der  deutsche  Sparkassenverband  umfaßt  heute  mit  seinen 
Unterverbänden  zusammen  2665  Sparkassen,  die  zu  Anfang  des 
Jahres  1913  einen  Einlagebestand  von  ca.  17  Milliarden  Mark 
aufwiesen^). 

Daß  das  Sparkassenwesen  in  den  Postsparkassenländern  nicht 
günstiger  entwickelt  zu  sein  braucht,  beweist  folgende  Seidel- 
Pfitzner  (Sparkassengesetzgebung  S.  112)  entnommene  Uebersicht, 
welche  zeigt,  auf  wieviel  Einwohner  ein  Sparbuch  im  Jahre  1910 
entfiel. 


I. 

Staater 

\  mit 

Postsparkasse 

Oesterreich 

4.4 

Belgien 

2,6 

Ungarn 

11,0 

Luxemburg 

3,7 

Italien 

4,5 

Schweden 

2,6 

Frankreich 

2,8 

Rumänien 

30,0 

Großbritannien 

3,3 

Australien 

2,8 

Rußland 

19,0 

Neuseeland 

2,3 

Finnland 

8,9 

Japan 

6,8 

Niederlande 

3,1 

2. 

Staaten 

ohne 

Postsparkasse 

Deutschland 

3,0 

Norwegen 

2,4 

Schweiz  (1908) 

1,9 

Spanien 

3i>o 

Von  großem  Vorteil  wäre  die  Vermittlung  der  Post  bei  den 
Ein-  und  Auszahlungen.  Die  Post  hat  den  Sparkassen  in  Rhein- 
land und  Westfalen  im  Jahre  1873  die  Vermittlung  angeboten, 
indessen  verlangte  sie  eine  so  hohe  Entschädigung,  daß  die  Spar- 
kassen den  Vorschlag  ablehnten  -). 

1)  Nach  dem  deutschen  Sparkassenkalender   1914. 

2)  Zu  dieser  Frage  hat  Elster  1881  Stellung  genommen;  er  ist  der  Ansicht, 
daß  durch  eine  derartige  Einrichtung  niemals  das  erreicht  werden  könne,  woran 
der  Staat  ein  besonderes  Interesse    haben    muß,    daß    nämlich    überall,    bei    jeder 
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In  jüngster  Zeit,  am  26.  März  191 2,  wurde  der  Plan  der  Ver- 
mittlung der  Post  bei  Ein-  und  Auszahlungen  im  Reichstag  bei 
der  Beratung  des  Etats  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  von 
dem  Abg.  Beck  (Heidelberg)  wieder  angeregt;  es  wurde  aller- 
dings seitens  der  Postvervvaltung  keine  Antwort  erteilt.  Der 
Standpunkt  derselben  dürfte  jedoch  aus  einem  Bescheid  zu  ent- 
nehmen sein,  den  eine  größere  Sparkasse  auf  eine  diesbezügliche 
Anfrage  erhielt.  Danach  steht  man  diesem  Plan  in  der  Postver- 
waltung durchaus  freundlich  gegenüber,  und  es  dürfte  nur  zu  wün- 
schen sein,   daß  man  ihn  weiter  verfolgt^). 

Die  Reformen  im  Sparkassenwesen,  die  seit  Ende  der  70er  Jahre 
durchgeführt  werden,  bezwecken  Erleichterung  des  Sparens  und 
Anregung  zum  Sparen.  Hinsichtlich  des  ersten  Punktes  kommt 
in  erster  Linie  die  Vermehrung  der  Sparstellen  in  Betracht;  ferner 
die  Vermehrung  der  Geschäftsstunden,  Erleichterung  der  Abfer- 
tigung, Uebertragung  der  Guthaben  auf  andere  Sparkassen, 
Schaffung  von  Kleinspareinrichtungen,  Abholungsverfahren. 

Die  Zahl  der  Sparstellen  vermehrte  sich  dauernd  in  sehr 
starker  Weise,  Für  Deutschland  existiert  eine  Statistik  leider 
erst  seit  1900.  Danach  ergibt  sich  folgende  Tabelle:  (in  die  Ge- 
samtzahl der  Sparstellen  sind  nach  Zimmermann  die  Sparstellen 
der  braunschweigischen  Leihhauskasse  eingerechnet,  die  sich  bis 
1909  auf  59,  seitdem  auf  60  beliefen). 


Jahr 

Zahl  der 
Sparkassen 

Zahl  der  bes. 
Sparstellen 

Gesamt 

Eine  Sparstelle 
Einw. 

kommt  auf 
qkm 

1900 

2685 

5214 

7958 

7043 

68,0 

1901 

2715 

5358 

8132 

6994 

66,5 

1902 

2735 

5695 

8489 

6805 

63,7 

1903 

2792 

5894 

8745 

6704 

61,8 

Postanstalt,  Ein-  und  Rückzahlungen  erfolgen  können.  »Aber  auch  wenn  es  als 
weniger  wichtig  angesehen  würde,  der  fluktuierenden  Bevölkerung  Gelegenheit  zu 
verschaffen,  ihre  Ersparnisse  an  jedem  Ort  abheben  zu  können,  so  sei  dennoch 
eine  Tätigkeit  der  Post,  die  sich  lediglich  auf  Vermittlung  beschränkt,  nicht  als 
erstrebenswert  zu  bezeichnen,  da  die  Postverwaltung  keine  Garantie  für  die  pünkt- 
liche Verzinsung,  für  die  richtige  Rückzahlung  der  Einlagen  übernehmen  könne.« 
Dieser  Ansicht  Ehlers  widerspricht  aber  wohl  die  Postverwaltung  selbst  am  bes- 
ten, denn  sie  hatte  bereits,  wie  oben  gesagt,  im  Jahre  1873  den  Sparkassen  in 
Rheinland  und  Westfalen  ihre  Vermittlung  bei  Ein-  und  Auszahlungen  angeboten 
gegen  eine  Entschädigung.  Wegen  dieser  lehnten  jedoch  die  Sparkassen,  wie 
auch  später  in  Berlin,  dieses  Angebot  ab.  Daraus  erhellt  aber,  daß  die  Postver- 
waltung eine  praktische  Durchführung   für  durchaus  möglich   hält. 

5)  Vergleiche    die  Artikel    in:    Kommunalfinanzen   19 12,  No.   12,  S.   130  und 
Sparkasse   1912,  No.  724,  S.    187. 
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Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der  bes. 

„ 

Sparkassen 

Sparstellen 

1904 

2821 

6033 

8913 

1905 

2843 

6284 

9  186 

1906 

2S89 

6531 

9  479 

1907 

2956 

6896 

9911 

1908 

3006 

7055 

10  120 

1909 

3039 

7186 

10  284 

1910 

3072 

7698 

10830 

1911 

3104 

8044 

II  208 

1912 

3127 

8235 

II  422 

Eine  Sparstelle  kommt  auf 


Einw. 

6673 
6566 
6452 
6257 
6212 
6196 
5962 
5832 
5787 


qkm 
60,7 
58,9 
57.1 
54>6 
53,4 
52,6 

49.9 
48,3 
47.4 


Die  Zahl  der  Sparstellen  ist  demnach  von  7958  auf  11422 
oder  um  43,5  Proz.  gestiegen,  während  die  Bevölkerung  sich  nur 
um  17,9  Proz.  vermehrte;  während  im  Jahre  1900  eine  Sparstelle 
auf  68,0  qkin  kam,  kam  im  Jahre   191 2  eine  bereits  auf  47,7  qkm. 

In  den  größeren  Bundesstaaten  kam  nach  Seidel-Pfitzner 
seit   1870  eine  Sparstelle  auf  Einwohner: 


Jahr 

Preußen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

1870 

15068 

1880 

13793 

— 

— 

14539 

1890 

8463 

7925 

— 

1433 

12  952 

1900 

7981 

8279 

II  972 

1269 

12453 

1910 

6345 

9728 

9952 

1058 

13563 

Wir  sehen  allenthalben  außer  Bayern  eine  starke  Vermehrung 
der  Spargelegenheit. 

Trotz  der  Vermehrung  der  Sparstellen  in  den  letzten  Jahren 
muß  aber  immer  noch  eine  weitere  Errichtung  von  neuen  Kassen 
und  Sparstellen  erstrebt  werden.  Besonders  in  den  östlichen 
Provinzen  Preußens  müssen  noch  mehr  Spargelegenheiten  ge- 
schaffen werden.  Nach  dem  preußischen  statistischen  Jahrbuch 
kam  im  Jahre  1912  eine  Sparstelle  im  Reg. -Bez.  Köslin  erst  auf 
242  qkm,  im  Reg. -Bez.  Bromberg  auf  185  qkm,  im  Reg. -Bez. 
Marienwerder  auf  159  qkm,  Gumbinnen  auf  98  qkm,  während  der 
Reichsdurchschnitt  sich  auf  47,4  qkm  bclief.  Vergleicht  man  mit 
diesen  Zahlen  die  des  Königreichs  Sachsen  und  des  Königreichs 
Württemberg,  wo  auf  30  qkm  bez.  8,3  qkm  eine  Sparstelle  kommt, 
so  zeigt  es  sich,  daß  eine  weit  schnellere  Vermehrung  der  Spar- 
stellen besonders  im  Nordosten  Deutschlands  nur  mit  allem  Nach- 
druck im  Interesse  der  weiteren  Sparkassenentwicklung  zu  wün- 
schen ist,  und  daß  die  Sparkassenverwaltungen  mit  allen  Mitteln 
für  eine  ausgedehnte  Verbreitung    der  Sparstellen    besonders  auf 
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dem  flachen  Lande  Sorge  tragen  müssen,  um  der  Erfüllung  ihres 
Zweckes  gerecht  werden  zu  können. 

Die  Aufstellung  von  Sparautomaten  ^),  die  Ausgabe  von 
Heimsparbüchsen  ^),  die  Einführung  von  Sparmarken  und  Pfennig- 
sparkassen ^)  können  wesentlich  dazu  beitragen,  das  Sparkassen- 
wesen weiter  auszubreiten;  sie  bieten  zugleich  eine  Sparanregung 
und  Sparerleichlerung.  Auch  eine  Vermehrung  der  Amtsstunden, 
bez.  eine  bessere  Verteilung  der  Amtsstunden  könnte  zu  einer 
größeren  Entfaltung  beitragen  ;  die  Amtsstunden  müssen  so  gelegt 
sein,  daß  jedermann  Gelegenheit  hat,  seine  Ersparnisse  zur  Spar- 
kasse zu  bringen.  Und  es  ist  nur  mit  Ereuden  zu  begrüßen, 
wenn  einzelne  Sparkassenverwaltungen  diesen  Anforderungen  zu 
entsprechen  versuchen*). 

i)  Mit  der  Aufstellung  von  Sparautomaten  machten  die  Sparkassen  zu  Al- 
tena, Brandenburg  a.  H.,  Bromberg,  Dresden,  Hamburg,  München,  Posen  gute  Er- 
fahrungen, während  sich  andere  Sparkassen  über  das  Resultat  nicht  befriedigt 
aussprechen.  So  sagt  die  Teltower  Kreissparkasse  in  ihrem  Geschäftsbericht  für 
1912,  daß  das  Ergebnis  nicht  den  gehegten  Erwartungen  entspricht. 

2)  Die  Ausgabe  von  Heimsparbüchsen  wird  von  manchen  Seiten  für  zu 
kostspielig  gehalten,  auch  wird  ein  eventueller  Zinsverlust  befürchtet  {Barthelme, 
Das  deutsche,  insbesondere  das  preuß.  Sparkassenwesen  und  das  Scherhz\\t.  Prä- 
miensystem 1908,  S.  74).  Was  den  ersten  Einwand  betrifft,  so  müssen  wohl  die 
Sparkassen  in  erster  Linie  darauf  bedacht  sein,  Sparerleichterungen  zu  schaffen. 
Es  kommt  natürlich  immer  die  Größe  der  Sparkasse  in  Betracht,  aber  man  darf 
keineswegs  diesen  Punkt  verallgemeinern.  Was  nun  den  »eventuellen  Zinsverlust« 
betrifft,  so  kann  hiervon  kaum  die  Rede  sein,  zumal  da  ja  die  Sparpfennige,  die 
durch  die  Sparbüchse  gesammelt  werden,  ohne  Heimsparbüchse  sicherlich  nicht 
zu  einem  Sparkapital  gesammelt  wären.  Der  Zinsverlust  dürfte  außerdem  aber 
für  den  einzelnen  Sparer  so  gering  sein,  daß  er  kaum  einige  Pfennige  ausmacht 
(M.  25. —  bringen  zu  sVs  %  in  einem  Monat  7    ä\   Zinsen!). 

3)  Von  Barthebne  wird  ausgeführt,  daß  Sparmarken  und  Pfennigsparkassen 
den  gewünschten  Erfolg  nicht  gehabt  haben.  Für  manche  Bezirke,  besonders  da, 
wo  andere  Sparerleichterungen  vorhanden  sind,  mag  dies  wohl  zutreffen.  So  sagt 
der  Verwaltungsbericht  der  Sparkasse  der  Stadt  Halle  (Saale)  für  1912:  »Der  wei- 
tere Rückgang  an  Sparmarken  in  den  letzten  drei  Jahren  ist  mit  auf  die  seit  1908 
erfolgende  Ausleihung  \ori  Haussparkassen  zurückzuführen,  die  sich  beim  Publi- 
kum großer  Beliebtheit  erfreuen.«  Eine  allgemeine  Hebung  des  Sparmarkensystems 
ließe  sich  vielleicht  durch  eine  Verbindung  mit  den  allerorts  bestehenden  Rabatt- 
sparvereinen herbeiführen  und  zwar  der  Art,  daß  die  Rabattsparvereine  mit  den 
Sparkassen  ein  Abkommen  schließen,  das  sie  verpflichtet,  die  Rabattsparbücher  in 
Sparkassenbücher  umzutauschen.  Auf  diese  Weise  würden  wohl  manche  Summen 
den  Sparkassen  zugehen,  die  bis  dahin,  meist  als  ein  Geschenk  angesehen,  zu 
nutzlosen  Dingen  vergeudet  wurden. 

4)  So  hat  die  städtische  Sparkasse  zu  Frankfurt  a.  M.  an  den  Samstagaben- 
den den  Abfertigungsverkehr  bei   vier  Sparstellen  bis  7 14  Uhr  verlängert,  um    »na- 
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Walter  Hoffmann: 


Verschiedene  Sparkassen  haben  das  sogenannte  Abholungs- 
verfahren eingeführt.  Die  Mainzer  Volksbank  hatte  schon  1867 
eine  besondere  Ersparungsanstalt  mit  einem  vvöchenthchen  Ab- 
holungs-  und  Einlageverfahren  ins  Leben  gerufen^),  die  aber  von 
1893  ab  als  Abteilung  der  städtischen  Sparkasse  in  Mainz  geführt 
wird.  Die  Versammlung  des  deutschen  Sparkassenverbandes  1910 
empfahl  »trotz  einiger  mißlungener  Versuche  in  Düsseldorf,  Po- 
sen und  Straßburg  das  Abholungsverfahren  als  ein  geeignetes 
Mittel  der  Erziehung  zu  planmäßiger  Wirtschaftlichkeit«^).  Das 
Abholungsverfahren,  die  Heimsparbüchsen,  die  Pfennigsparkassen, 
das  Sparmarkensystem  sind  Einrichtungen,  die  lokale  Verhält- 
nisse zu  berücksichtigen  haben.  In  manchen  Gegenden  wird  das 
Abholungsverfahren  günstige  Resultate  erzielen,  das  Sparmarken- 
system dagegen  vollständig  versagen^);  die  örtlichen  Verhält- 
nisse, die  soziale  Lage  der  Bevölkerung  spielen  hierbei  eine  große 
Rolle. 

Einen  besonderen  Sparanreiz  *)    wollen    die  Sparprämien  ge- 

mentlich  Lohnempfängern  eine  bequeme  Spargelegenheit«   zu  schaffen.      (Verw. -Be- 
richt  191 2.) 

i)  Ueber  die  Bedeutung  und  Entwicklung  dieser  Einrichtung  gibt  eine  Fest- 
schrift der  Mainzer  Volksbank,  verf.  v.  Fritz  Heins,  Mainz  1912,  Aufschluß.  Es 
heißt  hier  Seite  30  ff. :  »Die  Einrichtung  der  Ersparungsanstalt  hatte  sich  seit  ihrer 
im  Jahre  1867  erfolgten  Gründung  viel  Freunde  erworben  und  wirklich  Segens- 
reiches geleistet.  Selbst  die  mit  ihr  verbundenen  Unkosten  waren  kein  Grund, 
um  die  Anstalt  aufzugeben;  denn  von  Anfang  an  hatte  man  in  diesen  Aufwen- 
dungen die  Beiträge  für  gemeinnützige  Zwecke  erblickt,  die  von  einer  ganzen 
Reihe  von  Genossenschaften  am  Jahresschluß  bei  der  Verteilung  des  Reingewinnes 
in  anderen  Formen  ausgeworfen  wurden.  Verhandlungen,  die  man  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  wiederholt  mit  der  städtischen  Sparkasse  gepflogen,  lieferten  im  Jahre 
1893,  nachdem  für  sie  ein  Neubau  errichtet  war,  das  Ergebnis,  daß  die  Erspa- 
rungsanstalt an  diejenige  Stelle  überging,  die  sie  weiter  zu  pflegen  berufen  war. 
Als  Abteilung  der  städt.  Sparkasse  halte  sie  Ende  1910:  10  129  Einleger  mit 
einer  Wocheneinlage  von  27  600  Mark  und  mit  einem  Guthaben  von  1553  000   M.< 

2)  Vgl.  Seidel  u.  Müller,  Maßnahmen  zur  Förderung  des  Kleinsparwesens 
(Sehr.  d.  V.  für  Sozialpolitik   137.  Bd.  2)  "1913,  S.  334. 

3)  So  schreibt  die  Sparkasse  Berlin-Schöneberg :  Eine  Vermehrung  der  Heim- 
sparbüchsen wird  nicht  beabsichtigt,  weil  das  Sparen  kleiner  Beträge  durch  die 
Beteiligung  an  dem  Abholungsverfahren  bequemer  erreicht  wird. 

4)  Eine  nachahmenswerte  Einrichtung  hat  die  städt.  Sparkasse  Berlin-Schöne- 
berg getroffen.  Für  jedes  in  Schöneberg  geborene  Kind  wird  ein  Sparbuch  mit 
einer  gesperrten  Einlage  von  i  M.  auf  Kosten  der  Sparkasse  ausgefertigt  und  den 
Eltern  in  der  Annahme  übergeben,  daß  dadurch  der  Sparsinn  angeregt  und  daß 
diese  Maßnahme  dazu  dienen  wird,  in  volkserzieherischer  Hinsicht  auf  die  Bevöl- 
kerung einzuwirken.     So  wurden  vom   i.  April   1909  bis  Ende   1912    8662    solcher 
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ben.  Sie  sollen  den  regelmäßigen  Sparern  eine  Belohnung  in  Form 
einer  Geldprämie  sein.  Solche  Einrichtungen  besitzen  eine  ganze 
Reihe  Sparkassen ;  besonders  für  Dienstboten  und  kleine  Leute 
sind  die  Sparprämien  ein  Anreiz  zur  Spartätigkeit  ^). 

In  Anlehnung  an  das  Sparprämiensystem  ^)  hat  der  Zeitungs- 
verleger Aiigiist  ScJierl  ein  neues  System  ^)  ausgearbeitet.  Es 
geht  von  der  Annahme  aus,  daß  die  Zahl  der  Sparer  und  die 
Summe  der  Spareinlagen  noch  einer  erheblichen  Vermehrung 
nicht  bloß  bedürftig,  sondern  auch  fähig  seien.  Durch  Erfüllung 
zweier  Voraussetzungen  sei  diese  Steigerung  der  Spartätigkeit 
bedingt,  durch  Sparerleichterung  und  durch  besonderen  Anreiz 
zum  Sparen.  Barthelme  hat  in  seiner  Arbeit  das  System  ein- 
gehend behandelt.  Wie  der  im  Jahre  1903  von  Geheimrat  Biele- 
feldt^)  gemachte  Vorschlag,  so  spekuliert  auch  das  Seherische 
Prämiensystem  mit  der  Verlosung  auf  die  menschliche  Spielsucht. 
Wenn  auch  beide  Vorschläge  viel  für  sich  haben,  so  ist  doch 
eine  ablehnende  Haltung  gegen  sie  angebracht.  Die  Spielsucht, 
auf  der  Sclierh  und  Bielefeldts  Vorschlag  letzten  Endes  basiert, 
ist  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  zu  bekämpfen.  Die 
Spartätigkeit    darf   nur    mit  Mitteln    gefördert    werden,    die    vom 


Sparbücher  ausgegeben,  die  am  Schlüsse  des  Jahres  191 2  einen  Einlagebestand  von 
305  163.85  M.  nachwiesen.  Die  Geschenksparbücher  sind  mit  folgendem  Spar- 
vermerk versehen:  »Das  Guthaben  dieses  Sparbuches,  welches  von  der  Sparkasse 
in  der  Absicht  der  Anregung  des  Sparsinns  gestiftet  wurde,  darf  bei  Lebzeiten 
des  Buchinhabers  nicht  auf  weniger  als   i   M.  verringert  werden.« 

i)  So  gewährte  die  Teltower  Kreissparkasse  19 12  an  548  sparende  Dienst- 
boten M.  7  705. —  in  Sparprämien  im  Betrage  von  M,  5. —  bis  M.  25. — ,  an  spa- 
rende Schüler  der  Schulsparkassen  M.  580. — .  Auch  in  Düsseldorf  ist  seit  1848 
eine  Prämiierung  für  sparende  Handwerker,  Arbeiter,  Dienstboten  usw.  einge- 
führt wie  noch  an  verschiedenen  anderen  Sparkassen. 

2)  Es  möge  an  dieser  Stelle  einer  sozialen  Einrichtung  gedacht  werden,  die 
die  Stadt  Berlin-Schöneberg  eingeführt  hat.  Diejenigen  Sparer,  die  keiner  Berufs- 
vereinigung angehören,  erhalten  zu  den  Abhebungen,  die  sie  während  der  Zeit  der 
Arbeitslosigkeit  von  ihrem  Guthaben  machen,  einen  Zuschuß  aus  städtischen  Mit- 
teln. Der  Zuschuß  wird  in  einem  Jahr  für  die  Dauer  von  höchstens  60  Tagen 
gewährt.  Bedingung  ist,  daß  der  Sparer  mindestens  ein  Jahr  im  Orte  wohnt  und 
in  die  vom  städtischen  Arbeitsamt  geführte  Liste  der  Sparer  seit  mindestens  3 
Monaten  eingetragen  ist.  Einlagen,  die  erst  in  den  letzten  3  Monaten  vor  der  Ab- 
hebung gemacht  sind,   werden  nicht  berücksichtigt. 

3)  Sckerl,  Aug.,  Das  Seherische  Prämiensparsystem  1904.  Barihelme,  G.^ 
Das  deutsche,  insbes.  preußische  Sparkassenwesen  und  das  Sckerl'sc\\t  Prämien- 
sparsystem  1908. 

4)  Barthelme  a.  a.  O.   S.  89  ff. 


gO  Walter  Hoffmann: 

Standpunkte  der  Volkswirtschaft  aus  als  vorteilhaft  und  gut  an- 
gesehen werden.  Es  wäre  aber  ein  Unding,  auf  der  einen  Seite 
die  Lotterie  als  verderbliche  Einrichtung  zu  bezeichnen,  auf  der 
andern  sie  jedoch  zuzulassen,  um  damit  die  Spartätigkeit  zu 
fördern.  Beide  Vorschläge  sind  auch  bis  heute  nicht  durchge- 
führt worden. 

Eine  recht  gute  Wirkung  erzielen  die  »Gesperrten«  Spar- 
kassenbücher ^);  sie  wirken  wie  eine  gute  Volksversicherung,  in- 
sofern man  sich  einen  Sparpfennig  fürs  Alter,  Mittel  für  die 
Aussteuer,  Militärdienst,  Miete  usw.  auf  eine  leichte  und  be- 
queme Weise  beschaffen  kann. 

Eine  weitere  Erleichterung  und  Anregung  des  Sparens  er- 
folgt durch  sparkassenähnliche  Einrichtungen,  wie  Schulsparkassen, 
Arbeitersparkassen,  Mietsparkassen,  Konfirmandensparkassen  u.  a. 
(vgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.    137  III). 

Die  jüngsten  Reformen  im  Sparkassenwesen  suchen  eine 
bankmäßigere  Ausgestaltung  und  eine  Zentralisation  einzuführen. 
Das  erstere  soll  erreicht  werden  durch  weitere  Ausbreitung  des 
Uebertragungsverkehrs,  sowie  durch  Einführung  des  Scheck-  und 
Kontokorrentverkehrs,  das  andere  durch  Schaffung  eines  Zentral- 
instituts. Was  den  Uebertragungsverkehr  ^)  betrifft,  so  ist  eine 
allgemeine  Verbreitung  wünschenswert;  der  Scheck  und  Konto- 
korrentverkehr ^)  bedingt  eine    starke  Aenderung    der    bisherigen 

1)  Die  Einlagen  gelten  auf  Antrag  für  eine  bestimmte  Zeit  gesperrt,  so  daß 
der  Einleger  nicht  oder  nur  mit  Genehmigung  der  Sparkassenvervvaltung  darüber 
verfügen  darf. 

2)  Unter  Uebertragungsverkehr  versteht  man  die  Möglichkeit,  ein  Spargut- 
haben ohne  Zinsverlust  und  ohne  sonstige  Schwierigkeit  von  einer  Sparkasse  auf 
«ine  andere  umzuschreiben.     Das  geschieht  z.  B.  beim  Wegzug. 

3)  Als  erste  deutsche  Sparkasse  hat  die  Lippesche  Landesspar-  und  Leihe- 
Icasse  den  Scheckverkehr  eingeführt;  durch  Verordnung  vom  i,  Dezember  1883 
wurde  ihr  der  Scheckverkehr  gestattet.  Ich  verweise  auf  Michael,  Ueber  die  Aus- 
dehnung der  Tätigkeit  der  Sparkassen  insbesondere  Pflege  des  Scheckverkehrs 
durch  dieselben.  1891,  der  die  Einführung  des  Scheckverkehrs  lebhaft  befürwor- 
tet. Nachdem  durch  das  Reichsscheckgesetz  vom  11.  März  1908  den  Sparkassen 
in  §  2.  I  ausdrücklich  die  passive  Scheckfähigkeit  zuerkannt  war,  ist  in  Preußen 
<lurch  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  den  öffentl.  Sparkassen  die  Ein- 
führung eines  Scheck-  und  Kontokorrentverkehrs  neben  dem  bisherigen,  nur  auf 
Verwaltung  von  Spargeldern  gerichteten  Betrieb  mit  Genehmigung  des  Oberpräsi- 
denlen  erlaubt,  wenn  dazu  ein  lokales  Bedürfnis  vorliegt.  In  einer  Erläuterung 
heißt  es  dann,  daß  der  Umstand,  daß  durch  Banken  schon  für  den  Depositen- 
verkehr gesorgt  sei,  allein  nicht  ausreiche,  der  Sparkasse  diese  Einrichtung  zu 
•versagen.     Im  allgemeinen  sei  davon  auszugehen,    daß    in    einfachen  Verhältnissen 
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Organisation.  Die  Frankfurter  Zeitung  veröffentlicht  in  ihrer 
Ausgabe  vom  25.  7.  191 2  einen  Artikel  Göttings  aus  der  Spar- 
kasse, in  dem  er  für  die  Einführung  des  Scheckverkehrs  bei  den 
Sparkassen  eintritt,  und  fügt  Göttings  Ausführungen  folgende  Be- 
merkung zu:  »Allerdings  dürfen  die  Sparkassen  nicht  übersehen, 
daß  mit  einer  Ausbildung  des  mehr  bankmäßigen  Verkehrs  auch 
die  Sorge  für  eine  entsprechende  Liquidität  der  Anlagen  zusam- 
mengehen muß«.  Dieser  Einwand  ist  von  banktechnischem  Stand- 
punkt aus  als  richtig  zu  bezeichnen. 

Endlich  möge  noch  des  Gedankens,  ein  Zentralinstitut  der 
Sparkassen  zu  errichten,  näher  gedacht  werden.  Schon  im  Jahre 
1897  wurde  in  einer  Mitgliederversammlung  des  deutschen  Spar- 
kassenverbandes der  Plan  eines  Zentralinstitutes  erörtert.  Diese 
Idee  fand  auch  bei  den  meisten  Sparkassen  Anklang;  nur  die 
großstädtischen  Sparkassen  äußerten  Bedenken.  Das  Ministerium 
des  Innern  lehnte  durch  Erlaß  vom  22.  April  1902  ein  Eingehen 
auf  den  vorgelegten  Plan  ab,  die  technische  Konstruktion  des 
Instituts  1)  wurde  beanstandet.  Damit  aber  war  der  Beschluß 
des  deutschen  Sparkassenverbandes,  auf  die  Errichtung  eines 
Zentralinstitutes  hinzuwirken,  nicht  rückgängig  gemacht.  Eine 
neue  Anregung  erhielt  dieser  Gedanke  durch  die  Gründung  des 
sächsischen  Giroverbandes  und  durch  die  Frage  der  Errichtung 
einer  Deutschen  Kommunalbank.  Ende  des  Jahres  1909  hatte 
sich  ein  Komitee  von  Landräten  gebildet,,  um  in  ihrer  Eigenschaft 


ein  derartiger  Geschäftsbetrieb  weniger  angezeigt  ist  als  in  Orten  mit  regem  Ge- 
schäftsverkehr und  bei  Kassen  mit  mehr  bankmäßiger  Entwicklung.  Gegen  diese 
Verordnung  wendet  sich  im  Bankarchiv  Dr.  Kühne  (1909/10,  S,  54  ff.),  dem  dann 
Landesbankrat  Reusch  entgegnet  (S.  85  ff.).  Gegen  den  Scheckverkehr  wendet  sich 
dann  auch   Schachner  (Bankarchiv    1909/10,   S.   214  ff.). 

Ueber  den  Scheck-  und  Giroverkehr  bei  Sparkassen  findet  sich  auch  in  den 
Untersuchungen  über  das  Volkssparwesen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  eine  Arbeit  von 
Ebei-le,  Der  Scheck-  und  Giroverkehr  vom  Standpunkt  der  Sparkassen  (Sehr.  d. 
V.  f.  S.  Bd.  137.  II.  S.  341  ff.)  1913.  Ferner  yi?V^W,  Der  Scheck- und  Giroverkehr 
bei  den  Sparkassen   19 10. 

i)  Die  Anstalt  sollte  nämlich  aus  Sparkassenmitteln  begründet  werden  und 
befugt  sein,  das  reguläre  Bankgeschäft  auch  im  Verkehr  mit  Privaten  zu  betrei- 
ben. Das  Ministerium  wies  darauf  hin,  daß  die  in  Ansicht  genommenen  Haupt- 
zwecke des  Instituts,  Beschaffung  von  Geldmitteln  in  Zeiten  allgemeiner  Krisen 
und  Zentralstelle  des  Uebertragungsverkehrs,  nicht  erreicht  und  hinsichtlich  der 
Sicherheit  der  Sparkassen  in  kritischen  Zeiten  ernstliche  Gefahren  heraufbeschworen 
würden. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.     i.  O 


^2  Walter  Hoffmann: 

als  Vertreter  der  Landkreise  im  Interesse  der  Kreise  selbst  sowie 
der  kreisangehörigen  Kommunen  die  Fragen  des  Kommunal- 
kredits und  der  Sparkassenorganisation  zu  erörtern.  Der  deut- 
sche Sparkassenverband  hat  nicht  nur  ein  Mitglied  in  das  Ko- 
mitee der  Landräte  delegiert,  sondern  hat  auch  dem  Ausschuß 
ausdrücklich  seine  Sympathie  mit  dem  Plane  der  Kommunal- 
bank zum  Ausdruck  gebracht ;  die  deutsche  Kommunalbank 
wurde  als  die  geeignetste  Girozentrale  und  damit  als  das  von 
den  deutschen  Sparkassen  gewünschte  Zentralinstitut  bezeichnet^). 
Die  Durchführung  ^)  der  Kommunalbank  würde  zweifellos  für  die 
Weiterentwicklung  des  Sparkassenwesens  von  großem  Einfluß 
sein. 

Die  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  in  Deutschland  ver- 
anschaulichen folgende  Seidel  und  Pßtaner,  Sparkassengesetzge- 
bung S.  11/12  entnommenen  Zahlen  (1912  ergänzt  nach  der 
neuesten  Statistik). 

•p-     c       h     Vi         Einlagen  pro 

T  ,  Zahl  der        Einlagen  in  i      '     .       c  Kopf  der 

Jahr  „..  ,  ,,.„  "«.     ,  kommt  auf  „  ^  ..„ 

-"  Bucher  MiU.  Mark  „.  Bevolk. 

.  .  .  Kmw.         ,,, 
m   Mk. 

1875  —  I  869,2  —  44 

1880  —  2613,8  —  58 

1890  —  5  137,3  —  104 

1900  14864  8838,6  3,8  158 

1910  21534  16780,6  3,0  259 

1912  22979  18680,0  2,9  282 

In  den  einzelnen  Bundesstaaten  hat  sich  das  Sparkassen- 
wesen in  verschiedener  Weise  entwickelt  ^). 


1)  Die  Deutsche  Kommunalbank  soll  zur  besseren  Regelung  des  Geldver- 
kehrs der  deutschen  Kommunen  und  ihrer  Anstalten  und  zur  Verbesserung  des 
kommunalen  Anleihewesens  begründet  werden.  Insbesondere  soll  den  einzelnen 
Gemeinden  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  jederzeit  Anleihen  zu  erhallen.  Sie 
soll  ferner  den  Sparkassen  eine  Zentralkasse  für  die  Zwecke  des  Uebertragbar- 
keitsverkehrs,  des  Geldausgleichs  und  des  Giroverkehrs  darbieten.  Das  Institut 
soll  die  Form  einer  unter  Staatsaufsicht  stehenden  öfTentlichrechtlichen  Anstalt  er- 
halten, soll  Kommunaldarlehen  gewähren  und  dafür  Kommunalscheine  ausgeben. 
Der  eigentliche  Bankverkehr  mit  dem  Publikum,  insbesondere  die  Annahme  von 
Depositen  —  außer  von  Gemeinden  und  Sparkassen  —  ist  satzungsgemäß  ausge- 
schlossen. 

2)  Die  Ausführungen  über  die  Deutsche  Kommunalbank  sind  der  Arbeit  des 
Landrals  Trüstedl-Berent  »die  Deutsche  Kommunalbank«  (3.  Bearbeitung)  ent- 
nommen. 

3)  Vgl.  Seidel- Pfitzner,  Sparkassengesetzgebung  S.    13. 


Die  Arbeitsteilung  zwischen  Sparkassen  und  Depositenkassen. 
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kam 

19 10  auf  ....  Einwohner  in 

Bayern  (ohne  Privatsparkassen) 

6,5 

Waldeck 

2,1 

Oldenburg 

5.6 

Anhalt 

2,1 

Mecklenburg-Schwerin 

4,6 

Hamburg 

2,0 

Hessen 

4,4 

Lippe 

1,8 

Elsaß-Lothringen 

3,9 

Koburg-Gotha 

1.8 

Mecklenburg-Strelitz 

3,9 

Schaumburg-Lippe 

1.7 

Baden 

3,2 

Reuß  ältere  Linie 

1,7 

Württemberg 

3.2 

Sachsen- Altenburg 

1,6 

Preußen 

3,1 

Lübeck 

i'6 

Schwarzburg-Sondershausen 

2,9 

Königreich   Sachsen 

i.S 

Sachsen-Meiningen 

2,7 

Bremen 

1,3^ 

Großherzogtum  Sachsen 

2,2 

Reuß  jüngere  Linie 

1,2: 

Schwarzburg-Rudolstadt 

2,2 

Danach  haben  sich  die  Sparkassen  am  günstigsten  in  den 
thüringischen  Kleinstaaten,  im  Königreich  Sachsen  und  in  den 
Hansestädten  entwickelt,  am  ungünstigsten  in  Bayern. 


6* 
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EINE     ZÜRICHER    WIRTSCHAFTSRECHNUNG 
VON  1883— igio. 

Von 

Dr.  MAX  DUTTWEILER. 
I.  Einleitung. 

Die  hier  zur  Besprechung  gelangende  Wirtschaftsrechnung 
wurde  in  einer  dem  Mittelstande  angehörenden  vierköpfigen  Fa- 
niiUe  im  Kanton  Zürich  geführt. 

Nachdem  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  im  Jahre  191 1 
die  Wirtschaftsrechnungen  zweier  Familien  höherer  Beamter  ver- 
öffentlicht hat,  scheint  es  nicht  ohne  Interesse,  jenen  aus  deut- 
schen Städten  stammenden  Rechnungen  die  nach  den  gleichen 
Grundsätzen  statistisch  verarbeitete  Rechnung  einer  schweizerischen 
Familie  an  die  Seite  zu  stellen.  Vielleicht  vermag  auch  die 
Bekanntgabe  einer  längere  Zeiträume  umspannenden  Wirtschafts- 
rechnung heute  noch  an  sich  als  eine  Bereicherung  der  Samm- 
lung von  Tatsachen  zu  gelten,  aus  der  die  wissenschaftliche  Er- 
kenntnis gewonnen  wird.  Zudem  hat  das  Schweizerische  Ar- 
beitersekretariat während  des  Jahres  1912  von  einer  grollen  Zahl 
minderbemittelter  Familien  Wirtschaftsrechnungen  führen  lassen, 
und  es  muß  erwünscht  sein,  wenn  die  Ergebnisse  dieser  Erhebung 
vorliegen  werden,  sie  mit  denen  der  Rechnung  einer  besser  ge- 
stellten Familie  des  Landes  vergleichen  zu  können  ^). 

Wirtschaftsrechnungen  bürgerlicher  Familien  in  der 
Schweiz  sind  bisher  nur  wenige  bekannt  geworden,  nämlich: 

I.  E.  Hofinami,  Zwei  Haushaltungsbudgets  aus  dem  Kan- 
ton Thurgau.     Zeitschrift  für  Schweizerische  Statistik    1892. 

i)  Inzwischen  sind  die  ersten  Ergebnisse  mit|;eteilt  worden  im  »Bericht  des 
:Schwei7,erischen  Arbeitersekretariates  an  das  .Scliweizcrische  Industriedeparteinent 
über  seine    Heteibgung  an   der  Schweizerischen   Landesausstellung«    1914. 
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2.  E.  Hofniann,  Zwei  Haushaltungsbudgets  über  einen  zwan- 
zigjährigen Zeitraum.  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik,  VI.  Bd.   1893. 

3.  Bericht  der  Allgemeinen  Armenpflege  der  Stadt  Basel  für 
das  Jahr  1909  (Haushaltungsrechnung  einer  bürgerlichen  Familie 
neben  der  von  vier  Arbeiterfamilien). 

Ein  Verzeichnis  der  statistisch  bearbeiteten  Wirtschaftsrech- 
nungen schweizerischer  Ar  b  eit  erfamiUen  findet  sich  bei  Xaver 
Schmid,  Der  Arbeiterhaushalt  (Zürich  1911).  Es  wäre  ihm  etwa 
noch  anzufügen:  F.  Kr'öuimelbein^  Massenverbrauch  und  Preis- 
steigerungen auf  Grund  baslerischer  Wirtschaftsrechnungen.  Basler 
volkswirtschaftliche  Arbeiten  Nr.   2. 

II.  Die  Wirtschaftsbücher. 

Die   Grundlagen  dieser  Arbeit  bilden: 

1.  das  vom  Hausherrn  geführte  Buch  über  seine  Einnahmen 
und  Ausgaben  mit  Monatsabschlüssen  (1883 — ^Qio), 

2.  das  von  der  Hausfrau  geführte  und  monatlich  abgeschlos- 
sene Buch  über  das  Wirtschaftsgeld,  das  sie  vom  Hausherrn  je- 
weilen  in  runden  Beträgen  empfangen  hat  (1894 — -1910). 

Das  Buch  des  Hausherrn  enthält  in  zwei  Spalten  neben- 
einander die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  ihrer  zeitlichen  Folge. 
Auch  die  Hausfrau  hat  für  ihre  Buchführung  keinerlei  Vordrucke 
verwendet,  sondern  die  Ausgaben  der  Reihe  nach  eingetragen. 
Für  die  hier  ins  Auge  gefaßten  Zwecke  mußten  die  Rechnungen 
daher  erst  aufgebreitet  werden.  Ihr  Text  erwies  sich  hiebei  fast 
durchwegs  als  klar;  in  wenigen  Zweifelsfällen  brachten  Nachfra- 
gen den  gewünschten  Aufschluß. 

Es  scheint  kaum  nötig,  ausdrücklich  zu  bemerken,  daß  es 
sich  bei  dieser  Wirtschaftsrechnung  um  eine  vorgefundene,  nicht 
eine  erst  im  Hinblick  auf  eine  spätere  statistische  Bearbeitung 
begonnene  und  geführte  Rechnung  handelt.  Sie  enthält  offenbar 
keine  Posten,  die  aus  Scheu  vor  fremden  Blicken  gefärbt  oder 
durch  den  Zweck  der  Erhebung  beeinflußt  sind. 

Die  Rechnung  umfaßt  die  28  ganzen  Jahre,  die  zwischen 
der  Gründung  und  der  Auflösung  der  Familie  liegen.  Sie  eröff- 
net somit  die  Möglichkeit,  eine  Verbrauchswirtschaft  von  ihrem 
Anfang  bis  zum  Ende  zu  betrachten.  Das  mag  als  Vorzug  ge- 
schätzt werden,  da  die  meisten  durch  längere  Jahre  geführten 
und    bisher    bekannt  gewordenen  Wirtschaftsrechnungen  von  Fa- 
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milien  in  mittlerer  ökonomischer  Lage  nur  Bruchteile  der  von 
der  Natur  gegebenen  Beobachtungszeit  umfassen. 

Von  Wert  erscheint  an  der  Rechnung  weiterhin,  daß  der 
überwiegende  Einfluß  auf  ihre  Entwicklung  allgemein  verspürten 
Faktoren  zukommt,  wie  den  Preisveränderungen  oder  der  Ver- 
schiedenheit der  Lebensweise  in  der  Stadt  und  auf  dem  Lande. 
Die  subjektiven,  einem  wechselnden  Verhalten  der  Familie  ent- 
springenden Einwirkungen  treten  während  längerer  Zeiträume  stark 
zurück.  Außergewölmliche  Ereignisse  sind  selten,  die  Zahl  der 
Familienglieder  bleibt  bald  unverändert,  nur  das  Heranwachsen 
der  Kinder  führt  zu  einer  allmählichen  Steigerung  des  Verbrauchs. 
Der  Hausherr  steht  immer  im  gleichen  Berufe,  die  Woh- 
nung bleibt  lange  Zeit  dieselbe  und  die  Einkaufsstellen  der  wich- 
tigsten Nahrungsmittel  werden  während  des  größten  Teils  der 
Rechnungszeit  nicht  gewechselt,  sogar  dem  Schneider  wird  wäh- 
rend der  ganzen  28  Jahre  die  Treue  gewahrt.  Um  dieses  gleich- 
mäßigen Verhaltens  willen  kann  die  Abwicklung  des  Verbrauchs 
der  Familie  als  typisch  gelten,  d.  h.  sie  entspricht  ungefähr  der- 
jenigen, die  sich  bei  einer  Untersuchung  der  Wirtschaftsrech- 
nungen vieler  Familien  in  ähnlicher  Lage  zu  der  betreffenden 
Zeit  im  Durchschnitt  ergeben  hätte. 

Neben  ihren  Vorzügen  weist  die  Rechnung  auch  eine  An- 
zahl Mängel  auf.  Sie  liegen  weniger  in  einigen  Lücken  und 
kleineren  F'ehlbeträgen  —  die,  solange  der  Sinn  des  Lebens 
nicht  in  der  absolut  genauen  Führung  eines  Wirtschaftsbuches 
gesucht  wird,  immer  vorkommen  werden  —  als  in  der  ungenügenden 
Zerlegung  und  Bezeichnung  gewisser  Ausgaben.  Das  Wirtschafts- 
geld der  Hausfrau  läßt  sich  in  seiner  Vewendung  im  einzelnen 
erst  von  1894  an  nachweisen  und  zwar  nur  dem  Betrage  nach; 
die  Angabe  der  Menge  der  gekauften  Nahrungsmittel  fehlt.  Nicht 
zerlegbar  ist  ferner  der  vom  Hausherrn  als  »Taschengeld«  ge- 
buchte beträchtliche  Posten,  der  für  einen  Teil  der  Berichtszeit 
zudem  nicht  genau,  sondern  nur  schätzungsweise  eingestellt  wer- 
den kann.  Schließlich  liegt  eine  störende  Besonderheit  bei  der 
Ausgabe  für  Nahrungsmittel  insofern  vor,  als  sie  zeitweise  nicht 
den  vollen  Bedarf  der  Familie  umfaßt.  Infolge  eines  später  zu 
erwähnenden  Umstandes  fällt  in  einer  Reihe  von  Jahren  die 
Hauptmahlzeit  des  Hausherrn  monatelang  weg.  Weil  die  Rech- 
nung während  langer  Zeit  geführt  wurde,  vermittelt  sie  aber 
trotz  dieser  Mängel  ein  bestimmtes  und  richtiges  Bild  der  Wirt- 
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Schaft    der  Familie    und    scheint    daher   zur  Veröffenth'chung  ge- 
eignet. 

III.  Die  Familie. 

Die  Familie  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Hausherrn,  seiner 
Gattin,  einem  Sohn  und  einer  Tochter.  Der  Hausherr  stammt 
aus  kleinbäuerlichen,  die  Hausfrau  aus  kleinbürgerlichen  städtischen 
Verhältnissen,  in  die  ihr  Vater  aus  bäuerlichen  Verhältnissen  ge- 
langt war.  Beider  Familien  waren,  soweit  die  Kenntnis  zurück- 
reicht, in  einer  Landgemeinde  des  Kantons  Zürich  ansässig.  Die 
Ehe  des  Paares  wurde  im  Jahre  1882  geschlossen;  der  Hausherr 
stand  damals  im  32,,  die  Hausfrau  im  30.  Altersjahre.  Der  Sohn 
wurde  im  Herbst  1884,  die  Tochter  im  Frühjahr  1886  geboren. 
Im  Jahr   191 1   ist  der  Hausherr  gestorben. 

Von  Anfang  November  1883  bis  Ende  November  1884  wurde 
ein  Pensionär  gehalten.  Dem  Haushalte  gehörte  ferner  an  ein 
weiblicher  Dienstbote  von  Anfang  Dezember  1884  bis  Ende 
April  1885,  Ende  August  1899  t)'s  Ende  April  1900,  Anfang 
April  bis  Mitte  August  1902  und  Mitte  Januar  bis  Ende  März 
1903,  ferner  vorübergehend,  von  Anfang  Mai  1900  bis  Ende 
April  1901,  ein  der  Hausfrau  verwandtes  junges  Mädchen.  Von 
Anfang  April  1902  bis  Ende  März  1903  war  die  Tochter,  von 
Mitte  April  bis  Ende  Juli  1905  und  Mitte  Oktober  1905  bis  Mitte 
März  1906  dt*r  Sohn  von  Hause  abwesend.  Besuche  wurden 
wahrscheinlich  mehr  empfangen  als  gemacht;  von  Einfluß  auf 
die  Wirtschaftsrechnung  scheint  jedoch  nur  ein  längerer  Besuch 
Verwandter    aus    dem  Ausland    im  Jahre   1890  gewesen    zu  sein. 

Der  Wohnsitz  der  Familie  vom  Beginn  der  Rechnung  bis 
Ende  April  1887  war  die  Stadt  Zürich,  von  da  bis  Mitte  Oktober 
1898  eine  etwa  800  Einwohner  zählende  rein  bäuerliche  Gemeinde 
des  Züricher  Unterlandes,  hernach  wieder  und  bis  zum  Schluß 
der  Beobachtungszeit  die  Stadt  Zürich. 

Der  Hausherr  war  in  steigender  Stellung  Beamter  einer  der 
wirtschaftlichen  Unternehmungen  des  Staates.  Die  Hausfrau  ist 
am  Erwerb  des  Einkommens  zu  keiner  Zeit  mitbeteiligt  gewesen. 
In  der  Mitte  des  Jahres  1907  wurde  der  Sohn  von  der  väter- 
lichen Hilfe  unabhängig;  er  blieb  in  der  Familie,  belastete  die 
Wirtschaftsrechnung  von  da  an  jedoch  nur  noch  in  den  Aus- 
gaben für  Nahrung  und  Wohnung,  wogegen  er  einen  Beitrag 
leistete. 
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Der  Haushalt  ist  sparsam,  ohne  unverhältnismäßige  Ausgaben 
nach  irgend  einer  Seite,  aber  nicht  engherzig  geführt  worden. 
Hausherr  und  Hausfrau  waren,  wie  das  schon  die  regelmäßige 
Führung  von  Büchern  während  langer  Jahre  zeigt,  überlegende 
und  gute  Wirtschafter.  Zuwendungen  von  dritter  Seite  und  Ver- 
mögen, solange  sie  nicht  selber  solches  erspart  hatten,  standen 
ihnen  nicht  zur  Verfügung;  die  Familie  hatte  sich  in  ihren  Aus- 
gaben daher  stets  dem  Einkommen  des  Hausherrn  anzupassen. 
Entsprechend  dem  Steigen  dieses  Einkominens  verbesserte  sich 
die  Lebenshaltung.  Auf  dem  Lande  gehörte  die  Familie  zu  den 
angesehenen  des  Dorfes,  in  der  Stadt  führte  sie  das  in  keiner 
Weise  hervortretende  Leben  des  mittleren  bürgerlichen  Standes. 
Der  Pflege  der  Geselligkeit  stellte  sich  der  dauernd  ungünstige 
Gesundheitszustand  der  Hausfrau  entgegen;  Verbindungen,  außer 
denen  mit  Verwandten,  wurden  fast  nur  durch  die  Kinder  unter- 
halten. Der  Hausherr  war  mäßiger  Raucher ;  während  der  ersten 
städtischen  Periode  und  auf  dem  Lande  besuchte  er  hin  und 
wieder  das  Wirtshaus,  während  der  zweiten  städtischen  Pe- 
riode, von  der  Einkehr  bei  Spaziergängen  abgesehen,  fast  nicht 
mehr. 

IV,  Die  Einnahmen. 

Die  Einnahmen  (Uebersicht  I)  setzen  sich  zusammen  aus  der 
festen  Besoldung  des  Hausherrn,  seinem  Nebenverdienst,  dem 
Kostgeld  eines  Pensionärs,  Beiträgen  des  Sohnes  an  die  Wirt- 
schaftskosten und  sonstigen  Einnahmen.  Nicht  einbezogen  da- 
gegen sind  die  Zinsen  der  Ersparnisse.  Sie  gehören  sowenig  in 
die  eigentliche  Wirtschaftsrechnung,  die  Betriebsrechnung  des 
Haushalts,  als  etwa  ein  Erbanfall  oder  das  große  Los  dorthin 
gehörten.  Richtigerweise  ist  neben  der  Betriebsrechnung  in  spä- 
tem Jahren  eine  Kapitalrechnung  oder  Vermögensrechnung  ge- 
führt worden,  auf  der  die  Zinsen  und  Kapitalgevvinne  zur  Ver- 
buchung  gelangten.  Auf  diese  wurden  ferner  die  Vorschläge 
der  Betriebsrechnung  übertragen,  und  von  ihr  aus  die  Rück- 
schläge gedeckt. 

Unter  den  sonstigen  Einnahmen  sind  zusammengefaßt  der 
Erlös  aus  alten  Sachen,  Geldgeschenke  und  eine  Einnahme,  die 
besonderer  Erklärung  bedarf.  Der  Hausherr  wurde  vom  Sommer 
1898  an  bis  ins  Frühjahr  1910  durch  seine  amtliche  Tätigkeit 
alljährlich    während    etwa    lo  Monaten    tagsüber    vom    Wohnsitz 
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weggeführt,  so  daß  er  genötigt  war,  das  Mittagessen  im  Gast- 
haus einzunehmen.  Für  die  Auslagen,  die  ihm  hieraus  erwuchsen, 
bezog  er  eine  feste  Entschädigung.  Die  Wirtschaftsrechnung 
weist  deren  genauen  Betrag  aus.  In  den  hier  beigefügten  Ueber- 
sichten  wurden  nicht  diese  Entschädigung  als  Einnahme  und  die 
durch  den  auswärtigen  Aufenthalt  verursachten  Unkosten  als 
Ausgabe  aufgenommen,  um  nicht  durch  zu  große  Gesamtsummen 
von  Einnahmen  und  Ausgaben  eine  irrige  Vorstellung  von  der 
Lebenshaltung  der  Familie  zu  erwecken,  wurde  vielmehr  nur  der 
Unterschied  zwischen  jenen  beiden  Posten  berücksichtigt  und, 
da  die  Vergütung  stets  etwas  größer  war  als  die  Ausgabe,  den 
sonstigen  Einnahmen  zugezählt. 

Störend  tritt  weiter  hinzu,  daß  die  in  der  erwähnten  Weise 
aufgerechnete  Ausgabe  nicht  in  allen  Jahren  nur  jenen  Unkosten 
des  Hausherrn  entspricht,  die  er  von  amteswegen  hatte,  sondern 
auch  noch  einen  Teil  der  kleinen  Privatausgaben  deckte,  die  sonst 
aus  dem  Taschengelde  bestritten  worden  wären.  Für  einige 
Jahre  fand  sich  zwar  in  Randbemerkungen  zur  Rechnung  die 
Zerlegung  der  Summe;  der  Anteil  der  privaten  Ausgaben  betrug 
mindestens  Fr.  loo  jährlich.  Dieser  Betrag  wurde  daher  für  die 
Jahre  1899 — 1905,  wo  eine  Zerlegung  des  Postens  fehlte,  an  der 
Ausgabe  vor  ihrer  Aufrechnung  mit  der  Entschädigung  gekürzt 
und  der  Spalte  Taschengeld  zugeschlagen.  Auch  die  Ziffer  des 
Jahres  1910  ist  für  die  sonstigen  Einnahmen  durch  Schätzung 
gewonnen.  Den  Anspruch,  genau  zu  sein,  kann  die  Spalte  der 
sonstigen  Einnahmen  nach  diesem  Verfahren  nicht  erheben. 

Der  Gesamtbetrag  der  Einnahmen  in  den  28  Jahren  der 
Rechnungszeit  beläuft  sich  auf  Fr.  124  088.  Die  niedrigste  Ein- 
nahme zeigt  das  Jahr  1886  mit  Fr.  2754,  die  höchste  das  Jahr 
1908  mit  Fr.  7587.  Die  durchschnittliche  jährliche  P2innahme 
macht  Fr.  4432  aus.  Von  den  Einnahmen  entfallen  93,8  Proz. 
auf  die  feste  Besoldung  des  Hausherrn  und  6,2  Proz,  auf  die 
übrigen  Einnahmen;  der  erstem  kommt  somit  eine  überragende 
Bedeutung  zu.  Die  feste  Besoldung  beginnt  im  Jahre  1883  bei 
Fr.  2400  und  steigt  bis  1910  auf  Fr.  5800.  In  den  ersten  drei 
Jahren  wird  sie  durch  eine  nachher  wegfallende  Gratifikation  von 
je  Fr,  400  erhöht,  1904  anläßlich  eines  Dienstjubiläums  um  eine 
solche  von  Fr.  435. 

Die  unbedeutenden  Einnahmen  aus  Nebenbeschäftigung 
kommen  bis  zum  Jahre  1898  vor;  sie  wurden  nicht  gesucht,  son- 
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dern  zeigten  sich  zufällig.  Ihr  höchster  Betrag  im  Jahre  1896 
macht  Fr.  320  aus. 

Ebensowenig  von  Belang  ist  der  Versuch,  einen  Pensionär 
zu  halten,  der  im  ersten  Rechnungsjahr  aufgenommen,  aber  schon 
am  Ende  des  zweiten  wieder  aufgegeben  wurde.  Der  Pensionär 
bezahlte  für  Wohnung  und  Beköstigung  Fr,  60  monatlich. 

Dagegen  fallen  von  1908  an  die  Beiträge  des  Sohnes  an  die 
Kosten  der  Wirtschaft  beträchtlich  ins  Gewicht,  obwohl  sie  seinen 
Anteil  an  den  Ausgaben  nicht  ganz  decken.  Die  im  Jahre  1908 
verbuchte  Summe  ist  auch  als  Rückerstattung  von  Studienkosten 
aufzufassen. 

Die  sonstigen  Einnahmen  sind  gering;  sie  betragen  höchstens 
Fr.  326  jährlich  und  ihre  ungenaue  Ermittlung  beeinflußt  das  Ge- 
samtbild daher  nicht  spürbar. 

Es  hätte  wenig  Sinn,  weiter  den  Anteil  zu  berechnen,  der 
der  einzelnen  Einnahmenquelle  bei  der  Deckung  der  Ausgaben  zu- 
kommt, da  die  Ausgaben  der  Familie  stets  nur  nach  der  festen 
Besoldung  des  Hausherrn  gerichtet  worden  sind.  Mit  der  Summe 
der  letztern  in  den  28  Jahren,  Fr.  116  356,  stimmen  denn  auch 
die  Gesamtausgaben,  Fr.    115  197,  beinahe  überein. 

V.  Die   Ausgaben. 

Die  Ausgaben  (Uebersichten  II — -IV)  sind  nach  dem  Vorbild 
der  Erhebungen  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  gruppiert 
worden.  Uebersicht  II  stellt  dar  die  Ausgaben  nach  ihrer  Ver- 
wendung, Uebersicht  III  den  Anteil  der  Einzelausgabe  am  Hun- 
dert der  Gesamtausgabe;  in  Uebersicht  IV  wird  veranschaulicht, 
wie  sich  die  Ausgaben  im  Laufe  der  Zeit  entwickelt  haben,  wenn 
die  des  ersten  Rechnimgsjahres   =   100   gesetzt  werden. 

Die  Summe  aller  Ausgaben  in  den  28  Rechnungsjahren  be- 
trägt Fr.  115  197.  Davon  entfallen  Fr.  37  505  (32,5  Proz).  auf 
Nahrungsmittel,  Fr.  15  618  (13,6  Proz.)  auf  Kleidung  und  Wäsche 
Fr.  19376  (16,8  Proz.)  auf  Wohnung  und  Hausrat,  Fr.  3904 
{3,4  Proz.)  auf  Heizung  und  Beleuchtung  und  Fr.  38  794  (33,7 
Proz.)  auf  die  übrigen  Ausgaben.  Die  niederste  Jahresausgabe 
findet  sich  1886  und  1892  bei  Fr.  2806,  die  höchste  1905  bei  Fr. 
6356.  Die  durchschnittliche  Jahresausgabe  beträgt  Fr.  4114,  oder 
auf  den  Kopf,  wenn  mit  einer  Familie  von  durchschnittlich  vier 
Köpfen  gerechnet  wird,  Fr.  1029.  Als  Tagesausgabe  für  den 
Kopf  ergeben  sich  Fr,   2,82. 
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Im  ganzen  betrachtet  bewegt  sich  die  Jahresausgabe  natur- 
gemäß in  aufsteigender  Linie;  das  Verhältnis  zwischen  der  des 
ersten  und  der  des  letzten  Rechnungsjahres  ist  das  von  100 : 1 56. 
Immerhin  vollzieht  sich  die  Aufwärtsbewegung  nicht  in  gerader 
Richtung,  sondern  mit  Schwankungen.  So  führt  1897/9  die  Rück- 
kehr vom  Lande  in  •  die  Stadt  und  1904/5  die  Ausbildung  des 
Sohnes  zu  einer  scharfen  Steigerung,  während  sich  1907/8  ein 
entschiedener  Rückgang  zeigt,  als  die  Unterrichtskosten  und  ein 
Teil  der  Unterhaltskosten  für  den  Sohn   wegfallen. 

Vergleicht  man  etwa  die  Ausgabe  des  Jahres  1906,  das  als 
letztes  Normaljahr  der  Familie  gelten  mag,  mit  der  des  ersten 
Rechnungsjahres,  so  ergibt  sich  ein  Unterschied  von  Fr.  2294 
(Fr.  2696  Mehrausgaben  —  Fr.  402  Minderausgaben).  Von  den 
Mehrausgaben  entfallen  auf 


Nahrungs-  und  Genußmittel 

Kleidung,  Wäsche  usw. 

Wohnung,  Hausrat 

Gesundheits-  und  Körperpflege 

Unterricht 

Geistige  und  gesellige    Bedürfnisse    (exkl.  Taschengeld) 

Steuern 

Versicherung 

Verkehr 


Fr. 

Proz. 

348 

12,9 

584 

21,6 

266 

9-9 

lOI 

3,8 

645 

23-9 

122 

4,5 

243 

9,0 

260 

9,7 

127 

4,7 

2696 


An  den  Minderausgaben  sind  beteiligt:  aus  Zufall  die  Grup- 
pen Geschenke  und  sonstige  Ausgaben,  ferner  die  unzulänglich 
erfaßte  Gruppe  Taschengeld.  Beinahe  die  Hälfte  der  Mehraus- 
gaben (Fr,  1198  =  44,4  Proz.)  betrifft  Nahrung,  Kleidung  und 
Wohnung.  Die  Ausgabe  für  Heizung  und  Beleuchtung  ist  so- 
zusagen gleich  geblieben. 

Der  größte  Anteil  an  den  Ausgaben  entfällt  in  allen  Jahren 
mit  einer  einzigen  Ausnahme  auf  die  Nahrungs-  und  Genußmittel 
(22,1 — 43,5  Proz.),  der  zweitgrößte  auf  Wohnung  und  Hausrat 
(12,3 — 21,3  Proz.)  und  der  drittgrößte  auf  Kleidung  und  Wäsche 
{j.'j — 18,2  Proz.).  Während  anfänglich  die  Ausgabe  für  Woh- 
nung und  Hausrat  unbestritten  an  zweiter  Stelle  steht,  macht  ihr 
später  die  Gruppe  Kleidung  und  Wäsche  den  Platz  wiederholt 
streitig.  Der  Rang  der  übrigen  Ausgabengruppen  ist  in  den  ein- 
zelnen Jahren  verschieden.     Im  Durchschnitt  aller  Jahre  folgt  an 

4.  Stelle  die  Gruppe  der  geistigen  und  geselligen  Bedürfnisse,  an 

5.  die  Versicherung,    an  6.  (1905    an    erster)    der  Unterricht,    an 
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7.  die  Gesundheits-  und  Körperpflege  gemeinsam  mit  den  Steuern, 
an  8.  die  Heizung  und  Beleuciitung. 

Die  Bewegung  des  Anteils  der  einzelnen  Ausgabengruppen 
an  der  Gesamtausgabe  (Uebersicht  III)  weist  augenfällige  Regel- 
mäßigkeiten nicht  auf.  Selbst  in  einer  in  allen  Dingen  verhältnis- 
mäßig so  stabilen  Familie,  wie  der  hier  in- Frage  stehenden,  ist 
der  Haushalt  eben  noch  lange  keine  »völlig  gleichmäßig  verlaufen- 
de Lebensbetätigung«.  Bei  näherem  Zusehen  wird  man  jedoch 
trotz  mancher  Abweichungen  im  großen  ganzen  eine  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Ergebnissen  der  bisherigen  Erhebungen  finden. 

Die  Ausgabe  für  Nahrungsmittel  geht  —  die  bekannte 
E7!gelsc\\G  Feststellung  —  mit  dem  Steigen  des  Einkommens  ver- 
hältnismäßig zurück;  sie  beansprucht  1883  38,9  Proz.  der  Gesamt- 
ausgabe, 1906  (die  späteren  Jahre  weisen  ungewöhnliche  Ver- 
hältnisse auf)  aber  nur  noch  28,9  Proz. 

Die  Ausgabe  für  Kleidung  dagegen  weist  mit  der  Verbesse- 
rung der  Lage  der  Familie  auch  verhältnismäßig  eine  Steigerung 
auf:  y^y  Proz.  im  Jahre  1883  stehen  15,2  Proz.  im  Jahre  1906 
gegenüber.  Das  Einkommen,  von  dem  an  die  Ausgabequote  für 
Kleidung  gleichzubleiben  oder  zu  sinken  pflegt,  hätte  die  Familie 
somit  noch  nicht  erreicht. 

An  den  Ausgaben  für  die  Wohnungsmiete  (ohne  Garten, 
Hausrat  usw.,  vgl.  Uebersicht  III  am  Fuße)  scheint  sich  der  Satz 
des  Statistikers  Schwabe  zu  bestätigen:  bei  steigendem  Einkommen 
sinkt  ihr  Anteil  an  der  Gesamtausgabe.  Während  der  ersten 
städtischen  Periode  der  Familie  werden  bei  einer  festen  Besol- 
dung von  Fr.  2800 — 3100  14,1 — 17,5  Proz.  für  Wohnungsmiete 
aufgewandt,  während  der  zweiten  (bis  1906)  bei  einer  Besoldung 
von  Fr.  4500—5500  11,3 — 14,9  Proz.  Für  die  Jahre  1890—97 
und  1899 — 1910  ist  das  Sinken  der  Ausgabenquote  selbstverständ- 
lich, weil  hier  bei  steigendem  Einkommen  die  gleiche,  beinahe 
gleich  teuer  bleüjende  Wohnung  beibehalten  wurde.  Die  Ein- 
kommenshöhe, von  der  an  (nach  der  nötigen  Einschränkung  des 
Schwabeschcn  Satzes)  der  verhältnismäßige  Anteil  der  Wohnungs- 
miete gleichbleibt  oder  sogar  wieder  zu  steigen  anfängt,  hätte 
die  Familie  daher  noch  nicht  erreicht. 

Von  den  übrigen  Ausgabengruppen  zeigt  die  der  Heizung 
und  Beleuchtung  von  1883  — 1906  ein  Sinken  der  Quote  von  4,7 
Proz.  auf  2,6  Proz.  Dagegen  wächst  die  Quote  beträchtlich  bei 
den    Ausgaben    für    Kulturzwecke,    am  stärksten  bei  der   Gruppe 
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Unterricht  (1897  2,7  Proz.,  1907  10,7  Proz.).  Der  verhältnismäßige 
Anteil  der  Steuern  steigt  von  1883 — 1906  von  2,8 — 6,1  Proz.,  was 
zum  Teil  durch  höhere  Steuersätze  erklärt  wird.  Bei  der  Ver- 
sicherung sinkt  der  Aufwand  verhältnismäßig,  weil  die  einmal 
abgeschlossene  Versicherung  und  damit  die  Prämie  lange  Jahre 
unverändert  bleibt;  in  der  Regel  pflegt  sich  sonst  bei  höheren 
Einkommen  eine  größere  Ausgabenquote  für  Vor-  und  Fürsorge 
zu  zeigen. 

Im  einzelnen  ist  zu  den  Ausgaben  folgendes  zu  bemerken: 
I.  Nahrun  gs-  und  Genußmittel.  Die  für  die  Jahre 
vor  1894  angegebenen  Ziffern  sind  Annäherungszififern.  Verbucht 
für  diese  Zeit  ist  nur  das  Wirtschaftsgeld  im  ganzen,  aus  dem 
die  Hausfrau  neben  den  Ausgaben  für  Nahrungsmittel  auch  noch 
solche  für  allerlei  andere  Dinge,  wie  Zutaten  zu  Kleidern,  Reinigung 
von  Wäsche  und  Wohnung,  kleine  Haushaltsgegenstände,  einen 
Teil  der  Beleuchtung,  der  Körperpflege,  der  geistigen  und  ge- 
selligen Bedürfnisse,  der  Geschenke,  bestritt.  Da  nun  in  den 
Jahren  nach  1893  das  Wirtschaftsgeld  der  Hausfrau  jeweiien  fast 
genau  zu  ^/e  auf  Nahrungsmittel  und  zu  ^ja  auf  jene  übrigen 
Dinge  entfiel,  wurden  zur  Erlangung  vergleichbarer  Zahlen  von 
1883  — 1893  je  ^/e  desselben  als  Ausgabe  für  Nahrungsmittel 
in  die  Uebersichten  eingestellt  und  ^e  nach  einem  gleichfalls 
aus  der  Erfahrung  der  spätem  Jahre  gewonnenen  Verhältnis  auf 
die  Gruppen  II — V,  VII  und  XII  verteilt.  Eine  solche  Opera- 
tion mag  allerdings  anfechtbar  erscheinen  in  einer  Arbeit  wie 
der  vorliegenden,  die  ihre  Berechtigung  nur  hat,  wenn  sie  auf 
exakten  Ziffern  beruht;  sie  wurde  unternommen  im  Hinblick  dar- 
auf, daß  im  Spezialfall  der  annähernd  richtige  Betrag  der  Nah- 
rungsausgabe praktisch  mehr  sagt,  als  die  genaue  Summe  des 
ungleichartigen  Postens  »Haushaltsgeld«  und  weil  die  übrigen 
Gruppen  durch  die  Zuweisung  des  fraglichen  Sechstels  nicht  wesent- 
lich und  in  einer  sie  vervollständigenden  Weise  beeinflußt  wurden. 
Für  die  Jahre  1883/4,  während  der  ein  Pensionär  gehalten  wurde, 
hat  sich  bei  dieser  Berechnungsart  möglicherweise  eine  etwas 
zu  kleine  Nahrungsausgabe  ergeben. 

Die  Aufzeichnungen  seit  1894  sind  an  zwei  Stellen  lückenhaft. 
Im  Jahre  1898  fehlen  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Ok- 
tober. Sie  wurden  durch  Verdoppelung  der  Ausgabe  in  der 
ersten  Monatshälfte  ergänzt.  Im  Jahre  1903  setzen  sie  während 
der  zweiten    Hälfte  des  Jahres  teilweise  aus.     Die  in  der  Ueber- 
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sieht  erscheinenden  Zahlen  aus  diesem  Jahre  sind  durch  Ver- 
doppelung derjenigen  der  ersten  Jahreshälfte  gewonnen,  wobei 
die  Differenz  zwischen  dem  sich  hiebei  ergebenden  Betrag  und 
dem  von  der  Hausfrau  bezogenen  Wirtschaftsgeld  der  Spalte  Obst 
zugezählt  wurde,  die  in  der  Regel  erst  im  Herbst  stärker  belastet 
wird.  Am  besten  scheidet  indessen  die  Nahrungsausgabe  von 
1903  in  den  Einzelheiten  ganz  aus  der  Betrachtung  aus;  die  Zahlen 
dieses  Jahres  sind  in  den  Uebersichten  stets  mit  einem  Frage- 
zeichen versehen. 

Von  1890 — 98  gehörte  ein  etwa  50 — 60  qm  großer  Gemüse- 
garten mit  einem  halben  Dutzend  kleiner  Obstbäume  zur  Wohnung, 
dessen  Ertrag  rechnerisch  nicht  erfaßt  ist. 

Unvollständig  ist  die  Ausgabe  für  Zigarren;  ihr  größerer  Teil, 
sowie  die  Ausgabe  in  Gastwirtschaften  fast  gänzlich,  ist  in  den 
»TaschengeIdern«(Gruppe  VII  3)  enthalten. 

Bei  einer  Gesamtausgabe  von  Fr.  37  505  beträgt  die  durch- 
schnittliche Jahresausgabe  fürNahrungs-  und  Genußmittel  Fr.  1339. 
Die  niederste  Ausgabe  zeigt  das  Jahr  1888  mit  Fr.  973,  die  höchste 
das  Jahr  1909  mit  Fr.  1866.  Das  Verhältnis  der  Ausgabe  des 
ersten  zu  der  des  letzten  Rechnungsjahres  ist  das  von  100:  151. 

Auf  die  Entwicklung  der  Nahrungsausgabe  sind  zwei  Um- 
stände von  gleichmäßigem,  anhaltendem  Einfluß  gewesen:  das 
Heranwachsen  der  Kinder  und  die  Verbesserung  der  Lebenshal- 
tung mit  der  Erhöhung  des  Einkommens.  Nimmt  man  an,  der 
Nahrungsbedarf  steigere  sich  etwa  bis  zum  18.  Jahre  des  Men- 
schen, so  fände  die  Einwirkung  des  ersten  Umstandes  1902/3  sein 
Ende.  Der  ruhige  Verlauf  der  Ausgabenlinie  wird  aber  wieder- 
holt gestört.  Die  Linie  steigt,  wo  sich  die  Zahl  der  Hausge- 
nossen vermehrt  (1883/4  Pensionär,  1890  Besuch,  1899/1901  Dienst- 
bote) und  sinkt  bei  ihrer  Verminderung  (1902  Abwesenheit  der 
Tochter,  1905  des  Sohnes).  Sie  sinkt  ferner  1888  nach  der  Ueber- 
siedelung  von  der  Stadt  aufs  Land  und  geht  1899  nach  der  Rück- 
kehr in  die  Stadt  wieder  in  die  Höhe.  Die  Steigerung  wäre  hier 
noch  stärker,  wenn  nicht  von  diesem  Zeitpunkt  an,  die  Mahlzeit 
des  Hausherrn  außer  Betracht  fiele.  Eine  letzte  sprunghafte  Auf- 
wärtsbewegung im  Jahre  1907  scheint  ihre  Ursache  in  der  Ver- 
teuerung der  Lebensmittel  zu  haben. 

In  denjenigen  Jahren,  aus  denen  die  Aufzeichnungen  der  Haus- 
frau vorliegen  (1894 — 1910),  steht  unter  den  Nahrungsausgaben 
die    für   Fleisch    mit  22,1    Proz.  an  der    Spitze.     Ihr  folgt  die  für 
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Milch  mit  16,6  Proz.,  dann,  etwa  halb  so  groß  als  die  für  Fleisch, 
die  für  Getränke  mit  I0,l  Proz.  und  die  für  Brot  mit  10,0  Proz., 
hierauf  die  für  Butter  mit  9,3  Proz.  und  die  für  Obst  mit  7,3  Proz. 
Die  übrigen  Nahrungs-  und  Genußmittel  stehen  erheblich  zurück. 
In  welcher  Weise  sich  die  Nahrungsausgaben  auf  tierische 
(Fleisch,  Wurst,  Butter,  Käse,  Eier,  Milch),  pflanzliche  (Kartofifeln, 
Grünwaren,  Zucker  usw.,  Mehl  usw.,  Obst,  Brot)  und  sonstige 
Nahrungs-  und  Genußmittel  (Gewürze,  Kaffee,  Kakao  usw.,  Wein, 
Zigarren,  sonstige  Nahrungsmittel)  verteilen,  zeigt  folgende  Ueber- 
sicht: 


Nahrungs-  und  Genußmittel 

Jahr 

tierische 

pflanzliche 

sonstige 

Fr. 

Proz. 

1894 
=  100 

Fr. 

Proz. 

1894 
=  100 

Fr. 

Proz. 

1894 
=  100 

1894 

655-56 

65.7 

100 

233.70 

23,4 

100 

108.75 

10,9 

100 

1895 

653.65 

61,6 

99.7 

252.42 

23,8 

108,0 

155.71 

14,6 

143,2 

1896 

659.90 

54,4 

100,7 

276.17 

22,8 

118,2 

276.73 

22,8 

254,5 

1897 

668.50 

52,3 

102,3 

274.26 

30,4 

II7.4 

334-48 

27,3 

307,5 

1898 

664.32 

57,6 

101,3 

310.49 

26,7 

132,9 

179.27 

15.7 

164,8 

1899 

800.90 

55.9 

122,2 

390.11 

27,2 

166,9 

242.53 

16,9 

223,0 

1900 

839-79 

55.0 

128,1 

393-93 

25,8 

168,6 

292.14 

19,2 

268,6 

1901 

888.49 

57.2 

135.5 

416.44 

26,9 

178,2 

246.21 

15,9 

226,4 

1902 

790.55 

56,0 

120,6 

353.48 

25,0 

151,3 

267.62 

19,0 

255,3 

1903 

862.58? 

56,2? 

131,6? 

346.20? 

22,6? 

148,1  ? 

323.6c? 

21,2? 

297,6  ? 

1904 

920.93 

59.9 

140,5 

341-36 

22,1 

146,1 

276.90 

18,0 

254,6 

»905 

829.39 

59,1 

126,5 

315-51 

22,5 

135,0 

257-74 

18,4 

237,0 

1906 

874.15 

55,7 

118,1 

379.20 

24,1 

162,3 

317.06 

20,2 

291,5 

1907 

968.55 

54,6 

147.7 

453-50 

25,6 

194,0 

353-22 

19,8 

324,8 

1908 

985.99 

59,0 

150,4 

405.47 

24,3 

173,5 

279.26 

16,7 

256,8 

1909 

I  026.04 

55,0 

156,5 

481.00 

25,8 

205,8 

359-39 

19,2 

330,5 

1910 

I  061.03 

57,4 

161,9 

503.06 

27,3 

215.3 

281.76 

15,3 

259,1 

14  150.32 

55.6 

6126.30 

25,1 

4552-37 

19,3 

Eine  Veränderung  des  verhältnismäßigen  Anteils  der  drei 
Gruppen  in  bestimmter  Richtung  ist  aus  dieser  Uebersicht  nicht 
zu  entnehmen.  Mit  dem  wachsenden  Einkommen  verschiebt  sich 
nicht,  wie  es  sonst  die  Regel  ist,  der  Ausgabenanteil  der  tieri- 
schen Nahrungsmittel  zu  Ungunsten  des  Anteils  der  pflanzlichen. 
Der  Grund  dieser  Abweichung  ist  zu  erkennen.  Die  Familie  ge- 
langte in  eine  wirtschaftliche  Lage,  in  der  die  bessere  Ernährung 
nicht  mehr  in  erster  Linie  in  einem  größern  Fleischverbrauch, 
sondern  in  einem  größern  Verbrauch  von  Gemüse  und  Obst  ge- 
sucht wird.  Immer  mehr  und  immer  mehr  schon  bei  teureren 
Preisen  wurden  die  aus  dem  Süden  kommenden  frühen  Gemüse 
und  Früchte  gekauft.    Auf  dem  Lande  fehlte  hiezu  die  Möglich- 
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keit,  und  der  Ertrag  des  Gartens,  sowie  geschenkte  Produkte 
ersparten  gleichfalls  manche  Ausgabe. 

Für  13  Nahrungsmittel  hat  die  Ausgabe  von  1910  gegenüber 
der  von  1894  zugenommen:  für  Fleisch,  Wurst,  Butter,  Kartoffeln, 
Gemüse,  Gewürze,  Zucker,  Obst,  Brot,  Schokolade  usw.,  Milch, 
Getränke  und  Sonstiges,  für  4  Nahrungsmittel  ist  sie  gesunken: 
für  Käse,  Eier,  Mehl  usw.  und  Kaffee.  Es  stieg  die  Ausgabe 
für  Fleisch  um  Fr.  205,  Obst  Fr.  142,  Milch  Fr.  134,  Butter 
Fr.  TJ,  Schokolade  usw.  Fr.  71,  Gemüse  Fr.  62,  Zucker  Fr.  31, 
Brot  Fr.  30.  Verhältnismäßig  am  stärksten  ist  die  Erhöhung 
bei  der  Ausgabe  für  Schokolade  usw.,  für  Gemüse  und  für  Obst, 

Von  besonderem  Interesse  wäre  die  Feststellung,  in  welchem 
Maße  die  Nahrungsmittelausgabe  durch  die  steigenden  Preise 
beeinflußt  worden  ist.  In  Ermangelung  von  Angaben  über  die 
Menge  und  Art  der  gekauften  Nahrungsmittel  läßt  sie  sich  jedoch 
nicht  machen.  Nur  für  die  Milch,  deren  Preis  und  seine  Verän- 
derungen genau  bekannt  sind,  ist  es  möglich,  aus  der  Ausgabe 
die  verbrauchte  Menge  zu  berechnen  und  zu  zeigen,  wie  sich 
die  Ausgabe  ohne  die  Preiserhöhungen  im  Laufe  der  Jahre  ge- 
staltet hätte. 


Preis  im 

ganzen 

Mehrausgabe 

Verbrauch 

Preis 

durch  Ver- 

Jahr 

I  1 

wäre  ohne  Er- 

teuerung  seit 

wirklich  be- 

zahlt 

liöhuiig  ge- 
wesen 

1894 

Liter 

Rp 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1894 

939,2 

20 

187.85 

187.85 

— 

'895 

882,0 

20 

176.40 

176.40 

— 

1896 

902,7 

20 

180.55 

180.55 

— 

1897 

934,0 

20 

186.80 

186.80 

— 

1898 

933,0 

20 

186.60 

186.60 

— 

1899 

1320,0 

20 

264.00 

264.00 

— 

1900 

1212,7 

20 

24255 

242.55 

— 

1901 

1406,0 

20 

281.20 

281.20 

— 

1902 

1 160,3 

20/21  ') 

240.51 

233.26 

7-25 

1903 

1152,4? 

21/20  2) 

239.40? 

230.48? 

8.92? 

1904 

«243-5 

20 

24870 

248.70 

— 

1905 

1 107,0 

20/22  3) 

224.62 

221.40 

3-22 

1906 

1 125,8 

22/23  3) 

249.50 

225.16 

24-34 

1907 

1294,5 

23 

297-74 

258.90 

38-84 

1908 

«246,3 

23 

286.Ö4 

249-26 

37-38 

1909 

1274,0 

23/24") 

295.ro 

254.80 

40.40 

1910 

1331,8 

24/25  ") 

322.14 

266.36 

55.78 

19471,2 

41 10.40 

3894.27 

216.13 

l)  Aufschlag  am  i.  Mai. 
3)  Aufschlag  am   l.  Nov. 


2)  Abschlag  am   i.  Nov. 
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Eine  ähnliche  Aufstelhjng  ließe  sich  über  die  Ausgabe  für 
Butter  geben.  Es  mag  indessen  genügen,  die  Jahre  1894  und 
1910  einander  gegenüberzustellen.  1894  wurden  gekauft:  10,6  kg 
Tafelbutter  (in  Stücken  von  125  g)  zu  Fr.  3.20  das  kg,  =  Fr. 
33.95,  und  25  kg  Kochbutter  zu  Fr.  2.70  das  kg,  =  Fr.  67.50, 
zusammen  Fr.  IOI.45.  Im  Jahre  1910  dagegen  wurden  verbraucht: 
27,1  kg  Tafelbutter  zu  Fr.  4. —  das  kg,  =  Fr.  108.40,  und  24,4 
kg  Kochbutter  zu  Fr.  2.85  das  kg,  =  Fr.  69.75  i^^^  20  Rp 
Botenlohn),  zusammen  Fr.  178.15.  Wären  die  Preise  1910  noch 
die  gleichen  gewesen  wie  1894,  so  hätte  die  Ausgabe  betragen  für 
Tafelbutter  Fr.  86.72,  für  Kochbutter  Fr.  66.08,  also  Fr.  21.68  + 
Fr.  3.67  =  Fr.  25.35  weniger  als  bezahlt  wurde.  Auffällig  ist, 
wie  weit  sich  1910  der  Kleinhandelspreis  vom  Preis  beim  Einkauf 
einer  größeren  Menge  entfernt,  doch  mögen  Qualitätsunterschiede 
hiebei  von  Einfluß  sein. 

Bei  der  Ausgabe  für  Fleisch  haben  Preissteigerungen  etwa 
bis  zum  Jahre  1906  kaum  stark  gewirkt,  l^as  72  l<g  Ochsen- 
fleisch (mit  Knochen)  kostete  bis  dahin  80 — 85  Rp,  dann  stieg 
der  Preis  bis   1910  auf  100 — 105   Rp. 

Die  Ausgabe  für  Brot  in  den  einzelnen  Jahren  zu  vergleichen, 
ist  schwierig,  da  die  Qualität  gewechselt  wurde.  Auf  dem  Lande 
entfiel  ein  beträchtlicher  Teil  des  Verbrauches  auf  das  sogenannte 
Ruchbrot,  wovon  das  kg  25 — 28  Rp  kostete.  In  der  Stadt  wurde 
eine  etwas  feinere  Qualität,  der  »Einzug«,  für  30 — 33  Rp  das 
kg  gekauft;  vom  Jahre  1903  an  erfolgte  der  Uebergang  zu  einer 
noch  besseren  Qualität  (halbweiß),  die  bis  zum  Jahre  1910  im 
Preise  von   37 — 44  Rp  für  den  Laib  von   l   kg  stieg. 

Obst  und  Gemüse  scheinen  sich  erst  in  den  letzten  Jahren 
empfindlich  verteuert  zu  haben.  Beim  eingekellerten  Obst  liegt 
weniger  ein  allmähliches  Ansteigen  der  Preise  als  ein  starkes 
Schwanken  nach  dem  Ernteausfall  vor.  Der  Preis  für  Zucker 
ist  gesunken;  der  für  Eier  beinahe  gleichgeblieben  (7 — 9  Rp 
das  Stück).  Für  den  eingekellerten  Wein  wurden  den  Produ- 
zenten 1884  55  Rp,  1900  55  Rp  und  1910  60  Rp  für  den  Liter 
bezahlt. 

Berechnungen  über  den  Nährwert  der  von  der  Familie  ver- 
brauchten Nahrungsmittel  sind  nicht  möglich.  Immerhin  kann 
gesagt  werden,  daß  eine  unzureichende  Ernährung  wissentlich 
zu  keiner  Zeit  stattgefunden  hat  und  daß  die  Nahrungsmittel 
durchwegs  in  guter  Qualität  gekauft  worden  sind.     In  der  Spalte 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     t.  7 
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»Fleisch«  sind  Ausgaben  für  Geflügel  und  Fische  allerdings  sehr 
selten,  dafür  fehlen  in  der  Spalte  »Butter«  Ausgaben  für  Schmalz 
und  Pflanzenfette  gänzlich.  Gemüse  und  Obst  wurden  reichlich 
genossen,  während  der  Verbrauch  an  Kartoffeln  äußerst  gering 
ist  (Fr.  204  in  28  Jahren).  Unbeträchtlich  ist  auch  die  Ausgabe 
für  Kaffee,  groß  dagegen  die  für  Milch  (286  Liter  jährlich  pro  Kopf 
gegenüber  einem  Verbrauch  von  106  Litern  bei  den  Arbeitern  und 
einem  solchen  von  139  Litern  bei  den  Beamtenfamilien  der  deut- 
schen Erhebung).  Die  Ausgabe  für  Getränke  betrifft  fast  nur 
einheimische  Landweine,  in  den  ersten  Rechnungsjahren  einige- 
male  auch  Bier.  Sie  entfällt  ausschließlich  auf  den  Hausherrn 
und  die  Gäste  und  entspricht  3,1  Proz.  der  Gesamtausgabe. 
{Blocher  und  Landmann,  Die  Belastung  des  Arbeiter-Budgets 
durch  den  Alkoholgenuß,  S.  38,  fanden  eine  Ausgabenquote 
von  5,9  Proz.) 

Während  der  zweiten  städtischen  Periode  sind  Fleisch,  Brot 
und  Butter  stets  in  den  gleichen  Läden  und  von  den  übrigen 
Nahrungsmitteln  die  meisten  stets  im  Lebensmittelverein  (der 
zürcherischen  Konsumgenossenschaft)  gekauft  worden  ^).  Die 
Milch  wurde  in  dieser  Zeit  von  den  Vereinigten  Zürcher  Molke- 
reien bezogen. 

2.  Kleider,  Wäsche,  Reinigung.  Der  Ausgabe 
von  F^r.  15  618  während  der  ganzen  Rechnungszeit  entspricht 
eine  solche  von  durchschnittlich  Fr.  558  im  Jahr.  Die  niederste 
Ausgabe  weist  das  Jahr  1886  mit  Fr.  223,  die  höchste  das  Jahr 
1904  mit  F'r.  981  auf.  Auf  die  Bekleidung  entfallen  Fr.  ii  211 
(71,8  Proz.  der  Gruppe)  oder  im  Jahresdurchschnitt  Fr.  400,  auf 
die  Wäsche  Fr.  2006  (12,8  Proz.),  im  Jahresdurchschnitt  Fr.  72 
und  auf  die  Reinigung  von  Kleidung  und  Wäsche  Vx.  2401 
(15,4  Proz.),  im  Jahresdurchschnitt  Fr.  86. 

Die  Ausgabe  weist  in  den  einzelnen  Jahren  beträchtliche 
Schwankungen  auf,  die  auf  größere  Neuanschaffungen  zurück- 
gehen. Auffällig  ist  die  starke  Steigerung  1898  bei  der  Ueber- 
siedelung  der  Familie  vom  Lande  in  die  Stadt.  Der  Höhepunkt 
1904  erklärt  sich  durch  die  Ausstattung  des  Sohnes  für  einen 
Aufenthalt  im  Ausland.  Vom  Jahre  1908  an  ist  der  Sohn  an 
der  Ausgabe  nicht  mehr  beteiligt. 

Eine  Ausscheidung  des  Anteils  der  einzelnen  Familienglieder 

l)  Die  Rückvergütung,  die  die  Genossenschaft  gewährte,  erscheint  nicht  unter 
den  Einnahmen,  sondern  ist  von  der  Ausgabe  abgerechnet  worden. 
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an  der  Ausgabe  ist  nicht  möglich.  Bekleidung  und  Wäsche 
waren  stets  gut  und  gefällig;  sie  wurden  sorgfältig  instand  gehal- 
ten und  trugen  sich  daher  langsam  ab.  Der  Hausherr  bezahlte 
seinem  Marchand-tailleur  —  zu  Konfektion  wurde  die  Zuflucht 
nie  genommen  —  für  einen  Jackettanzug : 


1890 

1900 

1909 

Stoff 

Fr.   41.85 

Fr.  38.60 

Fr.  43.30 

Arbeitslohn  und  Zutaten 

»     43.— 

»     43-— 

»     46. — 

Fr.  84.85  Fr.  81.60  Fr.  89.30 

Hausfrau  und  Tochter  haben  ihre  Kleider,  abgesehen  von  den 
großen  Stücken,  in  der  Regel  selber  angefertigt,  ebenso  die 
Wäsche,  so  daß  nur  der  Stoff  und  die  Zutaten  gekauft  werden 
mußten.  Bei  der  Ausgabe  für  Wäsche  fällt  diese  Arbeit  jeden- 
falls erheblich  vermindernd  ins  Gewicht.  Schmucksachen,  Taschen- 
uhren, die  auch  der  Gruppe  »Kleider«  zuzuzählen  waren,  spielen 
eine  geringe  Rolle,  In  der  Ausgabe  für  die  Reinigung,  die  ein 
gleichmäßiges  Anwachsen  zeigt,  ist  der  Lohn  einer  Wäscherin 
inbegriflen,  die  je  in  der  vierten  Woche  für  i — 1^2  Tage  einge- 
stellt wurde,  und  auf  dem  Lande  Fr.  2 — 2.20,  in  der  Stadt  an- 
fänglich Fr,  3,  schließlich   Fr.  4  täglich   erhielt. 

3.  Wohnung  und  Hausrat.  Die  Gesamtausgabe 
beträgt  Fr.  19  376,  die  durchschnittliche  Jahresausgabe  Fr,  692, 
die  niederste  Ausgabe  (1894)  Fr.  398,  die  höchste  (1909)  Fr.  997. 
Von  der  Gesamtausgabe  entfallen  Fr.  15  268  (78,8  Proz.  der  Gruppe) 
auf  die  Wohnungsmiete,  Fr.  245  (1,2  Proz.)  auf  Umzugskosten 
und  auf  Ausbesserungen  der  Wohnung,  Fr,  115  (0,6  Proz.)  auf  den 
Garten  und  Fr.  3748  (19,4  Proz.)  auf  die  Möbel  und  ihre  Aus- 
besserung. 

Für  die  Wohnungsmiete  wurden  im  Durchschnitt  jährlich 
Fr.  545  ausgegeben.  Anfänglich,  bis  zum  i.  Oktober  18S6  hatte 
die  Familie  eine  Wohnung  (I)  von  4  Zimmern  im  5.  Stadtkreise 
(billigere  Wohnlage)  inne,  der  damals  noch  eine  selbständige  Vor- 
ortgemeinde war,  dann  bis  im  April  1887  ebendort  eine  andere, 
gleich  große  Wohnung  (11).  Hierauf  erfolgte  die  Uebersiedelung  in 
die  Landgemeinde  und  der  Bezug  einer  Wohnung  (III)  von  5  Zim- 
mern mit  Garten.  Als  diese  auf  den  i.  Juli  1889  gekündigt  wurde, 
fand  sich  im  Dorfe  eine  einzige  Wohnung  (IV)  frei,  die  nur  zwei 
Zimmer  enthielt.  Sie  mußte  vorübergehend  gemietet  und  in 
drei  Zimmer  abgeteilt  werden.  Im  April  1890  erfolgte  der  Umzug 
in  ein  neu  erstelltes  Haus  und  eine  Wohnung  (V)  von  4  Zimmern 
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mit  Dachkammer  und  Gemüsegarten.  Hier  blieb  die  Familie, 
bis  Mitte  Oktober  1898  die  Rückkehr  nach  der  Stadt  erfolgte. 
In  der  Stadt  wurde  nun  im  7.  Kreise  (gute  Wohnlage)  eine  Vier- 
zimmerwohnung (VI)  mit  Mansarde  gemietet,  die  bis  zum  Schluß 
der  Rechnungszeit  behalten  wurde. 

Der  jährliche  Mietzins  betrug:  für  die  Wohnung  I  Fr.  480, 
II  Fr.  450,  III  Fr.  420,  IV  Fr.  450,  V  bis  i.  Mai  1891  Fr.  400  (4- 
Fr.  20  Wassergeld),  dann  Fr.  320  (4-  Fr.  20  Wassergeld),  VI 
bis  I.  Oktober  1906  Fr.  720,  dann  bis  i.  Oktober  1908  Fr.  750, 
schließlich  Fr.  800. 

Der  Preisunterschied  zwischen  der  Vierzimmerwohnung  in 
der  Stadt  und  auf  dem  Lande  betrug  somit  am  Ausgang  der 
80er  Jahre  Fr.  140  bez.  Fr.  iio,  ein  Jahrzehnt  später  jedoch 
mindestens  Fr.  300 

Im  ganzen  betrachtet,  hat  die  Familie  ihre  Wohnverhältnisse 
während  der  Rechnungszeit  eigentlich  nicht  verbessert,  trotzdem 
sich  ihre  Einnahme  mehr  als  verdoppelte.  Die  Ausgabe  ist 
allerdings  gestiegen :  von  Fr.  480  auf  Fr.  800.  Die  Miete  einer 
bessern  Wohnung,  an  die  während  der  zweiten  städtischen  Peri- 
ode wohl  gedacht  worden  war,  unterblieb,  weil  die  Wohnung  VI 
verhältnismäßig  billig  war,  und  mit  dem  angängig  erscheinenden 
Mehraufwand  kaum  eine  annehmlichere  erhältlich  gewesen  wäre. 
Das  letztere  zeigt  sich,  wenn  die  durchschnittliche  Steigerung 
der  Mietzinse  für  eine  Vierzimmerwohnung  mit  Mansarde  in  der 
Stadt  Zürich  der  Steigerung  der  Miete  für  die  Wohnung  VI 
gegenübergestellt  wird: 


Mietzins 

1898 

1900 

1902    1907 

1908 

1909 

1910 

Durchschnitt  der  ganzen  Stadt  >) 
Wohnung  VI  der  Familie 

Fr. 

> 
720 

Fr. 

708 
720 

Fr. 

774 
720 

Fr. 

924 
750 

Fr. 

1030 
750 

Fr. 

1078 
800 

Fr. 

II13 

800 

Die  Wohnung  VI  mag  allerdings  dem  Durchschnitt  nicht  ganz  ent- 
sprochen haben.  Sie  befand  sich  in  einem  älteren  vierstöckigen 
Hause.  Die  vier  Zimmer  hatten  einen  Inhalt  von  etwa  150  cbm, 
zweie  hatten  je  zwei,  die  andern  je  ein  Fenster.  Ein  besonderes 
Badezimmer  fehlte,  dagegen  war  die  Zugehör  zur  Wohnung  ge- 
räumig. Bis  zum  Jahre  1906  stand  den  Bewohnern  des  Hauses 
ein  kleiner  Ziergarten  ofifen,  der  hernach  überbaut  wurde. 

i)  Nach  den  Veröffentlichungen  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  Zürich. 
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Die  Ausgaben  für  Wohnungswechsel,  die  sonst  oftmals  in 
erheblichen  Summen  den  Mietzinsen  zugeschlagen  werden  müssen, 
sind  ganz  gering,  da  die  Familie  ja  meist  lange  in  einer  Wohnung 
blieb.  Ebenfalls  unbeträchtlich  sind  die  Auslagen  für  den  Garten 
(1889 — 98),  dessen  Pflege  die  Familie  in  der  Hauptsache  selber 
besorgte. 

Für  Mobiliar  wurden  im  Jahre  durchschnittlich  Fr.  134  aus- 
gegeben. Der  Aufwand  schwankt  stark  nach  den  Neuanschaffungen, 
die  nicht  regelmäßig  erfolgten.  Der  größte  Betrag  entfällt  auf 
die  Jahre  1897/8,  als  im  Hinblick  auf  die  Uebersiedlung  in  die 
Stadt  eine  Auffrischung  der  Möbel  vorgenommen  wurde. 

4.  Heizung  und  Beleuchtung.  Die  Gesamtaus- 
gabe beläuft  sich  auf  Fr.  3904,  die  niederste  Jahresausgabe 
(1886)  auf  Fr.  51,  die  höchste  (1908)  auf  Fr.  253  und  die  durch- 
schnittliche auf  Fr.  139.  Die  Schwankungen  sind  beträchtlich 
und  erklären  sich,  solange  nur  mit  Holz  gefeuert  wurde,  durch 
den  unregelmäßigen  Einkauf  größerer  Mengen. 

Zur  Küchenfeuerung  wurde  bis  im  Februar  1900  Holz,  her- 
nach Gas  verwendet.  Die  Heizung  geschah  gleichfalls  lange 
Zeit  mit  Holz;  im  Winter  1900/ 1  ging  man  zur  Kohle  über. 
Zur  Beleuchtung  wurde  anfänglich  Petroleum  gebraucht,  im  Mai 
1906  wurde  die  Gasbeleuchtung  eingeführt. 

Wie  teuer  das  Holz  bezahlt  wurde,  ist  nicht  mehr  festzu- 
stellen. Forstverwaltungen  verkauften  den  Ster  Buchenholz  klein 
gespalten  ins  Haus  1883  für  Fr.  20,  1890  für  Fr.  22  und  1900  für 
Fr.  23.  Der  Preis  für  den  Liter  Petroleum  betrug  1894  15  Rp,  für 
die  bessere  Qualität  20  Rp,  im  Jahre  1906  23  Rp.  Der  Preis  der 
Kohle  stellte  sich  190 1 :  für  belgische  Würfelkohle  auf  Fr.  3.10  bis 
3.30,  für  Saarvvürfelkohle  auf  Fr.  2.40 — 2.60  für  50  kg,  1910  für 
die  erstere  auf  Fr.  3.20 — 3.30,  für  Briketts  auf  Fr.  2. — 2.25.  Der 
cbm  Gas  kostete:  Kochgas  bis  i.  Juni  1900  20  Rp,  dann  17^/2  Rp, 
Leuchtgas  bis  i.   Oktober  1906  25   Rp,   dann  22^2  Rp- 

Der  Uebergang  zur  Gasfeuerung  in  der  Küche  und  ganz  be- 
sonders der  zur  Gasbeleuchtung  hat  eine  beträchtliche  Erhöhung 
der  Ausgabe  gebracht.  Allerdings  haben  sich  auch  die  Ansprü- 
che an  die  Beleuchtung  in  den  letzten  Jahren  wesentlich  gestei- 
gert. Geheizt  wurde  im  Winter  regelmäßig  nur  die  Stube.  Eine 
Trennung  der  Ausgaben  für  Heizung  und  Beleuchtung  unterblieb 
in  den  Uebersichten,  weil  sie  nicht  für  alle  Jahre  möglich  gewesen 
wäre. 
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5.  Gesundheit  s-  und  Körperpflege.  Hiefür  wur- 
den im  ganzen  Fr.  4478  (3,9  Proz.  der  Ausgaben  überhaupt)  und 
im  Jahresdurchschnitt  Fr.  160  ausgegeben.  Die  niederste  Jahres- 
ausgabe (1888)  beläuft  sich  auf  Fr.  12,  die  höchste  (1901)  auf 
Fr.  483.  Die  Ausgaben  für  die  Gesundheitspflege  allein  (Arzt, 
Apotheke,  Zahnarzt)  machen  Fr.  3617  oder  80,8  Proz.  der  Gruppe 
aus.  Sie  sind  in  den  einzelnen  Jahren  natürlich  verschieden, 
fehlen  aber  in  keinem.  Die  Kosten  der  Ferienaufenthalte  und 
Erholungsreisen  sind  in  dieser  Gruppe  nicht  enthalten,  da- 
gegen die  eines  Aufenthaltes  in  einer  Kuranstalt.  Ausgaben 
für  Geheimmittel  oder  Behandlung  bei  Kurpfuschern  sind  nicht 
gemacht  worden. 

Die  Aufwendungen  für  Körperpflege  sind  mit  Fr.  861  (19,2  Proz. 
der  Gruppe)  unvollständig  erfaßt.  Es  fehlen  z.  B.  die  Ausgaben 
für  Haarpflege,  zum  Teil  die  für  Bäder  usw.,  die  aus  dem  Ta- 
schengeld bestritten  worden  sind. 

6.  Unterricht,  Schulgeld,  Lernmittel.  Die 
Ausgaben  beginnen,  da  Unterricht  und  Lernmittel  in  der  von 
den  Kindern  besuchten  Volksschule  unentgeltlich  waren,  erst 
1897,  und  endigen  nach  11  Jahren.  Sie  betragen  im  ganzen  Fr. 
5081,  oder  4,4  Proz.  der  sämtlichen  Ausgaben.  Sie  erlangen  in 
den  wenigen  Jahren,  auf  die  sie  sich  beschränken,  eine  steigende 
und  verhältnismäßig  hohe  Bedeutung  (2,5 — 27,4  Proz.  der  Aus- 
gaben überhaupt).  Es  sind  aber  die  gesamten  Kosten  eines 
Aufenthaltes  der  Tochter  in  der  welschen  Schweiz  zur  Ausbil- 
dung in  einem  Berufe  (April  1902/3),  sowie  die  eines  solchen 
des  Sohnes  an  einer  ausländischen  Hochschule  im  Sommer-  und 
Wintersemester  1905  darin  enthalten.  Sonst  umfaßt  die  Ausgabe 
die  Schul-  und  Kollegiengelder,  Lehrbücher,  Prüfungsgebühren 
und  einen  bescheidenen  Musikunterricht.  Unwesentliche  Ausgaben 
für  Schreibwaren  zum  Unterricht  mögen  aus  den  Taschengeldern 
bestritten  worden  sein.  Etwa  ^/e  der  Ausgaben  entfallen  auf  den 
Sohn. 

7.  Geistige  und  gesellige  Bedürfnisse.  In  der 
Uebersicht  ist  die  Gesamtausgabe  mit  Fr.  11  863  (10,3  Proz.)  an- 
gegeben, die  niederste  Ausgabe  1901  mit  Fr.  304,  die  höchste 
1890  mit  Fr.  583.  Die  durchschnittliche  Jahresausgabe  betrüge 
danach  Fr.  424.  Indessen  ist  zu  diesen  Ziffern  ein  Vorbehalt 
anzubringen.  In  den  Untergruppen  ist  die  Ausgabe  für  geistige 
Bedürfnisse  und   noch    mehr    die  für  gesellige  unvollständig.     Sie 
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zeigt  nur  die  sicher  ermittelten  Aufwendungen  dieser  Art.  Man- 
cherlei geistige  und  gesellige  Bedürfnisse  wurden  jedoch  aus  dem 
Taschengelde  bezahlt,  dessen  Verwendung  nicht  aufgezeichnet 
ist.  Das  Taschengeld  ist  daher  als  dritte  Untergruppe  hier  bei- 
gefügt, obwohl  ein  wesentlicher  Bruchteil  desselben  auf  Ausgaben 
entfällt,  die  andern  Gruppen  angehören,  so  die  Ausgaben  im 
Gasthaus  und  im  Cafe,  für  Zigarren,  Rasieren,  Bäder  im  See, 
Fahrten  mit  der  Straßenbahn  und  Lokalbahnen,  Trinkgelder  usw. 
Immerhin  scheinen  die  geselligen  Bedürfnisse,  denen  die  regel- 
mäßigen Sonntagsausflüge  der  Familie  in  die  Umgegend  zuzu- 
rechnen sind,  doch  den  stärksten  Anteil  an  der  Ausgabe  zu  haben. 
Vielleicht  wäre  das  Taschengeld  besser  als  besondere  Ausgaben- 
gruppe behandelt  worden,  allein  der  Betrag,  um  den  die  Aus- 
gabe für  geistige  und  gesellige  Bedürfnisse  dann  zu  gering  er- 
schiene, hätte  denjenigen  vermutlich  überstiegen,  um  den  sie 
nun  zu  hoch  gezeigt  wird.  Am  Fuß  der  Uebersicht  III  wird  der 
verhältnismäßige  Anteil  der  Ausgaben  für  geistige  und  gesellige 
Bedürfnisse  allein,  unter  Ausschluß  des  Taschengeldes,  aufgeführt. 
Daß  die  Taschengeldausgabe  einzelner  Jahre  durch  Schätzung  ge- 
wonnen ist,  wurde  früher  dargetan. 

Für  geistige  Bedürfnisse  (Zeitungen,  Bücher,  Porti,  Schreib- 
waren usw.)  sind  Fr.  1383,  im  Jahresdurchschnitt  Fr.  49,  ausge- 
geben worden.  Die  Ausgabe  steigt  im  Lauf  der  Zeit  ziemlich 
an;  1883  betrug  sie  Fr.  25,  1910  Fr.  79.  Die  Erklärung  liegt 
nahe:  mit  dem  Heranwachsen  der  Kinder  und  der  besseren  wirt- 
schaftlichen Lage  der  Familie  erheben  sich  größere  Ansprüche. 
Dagegen  haben  die  günstigen  Bibliotheksverhältnisse  in  der  Stadt 
manche  Ausgabe  erspart.  Auch  machen  die  Beiträge  an  Ver- 
eine eine  sehr  geringe  Summe  aus. 

Für  die  geselligen  Bedürfnisse,  Vergnügungen,  Ausflüge, 
Sport,  Theater,  Konzerte,  Vorträge,  sind  Fr.  2495  (2)2  Proz.  der 
Gesamtausgaben)  gebucht,  im  Jahresdurchschnitt  Fr.  89.  Mehr 
oder  weniger  regelmäßig  wechseln  niedere  Jahresausgaben  mit 
höheren  ab.  Die  höheren  Ausgaben  sind  anfänglich  durch  sport- 
liche Anlässe  verursacht  —  der  Hausherr  war  bis  zum  Jahre 
1898  ein  ziemlich  eifriger  Schütze  — ,  später  durch  Ferienreisen 
und  Ferienaufenthalte  im  Inland. 

Der  Gesamtbetrag  des  1'aschengeldes  ist  mit  Fr.  7985  an- 
gegeben, was  einer  durchschnittlichen  Jahresausgabe  von  Fr.  285 
entspricht.    Bemerkenswert  ist,  daß  die  Ausgabe  nach  der  Rück- 
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kehr   in    die  Stadt  und  mit  der  veränderten  Tätigkeit  des  Haus- 
herrn kleiner  wird. 

Die  Ausgabe  für  die  geistigen  und  geselligen  Bedürfnisse 
wird  vielfach  als  die  eigentliche  Ausgabe  für  Kulturzwecke  an- 
gesehen, doch  sollten  aus  ihr  allein  nie  weitgehende  Schlüsse 
auf  die  geistige  Verfassung  der  beobachteten  Familie  gezogen 
werden.  Es  kostete  Rockefeiler  nichts,  stünde  er  in  Amsterdam, 
Rembrandts  Nachtwache  zu  sehen  und  könnte  ihm  doch  ein  hö- 
herer Genuß  sein,  als  er  mit  einer  seiner  Millionen  zu  kaufen 
vermag. 

8.  Steuern.  Die  Gesamtausgabe  beträgt  Fr.  4494  (3,9 
Proz.)  und  im  Jahresdurchschnitt  Fr.  160,  wie  diejenige  für  Ge- 
sundheits-  und  Körperpflege.  Sie  beginnt  1883  mit  Fr.  87  und 
erreicht  1910  einen  Betrag  von  Fr.  365.  Die  Steuern  wachsen  mit 
dem  Einkommen  und  betreffen  später  auch  die  Ersparnisse.  In 
der  Stadt  sind  sie  beträchtlich  höher  als  in  der  Landgemeinde, 
die  im  Kanton  Zürich  das  Einkommen  nicht  besteuern  kann. 
Der  Sprung  von  1903/4  spiegelt  eine  höhere  Einschätzung  wieder. 
Aufwendungen  für  Rechtshilfe,  die  allenfalls  hieher  gehört  hätten, 
waren  nicht  nötig.  Die  gesamte  Leistung  des  Hausherrn  an 
Staat  und  Gemeinde  entspricht  3,9  Proz.  seiner  Besoldungbezüge 
(1910:  6,3  Proz.). 

Zur  Vergleichung  mit  den  Steuerverhältnissen  anderswo  mag 
hier  noch  der  Gesamtbetrag  der  Steuern  angegeben  werden, 
die  ein  militärfreier  Bürger  ohne  Vermögen  im  Jahre  1910  in 
Zürich  zu  entrichten  hatte: 

Vom  Einkommen  Proz.  des  an  Gemeinde  Kanton  Bund  Zusammen 

Fr.  Einkommens             Fr.  Fr.                  Fr.                 Fr. 

3000')  4,8                    42.15  60,90  42. —           198.85 

40002)  t„o                   66.95  103.40  28.50           14505 

5000^)  5,2                  107.40  154.40               —             261.80. 

9.  Versicherungen.  Die  Gesamtausgabe  beläuft  sich 
auf  Fr.  7048  (6,1  Proz.),  im  Durchschnitt  von  27  Jahren  auf 
Fr.  261.  Davon  entfallen  Fr.  5729  auf  eine  Lebensversicherung 
des  Hausherrn,  Fr.  760,  auf  eine  Witwen-  und  Waisenversiche- 
rung, Fr.  506,  auf  eine  Lebensversicherung  des  Sohnes  und 
Fr.   53  auf  die  Versicherung  gegen  Feuerschaden. 


1)  Voraussetzung:  Alter  der  Pflichtigen  bis  32  Jahre,   2  Kinder  unter  16  Jahre. 

2)  >  >         >  »  36 — 40       »        2        »  >       16      » 

3)  »  »         >  ,  41—50       » 
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Eine  erste  Versicherung  des  Hausherrn  bei  einer  Aktien- 
gesellschaft sah  die  Zahlung  der  Versicherungssumme  nur  für  den 
Todesfall  vor;  1894  wurde  sie  zurückgekauft  und  bei  einer  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaft eine  neue  eingegangen  für  Fr.  6000  alter- 
nativ auf  den  Todesfall  oder  das  60.  Altersjahr.  Da  bei  dieser 
Versicherung  seit  1904  eine  Gewinnrente  fällig  wurde,  nahm  die 
Prämie  von  diesem  Jahre  an  stark  ab.  Die  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung geschah  bei  der  Versicherungskasse  der  Staats- 
beamten, der  die  Beamten  beizutreten  gehalten  sind,  wogegen  der 
Staat  die  Hälfte  der  Prämie  trägt.  Die  Leistung  der  Kasse  ist 
eine  Jahresrente  von  Fr.  400  an  die  Witwe  oder,  wenn  keine 
Witwe  da  ist,  an  die  Kinder  unter  17  Jahren.  Die  (gemischte) 
Lebensversicherung  des  Sohnes  lautete  auf  Fr.  5000  und  war  1905 
abgeschlossen  worden.  Von  1907  an  bezahlte  der  Sohn  die  Prä- 
mien selber.  Die  Feuerversicherung  deckte  vom  Jahre  1905  an 
einen  Wert  von  Fr.  6400. 

10.  Verkehrsmittel.  Der  nachgewiesene  Betrag  von  Fr, 
1 009  (0,9  Proz.)  enthält  die  hieher  gehörigen  Ausgaben  nur  zum 
Teil.  Die  Straßenbahnfahrten  und  Eisenbahnfahrten  in  die  Um- 
gebung wurden  vielfach  aus  dem  Taschengelde  bezahlt,  so  daß 
ihre  Kosten  nicht  ermittelt  werden  können.  Als  Anhaltspunkt 
für  die  Häufigkeit  dieser  Fahrten  mag  angegeben  werden,  daß 
keines  der  Familienglieder  die  Straßenbahn  regelmäßig  benützte; 
es  wurden  die  unpersönlichen  Fahrscheinhefte  gebraucht,  die  Fr. 
2.50  kosten  und  20  Fahrten  gestatten.  Die  hohe  Ausgabe  der 
Jahre  1905/6  erklärt  sich  durch  zwei  Reisen  des  Sohnes  ins  Ausland. 

11.  Persönliche  Bedienung.  Als  Löhne  von  Dienst- 
boten und  für  Hilfe  im  Haushalt  wurden  im  ganzen  Fr.  712  (0,6  Proz. 
der  Ausgaben)  bezahlt.  Dienstboten  wurden,  wie  im  Abschnitt 
über  die  Familie  ausgeführt  ist,  nur  vorübergehend  gehalten, 
als  die  Hausfrau  besonderer  Schonung  bedurfte.  Die  Ausgabe, 
die  sich  auf  7  Jahre  verteilt,  ist  deshalb  gering.  Nicht  inbegriffen 
ist  der  Lohn  der  Waschfrau,  der  den  Ausgaben  für  Reinigung 
von  Kleidung  und  Wäsche  zuzuzählen  war.  Eine  Zeit  lang  wurde 
eine   Putzerin  regelmäßig  für  eine   Stunde  des  Tages  beschäftigt. 

Der  Monatslohn  des  Dienstmädchens  betrug  1884/5  Fr.  16, 
1898 — 1903  je  nach  dem  Alter  des  Mädchens  Fr.  24 — 28. 

12.  Geschenke  und  Unterstützungen.  Die  Ge- 
samtausgabe von  Fr.  3415  entspricht  3,0  Proz.  der  Ausgaben 
überhaupt  und  einer  durchschnittlichen  Jahresausgabe  von  Fr.  122. 
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Unregelmäßige  Zuwendungen  an  Verwandte  haben  sie  auf  diesen 
verhältnismäßig  hohen  Betrag  gebracht.  Dagegen  sind  nicht  auch 
Geschenke  der  Familienglieder  unter  sich  darin  enthalten. 

13.  Sonstige  Ausgaben.  Fr.  695.  Darin  sind  inbe- 
griffen neben  den  Ausgaben,  die  keiner  bestimmten  Gruppe  an- 
gehören, die  Ausgaben,  deren  Zweck  sich  nicht  mehr  feststellen 
ließ,  ferner  die  Fehlbeträge. 

VI.  Das  Ergebnis. 

Bei  einem  Gesamtbetrag  der  Einnahmen  von  Fr.  124088  und 
einem  solchen  der  Ausgaben  von  Fr.  115197  ergibt  sich  ein 
Einnahmenüberschuß  von  Fr.  8891  im  ganzen  oder  Fr.  318  im 
Jahr.  Von  den  28  Jahresrechnungen  schließen  20  mit  Ueber- 
schüssen  von  zusammen  Fr.  10933  und  8  mit  Fehlbeträgen  von 
zusammen  Fr.  2042  ab.  Von  den  Ueberschüssen  entfallen  nicht 
weniger  als  Fr.  5798  auf  die  letzten  drei  Jahre.  Die  Fehlbeträge 
finden  sich  nicht,  wie  man  vermuten  könnte,  am  Anfang  der 
Rechnungszeit,  als  die  Einnahmen  am  geringsten  waren;  sie  er- 
geben sich  vielmehr  in  den  Jahren  des  Uebergangs  vom  Lande 
in  die  Stadt.  Die  Versetzung  wurde  für  den  Hausherrn  damals 
mit  einer  Besoldungserhöhung  von  Fr.  700  verbunden,  der  Unter- 
schied in  den  Ausgaben  stellte  sich  aber  auf  Fr.  iioo(Jahr  1897 
verglichen  mit    1899). 

Die  kleine  Vermögensrechnung  des  Hausherrn,  die  sich 
neben  den  hier  bearbeiteten  Wirtschaftsbüchern  vorfand,  weist 
gegenüber  dem  erwähnten  Schlußergebnis  von  Fr.  8891  Ende 
1910  einen  um  ein  paar  tausend  Franken  höheren  Betrag  aus. 
Der  Unterschied  rührt  von  den  nicht  in  die  Uebersichten  auf- 
genommenen Zinsen  und  Kapitalgewinnen  her.  Da  der  Haus- 
halt ohne  Vermögensbesitz  begonnen  wurde  und  Erbanfälle  oder 
dergleichen  während  seiner  Dauer  nicht  erfolgten,  stellt  jene 
Summe  den  wirtschaftlichen  Erfolg  der  Tätigkeit  des  Hausherrn 
ganz  rein  dar.  Zuzuzählen  wäre  allenfalls  noch  der  Mobiliarbesitz, 
der  in  der  Versicherungspolice  nach  dem  AnschafTungswert  der 
Gegenstände  mit  Fr.  6400  angegeben  ist.  Etwa  die  Hälfte 
dieser  Werte  mag  vor  Beginn  der  Rechnung  in  den  neu  ge- 
gründeten Haushalt  eingebracht  worden  sein.  Ferner  ist  daran 
zu  erinnern,  daß  im  Jahre  191 1  die  Lebensversicherung  des  Haus- 
herrn von  Fr.  6000  fällig  wurde. 
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Im  ganzen  ist  das  Ergebnis  der  Rechnung  nicht  besonders 
erfreulich.  Die  unermüdliche  und  nach  bestem  Vermögen  gelei- 
stete Arbeit  hat  dem  Hausherrn  nicht  soviel  eingebracht,  daß 
er  sich,  wenn  er  am  Leben  geblieben  wäre,  in  einigen  Jahren 
unabhängig  hätte  zur  Ruhe  setzen  können.  Eines  zwar  ist 
erreicht:  die  Kinder  sind  in  den  Stand  gesetzt,  ihr  Auskommen 
zu  finden  und  den  Eltern  ausreichend  beizustehen;  ihre  wirt- 
schaftliche Lage  wird  sich  vermutlich  der  der  Eltern  gegenüber 
besser  gestalten.  Bis  zu  den  letzten  Rechnungsjahren  aber  stand 
der  Haushalt  auf  unsicherer  Grundlage,  und  es  bedurfte  der 
Gunst  des  Schicksals  durch  Verschonung  von  Unglück,  um  ihn 
zu  dem  vorliegenden  bescheidenen  Erfolge  gelangen  zu  lassen. 
Hätte  der  Hausherr  seine  Erwerbsfähigkeit  nicht  bis  zum  Schlüsse 
behalten,  oder  hätten  auch  nur  einzelne  Familienglieder  sich 
anders  entwickelt,  als  es  der  Fall  war,  so  wäre  das  Ergebnis 
sogleich  viel  ungünstiger  ausgefallen.  Wer  auf  Grund  unserer 
Ziffern  mit  der  menschlichen  Ordnung  der  Dinge  rechten  möchte, 
unter  der  die  Familie  stand,  der  würde  daher  wohl  in  erster 
Linie  eine  bessere  Fürsorge  zu  fordern  haben,  denn  es  ist  nicht 
der  gewöhnliche,  sondern  ein  Glücksfall,  daß  im  Laufe  vieler 
Jahre  jegliches  größere  Mißgeschick  einem  Haushalte  fernbleibt. 
Die  zu  begehrende  Fürsorge  wäre  die  staatliche  Beamtenversiche- 
rung, die  in  der  Demokratie  immer  noch  so  große  Widerstände 
findet.  Weitergehend  wird  man  vielleicht  die  Ersparnisse  der 
Familie  als  solche  ansehen,  die  nur  auf  Kosten  berechtigter  Kul- 
turbedürfnisse gemacht  wurden.  Hätte  die  Familie  Einheit  in 
ihren  Lebensstil  legen  wollen,  so  wären  am  Schlüsse  der  Rech- 
nungszeit wohl  eine  bessere  Wohnung  und  Auslagen  für  persön- 
liche Bedienung  hinzugekommen.  Anderseits  mag  man  in  der 
Summe,  die  in  die  Ausbildung  des  Sohnes  gesetzt  wurde,  ein 
für  die  Verhältnisse  der  Familie  hohes  Risiko  erblicken. 

VII.  Vergleichende  Betrachtung. 

Anhangsweise  sind  in  Uebersicht  V  die  Verhältniszahlen  einiger 
während  längerer  Zeiträume,  sowie  diejenigen  einiger  gleichzeitig 
für  ein  Jahr,  aber  an  verschiedenen  Orten  und  von  verschieden 
wohlhabenden  Beamten-  und  Arbeiterfamilien  geführten  Wirt- 
schaftsrechnungen zusammengestellt  und  durch  einige  Angaben  über 
die  Verhältnisse  der  betreffenden  Familien  charakterisiert.  Die 
Zahlen  sind  für  den  Vergleichszweck  zum  Teil  anders  als  am  Orte 
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ilirer  Veröffentlichung  gruppiert;  einige  kleine  Abweichungen  in 
Betreff  dessen,  was  die  Gruppen  umfassen,  mußten  dabei  in  Kauf  ge- 
nommen werden.  Die  zur  Vergleichung  herangezogenen  Rechnun- 
gen sind  mit  römischen  Ziffern  bezeichnet ;  eine  solche  Ziffer  (X) 
ist  auch    der    im    vorstehenden    behandelten  Rechnung  verliehen. 

Zunächst  fällt  bei  der  Betrachtung  der  Uebersicht  V  auf,  wie 
die  Ziffern,  die,  für  einzelne  Jahre  gegeben,  erheblich  voneinander 
abweichen,  im  Durchschnitt  längerer  Zeiträume  doch  für  eine 
ziemlich  breite  Schicht  des  Bürgerstandes  zu  einer  gewissen  Ueber- 
einstimmung  gelangen;  man  vergleiche  die  Rechnungen  IX,  X, 
XIII  und  XIV.  Zwischen  der  Rechnimg  IX  mit  einer  durchschnitt- 
lichen Jahresausgabe  von  M.  2517.  und  der  Rechnung  XIV  mit 
einer  solchen  von  M.  9812  beträgt  die  Abweichung  nur:  bei  der 
Ausgabe  für  Nahrung  2,0  Proz.,  Kleidung  3,9  Proz.,  Wohnung 
1,1  Proz.,  Heizung  o  Proz.  und  bei  den  übrigen  Ausgaben  4,8  Proz. 
Dagegen  weisen  die  Rechnungen  von  Arbeiterfamilien  (III,  VII), 
auch  wenn  sie  für  eine  Reihe  von  Jahren  verglichen  werden,  be- 
trächtliche Unterschiede  auf. 

Die  Annäherung  der  Verhältniszahlen  aus  den  Rechnungen 
bürgerlicher  Familien  hat  im  vorliegenden  Falle  ihren  Grund  aller- 
dings teilweise  darin,  daß  die  Familien  mit  geringern  Ausgabenrech- 
nungen (IX  und  X)  zufällig  weniger  Kinder  besitzen  als  die  Fa- 
milien mit  größern  (Rechnungen  XIII  und  XIV),  und  daß  sie  ihren 
Haushalt  ohne  Dienstboten  führen.  Es  scheint,  es  finde  ein  verhält- 
nismäßiges Steigen  der  Nahrungsausgabe  bei  wachsender  Kinder- 
zahl nicht  nur  bei  unbemittelten,  sondern  auch  noch  bei  schon  ganz 
gut  gestellten  Familien  statt.  Daß  das  Halten  von  Dienstboten 
die  Nahrungsausgabe  verhältnismäßig  steigert,  ist  leicht  einzusehen. 

Im  ganzen  bestätigt  die  Vergleichung  der  Rechnungen  nur 
die  Ergebnisse  anderer  Untersuchungen.  Die  Nahrungsausgabe 
sinkt  bei  steigenden  Mitteln  im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Aus- 
gaben beständig  (von  59,5  Proz.  bei  Rechnimg  IV  im  Jahre  1910 
bis  auf  25,9  Proz.  bei  Rechnung  XV  im  Durchschnitt). 

Deutlich  zeigt  sich  auch  der  anderwärts  schon  beobachtete 
Unterschied  zwischen  Rechnungen  von  Arbeiterfamilien  und  sol- 
chen von  Familien  des  Bürgerstandes.  Der  Anteil  der  Nahrungs- 
ausgabe bei  den  schlecht  gestellten  bürgerlichen  Familien  VIII 
und  IX  steht  dem  der  viel  besser  situierten  bürgerlichen  Fami- 
lien XIII  und  XIV  näher,  als  dem  der  ihrem  Einkommen  nach 
in  fast  gleicher  Lage  befindlichen  Arbeiterfamilien  IV  und  V.    Die 
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bürgerlichen  Familien  wenden  mit  beträchtlicher  Uebereinstim- 
mung  rund  ein  Drittel,  die  Arbeiterfamilien  mit  größern  Ab- 
weichungen rund  die  Hälfte  ihrer  Ausgaben  für  Nahrungs-  und 
Genußmittel  auf. 

Wie  sich  innerhalb  der  Nahrungsausgabe  der  Anteil  der 
tierischen,  pflanzlichen  und  sonstigen  Nahrungs-  und  Genußmittel 
bewegt,  ist  in  Uebersicht  V  nicht  angegeben.  Es  mögen  sich 
daher  die  betreffenden  Zahlen  wenigstens  den  Rechnungen  IX, 
X,  XIII  und  XIV  hier  gegenübergestellt  werden : 

Rechnung  IX  Rechnung  X   Rechnung  XIII  Rechnung  XIV 
1895 — 1907   1894 — 1910    1899 — 1910     1894 — 1908 


Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

tierische  Nahrungsmittel    57,6 

5S>6 

54,8 

62,7 

pflanzl.  Nahrungsmittel      34,7 

25,1 

29,2 

23,0 

sonstige  Nahrungs-  und 

Genußmittel                         7,7 

19.3 

16,0 

14,3- 

Eine  Regel  liegt  in  den  Unterschieden  dieser  Ziffern  kaum. 

Die  Ausgabe  für  Kleidung  wächst  bei  steigenden  Mitteln  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze,  jenseits  derselben  sinkt  sie  wieder. 
Nach  den  Ziffern  des  Jahres  1907  läge  der  Wendepunkt  bei 
Rechnung  X  (Einkommen  rund  Fr.  5800),  bei  der  die  Ausgabe 
14,3  Proz.  ausmacht.  Die  Erhebung  vom  Jahre  1907  fand  die  Grenze 
in  ähnlicher  Lage:  bei  M.  5000  Einkommen  ging  der  Anteil,  der 
bis  dahin  gestiegen  war,  von  15,1  Proz.  auf  14,9  Proz.  zurück.  Die 
Durchschnittszahlen  aus  längeren  Perioden  in  Uebersicht  V  zeigen 
den  Umschwung  wieder  bei  Rechnung  X,  aber  schon  mit  13,6  Proz. 

Die  Bewegung  des  Anteils  der  Wohnungsausgabe  vollzieht 
sich  in  anderer  Richtung.  Bei  steigenden  Mitteln  sinkt  er  zuerst 
(Rechnungen  III,  VII,  IX,  X,  Durchschnitt),  um  hernach  wieder 
anzusteigen  (Rechnungen  XIII,  XIV).  Der  Wendepunkt  liegt  wie- 
der bei  Rechnung  X.  Immerhin  zeigt  sich  eine  Regel  hier  weniger 
bestimmt,  als  bei  der  Nahrungsausgabe. 

Die  übrigen  Ausgabengruppen  lassen  sich  kaum  mit  Erfolg 
auf  bestimmte  Merkmale  hin  untersuchen;  die  Fälle  sind  zu  wenig 
zahlreich  und  ihre  Verschiedenheiten  zu  groß,  als  daß  sich  selbst 
im  Durchschnitt  langer  Zeiträume  allgemein  Gültiges  herausstellte. 
Die  Rechnung  X,  verglichen  mit  XIII  und  XIV,  beweist  vielleicht 
das  eine,  daß  die  Ausgabequoten  für  Unterricht,  für  geistige  und 
gesellige  Bedürfnisse  und  auch  für  Steuern  bei  den  weniger  be- 
mittelten Familien  nicht  immer  geringer  sind,  als  bei  den  besser- 
gestellten.    Ebenso   zeigt  Rechnung  IX,    vom  gewöhnlichen  Ver- 


jjQ  Dr.  Max  Duttweiler: 

hältnis  abweichend,  einen  weit  höheren  Ausgabenanteil  der  Ver- 
sicherung als  die  Rechnungen  der  besserstehenden  Familien. 

Die  verglichenen  Rechnungen  sind  an  verschiedenen  Orten 
der  Schweiz  und  des  Deutschen  Reiches  geführt  worden,  zum 
Teil  in  verschieden  großen  Städten,  zum  Teil  auf  dem  Lande. 
Ein  bestimmter  Einfluß  dieses  Umstandes  auf  die  Ergebnisse  ist 
nicht  zu  bemerken;  die  stärkste  Aehnlichkeit  besitzen  nicht  zwei 
schweizerische  Rechnungen  oder  zwei  deutsche,  sondern  eine 
schweizerische  und  eine  deutsche  (IX  und  X). 

Ebensowenig  lassen  sich  aus  der  zeitlichen  Verschiedenheit 
der  Rechnungsführung  Schlüsse  ziehen.  Auffällig  ist  allerdings, 
wie  stark  sich  die  am  weitesten  zurückliegenden  Rechnungen  VI 
und  VII  von  denen  der  übrigen  bürgerlichen  Familien  unterschei- 
den und  denen  der  Arbeiterfamilien  nähern  durch  einen  grö- 
ßeren Ausgabenanteil  der  Nahrung  und  einen  kleineren  des  Un- 
terrichts und  der  geistigen  und  geselligen  Bedürfnisse.  Die  Ur- 
sache liegt  vermutlich  in  der  tiefern  sozialen  Stellung  dieser  bei- 
den Familien  (die  bei  gleicher  Wohlhabenheit  den  Ausgabenan- 
teil der  Nahrung  steigert),  kaum  dagegen  in  einer  nach  dem 
Geiste  der  früheren  Zeit  mehr  auf  Ersparnisse  gerichteten  Lebens- 
haltung, denn  Ersparnisse  wurden  auch  nach  den  Rechnungen  VI 
und  VII  nicht  gemacht. 

Die  stärkste  Aehnlichkeit  weisen,  wie  bereits  gesagt,  die 
Rechnungen  IX  (1895 — 1907)  und  X  (1883 — 1910)  auf.  Beide 
Familien  zählen  vier  Köpfe  und  wohnen  während  eines  Teiles  der 
Rechnungszeit  auf  dem  Lande,  während  eines  andern  in  der  Stadt. 
Die  durchschnittliche  Jahreseinnahme  bei  IX  beträgt  Fr.  3125^), 
die  durchschnittliche  Jahresausgabe  Fr.  3108;  bei  X  sind  es 
Fr.  4432  und  Fr.  41 14.  Lebensgewohnheiten  und  Charakter  der 
Familien  gleichen  sich  offenbar.  Die  wesentlichen  Ausgabenan- 
teile stehen  sich  wie  folgt  gegenüber : 

Unterschied 
Proz. 
Nahrung  32,9  32,5  0,4 

Kleidung  13,0  13,6  0,6 

Wohnung  18,1  16,8  1,3 

Heizung  3,8  3,4  0,4 


R 
IX 

Proz. 

echnung 

X 
Proz. 

32,9 

13.0 

18,1 

3,8 

32,5 
13,6 
16,8 

3>4 

67,8 

66,3 

32,2 

33,7 

Uebrige  Ausgaben  32,2  33,7  1,5 


l)  Hier  und  wo  sonst  noch  Umrechnungen  erfolgten,  sind  M.  100  =  Fr.  123.50 
gesetzt. 
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Für  Nahrung,  Kleidung  und  Heizung  decken  sich  die  Ergebnisse 
somit  beinahe.  Einen  merklichen  Unterschied  zeigt  nur  der  An- 
teil der  Wohnungsausgabe,  der  bei  X  kleiner  ausfällt;  es  ist  aber 
erinnerlich,  daß  die  Familie  der  Rechnung  X  außergewöhnlich 
billig  wohnte.  Unter  den  übrigen  Ausgaben  weisen  die  für  den 
Unterricht  und  die  geistigen  und  geselligen  Bedürfnisse  bei  X 
einen  bedeutend  größeren  Anteil  auf,  weil  dort  die  Ausbildung 
der  Kinder  in  die  Rechnungszeit  fällt,  während  bei  IX  die  Er- 
ziehungskosten am  Schluß  der  Rechnungszeit  erst  beginnen.  Der 
ebenfalls  beträchtliche  Unterschied  des  Ausgabenanteils  der  Ver- 
sicherung verbirgt  ein  bei  beiden  Familien  annähernd  gleiches 
Maß  von  Vor-  und  Fürsorge :  die  Ausgabe  bei  IX  entfällt  in  der 
Hauptsache  auf  eine  Lebensversicherung  von  M.  5000,  die  bei  X 
auf  eine  solche  von  Fr.  6000,  nur  hat  der  Hausherr  bei  X  diese 
Versicherung  früher  und  bei  günstigerem  Gesundheitszustande 
abgeschlossen  als  IX,  weshalb  er  eine  niedrigere  Prämie  ent- 
richtete. Von  Einfluß  auf  die  Einnahmen  der  Rechnung  IX  ist  die 
Kränklichkeit  des  Hausherrn  gewesen.  Auch  bei  X  hat  ein  Fa- 
milienglied unter  andauernd  schlechtem  Gesundheitszustand  ge- 
litten, doch  war  es  hier  die  Hausfrau,  und  die  Rechnung  ist  von 
diesem  Umstände  weit  weniger  beeinflußt  worden. 

Zur  näheren  Vergleichung  von  Wirtschaftsrechnungen  ist  es 
nötig,  die  im  Wege  stehende  verschiedene  Zusammensetzung  der 
Familien  nach  Kopfzahl  und  Alter  durch  eine  Zurückführung 
des  Personenstandes  auf  Einheiten  zu  beseitigen.  Es  mögen  da- 
her auch  für  die  besprochene  Rechnung  X  hier  noch  solche 
Einheiten  festgestellt  werden,  und  zwar  nach  der  der  Engel- 
sehen  »Quet«-Rechnung  gegenüber  einfachem  Methode,  die  das 
Kaiserliche  Statistische  Amt  in  der  »Erhebung«  und  den  »Zwei 
Wirtschaftsrechnungen«  anwandte.  Danach  wird  gesetzt:  die 
erwachsene  männliche  Person  =  i,  die  erwachsene  weibliche 
Person  =  0,8,  Kinder  von  13  bis  unter  15  Jahren  =  0,5,  von  10 
bis  unter  13  =  0,4,  von  7  bis  unter  10  =  0,3,  von  4  bis  unter 
7  =  0,2  und  von  o  bis  unter  4  =  o, l. 

Die  Ermittlung  der  Einheilen,  soweit  die  Nahrungsausgabe 
in  Betracht  fällt,  erschwert  bei  Rechnung  X  allerdings  der  Um- 
stand, daß  der  Hausherr  vom  Sommer  1898  bis  ins  Jahr  1910 
das  Mittagsmahl  auswärts  einnahm.  Er  mag  in  dieser  Zeit  die 
Haushaltungsrechnung  annähernd  mit  der  Hälfte  seines  Nahrungs- 
verbrauchs belastet  haben.     Will  man  den  Versuch  der  Feststel- 
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Ausgabe 

auf  die 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Einheit 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

für  Nahrung: 

im  Jahr: 

Rechnung  X 

415,8 

423,9 

466,5 

491,2 

461,6 

551,4 

492,2 

III 

IX 

372 

,0         403 

,8         37( 

,0         394 

,2 

>               ? 

XIII 

572,5 

720,9 

XIV 

753,0 

712,3 

779,4 

im  Tag : 

Rechnung  X 

I.13 

1,16 

1,27 

1,34 

1,26 

1,51 

1,35 

III 

IX 

I 

02            I 

,11            I 

-03            I 

,08 

? 

XIII 

1,57 

1,98 

XIV 

2,06 

1,95 

2,14 

für  Kleidung: 

im  Jahr: 

Rechnung  X 

195,5 

170,1 

196,8 

200,1 

281,4 

281,1 

312,4 

lung  von  Einheiten  für  die  Nahrungsausgabe  nicht  unterlassen,  so 
muß  der  Hausherr  in  den  genannten  Jahren  mit  0,5  Einheiten 
(1898  entsprechend  mit  0,8  Einheiten)  gezählt  werden.  Für  das 
Jahr  1910  ist  die  Berechnung  von  Einheiten  auch  auf  diesem  Wege 
nicht  mögUch. 

Da  ferner  die  Dienstboten  nur  für  die  Nahrungsausgabe,  der 
Pensionär,  der  anfänghch  gehalten  wurde,  und  der  Sohn  seit 
Mitte  1907  nur  für  die  Nahrungs-  und  Wohnungsausgabe  mitge- 
zählt, die  Kinder  dagegen  für  die  Zeit  ihres  Aufenthalts  auswärts 
für  die  Nahrungsausgabe  nicht  mitgerechnet  werden  können,  er- 
geben sich  für  die  Nahrungsausgabe,  die  Wohnungsausgabe  und 
die  übrigen  Ausgaben  verschieden  viele  Einheiten.  Sie  betragen, 
wenn  die  Belastung  der  Rechnung  durch  bestimmte  Personen  nur 
während  einer  Anzahl  von  Monaten  mit  dem  entsprechenden 
Bruchteil  in  Anschlag  gebracht  wird,  von  1894  an,  dem  Jahre, 
von  dem  an  sich  die  Nahrungsausgaben  in  ihren  Einzelheiten  auf- 
gezeichnet findet : 


Jahr 

Nahrung 

Wohnung 

Ausgaben 

Jahr 

Nahrung 

Wohnung 

Ausga 

in   E 

1  n  h  e  i  t  e  n 

in   E 

i  n  li  e  i  t  e  n 

1894 

2,4 

2,4 

2,4 

1903 

3,0 

3,6 

3,6 

1895 

2,5 

2,5 

2,5 

1904 

3,1 

3,6 

3.6 

1896 

2,6 

2,6 

2,6 

1905 

2,6 

3-6 

3.6 

1897 

2,6 

2,6 

2.6 

1906 

2,9 

3,6 

3.6 

1898 

2,5 

2,7 

2,7 

1907 

3,1 

3,6 

3,1 

1899 

2,6 

2,8 

2,8 

1908 

3,1 

3,6 

2.6 

1900 

3,1 

2,8 

2,8 

1909 

3,1 

3,6 

2,6 

1901 

3,1 

3,3 

3,3 

1910 

} 

3.6 

2,6 

1902 

2,8 

3.6 

3,6 
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1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

500,4 

504.2 

510,8 

496,5 

539,5 

541.5 

572,7 

538,9 

602,1 

? 

472,7 

? 

474,4 

453,3 

432,3 

732,2    I  726,7 
737,8       740,9 


1.37 
1,30 

2,00 
2,03 


205,4 


1,38 

? 

1.99 
2,03 


226,2 


609,7 
780,1 

1,40 
1.30 

1,67 
2,14 


223,8 


465,1        434,3      473,6 


553,2 
775.6 

1,36 
1,24 


606,4 
691,3 


1,48 
1,18 


776,1 
715,6 


804,4 
682,2 


1.57 


1,27 


1.51 
2,12 


272,2 


1,67 

I.! 


1,19 


1.30 


175.9 


2,12 
1,96 


229,5 


1,20 

1,86 


276,5 


732,4 
671,8 


2,00 

1,84 


241,5 


760,4 


1,65 


2,09 


342,1 


743.7 


2,04 


204,3 


Auf  der  vorstehenden  kleinen  Uebersicht  S.  Ii2  und  113  ist 
die  auf  die  Einheit  entfallende  Jahres-  und  Tagesausgabe  für  die 
Nahrung  und  die  Jahresausgabe  für  die  Kleidung  angegeben.  Ver- 
gleichshalber sind  die  entsprechenden  Ausgaben  für  Nahrung  nach 
den  Rechnungen  III,  IX,  XIII  und  XIV  beigefügt,  soweit  sie  be- 
kannt sind  oder  sich  berechnen  ließen. 

Die  bei  Rechnung  X  auf  die  Einheit  entfallende  Jahresaus- 
gabe für  Nahrung  steigt  von  Fr.  415,8  im  ersten  auf  Fr.  602,1 
im  letzten  der  in  Betracht  gezogenen  Jahre,  die  Tagesausgabe 
von  Fr.  1,13  auf  Fr.  1,65.  Diese  Entwicklung  vollzieht  sich  nicht 
ohne  Schwankungen;  die  Jahre  1897  und  1899  zeigen  eine  aus 
der  Reihe  fallende  hohe  Ziffer,  das  Jahr  1908  eine  niedrige.  Im 
groben  wird  man  vielleicht  drei  Stufen  zu  erkennen  vermögen, 
eine  erste  von  1894 — 1898  (Uebersiedelung  in  die  Stadt),  eine 
zweite  von   1899 — 1906  und  eine  dritte  von   1907  an. 

Die  Jahresausgabe  für  Kleidung  bewegt  sich  zwischen  Fr.  170,1 
und  342,1  auf  die  Einheit.  Sie  läßt  im  Laufe  der  Jahre  eine  all- 
mähliche Steigerung  deutlich  erkennen,  wenn  auch  infolge  der 
unregelmäßigen  Anschaffungen  größerer  Stücke  mitunter  Rück- 
schritte erfolgen. 

Im  Vergleich  zu  den  Rechnungen  XIII  und  XIV  ist  die 
bei  X  auf  die  Einheit  entfallende  Nahrungsausgabe  entsprechend 
der  geringern  Wohlhabenheit  der  Familie  erheblich  kleiner  und, 
XIII  gegenüber,  in  ihrer  Entwicklung  gleichmäßiger.  Weniger 
beträchtlich    ist    der    Unterschied    zur    Einheitsausgabe    der    un- 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     i. 


8 


j  j  ^  Dr.  Max  Duttweiler : 

günstiger  gestellten  Familie  IX  und  zu  der  der  Arbeiterfa- 
milie III.  Die  Einheitsausgabe  der  letzteren  würde  durch  ihre 
Höhe  überraschen,  wenn  die  Erhebung  von  1907  nicht  schon 
ähnliche  Ergebnisse  gebracht  hätte.  Es  entfielen  dort  nämlich  als 
jährliche  Nahrungsausgabe  auf  die  Einheit  bei  den  Normalfamilien 
mit  unter  M.  2000  Gesamtausgabe  M.  363,1  =  Fr.  448,4,  bei  den- 
jenigen mit  M.  2000 — 3000  Gesamtausgabe  M.  441,5  =  Fr.  545,3 
und  bei  denjenigen  mit  mehr  als  M.  3000  Gesamtausgabe  M.  521,6 
=  Fr.  644,2.  Die  Ausgabe  der  letztgenannten  Klasse  übersteigt 
die  der  Familie  X  und  kommt  sogar  den  der  Familie  XIV  nahe. 
Eine  befriedigende  Erklärung  für  diese  Erscheinung  liegt  nicht 
vor.  Wahrscheinlich  zeigen  sich  in  diesen  Unterschieden  Folgen 
der  willkürlichen  Annahmen,  auf  denen  der  Maßstab,  die  Einheit 
des  erwachsenen  Mannes,  beruht;  daneben  macht  sich  vielleicht 
auch  ein  Einfluß  zweckmäßigerer  Wirtschaftsweise  bei  den  besser 
gestellten  Familien  etwas  geltend. 

Eine  Uebereinstimmung  im  Verlauf  der  Einheitsausgabe  und 
damit  die  Möglichkeit,  auf  allgemeine  Gründe  desselben  zu  schlie- 
ßen, ergibt  sich  in  den  verglichenen  Ziffern  nicht ;  gerade  sie 
wäre  es  jedoch,  die  der  Zurückführung  der  Ausgaben  auf  Ein- 
heiten Wert  verleihen  würde. 
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Dr.  Max  Duttweiler: 


II.  Die  Ausgaben 


Grappierung  der  Ausgaben 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

Fr. 

.   Fr, 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

I.  Nahrungs-  und  Genußmit- 

tel 

1221,85 

1436,15 

1131,95 

1220,85 

1055,50 

973,10 

I.  Fleisch 

2.  Wurst 

3.  Butter 

4.  Käse 

S.  Eier 

6.  Kartoffeln 

7.  Grünwaren 

8.  Salz,  Gewürze,  Oel 

9.  Zucker.  Honig 

10.  Melil,    Reis,    Hülsen- 

früchte,   Nudeln  usw. 

11.  Obst  und  Südfrüchte 

12.  Brot  und  Backwaren 

13.  Kaffee  und  Cichorie 

14.  Kakao,    Schokolade, 

Tee 

15.  Milch 

16.  Wein  und  Bier 

133,00 

100,00 

126,20 

32,05 

111,00 

59,75 

17.  Zigarren 

18.  Sonstiges 

II.  Kleidung,  Wäsche,    Rei- 

nigung 

242,40 

341,25 

238,20 

223,25 

391,50 

347,55 

I.  Kleidung 

1Ö8,30 

196,00 

139,30 

126,00 

2iM),60 

250,10 

2    Wäsche  und  Bettzeug 

11,40 

Ö9,25 

32,20 

20,-55 

40,90 

32,15 

3.  Reinigung    von     Klei- 

dung und  Wäsche 

72,70 

8.5,00 

66,70 

76,70 

60,00 

65  80 

III.  Wohnung  und  Hausrat 

590,80 

706,90 

621,45 

597,45 

604,70 

552,25 

I.  Miete  einschl.  Wasser- 

geld 

480,00 

480,00 

480,00 

492,50 

455,50 

420,00 

2.  UniiUgskosten  ,     Aus- 

besserung d. Wohnung 

— 

5,50 

— 

3,20 

43,30 

— 

3-  Garten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4.  Möbel  u.  i.  Instandh., 

Reinigung  d.  Wohnung 

110,80 

221,40 

111,45 

101,75 

105,90 

132,25 

IV.  Heizung,  Feuerung  u.  Be- 

leuchtung 

146,50 

109,25 

140,80 

51,50 

98,70 

138,10 

V.  Gesundheits-  und  Körper- 

pflege 

117,30 

132,25 

60,15 

114.80 

254,50 

12,05 

I.  Gesundheitspflege 

S7,Ö0 

98,4U 

36,00 

90,40 

2-!5,0U 

6,30 

2.  Körperpflege 

29,70 

33,85 

24,15 

24,40 

19,50 

5,75 

VI.  Unterricht, Schulgeld, Lern- 

mittel 

— 

— 

— 

— 

— 



VII.  Geistige  und  gesellige  Be- 

dürfnisse 

393,50 

384,00 

374,05 

347,75 

384,15 

536,90 

I.   Zeitungen,  Bücher 

24,75 

39,40 

23,40 

21,75 

16,30 

26,15 

2.  Vergnügungen,  Vereine, 

h'eisen 

0,4.T 

6,35 

5,00 

5,75 

4,50 

50,30 

3.  Taschengelder 

363,30 

338,25 

345,65 

320,25 

363,35 

460,15 

VIII    Steuern 

86,80 

72,85 

70,85 

87,00 

71,45 

78,95 

IX.  Versicherungen 

— 

81.60 

134.50 

132,35 

136,00 

134.50 

X.  Verkehrsmittel 



33.55 



— 

14,00 

28,35 

XI.  Persönliche  Bedienung 



16,00 

64,00 

— 





XII.  Geschenke  und  Unterstüt- 

zungen 

305,80 

77,65 

77,50 

20,75 

20,50 

105,25 

XIII.  Sonstige  Ausgaben 

32,10 

16,10 

12,00 

10,50 

9,30 

27,00 

Gesamte  Jahresausgabe 

3143,05 

3407,55 

2925,45 

2806,20 

3040,30 

2934,00 

Eine  Züricher  Wirtschaftsrechnung  von   1883 — 1910. 
nach  ihrer  Verwendung. 
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1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1077,90 

1241,50 

1134,00 

1029,65 

1153,40 

998,01 

221,80 

45,60 

101,45 

23,8.5 

75,01 

9,65 

7,40 

11,40 

18,89 

1061,78 

251,55 
46,10 
96,35 
19,75 
63,5(J 
10,10 
10,00 
10,75 
35,89 

1212,80 

241,78 
54,.50 
98,00 
26,40 
58,67 
14,25 
5,75 
9,n0 
27,41 

1277,24 

238,50 
61,75 

101,93 
24,10 
52,42 
13,20 
13,U0 
7,65 
24,80 

1154,08 

232,10 

53,75 

112,90 

22,05 

56,92 

3,30 

12,90 

4,95 

18,80 

41,95 
43,20 
112,61 
27,18 

40,59 
44,55 
111,29 
29,65 

38,43 
58,95 
131,38 
32,70 

43,22 
34,35 
145,69 
37,93 

30,46 
57,05 
187,98 
21,39 

40,00 

176,00 

67,00 

43,60 

158,05 

5,20 
187,85 
44,40 

20,.57 

7,30 

176,40 

70,-50 

16,15 

21,36 

15,25 

180,55 

195,30 

19,33 

4,65 

23,10 

186,80 

237,20 

18,V)5 

9,65 

18,00 
186,60 
102,30 

24,90 
7,73 

408,80 

281,25 

67,15 

260,95 

165,35 
31,60 

446,80 

34-!,.55 
40,75 

300,30 

223,80 
81,90 

424,60 

307,95 
63,25 

469,09 

36-;,85 
44,03 

425,34 

313,85 
57,60 

511,72 

347,53 
95,28 

520.39 

397,60 
59,55 

759,93 

587,52 
93,07 

60,40 
548,05 

64,00 
603,20 

63,.50 
482,00 

54,60 
418,40 

.53,40 
402,45 

62,21 
398,40 

53,89 
485,68 

68,91 
445,60 

63,24 
568,80 

79,34 
820,00 

389,15 

425,00 

360,00 

320,00 

320,00 

320,00 

320,00 

320,00 

320,00 

486,00 

5,00 

18.05 

48,80 

6,40 

17,00 

1,70 
6,00 

7,50 
11,45 

5,75 
6,30 

10,40 

7,00 

5,95 
11,00 

71,40 
2,.50 

153,90 

111,35 

115,60 

81,40 

74,75 

59,45 

153,63 

108,20 

231,85 

260,10 

67,15 

133,30 

168,00 

98,60 

142,00 

105,40 

136,90 

158,13 

125,40 

122,23 

109,15 

98,60 
10,55 

54,40 

40,80 
13,60 

34,80 

23,80 
11,00 

44,40 

34,80 
9,60 

49,90 

39,50 
10,40 

21,15 

9,20 
11,95 

38,85 

30,00 

b,85 

102,10 

87,30 
14,80 

50,85 

33,VI0 
16,95 

72,80 
40,20 
32,60 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

100,10 

204,45 

453,40 
18,55 

582,75 

13,90 

500,15 

10,55 

554,45 

14,90 

554,15 

34,15 

338,20 

a7,8ö 

501,25 

15,20 

395,55 

27,20 

475,81 

28,86 

304,35 

32,37 

20,80 
414,05 
84,45 
126,70 
15,80 

107,10 
461,75 
85,45 
128,15 
13,75 

73,75 
415,85 
83  10 
127,25 

112,75 

42K,80 

96,40 

166,50 

129,10 

39(),;m) 

88,85 

165,25 

7,60 

55,20 

2.s.5,15 

93,65 

344,50 

27,15 

160,95 
325,10 
91,05 
401,50 
13,05 

74,75 

293,60 

73,30 

401,50 

57,75 

Lo6,.55 
290,40 
79,75 
401,50 
32,25 

62,90 

269,08 

71,30 

401,50 

58,50 

30,40 
87,55 

136,75 
96,15 

182,55 
117,75 

56,85 
40,75 

71,10 
6,20 

176,90 
21,10 

48,65 
24,20 

82,35 

18,90 

71,00 
5,00 

80,50 
85,10 

3009,35 

3336,35 

3276,40 

2806,30 

3065,50 

2993,55 

3228,25 

3459,70 

3708,09 

4194,74 

Fortsetzung  nächste  Seite! 
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Dr.  Max  Duttweiler: 


II.  Die  Ausgaben  nach 


Gruppierung  der  Ausgaben 


1899   1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


I.  Nahrungs-  und  Genußmit- 
tel 

1.  Fleisch 
2    Wurst 

3.  Butter 

4.  Käse 

5.  Eier 

6.  Kartoffeln 

7.  Grünwaren 

8.  Salz,  Gewürze,  Oel 

9.  Zucker,  Honig 

10.  ISlehl,    Reis,    Hülsen- 
früchte, Nudeln  usw. 

11.  Obst  und  Südfrüchte 

12.  Brot   und  Backwaren 

13.  Kaffee  und  Cichorie 

14.  Kakao  ,    Schokolade, 
Tee 

15.  Milch 

16    Wein  und  Bier 
17.  Zigarren 
18    Sonstiges 

II.  Kleidung  ,  Wäsche  ,   Rei- 
nigung 

I     Kleidung 

2.  Wäsche  und  Bettzeug 

3.  Reinigung    von    Klei- 
dun.if   und  Wäsche 

III.  Wohnung  und  Hausrat 

1.  Miete  einschl.  Wasser- 
geld 

2.  Umzugskosten  ,    Aus- 
besserung d.  Wohnung 

3.  Garten 

4.  Möbel  u.   i.  Instandh., 
Reinigung  d.  Wohnung 

IV.  Heizung,  Feuerung  u.  Be- 
leuchtung 

V.  Gesundheits-  und  Körper- 
pflege 

1.  Gesundheitspflege 

2.  Körperpflege 

VI.  Unterricht,Schulgeld,Lern- 

mittel 
VII.  Geistige  und  gesellige  Be- 
dürfnisse 

1.  Zeitungen,  Bücher 

2.  Vergnügungen, Vereine, 
Heisen 

3.  Taschengelder 
VIII.  Steuern 

IX.   Versicherungen 
X.  Verkehrsmittel 
XI.  Persönliche  Bedienung 
XII.  Geschenke  und  Unterstüt- 
zungen 
XIII.  Sonstige  Ausgaben 

Gesamte  Jahresausgabe 


Fr. 

1433,54 

2.j8,28 

10.5,45 

111,38 

24,04 

37,75 

13,46 

iy,58 

8,96 

28,08 

27,74 
100,42 
200,83 

17,4i 

34,.50 

264,00 
^.)8,65 
17,00 
66,00 

787.24 
506,14 
101,29 

89,81 
818,80 

720,00 


98,80 
129,07 

336,35 

2()-i,fi5 

71,70 

150,85 

376,79 

66,45 

118,70 

191.64 

104.90 

401.75 

38,55 

135,00 

94,40 
13,60 


Fr. 

1525,86 

299,83 

90,60 

123,39 

19,29 

64,13 

9,93 

19,93 

7,71 

27,86 

34,18 

93,57 

208,46 

19,80 

33,20 
242,55 
162,05 

16,50 

52,88 


4820,84 


Fr. 

1551,14 

310,36 

74,55 

140,03 

8,66 

73,69 

10,74 

38,22 

4,19 

37,17 

23,37 
112,70 
194,24 

17,69 

30,42 
281,20 
157,20 

36,71 


874,62  677,83 
624,501  445,95 
13-.,63|     108,70 


113,491 
893,83 

720,00 


173,83 
119,64 

316.60 

247,40 
69,20 

128,45 

393,20 

70,95 

208,40 
113,8i 
186.00 
401,20 
22,65 
154.00 


123,18 
884.14 


720,00 


Fr. 

1411,65 

299,65 
62,80 

107,98 
31,63 
47,98 
13,74 
27,95 
6,01 
34,01 

13,94 
119,29 
144,55 

16,88 

40,25 
240,51 
152,02 

52,46 

814,37 

643,55 
73,99 

96.83 
894,60 

720,00 

4,80 


164,14      169,80 


159,92 

482,92 

436,37 
46,  Ö5 

172,75 

303,95 

81,05 

65,10 
i;i7,80 
175,30 
401.20 
17,25 
45,00 


85,90    155,45 
11,75         6,00 


Fr. 

1532,38 

337,35? 
6.5,10? 
1.53,38? 

15,85? 
51,50? 

8,70 
34,89? 

8,55? 
49,91? 

16,74? 

97,30? 

138,66? 

16,95? 

40,70? 
239,40? 
150,70 

106,70? 

805,57 

613,10 

92,65 

99  82 
830,00 

720,00 


161,94 

109,64 

80,80 
28,84 

674,50 

319,90 

81,05 

57,00 

181,85 

155,25 

401,20 

46,35 

209,40 

177,00 
3.20 


5113,70  5032,85:5379,00 


Fr. 

1539,19 

40.5,45 
32,25 

170,02 
22,46 
42,05 
11,9; 
31,47 
8,39 
30,39 

17,03 
125,29 
125,24 

19,40 

28,10 
248,70 
1.56,75 

64,26 

981,09 

712,12 
1.52,15 

116,82 
930,10 

720,00 

4,,50 


110,(Xi 
141.39 

366,65 

330,30 
36,35 

336,20 

356,87 

62,22 

73,50 
221.15 
191,50 
401.20 
77,40 
88,70 

166,40 
19,70 


205,60 

137,17 

130,00 
62,95 
67,05 

284,75 

441,90 

111.95 

229,95 

100.00 

307,30 

390.40 

27,65 


213,85 

5,00 


5313.96:5388,40 


Eine  Züricher  Wirtschaftsrechnung  von   1883 — 1910. 
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1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

Summe 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

2,64 

353,66 

39,94 

156,21 

16,95 

38,01 

8,12 

31,50 

9,69 

37,31 

1570,41 

337,70 
47,23 

172,11 
19,35 
48,2o 
18,14 
52,81 
10,10 
37,78 

1775,27 

358,90 
41,62 

155,05 
13,29 
71,95 
14,81 
47,02 
13,96 
38,29 

1670,72 

417,77 
37,85 

166,48 
14,26 
62,99 
11,75 
49,10 
19,32 
36,33 

1866,43 

4.59,62 
37,11 

163,33 
14,96 
55,82 
13,05 
67,47 
13,51 
44,16 

1845,85 

426,97 
47,89 

178,15 
13,16 
72,72 
18,77 
69,88 
13,48 
50,37 

37  504,84 

5  481,27 
944,09 

2  311,14 
330,05 
973,37 
203,95 
538,87 
168,12 
577,45 

18,16 

95,32 

125,10 

19,19 

24,81 
121,62 
124,04 

21,40 

32,97 
192,48 
127,93 

18,38 

32,77 
145,67 

129,85 
20,92 

33,82 
176,84 
145,66 

18,71 

36,61 
185,29 
142,14 

14,01 

506,79 

1  803,89 

2  495,65 
369,60 

30,10 
224,62 
141,25 

57,51 

30,30 
249,50 
194,72 

60,54 

46,55 
297,74 
176,02 

98,31 

34,.50 
286,64 

l.b4,00 



50,52 

60,80 
295,20 
183,45 

82,92 

75,75 
322,14 
137,73 

40,79 

554,02 

4  110,40 

*  2  514,24 

112,83 

833,-56 

633,34 

453,20 
71,60 

826,20 

676,62 
43,90 

857,00 

634,68 

98,80 

627,89 

380,65 
115,60 

889,34 
701,45 
65,60 

531,13 

327,72 
84,05 

15  617,69 

11  211,23 
2  005,59 

108,54 
782,92 

105,68 
863,04 

123,.52 
794,70 

131,64 
910,21 

122,29 
997,20 

119,36 
924,78 

2  400,87 
19  376,45 

720,00 

727,50 

7.50,00 

762,50 

800,00 

800,00 

15  268,15 

- 

— 

— 

— 

6,50 

50,00 

244,95 
115,05 

62,92 

135,54 

44,70 

147,71 

190,70 

74,78 

3  748,30 

123,25 

141,15 

166,65 

252,98 

216,21 

212,29 

3  903,62 

66,35 

33.85 
32,50 

218,70 

148,85 
69,85 

387,85 

348,05 

3J,80 

205,35 

166,60 

38,75 

174.95 

126,05 
48,90 

413,00 

379,40 
33,60 

4  477,81 

3  617,07 
860,74 

1742,70 

644,90 

641,35 

- 

- 

— 

5  081,00 

419,80 

67,25 

352,37 

91,12 

570,85 
109,70 

318,55 

102,05 

501,92 

84,17 

366,20 

79,05 

11  862,71 

1  382,.59 

166,65 

185,90 

323,45 

567,60 

221,05 

60,65 

200,60 

329,95 

259,90 

126,80 

211,70 

249,45 

354,80 

262,50 

31,48 

24,55 
191,95 
340.05 
95,00 
25,50 

118,?,0 
299,25 
345,65 
95,00 
25,45 

129,05 
158,10 
364,55 
88,00 
46,65 

2  494,95 

7  985,17 

4  493,90 

7  048.25 

1  008,53 

712,10 

6620 
7,00 

100,75 
3,00 

141,60 
5,00 

15450 

423,85 

4,00 

91,00 
6,90 

3  415,40 
694,85 

6356,30 

5437,17 

5989,05 

4600,75 

5540,00 

4890,35 

115  197,15 

*  Summe  i£ 
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Dr.  Max  Duttweiler: 

III.  Der  Anteil  der  einzelnen  Ausgabengruppen 


Gruppierung  der  Ausgaben 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1S88 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

I.  Nahrungs-  und  Genußmit- 

tel 

38,9 

42,1 

38,7 

43,5 

34,7 

33,2 

35,8 

37,2 

34,6 

36,7 

37,6 

33,4 

I-.  Fleisch 

22,2 

2.  Wurst 

4,6 

3.    Butter 

10,2 

4.  Käse 

2,4 

5.  Eier 

7,5 

6.  Kartoffeln 

1,0 

7.  Grünwaren 

0,7 

8.  Salz,  Gewürze,  Oel 

1,1 

9.  Zucker,  Honig 

1,9 

10.  Mehl,    Reis,    Hülsen- 

4,2 

früchte,  Nudeln  usw. 

11.  Obst  und  Südfrüchte 

4,3 

12.   Brot  und  Backwaren 

11,3 

13.  Kaffee  und  Cichorie 

2,7 

i4.  Kakao,    Schokolade, 

Tee 

0,5 

15.  Milch 

18,8 

16.  Wein,  Bier 

10,9 

7,0 

11,1 

2,6 

10,5 

6,1 

8,7 

14,2 

5,9 

4,2 

18,7 

4,5 

17.  Zigarren 

— 

18.  Sonstiges 

2,1 

II.  Kleidung,  Wäsche,  Reini- 

gung 

7,7 

10,0 

8,1 

8,0 

12,9 

11,8 

13,6 

7,8 

13,6 

10,7 

13,9 

15,7 

I.  Kleidung 

65,8 

57,7 

58,5 

56,4 

74,2 

72,0 

68,8 

68,4 

76,7 

74,5 

72,5 

77,8 

2.   Wäsche  und  Bettzeug 

4,7 

17,4 

13,5 

9,2 

10,5 

9,2 

16,4 

12,1 

9,1 

7,3 

14,9 

9,4 

3.  Reinigung  v.  Kleidung 

und  Wäsche 

30,0 

24,9 

28,0 

34,4 

15,3 

18,8 

14,8 

24,5 

14,2 

18,2 

12.6 

13,3 

III.  Wohnung  und  Hausrat 

19,0 

20,7 

21,2 

21,3 

19,9 

18,8 

18,2 

18,1 

14,7 

14.9 

13,1 

13,3 

I.  Miete  einschl.  Wasser- 

geld * 

80,4 

67,9 

77,2 

82,4 

75,3 

76,0 

71,0 

70,4 

74,7 

76,5 

79,5 

80,3 

2.  Umzugskosten  ,    Aus- 

besserung d. Wohnung 

— 

0,8 

— 

0,6 

7,2 

— 

— 

3,0 

1,3 

— 

0,4 

1,9 

3.  Garten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,9 

8,1 

— 

4,1 

1,5 

2,9 

4.  Möbel  u.  i.  Instandh., 

Reinigung  d.  Wohnung 

19,6 

31,3 

22,8 

17,0 

17,5 

24,0 

28,1 

18,5 

24,0 

19,4 

18,6 

14,9 

IV.  Heizung ,    Feuerung    und 

Beleuchtung 

4,7 

3,2 

4,8 

1,8 

3,2 

4,7 

2,3 

4,0 

5,1 

3,5 

4,6 

3,5 

V.  Gesundheits-  und  Körper- 

pflege 

3,7 

3,9 

2,1 

4,1 

8,4 

0,4 

3,6 

1,6 

1,1 

1,6 

1,6 

0,7 

1.  Gesundheitspflege 

74,7 

74,4 

59,9 

78,7 

92,3 

52,8 

90,3 

75,0 

68,4 

78,4 

79,2 

43,5 

2.  Körperpflege 

25,b 

25,6 

40,1 

21,3 

7,7 

47,7 

9,7 

25,0 

31,6 

21,6 

20,8 

56,5 

VI.  Unterricht,  Schulgeld, Lern- 

mittel 

























VII.  Geistige  und  gesellige  Be- 

dürfnisse 

12,5 

11,3 

12,8 

12,4 

12,6 

18,3 

15,1 

17,5 

15,3 

19,8 

18,1 

11,3 

I.  Zeitungen,  Bücher** 

6,3 

10,3 

6,2 

6,3 

4,2 

4,9 

4,1 

2,4 

2,1 

2,7 

6,2 

8,2 

2.  Vergnügungen  ,     Ver- 

eine, Reisen  ** 

1,4 

1,6 

1,4 

1,0 

1,2 

9,4 

4,6 

18,4 

14,7 

20,3 

23,3 

16,3 

3.  Taschengelder 

92,8 

88,1 

92,4 

92,1 

94,6 

85,7 

91,8 

79,2 

83,2 

77,0 

70,5 

75,5 

VIII.  Steuern 

2,8 

2,1 

2,4 

3,1 

2,3 

2,7 

2,8 

2,6 

2,5 

3,4 

2,9 

3,1 

IX.  Versicherungen 

V 

2,4 

4,6 

4,7 

4,5 

4,6 

4,2 

3,8 

3,9 

5,9 

5,4 

11,5 

X.  Verkehrsmittel 

1,0 

— 

— 

0,5 

1,0 

0,5 

0,4 

— 

— 

0,3 

0,9 

XI.  Persönliche  Bedienung 



0,5 

2,2 





— 





— 

— 



— 

XII.  Geschenke  und  Unterstüt- 

zungen 

9,7 

2,3 

2.7 

0,7 

0,7 

3,6 

1,0 

4,1 

5,6 

2,0 

2,3 

5,9 

XIII.  Sonstige  Ausgaben 

1,0 

0,5 

0,4 

0,4 

0,3 

0,9 

2,9 

2,9 

3,6 

1,5 

0,2 

0,7 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Anteil    v.  H.    der    Gesamt- 

ausgabe: 

♦  Wohnungsmiete 

1.3,3 

14,1 

16,4 

17,5 

15,0 

14,3 

12,9 

12,7 

11,0 

11,4 

10,4 

10,7 

♦*  Zeitungen,  Bücher,  Vergnü- 

gungen, Vereine,  Reisen 

1,0 

1,3 

1,0 

1,0 

0,7 

2,6 

1,3 

3,6 

2,6 

4,5 

5,3 

2,8 

i)  Durchschnitt  I894 — 1910; 

der  Durchschnitt  1Ö83— 1910  •'<;- 

trägt  9,5%. 

Eine  Züricher  Wirtschaftsrechnung  von  1883 — 19 10, 
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vom  Hundert  der 

Gesamtausgabe 

berechnet. 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

V 

B 
S 
3 
tn 

32,9 

35,1 

34,5 

27,5 

29,7 

29,8 

30,8 

26,2 

28,8 

28,6 

22,1 

28,9 

29,6 

36,3 

33,7 

37,7 

32,5 

23,7 

19,9 

18,7 

20,1 

18,0 

19,6 

20,0 

21,2 

^2,0? 

26,3 

25,2 

21,5 

21,9 

25,0 

24,6 

23,1 

22,1 

4,3 

4,5 

4.8 

4,7 

7,4 

5,9 

4,8 

4,5 

4,2? 

2,1 

2,9 

3,0 

2,3 

2,3 

2,0 

2,6 

3,8 

9,1 

8,1 

8,2 

9,8 

7,8 

8,1 

9,0 

7,7 

10,0? 

11,1 

11,1 

11,0 

8,7 

10,0 

8,8 

9,7 

9,3 

1,9 

2,2 

1,9 

1,9 

1,7 

1,3 

0,6 

2,2 

1,0? 

1,5 

1,2 

1,2 

0,8 

0,8 

0,8 

0,7 

1,3 

6,0 

4,8 

4,1 

4,9 

2,6 

4,2 

4,7 

3,4 

3,4? 

2,7 

2,7 

3,1 

4,1 

3,8 

3,0 

3,9 

3,9 

1,0 

1,2 

1,0 

0,3 

0,9 

0,7 

0,7 

1,0 

0,6 

0,8 

0,6 

1,1 

0,8 

0,7 

0,7 

1,1 

0,8 

0,9 

0,5 

1,0 

1,1 

1,4 

1,3 

2,5 

2,0 

2,3? 

2,0 

2,2 

3,4 

2,7 

2,9 

3,6 

3,8 

2,2 

1,0 

0,8 

0,6 

0,4 

0,6 

0,5 

0,3 

0,4 

0,6? 

0,5 

0,7 

0,6 

0,8 

1,2 

0,7 

0,7 

0,7 

3,4 

2,2 

1,9 

1,6 

2,0 

1,8 

2,4 

2,4 

3,3? 

2,0 

2,7 

2,4 

2,2 

2,2 

2,4 

2,7 

2,3 

3,8 

3,2 

3,4 

2,6 

1,9 

2,2 

1,5 

1,0 

1,1? 

1,1 

1,3 

1,6 

1,9 

2,0 

1,8 

2,0 

2,0 

4,2 

4,9 

2,7 

4,8 

7,0 

6,1 

7,3 

8,4 

6,3? 

8,1 

6,8 

7,7 

10,8 

8,7 

9,5 

10,0 

7,3 

10,5 

10,8 

11,4 

16,3 

14,0 

13,7 

12,5 

10,2 

9,0? 

8,1 

8,9 

7,9 

7,2 

7,8 

7,8 

7,7 

10,0 

2,8 

2,7 

3,0 

1,9 

1,2 

1,3 

1,1 

.    1,2 

1,1? 

1,3 

1,4 

1,4 

1,0 

1,2 

1,0 

0,8 

1,5 

0,7 

1,2 

1,8 

1,6 

2,4 

2,2 

2,0 

2,9 

2,7? 

1,8 

2,1 

1,9 

2,6 

2,1 

3,3 

4,1 

2,2 

16,6 

14,9 

14,6 

16,2 

18,4 

15,9 

18,1 

17,0 

15,6? 

16,2 

16,0 

15,9 

16,8 

17,1 

15,8 

17,4 

16,6 

6,6 

16,1 

18,6 

8,9 

^,9 

10,6 

10,1 

10,8 

9,8 

10,2 

10,1 

12,4 

9,9 

9,2 

9,8 

7,5 

')10,l 

l,ö 

1,6 

1,5 

2,2 

1,2 

1,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,5 

2,0 

0,4 

0,8 

0,7 

4,6 

3,5 

2,4 

3,7 

7,0? 

4,2 

4,1 

3,9 

5,5 

3,0 

4,4 

2,2 

3,4 

13,2 

14,8 

14.0 

18,1 

16,3 

17,1 

13,5 

15,1 

15,2 

18,2 

10,0 

15,2 

14,3 

13,6 

16,0 

10,9 

13,6 

73,8 

67,9 

76,4 

77,3 

64,3 

71,4 

65,8 

79,0 

76,1 

72,6 

71,6 

81,9 

74,1 

60,6 

78,9 

61,7 

71,8 

13,5 

18,6 

11,4 

12,3 

24,3 

15,6 

16,0 

9,1 

11,5 

15,5 

11,3 

5,3 

11,5 

18,4 

7,4 

15,8 

12,8 

12,7 

13,5 

12,2 

10,4 

11,4 

13,0 

18,2 

11,9 

12,4 

11,9 

17,1 

12,8 

14,4 

21,0 

13,7 

22,5 

15,4 

15,1 

12,9 

15,3 

19,6 

17,0 

17,5 

17,6 

16,6 

15,6 

17,3 

12,3 

15,9 

13,3 

19,8 

18,0 

18,9 

16,8 

65,9 

71,8 

56,3 

59,3 

87,9 

80,6 

81,4 

80,5 

86,7 

77,4 

92,0 

84,3 

94,4 

83,8 

80,2 

86,5 

78,8 

1,2 

2,3 

1,0 

8,7 

_ 





0,5 



0,5 





_ 

— 

0,7 

5,4 

1,2 

1,3 

1,6 

1,9 

0,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,6 

31,6 

24,3 

40,8 

31,7 

12,1 

19,4 

18,6 

19,0 

13,3 

22,1 

8,0 

15,7 

5,6 

16,2 

19,1 

8,1 

19,4 

4.2 

4,6 

3,4 

2,9 

2,7 

2,3 

3,2 

3,0 

2,7 

2,5 

1,9 

2,6 

2,8 

5,5 

3,9 

4,3 

3,4 

1,2 

2,9 

1,4 

1,7 

7,0 

6,2 

9,6 

2,0 

6,9 

2,4 

1,1 

4,0 

6,5 

4-5 

3,2 

8,5 

3,9 

77,2 

85,5 

66,7 

55,2 

78,7 

78,1 

90,4 

73,7 

90,1 

48,4 

51,0 

68,1 

89,7 

81,1 

72,1 

91,9 

80,8 

22,8 

14,5 

33,3 

44,8 

21,3 

21,9 

9,6 

26,3 

9,9 

51,6 

49,0 

31,9 

10,3 

18,9 

27,9 

8,1 

19,2 

- 

- 

2,7 

4,9 

3,1 

2,5 

3,4 

12,5 

6,3 

5,3 

27,4 

11,9 

10,7 

- 

- 

— 

4,4 

15,5 

11,4 

12,8 

8,7 

7,8 

7,7 

6,0 

6,0 

6,7 

8,2 

6,6 

6,5 

9,5 

6,9 

9,1 

7,5 

10,3 

3,0 

6,9 

6,1 

8,9 

17,6 

18,0 

26,7 

25,3 

17,4 

25,4 

16,0 

25,9 

19,2 

32,0 

16,8 

21,6 

11,7 

32,1 

18,9 

32,9 

17,3 

31,5 

53,0 

21,4 

17,8 

20,6 

52,0 

39,7 

17,2 

37,1 

7,7 

23,6 

35,2 

21,0 

6i,9 

74,2 

61,0 

73,8 

50,9 

29,0 

51,9 

56,9 

62,0 

22,6 

44,3 

56,9 

43,7 

60,3 

59,6 

43,2 

67,3 

2,8 

2,1 

2,2 

1.7 

2,2 

3,6 

3,5 

2,9 

3,6 

5,7 

5,1 

6,1 

5,9 

7,4 

6,2 

7,5 

ä,9 

12,4 

11,6 

10,8 

9,6 

8,3 

7,9 

8,0 

7,5 

7,5 

7,2 

8,9 

4,8 

4,4 

2,1 

1,7 

1,8 

6,1 

0,4 

1,7 

0,9 

1,4 

0,8 

0,5 

0,3 

0,9 

1,5 

0,5 

3,5 

2,3 

0,5 

0,5 

0,5 

0,9 

0,9 

— 

— 

— 

— 

2,8 

3,0 

0,9 

3,9 

1,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,6 

1,5 

2,4 

1,9 

1,9 

2,0 

1.7 

3,1 

3,3 

3,1 

4,0 

1,0 

1,8 

2,4 

3,4 

7,6 

1,9 

3,0 

0,8 

0,5 

0,1 

2,0 

0,3 

02 

0,1 

0,1 

0,4 

0,1 

0,1 

0,0 

0,1 

— 

0,1 

0,1 

0,6 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

9,9 

9,5 

8,6 

11,6 

14,9 

14,1 

14,3 

13,4 

13,5 

13,4 

11,3 

13,4 

12,5 

16,6 

14,4 

16,4 

13,3 

5,5 

5,0 

2,9 

2,3 

3,8 

5,5 

2,9 

2,6 

2,6 

6,3 

3,7 

2,8 

5,4 

2,8 

3,7 

4,3 

3,4 
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Dr.  Max  Duttweiler: 


IV.  Entwicklung  der  Ausgaben  im 

(Die  Ausgaben  des  i.  Rechnungs- 


1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

I.  Nahrungs-  und  Genußmit- 

tel 

100 

117,5 

92,6 

99,9 

86,4 

79,6 

88,2 

101,6 

92,8 

84,3 

94,4 

81,7 

I.  Fleisch 

100 

2.  Wurst 

100 

3.  Butter 

100 

4.   Käse 

100 

5.  Eier 

100 

6.  Kartofifeln 

100 

7.  Grünwaren 

100 

8.  Salz,  Gewürze,   Oel 

100 

9.   Zucker.  Honig 

100 

10.  Mehl,    Reis,    Hülsen- 

früchte, Nudeln  usw. 

100 

II.  Obst  und  Südfrüchte 

100 

12.  Brot  und  Backwaren 

100 

13.  Kaffee  und  Cichorie 

100 

14.  Kakao  ,     Schokolade, 

Tee 

100 

13.  Milch 

100 

16.  Wein  und  Bier 

100 

75,2 

94,9 

24,1 

83,5 

44,9 

30,1 

132,3 

50,4 

32,8 

118,8 

33,4 

17.  Zigarren 

— 

18.  Sonstiges 

100 

II.  Kleidung,  Wäsche,  Reini- 

gung 

100 

140,8 

98,3 

92,1 

161,5 

143,4 

168,6 

107,7 

184,3 

123,9 

175,2 

193,5 

I.  Kleidung 

100 

124,4 

88,0 

79,6 

183,6 

158,0 

177,7 

104,5 

216,4 

141,4 

194,5 

166,0 

2.  Wäsche  und  Bettzeug 

100 

519,7 

282,5 

180,3 

358,8 

282,0 

589,0 

277,2 

3.57,5 

192,1 

554,8 

386,2 

3.  Reinigung    von    Klei- 

dung und  Wäsche 

100 

116,9 

91,7 

105,5 

82,5 

89,8 

83,1 

88,0 

87,3 

75,1 

73,5 

85,6 

III.  Wohnung  und  Hausrat 

100 

118,4 

104,1 

100,1 

101,3 

92,5 

91,8 

101,1 

80,8 

70,1 

67,4 

66,8 

I.  Miete  einschl.  Wasser- 

geld 

100 

100,0 

100,0 

98,4 

90,7 

83,3 

79,0 

91,0 

72,9 

62,5 

62,5 

62,5 

2.   Umzugskosten  ,     Aus- 

besserung d.  Wohnung 

— 

100,0 

— 

421,8 

1150,9 

363,6 

181,8 

110,0 

298,2 

363,6 

394.5 

500,0 

3.  Garten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100 

976,0 

— 

310,0 

120,0 

229,0 

4.  Möbel  u.  i.  Instandh., 

Reinigung  d.  Wohnung 

100 

159,6 

121,1 

87,1 

90,7 

113,2 

131,8 

95,3 

99,0 

69,7 

64.0 

50,9 

IV.  Heizung  ,    Feuerung    und 

Beleuchtung 

100 

74,6 

96,1 

35,2 

67,4 

94,3 

45,8 

91,0 

114,7 

67,3 

96,9 

71,9 

V.  Gesundheits-  und  Körper- 

pflege 

100 

112,7 

51.3 

97.9 

217,0 

10,3 

93,1 

46,4 

29,7 

37,9 

42.5 

18,0 

I.  Gesundheitspflege 

100 

112,3 

41,1 

103,2 

268,3 

7,2 

112,6 

46,6 

27,2 

39,7 

45,1 

W,5 

2.  Körperpflege 

100 

114,0 

81,3 

82,2 

65,7 

19,4 

35,5 

45,8 

37,0 

32,3 

35,0 

40,2 

VI.  Unterricht,  Schulgeld,Lehr- 

mittel 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

VII.  Geistige  und  gesellige  Be- 

dürfnisse 

100 

97.6 

95.1 

88.4 

97,6 

136,4 

115.2 

148,1 

127,1 

140,9 

140,8 

85.9 

I.  Zeitungen,  Bücher 

100 

159,2 

94,5 

87,9 

65,9 

10t),9 

74,9 

56,2 

42,6 

60,2 

i;«,o 

112,5 

2.  Vergnügungen  ,     Ver- 

eine, Keisen 

100 

116,5 

91,7 

105,5 

82,6 

922,9 

381,7 

l%.-j,l 

13.53,2 

2068,8 

2368,8 

1012,8 

3.  Taschengelder 

100 

93,1 

95,1 

88.1 

100,0 

12(5,7 

114,0 

127,1 

114,5 

117,5 

107,6 

70,2 

VIII.  Steuern 

100 

83,9 

81,6   100.2 

82,3 

91,0 

97.3 

98,4 

95,7 

111,1 

102,4 

107,9 

IX.  Versicherungen 

— 

100 

164,8  162,2 

166,7 

164,8 

155,3 

157,0 

155,9 

204,0 

202,5 

422,2 

X.   Verkehrsmittel 

— 

100 

— 

— 

41,7 

84.5 

47,1 

41,0 

— 

— 

22,7 

80,9 

XI.  Persönliche  Bedienung 

— 

100 

400,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

XII.  Geschenke  und  Unterstüt- 

zungen 

100 

25.4 

25,3 

6,8 

6,7 

34,4 

9.9 

44.7 

59.7 

18,6 

23.2 

57,8 

XIII.  Sonstige  Ausgaben 

100 

50,2 

37,4 

32,7 

29,0 

84,1 

272,7 

299,5 

366,8 

126,9 

19,3 

65,7 

Gesamte  Jahresausgabe 

100 

108,4 

93,1 

89,3 

96,7 

93,3 

95,7 

106,2 

1 

104,2 

89,3 

97,5 

95,2 
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Verhältnis  zum  i.  Rechnungsjahr. 

Jahres  gleich   100  gesetzt.) 


1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

86,9 

99,3 

104,5 

94,5 

117,3 

124,9 

126,9 

115,5 

125,4 

126,0 

114,8 

128,5 

145,3 

136,7 

152,8 

151,1 

113,4 

109,0 

107,5 

104,6 

116,4 

135,2 

139,9 

135,1 

1.52,1? 

182,8 

15M,4 

1.52,3 

175,3 

188,4 

207,2 

192,5 

101,1 

119,5 

135,4 

117,9 

231,2 

198,7 

l<;3,5 

137,7 

142,8  ? 

70,7 

87,(> 

103,6 

91,3 

83,0 

81,4 

105,0 

9,5,0 

9K,6 

103,4 

111,3 

109,8 

121,6 

138,0  1  106,4 

151,2? 

167,6 

154,0 

169,6 

1-52,8 

161,1 

161,0 

175,6 

82,8 

110,7 

101,0 

92,5 

100,8 

80,9 

36,3 

132,6 

66,5  ? 

94,2 

71,1 

81,1 

55,7 

59,8 

62,7 

.55,2 

84,7 

78,2 

69,8 

75,9 

.50,3 

85,5 

98,2 

64,0 

68,7? 

.56,1 

.50,7 

61,3 

9.5,9 

84,0 

74,4 

96.1 

104,7 

147,7 

136,8 

34,2 

139,5 

102,9 

111,3 

142,4 

90,2 

123,7 

84,1 

188,0 

1.53,5 

121,8 

135,2 

194,5 

13.5,1 

77,7 

175,7 

174,3 

261,6 

269,3 

516,5 

377,7 

471,.5? 

425,3 

425,7 

713,6 

635,4 

663,5 

911,8 

944,3 

94,3 

83,3 

67,1 

43,4 

78,6 

67,6 

36,8 

52,7 

75,0  ? 

73,6 

85,0 

88,6 

122,5 

16Vt,5 

118,5 

118,2 

190,0 

145,1 

131,3 

99,5 

148,6 

147,5 

196,8 

180,0 

264,2  ? 

160,9 

144,6 

200,0 

202,7 

192,3 

233,8 

266,6 

96,8 

91,6 

103,0 

72,6 

66,1 

81,5 

55,7 

33,2 

.39,9  ? 

40,6 

43,3 

59,1 

78,6 

78,1 

80,6 

87,3 

103,1 

136,5 

79,5 

132,1 

232,5 

216,6 

260,9 

276,1 

225,2  ? 

290,0 

220,6 

281,5 

415,6 

337,2 

409,4 

428,9 

98,8 

116,7 

129,4 

166,9 

178,3 

185,1 

172,5 

128,4 

123,1? 

111,2 

111,1 

110,1 

113,6 

11.5,3 

129,3 

126,2 

109,1 

120,3 

139,5 

78,7 

64,1 

72,8 

65,1 

62,1 

62,4? 

71,4 

70,6 

78,7 

67,6 

77,0 

68,8 

51,5 

140,4 

293,3 

444,2 

346,2 

663,5 

638,5 

585,0 

774,0 

436,7  ? 

540,4 

578,8 

582,7 

895,2 

663,5 

1169,2 

14.56,7 

93,9 

96,1 

99,4 

99,3 

140,5 

129,1 

149,7 

128,0 

127,4  ? 

132,4 

119,6 

132,8 

1.58,5 

1.52,6 

1.57,1 

171,5 

53,0 

146,8 

178,3 

76,9 

74,2 

121,8 

118,2 

114,3 

113,3 

117,9 

106,2 

146,4 

13a,3 

11.5,6 

137,9 

103,6 

100 

119,7 

117,3 

1.54,-2 

105,3 

102,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

103,8 

22,6 

46,9 

37,6 

020,9 

2.57,1 

178,5 

2.55,0 

518,7  ? 

312,4 

279,6 

294,3 

477,9 

245,6 

403,1 

198,3 

175,5 

211,1 

214,7 

313,5 

324,8 

360,8 

279,6 

336,0 

332,3 

404,7 

261,3 

340,8 

353,5 

259,0 

366,9 

219,1 

198,3 

219,5 

2.51,2 

371,1 

319,7 

394,5 

281,7 

406,5 

387,3 

449,9 

28ti,3 

427,4 

400,9 

240,5 

443,1 

207,0 

505,3 

835,8 

.522,4 

816,4 

1678,0 

1198,5 

953,5 

649,0 

812,7 

1331,6 

628,1 

38.5,1 

866,7 

1014,0    575,4 

737,3 

74,1 

94,8 

87,0 

109,1 

123,5 

156,1 

169,4 

133,2 

137,3 

160,7 

149,3 

145,4 

169,9 

181,1 

168,2 

l(i4,2 

81,4 

74,7 

95,3 

137,4 

137,2 

149,8 

148,1 

150,0 

139,1 

155,8 

131,2 

144,6 

133,2 

152,5 

167,1 

155,0 

62,5 

62,5 

62,5 

97,9 

1.50,0 

150,0 

150,0 

1.50,0 

150,0 

150,0 

150,0 

151,6 

1.56,2 

1.58,9 

166,7 

166,7 

468,2 

5.52,7 

471,8 

1.589,1 

— 



87,3 

_ 

81,8 



_ 

— 

— 

118,2 

909,1 

126,0 

140,0 

220,0 

50,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

131,5 

92,6 

198,5 

222,7 

84,6 

148,8 

140,5 

145,4 

91,2 

176,0 

53,9 

116,0 

38,3 

126,5 

163,3 

64,0 

93,4 

107,9 

85,6 

83,4 

88,1 

81,7 

109,2 

110,5 

96,5 

93,6 

84,1 

96,3 

113,8 

172,7 

147,6 

144,9 

33,1 

87,0 

43,3 

62,1 

286,7 

269,9 

411,7 

93,5 

312,6 

110,8 

56,6 

186,4 

330,6 

175,1 

149.1 

352,1 

34,2 

99,7 

3S,7 

45,9 

302,1 

282,4 

498,1 

92,2 

^77,1 

71,9 

38,6 

169,9 

397,3 

190,2 

143,9 

433,1 

29,8 

49,8 

57,1 

109,8 

241,4 

233,0 

156,7 

97,1 

122,4 

225,8 

109,4 

235,2 

134,0 

130,5 

164,6 

113,1 

— 

— 

100 

204,2 

150,7 

128,3 

172,6 

673,8 

335,9 

284,5 

1741,0 

644,3 

640,7 

— 

— 

— 

127,4 

100,5 

120,9 

92,6 

95,8 

99,9 

77,2 

81,3 

90,7 

112,3 

106,7 

89,5 

145,1 

81,0 

127,6 

93,1 

61,4 

109,9 

116,6 

130,8 

268,5 

286,7 

327,5 

327,5 

251,4 

4,52,3 

271,7 

368,2 

443,2 

412,3 

340,1 

319,4 

2953,2 

1371,6 

2872,5 

11.54,1 

2178,0 

3823,9 

1 194,5 

1045,9 

1348,6 

4219,3 

3057,8 

1112,8 

8884,4 

4.50,5 

2174,3 

2367,9 

89,5 

80,8 

79,9 

74,1 

52,7 

31,3 

43,4 

50,1 

60,9 

27,5 

51,2 

55,2 

68,7 

52,8 

82,4 

43,5 

104,9 

84.4 

91,9 

82,1 

120,9    214,3 

202,0 

178,9 

220,6 

354.0 

372,6 

380,1 

408,8 

391,8 

398,2 

420,0 

492,0 

492,0 

492,0 

492,0 

492.3  !  491,7 

491,7 

491.7 

491,7 

478,4 

695.6 

318,5 

321,7 

116,4 

116,4 

107,8 

38,9 

172,1 

96,1 

174,4 

114,9  i    67,5 

51,4 

138,2 

230,7 

82,4 

658,9 

377,9 

93,8 

76,0 

75,9 

139,0 

— 

— 

— 

— 

843,7 

962,5 

281,2 

1308,7 

554,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

15,9 

2Ö,9 

23.2 

26,3 

30,9 

28.1 

50,8 

57,9 

54,4 

69,9 

21,6 

32.9 

46,3 

50,5 

138,6 

29,8 

75,4 

58,9 

15,6 

265,1 

42,4 

36,6 

18,7 

10,0 

61,4 

15,6 

21,8 

9,3 

15,6 

— 

12,5 

21,5 

102,7 

110,7 

118,0 

133,5 

153,4 

162,7 

160,1 

171,1 

169,1 

171,4 

202,2 

173,0 

190,5 

146,4 

176,3 

155,6 
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Dr.  Max  Duttweiler: 


V.  Vergleichung  der  Ausgaben  nach  einigen 


Gruppierung  der  Ausgaben 


Jahr 


1889 

bis 

1890 


1890 


I 


II 


X 


XI 


Jahr 
1900 


IX  t    X 


XII 


XIII I  XIV 


Proz.li'roz 


I.  Nahrungs-   und    Genußmittel    . 
II.  Kleidung,  Wäsche,  Reinigung  . 

III.  Wohnung  und   Hausrat    .... 

IV.  Heizung,    Feuerung   und  Beleuch- 
tung       

V.  Gesundheits-  und  Körperpflege 
VI.  Unterricht,    Schulgeld,    Lehrmittel 
VII.  Geistige  und  gesellige  Bedürfnisse 

VIII.  Steuern 

IX.  Versicherungen 

X.  Verkehrsmittel 

XI.  Persönliche  Bedienung     .... 

XII.  Geschenke  und  Unterstützungen  . 

XIII.  Sonstige  Ausgaben 

Zusammen 


44,8 
13,7 
18,5 

8,9 
1,8 


0,3 
0,3 
0,3 


11,4 


49,8 
11,6 
20,7 

5.5 
2,0 


Proz 
37,2 

7,8 
18,1 

4,0 
1,6 


Proz, 

36,8 

7,2 

13,2 

4,6 
10,5 


4,1 
0,5 
0,7 


0,1 
5,0 


17,5 
2,6 
3,8 
0,4 

4,1 

2,9 


9,1 
5,3 
2,1 

4,6 

2,5 

4,1 


IOC      100      100 


Proz. 
30,8 

11,6 

15,5 

8,5 
4,4 


5,7 

3,7 

17,0 


2,8 


Proz. 
29,8 
17,1 
17,5 

2,3 
6,2 

2,5 

7,7 
3,6 
7,9 
0,5 
3,0 

1,7 

0,2 


Proz. 

30,3 
12,9 
14,1 

3,4 
1,2 

1,4 

5,5 
5,5 
10,1 
0,8 
4,3 
5,6 
4,9 


Proz. 

34,4 

6,9 

28,6 


5,1 
5,2 

6,2 
1,2 
2,4 
2,1 

4,1 
0,1 

3,7 


100 


Proz. 

24.9 

8,6 

26,9 

1,6 

0,5 
4,6 
15,8 
3,7 
4,0 
1,0 
6,2 
0,1 
2,1 


100 


*)  Die  in  Uebersicht  V  einander  gegenübergestellten  und  nach  dem  Rang  der 
Wohlhabenheit  der  Familien  mit  römischen  Ziffern  bezeichneten  Wirtschaftsrech- 
nungen sind  die  in  den  folgenden  Schriften  behandelten : 

II     I.     Carl  Laiidolt,   Zehn  Basler  Arbeiterhaushaltungen.     Zeitschrift  für  Schwei- 
zerische Statistik.    1891. 
Beobachtungszeit:    i   Jahr,    1889/1890.     Ort:  Stadt  Basel. 
Familien  :  Ehepaare  mit  durchschnittlich  3  Kindern. 

Einnahmen:   durchschnittl.   Fr.    1826.      Ausgaben:   durchschnittl.  Fr.  1778. 
I  Daraus  Rechnung  H  : 

Familie :    Mann  27,    Frau  27,    Kind    '/^  J^hr  alt.      Beruf    des    Mannes  • 

Schneidergeselle. 
Wohnung  :    i   Zimmer  und  Küche. 
Einnahmen:  Fr.    1749.  Ausgaben:  Fr.    1736. 

Bemerkung:  Verhältnismäßig  gute  Lage  (Fr.   1500  Vermögen). 
XI     2.     E.  Hofmann,  Zwei  Haushaltungsbudgets  aus  dem  Kanton  Thurgau.     Zeit- 
schrift für  Schweizerische  Statistik.    1892. 
Daraus  Rechnung  I : 
Zeit:    I  Jahr,   1891.     Ort:  Gemeinde  im  Kanton  Thurgau. 
Familie:  Mann  31,  Frau  24,   Kind   7-'  Jahr  alt,  Dienstmädchen. 
Beruf  des  Mannes :  Beamter  (akademisch  gebildet). 
Wohnung :  Haus  von  7  Zimmern. 

Einnahmen:  Fr.  5000  (Fr.  3500  Gehalt,  Fr.  1500  Zinsen  vom  Vermögen). 
Ausgaben  :  Fr.  4760. 
3.     E.  Ho/mann,  Zwei  Haushaltungsbudgets  über  einen  20jährigen  Zeitraum. 
Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.     VI.  Bd.     1893. 
VI  Rechnung  I  (daraus  die  2.  Periode): 

Zeil:    10  Jahre,    1876 — 85.     Ort:  Landgemeinde  im  Kanton  Thurgau. 
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verschiedenen  Wirtschaftsrechnungen  ^). 


Durchschnitt  der  Jahre 

1901 

1876 

1876 

1895 

1883 

1899 

1894 

1874 

1907 

1910 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

«905 

1885 

1885 

1907 

1910 

1910 

1908 

1903 

V    i villi  IX  1   X   |XIII|XIV 

IV  1   X    IXIII 

III 

VI 

VII 

IX 

X 

XIII 

XIV 

XV 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

P^roz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

50,8 

36,4 

33,5 

29,6 

35,8 

31,9 

59.5 

37,7 

28,1 

51,4 

47,5 

46,3 

32,9 

32,5 

32,5 

30,9 

25.9 

13.3 

13.9 

13,0 

14,3 

9,9 

11,6 

7,3 

10,9 

II.5 

7,9 

11,3 

9,2 

13,0 

13,6 

8,8 

9,1 

4.8 

IS.5 

19,3 

13,« 

13.3 

21,8 

15.« 

7,0 

18,9 

14,0 

21,7 

1 

/22,I 
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XII     5. 


Familie  :  Mann  46  *),  Frau  45,  drei  Töchter  19,   18  und  9,  Sohn  15  J.  alt. 

Beruf  des  Mannes :  Kommis.     Wohnung :  Stockwerk  von  5  Zimmern. 

Einnahmen:  durchschnittl.   Fr.  3175.     Ausgaben:  durchschnittl.  Fr.  2446. 

Bemerkung:  die  Frau  betreibt  einen  Spezereiladen. 
Rechnung  II  (daraus  die  2.  Periode): 

Zeit:   10  Jahre,   1876 — 85.     Ort:  Landgemeinde  im  Kanton  Thurgau. 

Familie:  Mann  (gest.  1878),  Vater  des  Mannes  (seit  1878),  Frau  45,  drei 
Töchter   16,    11  und    10  Jahre  alt. 

Beruf  des  Mannes:  Sekundarlehrer ;  seines  Vaters:  Privatmann. 

Einnahmen  :  —         Ausgaben :  durchschnittl.  Fr.  2036. 

A.  Etuminghaus,   Zum  Kapitel  der  Haushaltskosten.     Jahrbücher  für  Na- 
tionalökonomie und  Statistik.     III.  Folge,  28.  Bd.    1904. 
Aus  der  behandelten  Rechnung  die  3.  Periode: 

Zeit:  30  Jahre,   1874 — 1903.     Ort:  mitteldeutsche  Mittelstadt. 

Familie:  anfänglich  Mann,  Frau,  4  Söhne,  2  Töchter;  seit  1895  Mann, 
Frau,  I  Sohn;  die  übrigen  Söhne  und  die  Töchter  scheiden  von  1886 
an  nacheinander  aus ;  durchschnittl.  3  Dienstboten. 

Beruf  des  M-^nnes:  Staatsbeamter.  Wohnung:  bis  1897  Dienstwohnung 
zu  durchschnittl.  M.  161 5,  seit  1898  eigenes  Haus  zu  M.  2112  Ka- 
pitalzins. 

Einnahmen:  durchschnittl.  M.    18  134  (einschließl.  Kapitalzinsen). 
Ausgaben:  durchschnittl.  M.   16203. 

Ihfiriette  Fürth,  Ein  mittelbürgerliches  Budget  über  einen  zehnjährigen 
Zeitraum.    1907. 


*)  Bei  Rechnungen    über    längere  Zeiträume    ist  das  Alter  der  Familienglieder 
im  letzten  Rechnungsjahre  angegeben. 


120  Dr.  Max  Duttweiler: 

Daraus    l   Jahr: 

Zeit:    I  Jahr,   1 899/1 900.     Ort:  Frankfurt  a.  M. 

Familie:  Mann  52,  Frau,  vier  Söhne  22,  12,  i  und  l,  vier  Töchter  19, 
18,   16  und  7  Jahre  alt. 

Beruf  des  Mannes:  Kaufm.  Beamter.  Wohnung:  Stockwerkswohnung  v. 
7  Zimmern. 

Einnahmen:   ?         Ausgaben:  M.  9774. 

Bemerkung :  die  Frau  betreibt  ein  Schneiderinnenatelier. 
IX     6.     Karl  v.  Keller^  Wirtschaftsrechnungen.     1908. 

Zeit:  12  Jahre,  1895  — 1907.  Ort:  1896 — 99  Landgemeinde  im  Erzge- 
birge,   1899/1901    Provinz  Posen  (Land),  nachher  Leipzig. 

Familie :  Mann  58,  Frau,  Sohn   1 1   Jahre  alt,  Schwiegermutter. 

Beruf  des  Mannes:  Buchhalter,  dann  selbständiger  Bücherrevisor. 
Wohnung :   ? 

Einnahmen:   1900:  M.  2330;    1907:  M.   3570;  durchschnittl.  M.  2530. 

Ausgaben:      1900:  M.  2292;   1907:  M.  3434;  1  M.  2517. 

7.  Erhebung    von  Wirtschaftsrechnungen   minderbemittelter  Familien  im 

Deutschen  Reiche.     Bearbeitet  vom  Kaiserl.  Statist.  Amte.     1909. 
Daraus  : 
VIII  Durchschnittliche  Ausgabe  von  mittleren  Beamten  und  Lehrern    (82  Fa- 

milien) mit  M.   3000 — 4000  Ausgaben.     Zeit:    l   Jahr,    1907. 
V  Durchschnittliche  Ausgabe  von  Arbeiterfamilien  mit  M.  2500 — 3000  Aus- 

gaben.    Zeit:   I   Jahr,   1907. 

8.  Zwei  Wirtschaftsrechnungen  von  Familien  höherer  Beamter. 

Bearbeitet  im  Kaiserl.  Statist.  Amte.     191 1. 
XIV  Rechnung  I: 

Zeit:  15  Jahre,  1894 — 1908.  Ort:  1894 — 99  größere  Stadt  Westfalens, 
1900 — 02  Berlin,  dann  westl.  Vorort  von  Berlin. 

Familie:  Mann  58,  seine  Schwester  55,  zwei  Söhne  18  und  17,  Tochter 
15  Jahre  alt,  zwei  Dienstboten. 

Beruf  des  Mannes:  höherer  technischer  Beamter.  Wohnung:  seit  1897 
Stockwerkswohnung  von  8  Zimmern. 

Einnahmen:  1894:  M.  6541;  1900:  M.  10326;  1907:  M.  91 11;  durch- 
schnittl. M.  8585. 

Ausgaben:     1894:  M.  6600;    1900:  M.    11  680;   1907:  M.    1 1  077 ;  durch- 
schnittl. M.  9812. 
XIII  Rechnung  II: 

Zeit:    12  Jahre,   1899 — 1910.     Ort:  westliche  Vororte  Berlins. 

Familie:  Mann  42,  Frau  37,  drei  Töchter  11,  10  und  4,  zwei  Söhne  9 
und  5  Jahre  alt,  l  Dienstmädchen  und,  mit  Unterbruch,  eine  weitere 
Hilfskraft. 

Beruf  des  Mannes:  wissenschaftlich.     Wohnung:  4,  seit   1906  6  Zimmer. 

Einnahmen:  1900:  M.  4589;  1907:  M.  6932;  1910:  M.  9984;  durch- 
schnittl. M.  6289. 

Ausgaben:  1900:  M.  4580;  1907 :  M.  7467;  1910:  M.  9868;  durch- 
schnittl. M.  6259. 

9.  Xaver    Schmid,    Der    Arbeiterhaushalt    (Die    Jahresrechnungen    fünf    ost- 

schweizerischer Familien).     Zürich   191 1. 


Eine  Züricher  Wirtschaftsrechnung  von   1883 — 1910.  I27 

IV  Daraus  Rechnung  C : 

Zeit:   I  Jahr,    1910.     Ort:  Gemeinde  Romanshorn. 

Familie:  Mann  38,  Frau  36,  zwei  Söhne  11  und  6,  Tochter  i  Jahr  alt; 
Schlafgänger  (während  4  Monaten). 

Beruf  des  Mannes:  Eisenbahnarbeiter.  Wohnung;  Erdgeschoß  eines  eige- 
nen zweistöckigen  Häuschens. 

Einnahmen  :   Fr.   2984.  Ausgaben  :   Fr.   3050. 

IG.     F.  Krömmelbem,  Massenverbrauch  und  Preissteigerungen  auf  Grund  Bas- 
lerischer  Wirtschaftsrechnungen.    Basler  volkswirtschaftliche  Arbeiten. 
Nr.  2.     1911. 
III  Daraus   Rechnung  C  ; 

Zeit:  5  Jahre,    1901  — 1905.     Ort:  Stadt  Basel. 

Familie:    Mann  38,  Frau  35,  zwei  Söhne  7  und  4,  Tochter  5  Jahre  alt. 

Beruf  des  Mannes  :  Beschäftigung  in  einem  staatlichen  Betriebe. 

Wohnung  :  3 — 4  Zimmer. 

Durchschnittliche  Einnahmen:  Fr.  2176.20.     Durchschnittliche  Ausgaben  : 
Fr.  2062.68. 
X  II.     Die  bearbeitete    Züricher    Wirtschaftsrechnung. 
Nach  Abschluß  dieser  Arbeit  erschien: 
12.     Karl  Biitmayitt^    Arbeiterhaushalt  und  Teuerung,    1914,    enthaltend  u.  a. 
die    folgende    Wirtschaftsrechnung    über  einen  längern  Zeitraum,    die 
zum  Einbezug  in  die  vergleichende  Uebersicht  V  geeignet  wäre: 
Familie  2 : 

Zeit:   17  Jahre,    1896 — 1912.     Ort:  Badische  Stadt  der  Seegegend. 

Familie:   Mann  45,   Frau  47  Jahre  alt;  kinderlos. 

Beruf  des  Mannes  :  Holzarbeiter.     Die  Frau  ist  mit  erwerbstätig. 

Durchschnittliche  Einnahmen:  M.  1481.87.  Durchschnittliche  Ausgaben: 
M.   1484.83. 

Von  den  Ausgaben  entfallen  durchschnittlich  auf:  Nahrung  52,1  Proz., 
Kleidung  u.  Wäsche  6,8  Proz.,  Wohnung  u.  Hausrat  25,0  Proz., 
Heizung  u.  Beleuchtung  5,5  Proz.,  geistige  u.  gesellige  Bedürfnisse 
2,2  Proz.,  Steuern  1,7  Proz.,  Versicherungen  2,6  Proz.,  Geschenke 
0,8  Proz.,  sonstige  Ausgaben  (inbegriffen  Gesundheits-  u.  Körper- 
pflege) 3,3  Proz. 

Die  Nahrungsausgabe  verteilt  sich  mit  58,6  Proz.  auf  tierische,  30,7  Proz. 

auf  pflanzliche  und    10,7  Proz.  auf  sonstige  Nahrungs-  und  Genußmittel. 
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II.   MISZELLEN. 


Unsere  Sache  ^). 

Deutschland  ist  durch  den  gegenwärtigen  Krieg  gegenüber  der 
öffentlichen  Meinung  fast  aller  Länder  in  eine  Lage  gekommen,  die  es 
einem  Deutschen  außerordentlich  schwer  macht,  sich  über  denselben 
zu  äußern.  Denn  jede  Aeußerung  erscheint  als  ein  Betteln  um  gute 
Meinung,  und  man  wird  uns  nicht  verübeln,  wenn  wir  das  Betteln  ver- 
schmähen, wo  uns  unser  Gewissen  sagt,  daß  wir  im  Rechte  sind. 

Wer  in  den  neutralen  Ländern  den  Ereignissen  dieser  Zeit  objek- 
tiv gegenübersteht,  wird  uns  dies  nachfühlen  können.  Wenn  ich  trotz- 
dem der  Aufforderung  entspreche,  hier  unseren  Standpunkt  zu  ver- 
treten, so  bestimmt  mich  dazu  die  Erwägung,  daß  wir  uns  einem  Feinde 
gegenüber  befinden,  dem  nicht  mit  Pulver  und  Kanonen  beizukommen 
ist,  die  jetzt  auf  den  Schlachtfeldern  das  Wort  haben.  Es  ist  «in  Feind 
viel  schlimmerer  und  heimtückischerer  Art,  der  mit  Holzpapier  und 
Druckerschwärze  ficht,  und  zwar  nicht  erst  seit  heute,  sondern  schon 
seit  vielen  Jahren.  Und  dieser  Feind  kann  nur  mit  seinen  eigenen 
Waff"en  bekämpft  werden. 

Man  muß  die  Organisation  des  Nachrichtendienstes 
in  der  Presse  kennen,  um  die  Gefährlichkeit  dieses  Gegners  zu  be- 
greifen. Er  hat  seinen  Sitz  in  den  großen  Depeschen-Agenturen,  haupt- 
sächlich dem  Reuter-Bureau  und  der  Agence-Havas,  deren  Verbindun- 
gen über  die  ganze  Welt  gehen,  und  deren  Nachrichten  in  der  Presse 

i)  Die  nachstehenden  Ausführungen  wurden  von  mir  auf  Ersuchen  eines  Kol- 
legen im  November  für  eine  norwegische  Zeitschrift  (Samtiden)  niedergesehrieben. 
Es  wird  wohl  keiner  Rechtfertigung  bedürfen,  wenn  ich  sie  auch  an  dieser  Stelle 
in  ihrer  ursprünglichen  Fassung  veröffentliche.  Ich  habe  dazu  um  so  mehr  Ver- 
anlassung, als  Herr  Professor  Eduard  Gran,  der  Herausgeber  von  Samtiden,  wel- 
cher mich  um  diese  Aeußerung  ersuchen  ließ,  wie  ich  einem  Aufsatze  von  Wuudt 
in  der  »Scientiac,  Bd.  XVII  entnehme,  schon  vorher  öffentlich  gegen  uns  Partei  er- 
griffen hatte,  also  durch  eine  objektive  Aeußerung  von  deutscher  Seite  ebenso 
wenig  mehr  belehrt  werden  konnte  wie  der  unter  seinem  Einflüsse  stehende  Leser- 
kreis. Wäre  mir  dies  vorher  bekannt  gewesen,  so  würde  ich  unsere  Sache  ruhig 
dem  Schwerte  unserer  Feldgrauen  überlassen  und  geschwiegen   haben. 
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der  meisten  Länder  ohne  jede  Kritik  nachgedruckt  werden.  Selbst  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  die  sich  durch  die  »Associated 
Press«  für  die  inneren  Landesnachrichten  dieser  Umschlingung  zu  ent- 
ziehen gewußt  haben,  unterliegen  vermöge  des  unter  den  großen 
Bureaux  bestehenden  Depeschen-Austausches  weithin  diesem  Einflüsse. 

Die  Agence-Havas  ist  vollständig  im  Dienste  der  französischen 
Regierung;  sie  beherrscht  direkt  und  indirekt  das  ganze  französische 
Zeitungswesen ;  sie  liefert  der  Presse  Spaniens,  Portugals,  Italiens,  der 
Balkanstaaten,  Südamerikas  und  selbstverständlich  auch  der  französi- 
schen Kolonien  den  Stoff,  mit  dem  ihre  Spalten  gefüllt  werden.  Das 
Reuter-Bureau  beherrscht  England  und  sein  weites  Kolonialreich,  Per- 
sien, Ostasien  und  erstreckt  seinen  Einfluß  selbstverständlich  auch  auf 
die  in  englischer  Sprache  erscheinenden  Tagesblätter  der  nordamerika- 
nischen Union.  Die  einheimischen  Depeschen-Agenturen  Rußlands  und 
Skandinaviens  sind  für  fremde  Nachrichten  ganz  von  ihm  abhängig. 
Ein  Netz  von  Vertretern  dieser  Organisationen  ist  über  die  ganze  Erde 
ausgespannt  und  macht  überall  die  öffentliche  Meinung. 

So  kommt  keine  Nachricht  aus  England  oder  Frankreich  und  keine 
gelangt  in  diese  Länder,  die  nicht  die  Zensur  dieser  Bureaux  und  da- 
mit der  Regierungen  dieser  Staaten  durchlaufen  hat.  Seit  einer  Reihe 
von  Jahren  schon  ist  auch  die  Presse  aller  oben  genannten  Länder, 
auch  die  der  heute  neutralen,  aus  diesen  Quellen  gespeist  worden. 
Selbst  wenn  die  Bureaux  nur  Nachrichten  vermittelten,  so  würde  doch 
schon  die  Fonn,  in  der  sie  vor  die  Oeftentlichkeit  treten,  von  ihnen 
bestimmt  sein,  und  diese  ist  seit  langer  Zeit  die  des  Uebelwollens,  der 
versteckten  Feindschaft,  der  inneren  Parteinahme  gegen  das  Deutsche 
Reich.  Die  Männer,  welche  den  Hebel  des  weitreichenden  Apparates 
der  Presse  in  Händen  haben,  wissen  sehr  wohl,  daß  bei  der  telegra- 
phischen Nachrichtenvermittlung  der  erste  Eindruck  entscheidet ;  sie 
brauchen  gar  nicht  einmal  Unrichtiges  zu  berichten ;  in  der  Art,  wie 
sie  das  Unliebsame  verschweigen,  das  ihnen  Dienende  mitteilen,  liegt 
eine  fortgesetzte  Beeinflussung  der  öffentlichen  Meinung  zugunsten  ihrer 
Auftraggeber  und  zu  unseren  Ungunsten. 

So  fand  der  Ausbruch  des  Krieges  den  Boden  wohl  vorbereitet, 
und  man  muß  es  unseren  Gegnern  nachsagen,  daß  in  ihm  die  Saat  der 
Lüge  und  Verleumdung,  welche  seither  ausgestreut  worden  ist,  üppig 
aufgewuchert  ist.  Sie  waren  sich  dieses  Vorteiles  wohl  bewußt  und 
suchten  ihn  nach  Möglichkeit  zu  verstärken.  England  ließ  sofort  die 
Kabel  zerschneiden,  welche  uns  mit  den  überseeischen  Ländern  ver- 
banden, um  uns  das  Ohr  derselben  zu  verschließen  ;  es  zerstörte  die 
Einrichtungen  für  die  drahtlose  Telegraphie,  um  seiner  Presse  die 
Alleinherrschaft  über  die  Geister  in  aller  Welt  zu  sichern.  Die  Presse 
hat  in  allen  Ländern  ohne  Ausnahme  sich  den  Anforderungen  des 
Krieges  nicht  gewachsen   gezeigt.     Sie    hat    ein    beschämend   geringes 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     1915.     i.  Q 
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Bewußtsein  von  ihrer  Pflicht  offenbart,  der  Wahrheit  und  nur  der 
Wahrheit  zu  dienen.  Dazu  ist  sie  überall  in  den  kriegführenden  Län- 
dern einer  strengen  Zensur  unterworfen  worden,  gegen  welche  die 
Amerikaner,  soweit  England  in  Betracht  kommt,  sich  vergeblich  auf- 
gelehnt haben.  So  konnte  dem  wirklichen  Kriege  ein  Preßfeldzug  zur 
Seite  treten,  in  dem  mit  den  verwerflichsten  Mitteln  gekämpft  wird 
und  die  schmerzlichen  Wunden  des  Schlachtfeldes  immer  weiter  auf- 
gerissen und  vertieft  werden.  Gegen  diese  Flut  des  Yölkerwahnsinns 
und  der  Bosheit  aufzutreten,  mag  leicht  als  ein  fruchtloses  Beginnen 
erscheinen.  Muß  jeder  derartige  Versuch  doch  mit  dem  Verzweiflungs- 
schrei beginnen,  daß,  was  wir  seither  als  eine  der  besten  Früchte  der 
Kultur  betrachtet  haben,  die  Zeitungspresse,  dieses  Namens  unwürdig, 
daß  sie  ein  Tummelplatz  der  Unkultur  geworden  ist. 

Daß  es  der  britischen  Admiralität  gelingen  konnte,  dem  ganzen 
Lande,  und  natürlich  auch  der  übrigen  Welt,  ein  so  wichtiges  Ereignis 
wie  den  Untergang  des  Dreadnought  »Audacious«  fast  vier  Wochen  lang 
zu  verheimlichen,  daß  das  Erscheinen  der  Türken  am  Suezkanal  in  der 
englischen  Presse  nicht  einmal  erwähnt  werden  durfte,  spricht  für  die 
Wirksamkeit  und  Macht  dieses  Systems.  Mit  aller  Schamlosigkeit  hat  das 
»Zentralkomitee  der  nationalen  und  patriotischen  Organisationen«  den 
Plan  enthüllt,  wie  man  öffentlich  Meinung  macht  und  dafür  sorgt,  daß 
sie  nicht  umschlägt.  Ein  großer  Teil  der  englischen  Presse  ist  der 
Vertrustung  unter  den  Gebrüdern  Harmsworth  anheimgefallen;  sie 
kann  von  einem  Punkte  aus  beherrscht  werden  und  hat  nicht  einmal 
mehr  ein  Gefühl  für  ihre  Erniedrigung. 

Unter  diesen  Umständen  gehe  ich  nur  mit  tiefster  Resignation  an 
die  Aufgabe,  die  Ereignisse,  welche  zu  diesem  Kriege 
geführt  haben,  ins  Gedächtnis  zurückzurufen. 

Die  Ermordung  des  österreichischen  Thronfolgers  und  seiner  Ge- 
mahlin in  Serajewo  am  28.  Juni  1914  war,  wie  die  gerichtliche  Unter- 
suchung unwiderleglich  festgestellt  hat,  unter  Mitwirkung  der  serbischen 
Regierung  und  mit  Waffen  aus  den  staatlichen  Arsenalen  Serbiens  aus- 
geführt worden.  Das  schändliche  Verbrechen  war  aber  nur  eines  der 
Mittel,  durch  welche  die  großserbische  Propaganda  ihre  unmittelbar 
gegen  den  Bestand  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gerichte- 
ten Ziele  zu  erreichen  suchte.  Diese  gingen  eingestandenermaßen  auf 
die  Losreißung  der  südlichen  Gebiete  Oesterreichs  und  ihre  Vereini- 
gung mit  Serbien.  Bis  dahin  waren  alle  Versprechungen  der  Abkehr 
von  diesen  Bestrebungen  von  Serbien  mit  dem  Hintergedanken  abge- 
geben worden,  sie  nicht  zu  halten,  in  der  Voraussicht,  daß  es  von 
Rußland  in  seinen  Plänen  unterstützt  werden  würde,  das  an  Stelle  des 
in  sich  zusammengebrochenen  Balkanbundes  von  191 1  einen  neuen 
Balkanbund  zusammenzubringen  suchte,  dessen  Spitze  sich  gegen  Oester- 
reichUngarn  richtete. 
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Als  letzterer  Staat  eine  Sühne  des  begangenen  Verbrechens  und 
künftige  Sicherheiten  für  seine  Existenz  verlangte,  war  es  Rußland,  das 
darin,  trotz  der  für  die  Unverletzlichkeit  und  Selbständigkeit  Serbiens 
angebotenen  Garantien  einen  Grund  zum  Kriege  erblickte  und  sich  in 
den  ausgebrochenen  Konflikt  einmischte,  der  sehr  wohl  zwischen  den 
beiden  beteiligten  Staaten  hätte  ausgetragen  werden  können.  Es  ist 
bekannt  und  durch  einen  Bericht  des  belgischen  Geschäftsträgers  in 
Petersburg  obendrein  bestätigt,  wie  der  deutsche  Kaiser  zwischen  Wien 
und  Petersburg  zu  vermitteln  suchte  und  wie  zu  derselben  Zeit,  in  der 
der  Zar  diese  Vermittlung  erbat,  die  bereits  seit  Mai  dieses  Jahres  be- 
gonnene Mobilisierung  der  russischen  Streitkräfte  ihren  Fortgang  nahm. 
Und  zwar  beschränkte  sie  sich  nicht  auf  die  russisch-österreichischen 
Grenzgebiete,  sondern  erstreckte  sich  auf  die  ganze  russische  Armee, 
bedrohte  also  ohne  jede  Spur  von  Aufklärung  oder  Aufschluß  das  je- 
dem Einmarsch  nach  dieser  Seite  offene  Deutschland. 

Schon  am  24.  Juli  hatte  der  russische  Minister  des  Auswärtigen 
nach  Ausweis  des  über  den  Kriegsausbruch  erschienenen  englischen 
Blaubuches  (Nr.  6)  dem  englischen  Botschafter  diese  Tatsache  mitge- 
teilt und  gemeinsam  mit  dem  französischen  Botschafter  eine  »Erklä- 
rung der  vollkommenen  Solidarität  der  britischen  Regierung  mit  der 
französischen  und  russischen«  verlangt.  Der  englische  Botschafter  hat 
ihm  geantwortet,  »daß  wenn  Rußland  mobilisiere,  Deutschland  nicht 
mit  einer  Mobilmachung  zufrieden  sein  oder  Rußland  Zeit  zur  Aus- 
führung der  seinen  geben,  sondern  sofort  den  Krieg  erklären  werde«. 
Dieses  gewiß  unverdächtige  Zeugnis  beweist,  daß  Deutschland  sich  in 
einer  auch  den  Gegnern  bewußten  Zwangslage  befand,  als  es  am 
31.  Juli  von  Rußland  die  Demobilisierung  als  einzige  Maßregel  ver- 
langte, die  den  europäischen  Frieden  noch  retten  könnte.  Natürlich 
mußte  es  ihm  wichtig  sein  zu  wissen,  was  Frankreich  im  Falle  eines 
deutsch-russischen  Krieges  tun  würde.  Auf  eine  direkte  Anfrage  gab 
es  eine  ausweichende  Antwort,  eröffnete  aber  trotzdem  die  Feindselig- 
keiten ohne  Kriegserklärung  durch  bombenwerfende  Flieger  und  einen 
Einbruch  ins  Reichsland  Elsaß-Lothringen. 

Es  steht  außer  allem  Zweifel,  daß  beide  Staaten  sich  gehütet  haben 
würden,  den  Krieg  zu  beginnen,  wenn  sie  nicht  der  Teilnahme  Groß- 
britanniens sicher  gewesen  wären.  Bedürfte  es  dafür  noch  eines  Be- 
weises, so  wäre  er  durch  den  Bericht  des  belgischen  Geschäftsträgers 
in  Petersburg  de  TEscaille  au  seine  Regierung  vom  30.  Juli  geliefert. 
In  diesem  steht  zu  lesen  (Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  Nr.  219): 
»Heute  ist  man  in  Petersburg  fest  überzeugt,  ja  man  hat  sogar  dahin- 
gehende Versicherungen  empfangen,  daß  England  Frankreich 
beistehen  v/ird.  Dieser  Beistand  ist  von  entscheidender  Bedeu- 
tung und  hat  zum  Siege  der  russischen  Kriegspartei  wesentlich  beige- 
tragen ...     Es  ist  unbestreitbar,  daß  Deutschland  hier  (in  Petersburg) 
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und  in  Wien  bemüht  war,  um  einen  allgemeinen  Konflikt  zu  ver- 
meiden.« 

Diese  Sätze  beweisen,  daß  die  Verletzung  der  belgischen  Neu- 
tralität durch  Deutschland  den  Engländern  lediglich  den  gesuchten 
V  o  r  w  a  n  d  zur  Kriegserklärung  geboten  hat.  Es  gibt  in  ganz  Deutsch- 
land keinen  urteilsfähigen  Menschen,  der  sich  würde  einreden  lassen, 
daß  das  aktive  Eingreifen  Englands  in  den  Krieg  hätte  vermieden  wer- 
den können,  wenn  die  deutschen  Truppen  den  Durchmarsch  durch 
Belgien  hätten  unterlassen  können.  Aber  nach  der  ganzen  militärischen 
Lage  konnte  ebensowenig  die  Betretung  Belgiens  wie  diejenige  Luxem- 
burgs unterbleiben.  Beide  Staaten  haben  dagegen  Protest  erhoben, 
wie  es  ihr  gutes  Recht  war.  Die  deutsche  Armeeleitung  hat  sich  da- 
durch nicht  irre  machen  lassen.  Sie  hätte  sich  einer  Pflichtverletzung 
schuldig  gemacht,  wenn  sie  unsere  Flanke  einem  französischen  Einbruch 
ausgesetzt  hätte.  Das  Großherzogtum  Luxemburg  hat  sich  den  deut- 
schen Durchmarsch  gefallen  lassen ;  der  Schaden,  der  ihm  daraus  er- 
wuchs, ist  ihm  vergütet  worden.  Wie  viel  Leid  und  Elend  hätte  Bel- 
gien erspart  werden  können,  wenn  es  in  gleicher  Weise  verfahren  wäre! 

Aber  die  belgische  Regierung  entbehrte  von  vornherein  in  dem 
Konflikt,  der  zwischen  den  Großmächten  ausgebrochen  war,  des  guten 
Gewissens.  Sie  hatte  sich  verpflichtet,  aktiv  auf  Seiten  unserer 
Gegner  mitzufechten.  Die  vom  deutschen  Gouvernement  nach- 
träglich im  Kriegsministerium  in  Brüssel  aufgefundenen  Dokumente  haben 
außer  Zweifel  gestellt,  daß  schon  1906  der  englische  Militärattache 
Oberstleutnant  Barnardiston  im  Auftrage  des  britischen  Generalstabes 
mit  dem  Chef  des  belgischen  Generalstabs  über  gemeinsame  militärische 
Maßnahmen  verhandelt  hat,  die  Belgien  in  Gemeinschaft  mit  Frank- 
reich und  England  gegen  Deutschland  ergreifen  sollte.  Vergebens  hat 
damals  der  belgische  Gesandte  in  Berlin,  Baron  Greindl  vor  einem 
Neutralitätsbruch  Frankreichs  gewarnt.  Ein  französischer  An- 
griff durch  belgisches  Gebiet  war  »nach  absolut  un- 
antastbaren Informationen«  beabsichtigt  (Engl.  Blau- 
buch Nr.  157).  Eine  gemeinsame  belgisch-englische  Spionage  wurde 
gegen  Deutschland  ausgeübt.  Der  ganze  Kriegsplan  war  zwischen  Frank- 
reich, Belgien  und  England  vorher  verabredet.  Vorräte  englischer 
Munition  sind  in  Maubeuge,  hart  an  der  belgischen  Grenze,  aufgefun- 
den; französische  und  englische  Militärs  waren  schon  im  Juli  auf  bel- 
gischem Boden  beobachtet  worden. 

Wenn  heute  England  behauptet,  das  Schwert  gezogen  zu  haben, 
um  die  Treuverpflichtung  für  das  im  belgischen  Neutralitätsvcrtrage 
gegebene  Wort  zu  waliren,  so  kann  das  nur  als  ein  schwächlicher  Ver- 
such betrachtet  werden,  die  eigenen  sorgfältig  vorbereiteten  Pläne  zu 
verschleiern  und  den  schon  seit  Jahren  von  ihm  vollzogenen  Neutrali- 
tätsbruch anderen  zuzuschieben.     Man    darf  nur    die  Frage  aufwerfen. 
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was  die  britische  Regierung  getan  haben  würde,  wenn  Frankreich  in 
Belgien  zuerst  einmarschiert  wäre,  um  den  Wert  ihrer  Aussage  zu  er- 
kennen. Die  Ausführungen  des  amerikanischen  Professors  Bnrgess  über 
die  mangelhaften  Rechtsgrundlagen  jener  vielberufenen  belgischen  Neu- 
tralität können  dabei  ganz  aus  dem  Spiele  gelassen  werden. 

Niemand  bei  uns  ist  darüber  im  Zweifel,  daß  Deutschland  von  An- 
fang an  einer  Koalition  gegenüber  stand,  die  sich  zum  Ziele  ge- 
setzt hatte,  das  Deutsche  Reich  zu  »zerschmettern«  und  daß  dieser 
Krieg  durch  kein  Mittel  von  uns  abzuwenden  gewesen  wäre,  auch  wenn 
es  hätte  gelingen  können,  den  österreichisch-serbischen  Konflikt  noch 
einmal  in  Güte  zu  begleichen.  Unsere  Gegner  waren  ihrer  Uebermacht 
so  sicher,  daß  sie  bereits  die  Beute  unter  die  Kampfgenossen  der 
Tripelentente  verteilen  zu  können  glaubten.  Der  Plan  des  Ueberfalles 
war  von  langer  Hand  vorbereitet.  Er  hatte  mit  der  Einkreisungspolitik 
König  Eduards  VII.  begonnen,  und  die  Zumutungen,  die  seitdem  Groß- 
britannien an  Deutschland  gestellt  hat,  haben  mehr  als  einmal  unsere 
seit  1871  betätigte  Friedensliebe  auf  harte  Proben  gestellt.  Oder  hält 
jemand  es  für  erträglich,  daß  eine  Großmacht  sich  erdreistet,  einer 
anderen  vorzuschreiben,  in  welchem  Maße  sie  ihre  Flotte  vermehren 
dürfe? 

Es  ist  heute  vollkommen  gleichgültig,  unter  welchen  Umständen 
die  einzelnen  Kriegserklärungen  erfolgt  sind.  Darauf  kam  es  unseren 
Gegnern  gewiß  nicht  an.  Unsere  Lage  war  diejenige,  welche  Schiller 
im  »Wilhelm  Teil«  gezeichnet  hat: 

»Der  gute  Schein  nur  ists,  worauf  sie  warten, 
Um  loszulassen  auf  dies  arme  Land 
Die  wilden  Horden  ihrer  Kriegesmacht, 
Darin  zu  schalten  mit  des  Siegers  Rechten.« 

Man  sollte  doch,  wenn  man  in  diesem  Weltkriege  Zweck  und 
Mittel  gegen  einander  abwägt,  nicht  vergessen,  was  für  einen  Staat  mit 
allgemeiner  Wehrpflicht  die  Entscheidung  der  Waff'en  bedeutet.  Wir 
setzen  die  ganze  Volkskraft,  unsere  Hoff'nung  für  die  Zukunft  der  Na- 
tion ein.  Das  schließt  Eroberungskriege  schlechthin  aus.  Wir  können 
nur  Krieg  führen,  wenn  unsere  nationale  Existenz  auf  dem  Spiele  steht, 
wenn  der  Kampf  uns  aufgedrungen  wird. 

Diese  Empfindung  hat  bei  Ausbruch  dieses  Krieges  das  ganze 
deutsche  Volk  ergriffen  und  beherrscht  es  noch  heute.  Wenn  ange- 
sichts der  nationalen  Bedrohung  sofort  alle  Parteiunterschiede 
verschwanden,  wenn  selbst  die  Sozialdemokratie,  die  nirgends  den 
Kampf  gegen  den  Kapitalismus  mit  gleicher  Energie  und  gleichem  Er- 
folge aufgenommen  hat  wie  in  Deutschland,  die  Erklärung  abgab,  daß 
sie  in  der  Stunde  der  Gefahr  das  eigene  Vaterland  nicht  im  Stiche 
lassen  werde,    so    war  das  unsern  Gegnern  ebenso  unerwartet  wie  die 
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Einmütigkeit  der  Völker  Oesterreich-Ungarns,  unseres  Bundesgenossen, 
auf  dessen  innere  Zwietracht  man  gerechnet  hatte. 

Fragt  man  nach  den  wirklichen  Gründen,  welche  die  Mächte  des 
Dreiverbandes  den  ungeheueren  Weltbrand  gegen  uns  entfachen  ließen, 
so  kommt  man  in  Verlegenheit. 

Rußland  hat  im  Namen  des  Panslawismus  sich  für  Serbien  ein- 
gesetzt ;  es  meint,  daß  der  Weg  nach  Konstantinopel  ihm  nur  über 
Berlin  und  Wien  möglich  sei ;  es  verspricht  den  slawischen  Völkern 
Oesterreichs  die  »Befreiung«.  Aber  die  angeblich  Geknechteten  wollen 
den  russischen  Despotismus  nicht  gegen  die  milde  Herrschaft  ihres 
Kaisers  eintauschen ;  sie  kämpfen  Seite  an  Seite  mit  den  übrigen  Völ- 
kern des  Kaiserstaates,  um  das  ihnen  in  Aussicht  gestellte  Glück  ab- 
zuwehren. 

Frankreich  dürstet  nach  Rache  für  den  Krieg  von  1870.  Aber 
Elsaß-Lothringen,  welches  es  zu  befreien  zu  wollen  vorgibt,  hat  durch 
seine  Haltung  bewiesen,  daß  es  auf  die  ihm  zugedachte  Wohltat  ver- 
zichtet. Der  Kriegsausbruch  hat  hier  in  w'enig  Wochen  mehr  »ger- 
manisiert«, als  die  deutsche  Verwaltung  während  der  vorausgegangenen 
vier  Jahrzehnte  vermochte. 

England  hat  nicht  einmal  ein  derartiges  Ziel.  Sein  Groll  gegen 
uns  erklärt  sich  einzig  daraus,  daß  es  die  deutsche  Konkurrenz 
um  den  Weltmarkt  fürchtet,  daß  es  uns  beneidet,  weil  unser  Volk 
tüchtig  ist,  daß  es  andere  bei  der  Entscheidung  über  Länder  und 
Völker  der  Erde  nicht  mitreden  lassen  will.  »Furcht  und  Eifer- 
sucht«, sagte  P.  Tl/^z-t'// am  3.  August  auf  Greys  Rede  im  Unteihause, 
»sind  die  Ursachen  unserer  Kriegserklärung«.  England  ist  unseren  Feinden 
beigetreten,  weil  es  glaubte,  im  Besitz  seiner  Flotte  unangreifbar  zu  sein. 
>Wir  haben  die  Schiffe,  wir  haben  die  Menschen,  wir  haben  das  Geld.« 
In  der  Tat  ist  ein  Volk,  das  ein  Söldnerheer  einem  Lande  mit  allge- 
meiner Wehrpflicht  entgegenstellt,  von  vornherein  ein  ungleicher  Part- 
ner. Hier  die  ganze  Jugend  mit  einer  Fülle  von  Wissen  und  Können, 
auf  der  die  Zukunft  des  Landes  beruht,  dort  schnödes  Geld,  mit  dem 
man  Menschen  kauft  wie  die  hands  für  die  Fabriken.  Wer  denkt  da 
nicht  an  das  alte  Griechenland,  das  in  seinem  letzten  Freiheitskampfe 
gegen  den  Römer  Mummius  seine  Sklaven  bewaffnete  ? 

Die  allgemeine  V  o  1  k  s  t  i  111  m  u  n  g  ,  so  unklar  sie  in  solchen  Zeiten 
zu  sein  pflegt,  hat  doch  in  Deutschland  zwischen  diesen  Gegnern  scharf 
unterschieden,  und  dieses  Gefühl  hat  sich  in  den  letzten  vier  IMonaten 
noch  vertieft.  Die  Franzosen  und  Belgier  betrachten  wir  als  irrege- 
leitete Opfer  ihrer  Regierungen  ;  wir  bemitleiden  sie  und  bedauern,  daß 
alle  Verwüstung  und  die  Schrecken  des  Krieges  über  ihre  Gefilde 
dahingehen.  Aber  wir  können  sie  nicht  hassen.  Auch  die  Russen 
können  uns  dieses  Gefühl  nicht  erwecken.  Ihre  rohen  Horden  sind 
Träger  der  Unkultur;  wir  glauben  uns  für  alle  Völker  unseres  Erdteils 
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dem  entgegenstemmen  zu  müssen,  daß  Europa  kosakisch  werde.  Aber 
für  die  Engländer  schämen  wir  uns.  Wir  hassen  sie  wie  wir  das  Böse 
hassen.  Die  Mittel,  mit  denen  sie  den  Krieg  führen,  erscheinen  uns 
als  ruchlos  und  unwürdig;  wir  würden  uns  selbst  verachten  müssen, 
wenn  Avir  sie  mit  gleicher  Münze  erv/idern  sollten,  und  auch  unsere 
Regierung  hat  sich  erst  herbeigelassen,  Repressalien  zu  üben,  als  das 
Schicksal  von  Tausenden  unserer  Landesgenossen  in  englischen  Kon- 
zentrationslagern nicht  mehr  zu  ertragen  war. 

England  hat  sich  so  lange  als  Herrn  der  Welt  gefühlt,  sein  Volk 
dünkt  sich  so  erhaben  über  allen  anderen  Nationen,  daß  es  jeder  den 
Fuß  auf  den  Nacken  setzen  zu  können  glaubt.  "Wie  wäre  sonst  das 
Auftreten  seiner  Abgesandten  in  Rom,  Lissabon,  Bukarest,  Sophia, 
Athen  und  Konstantinopel  zu  erklären,  wie  sein  Verfahren  gegen  die 
Neutralen,  deren  Handel  es  mit  demjenigen  Deutschlands  zugleich  ver- 
nichten will  ?  Es  ist  gewohnt,  andere  Völker  die  Kämpfe  austragen  zu 
lassen,  aus  denen  es  für  sich  Nutzen  zieht.  Daß  sein  Kolonialreich 
vom  Krieg  der  Großmächte  nicht  unberührt  bleiben  würde,  ist  ihm  mit 
aller  Deutlichkeit  vorausgesagt  worden.  Und  jetzt  offenbart  es  seine 
Ratlosigkeit  in  den  hysterischen  Ausbrüchen  seiner  Presse  und  in  Par- 
lamentsreden, wie  man  sie  sonst  nur  in  Pöbelversammlungen  zu  hören 
gewohnt  war. 

Was  ihm  für  ewige  Zeiten  das  Judasmal  des  Verräters  an  der 
europäischen  Zivilisation  aufdrückt,  ist  die  Aufhetzung  der  japanischen 
Begehrlichkeit,  die  Einsetzung  der  Inder  für  seine  Schlachten  in  Frank- 
reich und  sein  Verfahren  in  unseren  Kolonien.  Dadurch,  daß  es  den 
Krieg  unter  Völker  trug,  denen  man  immer  den  Frieden  gepredigt  und 
den  Glauben  an  die  Solidarität  der  weifien  Rasse  eingeimpft  hatte, 
daß  es  deutsche  Missionare  verhaften  ließ,  hat  es  alle  Instinkte  und 
Neigungen  jener  Wilden  wieder  wachgerufen,  die  es  früher  niederzu- 
halten und  auszurotten  gesucht  hatte.  Vergebens  hat  Deutschland  sich 
bemüht,  die  Neutralisation  der  Kolonialgebiete  zu  erzielen;  man  hatte 
sich  mit  Frankreich  zu  lange  darauf  vorbereitet,  sie  leichten  Kaufes 
hinweg  zu  nehmen.  Deutschland  hat  seine  Kolonien  sich  selbst  über- 
lassen müssen ;  es  weiß,  daß  auch  über  ihr  Schicksal  auf  den  Schlacht- 
feldern Europas  entschieden  werden  wird. 

Aber  England  beginnt  die  Früchte  seiner  Taten  zu  ernten. 
Schon  regen  sich  alle,  die  von  ihm  Unrecht  erlitten  haben  und  ver- 
langen ihr  gemißhandeltes  Recht.  Die  schwerfällige  mohammedanische 
AVeit  von  Indien  bis  zur  Westküste  Afrikas  ist  in  Bewegung  gekommen 
und  schickt  sich  an,  mit  den  Völkern  des  Dreiverbandes  Abrechnung 
zu  halten  über  all  die  schweren  Erniedrigungen  und  Kränkungen,  die 
sie  erlitten  hat.  Die  Türken,  Perser,  Afghanen  stehen  unter  Waffen. 
Die  Buren  sind  bereits  im  Felde ;  Indien  ist  unruhig.  Wahrlich  es  ist 
nicht  mehr  bloß  unsere  Sache,    um    die    es    sich    handelt.     Es  ist  die 
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Sache  der  ganzen  Welt.  Ein  furchtbares  Strafgericht  bricht  herein, 
wie  es  die  Menschheit  nicht  zum  zweiten  Male  erlebt  hat. 

Doch  noch  einen  Augenblick  zurück  zu  Deutschland !  Unsere 
Gegner  haben,  um  ihrem  Ueberfall  wenigstens  den  Schein  einer  idealen 
Grundlage  zu  geben  und  ein  populäres  Ziel  dieses  ungeheueren  Mor- 
dens  aufzustellen,  behauptet,  sie  wollten  die  Welt  von  dem  deutschen 
Militarismus  befreien.  Selten  ist  ein  Schlagwort  gefunden  worden, 
bei  dem  man  sich  so  wenig  gedacht  hat.  Man  scheint  zu  glauben,  daß 
dieser  Militarismus  in  der  Tatsache  vieler  uniformierter  Menschen  be- 
stehe, die  dem  Befehl  ihrer  Oberen  blindlings  gehorchen,  und  in  der 
Verwendung  eines  großen  Teiles  der  Staatseinkünfte  zur  Erhaltung  von 
Heer  und  Heeresbedarf.  Aber  dann  wäre  dieser  Militarismus  zu  Lande 
doch  gar  nichts  anderes  als  der  Marinismus  der  Engländer  zur  See. 
Ahnt  man  denn  wirklich  nicht,  daß  in  Deutschland  der  Militarismus 
nicht  isoliert  steht,  daß  er  vielmehr  nur  ein  Teil  ist  der  großen  Ordnung 
die  unser  ganzes  Leben  beherrscht  ?  Er  ist  ein  Stück  unseres  Wesens, 
unserer  gesamten  Kultur,  vermöge  deren  wir  zu  einer  Einheit  des  Wil- 
lens und  der  Tat  verbunden  sind,  in  der  jeder  einzelne  sich  einem 
Gesamtzweck  unterordnet  und  ihm  alle  seine  Kräfte  dienstbar  macht. 
Die  Ausländer,  welche  beim  Kriegsausbruch  in  Deutschland  waren, 
haben  sich  über  nichts  mehr  gewundert,  als  über  die  Ruhe  und  Sicher- 
heit, mit  der  sich  in  einem  Volke,  das  nach  mehr  als  vierzigjähriger 
Friedenszeit  von  einem  Ueberfalle  überrascht  wurde,  die  Aufstellung 
eines  Millionenheeres  vollzog.  Da  war  keine  Hast,  keine  Ueberstür- 
zung.  Es  wurde  einfach  bekannt  gemacht:  am  2.  August  ist  der  erste 
Mobilmachungstag,  am  3.  der  zweite  usw.  Jeder  wußte,  wohin  er  zu 
gehen,  was  er  mitzubringen  hatte,  und  vierzehn  Tage  darauf  standen 
unsere  Truppen  in  Feindesland.  Zu  Hause  blieb  ein  stiller  Ernst  und 
eine  frohe  Zuversicht  zurück,  und  sie  haben  uns  bis  heute  nicht  ver- 
lassen. Das  Lied,  mit  dem  unsere  Soldaten  in  Antwerpen  eingezogen 
sind,  drückt  die  Stimmung  des  ganzen  Volkes  aus:  >Ein'  feste  Burg 
ist  unser  Gott«. 

Die  Tüchtigkeit  dieses  Volkes  wagt  selbst  der  Feind  nicht  zu  be- 
streiten. Wenn  dasselbe  aber  wirtschaftlich  emporgekommen  ist,  so 
hat  gewiß  der  Umstand,  daß  ein  hoher  Prozentsatz  desselben  militärisch 
diszipliniert  ist,  seinen  Teil  daran.  Das  moderne  Wirtschaftsleben  ver- 
langt den  Großbetrieb  in  Fabriken,  Banken,  Verkehrsanstalten,  Ver- 
sicherungsunternehmungen. Das  bedeutet  die  Unterordnung  Vieler 
unter  einen  sozialen  Gesamtzweck.  Nur  die  Nation  wird  in  ihm  bestehen, 
in  der  jeder  Einzelne  das  Bewußtsein  der  Berufspflicht  hat  und  taug- 
lich ist,  sie  zu  erfüllen. 

Wie  das  große  Völkerringen  sich  entscheiden  wird,  liegt  im  Schöße 
der  Zukunft.  Unterliegen  wir  der  Uebermacht,  so  täusche  man  sich 
darüber  nicht:  >nach  uns  die  Sintflut«.     Siegen  wir,  so  werden  wir  uns 
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bewußt  bleiben,  daß  wir  einen  Verteidigungskrieg  geführt  haben,  keinen 
Eroberungskrieg.  Dies  schließt  nicht  aus,  daß  die  Ungeheuern  Opfer, 
welche  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  gebracht  haben  und  noch 
bringen,  eine  Entschädigung  finden  müssen,  die  uns  und  unsere  Nach- 
kommen dauernd  gegen  frivole  Ueberfälle  sicherstellt  und  uns  Raum 
schafft  zur  freien  Weiterentwicklung.  Wenn  unsere  Feinde  von  Kriegs- 
müdigkeit und  Friedenssehnsucht  zu  berichten  wissen,  so  sei  ihnen  ge- 
sagt, daß  diese  bei  uns  nicht  vorhanden  sein  können,  solange  die 
Nation  nicht  am  Boden  liegt,  die  wir  als  Urheber  aller  dieser  Greuel 
ansehen  müssen.  Ein  friedliebendes  Volk,  das  wie  das  deutsche  aus 
seiner  ruhigen  Arbeit  aufgestört  worden  ist,  zieht  das  Schwert  nicht, 
um  es  für  einen  faulen  Frieden  einzustecken. 

Leipzig,  den  30.  November  1914. 

Karl  Bücher. 


Der  Anteil   der  uns    feindlich   gesinnten  Staaten  an  der  Aus- 
länderbevölkerung des  Deutschen  Reiches. 

Von 

Robert  Kootz. 

Der  Ausbruch  des  Kriegs  im  Jahre  1914,  in  welchem  uns  neben 
einem  asiatischen  sechs  europäische  Staaten  als  Feinde  gegenüberstehen 
und  den  man  daher  nicht  ganz  mit  Unrecht  als  Weltkrieg  bezeichnet, 
lenkt  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Unzulänglichkeit  unserer  Ausländer- 
übersichten (wenn  man  sich  für  den  Ausdruck  »Statistik«  des  Wortes 
»Uebersicht«  bedienen  darf). 

Wohl  wissen  wir  aus  den  Nachweisen  des  Reiches  über  die  Volks- 
zählungen, welchen  Staaten  die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  leben- 
den Ausländer  angehören,  ebenso  geht  die  Staatsangehörigkeit  der  an 
unseren  Hochschulen  studierenden  Ausländer  aus  den  Berichten  dieser 
Anstalten  und  den  Jahresübersichten  einzelner  Bundesstaaten  hervor, 
allein  in  vielen  anderen  Dingen,  so  vor  allem  in  den  Ergebnissen  der 
Berufszählung  tritt  uns  das,  was  uns  heut  Freund,  Feind  oder  partei- 
los ist,  unter  dem  weitumfassenden  Sammelnamen  »Ausländer«  ent- 
gegen. Aus  Band  211  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches  wissen  wir 
allerdings,  wie  viel  von  diesen  aus  zwölf  der  bedeutendsten  europäi- 
schen Staaten  den  verschiedenen  Berufsabteilungen  und  -gruppen  an- 
gehören und  wie  sie  sich  nach  ihren  sozialen  Stellungen  gliedern,  über 
die  aus  den  übrigen  Staaten  stammenden  Ausländer  erfährt  man  jedoch 
aus    diesen  Nachweisen    nichts,    ebenso    sind   die  Nachweise  einzelner 
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Bundesstaaten  über  die  nähere  Staatsangehörigkeit  der  an  ihren  Hoch- 
schulen studierenden  Ausländer  nicht  genügend.  Eingehender  befaßt 
sich  der  Universitätskalender  hiermit. 

Jetzt,  wo  wir  mit  so  manchem  Staat,  dessen  Angehörigen  wir  eine 
gastliche  Stätte  bereitet  haben,  so  üble  Erfahrungen  gemacht  haben, 
wo  wir  uns  von  allem  Fremdländischen,  das  wir  von  diesen  fremden 
Landeskindern  angenommen,  freizumachen  suchen,  ist  wohl  auch  der 
Wendepunkt  gekommen,  an  dem  wir  der  Uebersicht  der  bei  uns 
lebenden  Ausländer  eine  eingehendere  Bearbeitung  zuwenden.  — 

Das  Deutsche  Reich  beherbergt  unter  seiner  nach  der  letzten, 
am  I.  Dezember  1910  stattgefundenen  Volkszählung  64925993  Seelen 
betragenden  Einwohnerschaft  insgesamt  1259873  Ausländer,  die  sich 
aus  716994  männlichen  und  542879  weiblichen  Personen  zusammen- 
setzen. Davon  entfallen  auf  die  dem  Deutschen  Reiche  feindlich 
gegenüberstehenden  Staaten  nebst  ihren  Kolonien: 


Im  Auslande 

geboren  ') 

staatsangehörig 

weiblich  -) 

I. 

Rußland        .     . 

280  761 

137697 

58487 

2. 

Frankreich    . 

35  535 

19  140 

10  223 

3- 

Großbritannien 

18766 

18319 

9909 

4- 

Belgien     . 

14425 

13455 

6282 

5- 

Serbien     .     .     . 

— 

907 

167 

6. 

Montenegro 

— 

126 

6 

7- 

Japan  .... 

Sun 

455 

48 

ima   190099 

85  122 

Gegenüber  der  Gesamtzahl  der  im  Deutschen  Reiche  lebenden 
Ausländer  von  mehr  als  1^/4  .Millionen  erscheinen  diese  Zahlen  der 
uns  feindlich  gesinnten  Staaten,  die  sich  bis  zum  Ausbruch  des  Kriegs 
natürlich  wie  auch  der  verbündeten  und  unbeteiligten  vermehrt  haben, 
verhältnismäfMg  gering.  Rußland,  das  hinsichtlich  seiner  im  Deutschen 
Reich  lebenden  Staatsangehörigen  über  die  anderen  feindlichen  Mächte 
bedeutend  hervorragt,  steht  in  der  Gesamtheit  erst  an  dritter  Stelle. 
Oesterreich-Ungarn  ist  ihm  mit  667159  (darunter  29402g  weibliche) 
weit  überlegen;  an  zweiter  Stelle  stehen  die  Niederlande  mit  144  175 
(63  124)  Personen,  an  vierter  Italien  mit  104204  (31  317),  Frankreich 
und  Großbritannien  folgen  erst  nach  der  Schweiz  (68257  bez.  31884) 
und  Dänemark  (26233  ^^^'^-  n  000)  an  siebenter  und  achter  Stelle. 
Belgien  mit  seinen  (1910)  7  423  800  Einwohnern  muß  dem  im  gleichen 
Jahre  nur  259891  Einwohner  zählenden  Luxemburg  mit  14356  den 
Vorrang  lassen.  Von  den  Dänen  leben  15337  (69I0  weibl.)  in  Schles- 
wig-Holstein,   das    überhaupt    wie    die    westlichen    Provinzen    auf   die 


1)  Für  die  drei  kleineren  Staaten  sind  diese  Aufstellungen  nicht   vorhanden. 

2)  Gilt  nur    für    die  Zahl    der    im  Auslande  Staatsangehörigen    und    sind  in 
diese  Zahlen  einbegriffen. 
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Niederlande,  Luxemburg  und  Belgien  eine  starke  Anziehungskraft  auf 
die  skandinavischen  Länder  ausübt. 

Besondere  Vorliebe  für  ein  bestimmtes  Reichsgebiet,  nämlich  die 
Rheinprovinz,  bekunden  die  Montenegriner,  die  bei  der  Volkszählung 
von  1905  in  Preußen  nur  mit  5,  bei  der  von  1910  aber  mit  115  ver- 
treten waren,  von  denen  73  die  Rheinprovinz  als  Wohnort  gewählt 
hatten. 

Die  asiatischen  Staaten  sind  mit  insgesamt  1215  (119  w.)  ver- 
treten, von  denen  623  (50)  auf  China    mit  der  Mandschurei    entfallen. 

Einen  nicht  unwesentlichen  Teil  der  Ausländer  im  Deutschen 
Reiche  stellt  auch  Amerika,  vor  allem  die  Nordstaaten.  Von  den 
22  462  (11  431  w.)  Personen  der  Nord-  und  Südstaaten  insgesamt  stellen 
dieselben  mit  Einschluß  von  Alaska,  Hawai,  Portorico  und  Philippinen 
17  572  (9267).  Sie  bevorzugen  besonders  die  Umgebung  von  Berlin, 
ferner  Sachsen,  Oberbayern,  Hessen-Nassau,  Rheinland  und  die  Hansa- 
städte, —  Gebiete,  die  auch  für  die  mit  dem  Deutschen  Reiche  auf 
freundschaftlichem  Fuße  stehenden  Türken,  deren  Zahl  2259  (735)  und 
zum  Teil  auch  für  die  Griechen  (837  bez.  235)  in  Betracht  kommen, 
nur  bevorzugen  sie  statt  der  Umgebung  Berlins  mehr  die  Reichshaupt- 
stadt selbst. 

Mit  Aufmerksamkeit  betrachtet  zu  werden  verdient  auch  das  Ver- 
hältnis der  weiblichen  zu  den  männlichen  Personen  bei  den  erstge- 
nannten vier  feindlichen  Staaten  und  den  drei  zuletzt  genannten.  Die 
ersteren  ergaben  bei  einer  Gesamtheit  von  1 88  611  Personen  84  901 
weibliche,  die  letzteren  bei  einer  solchen  von  148S  deren  aber  nur  221. 
Es  besteht  also  ein  starkes  Mißverhältnis  zwischen  beiden  Teilen  hin- 
sichtlich der  weiblichen  Personen.  Allzu  schwer  ist  dies  indes  nicht 
zu  erklären.  Die  Ausländer  aus  den  genannten  drei  Staaten  sind  meist 
junge  Leute,  die  sich  studienhalber  im  Deutschen  Reiche  aufhalten, 
um  sodann  die  erworbenen  Kenntnisse  in  ihrem  Heimatlande  zu  ver- 
werten. Hingegen  handelt  es  sich  bei  erstgenannten  Staaten ,  von 
Rußland,  das  einen  erheblichen  Anteil  zu  den  auf  Hochschulen  des 
Deutschen  Reiches  studierenden  Ausländern  stellt,  abgesehen,  zum  Teil 
darum,  daß  ihre  Angehörigen  sich  des  Erwerbes  wegen  nach  dem 
Deutschen  Reiche  wenden  und  sich  hier  niederlassen,  wohl  auch 
Familie  besitzen;  zum  anderen  handelt  es  sich  bei  den  weiblichen 
Angehörigen  vor  allem  Frankreichs  und  Englands,  um  Personen,  die 
ihren  Erwerb  selbständig  suchen,  besonders  als  Erzieherinnen  und 
Gesellschafterinnen.  Der  Anzeigenteil  unserer  Familienblätter,  wie 
»Daheim«  usw.  gab  reichlich  Kunde  davon,  daß  solche  Stellen  von 
ihnen  nicht  nur  gesucht  werden,  sondern  daß  nach  solchen  Personen 
auch  Verlangen  ist.  Seit  Ausbruch  des  Kriegs  sind  diese  Anzeigen  zwar 
verschwunden,  in  Wiener  Tageszeitungen  hingegen  kündigen  die  dort 
lebenden  Engländerinnen    und  Französinnen    ihre  Dienste    als  Sprach- 
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lehrerinnen  und  dergleichen  unter  besonderer  Hervorhebung  ihrer 
Nationalität  nach  wie  vor  an. 

Tatsache  ist,  daß  auch  im  Deutschen  Reiche  Angehörige  feind- 
licher Staaten  ihre  Stellungen  weiter  ausüben,  während  Angehörige 
des  Deutschen  Reiches  aus  demselben  Berufe  den  von  ihren  Organi- 
sationen in  Friedenszeiten  erübrigten  Kassenbestand  mitverbrauchen 
helfen  müssen.  Nicht  unerwähnt  soll  hier  bleiben,  daß  es  Ausländern 
im  Deutschen  Reiche  viel  leichter  fällt,  festen  Fuß  zu  fassen  als  dies 
Deutschen  in  fremden  Staaten  möglich  ist.  Diese  letztere  Schwierig- 
keit beruht  weniger  auf  behördlichen  Maßnahmen  (von  Nordamerika 
hier  zum  Teil  abgesehen)  und  Abneigung  der  Arbeitgeber  gegenüber 
deutschen  Arbeitern  als  vielmehr  dem  unduldsamen  Verhalten  der  Ar- 
beiter der  betr.  Staaten  den  fremden  gegenüber  selbst;  die  deutschen 
Gewerkschaften  führen  hierüber  lebhaft  Klage ,  selbst  befreundeten 
Staaten  gegenüber. 

Aus  der  folgenden  Uebersicht  dreier  Volkszählungen  läßt  sich  er- 
kennen, in  welchem  Maße  die  Ausländer  der  feindlichen  Staaten  im 
Laufe  von  zehn  Jahren  zugenommen  haben,  wie  sich  auch  Schlüsse 
daraus  ziehen  lassen,  inwieweit  die  Zahl  derselben  seit  der  letzten 
Volkszählung  gewachsen  ist. 

Es  wurden  gezählt  (die  Zahlen  in  Klammern  stellen  die  weiblichen 
Personen  dar): 

Staat  19 10  1905  1900 

1.  Rußland 137697  (58487)  106639  (48652)  46967  (18942) 

2.  Frankreich  mit  Kolonien    .     .  19  140  (10223)  20584  (10  713)  20478  (10  781) 

3.  Großbritannien    mit   Kolonien  18  319     (9909)  17253     (9265)  16  130     (8885) 

4.  Belgien  mit  Kongo    ....  13455     (6282)  12421     (5501)  12  122     (5  124) 

5.  Serbien 907         (167)  636        (120)  408           (78) 

6.  Montenegro 126             (6)  37             (2)  15             (i) 

7.  Japan 455           (48)  I74           (33)  250           (14) 

Summa   190099  (85122)       157744  (73  286)      96370  (43825) 

Bei  Großbritannien  sind  für  das  Jahr  1900  der  Oranje-Frei- 
staat  und  die  Südafrikanische  Republik  nicht  miteinbegriffen.  Die 
Zahl  der  im  Deutschen  Reiche  lebenden  Angehörigen  dieser  Gebiets- 
teile betrug  im  genannten  Jahre  aus  dem  ersteren  98  (51  w.),  aus  dem 
zweiten  207  (102).  Bei  Belgien  ist  im  erst-  und  zweitgenannten  Berichts- 
jahre das  Kongogebiet  nicht  mit  einbegriffen.  Hinsichtlich  Japans 
trifft  dies  für  beide  Jahre  auf  Korea  zu. 

Angehörige  aus  der  jetzigen  Republik  Portugal  und  seinen  Kolonien 
lebten  im  Deutschen  Reiche  im  Jahre  1910:  292  (104),  im  Jahre  1905: 
250  (82),  im  Jahre  1900:   141   (52). 

Die  Gesamtheit  der  im  Deutschen  Reiche  lebenden  europäischen 
Ausländer  betrug  im  Jahre  1910:  1236043  (531  185),  i""»  Jahre  1905: 
1007179  (418647),  im  Jahre  1900:  757  151  (303973),  die  der  aus 
Afrika  143  (44),  99  (32),  390  (174),  die  der  aus  Amerika  22462  (11  531), 
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Jahr 

Gesamtzahl 

1908 

1264 

1909 

1465 

1910 

1588 

1911 

1357 

1912 

813 

nach  den 

nach 

Vereinigten 

andern 

Staaten  Amerikas 

Staaten 

1045 

200 

1289 

162 

1429 

156 

1201 

152 

605 

204 

20641  (10489),  20685  (10226)  und  der  aus  Asien  1215  (119),  641  (72), 
468  (60).  Insgesamt  ergeben  diese  Zahlen  1910:  1259873  (542379), 
1905:   1028560  (429240),   1900:  778  737  (314463)- 

Gegenüber  diesen  Summen  dürfte  die  Zahl  der  Auswanderer  des 
Deutschen  Reiches,  vor  allem  derjenigen,  die  zwar  das  Reichsgebiet 
verlassen,  die  Grenzen  Europas  aber  nicht  überschreiten,  eine  geringe 
sein.  Ein  Beispiel  dafür  liefert  die  Uebersicht  aus  dem  Königreich 
Sachsen  aus  den  Jahren  1903 — 1912  wie  folgt: 

Es  gingen  von  sächsischen  Auswanderern 

nach  europäi- 
schen Staaten 

19 

14 

3 

4 

4 

6487  44  5569  874 

Unter  den  anderen  (nichteuropäischen)  Staaten  nehmen  hier  Bra- 
silien, Argentinien,  Britisch-Nordamerika  und  Australien  einen  bevor- 
zugten Platz  ein.  Bei  ersterem  ist  jedoch  eine  ständige  Abnahme  der 
Einwandererzahl  aus  Sachsen  zu  verzeichnen;  sie  setzt  mit  104  ein 
und  endet  mit  9,  auch  bei  Britisch-Nordamerika  ist  dies  der  Fall,  doch 
übersteigt  hier  die  letzte  Jahresziffer  die  erste  um  mehr  als  das  Doppelte 
(68:31).  Mit  Ausnahme  einer  Senkung  im  Jahre  19 10  steigt  nach  den 
übrigen  genannten  Ländern  die  Auswanderung  ständig. 

Hinsichtlich  der  Verteilung  der  Ausländer  der  dem  Deutschen 
Reiche  zurzeit  feindlich  gegenüberstehenden  Staaten  sei  folgende  Dar- 
stellung gegeben: 

Die  907  (167  w.)  Serben  verteilen  sich  mit  507  (104  w.)  auf 
Preußen,  von  denen  200  (33)  in  Berlin  leben,  in  Bayern  sind  es  125 
(25),  in  Sachsen  112  (19),  in  Württemberg  43  (6),  in  Baden  23  (i),  in 
Hessen  8  (2),  in  S. -Weimar  8  ( — ),  in  Bremen  13  (2),  in  Hamburg  42  (4), 
in  Elsaß-Lothringen  13  (3).  In  sieben  Aveiteren  Staaten  sind  in  je 
einem  Falle  4,  3  und  2,  in  4  Fällen  je  einer  vorhanden. 

Die  126  (6)  Montenegriner  sind  mit  115  (6)  in  Preußen 
(Berlin  i),  mit  6  in  Bayern,  mit  2  in  Oldenburg  vertreten,  auf  Württem- 
berg, Baden  und  Hamburg  kommt  je  einer. 

Die  455  (48  w.)  Japaner  haben  für  sich  ein  fast  ebenso  ausge- 
dehntes Gebiet  in  Beschlag  genommen  wie  ihre  doppelt  so  starken 
serbischen  Bundesgenossen.  Sie  verteilen  sich  mit  270  (29)  auf  Preu- 
ßen, von  denen  66  (8)  in  Berlin  wohnen,  in  Bayern  leben  65  ( — ■),  in 
Baden  27  ( — ),  in  Sachsen  25  (3),  in  Hessen  8  (2),  in  Braunschweig  3  (2), 
in  Hamburg  31  (11),  in  Elsaß-Lothringen  14  ( — ),  die  übrigen  15  ver- 
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teilen  sich  mit  je  4  in  zwei,  3  in  einem  und  je  i  in  vier  Fällen  auf 
die  anderen  Staaten. 

Was  die  anderen  vier  stärkeren  feindlichen  Mächte  anbelangt,  so 
breiten  sich  dieselben  auf  alle  Bundesstaaten  aus,  mit  Ausnahme  von 
Belgien,  das  in  Schvvarzburg-Sondershausen  und  in  Schaumburg- 
Lippe  unvertreten  ist,  bei  Frankreich  ist  dies  in  Waldeck  der  Fall, 
das  übrigens  in  Schwarzburg-Sondershausen  nur  durch  eine  Person 
vertreten  ist,  was  bei  Belgien  wieder  in  Mecklenburg-Strelitz  (w.), 
S. -Altenburg,  S.-Koburg- Gotha  (w.),  Waldeck  und  Reuß  ä.  L.  der 
Fall  ist,  auch  in  Lippe-Detmold  ist  es  nur  mit  2  (i  w.)  Personen  ver- 
treten. 

Englands  schwächster  Personenbestand  im  Deutschen  Reiche 
beündet  sich  mit  4  und  6  (sämtlich  w.)  in  Schwarzburg-Rudolstadt 
und  Waldeck,  dann  folgt  Mecklenburg-Strelitz  mit  10  (6  w.).  Ueber- 
haupt  überwiegt  unter  den  Engländern  im  Deutschen  Reiche  der  weib- 
liche Teil  dem  männlichen  in  nicht  weniger  als  18  Bundesstaaten;  die- 
jenigen, bei  denen  das  umgekehrte  Verhältnis  besteht,  sind :  Oldenburg 
(231,  52  w.),  S.-Meiningen  (33:15),  Reuß  ä.  L.  (9:3),  Lippe-Detmold 
(25:9),  Bremen  (364:135),  Hamburg  (2277:788). 

Der  Anteil  der  Frauen  Frankreichs  an  der  Ausländerbevölke- 
rung des  Deutschen  Reiches  übersteigt  den  der  Männer  nur  in  folgen- 
den acht  Bundesstaaten:  Mecklenburg-Schwerin  (Gesamtheit  14,  davon 
II  w.),  S. -Weimar  (37:23),  Braunschweig  (34:24),  S.-Koburg-Gotha 
(14:10),  Anhalt  (17:9),  Lippe-Detmold  (3:2),  Lübeck  (3:6),  Elsaß- 
Lothringen  (11622:6580).  Die  Wage  halten  sich  beide  Teile  in 
Mecklenburg-Strelitz  mit  2,  in  Oldenburg  mit  5 ;  nur  weibliche  Per- 
sonen sind  vorhanden :  in  Altenburg  (7),  in  Reuß  ä.  L.  und  Schaum- 
burg-Lippe (je  2).  Es  handelt  sich  hier,  wie  man  sieht,  durchweg  um 
kleinere  Bundesstaaten,  in  denen  die  Frauen  die  Männer  überwiegen 
oder  ihnen  gleichkommen,  doch  ist  das  Ueberwiegen  der  Männer  auch 
in  den  größeren  Bundesstaaten  nur  ein  unbedeutendes,  wie  sich  dies 
auch  aus  der  nachfolgenden  Uebersicht  derselben  ergibt. 

Für  Rußland,  dessen  Angehörige  sich  von  denen  der  anderen 
feindlichen  Staaten  auf  alle  Bundesstaaten  am  stärksten  verteilen,  er- 
gibt sich  ein  Ueberwiegen  der  Frauen  nur  in  Schaumburg-Lippe  und 
Schwarzburg-Sondershausen. 

Unter  Ausschaltung  der  drei  kleineren  in  Betracht  kommenden 
Staaten,  deren  Personenverteilung  auf  das  Deutsche  Reich  schon  in 
vorstehender  Aufzählung  erschöpft  ist,  mag  für  die  vier  größeren,  unter 
Uebergehung  einiger  kleinerer,  weniger  beteiligter  Bundesstaaten  folgende 
Uebersicht  gegeben  sein: 

Die  erste  Zahl  gibt  die  Gesamtheit,  die  zweite  (in  Klammern)  die 
der  weiblichen  Personen  an. 
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I. 

Braunschweig    .     .      . 

1760  (739) 

6 

2. 

Sachsen-Meiningen     . 

161      (68) 

7 

3- 

Sachsen- Altenburg 

544  (171) 

8 

4- 

Sachsen-Koburg-Golha 

239     (93) 

9 

5- 

Anhalt 

2238  (979) 

10 

Rußland  Frankreich       ,    .^        .  Belgien 

bntannien  ^ 

I.Preußen 90667(39017)  4283(2105)9898(5501)10703(4927) 

darunter  Berlin       .     .     5598  (2488)  710  (226)   1514     (781)  205  (87) 

2.  Bayern 4  116  (1676)  727  (365)   1064     (631)  209  (102) 

S.Sachsen 1 1  237  (4  755)  557  (275)1968(1296)  112  (54) 

4.   Württemberg       .      .     .        992  (436)  281  (129)     468     (262)  75  (44) 

S.Baden 2039  (763)  861  (427)     786     (418)  171  (93) 

6.  Hessen 2  514  (i  004)  168  (73)     260     (156)  109  (52) 

7.  Mecklenburg-Schwerin     9206  (3957)  14  (n)     126       (89)  9  (7) 

8.  Sachsen-Weimar     .      .     2145  (942)  37  (28)      161     (ll8)  17  (ll) 

9.  Großh.  Oldenburg       .        330  (125)  10  (5)     231       (52)  33  (18) 

10.  Lippe-Detmold  ...  80  (30)  3         (2)       25  (9)  2  (i) 

11.  Lübeck 325  (127)  8         (6)       47  (28)  11  (4) 

12.  Bremen 2748  (i  160)  54       (21)     364  (135)  50  (25) 

13.  Hamburg 2205  (735)        4"     (134)2277  (788)  283  (116) 

14.  Elsaß-Lothringen    .     .  997  (422)11622(6580)     249  (149)  i  621  (806) 

Soweit  Rußland  in  Frage  kommt,  sei  noch  folgende  weitere  Glie- 
derung gegeben  : 

Schwarzburg-Sondersh.  .  414  (217) 

Schwarzburg-Rudolstadt  253  (105) 

Waldeck 144     (67) 

9.  Reuß  ä.  L 39     (10) 

Reuß  j.  L 245     (88) 

Hinsichtlich  der  Berufsstellung  der  Ausländer  der  uns  feind- 
lichen Staaten  lassen  sich  Angaben  nur  über  die  vier  größeren  der- 
selben machen. 

Die  in  Rußland  geborenen  verteilen  sich  auf  die  preußischen 
Provinzen  folgendermaßen:  Sachsen  32  585,  Brandenburg  30910,  West- 
preußen 24509,  Posen  21  464,  Ostpreußen  20082,  Schlesien  18545^ 
Rheinland  8160,  Westfalen  4800. 

Von  der  Gesamtheit  der  Russen  im  Deutschen  Reiche,  wie  sie 
sich  nach  vorstehender  Uebersicht  ihrer  Geburt  nach  ergibt,  sind  ins- 
gesamt 156847  (73106  w.)  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  davon 
153  095  als  Arbeiter,  45  439  (5325  w.)  in  gewerblichen  Betrieben,  davon 
39  563  als  Arbeiter  tätig.  Für  Preußen  stellen  sich  diese  Zahlen  bei 
der  Landwirtschaft  auf  120  174  bez.  116  524,  bei  den  gewerblichen  Be- 
trieben auf  32567  bez.  28453,  bei  Handel  und  Verkehr  (im  ganzen 
Reiche)  10040  (i85i  w.),  bei  Lohnarbeit  wechselnder  Art  und  persön- 
liche Dienste  1253  (721  w.),  freie  Berufe  usw.  5450  (1222  w.).  Die 
landwirtschaftliche  Berufstätigkeit  bildet ,  wie  man  sieht ,  bei  den 
Russen  die  Hauptbeschäftigung;  nur  in  Rheinland,  Westfalen  und  Baden 
überwiegt  die  gewerbliche  Tätigkeit  etwas,  während  in  Elsaß-Lothringen 
die  landwirtschaftliche  nur  wenig  überwiegt.  In  Bayern,  wo  die  Zahl 
der  Russen  im  Jähre  I880  55i.  i-  J-  i885  685,  i.  J.  189°  635,  i.  J.  1895 
960,  i.  J.  1900  1634  und  i.  J.  1905  2842  betrug,  halten  sich  beide 
Gruppen,  sowie  die  »Berufslosen«  (Studierende!)  fast  die  Wage. 

Dieselbe    Vorliebe    für    die    Landwirtschaft    wie    bei    den    Russen 
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findet  man  bei  den  Angehörigen  anderer,  sowohl  parteiloser  wie  feind- 
licher Staaten  nicht.  Eins  aber  haben  die  Ausländer  der  drei  größten 
Staaten,  Oesterreich-Ungarn,  Rußland  und  Italien,  die  den  Hauptanteil 
für  unsere  ausländische  Bevölkerung  stellen,  gemein,  daß  sie  nämlich 
überwiegend  als  Arbeiter  tätig  sind,  nur  im  Handel  halten  sich  vor 
allem  die  Russen  als  Selbständige  und  Gehilfen  fast  die  Wage. 

Von  den  in  Frankreich  geborenen  35  535  Personen  sind  in  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  insgesamt  3401  (1492  w.)  tätig,  davon  1027 
als  Selbständige,  2g  als  Angestellte  und  2345  als  Arbeiter;  in  der 
Industrie  7263  (1710  w.)  insgesamt,  1269  als  Selbständige,  883  als  An- 
gestellte und  51 II  als  Arbeiter;  in  Handel  und  Verkehr  3O88  (382  w.) 
insgesamt,  804  als  Selbständige,  752  als  Angestellte  und  1532  als  Ar- 
beiter; in  persönliche  Dienste  usw.  337  (236  w.) ;  im  Militär-,  Hof-, 
bürgerlichen  und  kirchlichen  Dienst,  auch  freien  Berufsarten  2358 
(1192  w.). 

Für  Großbritannien  (18766  Personen)  gestalten  sich  vor- 
stehende Angaben  wie  folgt:  Land-  und  Forstwirtschaft  269  (11 8  w.) 
insgesamt,  Selbständige  65,  Angestellte  15,  Arbeiter  189;  in  der  Industrie 
1946  (273  w.)  insgesamt,  411  Selbständige,  648  Angestellte  und  887  Ar- 
beiter; in  Handel  und  Verkehr  3369  (331  w.)  insgesamt,  626  Selbständige, 
944  Angestellte  und  1799  Arbeiter;  in  persönliche  Dienste  usw.  151 
(in  w.);    im  Militär-,   Hof-,    bürgerlichen  Dienst   usw.  1913  (1132  w.). 

Für  die  14425  auf  Belgien  entfallenden  Personen  kommen  in 
Betracht:  Bei  Land-  und  Forstwirtschaft  968  (396  w.)  insgesamt,  253 
Selbständige,  702  Angestellte  und  968  Arbeiter;  in  der  Industrie  4539 
(455  w.)  insgesamt,  486  Selbständige,  441  Angestellte  und  3612  Ar- 
beiter; in  Handel  und  Verkehr  1263  (233  w.)  insgesamt,  376  Selbständige, 
270  Angestellte  und  617  Arbeiter;  in  persönliche  Dienste  usw.  119 
(81  v/.) ;  im  Militär-.  Hof-,  bürgerlichen  Dienst  usw.  594  (266  w.). 

In  Berufsgruppen  sind  die  Russen  außer  in  der  Landwirtschaft 
(155933)  hauptsächlich  im  Baugewerbe  (12605),  sodann  in  der  Indu- 
strie der  Steine  und  Erden  (9007)  und  im  Handelsgewerbc  (6869) 
tätig.  Die  Franzosen  halten  sich  in  den  drei  Gruppen  Textilindustrie, 
Bekleidungsgewerbe,  Handelsgewerbe  mit  1O46  bis  ISM  die  Wage,  in 
der  Landwirtschaft  ist  ihre  Zahl  doppelt  so  stark  und  zwar  hier  wie 
im  Textilgewerbe  zu  gleichen  Teilen  zwischen  Männer  und  Frauen,  im 
Bekleidungsgewerbe  überwiegen  die  letzteren  etwas,  im  Handelsgewerbe 
sind  sie  in  der  Minderheit.  Die  Engländer  hingegen  sind  in  der  Haupt- 
sache im  Verkehrsgewerbe  (1905)  mit  Ausnahme  von  Post  und  Eisen- 
bahn, sodann  im  Ilandelsgewerbe  (1061)  tätig,  im  Maschinenbau  ist 
ihre  Teilnahme  um  die  Hälfte  geringer  und  sie  sinkt  sodann  wieder 
um  die  Hälfte  in  der  Landwirtschaft,  im  Textil-  und  im  Bekleidungs- 
gewerbe ;  die  Mitte  zwischen  diesen  letzten  Abstufungen  halten  sie  im 
Gast-    und    Schankgewerbe,    in    welchem    die    Franzosen    in    mehr   als 
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doppelt  so  hoher  Zahl  auftreten,  während  die  Russen  hieran  verhältnis- 
mäßig gering  beteiligt  sind.  Die  Belgier  sind  in  der  Landwirtschaft 
mit  877»  iii  tl^r  Industrie  der  Steine  und  Erden  mit  822,  im  Bauge- 
werbe mit  750,  im  Handelsgewerbe  mit  682  und  sodann  in  sechs 
weiteren  Gruppen  in  um  die  Hälfte  geringerer  Zahl  vertreten. 

Einige  Angaben  über  den  Fremdenverkehr  in  Berliner  Gast- 
höfen mögen  hier,  soweit  die  feindlichen  Staaten  in  Betracht  kommen, 
Platz  finden.  Es  betrug  die  Zahl  der  in  Berliner  Gasthöfen  abge- 
stiegenen Fremden  bei  den  Russen  im  Jahre  1912:  99466,  im  Jahre 
I910:  97683,  bei  den  Engländern  i8  354  bez.  16600,  bei  den  Fran- 
zosen 13279  bez.  II  070,  bei  den  Belgiern  4404  bez.  3736;  die  Portu- 
giesen waren  mit  1059  bez.  89°  vertreten.  Der  gesamte  Berliner 
Fremdenverkehr  belief  sich  im  Jahre  1912  auf  i  38I  352,  im  Jahre  1910 
auf  I  278609  Personen. 

Zum  Schluß  sei  hier  eine  Uebersicht  über  den  Sprachgebrauch 
der  im  Jahre  1910  in  Berlin  lebenden  Angehörigen  der  vier  hauptsäch- 
lichsten feindlichen  Staaten  gegeben.  (Die  Zahlen  in  Klammern  geben 
die  Gesamtzahl  der  in  Berlin  lebenden  Angehörigen  des  betreffenden 
Staates  und  Geschlechts  wieder.)  Nur  deutsche  Muttersprache  spre- 
chen: von  den  Belgiern  28  (118)  m.,  28  (87)  w.;  von  den  Engländern 
228  (733)  m.,  273  (781)  w. ;  von  den  Franzosen  22  (424)  m.,  56  (286)  w. ; 
von  den  Russen  1295  (3110)  m.,  1293  (2488)  w.  Personen.  Deutsche 
und  fremde  (ihre  Landessprache  als  Muttersprache)  sprachen:  Von  den 
Belgiern  —  m.,  6  w. ;  von  den  Engländern  21  m.,  22  w. ;  von  den 
Franzosen  13  m.,  g  w. ;  von  den  Russen  97  m.  die  deutsche  und  die 
russische,  36  die  deutsche  und  die  polnische,  57  w.  die  deutsche  und 
die  russische,  39  die  deutsche  und  die  polnische.  Nur  fremde  (ihre 
Landessprache)  sprachen:  Von  den  Belgiern  73  m.  die  französische 
und  wallonische,  13  die  vlämische,  40  w.  die  französische  und  walloni- 
sche, 7  die  vlämische;  von  den  Engländern  456  m.,  455  w.;  von  den 
Franzosen  373  m.,  217  w.;  von  den  Russen  1232  die  russische,  273  die 
polnische,  787  w.  die  russische,  209  die  polnische. 


W^eltwirtschaft  und  Inlandproduktion. 

Von 

Dr.  Heinrich  Pudor. 

Der  Gesamtwert  des  deutschen  Außenhandels  ist  im  Jahre  19 13 
auf  20^/4  Milliarden  angewachsen  und  ist  seit  1890  um  17^/4  Milliarden, 
das  ist  um  nicht  weniger  als  300  Proz.  gestiegen,  so  daß  Deutschland 
jetzt  einer  aktiven  Handelsbilanz  nahesteht  und  daß  im  Monat  Dezem- 
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ber  1913  die  Ausfuhr  die  Einfuhr  um  über  17  Millionen  M.  überstieg. 
Auf  der  anderen  Seite  hat  sich  die  Bevölkerung  in  24  Jahren  von  1890 
bis  1913  nur  um  37  Proz.  vermehrt  (die  landwirtschaftliche  Produk- 
tion nur  um  50  Proz,).  Wiederum  nimmt  von  unserer  gesamten  in- 
ländischen Warenerzeugung  der  inländische  Markt  nicht  weniger  als 
drei  Viertel,  der  ausländische  dagegen  nur  ein  Viertel  auf,  so  daß  also 
trotz  der  außerordentlichen  Zunahme  des  Exportes  unser  Hauptbestre- 
ben darauf  gerichtet  bleiben  muß,  den  inländischen  Markt  zu  stärken, 
das  heißt  in  der  Hauptsache  so  viel,  als  den  Zollschutz  für  Landwirt- 
schaft und  Industrie  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Kaufkraft  der  Land- 
wirtschaft zu  stärken.  Es  war  daher  zum  mindesten  schief,  wenn  in 
der  Gründungsversammlung  der  deutschen  weltwirtschaftlichen  Gesell- 
schaft Geheimrat  Köbner  sagte,  unsere  ganze  wirtschaftliche  Struktur 
habe  einen  weltwirtschaftlichen  Charakter  angenommen  und  der  Welt- 
handel sei  eine  Lebensnotwendigkeit  für  Deutschland  geworden.  Fried- 
rich der  Große  ging  nach  der  anderen  Richtung  einen  Schritt  weiter 
und  ließ  es  sich  angelegen  sein,  die  Konkurrenz  der  ausländischen 
Produktion  dadurch  zu  mindern,  daß  er  im  Inlande  Produktionswerk- 
stätten für  Erzeugnisse  anlegte,  in  denen  uns  das  Ausland  überlegen 
ist  und  somit  das  Geld  aus  dem  Inland  ins  Ausland  zieht,  und  daß  er 
den  Geldhandel  zu  nationalisieren  versuchte.  Inbezug  auf  beide  wich- 
tige Aufgaben  hat  er  bisher  leider  keinen  Nachfolger  gefunden. 

Aus  den  bisherigen  Bemerkungen  ergibt  sich,  daß  wir  es  uns  in 
Deutschland  sehr  überlegen  müssen,  den  weltwirtschaftlichen  Gedanken 
allzusehr  in  den  Vordergrund  zu  stellen  und  daß  vorläufig  noch  bis 
auf  lange  Zeit  die  Erhaltung,  Stärkung  und  Hebung  des  Inlandmarktes 
die  Hauptsache  bleibt.  Unter  diesen  Einschränkungen  wollen  die  nach- 
folgenden Darlegungen  verstanden  sein.  Zugleich  können  wir  nicht 
übersehen,  wenn  von  gewisser  Seite  neuerdings  in  agitatorischer  Weise 
für  die  Hebung  des  deutschen  Welthandels  die  Reklametrommel  ge- 
rührt wird,  daß  die  Gefahr  vorliegt,  die  nationale  Energie  könnte  von 
der  steigenden  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  inländischen  Marktes 
sich  allzusehr  auf  das  Ausland  richten. 

Etwas  anderes  ist  es  freilich  mit  der  Hebung  der  inländischen 
Produktion.  Diese  letztere  kommt  ebensowohl  dem  inländischen  Markt, 
als  dem  Export  zugute.  Aber  auf  der  anderen  Seite  muß  eben  die 
inländische  Produktion  in  erster  Linie  auf  die  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse des  inländischen  Marktes  bedacht  bleiben,  sonst  kann  der 
Fall  eintreten,  daß  ihr  zwar  der  ausländische  Markt  in  steigendem 
Maße  sich  öffnet,  zugleich  aber  der  inländische  Markt  verloren  geht 
und  dafür  die  ausländische  Produktion  im  Inland  Boden  gewinnt. 

Die  erwähnte  Agitation  für  deutschen  Welthandel  ist  einerseits  von. 
dem  unter  Leitung  des  Prof.  Hanns  gegründeten  ersten  deutschen  In- 
stitut  für   Seeverkehr   und  Weltwirtschaft,    wie    auch    von    dem  Welt- 
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reisenden  und  Propagandisten  der  Bagdadbahn  Dr.  Paul  Rohrbach,  und 
andererseits  von  dem  unter  Vorsitz  des  Generaldirektors  der  Hamburg- 
Amerika  Linie  Ballin  neuerdings  gegründeten  deutsch-amerikanischen 
Wirtschaftsverbande  betrieben  worden.  Dem  letzteren  hat  sich  der 
Hansabund  und  der  Bund  der  Industriellen  beigesellt,  während  der 
Zentralverband  deutscher  Industrieller  zwar  durchaus  nicht  kurzsichtig 
der  Forderung  einer  Steigerung  des  deutschen  Exportes  sich  verschließt, 
aber  die  Hauptsache,  den  Schutz  des  Inlandmarktes  nicht  aus  dem  Auge 
verliert  1).  Der  deutsch  -  amerikanische  Wirtschaftsverband  ist  um  so 
mehr  geneigt,  diese  wichtigste  Aufgabe  der  deutschen  Produktion 
hintanzusetzen,  als  sein  Präsidium  nicht  sowohl  aus  den  Kreisen  der 
deutschen  Industrie,  als  denen  des  internationalen  Handels  und  seinen 
Befürwortern  sich  zusammensetzt  und  freihändlerischen  Anschauungen 
huldigt.  Der  Zentralverband  hat  sich  ganz  richtig  auf  den  Standpunkt 
gestellt,  daß  von  zwischenstaatlichen  Verbänden  nicht  allzuviel  gutes 
zu  erwarten  ist,  daß  vielmehr  gerade  die  Organisation  einer  deutschen 
Weltwirtschaft  auf  nationaler  Grundlage  erfolgen  muß.  Jene  wesent- 
lich international  interessierten  Kreise,  die  ihre  Kapitalien  teilweise  im 
Auslande  angelegt  haben,  sind  selbst  eben  nicht  sowohl  um  die  In- 
dustrie, als  um  die  Entwicklung  des  Geldhandels  besorgt  und  Ballin 
selbst,  der  sich  an  die  Spitze  der  weltwirtschaftlichen  Bestrebungen 
gestellt  hat,  ist  an  der  Hebung  des  überseeischen  Gefrierfleischim- 
portes zum  Zwecke  der  Deckung  der  Rückfrachten  seiner  Dampfer 
und  am  Auswanderungsverkehr  weit  mehr  interessiert  als  an  der  För- 
derung unserer  Industrie  —  zum  mindesten  an  der  letzteren  nur  sehr 
indirekt  —  insoweit  sie  den  internationalen  Verkehr  hebt. 

Besteht  doch  fernerhin  auch  die  Gefahr,  daß  parallel  mit  der  He- 
bung der  sogenannten  deutschen  Weltwirtschaft  eine  Steigerung  der 
ausländischen  Produktion  eintritt  —  dann  nämlich,  wenn  diese  Hebung 
unserer  Weltwirtschaft  auf  einer  Ausdehnung  und  Erweiterung  unseres 
Handels  beruht,  nicht  aber  auf  einer  solchen  unserer  Industrie  und 
inländischen  Produktion. 

Um  zusammenzufassen  scheint  mir  also  das  Ziel  einer 
deutschen  Weltwirtschaft  nur  auf  der  Grundlage  er- 
strebenswertzusein, daß  vor  allem  unsere  Produk- 
tion, unsere  Industrie  mehr  und  mehr  den  ausländi- 
schenMarkt  gewinnt  und  die  fremde  Konkurrenz  aus 
dem  Felde  schlägt.     Dann  wird  natürlich  auch  der  Welt  h  a  n  d  e  1 

i)  Die  von  dem  Zentralverband  deutscher  Industrieller  beabsichtigte  Grün- 
dung einer  deutschen  Gesellschaft  für  Welthandel  ist  gescheitert,  dagegen  hat  eine 
führende  Gruppe  der  rlieinisch-westfälischen  Industrie  eine  »Auslands-Gesellschaft« 
ins  Leben  gerufen.  Jedenfalls  haben  also  leider  diejenigen  Kreise,  welche  bei  einer 
deutschen  Weltwirtschaft  in  der  Richtung  des  internationalen  Handels  interessiert 
sind,  die  Führung  behalten. 
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eine  parallele  Steigerung  erfahren.  Aber  die  Grundlage  muß  eben  die 
heimische  Produktion  bilden. 

Unsere  Industrie  aber  wiederum  wird  nur  dann  den  ausländischen 
Markt  gewinnen  und  die  fremde  Konkurrenz  besiegen,  wenn  sie  bessere 
Ware  liefert.  Hierüber  und  daß  es  nicht  mehr  auf  größtmögliche  Billig- 
keit, als  vielmehr  auf  vorzüglichste  Qualität  ankommt,  habe  ich  mich 
an  anderen  Orten  mehrfach  ausführlich  ausgesprochen,  wie  auch  über 
die  Mittel  und  Wege,  die  hierzu  führen  (Anwendung  des  modernen 
Material-  und  Haltbarkeitsprüfungswesens  auf  die  gesamte  Industrie 
und  Einrichtung  von  Warenprüfungsinstituten).  Hierherzielende  Vor- 
schläge sind  übrigens  in  ähnlicher  Weise  auch  vom  Kgl.  Materialprüfungs- 
amt Großlichterfelde  gemacht  worden  :  »Es  wird  zuweilen  möglich  sein, 
aus  einer  großen  Masse  von  Waren,  die  einheitlich  nach  bestimmten 
Vorschriften  erzeugt  worden  sind,  durch  amtliche  Probeentnahme  und 
Prüfung  den  mittleren  Zustand  der  Ware  festzustellen,  dann  die  Ware 
Stück  für  Stück  mit  einem  amtlichen  Kennzeichen  zu  versehen,  aus 
dem  die  Tatsache  der  Kontrolle  hervorgeht,  so  daß  die  Ware,  mit 
diesem  Kennzeichen  auf  den  Markt  gebracht,  öffentlich  Glauben  findet. 
Auch  hierdurch  könnte  wohl  deutschen  Erzeugnissen  ein  guter  Weg 
erschlossen  werden.  Zementprüfungen  werden  bereits  nach  diesem 
Verfahren  vom  Amt  vorgenommen  und  in  von  ihm  plombierten  Säcken 
in  den  Handel  gebracht.« 

An  dieser  Stelle  seien  zwei  andere  Gesichtspunkte  geltend  gemacht. 
Einmal  sei  wiederholt  auf  das  Moment  der  Wertsteigerung  der  Pro- 
duktion und  des  Exportes  vermittelst  der  Wertsteigerung  eines  einzel- 
nen Industrieerzeugnisses  und  den  aus  ihm  bestehenden  Materialien 
hingewiesen.  Ein  Beispiel  bildet  der  neue  in  Stahl  geschnittene  Schmuck 
Michel  Blümelhubers,  der  eine  millionenfache  Wertsteigerung  des  Eisens 
erzielt.     Denn 

I   Zentner  Eisen  im  Erz  hat  den  Wert  von Mk.  0.30 

als  Rolieisen >  3.00 

als  Gußware »  9-00 

als  Schmiedeeisen »  9-90 

als   Blech "  II. 00 

als  Draht »  12.00 

als  Gußstahl »  27.00 

als  Messerklini^en >•       I  500.00 — 2  000.00 

als  feinste   Uhrfedern •  600  000.00 

als  Stahlschneide-Arbeit >  4  000  000.00 

Aehnlich  beim  Holz,  wie  Gotlstein  in  der  Naturw.  Wochenschrift 
gezeigt  hat: 

I  cbm   Holz   hat   im   Wald   einen   Wert   von Mk,  10.50 

<las  daraus    erzeugte  Schnittmaterial    hat   einen  Wert   von       »  26.00 

■die  aus  dem  Holz  erzeugten   200  Kilo  Cellulose      ...»  35-00 

das  aus  dieser  Zellulose   erzeugte   Papier »  30. — 80.00 

durch  Verspinnen   der  Zellulose   würde  man  Zellulose-Garn 

erhallen  im  Werte  von >  75  00 — 155.00 
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wenn  die  Zellulose  in  Biskose  verwandelt  wird  und  daraus 

Kunstroßhaar  erzeugt  wird Mk.  21 00.00 

auf  Biskoseide   verarbeitet >•  3500.00 

azetyliert  und  in  Azetatseide  verwandelt »  5500.00 

Und  so  auf  allen  Gebieten.  Die  Pforzheimer  Bijouterie  früherer 
Jahre  bedeutete  zwar  auch  eine  Wertste igerun;:^  der  betreffenden  Ma- 
teriale,  aber  wenn  die  Pforzheimer  Schmuckindustrie  mehr  als  bisher 
die  künstlerische  Arbeit  zu  veredeln  sucht  und  allmählich  in  der  gan- 
zen Welt  nicht  wie  jetzt  der  Billigkeit  wegen,  sondern  der  Vorzüglich- 
keit der  kunstgewerblichen  Arbeit  und  des  Geschmackes  und  der  Ge- 
diegenheit wegen  Ruf  genießt,  wird  sie  eine  noch  weit  höhere  Wert- 
steigerung nicht  nur  eben  dieser  Indtistrieerzeugnisse,  sondern  mittelbar 
auch  der  deutschen  Industrieproduktion  erzielen.  Aehnlich  in  der  ke- 
ramischen Industrie  bezüglich  der  Veredelung  und  Verfeinerung  dieser 
Erzeugnisse  in  Material,  Arbeit,  Form  und  Dekor.  Auf  diesem  Ge- 
biete haben  wir  ja  schon  eine  bittere  Erfahrung  hinter  uns  in  dem 
Rückgang  der  Thüringischen  keramischen  Industrie,  soweit  sie  mit 
diesem  Gang  der  Entwicklung  nicht  Schritt  gehalten  hat  und  gezwun- 
gen war,  sich  mit  der  Erzeugung  technischer  Bedarfsartikel  über  Wasser 
zu  halten,  weil  sich  die  frühere  Billigkeitsv/are  als  nicht  mehr  export- 
fähig erwiesen  hatte.  Eben  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Geschmacks- 
veredelung in  anderen  Industrieproduktionsländern  ist  diese  Qualitäts- 
steigerung und  Warenveredelung  für  die  deutsche  Industrie  zur  Not- 
wendigkeit geworden.  Andernfalls  wird  sie  nicht  nur  auf  dem  Aus- 
landsmarkt verdrängt,  sondern  gar  noch  auf  dem  Inlandsmarkt. 

Der  zweite  Gesichtspunkt,  den  wir  an  dieser  Stelle  in  den  Vorder- 
grund gestellt  wissen  wollen,  ist  der  der  Notwendigkeit  der  Betonung 
des  nationalen  Standpunktes  seitens  einheimischer  Industrie.  Die 
deutsche  Industrie  kann  nur  dann  auf  dem  Weltmarkt  sich  behaupten 
und  durchsetzen,  wenn  sie  eben  deutsch  und  in  diesem  Sinne  original 
und  nur  einmal  da  ist.  Dieses  Wort  deutsch  soll  nicht  nur  ein  Wort 
sein,  sondern  das,  was  das  deutsche  Geblüt  und  Gemüt  im  Unterschied 
von  anderen  Völkern  auszeichnet,  das  soll  auch  in  den  Industrieerzeug- 
nissen zum  Ausdruck  kommen,  also  nicht  nur  deutsche  Gewissenhaftig- 
keit und  Gediegenheit  und  Ehrlichkeit  und  Echtheit,  sondern  auch 
deutsche  Gemütsinnigkeit  und  -tiefe  und  Wärme  und  Sinnigkeit  und 
Sittigkeit,  so  etwa  wie  es  auf  anderen  Gebieten  van  Eyck,  Dürer, 
Riemenschneider,  Martin  Luther,  Ludwig  Richter  zum  Ausdruck  gebracht 
haben.  Eine  wichtige  Voraussetzung  hierfür  ist  freilich  die,  daß  diese 
deutsche  Gemütstugenden  nicht  nur  da  sind  —  sie  sind  in  Wirklich- 
keit heute  auch  noch  da  —  sondern  daß  der  Deutsche  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Industrie  das  Bewußtsein  seines  Deutschtums  hat,  daß  er 
an  sein  Volk  glaubt,  daß  er  sich  durchsetzt,  daß  er  etwas  wenigstens 
von  dem    englischen  Nationalegoismus    hat,    der    sich    in    den  Worten 
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ausspricht:  »Wright  or  wrong-my  country«.  Ich  habe  deshalb  auch 
aus  diesem  Grunde  schon  vor  drei  Jahren  eine  deutsche  Reichs- 
industriemarke in  Vorschlag  gebracht.  Etwas  ähnliches,  wie  wir 
es  hier  durchführen  wollen,  ist  in  Schweden  bereits  verwirklicht.  Dort 
wird  neuerdings  jede  in  Schweden  hergestellte  Ware  mit  einer  Etikette 
versehen,  die  die  schwedischen  Nationalfarben  gelb  und  blau  trägt  und 
die  Worte  »Svensk  Tillverkning«  (schwedisches  Erzeugnis).  Außerdem 
sind  Plakate  angefertigt,  wiederum  in  den  schwedischen  Nationalfarben 
und  mit  dem  schwedischen  Wappen  und  den  Worten  »Einigkeit  macht 
stark !  Unterstützet  die  schwedische  Industrie !  Kauft  schwedische  Wa- 
ren! Der  Wohlstand  des  Landes  bedeutet  Wohlstand  des  Volkes«! 
Vom  26.  April  bis  3.  Mai  v.  J.  fand  in  ganz  Schweden  eine  schwedische 
Woche  statt,  das  heißt  eine  Woche  lang  wurden  in  den  Schaufenstern 
nur  schwedische  Industrieerzeugnisse  zur  Auslage  gebracht.  Es  wurde 
eine  kleine  Flugschrift  mit  dem  Titel  (in  Fraktur  I)  »Warum  kauft  ihr 
nicht  schwedische  Waren?«  verbreitet.  Der  Innentitel  lautete:  »Aus- 
wanderung und  Import!«  Darunter  stand  links:  »25000  Schweden  in 
den  Jahren  igoi  — 1910  jährlich  durch  Auswanderung  verloren«,  rechts: 
»22  000  Arbeiter  könnte  Schwedens  Industrie  jährlich  mehr  ernähren, 
wenn  wir  nur  15  Proz.  des  Importes  durch  schwedische  Waren  ersetzen 
würden«  usw.  Und  Schweden  kann  uns  ein  Vorbild  sein,  den  In- 
dustriegedanken mit  vaterländischem  Geiste  zu  erfüllen  und  nn  die 
hohe  Bedeutung  der  ersten  Worte  jenes  schwedischen  Plakates:  »Einig- 
keit macht  stark«  zu  denken.  Und  um  die  nationale  Einigkeit  handelt 
es  sich  dabei.  Und  auch  darin  kann  Schweden  uns  ein  Vorbild  sein, 
daß  es  bei  dem  Worte  »Nationalindustrie«  nicht  nur  darauf  ankommt, 
daß  die  betreffende  Ware  im  Inland  von  deutschen  Händen  und  Ma- 
schinen verarbeitet  ist,  sondern,  daß  sie  den  Volkscharakter  wieder- 
gibt und  darstellt  und  in  gewissem  Sinne  Volkskunst  ist.  Um  eine  In- 
dustrie, welche  deutsches  Gemüt,  deutsche  Sitte,  deutschen  Brauch, 
deutsche  Art  widerspiegelt,  handelt  es  sich.  —  Im  Anschluß  an  vor- 
stehende Erörterung  bringe  ich  eine  »D  e  u  t  s  c  h  e  W  o  c  h  e«  in  Vor- 
schlag und  stelle  die  Abhaltung  einer  solchen  vorläufig  zur  Diskussion. 
Es  würde  also  darauf  ankommen,  in  ganz  Deutschland  eine  Woche 
lang  in  allen  Schaufenstern  nur  deutsche  Erzeugnisse  zur  Auslage  zu 
bringen  und  zwar  möglichst  solche  in  bestem  Sinne  des  Wortes  und 
es  würde  Ehrenpflicht  für  jeden  Käufer  sein,  in  dieser  Woche  nur  deut- 
sche Erzeugnisse  zu  kaufen.  Also  eine  Propagandawoche  für  deutsche 
Arbeit. 

Demgegenüber  hat  ja  bekanntlich  der  Deutsche  die  Schwäche,  daß 
er  ausländisches  Wesen  überschätzt,  sein  Licht  unter  den  Scheffel  stellt 
und  sich  von  den  Schlagwörtern  International  und  Kosmopolitisch  be- 
tören läßt,  als  ob  sie  so  gemeint  seien,  daß  deutsches  Wesen  in  den 
anderen  Nationen  unterzugehen  habe.     Und  so  hat  der  Deutsche  auch 
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auf  dem  Gebiete  der  Industrie  sich  selbst  vergessen^)  und  vor  fremd- 
ländischen Erzeugnissen,  seien  es  nun  französische,  englische  oder  ja- 
panische, seine  Reverenzen  gemacht,  uneingedenk  des  Wortes,  »daß 
deutsche  Art  die  Welt  gewinnt« !  Dies  letztere  Wort  mag  zugleich  der 
Wahlspruch  für  die  deutsche  Weltwirtschaft  sein. 


Mindestlohnbehörden. 
Von 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 

Gegenwärtig  bestehen  in  Grofibritannien,  Australien  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Gesetze,  welche  die  Festlegung  von 
Mindestlöhnen  durch  behördliche  Organe  vorsehen. 

Das  erste  Gesetz,  das  eine  staatliche  Behörde  zur  Festsetzung  von 
Mindestlöhnen  berief,  war  das  Einigungs-  und  Schiedsgesetz  für  Ar- 
beitsstreitigkeiten, das  im  Jahre  1894  in  der  britischen  Kolonie  Neu- 
seeland erlassen  wurde.  Das  ursprüngliche  Gesetz  ist  durch  eine  Reihe 
von  Novellen  abgeändert  worden  und  im  Jahre  1908  kam  eine  voll- 
ständige Neufassung  desselben  zustande ;  Novellen  wurden  bereits  wie- 
der im  gleichen  Jahre,  sowie  1910  und  191 1  erlassen. 

Nach  den  gegenwärtig  in  Neuseeland  gültigen  Bestimmungen  kön- 
nen die  Berufsvereine  der  Arbeiter  und  Unternehmer  Kollektivverträge 
abschließen,  deren  Einhaltung  vom  Staat  garantiert  wird,  vorausgesetzt, 
daß  sie  in  der  vorgeschriebenen  Form  eingetragen  wurden.  Wenn  eine 
Arbeitsstreitigkeit  nicht  durch  Abschluß  eines  Kollektivvertrages  bei- 
gelegt werden  kann,  so  ist  sie  vor  einen  Einigungsausschuß  und  wenn 
erforderlich  vor  das  gewerbliche  Schiedsgericht  zu  bringen.  Ein  Eini- 
gungsausschuß hat  keine  Zwangsvollmachten,  sondern  er  hat  lediglich 
das  Zustandekommen  eines  Kollektivvertrages  zu  versuchen.  Gelingt 
das  nicht,  so  wird  die  Streitigkeit  an  das  Schiedsgericht  verwiesen, 
das  nach  Anhörung  der  Parteien  sein  Urteil  fällt,  in  das  ohne  weiteres 
jene  Punkte  aufgenommen  werden  können,  über  welche  die  Parteien 
bereits  vor  dem  Einigungsausschuß  übereinkamen.  Das  aus  einem 
Richter  des  Obersten  Gerichtshofes  und  je  einem  Arbeiter-  und  Unter- 

i)  Der  »Alldeutsche  Verband«  hat  ein  Flugblatt  an  die  deutsche  Geschäfts- 
welt verschickt,  in  dem  er  die  Forderungen  erhebt  und  vertritt,  daß  in  deutschen 
Geschäften  nur  deutsche  Arbeiter  und  Beamte  Verwendung  finden,  daß  deutsche 
Geschäfte  auch  im  Auslande  möglichst  durch  Deutsche  vertreten  werden,  daß  der 
Briefwechsel  mit  dem  Auslande  nach  Möglichkeit  in  deutscher  Sprache  erfolgt, 
daß  deutschen  Erzeugnissen,  namentlich  denen,  die  in  Deutschland  zum  Verkauf 
kommen,  deutsche  Namen  und  Zeichen  gegeben  werden  und  daß  der  deutsche 
Kaufmann  seinen  Kunden  in  erster  Linie  deutsche  Waren  empfiehlt. 
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nehmervertreter  bestehende  Schiedsgericht  ist  zur  Festsetzung  der  Löhne, 
der  Arbeitsdauer  und  aller  sonstigen  Arbeitsbedingungen  befugt.  Die 
Entscheidungen  des  Gerichtes  betreffen  in  der  Regel  nur  männliche 
Personen,  da  der  Mindestlohn  und  die  Arbeitsdaucr  der  weiblichen 
Personen  durch  das  Fabrikgesetz  geregelt  sind.  Wegen  Nichteinhal- 
tung der  Bestimmungen  eines  Schiedsgerichtsurteils  oder  eines  Tarif- 
vertrages haben  einzelne  Arbeiter  Geldbußen  bis  zu  £  5,  einzelne  Un- 
ternehmer sowie  die  beiderseitigen  Berufsvereine  Geldbußen  bis  zu.;^  100 
für  jeden  Fall  zu  zahlen. 

In  Westaustralien  wurde  ein  Gesetz,  das  dem  neuseeländischen 
Vorbilde  folgt,  1892  erlassen,  1909  abgeändert  und  1912  durch  .  ein 
neues  Gesetz  ersetzt,  das  aber  an  denselben  Grundsätzen  festhält. 

Im  australischen  Staat  Neu-Südwales  kam  schon  1901  ein  Schieds- 
gesetz  nach  neuseeländischem  Muster  zustande,  das  aber  nur  ein  Schieds- 
gericht und  keine  Einigungsämter  kannte.  An  die  Stelle  dieses  Ge- 
setzes trat  dann  1908  ein  anderes,  welches  die  Errichtung  von  Ge- 
werbeämtern für  einzelne  Gewerbe  oder  Gruppen  verwandter  Ge- 
werbe vorsah.  Gegenwärtig  gilt  ein  ähnliches  Gesetz  aus  dem  Jahre 
1912. 

\^^n  Anfang  mit  dem  System  der  Gewerbeämter  (Trade  Boards) 
oder  Lohnwächter  (Wages  Boards)  machte  jedoch  der  australische 
Staat  Victoria  im  Jahre  1896.  Zuerst  waren  hier  die  Gewerbe- 
ämter nur  dazu  befugt,  die  Löhne  der  Arbeiterinnen  und  jugendlichen 
Arbeiter  zu  regeln,  doch  wurde  diese  Befugnis  später  auch  auf  er- 
wachsene männliche  Arbeiter  ausgedehnt.  Eine  andere  Befugnis  als 
die  Lohnfestsetzung  und  die  Festsetzung  der  Zahl  der  Praktikanten, 
die  gehalten  werden  dürfen,  haben  die  Gewerbeämter  in  Victoria  auch 
jetzt  nicht. 

Jn  Südaustralien  wurden  1907  Bestimmungen  über  die  Er- 
richtung von  Lohnämtern  in  das  Fabrikgesetz  aufgenommen,  1908  wurde 
ein  Lohngesetz  in  Queensland  erlassen  und  1910  eines  in  Tas- 
manien. Damit  war  der  Grundsatz  der  behördlichen  Festsetzung 
der  Löhne  in  ganz  Australien  anerkannt. 

In  Victoria,  Südaustralien  und  Tasmanien  steht  den  Lohnämtern 
praktisch  nur  die  Festsetzung  des  Mindestlohnes  und  der  Ueberzeit- 
entschädigung  zu;  die  Lohnämter  in  Neusüdwales  und  Queensland  ha- 
ben dagegen  auch  sonstige  Arbeitsbedingungen  zu  regeln. 

Zu  diesen  Gesetzen  der  australischen  Einzelstaaten  kommt  noch 
das  Bundesgesetz  von  1904,  betreffend  das  gewerbliche  Einigungs-  und 
Schiedswescn;  es  gilt  für  solche  Arbeitsstreitigkeiten,  die  zwei  oder 
mehrere  Staaten  des  Bundes^)  in  Mitleidenschaft  ziehen,  und  bestimmt, 


l)  Zum    Staatenbund    (Commonwealth    of  Australia)    gehören  Webtaustralien, 
Südaustralien,  Victoria,  Neu-Südvvaics,  Queensland  und  Tasmanien. 
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daß  ein  Schiedsrichter  durch  den  Generalgouverneur  eingesetzt  wird, 
dessen  Aufgabe  es  ist,  Arbeitsstreitigkeiten  zu  verhüten  oder  zu 
schlichten.  Formell  eingereichte  Streitfragen  werden  von  dem  Richter 
allein  oder  unter  IVIitwirkung  eines  Unternehmer-  und  eines  Arbeiter- 
beisitzers entschieden.  Der  Bundesschiedsrichter  kann  über  alle  Be- 
dingungen des  Arbeitsvertrages  entscheiden. 

* 

Am  20.  Oktober  1909  wurde  im  Vereinigten  Königreich  Groß- 
britannien und  Irland  ein  Gesetz  erlassen,  welches  die  Regierung 
zur  Einsetzung  von  Mindestlohnämtern  ermächtigt.  Ursprünglich  war 
der  Wirkungsbereich  dieses  Gesetzes  ein  sehr  beschränkter,  denn  er 
umfaßte  bloß  die  Kleiderkonfektion,  die  Kettenerzeugung,  Schachtel- 
erzeugung und  die  Erzeugung  von  Spitzen  und  Netzen.  Doch  enthält 
das  Gesetz  von  1909  die  Bestimmung,  daß  das  Gewerbeministerium  be- 
rechtigt ist,  Mindestlohnämter  auch  für  andere  Gewerbe  zu  errichten, 
wenn  es  davon  überzeugt  ist,  daß  in  den  betreffenden  Gev/erben  außer- 
ordentlich niedere  Löhne  gezahlt  werden  und  daß  andere  Umstände 
die  Errichtung  solcher  Aemter  v/ünschenswert  erscheinen  lassen.  Jede 
auf  Grund  dieser  Bestimmung  verfügte  Ausdehnung  des  Geltungsbe- 
reiches des  Gesetzes  muß  dem  Parlament  zur  Genehmigung  vorgelegt 
werden.  Nach  langem  üeberlegen  hat  man  sich  im  Gewerbeministe- 
rium im  Mai  1913  entschlossen,  das  Gesetz  über  Mindestlohnämter  auf 
eine  Reihe  weiterer  Gewerbe  anwendbar  zu  erklären,  und  zwar  auf  die 
Erzeugung  von  Zuckerwaren  und  Nahrungsmittelkonserven ;  die  Wäsche- 
erzeugung; die  Erzeugung  von  Gefäßen  aus  Eisen,  Stahl  oder  Blech, 
einschließlich  des  Galvanisierens,  Verzinnens,  Emaillierens,  Malens  und 
Lackierens;  und  die  Leinen-  und  Baumwollstickerei.  Die  Verordnung, 
welche  die  eben  genannten  Industriezweige  dem  Lohnämtergesetz 
unterstellt,  erhielt  Ende  Dezember  1913  die  Zustimmung  des  Parlaments 
und  für  die  Zuckerwaren-  und  die  Lebensmittelkonservenerzeugung  so- 
wie für  die  Wäscheerzeugung  wurden  Lohnämter  inzwischen  bereits 
eingesetzt. 

Durch  ein  besonderes  Gesetz  vom  Jahre  19 12  wurden  Lohnämter 
auch  für  den  Kohlenbergbau  errichtet. 

Daraus  erhellt,  daß  der  Grundsatz  der  behördlich  garantierten 
Mindestlöhne  in  Großbritannien-Irland  bereits  festgewurzelt  ist,  und  es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  er  in  immer  weiteren  Kreisen  Aner- 
kennung finden  wird. 

Dem  Gewerbeministerium  ist  es  freigestellt,  für  Gewerbe,  die  dem 
Gesetz  von  1909  unterstehen,  ein  Lohnamt  für  das  ganze  Reich  oder 
mehrere  Lohnämter  für  die  einzelnen  Bezirke  oder  Gewerbezweige  zu 
errichten.  Jedes  Lohnamt  besteht  aus  »repräsentativen«  Mitgliedern 
und  unparteiischen  Personen.     Die   repräsentativen   Mitglieder   werden 
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entweder  von  den  beteiligten  Arbeitern  und  Arbeitsanwendern  gewählt 
oder  sie  werden  über  Vorschlag  der  Parteien  vom  Gewerbeministerium 
ernannt;  die  Sache  kann  auch  so  geregelt  werden,  daß  die  Parteien- 
vertreter zum  Teil  gewählt  und  zum  Teil  ernannt  werden.  Die  Ent- 
scheidung liegt  in  Händen  des  Gewerbeministers.  Die  Arbeiter-  und 
Unternehmervertreter  müssen  unter  den  repräsentativen  Lohnamtsmit- 
gliedern gleich  zahlreich  sein.  Die  unparteiischen  Personen  bestimmt 
in  jedem  Fall  das  Gewerbeministerium,  das  überdies  den  Vorsitzenden 
ernennt  und  einen  Sekretär  sowie  andere  Beamte  anstellt.  Weibliche 
Personen  dürfen  IMitglieder  der  Lohnämter  sein  und  in  Gewerben  mit 
bedeutender  Heimarbeit  müssen  die  Heimarbeiter  in  den  Lohnämtern 
vertreten  sein. 

Jedes  Lohnamt  hat  für  sein  Gewerbe  einen  Mindestzeitlohn  oder 
Mindestzeitlöhne  für  die  verschiedenen  arbeitsteiligen  Verrichtungen 
festzusetzen.  Außerdem  kann  es  Mindeststücklühne  bestimmen.  Vor 
der  Festsetzung  eines  Mindestlohnes  hat  das  Lohnamt  die  Beteiligten 
von  der  beabsichtigten  Lohnhöhe  zu  verständigen  und  innerhalb  von 
drei  Monaten  erhobene  Einwendungen  in  Betracht  zu  ziehen.  Dieselben 
Bedingungen  gelten  für  die  Aenderung  oder  Abschaffung  eines  einmal 
aufgestellten  Mindestlohnes.  Wenn  keine  allgemein  gültigen  Mindest- 
stücklöhne festgesetzt  sind,  so  steht  es  jedem  beteiligten  Arbeitsanwen- 
der frei,  für  seinen  Betrieb  die  Festsetzung  besonderer  Mindeststück- 
löhne zu  fordern. 

Mindestzeitlöhne  und  allgemeine  Mindeststücklöhne  sind  nach  Ab- 
lauf von  sechs  Monaten  nach  ihrer  Festsetzung  von  einem  Lohnamt 
durch  das  Geweibeministerium  obligatorisch  zu  erklären.  Tut  das  Ge- 
werbeministerium das  nicht,  so  gelten  die  betreffenden  Lohnsätze  nur 
für  den  Fall,  als  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  keine  schrift- 
lichen Vereinbarungen  zum  Gegenteil  bestehen. 


Vor  wenigen  Jahren  hätte  man  es  noch  für  ganz  unmöglich  ge- 
halten, daß  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Gesetze  erlassen 
werden,  welche  die  Festsetzung  der  Löhne  durch  behördliche  Organe 
vorsehen ;  und  doch  sind  in  den  letzten  anderthalb  Jahren  solche  Lohn- 
behörden in  neun  Bundesstaaten  geschaffen  worden  und  ein  Staat  hat 
seine  Verfassung  so  geändert,  daß  sein  Parlament  in  weitestem  Maße 
auf  die  Arbeitsverhältnisse  —  und  auch  auf  die  Löhne  aller  Arbeiter  — 
einwirken  kann. 

Diese  Mindestlohngesetzgebung  vollzog  sich  in  aller  Stille,  sie  hat 
nirgends  Aufsehen  erregt,  ja  kaum  Beachtung  gefunden.  Freilich  gel- 
ten Mindcstlühngesetze  bisher  erst  in  einem  Fünftel  aller  Staaten  und 
sie  sind  in  ihrer  Anwendung  sehr  beschränkt ;  aber  sie  bilden  immer- 
hin einen  bemerkenswerten  Anfang,  wenn  man  bedenkt,  daß  das  erste 
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Gesetz  dieser  Art  erst  am  4.  Juni  191 2  im  Staat  Massachusetts  zustande 
kam.  Dem  Beispiel  von  Massachusetts  folgten  dann  die  Staaten  :  Ore- 
gon (17.  Eebruar  1913);  Utah  (18.  März  1913);  Washington  (24.  März 
1913);  Nebraska  (21.  April  1913);  Minnesota  (26.  April  1913);  Colo- 
rado (14.  Mai  1913);  Kalifornien  (26.  Mai  1913)  und  Wisconsin  (Au- 
gust 1913).  Den  Parlamenten  mehrerer  Staaten  liegen  diesbezügliche 
Gesetzentwürfe  noch  vor. 

Im  Bundesparlament  wurden  Gesetzentwürfe  betreffend  Einführung 
von  Mindestlohnbehörden  im  Bundesbezirk  Kolumbien  und  betreffend 
Einsetzung  einer  »Nationalen  Mindestlohnkommission«  eingebracht. 
Hiezu  muß  bemerkt  werden,  daß  das  Bundesparlament  nur  in  solchen 
Gesetzgebungsfragen  zuständig  ist,  welche  die  Beziehungen  der  Einzel- 
staaten zu  einander  und  das  Verhältnis  der  Vereinigten  Staaten  zum 
Ausland  oder  den  Bundesbezirk  Kolumbien  betreffen. 

Alle  bisher  geltenden  Mindestlohngesetze  beschränken  ihre  Wirk- 
samkeit auf  weibliche  Personen  und  auf  männliche  Minderjährige. 
Diese  Beschränkung  wird  aber  kaum  von  Dauer  sein;  es  gilt  nur,  zu- 
erst noch  gewisse  verfassungsrechtliche  Hindernisse  der  Ausdehnung 
der  Lohngesetze  auf  erwachsene  Männer  zu  beseitigen.  Der  industrie- 
reiche Staat  Ohio  hat  dies  bereits  getan,  denn  im  September  1912 
wurde  hier  durch  Urabstimmung  der  Bürger  ein  Zusatz  zur  Verfassung 
angenommen,  der  lautet:  »Es  können  Gesetze  erlassen  werden,  welche 
die  Arbeitsdauer  und  Mindestlöhne  festsetzen  und  Vorkehrungen  hin- 
sichtlich der  Bequemlichkeit,  Gesundheit  und  der  allgemeinen  Wohl- 
fahrt aller  Arbeiter  treffen;  diese  Befugnis  darf  durch  keine  andere 
Bestimmung  der  Verfassung  aufgehoben  oder  eingeengt  werden.«  Da- 
mit ist  den  Gerichten  die  Möglichkeit  genommen,  für  Männer  gültige 
Lohnsätze  unter  Berufung  auf  die  Freiheit  des  Vertragsschlusses  voll- 
berechtigter Bürger  ungültig  zu  erklären. 

Das  erste  amerikanische  Mindestlohngesetz ,  jenes  des  Staates 
Massachusetts,  bestimmt,  daß  eine  dreigliederige  Mindestlohnkommis- 
sion vom  Gouverneur  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  ernannt  wird. 
Diese  Kommisson  hat  Untersuchungen  über  die  Lohnverhältnisse  der 
Frauen  und  Jugendlichen  anzustellen  und  nach  Bedarf  Mindestlohn- 
ämter  für  einzelne  Berufe  einzusetzen,  in  welchen  Unternehmer,  Ar- 
beiter und  das  Publikum  vertreten  sind.  Doch  erhält  das  Gesetz  keine 
Zwangsmaßregeln  gegen  Unternehmer,  welche  die  amtlich  festgesetzten 
Mindestlöhne  nicht  zahlen.  Die  staatliche  Mindestlohnkommission  kann 
weiter  nichts  tun,  als  die  Namen  solcher  Unternehmer  öffentlich  be- 
kannt machen  und  auf  sie  hiedurch  gewissermaßen  einen  moralischen 
Druck  ausüben. 

Die  Mindestlohngesetze  der  Weststaaten  gehen  erheblich  weiter. 
Das  Gesetz  des  Staates  Oregon  zum  Beispiel  bestimmt,  daß  weibliche 
Personen  jeden  Alters    und  männliche  Jugendliche    unter  18  Jahren  in 
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solchen  Betriebsarten  nicht  beschäftigt  werden  dürfen,  wo  die  Löhne 
zu  gering  sind  oder  die  Arbeitszeit  zu  lang  ist  oder  wo  sonstige  der 
Gesundheit  oder  Sittlichkeit  abträgliche  Zustände  bestehen.  Zum  Zweck 
der  Feststellung  von  Normallöhnen,  einer  Normalarbeitszeit  und  an- 
deren normalen  Arbeitsbedingungen  wird  eine  staatliche  Wohlfahrts- 
kommission eingesetzt,  die  aus  drei  vom  Gouverneur  ernannten  Mit- 
gliedern besteht  und  das  Recht  hat,  in  Lohnlisten  und  andere  Doku- 
mente,  die  sich  auf  Arbeiterinnen  und  Minderjährige  bezichen,  Einsicht 
zu  nehmen,  Auskunftspersonen  zu  verhören  usw.  Findet  die  Wohl- 
fahrtskommission,  daß  in  einem  Gewerbe  die  Zustände  unbefriedigend 
sind,  so  hat  sie  für  diese  Gewerbe  ein  Lohnamt  einzusetzen,  das  aus 
einem  oder  mehreren  staatlichen  Kommissären  sowie  einer  gleichen 
Zahl  von  Unternehmern,  Arbeitern  und  Unparteiischen  gebildet  wird. 
Die  Höchstzahl  der  Lohnamtsmitglieder  (abgesehen  von  den  staatlichen 
Kommissären)  ist  neun.  Das  Lohnamt  hat  der  Wohlfahrtskommission 
Vorschläge  über  die  Mindestlöhne,  die  Dauer  der  Arbeitszeit  usw.  zu 
machen.  Werden  die  Vorschläge  von  der  Wohlfahrtskommission  ge- 
nehmigt, so  ist  eine  Versammlung  der  Interessenten  (Unternehmer  und 
Arbeiter)  einzuberufen,  damit  Einwendungen  gemacht  werden  können. 
Innerhalb  der  hierauf  folgenden  60  Tage  hat  die  Wohlfahrtskommission 
das  Recht,  die  Vorschläge  des  Lohnamtes  in  Wirksamkeit  treten  zu 
lassen.  Sie  kann  aber  auch  davon  Abstand  nehmen,  wenn  sie  sich 
davon  überzeugte,  daß  die  vorgebrachten  Einwände  stichhaltig  sind. 
In  Wirksamkeit  getretene  Lohnamtsentscheidungen  müssen  von  den 
Unternehmern,  für  die  sie  gelten,  eingehalten  werden,  widrigenfalls 
gegen  sie  mit  (»eld-  und  Gefängnisstrafen  vorgegangen  werden  kann. 
Die  amerikanischen  Gewerkschaften  haben  sich  zugunsten  des 
Grundsatzes  der  amtlichen  Lohnregelung  erklärt,  unter  dem  Vorbehalt, 
daß  dieser  Grundsatz  nicht  auf  erwachsene  Männer  ausgedehnt  wird ; 
denn  sie  befürchten,  daß  eine  solche  Ausdehnung  die  Gewerkschaften 
überflüssig  machen  würde. 
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Hein s keime r ,  Karl,  Professor  Dr.,  Mitgliedschaft  und  Ausschlie- 
ßung in  der  Praxis  des  Reichsgerichts.  Ein  kritischer  Beitrag  zum 
innern  Vereinsrecht.  Berlin,  O.  Liebmann,  191 3.  VI  u.  83  S.  8^. 
Preis  2.60  M. 

Diese  Arbeit  behandelt  eine  Reihe  von  Fragen,  die  für  das  innere 
Vereinsrecht  von  großer  Wichtigkeit  sind,  insbesondere  auch  die  be- 
deutsame Frage,  ob  und  inwieweit  die  Ausschließung  von  Mitgliedern 
aus  einem  Verein  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  angefochten  wer- 
den kann. 

Auf  die  gründliche  Arbeit  kann  in  dieser  Zeitschrift  nicht  näher 
eingegangen  werden,  da  die  Erörterungen  des  Verf.  rein  zivilrechtliche 
Fragen  betreffen,  Probleme  der  Staatswissenschaft  aber  nicht  zur  Be- 
handlung gelangt  sind.  N  e  u  k  a  m  p. 


Sägmüller,  J.  B.,  Professor  Dr.,  Der  Rechtsanspruch  der  katholi- 
schen Kirche  in  Deutschland  auf  fina^izielle  Leistungen  seitens  des  Staates. 
Freiburg  i.  B.,  Herdersche  Verlagshandlung,  1913.  VIII  u.  120  S. 
Preis  2  M. 

Die  vorliegende  Arbeit  gibt  einen  vom  Verf.  in  der  Sektion  für 
Rechts-  und  Soziaiwissenschaft  der  Görresgesellschaft  in  Freiburg  im 
Jahre  1912  gehaltenen  Vortrag  in  erweiterter  Form  wieder.  Der  Verf. 
sucht  auf  Grund  geschichtlicher  Darlegungen ,  insbesondere  des  In- 
halts des  Reichsdeputationshauptschlusses  vom  Jahre  1803  den  Nach- 
weis zu  erbringen,  daß  die  deutschen  Staaten  rechtlich  verpflichtet 
sind,  die  wesentlichen  kirchlichen  Bedürfnisse  in  Deutschland  dauernd 
zu  befriedigen,  obwohl  diese  im  Laufe  der  Zeit  erheblich  gestiegen 
sind.  M.  E.  ist  aber  dieser  Nachweis  nicht  überzeugend  geführt  wor- 
den. Auch  fehlt  es  an  einer  beweiskräftigen  Darlegung  dafür,  weshalb 
jener  Reichsdeputationshauptschluß  für  die  dem  jetzigen  Deutschen 
Reiche  angehörigen  Bundesstaaten  noch  heute  staatsrechtlich 
verbindliche  Kraft  hat.  Selbst  in  der  vom  Verf.  (S.  107)  im  Wortlaut 
mitgeteilten  Rede  des  bekannten  Zentrumsführers  Dr.  Forsch,  die  dieser 
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in  der  Sitzung  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  vom  19.  Oktober  1908 
gehalten  hat,  wird  nur  der  Satz  aufgestellt,  daß  der  preußische  Staat 
vermöge  der  Säkularisation  des  Kirchengutes  eine  (lediglich)  mora- 
lische Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Staatsmitteln  für  kirchliche 
Zwecke  habe.  Neukamp. 


Edler  V  071  He  rma  nn-  O  tav  s  ky ,  Ka  rl,  Professor  Dr. ,  Die  höhere 
Gewalt  im  Wechselrechte  nach  dein  Gesetz  vom  jo.  November  ig  12. 
Wien,  Manzsche  Hof-  und  Universitätsbuchhandlung,  1913.  62  S. 
Internationale  Rechtsverfolgung.  Verhandlungen  der  Internationalen  ju- 
ristischen Konferenz  vom  9. — 11.  Februar  1913.  Herausgegeben  vom 
Handelsvertragsverein.  Berlin,  Karl  Heymanns  Verlag,  1913.  XII 
und  176  S. 

Seitdem  unsere  Volkswirtschaft  sich  zu  einer  Weltwirtschaft  um- 
gestaltet hat,  macht  sich  auch  mehr  und  mehr  das  Bestreben  geltend, 
das  bisher  nur  für  die  einzelnen  Staaten  und  Völker  geltende  Recht 
in  ein  »Weltrecht«  umzuwandeln.  Das  darf  uns  nicht  wundernehmen. 
Denn  wie  ich  schon  wiederholt  (vgl.  z.  B.  meinen  in  der  Gesellschaft 
österreichischer  Volkswirte  gehaltenen  Vortrag:  »Die  deutschen  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung,  eine  neue  Gesellschaftsform«, 
abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltung, Bd.  8,  S.  337  fF.)  hervorgehoben  habe,  geht  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  der  rechtlichen  regelmäßig  voraus :  das  wirtschaftliche 
Institut  hat  sich  längst  eingebürgert,  ehe  der  Gesetzgeber  zu  seiner 
rechtlichen  Ausgestaltung  schreitet. 

Dies  zeigt  sich  nunmehr  auch  bei  den  neuerdings  immer  lebhafter 
hervortretenden  Bestrebungen  auf  Schaffung  eines  Weltrechts,  für 
das  die  Weltwirtschaft  schon  längst  den  Boden  bereitet  hat.  Es  ist 
bezeichnend,  daß  gerade  dasjenige  Gebiet,  das  in  dem  weltwirtschaft- 
lichen Verkehr  eine  besonders  große  Rolle  spielt,  nämlich  das  Wech- 
selrecht, zuerst  dazu  ausersehen  worden  ist,  die  nationalen  Grenzen  zu 
sprengen  und  aus  einem  staatlichen  zu  einem  Weltrechtsinstitut 
sich  umzugestalten,  dergestalt,  daß  ein  materiell  einheitliches  Recht 
auf  diesem  Gebiete  für  alle  Kulturstaaten  Geltung  haben  soll.  Schon 
im  Jahre  1910  hat  die  erste  Haager  Weltwechselrcchtskonferenz  einen 
für  die  sämtlichen  beteiligten  Staaten  als  Richtschnur  dienenden  Ent- 
wurf einer  einheitlichen  Wechselordnung  aufgestellt.  Im  Jahre  1912 
folgte  die  zweite  Weltwechselrechtskonfcrenz,  die  in  Anlehnung  an  den 
ersten  einen  neuen  Entwurf  ausarbeitete,  der  unter  dem  23.  Juli  191 2 
von  den  Vertretern  von  27  Staaten  unterzeichnet,  aber  bis  jetzt  noch 
nicht  ratifiziert,  worden  ist. 

Wäre    nicht    in    diesem  Jahre    der    unselige  Weltkrieg    in  Europa 
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ausgebrochen,  so  würden  wir  dem  Plane  eines  einheitlichen  Weltwech- 
selrechts vermutlich  schon  jetzt  um  ein  Bedeutendes  näher  gerückt 
sein.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  ist  aber  gar  nicht  abzu- 
sehen, welchen  Schaden  die  Entwicklung  der  Weltwirtschaft  und  damit 
auch  des  Weltrechts  durch  den  gegenwärtigen  furchtbaren  Krieg  er- 
leiden wird. 

Sowohl  im  Deutschen  Reiche  wie  in  Oesterreich  hat  man  die  Be- 
strebungen der  Haager  Weltwechselrechtskonferenz  mit  allen  Kräften 
zu  fördern  gesucht.  Der  Art.  53  des  im  Jahre  1912  im  Haag  be- 
schlossenen Entwurfs  einer  einheitlichen  Wechselordnung  führte  einen 
für  das  deutsche  und  das  österreichische  Recht  ganz  neuen  Gedanken 
ein,  nämlich  die  Berücksichtigung  des  Einflusses  der  höheren  Gewalt^ 
die  eine  rechtzeitige  Vorlegung  des  Wechsels  oder  eine  rechtzeitige 
Erhebung  des  Wechselprotestes  verhindert.  Das  bisher  bei  uns  und 
in  Oesterreich  geltende  Recht  nahm  auf  derartige  Umstände  keine 
Rücksicht.  Dagegen  bestimmt  der  Art.  53  jenes  Entwurfs  einer  Welt- 
wechselrechtsordnung, daß  die  für  die  Vorlegung  des  Wechsels  und  die 
Protesterhebung  vorgesehenen  Fristen  dann  verlängert  werden,  wenn 
diesen  Handlungen  ein  unüberwindliches  Hindernis  entgegensteht. 
Dauert  dieses  Hindernis  (die  höhere  Gewalt)  länger  als  30  Tage,  so  be- 
darf es  zur  Geltendmachung  des  wechselmäßigen  Rückgrififsrechts  einer 
Vorlegung   des  Wechsels  oder   einer  Protesterhebung  überhaupt  nicht. 

Diesem  Gedanken  hat  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 
durch  das  Gesetz  über  die  Folgen  der  Verhinderung  Wechsel-  und 
scheckrechtlicher  Handlungen  im  Auslande  vom  13.  April  1914  (RGBl. 
S.  107)  in  einem  gewissen  Umfange  Anerkennung  verschafft,  soweit  die 
Vorlegung  des  Wechsels  oder  die  Protesterhebung  im  Auslande 
vorzunehmen  sind. 

Viel  weiter  noch  geht  das  österreichische  Gesetz  vom  30.  No- 
vember 1912  (RGBl.  S.  215),  das,  gleichviel,  ob  die  wechselrechtlichen 
Handlungen  oder  wie  von  Hermann- Olavsky  sie  zutreffend  nennt,  »die 
wechselrechtlichen  Erhaltungsakte«  im  Inlande  oder  im  Auslande  vor- 
zunehmen sind,  eine  dem  Art.  53  des  Haager  Entwurfs  im  wesentlichen 
völlig  entsprechende  Regelung  bereits  jetzt  für  das  Gebiet  ganz  Oester- 
reichs  getroffen  hat.  Dieses  österreichische  Gesetz  findet  nun  eine 
sehr  vortreffliche  Erläuterung  und  eine  kritische  Gesamtbetrachtung 
durch  die  erste  aufgeführte  Schrift  von  H.-O  ,  die  gleichzeitig  einen 
Ueberblick  über  die  deutsche,  englische  und  französische  Gesetzgebung 
gibt.  Das  Buch  ist  eine  sehr  gründliche  Arbeit,  die  über  die  neuge- 
schaffene Rechtslage  erschöpfend  unterrichtet.  Auf  Einzelheiten  kann 
hier  schon  wegen  seines  im  wesentlichen  juristischen  Inhalts  nicht  ein- 
gegangen werden.  Wer  sich  aber  über  die  darin  enthaltenen  Probleme 
unterrichten  will,  findet  in  dem  Buche  sehr  wertvolle  Erörterungen  und 
Anregungen. 
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Auch  die  zweite  hier  angezeigte  Schrift  ist  einer  Reihe  von  Weltrechts- 
problemen gewidmet.  Sie  gibt  das  Protokoll  über  die  in  der  Zeit  vom 
9.^11.  Februar  1913  unter  Teilnahme  zahlreicher  hervorragender  Ju- 
risten der  wichtigsten  europäischen  Kulturstaaten  und  Nordamerikas, 
(unter  denen  aber  bezeichnenderweise  die  Engländer  vollständig 
fehlen)  stattgehabten  Verhandlungen  der  Internationalen  juristischen 
Konferenz  wieder,  die  vom  deutschen  Handelsvertragsverein  veranstaltet 
worden  ist.  Zahlreiche  wichtige  Fragen  des  internationalen  Rechts, 
die  für  den  Weltverkehr  von  größter  Bedeutung  sind,  wurden  hier  von 
sachverständiger  Seite  behandelt;  es  seien  genannt:  die  Rechtsstellung 
der  Filialen  und  des  Vertreters  im  Auslande  ;  die  Zustellung  im  inter- 
nationalen Verkehr;  der  örtliche  Gerichtsstand  bei  Klagen  gegen  Aus- 
länder; die  Vollstreckung  der  Zivilurteile  und  die  Beweisaufnahme  im 
Ausland ;  Fragen  des  internationalen  Konkursrechts ;  Berücksichtigung 
juristischer  Fragen  im  Text  der  Handelsverträge ;  Zuständigkeit  des 
Haager  Schiedsgerichts  für  Rechtsstreitigkeiten  von  Privatpersonen 
und  endlich  praktische  Organisation  der  internationalen  Rechtsver- 
folgung. 

Diese  Inhaltsangabe  dürfte  genügen,  um  zu  zeigen,  welch  reichen 
Inhalt  die  Schrift  bietet.  Das  in  ihr  enthaltene  Material  würde  der 
Weiterbildung  eines  Weltrechts  im  höchsten  Grade  förderlich  gewesen 
sein,  wenn  nicht  der  jetzige  Krieg  die  Schöpfung  eines  solchen  für  ab- 
sehbare Zeit  völlig  in  Frage  gestellt  hätte.  Neu  kam  p. 


Neefe,  Fritz,  Geschichte  der  Leipziger  AUge7neinen  Zeitung  183']  bis 
18^3.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Zeitungswesens  in  der  Zeit 
des  Kampfes  um  die  Preßfreiheit.  Leipzig,  Voigtländer,  1914.  192  S. 
8".  (Beiträge  zur  Kultur-  und  Universalgeschichte,  hrsg.  von  K. 
Lamprecht,  Heft  32.) 

Der  Verfasser  hat  seine  Darstellung  »nach  Akten  und  Briefen  aus 
dem  Veilagsarchiv  der  Firma  F.  A.  Brockhaus  in  Leipzig«  entworfen. 
Diese  Darstellung  ruht  also  durchaus  auf  der  schmalen  Basis  des  ge- 
schäftlichen Unternehmens,  als  welches  die  »Leipziger  Allgemeine  Zei- 
tung« ins  Leben  getreten  und  geführt  worden  ist.  Man  kann  das  nicht 
tadeln,  wenn  der  dadurch  gegebene  einseitige  Standpimkt  streng  fest- 
gehalten und  demgemäß  das  Material  ausgebeutet  wird.  Aber  dem 
Verf.  scheint  derselbe  doch  nicht  ständig  gegenwärtig  geblieben  zu  sein. 
Hat  er  doch,  wie  er  in  der  Vorrede  bekennt,  erst  durch  äußere  An- 
regung bewogen  werden  können,  »über  die  redaktionelle  Einrichtung 
und  das  Korrespondentennetz  ausführliche  (?)  Mitteilungen  zu  machen«. 
Dagegen  hat  er  den  Vcrlagsvertrag  des  leitenden  Redakteurs,  der  über 
das  Verhältnis    der    Redaktion    zur   Vcrlagshandlung    hätte    Aufschluß 
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geben  müssen,  gar  nicht  der  Mitteilung  wert  erachtet,  obwohl  er  ihm 
vorgelegen  hat.  Auch  wer  in  Zeitungsangelegenheiten  der  krasseste 
Laie  ist,  wird  sich  sagen  müssen,  daß  für  den  Charakter  eines  Preß- 
organs alles  darauf  ankommt,  ob  dasselbe  als  melkende  Kuh  eines 
Verlegers  oder  als  Geistesprodukt  einer  oder  mehrerer  schriftstellern- 
den  Persönlichkeiten  sich  darstellt.  Allem  Anscheine  nach  hat  die 
Firma  Brockhaus,  die  als  verantwortlich  am  Schlüsse  der  Zeitung  ge- 
nannt war,  die  einzelnen  Redakteure  nicht  wie  ihre  sonstigen  Autoren, 
sondern  lediglich  als  Angestellte  behandelt,  die  einen  ihnen  übertra- 
genen Pflichtenkreis  im  Interesse  des  Geschäftes  zu  erfüllen  hatten. 
Da  sich  nun  aber  der  Geist  »nicht  dämpfen«  läßt,  so  darf  man  sich 
nicht  wundern,  wenn  das  Redaktionspersonal  öfter  wechselte  und  wenn 
dem  Blatte  allem  Anscheine  nach  die  Signatur  einer  ausgeprägten  In- 
dividualität fehlte.  Das  sagt  der  Verfasser  zwar  nicht ;  aber  man  muß 
es  aus  den  Tatsachen,  die  er  mitteilt,  schließen,  wie  denn  überhaupt 
der  Zeitungsmann,  wenn  er  von  der  Schrift  Nutzen  haben  will ,  zwi- 
schen den  Zeilen  muß  lesen  können.  Von  Dr.  Günther  aus  Chemnitz, 
der  später  in  der  bekannten  Wieck?,Q)cLt.n  Gewerbezeitung  tätig  war, 
wird  uns  berichtet,  es  sei  ihm  1837  das  Ressort  »Handel  und  Industrie« 
»überlassen«  worden.  »Freiheiten  in  der  Führung  seiner  Geschäfte 
erweckten  die  Unzufriedenheit  der  Gebrüder  Brockhaus,  weswegen  diese 
im  Laufe  des  Jahres  1840  Günther  mehr  und  mehr  ausschalteten.« 
Das  läßt  ohne  nähere  Untersuchung  der  Sache  alles  Mögliche  vermu- 
ten. Das  Reformprogramm  des  Dr.  Frank  aus  Breslau,  der  1839  die 
Führung  der  Redaktion  übernahm,  ist  so  verwaschen  und  unklar  als 
möglich,  und  wenn  der  Verfasser  uns  den  Hauptpunkt  desselben  dahin 
erklärt,  »daß  die  Redaktion  Li?idau  die  einzelnen  Berichte  weniger  oder 
gar  nicht  nach  ihrem  Inhalt,  als  vielmehr  (sie!)  nach  den  Korrespondenten 
einordnete«,  so  vermag  ein  moderner  Journalist  beim  besten  Willen 
damit  nichts  anzufangen,  auch  wenn  erläuternd  hinzugefügt  wird,  der 
Artikel  eines  Mitarbeiters  aus  Dresden  habe  einmal  fünf  von  einander 
unabhängige  Dinge  besprochen,  und  es  sei  dabei  durchaus  keine  Ueber- 
sichtlichkeit  wahrgenommen  worden.  Ein  Blick  in  eine  heutige  Zeitung 
hätte  den  Verfasser  belehren  können,  daß  dies  noch  jetzt  Regel  ist. 
Wie  sollten  denn  auch  Berichte  anders  geordnet  werden,  als  nach  ihrem 
Ursprung?  Weiterhin  wird  eine  Uebersicht  der  für  die  auswärtigen 
Länder  »benutzten«  fremden  Zeitungen  gegeben.  Es  sind  1838  für 
Frankreich  15,  für  Belgien  4,  für  Spanien  12.  Aber  was  soll  der  Leser 
damit  anfangen  ?  Ein  Blick  auf  die  mitgeteilte  Liste  zeigt  ihm,  daß 
die  Zeitungen,  denen  im  genannten  Jahre  Nachrichten  aus  Spanien  ent- 
nommen sind,  sämtlich  in  Frankreich  oder  Deutschland  erschienen  sind. 
Daß  sie  in  der  L.  A.  Z.  erwähnt  werden,  beweist  aber  noch  lange 
nicht,  daß  sie  von  der  Redaktion  »benutzt«  worden  sind.  Ueber 
die  Art,  in  der  diese  arbeitete,  hätte  allein  die  Aufzählung  der  in  der 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1915.    i.  II 
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Redaktion  gehaltenen  fremden  und  heimischen  Zeitungen  Auf- 
schluß geben  können.  Zu  allem  Ueberflusse  hören  wir  später  (S.  40), 
daß  die  aufgezählten  Zeitungen  in  Korrespondenz-Artikeln  erwähnt 
waren. 

Aus  diesen  Tatsachen  erhellt  zur  Genüge,  daß  der  Verfasser  der 
notwendigsten  Vorbedingung  einer  solchen  Untersuchung,  eigner  Kennt- 
nis des  Zeitungsbetriebs,  entbehrt  und  daß  er  keinen  ernstlichen  Ver- 
such gemacht  hat,  über  das  Verhältnis  des  Verlags  zur  Redaktion  ins 
Klare  zu  kommen.  S.  34  berichtet  er  in  aller  Naivität  von  einem  Pa- 
riser Korrespondenten,,  der,  obgleich  er  *vom  Verlage  geschätzt«  ge- 
wesen sei,  »zu  mehrfachen  Zurechtweisungen  von  Seiten  der  Redaktion« 
Anlaß  gegeben  habe.  Der  Leser  atmet  auf  und  denkt:  da  hat  die 
Redaktion  doch  einmal  durchgegriffen  in  einer  Sache,  die  sie  allein 
anging.  Aber  schon  in  der  ersten  Zeile  der  folgenden  Seite  wird  er 
belehrt,  daß  es  nicht  die  Redaktion  war,  sondern  der  Verlag,  welcher 
dem  Korrespondenten  Vorwürfe  machte,  und  nun  entdeckt  er  auch, 
daß  die  Stelle,  wo  von  der  Redaktion  die  Rede  ist,  einem  Briefe  des 
Verlegers  entnommen  ist.  Auch  aus  der  Uebersicht  über  die  Behand- 
lung der  einzelnen  Länder  in  der  L.  A.  Z.,  die  den  bei  weitem  größten 
Teil  des  Buches  füllt,  ist  an  zahlreichen  Stellen  zu  ersehen,  daß  der 
Verlag  die  Korrespondenten  anstellte  und  nach  Befinden  wieder  ab- 
schaffte, also  eine  Funktion  ausübte,  die  heute  bei  jedem  gutgeleiteten 
Blatte  Sache  der  Redaktion  ist.  Die  Aufgabe ,  welche  der  Verfasser 
sich  in  diesem  Teile  seiner  Schrift  gestellt  hat,  ist  eine  recht  schwie- 
rige, ja  vielleicht  gar  nicht  lösbare.  Denn  sie  verlangt  ein  genaues 
Eingehen  auf  all  die  zahlreichen  Fragen,  welche  die  Politik  der  in-  und 
ausländischen  Staaten  in  den  Jahren  1837 — 1343  beschäftigt  haben,  und 
auf  die  Stellung,  die  die  L.  A.  Z.  zu  ihnen  einnahm.  Immerhin  fällt 
für  die  Geschichte  des  Journalismus  dabei  so  viel  ab,  daß  die  Zensur- 
schwierigkeiten, welche  in  den  einzelnen  Staaten  der  Entwicklung  der 
Presse  entgegenstanden,  ins  Licht  gesetzt  und  die  Leser  mit  einer  Reihe 
von  Personen  bekannt  gemacht  werden,  die  im  Dienste  eines  prote- 
stantisch-liberalen Blattes  damals  die  Korrespondententätigkeit  ausüb- 
ten. Es  ist  eine  Anzahl  bekannter  Namen  darunter,  deren  historisches 
Bild  durch  die  Darstellung  ihrer  Wirksamkeit  bei  dem  Leipziger  Blatte 
eine  gewisse  Vervollständigung  erfährt. 

Wer  eine  Ahnung  davon  hat,  was  es  heißt,  ganze  Jahrgänge  alter 
Zeitungen  auf  die  Berichte  der  einzelnen  Korrespondenten  durchzu- 
gehen, um  das  Material  zur  Beurteilung  ihrer  Leistungen  zu  gewinnen, 
wird  die  vom  Verfasser  in  diesen  Abschnitten  vollzogene  Arbeit  sehr 
hoch  einschätzen  müssen.  Und  dennoch  sagt  man  sich,  daß  sie  als 
Zeitungsgeschichte  nicht  befriedigt.  Es  ist  so  vieles,  was  zu  einer  sol- 
chen gehört,  und  doch  auch  wieder  so  wenig.  Das  muß  einmal  gesagt 
werden,  jetzt,  wo  die  Historiker  sich  des  Gegenstandes  annehmen  und 
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vielleicht  die  Zeit  nahe  ist,  wo  die  Zeitungsleichen  aus  dem  Schutt  der 
Vergangenheit  ausgegraben  und  zum  Gegenstand  von  Doktordisserta- 
tionen gemacht  werden.  Darum  allein  ist  dem  Buch  von  Neeje  hier 
eine  längere  Besprechung  gewidmet  worden,  in  der  mehr  zu  sagen  ist 
von  dem,  was  es  nicht  enthält,  als  von  dem,  was  es  enthält.  Und  da 
vermißt  man  zunächst  eine  Aufstellung  der  Jahresbilanzen  des  Blattes 
für  die  ganze  behandelte  Periode.  Wir  wollen  die  Kosten  seiner  Her- 
stellung, die  Art  und  Höhe  der  Bezahlung  von  Redakteuren  und  Be- 
richterstattern, die  Quellen  des  Nachrichtenbezugs  kennen  lernen,  vor 
allem  aber  über  Art,  Ausdehnung  und  Einträglichkeit  des  Annoncen- 
wesens aufgeklärt  sein.  Welcher  Teil  der  Kosten  wurde  durch  den 
Annoncenteil,  welcher  durch  das  Abonnement  gedeckt?  Sodann  wäre 
nicht  bloß  über  das  Verhältnis  der  Schriftleitung  zum  Verlag,  sondern 
auch  über  die  innere  Organisation  der  Redaktion  Aufschluß  vonnöten. 
Hatte  das  Blatt  eine  Chefredaktion,  oder  waren  die  einzelnen  Ressorts 
in  kollegialer  Gleichheit  unabhängig  voneinander  ?  Weiter  wollen  wir 
aber  auch  über  die  Verbreitung  des  Blattes  und  seinen  Einfluß  auf  die 
öffentliche  Meinung  in  Deutschland  unterrichtet  sein ,  also  die  Zahl 
und  Lebensstellung  der  Abonnenten  in  den  einzelnen  Bundesstaaten, 
die  allein  schon  darüber  hätte  aufklären  können,  weshalb  die  Gebrüder 
Brockhaus  sich  gegen  die  Beanstandungen  der  Zensur  und  die  Ent- 
ziehung des  Postdebits  mehr  oder  weniger  empfindlich  zeigten.  All  das 
mußte  sich  aus  dem  vom  Verfasser  benutzten  Quellenmaterial  aufklären 
lassen.  Im  ganzen  aber  wird  festgehalten  werden  müssen,  daß  auch 
der  eisernste  Fleiß  am  Studiertisch  nicht  genügt,  um  solche  Aufgaben 
zu  lösen,  daß  vielmehr  eine  gewisse  journalistische  Lebenserfahrung 
vorhanden  sein  muß,  wenn  eine  solche  Arbeit  der  Geschichte  und  den 
allgemeinen  Staatswissenschaften  den  möglichen  Nutzen  bringen  soll. 
Die  Leipziger  Allgemeine  Zeitung  läßt  sich  mit  dem  Verfasser  als 
gemäßigt  liberales  Blatt  charakterisieren;  aber  es  wäre  doch  wichtig 
genug  gewesen,  hervorzuheben,  daß  die  Gesinnungstreue  gegenüber 
den  freisinnigen  Prinzipien  an  den  Stellen,  wo  sie  mit  den  Interessen 
des  Verlags  in  Widerstreit  geriet,  keine  sehr  große  Widerstandskraft 
bewies.  Der  Abdruck  des  bekannten  Briefes  Uerweghs  an  den  König 
Friedrich  Wilhelm  IV.  hat  dem  Blatte  in  Preußen  das  Genick  gebro- 
chen. Der  Verlag  zeigte  sich  vergebens  zu  Konzessionen  bereit,  ent- 
ließ den  seitherigen  Redakteur  Julius  und  setzte  an  seine  Stelle  den 
bekannten  Professor  Bülau,  dem  es  nicht  gelang,  durch  eine  Titel-  und 
Richtungs-Aenderung  das  Schicksal  der  Zeitung  zu  wenden.  Diese  letzte 
Phase  des  Blattes  ist  nicht  mehr  in  die  Darstellung  einbezogen,  ob- 
wohl sie  besonders  lehrreich  gewesen  wäre,  wenn  sie  auch  nicht  eben 
als  rühmlich  bezeichnet  werden  kann.  Wie  es  scheint,  beabsichtigt  der 
Verfasser,  sie  zum  Vorwurf  einer  zweiten  Arbeit  zu  machen.  Vielleicht 
kann  in  dieser  noch  nachgeholt  werden,  was   in    der    ersten    versäumt 
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worden  ist.  Für  diesen  Fall  wäre  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
wie  wichtig  eine  genauere  Untersuchung  über  die  inhaltliche  Zusam- 
mensetzung und  Entwicklung  ebensowohl  des  Annoncenanhangs  als  des 
Handelsteils  im  Lichte  der  analogen  modernen  Einrichtungen  sein 
würde.  Bemerkenswert  für  die  Geschichte  des  deutschen  Zeitungs- 
wesens ist  der  vom  Verfasser  gelieferte  Nachweis,  wie  wenig  sowohl 
im  redaktionellen  Teile  als  bei  den  Annoncen  dem  für  die  heutige 
Presse  maßgebenden  Prinzip  der  Aktualität  Rechnung  getragen  wurde. 
—  Schließlich  kann  eine  gewissenhafte  Besprechung  nicht  unerwähnt 
lassen,  daß  der  Stil  der  Schrift  einer  durchgreifenden  Reinigung  be- 
dürftig gewesen  wäre.  Ein  Buch  über  das  Zeitungswesen  braucht  nicht 
in  der  saloppen  Sprache  heutiger  Winkelblätter  geschrieben  zu  sein. 
Von  einzelnen  Entgleisungen  ließe  sich  eine  lange  Liste  aufstellen. 
Es  mag  genügen,  zu  sagen,  daß  durch  die  ganze  Schrift  die  Worte 
»als  auch«  gebraucht  werden,  ohne  daß  ein  entsprechendes  >sowohl« 
vorausgegangen  wäre.  — r. 


Vogel,  Wilhelm,  Der  Handelsteil  der  Tagespresse.  Berlin,  Franz 
Siemenroth,   1914.     205  S.     8".     M.  4.50. 

Das  Buch  muß  als  namhafter  Beitrag  zu  der  in  rascher  Entwick- 
lung begriffenen  Zeitungskunde  willkommen  geheißen  werden.  Dies 
um  so  mehr,  als  es  ein  Stoffgebiet  behandelt,  welches  seither  in  der 
Fachliteratur  nur  selten  einmal  gestreift  worden  ist,  dessen  Wichtigkeit 
aber  dem  Nationalökonomen  sofort  einleuchtet.  Der  Verfasser  ver- 
fügt überdies  als  redaktioneller  Leiter  der  Wochenschrift  »Die  Kon- 
junktur« und  der  von  R.  Calwer  herausgegebenen  Zeitungskorrespondenz 
über  die  unbedingt  erforderliche  praktische  Anschauung  und  Erfah- 
rung, und  so  darf  man  von  ihm  erwarten,  daß  er  viel  Belehrendes 
mitzuteilen  haben  wird. 

Freilich  darf  man  von  dem  Buche  nicht  mehr  erwarten ,  als  der 
Verfasser  hat  geben  wollen.  »Es  soll  dem  Laien  zeigen,  wie  das  kunst- 
volle Mosaik  des  Handelsteils  täglich  neu  entsteht,  welche  Bausteine 
dazu  verwendet  werden  und  welche  Mühe  es  kostet,  aus  der  Fülle  des 
vorliegenden  Materials  das  Brauchbare  auszuwählen.  Es  soll  also  ge- 
wissermaßen ein  Kommentar  und  Führer  für  diejenigen  Kreise  sein, 
die  dem  Handelsteil  ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden  müssen.«  Insbe- 
sondere glaubt  der  Verfasser,  »daß  neben  den  nächstinteressierten  Ge- 
schäftsleuten und  dem  kaufmännischen  Nachwuchs  auch  unsere  jungen 
Akademiker  (Volkswirte  und  Juristen)  aus  der  Lektüre  dieses  Buches 
Nutzen  ziehen  können.«  »Es  genügt  nicht«,  sagt  er  an  einer  anderen 
Stelle  des  Vorworts,  »wenn  nur  die  führenden  Männer  der  Industrie- 
und  Bankwclt    die    Ausführungen    der    Handelsblätter    verfolgen    oder 
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durch  ihre  Privatsekretäre  verfolgen  lassen.  Die  Handelspresse  muß 
vor  allem  auch  Anspruch  darauf  erheben,  daß  der  mittlere  und  kleine 
Geschäftsmann,  der  kaufmännische  Angestellte,  der  Volkswirt,  Kapita- 
list, Jurist,  Gewerbetreibende  und  nicht  zuletzt  auch  der  gewerbliche 
Arbeiter  oder  wenigstens  die  Führer  der  Arbeiterbewegung  ihr  Interesse 
entgegenbringen« . 

Diesen  rein  praktischen  Gesichtspunkten  ist  die  Gliederung  des 
Stoffes  angepaßt.  In  einem  längeren  einleitenden  Abschnitte  wird  zu- 
nächst über  Presse  und  Publikum,  den  Leserkreis,  die  Objektivität  des 
Handelsteils,  den  Inseratenteil  in  seinen  Beziehungen  zur  Handels- 
redaktion und  allerlei  Aehnliches  gehandelt;  am  Schlüsse  werden  die 
Kunstausdrücke  der  Kaufmannssprache  erklärt ,  ohne  daß  irgendwo 
höheren  Anforderungen  Rechnung  getragen  wäre.  Dann  folgt  die  Be- 
richterstattung und  Konjunkturbeobachtung  mit  Unterscheidung  ihrer 
verschiedenen  Gebiete  (Wertpapiermarkt,  Geldmarkt,  Hypothekenmarkt, 
Aktiengesellschaften  und  die  wichtigsten  Warenmärkte  —  Getreide, 
Zucker,  Kaffee,  Baumwolle,  Wolle,  Kautschuk,  Kohlen,  Eisen,  Metall, 
Holz,  schließlich  der  Frachtenmarkt),  ferner  ein  kurzer  Abschnitt: 
»Kritik  und  Beratung«  und  eine  Uebersicht  über  die  führenden  Han- 
delszeitungen deutscher  Zunge.  Man  darf  anerkennen ,  daß  unter 
diesen  Rubriken  vieles  mitgeteilt  wird,  was  dem  Zeitungsleser  von 
Nutzen  sein  kann.  Aber  ist  es  alles,  was  man  von  einer  solchen  Dar- 
stellung gerechter-  und  vernünftigerweise  erwarten  dürfte? 

Diese  Frage  muß  leider  verneint  werden.  Zunächst  fehlt  dem 
Ganzen  jeder  geschichtliche  Untergrund.  Der  heutige  »Handelsteil« 
unserer  Presse  ist,  wenn  irgend  etwas,  ein  historisches  Produkt,  und 
wir  sind  schon  vor  einer  Reihe  von  Jahren  literarisch  über  seine  An- 
fänge und  seine  allmähliche  Entwicklung  so  weit  unterrichtet  worden, 
daß  die  Ergebnisse  der  betreffenden  Untersuchungen  (von  Bode  und 
Schölten)  wohl  im  Ueberblick  hätten  mitgeteilt  werden  können.  Dazu 
hätte  um  so  mehr  Grund  vorgelegen,  als  der  Name  »Handelsteil«  schon 
längst  nicht  mehr  seinem  Inhalte  entspricht.  Er  hat  sich  zu  einer 
Uebersicht  über  den  gesamten  Geschäftsverkehr  ausge- 
wachsen, in  der  landwirtschaftliche,  gewerbliche  und  kommerzielle  In- 
teressen neben  der  Kapitalanlage  im  weitesten  Sinne  Berücksichtigung 
finden.  Man  kann  nicht  einmal  sagen,  daß  der  hergebrachte  Name  in 
demselben  Sinne  unzulänglich  geworden  sei,  wie  man  von  einem  »Han- 
delsrechte« spricht,  wo  man  von  einem  Rechte  der  Unternehmungen 
reden  sollte.  Diese  Erkenntnis  liegt  so  auf  der  Oberfläche,  daß  manche 
Blätter  bereits  den  überkommenen  Namen  aufgegeben  haben  und  von 
einem  »wirtschaftlichen  Teile«  reden. 

Aber  der  Verfasser  scheint  des  historischen  Sinnes  zu  entbehren. 
Wenn  er  gelegentlich  mitteilt,  wie  gering  die  Zahl  der  Effekten  des 
Berliner  Kurszettels  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  gewesen    sei,    so 
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hat  das  für  seine  Darstellung  nur  die  Bedeutung  der  Kuriosität,  und 
der  Gegenstand  wird  gleich  wieder  verlassen,  obwohl  seine  Verfolgung 
in  der  späteren  Zeit  recht  fruchtbare  Gesichtspunkte  hätte  bieten 
können. 

Verzeiht  man  ihm  das  leicht,  weil  er  offenbar  nur  die  Gegenwart 
hat  schildern  wollen,  so  vermißt  man  um  so  schmerzlicher  eine  prinzi- 
pielle Erörterung  über  den  Zweck  des  Handelsteiles  und  seinen  Z  u- 
sammenhang  mit  der  übrigen  Gliederung  der  modernen  Zeitung. 
Beginnen  wir  mit  der  letzteren,  so  steht  doch  wohl  außer  Frage,  daß 
die  vier  Hauptteile  der  Zeitung:  Politik,  Feuilleton,  Handelsteil  und 
Annoncen  ein  einheitliches  Ganzes  bilden  müssen  und  daß  keiner  jener 
Teile  dem  andern  entgegenarbeiten  darf.  Besonders  eng  sind  die  Be- 
ziehungen zwischen  dem  politischen  und  dem  Handelsteile.  Manche 
Maßnahmen  der  Wirtschaftspolitik  und  der  wirtschaftlichen  Verwaltung 
werden  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  erörtert  werden  müssen, 
dort  vom  Standpunkte  des  Gemeinwohls,  hier  von  dem  der  Privat- 
interessen. Es  ist  nicht  angängig,  daß  im  politischen  Teile  freihändle- 
rische Handelspolitik  getrieben  wird,  während  im  Handelsteile  Schutz- 
zoll empfohlen  wird,  oder  daß  ein  Kartell,  eine  Steuervorlage  hier 
bekämpft  und  dort  gebilligt  wird.  Viele  Nachrichten,  die  der  Handels- 
teil bringen  muß,  z.  B.  die  Emission  einer  Staatsanleihe,  haben  auch 
ihre  politische  Seite  und  müssen  an  der  für  diese  bestimmten  Stelle 
besprochen  werden.  Wirkung  können  solche  Erörterungen  nur  haben, 
wenn  sie  in  vollständiger  Uebereinstimmung  miteinander  stehen. 

Nicht  weniger  beachtenswert  ist  der  Zusammenhang  des  Handels- 
teiles mit  dem  Annoncenteile.  Dieser  ist  mit  der  Zeit  im  wei- 
testen Umfange  der  Vermittlung  von  Angebot  und  Nachfrage  dienstbar 
geworden  und  bildet  ein  unentbehrliches  Vehikel  des  gesamten  Wirt- 
schaftslebens. Die  Gründung  eines  neuen  Unternehmens  oder  eine 
Aktienemission  muß  im  Handelsteile  kritisch  gewürdigt  werden ;  im 
Annoncenteile  wird  gleichzeitig  ein  seitenlanger  Prospekt  abgedruckt, 
welcher  der  Expedition  des  Blattes  eine  hohe  Einnahme  bringt.  Es 
liegt  nicht  außer  der  Möglichkeit,  daß  die  eine  Erscheinung  auf  die 
andere  abfärbt,  und  der  Verfasser  gibt  dies  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  zu,  wenn  er  bemerkt,  die  Annoncenaufträge  der  Großinserenten 
seien  für  den  Haushalt  eines  Zeitungsunternchmens  von  erheblicher 
Bedeutung  und  es  sei  »gar  nicht  zu  leugnen,  daß  hier  und  da  bewußt 
oder  unbewußt  auch  im  redaktionellen  Teil  auf  die  Firmen  mit  hohem 
Inseraten-Etat  gewisse  Rücksichton  genommen  werden. '<  Dies  sagt  ein 
Mann,  der  mit  größter  Entschiedenheit  die  Unabhängigkeit  der  Han- 
dclsredaktcure  betont;  er  führt  auch  einige  frappante  Beispiele  solcher 
Beeinflussungen  an;  aber  man  hat  doch  den  Eindruck,  daß  die  von 
ihm  aufgestellte  Philosophie  des  Unbewußten  dem  Gegenstand  nicht 
völlig  gerecht  wird,  über  den  seit  JVnttke?,  bekanntem  Buche  doch  eine 
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leidliche  Summe  von  Material  zutage  gekommen  ist.  Auch  die  sonst 
noch  vorkommenden  Formen  der  Beeinflussung  hätten  eine  eingehendere 
Darstellung  verdient.  Beispiele  hätten  aus  der  Geschichte  der  Wiener, 
Pariser   und  Londoner  Presse   genugsam  beigebracht   werden   können. 

Vielleicht  noch  schmerzlicher  vermißt  man  eine  Erörterung  über 
Aufgabe  und  Zweck  des  Handelsteils,  aus  der  allein  die  richti- 
gen Gesichtspunkte  für  die  Beurteilung  und  das  Stoffgebiet  desselben 
gewonnen  werden  konnten.  Der  Handelsteil  will  den  p  r  i  v  a  t  w  i  r  t- 
schaftlichen  Erwerbsinteressen  im  weitesten  Umfange  dienen,  ins- 
besondere den  Interessen  von  Kapitalisten ,  Kaufleuten,  Industriellen, 
Landwirten.  Hierin  berührt  er  sich  nahe  genug  mit  dem  Annoncen- 
teile. Beide  wollen  den  Erwerb  fördern,  der  Annoncenteil,  indem  er 
unmittelbar  den  Inserenten  Kunden  zuführt,  ihren  Absatzkreis  erweitert, 
der  Handelsteil,  indem  er  den  Lesern  alle  diejenigen  Kenntnisse  ver- 
mittelt, die  ihnen  bei  der  Verfolgung  ihrer  Erwerbsabsichten  nützlich 
sein  können.  Also  hier  Belehrung,  die  den  Leser  in  den  Stand  setzt, 
seine  Geschäfte  so  zu  führen,  daß  sie  den  höchstmöglichen  Vorteil  er- 
geben, dort  die  Herbeiführung  von  Gelegenheit  zum  Erwerb  oder  zur 
Vermehrung  desselben. 

An  die  Erörterung  von  Zweck  und  Aufgaben  des  Handelsteils 
hätte  sich  logisch  eine  genauere  Darlegung  der  redaktionellen  Arbeit 
anschließen  sollen,  die  sich  je  nach  den  zu  benutzenden  Quellen  ver- 
schieden zu  gestalten  hat.  Ueber  diese  Quellen  wird  man  auch  im 
allgemeinen  unterrichtet;  aber  die  Grundsätze  ihrer  redaktionellen  Be- 
handlung sind  doch  nicht  befriedigend  herausgearbeitet.  Auch  wird 
man  bezweifeln  dürfen,  ob  die  verschiedenen  Quellengattungen  (Tele- 
graphische Agenturen,  Korrespondenzen,  Platz-  und  Spezialkorrespon- 
denten,  Interessentenmitteilungen)  immer  richtig  in  ihrer  Bedeutung 
gewürdigt  sind.  Eine  Art  des  Nachrichtenbezugs,  die  Benutzung  frem- 
der Zeitungen  zur  Ergänzung  und  Vervollständigung  des  gesamten 
Wirtschaftsbildes,  ist  fast  ganz  außer  acht  gelassen,  und  doch  hätte 
sich  gerade  an  ihr  besonders  deutlich  zeigen  lassen ,  was  eine  gute 
Redaktion  leisten  soll  und  wie  sie  fremdes  Gut  zu  behandeln  hat. 

Vielleicht  am  meisten  zeigt  sich  die  Unzulänglichkeit  des  Werkes  in 
dem  den  Abschnitten  über  die  einzelnen  Zweige  der  Berichterstattung 
folgenden  Kapitel  über  Konjunkturbeobachtung,  unter  welcher 
der  Verfasser  lediglich  die  Meinungen  der  Redaktion  über  den  Ge- 
schäftsgang zu  verstehen  scheint,  wie  sie  in  Wochenberichten  u.  dgl. 
zutage  tritt.  Hier  wäre  eine  Erörterung  über  die  Bedeutung  und 
Registrierung  der  verschiedenen  Krisensymptome  unerläßlich  gewesen. 
Die  Forderung,  daß  der  Handelsredakteur  als  »Führer  der  Volkswirt- 
schaft« betrachtet  werde,  daß  er  auf  der  »Wetterwarte«  stehen  solle, 
erlangt  doch  keinen  rechten  Inhalt,  wenn  sie  bloß  auf  das  Auf  und  Ab 
des  wechselnden  Geschäftsgangs  bezogen  wird. 
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Im  ganzen  wird  man  sonach  nicht  behaupten  können,  daß  das  Buch 
eine  völlige  Lösung  der  Aufgabe  enthalte,  die  Bedeutung  des  Handels- 
teils für  unsere  moderne  Volkswirtschaft  in  das  volle  Licht  zu  stellen. 
Es  wird  viel  brauchbares  Material  geliefert,  der  Leser  wird  über  die 
Verhältnisse  in  zahlreichen  Einzelheiten  aufgeklärt ;  aber  an  einer  prin- 
zipiellen Erfassung  und  systematischen  Durchdringung  des  Stoffes  fehlt 
es,  und  darum  auch  an  einer  durchgreifenden  Kritik.  Es  bleibt  also 
hier  noch  eine  Aufgabe  zu  erfüllen,  bei  deren  Lösung  das  Voge/sche 
Buch  als  recht  brauchbare  Vorarbeit  sich  bewähren  dürfte.  ]\Iehr  war 
vielleicht  auch  beim  ersten  Anhieb  nicht  zu  erwarten.  — r. 


Obst,   George    Dr.,  Das  Bankgeschäft.     2  Bände.     Leipzig,  Poeschel, 
1914. 

In  einem  großen  Werke  von  zwei  Bänden ,  die  zusammen  reich- 
lich iioo  Seiten  umfassen,  behandelt  Obst  »Das  Bankgeschäft  in  allen 
seinen  Teilen«. 

Der  erste  Band  führt  den  besonderen  Titel:  Verkehrstechnik  und 
Betriebseinrichtungen.  In  der  Verkehrstechnik  schildert  der  Verfasser 
die  einzelnen  Geschäfte  der  Banken,  indem  er  von  den  verschiedenen 
Arten  der  Zahlungsvermittlung  (Scheck-,  Abrechnungs-,  Giroverkehr 
usw.)  ausgeht  und  dann  zur  Kreditvermittlung  (Kontokorrent-,  Diskont-, 
Depositen-,  Effektengeschäft  usw.)  kommt.  Im  zweiten  Teile  dieses 
Bandes  gibt  er  gedrängte  Darstellungen  vom  Betriebe  eines  Provinz- 
bankgeschäftes, einer  Berliner  Großbank  und  verschiedener  anderer 
Anstalten,  darunter  auch  der  Reichsbank  und  einer  Sparkasse. 

Der  zweite  Band,  vom  Verfasser  mit  »Bankpolitik«  überschrie- 
ben, behandelt  in  seiner  ersten  Hälfte  ausführlich  das  Notenbankwesen. 
Geschichtliche  Entwicklung  und  gegenwärtige  Verhältnisse,  in  Deutsch- 
land sowohl  als  in  den  größeren  Fremdstaaten,  werden  beschrieben 
und  dann  die  allgemeinen  Fragen  der  Notenbankpolitik  erörtert.  Die 
andere  Hälfte  dieses  Bandes  ist  den  Kreditbanken  gewidmet.  Nach 
dem  ihre  Entstehung  kurz  geschildert  worden  ist,  werden  unter  der 
Ueberschrift  »Innere  Bankpolitik«  die  Fragen  der  Rentabilität,  Sicher- 
heit und  Liquidität  sowie  die  Angestelltenfrage,  dann  als  »Aeußere 
Bankpolitik«  die  Beziehungen  der  Banken  untereinander ,  zur  Kund- 
schaft, zur  Börse  und  zum  Geldmarkt  behandelt.  Ein  Schlußkapitel, 
»Staatliche  Bankpolitik«,  enthält  in  der  Hauptsache  Erörterungen  dar- 
über, ob  und  wie  der  Staat  zur  Erhöhung  der  Sicherheit  von  Bank- 
depositen eingreifen  sollte. 

Seine  Vorzüge  verdankt  das  Werk  der  umfassenden  praktischen 
Tätigkeit  des  Verfassers,  die  ihn  in  die  Lage  setzt,  über  den  ihm  wohl 
vertrauten  Gegenstand  mit  großer  Anschaulichkeit  zu  schreiben.    Man 
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lese  z.  B.  seine  Schilderung  des  Diskontgeschäftes  mit  dem  Leipziger 
Rauchwarenhandel.  Er  kann  außerordentlich  viel  selbst  Erlebtes  und 
Empfundenes  einstreuen,  das  Werk  wird  dadurch  viel  interessanter  als 
die  meisten  anderen  Bücher  über  Bankwesen.  Freilich  könnte  Obsi 
manchmal  etwas  sparsamer  mit  Anekdoten  und  Börsenwitzen  sein.  Wo 
sie  etwas  verdeutlichen,  mögen  sie  stehen  bleiben.  Sollen  sie  aber 
nur  zur  Erheiterung  über  die  Unerfahrenheit  oder  Verschrobenheit 
mancher  Leute  dienen,  dann  erfüllen  sie  diesen  Zweck  wohl  an  anderer 
Stelle  besser  als  in  einem  Fachwerk.  Hier  geht  der  Verfasser  in  der 
Ausnützung  seiner  praktischen  Kenntnisse  zu  weit.  Das  Gegenteil 
kann  man  ihm  nur  sehr  selten  vorwerfen;  aber  es  kommt  doch  auch 
vor;  z.  B.  bei  der  Behandlung  von  Wechselduplikaten  und  -kopien, 
wo  er  sich  auf  rein  juristische  Erklärungen  beschränkt  und  die  Gründe 
zur  Ausstellung  dieser  Papiere  und  ihrer  verschiedenen  Verwendungs- 
arten gar  zu  sehr  vernachlässigt. 

Im  übrigen  aber  gibt  der  Inhalt  des  Werkes  weniger  zu  Bemänge- 
lungen Anlaß  als  die  Form.  Aus  der  übergroßen  Menge  des  verarbei- 
teten Stoffes  mag  es  sich  erklären,  daß  Wiederholungen  häufig  sind. 
Fast  alles,  was  im  ersten  Band  über  Banknoten  gesagt  wird,  findet 
sich  im  zweiten  unter  Notenbanken  noch  einmal.  Die  im  ersten  Bande 
gewählte  Einteilung  der  Bankgeschäfte  in  Zahlungsvermittlung,  Kredit- 
gewährung und  Kapitalverwaltung  läßt  sich  deshalb  anfechten,  weil 
manches  wie  das  Effektenkommissionsgeschäft  in  keinen  dieser  drei 
Abschnitte  paßt  und  wieder  anderes,  z.  B.  die  Geschäfte  der  Hypo- 
thekenbanken, eigentlich  an  zwei  getrennten  Stellen  behandelt  werden 
müßte.  Wer  sich  über  Pfandbriefausgabe  unterrichten  will ,  muß  das 
Kapitel  »Kreditgewährung«  aufschlagen;  wer  etwas  über  Gründungen, 
Emissionen  oder  Sanierungen  wissen  will,  muß  dies  unter  »Kapital- 
verwaltung« suchen.  Der  zweite  Band,  der  über  Bankpolitik  handelt, 
hat  sieben  nebengeordnete  Teile,  seine  große  Zweiteilung  in  Noten- 
bankpolitik und  Kreditbankpolitik  tritt  äußerlich  überhaupt  nicht  her- 
vor. Von  den  sieben  Teilen  tragen  zwei  die  erwähnten  Ueberschriften 
»Innere  Bankpolitik«  bez.  »Aeußere  Bankpolitik«.  Logisch  kann  es 
einen  weiteren  Teil  der  Bankpolitik  gar  nicht  geben,  es  finden  sich 
aber  doch  noch  drei  Kapitel  darüber.  Eins  davon  ist  überschrieben: 
»Staatliche  Bankpolitik«.  Da  sich  der  Staat  hauptsächlich  um  die  No- 
tenbanken bekümmert,  wird  man  glauben,  hier  etwas  von  der  Noten- 
politik zu  finden.  Das  steht  aber  an  ganz  anderer  Stelle.  Auch  wenn 
man  kein  Nachschlagewerk  vor  sich  hat,  kann  man  verlangen,  daß  die 
Ueberschriften  weder  falsch  noch  nichtssagend  sind.  Das  letztere  trifft 
aber  zu  bei  solchen  wie:  »Die  Bank  schenkt  Vertrauen«,  »Die  Bank 
braucht  Vertrauen«.  Mag  bei  den  bisherigen  Ausstellungen  das  Bes- 
sermachen manchmal  etwas  Mühe  verursachen,  so  kann  ,es  bei  einer 
Neuauflage  des  Werkes  doch  recht  leicht  vermieden   werden  ,    daß    in 
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dem  Kapitel  über  die  deutschen  Privatnotenbanken  die  Gewinnbeteili- 
gung des  Reiches  an  der  Reichsbank  enthalten  ist  und  daß  ihm  die 
Statistiken  über  alle  deutschen  Notenbanken  eingereiht  sind. 

Ergibt  sich  schon  aus  der  erwähnten  Ungenauigkeit  der  Ueber- 
schriften,  daß  das  sprachliche  Empfinden  des  Verfassers  nicht  gerade 
sehr  fein  sein  kann,  so  zeigt  sich  dies  noch  deutlicher  in  dem  häufigen 
Gebrauch  von  Fremdworten,  die  fast  alle  unnötig,  zum  Teil  auch  noch 
unschön  (Kollisionsnormen),  ungebräuchlich  (das  häufige  Malversion) 
und  falsch  (die  Mehrzahl  Signen)  sind.  Als  sprachliche  Entgleisung 
sei  auch  noch  folgender  Satz  festgenagelt:  »Aussteller  und  Bezogener 
reiten,  um  sich  Geld  zu  machen,  aufeinander  herum«.  Dergleichen 
sollte  ebensowenig  vorkommen  wie  ein  »freiwilliger  Zwang«,  von  dem 
an  anderer  Stelle  die  Rede  ist.  Auch  läßt  die  Behandlung  der  Sprache 
dort  zu  wünschen  übrig,  wo  es  darauf  ankommt,  schwierigere  Sachen 
mit  klaren  und  genau  abgewogenen  Worten  zu  verdeutlichen.  So  wird 
es  einem  Nichtfachmann  recht  schwer  fallen ,  der  Berechnung  des 
oberen  Goldpunktes  der  Londoner  Devise  (I,  136)  zu  folgen.  Unmög- 
lich kann  auch  jemand  das  retrograde  Kontokorrent  (I,  199)  aus  Obsis 
Darstellung  verstehen  lernen.  Soll  das  Werk,  weil  es  kein  Rechenbuch 
ist,  nicht  dazu  dienen,  das  Verständnis  der  allereinfachstcn  Beispiele 
des  Kontokorrentrechnens  zu  vermitteln,  dann  dürfen  eben  überhaupt 
keine  Beispiele  gebracht  und  erklärt  werden. 

Sobald  der  Verfasser  auf  Grenz-  und  Nachbargebiete,  z.  B.  Bank- 
rechnen,  Bank buchhaltung,  Volkswirtschaft  übergeht,  unter- 
laufen ihm  des  öfteren  Fehler  und  Flüchtigkeiten.  So  stimmt  die 
Spesenberechnung  bei  der  erwähnten  Feststellung  des  Goldpunktes 
nicht;  die  Spesen  werden  im  Text  zu  i'^h^loo,  in  der  Anmerkung  zu 
fast  3V00  berechnet.  Bei  dem  ebenfalls  erwähnten  retrograden  Konto- 
korrent spricht  er  von  einer  Zurückdiskontierung  des  Rohsaldos,  wäh- 
rend gerade  das  Umgekehrte,  eine  Aufzinsung,  stattfindet.  Auch  ist 
es  ein  ganz  falscher  Schluß,  daß  das  Reich  bei  einem  vierprozentigen 
Zinsfuß  eigentlich  nur  i  Proz.  Diskont  für  seine  Schatzanweisungen  an 
die  Reichsbank  zahle,  weil  ihm  3  Proz.  von  den  gezahlten  4  als  sein 
Gewinnanteil  wieder  zuflössen.  Das  Reich  bekommt  ja  nur  ^/i  von  dem 
Reingewinn,  der  3Y2  Proz.  Dividende  für  die  Anteilseigner  übersteigt. 
Ferner  muß  beachtet  werden,  daß  der  Reichsanteil  vom  Reingewinn 
berechnet  wird;  die  4  Proz.  Diskont  sind  aber  nur  Rohgewinn. 

Auch  auf  buchhalterischem  und  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete 
finden  sich  solche  Ungenauigkeiten.  So  kann  das  Wechselkonto  nie 
ein  »Erfolgskonto«,  höchstens  ein  gemischtes  Konto  sein,  wie  es  auch 
an  anderer  Stelle  genannt  wird;  der  Pensionsfonds  kann  nicht  unter 
den  Aktiven  stehen,  sondern  nur  Anlagekonten  für  den  Pensionsfonds. 
An  anderer  Stelle  wird  Real-  mit  Immobiliarkredit  verwechselt,  sonst 
könnte    nicht    behauptet  werden,    daß    der  Realkredit    für   die  Kredit- 
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banken  nicht  in  Betracht  käme,  weil  er  langfristig  sei.  Man  denke  nur 
an  den  Lombard-  und  Reportkredit.  Kreditgeschäfte  werden  falsch 
definiert.  Gegenwärtige  Leistung  und  künftige  Gegenleistung  sind  ihre 
Merkmale,  nicht  aber  künftige  Verpflichtung,  denn  die  Verpflichtung 
zur  Gegenleistung  wird  nicht  in  der  Zukunft  eingegangen. 

Wurde  auch  hier  über  die  Vorzüge  des  Werkes  viel  weniger  ge- 
sprochen wie  über  seine  Mängel,  so  sollen  jene  dadurch  nicht  verklei- 
nert werden.  Sie  liegen  wie  gesagt  in  dem  reichen  und  ansprechenden 
Inhalte,  der  das  Buch  für  jeden  Studierenden  der  Volkswirtschaftslehre 
und  Handelswissenschaft  zu  einer  geeigneten  Ergänzung  der  Vorle- 
sungen über  Bankwesen  macht.  Auch  dem  Praktiker  wird  es  nützen, 
indem  es  seinen  Horizont  erweitert,  ihn  mit  Fragen  vertraut  macht, 
die,  wie  z.  B.  das  Notenbankwesen,  mit  dem  rein  Technischen,  das 
ihm  täglich  durch  die  Hände  läuft,  nicht  so  unmittelbar  zusammen- 
hängen. Willy  Wohlrabe. 


Klö cker ,  Alois ^  Dr.,  Die  Konfession  der  sozialdemokratischen  Wäh- 
lerschaft jgoy.  M.-Gladbach,  Volksvereins-Verlag,  G.  m.  b.  H.,  1913. 
126  S.  Preis  3  M. 
Das  Kapitel  der  »politischen«  Statistik  ist  bislang  nur  sehr  wenig 
ausgebaut  und  selbst  sein  Begriff  umstritten.  Als  wichtigster  Bestand- 
teil wird  überall  die  Statistik  der  politischen  Wahlen  angesehen,  wor- 
über sowohl  die  staatliche  als  auch  die  kommunale  Statistik  Nachwei- 
sungen beizubringen  pflegt.  Aber  auch  diesen  Angaben  sind  überall 
dort  ziemlich  enge  Grenzen  gesetzt,  wo  die  geheime  Wahl  vorgeschrie- 
ben ist.  Will  man  das  innere  Gefüge  der  Wählermassen  und  die  Zu- 
sammensetzung der  von  ihnen  abgegebenen  Stimmen  tiefer  ergründen, 
so  erübrigt  nichts  Anderes  als  die  Wahl  der  indirekten  Methode,  d.  h. 
aus  der  sonst  bekannten  Lagerung  gewisser  Verhältnisse  wird  mit  einem 
annähernden  Grad  von  Zuverlässigkeit  auf  das  Vorhandensein  und  die 
Stärke  der  direkt  nicht  zu  erfassenden  sozialen  Tatsachen  geschlossen 
und  darnach  deren  weitere  methodische  Durchforschung  mittels  der 
statistischen  Zählung  durchgeführt.  Weite  Kreise  Deutschlands  sind 
geneigt,  dem  konfessionellen  Bekenntnisse  der  Wähler  einen  überra- 
genden oder  gar  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Stimmenabgabe  bei- 
zumessen, und  so  liegt  der  Gedanke  nahe,  dieses  in  der  offiziellen 
Statistik  unberücksichtigte  Moment  auf  indirektem  Wege  festzustellen. 
Wenn  die  Wahlkreise  sämtlich  nur  von  Angehörigen  der  einen  oder 
anderen  Konfession  bewohnt  wären,  so  würde  das  angestrebte  Ziel  in 
sehr  einfacher  und  leichter  Weise  zu  erreichen  sein.  Aber  bekannt- 
lich sind  viele  Gebiete  Deutschlands  in  konfessioneller  Beziehung  stark 
gemischt  und  die  moderne  Wanderbewegung  läßt  diese  Mischung  noch 
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immer  zunehmen.  Es  bedurfte  daher  eines  viel  umfänglicheren  Ver- 
fahrens und  weitläufiger  Berechnungen,  um  zu  einem  brauchbaren  Re- 
sultate zu  gelangen.  Als  Ausgangspunkt  diente  dabei  die  speziell  für 
die  Wahlen  des  Jahres  1907  im  ganzen  recht  zutreffende  Annahme, 
daß  die  Anhänger  einer  bestimmten  Konfession,  zumal  die  Katholiken, 
in  der  Regel  gerade  für  gewisse  Parteien  (die  bürgerlichen  Oppositions- 
parteien) gestimmt  haben  werden.  Rechnet  man  in  den  evangelischen 
Wahlbezirken  ebenfalls  die  für  eine  gewisse  Wahlparole  (die  Regie- 
rungsparteien) abgegebenen  Stimmen  heraus,  so  läßt  sich  mit  annähern- 
der Genauigkeit  im  Wege  der  Subtraktion  die  einerseits  von  den  ka- 
tholischen und  die  andererseits  von  den  evangelischen  Wählern  der 
Sozialdemokratie  zugeführte  Stimmenzahl  feststellen.  Jeder  dem  Thema 
mit  Interesse  folgende  Leser  wird  den  ausführlichen,  nicht  ohne  Scharf- 
sinn durchgeführten  Berechnungen  des  Verfassers  die  gebührende  Be- 
achtung schenken.  Derselbe  gelangt  schließlich  zu  Normalzahlen, 
welche  die  relative  Stärke  der  von  den  verschiedenen  Konfessionen 
zugunsten  der  sozialdemokratischen  Partei  abgegebenen  Stimmenzahl 
in  kurzer  und  bündiger  Weise  veranschaulichen  sollen.  Die  für  die 
katholische  Wählermasse  maßgebende  Normalzahl  stellt  sich  darnach 
auf  14,488  und  die  für  die  nichtkatholische  Wählerschaft  gültige  Nor- 
malzahl auf  36,765  Perzent,  so  daß  also  auf  100  katholische  Wähler  je 
14,488  und  auf  100  nichtkatholische  Wähler  36,765  sozialdemokratische 
Stimmen  kommen.  Eine  andere  Lösung  ergibt,  daß  sich  i  sozialdemo- 
kratischer Wähler  unter  5,99  katholischen  und  bez.  bereits  unter  2,36 
nichtkatholischen  Wählern  befindet.  Die  israelitischen  Wähler  und  die 
wenigen  Dissidenten  sind  hiebei  den  nichtkatholischen  Wählern  zuge- 
rechnet. Von  sämtlichen  3259029  sozialdemokratischen  Stimmen, 
welche  bei  den  Reichstagshauptwahlen  des  Jahres  1907  abgegeben  wur- 
den, sind  auf  die  israelitischen  und  dissidentischen  Wähler  nur  etwa 
looooo — 125000  oder  3,1—3,84  Perzent  entfallen.  Von  den  katholi- 
schen Wählern  aber  sind  zugunsten  der  sozialdemokratischen  Partei  im 
Maximum  368223  Stimmen  oder  11,3  und  von  den  evangelischen 
Wählern  beiläufig  2  765  806 — 2  790  806  Stimmen  oder  84,86 — 85,6  Perzent 
in  die  Wagschale  geworfen  worden.  Von  der  Gesamtheit  der  sozial- 
demokratischen Stimmen  haben  die  146  vorwiegend  katholisch  bevöl- 
kerten Wahlkreise  15,17  und  die  vorwiegend  evangelisch  bevölkerten 
Wahlbezirke  84,83  Perzent  geliefert.  Zwischen  der  Konfessionsmischung 
der  Bezirke  und  dem  Steigen  oder  Fallen  der  sozialdemokratischen 
Stimmenzahlen  besteht  insoferne  ein  harmonischer  Zusammenhang,  als 
mit  dem  Steigen  des  Perzentanteiles  der  evangelischen  Konfession  an 
der  Wahlkreisbevölkerung  in  ununterbrochener  Linie  auch  die  Zahl  der 
sozialdemokratischen  Stimmen  ansteigt.  Der  gleiche  logische  Zusam- 
menhang ist  von  dem  Verfasser  auch  für  die  Konfessionsmischung  der 
Wahlkreise  einerseits    und    die  Mehrung    oder    Minderung    der    sozial- 
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demokratischen  Mandate  andererseits  durch  besondere  Berechnungen 
nachgewiesen  worden.  Ob  sich  die  so  aufgewendete  Mühe  wirklich 
verlohnt  hat,  darüber  wird  mancher  Leser  je  nach  seinem  Standpunkte 
in  konfessionellen  Dingen  verschiedener  Meinung  sein.  Die  Ausnützung 
der  Ergebnisse  für  politische  Betrachtungen  und  Zwecke  liegt  nahe, 
muß  aber  hier  abgewiesen  werden.  Indes  selbst  ihre  sozialwissen- 
schaftliche Bedeutung  möchten  wir  nicht  überschätzt  wissen.  Es  war 
vorauszusehen,  daß  die  katholischen  Wählermassen  des  Deutschen 
Reiches  wegen  der  sie  mächtiger  beherrschenden  älteren  Traditionen 
befähigt  erscheinen,  der  Sozialdemokratie  bis  auf  weiteres  einen  kräf- 
tigeren Widerstand  entgegenzusetzen  als  die  evangelischen  Wähler,  die 
von  Haus  aus  mit  der  Ueberlieferung  weit  mehr  gebrochen  haben.  Es 
zeigt  sich  hier  dem  Statistiker  dieselbe  Erscheinung  wie  auf  anderen 
Gebieten  des  sozialen  Lebens,  wo  das  Festhalten  an  der  überkommenen 
Tradition  eine  bestimmte  soziale  Entwicklung  zu  hemmen  vermag  (Ge- 
burtenrückgang, Ehescheidungen,  Selbstmorde !).  Aber  das  Maß  dieser 
Hemmung  ist  lokal  wie  zeitlich  sehr  verschieden  und  nimmt  ab,  so- 
bald die  Kraft  der  Tradition  abzubröckeln  oder  zu  schwinden  beginnt. 
Auch  Länder  und  Völker  mit  vorwiegend  katholischer  Bevölkerung 
sind,  wie  das  Beispiel  Frankreichs  lehrt,  gegen  solche  soziale  Entwick- 
lungsphasen nicht  gefeit  und  die  Statistik  enthüllt  uns  nicht  ewige  Ge- 
setze, sondern  nur  Regelmäßigkeiten  von  relativer  Stärke  und  Dauer. 
Leipzig.  Ferdinand  Schmid. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

1.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Studies  hl  History,  Economics  and  Public  Law,  edited  by  the  Faculty 
of  Political  Science  of  Columbia  University.  Vol.  LVIII:  de  Ronlhac 
Hamilton,  J.  G.,  Reconstruction  in  North  Carolina.  683  S.  8''.  $4. — 
Vol.  LIX,  Nr.  i:  Eniin,  Achmed,  The  Development  of  Modern  Turkey 
as  nieastired  by  its  Press.  142  S.  $1.  —  Nr.  2:  Sc h ao-Kwan  Chen, 
The  System  of  Taxation  in  China  in  the  Tsing  Dynasty,  16^4 — igii. 
117  S.  $  I.  —  Nr.  3:  Wen  Pin  Wei,  The  Currency  Problem  in  China 
156  S.  $1.25.  —  Nr.  4:  Joseph,  Samuel,  fewish  Immigration  to  the 
United  States  from  1881  to  1910.  209  S.  $  1.50.  —  Vol.  LX,  Nr.  i :  Cole- 
man,  Christopher  Busch,  Constantine  the  Great  and  Chnstianity.  258  S. 
%  2.  —  Nr.  2.  Huttmann,  Maude  Aline,  The  Establishment  of  Chri- 
stianity  and  the  Proscription  of  Paganism.  297  S.  —  Vol.  LXI,  Nr.  i :  Rob- 
bin s,  Edwin  Clyde,  Railway  Conductors.  A  study  in  Organized 
Labor.  169  S.  $  1.50.  —  Nr.  2:  Yin  Ch'  u  Ma,  The  Fina?ices  of  the  City 
of  New  York.  312  S.  $  2.50.  —  Vol.  LXII:  Kendrick,  Benj.  B.,  The 
Journal  of  the  Joint  Committee  of  fifteen  on  Reconstruction.  39th.  Congress, 
1865 — 1867.     New  York,  Longmans  Green  &  Co.,  1914.    414  S.    8». 

Wahl,  Adalbert,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Konfliktszeit.  Tübingen, 
Mohr,  1914.    108  S.    8  0.    M.  3.— . 

Jordan,  Erich,  Die  Entstehung  der  konservativen  Partei  und  die 
preußischen  Agrarverhältnisse  von  1848.  München,  Duncker  &  Humblot, 
1914.    370  S.    8".     M.  10.—. 

Ever ling ,  Friedrich,  Der  Preußische  Beamteneid.  Berlin,  Tro- 
witzsch  &  Sohn,  1915.    86  S.    8 ''. 

R  Otts  lädt,  Udo,  Besiedelung  und  Wirtschaf tsverfassung  des 
Thüringer  Waldes  i.  e.  S.  Eine  historisch- volkswirtschaftliche  Studie. 
München,  Duncker  &  Humblot  1914.  100  S.  8°.  M.  3. —  (Staats-  und 
sozialwiss.  Forschungen,  hrsg.  von  Schmoller  und  Sering,  Heft  179.) 
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Kittel,  Prof.  Dr.  Rudolf,  Judenfdndschaft  oder  Gotteslästerung. 
Ein  gerichtliches  Gutachten.  Mit  einem  Schlußwort:  Die  Juden  und 
der  gegenwärtige  Krieg.     Leipzig,  O.  Wigand,   1914.    92  S.    8". 

II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Die  Kultur  der  Gegenwart,  hrsg.  von  P.  Hinneb  er  g.  Teil  II, 
Abt.  VII,  i:  Allgemeine  Rechtsgeschichte,  i.  Hälfte.  Orientalisches 
Recht  und  Recht  der  Griechen  und  Römer.  Leipzig,  Teubner,  19 14. 
302  S.     Lex.  8°.     M.  9. — ,  geb.  M.  11.—. 

Springer,  Dr.  Max,  Die  Coccejische  Jtistizreform.  München, 
Duncker  &:  Humblot,   1914.     3S7  S.    8».    M.   10. — . 

Sammlung  der  Erkenntnisse  des  k.  k.  Reichsgerichtes.  Begründet  vo  n 
Dr.  A.  Hye  Frhrn.  v.  Ghmeck,  fortgesetzt  von  Dr.  K.  Hugelmann.  XV,  3 
(1912),    Wien,  k.  k.  Hof- und  Staatsdruckerei,   1914.    514  S.   8°.  K.  5. — . 

Wörterbuch  des  deutschen  Staats-  und  Verwaltungsrechts ,  begründet 
von  Prof.  Dr.  K.  Frhrn.  v.  Stengel.  2.  Aufl.,  hrsg.  von  Prof.  Dr.  xMax 
Fleischmann.    32. — 36.  Lieferung.    S.  641 — 1034.    Tübingen,  Mohr,  1914. 

M.    IG. — . 

Georg  Meyers  Lehrbiich  des  deutschen  Staatsrechts.  7.  Aufl.,  be- 
arbeitet von  Dr.  G.  Anschütz.  I.  Teil.  München,  Duncker  &  Humblot, 
1914.    380  S.    8  c.    M.   IG. — . 

Frankfurter  Amisurkunden,  hrsg.  von  Dr.  Karl  Bücher.  Frank- 
furt a.  M.,  Jos.  Baer,  1915.  458  S.  8°.  (Veröffentlichungen  der  Histo- 
rischen Kommission  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  VI.:  Frankfurter  Amts- 
und Zunfturkunden  II.) 

Bücher,  Karl,  Das  städtische  Beamtentum  im  Mittelalter.  Vortrag. 
Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1915.  22  S.  8*.  M.  i.  — .  (Vorträge  der  Gehe- 
Stiftung  zu  Dresden  VII,  i.) 

Geschäftsbericht  des  großh.  badischen  Ministeriums  des  Innern  für  die 
Jahre  1906 — 1912.  2.  Bände.  Karlsruhe,  F.  Thiergarten,  1914.  843 
und  829  S.    8». 

Elsas,  Dr.  Fritz,  Die  studentische  Wohmingsfrage  in  Vergangenheit 
U7id  Gegenzvart.     Stuttgart,  Kohlhammer,  1914.    53  S.    8  <^. 

Voigt,  Dr.  Andreas,  Die  Gründung  der  Universität  Frankfurt  a.M. 
Vortrag.    Frankfurt  a.  M.,  C.  Koenitzer,  1914.    16  S.    8". 

III.  Krieg-  und  Kriegswirlschaftslehre. 

Lamprecht,  Karl,  Krieg  und  Kultur.  Leipzig,  S.  Hirzel,  19 14. 
88  S.    M.  I. — .    (»Zwischen  Krieg  und  Frieden«   7.) 

Kj eilen,  Dr.  Rudolf  (Prof.  in  Gothenburg),  Die  Großmächte  der 
Gegenwart.  Uebersetzt  von  Dr.  C.  Koch.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  19 14. 
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Oester reich  und  Ungar n  und  die  internationalen  Literessen.  München, 
Duncker  &  Humblot,   1914.    88  S.   8^    M.  2.50. 

Deutsche  Vorträge  Hainburgischer  Professoren,  i.  Ratligen ,  Karl, 
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Koloniale  Preisaufgabe. 

Im  Einvernehmen  mit  Herrn  Eduard  Woermann  in  Hamburg 
hat  der  Professorenrat  des  Kolonialinstituts  in  Hamburg  beschlossen, 
die  Frist  zur  Einreichung  der  Bewerbungsschriften  und  den  Termin  für 
die  Entscheidung  über  die  Preisfrage: 

»Durch  welche  praktischen  Maßnahmen  ist  in 
unseren  Kolonien  eine  Steigerung  der  Geburten- 
häufigkeit und  Herabsetzung  der  Kindersterblich- 
keit bei  der  eingeborenen  farbigen  Bevölkerung  — 
des  wirtschaftlich  wertvollsten  Aktivums  unserer 
Kolonien  —  zu  erreichen?« 
mit  Rücksicht  auf  die  durch  den  Krieg  geänderten  Verhältnisse  an- 
gemessen zu  verlängern. 

Näheres  wird  nach  dem  Krieg  bekannt  gemacht  werden, 

Der  Professorenrat  des  Hamburgischen  Kolonialinstituts. 
W  i  n  k  1  e  r ,   Vorsitzender. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  RECHTS-  UND  STAATSPHILOSOPHIE 
SCHOPENHAUERS. 

VERSUCH  EINER  DARSTELLUNG  UND  KRITIK 


Landrichter  Dr.  jur.  et  phil.  BOVENSIEPEN-Kiel. 

Ein  erschöpfendes  und  lückenloses  System  einer  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  hat  Arthur  Schopenhauer  nicht  aufgestellt,  nur 
Bausteine  zu  einem  solchen  finden  sich  an  den  verschiedensten 
Stellen  seiner  Werke  einzeln  zerstreut;  sie  zusammenzutragen  und 
einen  einheitlichen  Bau  aus  ihnen  zu  errichten,  ist  eine  ungemein 
reizvolle  Aufgabe.  Den  Hauptertrag  für  unsere  Arbeit  liefern  die 
Ausführungen  im  §  62  Band  I  seines  Hauptwerks«:  »Die  Welt 
als  Wille  und  Vorstellung«  (S.  431  flg.  der  von  Eduard  Grisebach 
herausgegebenen  im  Reclamschen  Verlag  erschienenen  Ausgabe, 
nach  der  wir  im  folgenden  stets  zitieren  werden),  §  17  seiner 
Preisschrift  über  die  Grundlage  der  Moral  (Band  III,  S.  597  flg.), 
der  Grisebachschen  Ausgabe,  sowie  Kapitel  IX  Band  II  seiner 
»Parerga  und  Paralipomena«  :^Zur  Rechtslehre  und  Politik«  (Band  V 
S.  247  flg.  editio  Grisebach),  während  seine  Bemerkungen  über 
das  gleiche  Thema  im  2.  Band  der  Welt  als  Wille  und  Vorstel- 
lung (Band  II  ed.  Grisebach  S.  700  flg.)  und  im  8.  Kapitel  der 
»neuen  Parerga  und  Paralipomena«  (Band  IV  der  gleichfalls  von 
Grisebach  im  Reclamschen  Verlage  herausgegebenen  nachgelas- 
senen Schriften  S.  168  flg.)  sich  mehr  als  Variationen  seiner  alten 
Grundgedanken  und  geistvolle  Apergus  zu  ihnen  darstellen. 

Ausgangspunkt  der  Weltbetrachtung  Schopenhauers  ist  der 
überall  im  ganzen  Universum  schlummernde,   in  allen  Erscheinun- 
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l^A  Dr.  Bovensiepen: 

gen  der  Natur  vorhandene  und  in  ihnen  mehr  oder  weniger  trieb- 
haft mit  einer  unwiderstehUchen  Gewalt  sich  äußernde  Wille,  er 
ist  die  wahre  Grundlage  und  das  primum  movens  aller  Dinge,  er 
bedeutet  für  Sc/iopen/muer  das  Kantsche  Ding  an  sich.  Dieser 
Wille  einer  jeden  Erscheinung  ist  unersättlich  wie  eine  Hyäne, 
ein  blinder  Drang  hinüberzugreifen  über  seine  Leiblichkeit  auf  die 
der  anderen  Erscheinungen  und  diese  anzutasten,  ist  ihm  imma- 
nent und  angeboren.  Diese  fürchterliche  Tatsache  bildet  für  un- 
seren Philosophen  den  Schlüssel  für  die  Erkenntnis  des  Wesens 
vom  menschlichen  Recht  und  Unrecht.  »Dieser  Einbruch  in  die 
Grenze  fremder  Willensbejahung  ist  von  jeher  deutlich  erkannt 
und  der  Begriff  desselben  durch  das  Wort  Unrecht  bezeichnet 
worden <'  (Band  I  W.  a.  W.  u.  V.  S.  432).  Seiner  Beschaffenheit, 
seiner  Qualität  nach  ist  das  Unrecht  stets  gleich,  es  besteht  alle- 
mal in  der  Verletzung  eines  andern,  nur  seiner  Quantität  nach 
ist  es  unendlich  verschieden  (vgl.  zum  folgenden  namentlich 
Band  III  ed.  Gr.  S.  600  flg.).  Es  kann  sich  richten  gegen  die 
Person,  die  Freiheit,  die  Ehre  oder  das  Eigentum  eines  anderen. 
»Am  vollendetsten,  eigentlichsten  und  handgreiflichsten«  drückt 
sich  das  Unrecht  aus  im  Kannibalismus.  »Dieser  ist  sein  deut- 
lichster, augenscheinlichster  Typus,  das  entsetzlichste  Bild  des 
größten  Widerstreites  des  Willens  gegen  sich  selbst,  auf  der 
höchsten  Stufe  seiner  Objektivation ,  welche  der  Mensch  ist« 
(a.  a.  O.  S.  432).  Es  folgen  in  absteigender  Stufe :  Der  Mord, 
»der  der  Ruhe  unseres  Geistes  eine  auf  die  ganze  Lebenszeit 
unheilbare  Wunde  schlägt«,  die  Verstümmelung,  Verletzung  eines 
fremden  Leibes,  ja  jeder  Schlag.  Ferner  äußert  sich  das  Unrecht 
in  der  Unterjochung  des  anderen  Individuums,  im  Zwang  zur 
Sklaverei,  endlich  in  der  Antastung  des  fremden  Eigentums. 
Dieses  ist  die  Frucht  und  ein  Ausfluß  der  Betätigung  des  frem- 
den Willens,  zufolge  seiner  Erklärung  des  Unrechts  kann  ScJwpen- 
liaiier  Eigentum  nur  dasjenige  sein,  was  durch  die  Kräfte  seines 
Besitzers  bearbeitet  ist,  »durch  Entziehung  dessen  man  daher  die 
Kräfte  seines  Leibes  dem  in  diesem  objektivierten  Willen  ent- 
zieht, um  sie  dem  in  einem  anderen  Leibe  objektivierten  Willen 
dienstbar  zu  machen«.  Denn  nun  wird  in  die  Sphäre  der  frem- 
den Willensbejahung  eingebrochen,  indem  mit  der  Sache  gewisser- 
maßen die  Kräfte  des  fremden  Willens  verwachsen  sind.  Alles 
Eigentumsrecht  läßt  sich  also  nur  moralisch  und  nicht  rein  ju- 
ristisch begründen  und   zwar   einzig    und   allein    auf  Bearbeitung, 
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niemals  auf  rechtliche  Aneignung,  d.  h.  Besitzergreifung.  Bloßer 
Genuß  einer  Sache  oder  Präokkupationsrecht  sei  moralisch  ganz 
grundlos,  dem  sich  bloß  auf  dieses  Recht  Stützenden  könnte  der 
neue  Ankömmling  und  Angreifer  mit  viel  besserem  Rechte  er- 
widern: »Eben  weil  du  schon  so  lange  genossen  hast,  ist  es 
recht,  daß  jetzt  auch  andere  genießen.«  Die  bloße  Erklärung, 
eine  Sache  zu  der  meinen  machen  zu  wollen,  sei  einfach  absurd, 
sie  bedürfe  noch  eines  besonderen  Rechtfertigungsgrundes,  und 
dieser  ist  eben  die  in  der  Arbeit  sich  kundtuende  Willensbetäti- 
gung des  Inhabers,  die  Verwendung  ursprünglich  eigener  Kräfte 
auf  sie.  »In  allen  Fällen,  in  denen  eine  Sache  durch  irgend  eine 
fremde  Mühe  bearbeitet,  verbessert,  vor  Unfällen  geschützt,  be- 
wahrt worden  ist,  wäre  diese  Mühe  auch  nur  das  Abpflücken 
oder  vom  Boden  Auflieben  einer  wildgewachsenen  Frucht,  da 
entzieht  der  Angreifer  solcher  Sache  dem  andern  den  Erfolg  sei- 
ner darauf  gerichteten  Arbeit,  läßt  also  den  Leib  jenes  statt  dem 
eigenen,  seinem  Willen  dienen,  bejaht  seinen  eigenen  Willen  über 
dessen  Erscheinung  hinaus  bis  zur  Verneinung  des  fremden,  d.h. 
tut  Unrecht«  (a.  a.  O.  S.  434).  An  allen  denjenigen  Sachen,  die 
keiner  Bearbeitung  durch  Verbesserung  oder  Sicherstellung  vor 
Unfällen  fähig  sind,  gibt  es  kein  moralisch  begründetes  Eigen- 
tum im  Sinne  der  Ethik,  nur  unter  der  Voraussetzung  des  Be- 
stehens eines  durch  Konvention  geregelten  Gemeinwesens  können 
solche  Sachen  durch  freiwillige  Abtretung  aller  anderen  etwa 
zum  Entgelt  für  geleistete  Dienste  abgetreten  werden.  Das  mo- 
ralisch begründete  Eigentum  kann  aber,  da  es  eine  uneinge- 
schränkte Macht  über  die  Sache  verleiht,  gleich  derjenigen  über 
den  eigenen  Leib  von  seinem  Inhaber  durch  Tausch  oder  Schen- 
kung anderen  übertragen  werden,  die  dann  mit  dem  gleichen 
moralischen  Rechte  wie  ihr  Vorgänger  die  Sache  besitzen.  Einen 
eigenartigen  Belag  für  den  Satz :  Kein  Eigentum  ohne  Arbeit 
findet  sich  (ed.  Gr.  Band  II,  S.  702)  in  der  moralischen  Tatsache,  daß 
der  Wilddieb  trotz  der  vielleicht  strengeren  Bestrafung  seiner  Tat 
als  der  des  gemeinen  Diebes  anders  als  dieser  niemals  durch 
seine  Tat  seine  Ehre  verwirkt  und  von  allen  ängstlich  gemieden 
wird.  »Denn  die  Grundsätze  der  bürgerlichen  Ehre  beruhen  auf 
dem  moralischen  und  nicht  auf  dem  bloß  positiven  Recht,  das 
Wild  aber  ist  kein  Gegenstand  der  Bearbeitung,  also  auch  nicht 
des  moralisch  gültigen  Besitzes :  das  Recht  darauf  ist  daher  gänz- 
lich ein  positives  und  wird  moralisch  nicht  anerkannt. « 
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Die  Ausübung  des  Unrechts    geschieht    entweder   durch  Ge- 
walt oder  List  (vgl.  zum  folg.  Band  I,  S.  435  flg.),  in  moralischer 
Hinsicht  stehen  sich  beide  Mittel  gleich.  Einerlei  ist  es  beim  Morde, 
ob  ich  mich    des  Gifts    oder  Dolchs    bediene,    ebenso    bei   jeder 
Körperverletzung.     Bei  der  List  schiebe  ich  dem  fremden  Willen 
Scheinmotive  unter,  vermöge  derer  der  Getäuschte  glaubt,  seinem 
eigenen  Willen    zu    folgen,    in  Wahrheit    meinem    eigenen    folgt. 
Mittels  Lüge  fälsche  sich  seine  Erkenntnis.     Jede    Lüge    ist    also 
grundsätzlich  Unrecht,    weil  sie  zum  Zweck    hat,    die    Herrschaft 
meines   Willens    auf    einen    fremden    auszudehnen,    also    meinen 
Willen    durch  Verneinung    des    fremden    zu    bejahen.     Die   voll- 
kommenste   Lüge    aber    ist    der    gebrochene   Vertrag,    denn    bei 
Schließung   eines    Vertrags    ist    die    fremde   verheißene   Leistung 
unmittelbar  und    eingeständlich    das   Motiv   zur    meinen   eigenen. 
»Bricht  der  andere  den  Vertrag,    so  hat  er    mich    getäuscht   und 
durch  Unterschieben    bloßer  Scheinmotive   in    meine    Erkenntnis, 
meinen  Willen  nach  seiner  Absicht  gelenkt,  die  Herrschaft  seines 
Willens  über  das  fremde  Individuum   ausgedehnt,    also    ein    voll- 
kommenes Unrecht  begangen.    Hierauf  gründet  sich  die  moralische 
Gültigkeit  und  Rechtmäßigkeit    der  Verträge«   (a.   a.   O.  S.  436). 
Es  wurde  bereits  oben  darauf  hingewiesen,  daß  die  Schwere  des 
Unrechts  eine    große  Rolle    spiele.     Wer    dem  Hungertode    nahe 
ein  Brot  stehle,  begehe  ein  ganz  kleines  Unrecht  im  Vergleich  zu 
dem  Reichen,    der    einem   Armen    seine    letzte    Habe    entwende. 
Besonders   verwerflich    sei    die    »doppelte   Ungerechtigkeit«   (vgl. 
Band  III,  S.  601)  etwas  »Empörendes  und  Himmelschreiendes,  eine 
Untat,  bei  welcher    gleichsam   die    Götter    ihr  Antlitz  verhüllen«. 
Sie  findet   dann   statt,    wenn  jemand,    entgegen  seiner   ausdrück- 
lichen Vertragsverpflichtung,  einen  anderen  zu  schützen,  jenen  an- 
deren selber  angreift  und  verletzt,   der  bestellte  Gleitsmann  oder 
Wächter  wird  etwa   zum  Mörder,  der  betraute  Hüter   zum  Dieb, 
der  Vormund  bringt  sein  Mündel  um  sein  Eigentum,    der  Advo- 
kat präkariiert,  der  Richter  läßt  sich  bestechen,    der  um  Rat  ge- 
betene  erteilt   absichtlich    einen    falschen    Rat.     Hier    ergibt    sich 
die  Gelegenheit    zur  Erörterung    des  Begriffs    der  Pflicht.     Hand- 
lungen, deren  bloße  Unterlassungen  bereits  ein  Unrecht  bedeutet, 
heißen  Pflichten.     Ein   solches    Unrecht    liegt    aber   grundsätzlich 
nur  dann  vor,  wenn  man  sich  zur  Vornahme  der  Handlung  durch 
besondere    Uebereinkunft    verpflichtet    hat.     Solche    Verhältnisse 
liegen  vor  zwischen  Fürsten  und   Volk,    Regierung  und  Beamten, 
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Herrn  und  Diener,  Advokaten  und  Klienten,  Arzt  und  Kranken 
»überhaupt  zwischen  einem  jedem,  der  eine  Leistung  irgendeiner 
Art  übernommen  hat  und  seinem  Besteller  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes«  (a.  a.  O.  S.  602).  Nur  eine  einzige  Verpflichtung, 
die  der  Eltern  gegenüber  ihren  Kindern  wird  ohne  gegenseitige 
Uebereinkunft  übernommen,  sie  entsteht  durch  die  bloße  Hand- 
lung des  Erzeugens,  der,  gegen  den  man  sie  hat,  war  noch  gar 
nicht  da,  als  man  sie  übernahm.  Wer  ein  Kind  in  die  Welt  setzt, 
hat  eine  Pflicht,  es  zu  erhalten,  bis  es  sich  selbst  zu  unterhalten 
fähig  ist,  und  sollte  diese  Zeit,  wie  bei  einem  Blinden,  Krüppel  oder 
Geisteskranken  nie  eintreten,  so  hört  auch  die  Pflicht  nie  auf. 
Nicht  so  unmittelbar  und  entschieden  ist  die  Pflicht  der  Kinder 
gegenüber  ihren  Eltern.  Sie  beruht  darauf,  daß,  wie  später  noch 
zu  zeigen  sein  wird,  jede  Pflicht  auch  ein  Recht  gibt  und  dem- 
entsprechend auch  die  Eltern  durch  ihre  Fürsorge  ein  Recht  auf 
Gehorsam  und  Unterordnung  erw'erben.  Da  das  Unrecht  sich  als 
ein  Ausfluß  des  allzumächtigen  Willenstriebes  darstellt,  als  über- 
mäßige Bejahung  des  eigenen  und  Verneinung  des  fremden  Wil- 
lens, so  erscheint  Scliopenliaiier  der  Begriff  des  Unrechts  als  der 
ursprüngliche  und  allein  positive,  der  ihm  entgegengesetzte  des 
Rechts  als  abgeleitet  und  negativ  (Werke  Band  I,  S.  437  flg.  und 
Band  V,  S.  248).  Nach  ihm  enthält  der  Begriff  »Recht«  weiter 
nichts  als  eine  Verneinung  des  Unrechts,  und  sobald  eine  Hand- 
lung nicht  in  die  Sphäre  der  fremden  Willensbejahung  sie  ver- 
neinend eingreift,  ist  sie  nicht  Unrecht,  d.  h.  Recht.  Zur  Ab- 
wehr fremden  gegen  mich  gerichteten  Unrechts  habe  ich  zweifel- 
los ein  »Zwangsrecht«,  d.  h.  die  Befugnis,  mich  des  Unrechts  mit 
Gewalt  zu  erwehren.  Denn  dann  ist  die  von  mir  angewandte 
Gewalt,  die  für  sich  losgelöst  Unrecht  bedeuten  würde,  weiter 
nichts  als  die  Negation  der  Negation,  ich  bejahe  meinen  eigenen 
Willen,  der  von  anderen  verneint  werden  soll.  Dieses  Zwangs- 
recht —  wir  pflegen  es  »Recht  der  Notwehr«  zu  nennen  —  kann 
bis  zur  Tötung  des  fremden  Individuums  gehen.  Genau  so  weit- 
gehend steht  mir  auch  das  Recht  zur  Lüge  zur  Seite.  Daher 
handelt  jemand,  der  einem  ihn  durchsuchenden  Straßenräuber  ver- 
sichert, er  habe  nichts  bei  sich,  vollkommen  recht,  ebenso  auch 
derjenige,  der  den  nächtlich  eingedrungenen  Räuber  in  einen 
Keller  lockt  und  dort  einsperrt.  Auch  kann  der  von  Räubern 
Gefangene  jene  mit  Hinterlist  rechtmäßig  töten.  Auch  ein  durch 
unmittelbare  körperliche  Gewalttätigkeiten  erzwungenes  Verspre- 
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chen  bindet  durchaus  nicht.  Wer  sein  ihm  geraubtes  Eigentum 
sich  nicht  mit  Gewalt  zurijckverschaffen  kann,  begeht  daher  kein 
Unrecht,  wenn  er  es  sich  mit  List  zurücknimmt.  »Ja,  wenn  mir 
jemand  mein  geraubtes  Geld  verspielt,  habe  ich  das  Recht,  falsche 
Würfel  gegen  ihn  zu  gebrauchen,  weil  alles,  was  ich  ihm  abge- 
winne, mir  schon  gehört«  (Werke  Band  I,  S.  439).  Das  Recht 
zur  Lüge  (vgl.  Band  III,  S.  604  flg.)  tritt  sogar  ein  bei  jeder  an 
mich  gerichteten  völlig  unbefugten  Frage  über  meine  persönlichen 
oder  Geschäftsangelegenheiten,  deren  Beantwortung  nicht  nur, 
sondern  deren  bloße  Zurückweisung  schon  mich  in  Gefahr  bringen 
würde.  Hier  ist  die  Lüge  die  Notwehr  gegen  unbefugte  Neugier, 
deren  Motiv  meist  kein  wohlwollendes  ist.  Hier  darf  ich  selbst 
der  bloß  vermuteten  Beeinträchtigung  durch  List  zum  voraus 
List  entgegenstellen.  Nach  diesem  Grundsatz  verfährt  jeder  Ver- 
ständige, selbst  wenn  er  von  der  größten  Rechtlichkeit  ist.  Der  auf 
der  Landstraße  von  unbekanntem  Reisenden  angesprochene  Wan- 
derer, der  viel  Geld  bei  sich  führt,  wird  die  unbefugten  Fragen 
nach  woher  und  wohin  und  Zweck  der  Wanderung  unbedenklich 
mit  einer  Lüge  beantworten  dürfen.  Eine  Grenze  aber  findet 
dieses  »Recht  zur  Lüge«  im  Eide,  »der  metaphysischen  Esels- 
brücke der  Juristen».  Eben  wegen  Anerkennung  des  Rechts  zur 
Lüge  bedarf  es  in  besonders  wichtigen  Fällen,  zu  deren  wahr- 
heitsgemäßer Aufklärung  die  Aussage  eines  Menschen  (sein  Zeug- 
nis) nötig  ist,  der  ausdrücklichen  und  feierlichen  Erklärung  des 
Menschen,  daß  er  hier  ein  Recht  zur  Lüge  nicht  beanspruche, 
vielmehr  wisse  und  einsehe,  daß  hier  bloß  das  Recht  w'alte,  daß 
ihm  keine  Gewalt  oder  Ueberlistung  drohe,  daß  er  die  ihm 
vorgelegten  Fragen  als  wohl  berechtigt  anerkenne  und  daß  ihm 
endlich  wohl  bewußt  sei,  was  alles  von  seiner  Aussage  über  sie 
abhinge.  Wenn  er  nun  trotzdem  unter  solchen  Umständen  lügt, 
so  begeht  er  mit  deutlichem  Bewußtsein  ein  schweres  Unrecht, 
denn  er  hat  die  im  vollen  Vertrauen  auf  seine  Redlichkeit  ihn  in 
seine  Hand  gegebene  Macht  zum  Unrecht  mißbraucht.  So  dringt 
auch  der  Meineidige  zu  Unrecht  in  eine  fremde  Willenssphäre 
ein.  Da  kein  einziger  Mensch  ganz  ohne  jedes  metaphysische 
Bedürfnis  ist,  so  fühlt  auch  jeder,  wenn  auch  mitunter  nur  dumpf, 
daß  die  Welt  nicht  bloß  eine  physische  Bedeutung  habe  und  der 
Mensch  nicht  nur  ein  physisches,  sondern  auch  ein  moralisches 
Wesen.  Die  Aufforderung  zum  Eide  stellt  nun  den  Schwörenden 
ausdrücklich  auf  den  Standpunkt,  sich  als  bloß  moralisches  We- 


Die  Rechts-  und  Staatsphilosophie  Schopenhauers.  i8q 

sen  anzusehen  und  alle  anderen  Rücksichten  als  einzig  die  der 
Wahrheit  zusammenschrumpfen  zu  lassen  bis  zum  völligen  Ver- 
schwinden. Im  wesentlichen  komme  es  darauf  nicht  an,  ob  die 
Eidesformel  diese  oder  jene  mythologische  Beziehung  ausdrücke 
oder  wie  in  Frankreich  mit  den  Worten  »je  le  jure«  ganz  abstrakt 
sei.  Die  Formel  müßte  vielmehr  je  nach  dem  Grade  der  intel- 
lektuellen Bildung  des  Schwörenden  gewählt  werden.  Bei  dieser 
Auffassung  könnte  sogar  sehr  wohl  ein  gänzlich  Religionsloser 
zum  Eide  zugelassen  werden  (Werke  Band  V,  S.  273  flg.). 

Die  so  festgestellten  Begriffe:  Recht  und  Unrecht  (vgl.  zum 
folg.  Werke  Band  I,  S.  440  flg.  und  Band  III,  S.  599)  gleichbe- 
deutend mit  Verletzung  und  NichtVerletzung  des  fremden  Willens, 
sind  »offenbar«  unabhängig  von  aller  positiven  Gesetzgebung  und 
dieser  vorausgehend.  Einzig  und  allein  diese  rein  moralische 
Bedeutung  haben  Recht  und  Unrecht  für  den  Menschen  als  Men- 
schen, nicht  als  Staatsbürger.  Insofern  gelten  diese  Begriffe  also 
auch  im  Naturzustand  und  gibt  es  auch  ein  rein  ethisches  Recht 
oder  was  dasselbe  bedeutet  ein  Naturrecht  und  eine  reine,  d,  h. 
von  aller  positiven  Satzung  unabhängige  Rechtslehre.  Aus  der 
Verbindung  des  empirischen  Begriffs  der  Verletzung  mit  dem  Wal- 
ten des  reinen  Verstandes  entstehen  die  Grundbegriffe  von  Un- 
recht und  Recht  »die  jeder  a  priori  faßt  und  auf  Anlaß  der  Er- 
fahrung sogleich  anwendet.  Den  dieses  leugnenden  Empiriker 
kann  man  ruhig  auf  das  Verhalten  der  Wilden  in  ihrem  Tausch- 
handel mit  den  Europäern  verweisen,  die  alle  ganz  richtig  oft 
auch  fein  und  genau  Recht  und  Unrecht  scheiden«.  Die  reine 
Rechtslehre  oder  Moral  hat  nur  das  Tun  zum  Gegenstand  nicht 
aber  das  Leiden.  Denn  nur  Tun  ist  Aeußerung  des  Willens  und 
dieselben  allein  betrachtet  die  Moral,  Leiden  ist  bloße  Begeben- 
heit. Die  Ausführung  der  reinen  Rechtslehre  oder  Moral  hat 
zum  Inhalt  die  »genaue  Bestimmung  der  Grenze,  bis  zu  welcher 
ein  Individuum  in  der  Bejahung  des  schon  in  seinem  Leibe  ob- 
jektivierten Willens  gehen  kann,  ohne  daß  dieses  zur  Verneinung 
eben  jedes  Willens,  sofern  er  in  einem  anderen  Individuo  er- 
scheint, werde«.  Die  Folgen  des  Unrechttuns  zu  betrachten  ist 
nicht  mehr  ihres  Amts.  Hier  setzt  die  Aufgabe  des  Staates  ein. 
Seine  Gesetzgebung  nimmt  dieses  Kapitel  der  Moral,  um  es  in 
Rücksicht  auf  die  passive  Seite,  also  umgekehrt  zu  gebrauchen 
und  dieselben  Handlungen  zu  betrachten  als  solche,  die  keiner, 
da  ihm  Unrecht  geschehen  soll,   zu   dulden    braucht.     Seine  Ab- 


jQQ  Dr.  Bovensiepen: 

sieht  ist  es,  daß  keiner  Unrecht  leide,  die  Absicht  der  moralischen 
Rechtslehre  hingegen,  daß  keiner  Unrecht  tue.  Wie  entstand  nun 
der  Staat?  Die  allen  Menschen  gemeinsame  Vernunft  lehrte  sie 
bald  die  Quelle  des  Leidens,  nämlich  den  Widerstreit  des  Wil- 
lens mit  sich  selbst  vermöge  der  durch  das  principium  individu- 
ationis  bedingten  Vielheit  der  Individuen  erkennen  und  auf  Ab- 
hilfe sinnen.  Man  brachte  ein  gemeinsames  Opfer,  das  jedoch 
von  dem  gemeinsam  daraus  hervorgehenden  Vorteil  weit  über- 
wogen wurde.  Indem  die  das  Ganze  überdenkende  Vernunft  aus 
dem  einseitigen  Standpunkt  des  Individuums  heraustritt,  da  sieht 
sie,  wie  der  Genuß  des  Unrechttuns  im  einzelnen  Individuum 
jedesmal  durch  einen  verhältnismäßig  größeren  Schmerz  im  Un- 
rechtleiden des  anderen  überwogen  wird,  und  findet  ferner,  daß 
weil  alles  hier  dem  Zufall  überlassen  bleibt,  jeder  zu  befürchten 
hätte,  daß  ihm  viel  seltener  der  Genuß  des  gelegentlichen  Un- 
rechttuns als  der  Schmerz  des  Unrechtleidens  zuteil  werden  würde. 
Die  Vernunft  erkannte,  daß  das  beste  und  einzige  Mittel  zur 
Minderung  des  über  alle  verbreiteten  Leidens  wie  auch  zu  seiner 
möglichst  gleichförmigen  Verteilung  das  sei,  daß  alle  dem  durch 
das  Unrechttun  zu  erlangenden  Genuß  entsagten.  Dieses  von 
dem  seinen  einseitigen  Standpunkt  verlassenden  Egoismus  leicht 
ersonnene  Mittel  ist  der  Staatsvertrag  oder  das  Gesetz.  Haupt- 
aufgabe des  Staates  ist  es,  die  böse  Tat  als  solche  zu  bekämpfen, 
ihn  kümmern  Wille  und  Gesinnung,  die  den  Gegenstand  der 
Moral  ausmachen,  gar  nicht.  Die  Tat,  die  Begebenheit  ist  ihm 
das  allein  Reale.  Niemandem  verbietet  der  Staat,  beständig  Mord 
und  Gift  gegen  einen  anderen  in  Gedanken  zu  führen,  wenn  er 
nur  gewiß  weiß,  daß  die  Furcht  vor  Schwert  und  Rad  die  Wir- 
kungen jenes  WoUens  beständig  hemmen  wird.  Er  hat  keines- 
wegs den  törichten  Plan,  die  Neigung  zum  Unrechttun,  die  böse 
Gesinnung  oder  gar  den  Egoismus  zu  bekämpfen.  Der  Staat 
richtet  sich  nicht  gegen  Egoismus,  sondern  ist  umgekehrt  gerade- 
zu aus  dem  abstrakt  gerichteten  Egoismus  entsprungen  und  soll 
dem  Egoismus  aller  dienen,  nur  gegen  die  nachteiligen  Folgen 
des  Egoismus,  die  aus  der  Vielheit  egoistischer  Individuen  ihnen 
allen  wechselseitig  hervorgehen  und  ihr  Wohlsein  stören,  ist  der 
Staat,  dies  allgemeine  Wohlsein  befördernd,  gerichtet.  So  ist  er 
»eine  Schutzanstalt  gegen  äußere  Angriffe  des  Ganzen  und  innere 
der  Einzelnen  untereinander«  (Werke  Band  V,  S.  249).  Die  Not- 
wendigkeit des  Staates  beruht  letzten  Endes  auf  der  anerkannten 
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Ungerechtigkeit  der  Menschen,  d.  h.  ihrem  bhnd  wütenden  Wil- 
lensdrang, in  fremde  Willenssphären  verletzend  einzugreifen.  Ohne 
diese  würde  kein  Mensch  an  eine  Staatsgründung  gedacht  haben, 
dann  hätte  gar  kein  Anlaß  vorgelegen,  die  Menschen  gegen-  und 
voreinander  zu  schützen. 

Dreierlei  Schutz  nun  hat  er  zu  gewähren  (vgl.  zum  folg. 
Werke  Band  II,  S.  700/701),  Schutz  nach  außen  und  zwar  so- 
wohl gegen  leblose  Naturkräfte  wie  Tiere,  vornehmlich  aber  gegen 
Menschen,  also  gegen  andere  Völker.  Dieser  letzte  Fall  ist  der 
wichtigste.  Der  Inbegriff  der  Normen,  die  den  Verkehr  des 
Staates  mit  anderen  Staaten  regeln,  ist  das  Völkerrecht.  Es  ist 
nichts  anderes  im  Grunde  als  das  Naturrecht  auf  dem  ihm  allein 
gebliebenen  Gebiete  seiner  praktischen  Wirksamkeit,  nämlich 
zwischen  Volk  und  Volk,  wo  es  allein  walten  muß,  weil  sein 
stärkerer  Sohn,  das  positive  Recht,  da  es  eines  Richters  und 
Vollstreckers  bedarf,  sich  nicht  geltend  machen  kann.  Es  besteht 
in  einem  gewissen  Grade  von  Moralität  im  Verkehre  der  Völker 
miteinander,  dessen  Aufrechterhaltung  Ehrensache  der  Mensch- 
heit ist.  Der  Richterstuhl  der  Prozesse  auf  Grund  desselben  ist 
die  öffentliche  Meinung.  Eine  allzugroße  Rolle  räumt  freilich 
unser  Philosoph  der  Wirksamkeit  des  Völkerrechts  nicht  ein  (vgl. 
Werke  Band  V,  S.  250/51).  Ebenso  wie  es  in  der  gesamten  tie- 
rischen Natur  Raubtiere  gibt,  so  auch  in  der  menschlichen.  Alle- 
mal treten,  nachdem  die  Menschen  ehrlich  und  im  Schweiße  ihres 
Angesichts  dem  Boden  das  zum  Unterhalte  ihres  Volkes  Nötige 
abgerungen  haben,  erobernde  Völker  auf,  die  es  als  Raubtiere 
des  menschlichen  Geschlechts  vorziehen,  anstatt  selber  den  Boden 
urbar  zu  machen,  ihre  Haut  zu  Markte  zu  tragen  und  Leben, 
Gesundheit  und  Freiheit  aufs  Spiel  zu  setzen,  um  über  die,  wel- 
che den  redlich  erworbenen  Besitz  inne  haben,  herzufallen  und 
die  Früchte  ihrer  Arbeit  sich  anzueignen.  Ueberall  von  den 
ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart  treten  sie  auf.  Zwischen  In- 
dividuen zwar  und  in  der  Moral  gilt  der  Grundsatz:  »quod  tibi 
fieri  non  vis,  alteri  ne  feceris«,  hingegen  zwischen  Völkern  und 
in  der  Politik  der  genau  umgekehrte  :  -»quod  tibi  fieri  non  vis, 
id  alteri  tu  feceris«.  Willst  du  nicht  unterjocht  werden,  so  unter- 
joche bei  Zeiten  den  Nachbarn,  sobald  nämlich  seine  Schwäche 
dir  die  Gelegenheit  darbietet«  (S.  250).  Dieser  macchiavellistische 
Grundsatz  wird  zwar  nicht  offen  bekannt,  die  Völker  schämen 
sich  seiner,    aber   handeln    nach    ihm.     »Im    Grunde    sieht   jeder 
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Staat  den  anderen  als   eine  Räuberhorde   an,    die    über   ihn    her- 
fallen wird,  sobald  die  Gelegenheit  kommt«  (S.    251). 

Der  Staat  gewährt  zweitens  Schutz  nach  innen.  Der  Staat  hat 
seinen  einzelnen  Bürgern  Schutz  gegeneinander  zu  gewähren,  ge- 
rade hier  zeigt  sich  seine  Hauptaufgabe  (vgl.  zum  folgenden 
Werke  B.  I,  S.  448  flg.,  Band  II,  S.  702),  Für  Leben,  Eigentum 
und  Gesundheit  seiner  Bürger  hat  er  einzustehen.  Er  tut  dieses 
mittels  des  Strafrechts.  Ganz  im  Gegensatz  zum  wahren,  eigent- 
lichen Eigentum,  das  als  auf  menschlicher  Arbeit  beruhend  schon 
lange  vor  jedem  Staate  und  jeder  Rechtsordnung  als  »naturrecht- 
liches« Institut  besteht,  wird  das  Strafrecht  erst  durch  die  Grün- 
dung des  Staates  mit  dem  Staat  in  das  Leben  gerufen.  »Alles 
Recht  zu  strafen,  ist  allein  durch  das  positive  Gesetz  begründet, 
welches  vor  dem  Vergehen  diesem  eine  Strafe  bestimmt  hat,  de- 
ren Androhung  als  Gegenmotiv  alle  etwaigen  Motive  zu  jenem 
Vergehen  überwiegen  sollte«  (S.  448).  Dieses  positive  Gesetz 
begründet  sich  auf  den  von  allen  Bürgern  miteinander  abgeschlos- 
senen Staatsvertrag,  »folglich  ist  der  unmittelbare  Zweck  der 
Strafe  im  einzelnen  Falle  Erfüllung  des  Gesetzes  als  eines  Ver- 
trags.« Die  Strafe  unterscheidet  sich  nun  dadurch  von  der  Rache, 
daß  diese  lediglich  auf  die  Vergangenheit  gerichtet  ist  und  sich 
als  Zufügung  eines  Unrechts  wegen  eines  erlittenen  Unrechts  dar- 
stellt. Dieses  aber  ist  »Bosheit  und  Grausamkeit  und  ethisch 
nicht  zu  rechtfertigen  (S.  449).  Solches  amoralische  Verhalten 
kann  keinen  weiteren  Zweck  haben,  als  sich  durch  den  Anblick 
des  fremden  Leidens,  das  man  selber  verursacht,  über  eigenes  in 
der  Vergangenheit  erlittenes  Unrecht  zu  trösten«.  Das  leider 
auch  von  Kant  verteidigte  »Vergeltungsprinzip«  ist  daher  amora- 
lisch und  sinnenleer.  Kein  Mensch  hat  die  Befugnis,  sich  zum  mo- 
ralischen Richter  über  den  andern  aufzuwerfen,  das  wäre  höchst 
vermessene  Anmaßung,  daher  das  Bibelwort :  mein  ist  die  Rache, 
spricht  der  Herr  und  ich  will  vergelten.  Ebenso  verfehlt  ist 
auch  das  »Poenitentiarsystem«  oder  »Besserungssystem«.  Die 
Hauptursache  eines  jeden  Verbrechens  bilden  nicht  Roheit,  Un- 
wissenheit und  äußere  Bedrängnis,  da  Unzählige  unter  ganz  den- 
selben äußeren  Verhältnissen  lebend  keine  Verbrechen  begehen, 
sondern  der  persönliche  moralische  Charakter  eines  jeden,  der 
aber  ist  unveränderlich.  Daher  ist  eigentliche  moralische  Besse- 
rung völlig  undenkbar.  Zweck  der  Strafe  kann  demnach  ver- 
nünftigerweise lediglich  die  Abschreckung  vom  Verbrechen  sein. 
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Durch  diese  Zweckbeziehung  auf  die  Zukunft  allein  unterscheidet 
sich  die  Strafe  von  der  Rache.  Die  beiden  zurückgewiesenen 
Systeme :  Verg^eltungs-  und  Besserungsprinzip  fehlen  auch  noch 
darin,  daß  sie  nicht  die  Tat  als  solche  bestrafen  und  bestrafen 
wollen,  sondern  den  Menschen.  Nicht  der  Mensch  aber,  sondern 
die  als  vom  Verbrecher  losgelöst  gedachte  Tat  als  solche  sollte 
allein  bestraft  werden,  damit  sie  nicht  wiederkehre.  »Der  Ver- 
brecher ist  bloß  der  Stoff,  an  dem  die  Tat  gestraft  wird,  damit  dem 
Gesetze,  welchem  zufolge  die  Strafe  eintritt,  die  Kraft  abzu- 
schrecken bleibe«  (W.  Band  II,  S.  708).  Das  Besserungssystem 
hat  ferner  noch  das  sehr  gewichtige  Bedenken  gegen  sich,  daß 
es  durch  ein  Mittel  zwei  ganz  verschiedene  Zwecke  erreichen 
will :  Besserung  und  Erziehung  ist  eine  Wohltat,  Strafe  soll  ein 
Uebel  sein,  das  Poenitentiarsystem  aber  will  beides  zugleich 
leisten.  Die  Aussicht  auf  die  von  »ehrlichen  Leuten«  für  Spitz- 
buben erbauten  palastartigen  Poenitentiargefängnisse  könne  die 
Spitzbuben  herzlich  wenig  abschrecken,  wolle  man  aber  diese 
Gefängnisse  als  Erziehungsanstalten  betrachten,  so  sei  es  nur  zu 
bedauern,  daß  der  Eintritt  in  sie  lediglich  durch  Begehung  eines 
Verbrechens  erkauft  werden  könne. 

Die  Strafe  müsse  im  richtigen  Verhältnis  zum  Verbrechen 
stehen,  das  beruhe  darauf,  daß  das  Pfand  dem  Werte  dessen, 
wofür  es  hafte,  angemessen  sein  müsse.  Daher  dürfe  jeder  als 
Garantie  für  die  Sicherheit  seines  Lebens  fremdes  Leben  zum 
Pfände  fordern,  nicht  aber  für  die  Sicherheit  seines  Eigentums. 
Zur  Sicherheit  des  Lebens  der  Bürger  sei  daher  die  Todesstrafe 
ganz  unerläßlich.  Denen,  die  sie  aufheben  möchten,  sei  entgegen- 
zuhalten: »schafft  erst  den  Mord  aus  der  Welt,  dann  soll  die 
Todesstrafe  nachfolgen.«  Den  richtigen  Maßstab  für  die  anzu- 
drohende Strafe  liefere  der  zu  verhütende  Schaden,  nicht  aber 
der  moralische  Unwert  der  betreffenden  Handlung.  Daher  könne 
das  Gesetz  durchaus  mit  Recht  auf  das  Fallenlassen  eines  Blumen- 
topfes vom  Fenster  Zuchthausstrafe,  auf  das  Tabakrauchen  im 
Walde  während  des  Sommers  Karrenstrafe  setzen,  dieselbe  Hand- 
lung aber  während  des  Winters  für  ganz  straffrei  erklären.  Aber 
wie  in  Polen  auf  das  Schießen  von  Auerochsen  den  Tod  zu 
setzen,  sei  zu  viel,  da  die  Erhaltung  des  Geschlechts  von  Auer- 
ochsen nicht  mit  Menschenleben  erkauft  werden  dürfe.  Neben 
der  Größe  des  zu  verhütenden  Schadens  komme  bei  Bestimmung 
der  Höhe  der  Strafe  auch   noch   die  Stärke    der   zur    verbotenen 
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Tat  hintreibenden  Motive,  also  namentlich  der  Grad  der  Ver- 
suchung des  Täters  in  Betracht. 

Der  Kantsche  Satz :  kein  Mensch  dürfe  als  Mittel  zum  Zweck 
benutzt  werden,  klinge  zwar  sehr  bedeutend,  sei  aber  gänzlich 
vage,  haltlos  und  höchst  problematisch.  Auch  der  Mörder  habe 
den  allgemeinen  Staatsvertrag  abgeschlossen  so  gut  wie  jeder  an- 
dere Bürger  auch  und  demzufolge,  um  Sicherheit  für  sein  Le- 
ben, seine  Freiheit  und  sein  Eigentum  zu  erlangen,  auch  der 
Sicherheit  aller  sein  Leben,  seine  Freiheit  und  sein  Eigentum  zum 
Pfände  eingesetzt.  Dieses  sein  oberstes  Pfand,  sein  Leben  sei 
jetzt  wegen  Bruchs  des  Staatsvertrags  zufolge  Vernichtung  eines 
fremden  Lebens,  dem  Gesetz  verfallen.  Deshalb  müsse  er  jetzt 
mit  vollem  Rechte  als  bloßes  Mittel  gebraucht  werden.  »Denn 
die  öffentliche  Sicherheit,  der  Hauptzweck  des  Staates  ist  durch 
ihn  gestört,  ja  sie  ist  aufgehoben,  wenn  das  Gesetz  unerfüllt 
bleibt;  er,  sein  Leben,  seine  Person,  muß  jetzt  das  Mittel  zur  Er- 
füllung des  Gesetzes  und  dadurch  zur  Wiederherstellung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  sein«  (S.  450  W.  B.  I.). 

Drittens  endlich  bezweckt  der  Staat  Schutz  gegen  die  Be- 
schützer, d.  h.  gegen  den  oder  die,  welchen  die  Gesellschaft  die 
Handhabung  des  Schutzes  übertragen  hat,  also  Sicherstellung  des 
öffentlichen  Rechtes.  Diese  wird  am  vollkommensten  dadurch 
erreicht,  daß  man  die  Dreieinigkeit  der  schützenden  Mächte,  also 
die  gesetzgebende  Gewalt,  die  Rechtsprechung  und  die  vollziehende 
Gewalt,  die  Verwaltung  voneinander  sondert  und  trennt,  so  daß 
jede  unabhängig  von  den  anderen  und  selbständig  verwaltet 
ward. 

Das  Problem  der  Staatskunst  (vgl.  zum  folg.  Parerga  und 
Paralipomena  II,  §  127,  Werke  Band  V,  S.  257)  besteht  nun  darin, 
die  von  Natur  herrschende  Gewalt  zum  Rechte  hinzulenken, 
dieses  soll  mittels  der  Gewalt  herrschen.  Ein  schweres  Problem. 
Ein  grenzenloser  Egoismus  herrscht  fast  in  jeder  Menschenbrust, 
zu  ihm  gesellt  sich  noch  ein  angehäufter  Vorrat  von  Haß  und 
Bosheit,  so  daß  ursprünglich  der  Haß  die  Liebe  weit  überwiegt. 
In  Anbetracht  der  vielen  Millionen  solch  beschaffener  Individuen 
muß  man  sich  wundern,  daß  es  im  ganzen  noch  so  ruhig  und 
friedlich,  rechtlich  und  ordentlich  in  der  Welt  zugeht,  was  allein 
die  Staatsmaschine  zuwege  bringt.  Wollte  man  einmal  allen 
Zwang  beseitigen  und  alles  auf  Einsicht  und  moralische  Gefühle 
abstellen,  ein  llohngelächter   der  Menge   und  ein  Chaos  wäre  die 
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Folge.  Die  Staatskunst  muß  die  physische  Gewalt  der  Intelligenz 
unterwerfen  und  dienstbar  machen.  Ist  die  geistige  Ueberlegen- 
heit  nicht  mit  der  Gerechtigkeit  und  guten  Absicht  gepaart,  so 
ergibt  sich  das  Resultat,  daß  der  Staat  aus  Betrügern  und  Be- 
trogenen besteht,  paart  sie  sich  hingegen  mit  der  Intelligenz  und 
guten  Absicht,  so  gibt  es  einen  nach  menschlichem  Maßstabe 
vollkommenen  Staat.  Sehr  zweckdienlich  ist  es  hierzu,  daß  Red- 
lichkeit und  gute  Absicht  nicht  nur  vorhanden,  sondern  auch 
nachweisbar  sei  und  daher  der  öffentlichen  Rechenschaft  und 
Kontrolle  sich  unterwerfe. 

Ideales  Ziel  der  Staatskunst  wäre  es  nun,  alles  Unrecht  aus 
der  Welt  zu  beseitigen,  aber  dieses  kann  nur  annähernd  erreicht 
werden.  »Wird  das  Unrecht  nämlich  von  einer  Seite  herausge- 
worfen, so  schleicht  es  sich  von  der  anderen  wieder  ein,  weil 
eben  die  Unrechtlichkeit  tief  im  menschlichen  Wesen  liegt« 
(S.  259  a.  a.  O.).  Zu  erreichen  sucht  man  dieses  Ziel  durch  die 
künstliche  Form  der  Verfassungen  und  die  Vervollkommnung  der 
Gesetzgebung.  Um  einen  vollkommenen  Staat  zu  erreichen, 
müßte  man  damit  anfangen,  Wesen  zu  schaffen,  deren  Natur  es 
zuließe,  durchgängig  das  eigene  Wohl  dem  öffentlichen  zum 
Opfer  zu  bringen.  Solange  dieses  nicht  möglich  sei,  sei  es  auch 
ausgeschlossen,  das  ganz  unversetzte,  reine,  abstrakte  Recht  ohne 
jede  arbiträre  Grundlage  und  künstliche  Ungleichheiten  herrschen 
zu  lassen.  Das  Recht  gleiche  gewissen  chemischen  Substanzen, 
die  sich  nicht  rein  und  isoliert,  sondern  höchstens  mit  einer  gewissen 
Beimischung,  die  ihnen  zum  Träger  dient,  darstellen  lassen,  wie 
z.  B.  Fluor,  Alkohol,  Blausäure.  Auch  das  Recht,  wenn  es  in 
der  wirklichen,  ach  so  unvollkommenen  Welt  herrschen  wolle,  be- 
dürfe notwendig  eines  gewissen  Zusatzes  von  Gewalt  und  Will- 
kür, ohne  sich  zu  evaporieren  und,  wie  es  bei  Hesiod  wirklich 
geschehe,  in  den  Himmel  zu  fliegen.  Eine  solche  notwendige 
chemische  Basis  oder  Legierung  sei  alles  Geburtsrecht,  alle  erb- 
lichen Privilegien  und  alle  Staatsreligion  und  manches  andere. 
Eine  Staatsverfassung,  in  der  bloß  das  Recht  abstrakt  sich  ver- 
körpere, wäre  eine  vortreftliche  Sache  für  andere  Wesen,  als  die 
Menschen  seien. 

Die  beste  Verfassung  ist  die  der  absoluten  Monarchie.  Eine 
völlig  unverantwortliche  Gewalt,  vor  der  sich  alles  beugt  und  die 
selbst  über  dem  Gesetz  und  Recht  steht,  muß  sich  in  einem 
Menschen    konzentrieren,    einem  Menschen    von    Gottes    Gnaden. 
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»Nur  SO  läßt  sich  auf  die  Länge  die  Menschheit  zügeln  und  re- 
gieren« (W.  Band  V,  S.  261).  Weil  Menschen  Menschen  bleiben, 
müsse  einer  so  hoch  gestellt  werden,  ihm  soviel  Macht,  Reich- 
tum, Sicherheit  und  absolute  Unverletzlichkeit  gegeben  werden, 
daß  ihm  für  sich  nichts  zu  hoffen,  zu  wünschen  und  zu  fürchten 
bliebe,  »wodurch  der  ihm  wie  jedem  einwohnende  Egoismus, 
gleichsam  durch  Neutralisation  vernichtet  wird,  und  er  nun,  gleich 
als  wäre  er  kein  Mensch,  befähigt  ist,  Gerechtigkeit  zu  üben  und 
nicht  mehr,  sondern  allein  das  öffentliche  Wohl  im  Auge  zu 
haben«  (W.  Band  II,  S.  701).  Nur  beim  erblichen  Landesherrn 
freilich  verschmilzt  sich  die  Sorge  für  das  Wohl  des  Landes  mit 
der  für  sein  und  seiner  Familie  eigenes  Wohl,  beim  gewählten 
Monarchen  dagegen  nicht.  Allerdings  ist  das  Fürstentum  ge- 
schichtlich durch  Gewalt  entstanden,  aber  an  Stelle  des  Despoten 
ist  der  Landesvater  getreten,  der  König  ist  »der  feste,  unerschüt- 
terliche Pfeiler  geworden,  auf  welchem  allein  die  gesetzliche  Ord- 
nung und  dadurch  die  Rechte  Aller  sich  stützen  und  bestehen« 
(W.  Band  V,  S.  256).  So  ist  er  allemal  die  nützlichste  Person 
im  ganzen  Staate,  »deren  Verdienste  durch  keine  Zivilliste  zu 
teuer  vergolten  werden  können,  und  wäre  sie  noch  so  stark«. 
Die  Monarchie  und  nur  sie  wird  auch  die  Auslese  der  Besten  im 
Staate  planmäßig  fördern,  Verstand  und  Talent  haben  hier  von 
oben  her  am  Monarchen  ihre  natürliche  Fürsprecher  und  Be- 
schützer. Denn  zunächst  steht  er  selbst  viel  zu  hoch  über  allen 
anderen  Menschen,  als  daß  er  die  Kompetenz  irgend  jemandes 
zu  fürchten  hätte.  Da  er  ferner  dem  Staate  mehr  durch  seinen 
Willen  als  durch  seinen  Kopf  dient,  welcher  unmöglich  allen  An- 
forderungen des  Staatslebens  allein  entsprechen  kann,  so  muß 
sich  der  Monarch  stets  fremder  Köpfe  bedienen  »und  wird  na- 
türlich, abgesehen  daß  sein  Interesse  mit  dem  des  Landes  fest 
verwachsen  ist,  unzertrennUch  und  Eines  ist,  die  allerbesten,  weil 
sie  die  tauglichsten  Werkzeuge  für  ihn  sind,  vorziehen  und  be- 
günstigen, sobald  er  nur  die  Fähigkeit  hat,  sie  herauszufinden, 
was  sogar  nicht  schwer  ist,  wenn  man  sie  aufrichtig  sucht«  (a.  a. 
O.  S.  262).  Da  auch  die  im  Amte  befindlichen  leitenden  Staats- 
männer und  Minister  vor  allen  anderen  Perscinlichkeiten  einen 
bedeutenden  Vorsprung  besäßen,  so  würden  auch  sie  gern  die 
Tüchtigsten  zu  Mithelfern  heranziehen.  So  habe  in  Monarchien 
der  natürliche  Verstand  viel  bessere  Aussichten,  sich  durchzu- 
setzen gegen  die  Dummheit  als  in  Republiken.    Ueberhaupt  ent- 
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spräche  die  Monarchie  allein  der  Natur  des  Menschen  und  der 
ganzen  Natur.  Die  Bienen  und  Ameisen,  die  reisenden  Kraniche, 
die  wandernden  Elephanten,  die  zu  Raubzügen  vereinigten  Wölfe 
und  andere  Tiere  mehr  stellten  alle  Einen  an  ihre  Spitze.  Jede 
menschUche  mit  Gefahr  verbundene  Unternehmung,  jeder  Heeres- 
zug ,  jedes  Schiff  müsse  einem  Oberbefehlshaber  gehorchen. 
»Ueberall  muß  Ein  Wille  der  leitende  sein.«  Sogar  der  tierische 
Organismus  sei  monarchisch  konstruiert,  das  Gehirn  allein  sei  der 
Lenker  und  Regierer.  Selbst  das  Planetensystem  sei  monarchisch. 
Auf  der  ganzen  Erde  und  zu  allen  Zeiten  seien  die  Völker,  ob 
wilde  oder  zivilisierte,  monarchisch  organisiert.  Wenn  nicht  ein 
tiefer  monarchischer  Trieb  und  Instinkt  allen  Völkern  und  Men- 
schen eingeboren  wäre ,  wie  wäre  es  dann  zu  begreifen,  daß 
durchgängig  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  sich  viele 
Millionen,  ja  hunderte  von  Millionen  sich  bisweilen  einem  Weibe, 
ja  selbst  bis  zu  seiner  Volljährigkeit  einem  Kinde  unterworfen 
und  ihm  willig  gehorcht  hätten  ?  Das  sei  gewiß  nicht  aus  Re- 
flexion hervorgegangen.  »Ueberall  ist  einer  der  König  und  seine 
Würde  ist  in  der  Regel  erblich.  Er  ist  gleichsam  die  Personifi- 
kation oder  das  Monogramm  des  Volkes,  welches  in  ihm  zur 
Individualität  gelangt,  in  diesem  Sinne  kann  er  sogar  sagen : 
l'etat  c'est  moi«  (a.  a.  O.  S.  263).  Die  Lösung  des  Problems  der 
Staatskunst  erblickt  unser  Philosoph  (vgl.  W.  Band  V,  S.  264) 
in  einer  Despotie  der  Weisen  und  der  Edlen  einer  echten  Aristo- 
kratie, eines  echten  Adels,  erzielt  auf  dem  Wege  der  Generation, 
durch  Vermählung  der  edelmütigsten  Männer  mit  den  klügsten 
und  geistreichsten  W'eibern,  das  ist  sein  Utopien  und  die  Repu- 
blik des  Piaton. 

Die  heutigen  konstitutionellen  Könige  sind  nur  Schattenbilder 
der  absoluten,  sie  gleichen  den  Göttern  des  Epikur,  die,  ohne 
sich  in  die  menschlichen  Angelegenheiten  zu  mischen ,  in  unge- 
störter Seligkeit  und  Gemütsruhe  oben  in  ihrem  Himmel  sitzen. 
Diese  Art  der  Verfassung  mag  für  England  passen,  aber  nicht 
für  die  so  ganz  anders  gearteten  deutschen  Verhältnisse.  Die 
Nachahmung  der  dortigen  Einrichtungen  in  Deutschland  ist  lä- 
cherlich. 

Ganz  anders  steht  es  mit  den  Republiken.  Sie  widersprechen 
der  Natur  des  Menschen  und  der  organischen  Natur,  wie  im 
Obigen  zu  zeigen  versucht  wurde  überhaupt.  »Sie  sind  wider- 
natürlich, künstlich  gemacht  und  aus  der  Reflexion  entsprungen, 
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kommen  daher  auch  nur  als  seltene  Ausnahmen  in  der  ganzen 
Weltgeschichte  vor,  nämlich  die  kleinen  griechischen  Republiken, 
die  römische  und  die  karthagische,  welche  noch  dazu  sämtlich 
dadurch  bedingt  waren,  daß  ^/c,  vielleicht  gar  78  der  Bevölkerung 
aus  Sklaven  bestanden«  (Werke  Band  V,  S.  264).  Ein  ganz  be- 
sonderer und  paradoxer  Nachteil  der  Republiken  ist  es,  daß  es 
in  ihnen  den  überlegenen  Köpfen  —  ganz  im  Gegensatz  zur 
Monarchie,  wie  oben  auseinandergesetzt  wurde  —  schwer  werden 
muß,  zu  hohen  Stellen  und  dadurch  zu  unmittelbarem  politischem 
Einfluß  zu  gelangen.  »Denn  gegen  solche  Köpfe  sind  nun  ein- 
mal, überall,  immerdar  und  in  allen  Verhältnissen,  sämtliche  bor- 
nierte, schwache  und  gewöhnliche  Köpfe  als  gegen  ihren  natür- 
lichen Feind,  verschworen,  oder  instinktmäßig  verbündet  und 
werden  fest  zusammengehalten  durch  ihre  gemeinsame  Furcht 
vor  jenen.  Ihrer  stets  zahlreichen  Schar  nun  wird  es,  bei  einer 
republikanischen  Verfassung,  leicht  gelingen,  die  überlegenen  zu 
unterdrücken  und  auszuschließen,  um  ja  nicht  von  ihnen  über- 
flügelt zu  werden ;  sind  sie  doch  und  zwar  hier  bei  ursprünglich 
gleichem  Rechte,  stets  Fünfzig  gegen  Einen«  (W.  a.  a.  O.  S.  261 
bis  262).  Die  Erfolge,  die  man  in  der  neuesten  Zeit  mit  den 
Republiken  gemacht  hat,  sind  wahrlich  nicht  verlockend  für  uns. 
Der  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  gemachte  Ver- 
such, ohne  alle  arbiträren  Grundlagen  des  Rechts,  also  Adel, 
erbliche  Geburtsvorrechte  und  namentlich  ohne  Monarchie ,  das 
ganz  unversetzte,  reine,  abstrakte  Recht  herrschen  zu  lassen,  hat 
zu  den  übelsten  Mißständen  geführt.  Dort  finden  wir  (a.  a.  O. 
S.  261)  bei  aller  materiellen  Prosperität  des  Landes  als  »herr- 
schende Gesinnung  den  niedrigen  Utilitarianismus«  im  Verein  mit 
»Unwissenheit«,  stupide  anglikanische  Bigotterie,  »dummen  Dün- 
kel«, brutale  Roheit  und  »einfältige  Weiberveneration«.  Ja  selbst 
»himmelschreiende  Negersklaverei«,  ungerechteste  Unterdrückung 
aller  freien  Schwarzen,  Lynchjustiz,  »häufiger  und  oft  ungestrafter 
Meuchelmord«,  unerhört  brutale  Duelle,  mitunter  offene  Verhöh- 
nung des  Rechts  und  der  Gesetze ,  Repudiation  öftentlicher 
Schulden,  ....  immer  wachsende  Ochlokratie  sind  dort  an  der 
Tagesordnung. 

Die  Frage  nach  der  Souveränität  des  Volkes  beantwortet 
Schopenhauer  dahin,  daß  allerdings  niemand  das  ursprüngliche 
Recht  habe,  das  Volk  gegen  seinen  Willen  zu  regieren,  insofern 
sei  es  freilich  souverän,  jedoch  sei  es  ein  ewig  unmündiger  Sou- 
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verän,  der  daher  unter  der  Vormundschaft  stehen  müsse  und  nie 
seine  Rechte  selber  verwalten  könne,  ohne  grenzenlose  Gefahren 
herbeizuführen,  zumal  da  er,  wie  alle  Unmündigen  gar  leicht  das 
Spiel  hinterlistiger  Gauner  werde,  welche  deshalb  Demagogen 
hießen. 

Eine  Rechtsgleichheit  der  einzelnen  Staatsbürger  anzuerken- 
nen, ist  Schopefihaner ,  wie  sich  schon  aus  den  obigen  Ausfüh- 
rungen ergibt,  weit  entfernt.  Wichtige,  seiner  Auffassung  nach 
natürliche  Verschiedenheiten  ergeben  sich  ihm  aus  dem  Besitz, 
der  Geburt,  dem  Geschlecht  und  der  Rassenzugehörigkeit  oder 
Religion. 

I.  Die  gewaltigen  Unterschiede  im  Besitz  der  Menschen, 
Armut  und  Sklaverei  auf  der  einen  und  Reichtum  auf  der  anderen 
Seite,  überhaupt  der  »ganz  unnatürliche  Zustand  der  Gesellschaft, 
der  allgemeine  Kampf,  um  dem  Elend  zu  entgehen,  die  so  viele 
Leben  kostenden  Seefahrten,  das  verwickelte  Handelsinteresse 
und  endlich  die  Kriege«  haben  zur  alleinigen  Wurzel  den  Luxus 
(vgl.  Werke  Band  V,  S.  251  —  55,  §  125).  Das  Wesen  der  Skla- 
verei wie  der  Armut  besteht  gleichmäßig  darin,  daß  viele  Tau- 
sende nicht  einmal  das  für  sie  Nötige  herstellen,  sondern  den 
Ueberschuß  ihrer  Arbeit  einigen  Wenigen  zuwenden,  damit  diese 
»das  Entbehrliche,  Ueberflüssige  und  Raffinierte  haben«.  Solange 
daher  auf  der  einen  Seite  der  Luxus  besteht,  muß  notwendig  auf 
der  anderen  übermäßige  Arbeit  und  schlechtes  Leben  herrschen. 
Dennoch  wäre  es  verhängnisvoll  auf  Grund  solcher  von  einem 
wehleidigen  Mitgefühl  getragenen  Argumentation  nun  die  Ab- 
schaffung des  Luxus  und  die  gleichmäßige  Verteilung  der  körper- 
lichen Arbeit  auf  alle  zu  verlangen.  Denn  einmal  wird  dem 
Menschengeschlechte  das,  was  es  durch  jene  für  den  Luxus  fro- 
nenden Arbeiter  an  Muskelkräften  (Irritabilität)  für  seine  notwen- 
digsten Zwecke  einbüßt,  allmählich  tausendfach  ersetzt  durch  die 
bei  dieser  Gelegenheit  frei  werdenden  Nervenkräfte  (Sensibilität, 
Intelligenz).  Da  diese  höherer  Art  seien,  so  überträfen  auch  ihre 
Leistungen  tausendfach  jene  der  ersteren.  »Müssige  Hände  geben 
tätige  Köpfe,  Künste  und  Wissenschaften  sind  selbst  Kinder  des 
Luxus,  und  sie  tragen  ihm  ihre  Schuld  ab«  (S.  254).  Ihr  Werk 
ist  jene  ganz  unglaubliche  Vervollkommnung  der  Technik.  Ihre 
Fortschritte  kommen  aber  dem  ganzen  Volke,  keineswegs  allein 
den  Reichen  zugute.  So  hat  auch  das  Leben  der  niedrigsten 
Klassen  viel  an  Behaglichkeit   gewonnen   und    frühere    unerhörte 
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Luxusartikel  sind  Gemeingut  fast  aller  Volksschichten  geworden. 
Wenn  das  Maschinenwesen  seine  Fortschritte  in  demselben  Maße 
noch  eine  Zeit  hindurchführe,  so  könne  es  noch  dahin  kommen, 
daß  die  Anstrengung  der  Menschenkräfte  beinahe  ganz  erspart 
werde.  »Dann  freiUch  ließe  sich  an  eine  gewisse  Allgemeinheit 
der  Geisteskultur  des  Menschengeschlechts  denken,  welche  hin- 
gegen so  lange  unmöglich  ist ,  als  ein  großer  Teil  desselben 
schwerer  körperlicher  Arbeit  obliegen  muß,  da  Irritabilität  und 
Sensibilität  stets  und  überall,  im  allgemeinen  wie  im  einzelnen, 
im  Antagonismus  stehen«  (S.  255).  Dann  würden  vielleicht  auch, 
weil  artes  molliunt  mores,  die  Kriege  im  großen  und  die  Rau- 
fereien im  kleinen,  die  Duelle,  ganz  aus  der  Welt  verschwinden. 
Doch  das  sei  Utopie.  Außerdem  stehe  der  Abschaffung  des 
Luxus  die  Tatsache  entgegen ,  daß  die  große  Herde  des  Men- 
schengeschlechts stets  und  überall  notwendig  der  Führer  Leiter 
und  Berater  in  mannigfachen  Gestalten,  je  nach  ihren  Angelegen- 
heiten, als  der  Richter,  Regierer,  Heerführer,  Beamten,  Priester, 
Aerzte,  Gelehrten,  Philosophen  usw.  bedürfe.  Diese  hätten  sämt- 
lich die  Aufgabe,  »dies  in  der  Mehrzahl  höchst  unfähige  und 
verkehrte  Geschlecht  durch  das  Labyrinth  des  Lebens  zu  führen«. 
Daß  nun  alle  diese  Führer  sowohl  von  körperlicher  Arbeit  und 
von  jedem  Mangel  oder  auch  nur  Unbequemlichkeit  nach  Maß- 
gabe ihrer  weit  größeren  Leistungen  als  des  Durchschnittsmannes 
befreit  bleiben  müßten,  sei  nicht  mehr  als  natürlich  und  billig. 
Unsinnig  sei  es  daher ,  auch  nur  in  einer  Beziehung  das  Volk 
selbst,  den  »ewig  unmündigen  Souverän«  an  Stelle  dieser  Führer 
und  Berater  setzen  zu  wollen.  Das  werde  sich  zuerst  bemerkbar 
machen  bei  jener  unvernünftigen  Nachäfifung  der  englischen 
»Jury«,  des  »schlechtesten  aller  Kriminalgerichte«.  In  ihm  sitzen 
»statt  gelehrter  und  geübter  Kriminalrichter,  welche  unter  täg- 
licher Entwirrung  der  von  Dieben,  Mördern  und  Gaunern  ver- 
suchten Schliche  und  Finten  grau  geworden  sind  und  so  den 
Sachen  auf  die  Spur  zu  kommen  gelernt  haben,  nunmehr  Ge- 
vatter Schneider  und  Handschuhmacher  zu  Gerichte ,  um  mit 
ihrem  plumpen,  rohen,  ungeübten,  tölpelhaften,  ja  nicht  einmal 
einer  anhaltenden  Aufmerksamkeit  fähigen  Verstände  die  Wahr- 
heit aus  dem  täuschenden  Gewebe  des  Truges  und  Scheines  her- 
auszufinden, während  sie  noch  obendrein  dazwischen  an  ihr  Tuch 
und  Leder  denken  und  sich  nach  Hause  sehnen,  vollends  aber 
vom    Unterschied    zwischen    Wahrscheinlichkeit     und     Gewißheit 


Die  Rechts-  und  Staatsphilosophie  Schopenhauers.  2OI 

durchaus  keinen  deutlichen  Begriff  haben,  vielmehr  so  eine  Art 
von  calculus  probabiHum  in  ihrem  dumpfen  Kopfe  anstellen,  nach 
welchem  sie  sodann  über  das  Leben  anderer  getrost  den  Stab 
brechen«  (Werke  Band  V,  S.  266).  Und  von  »diesem  malignum 
vulgus«  glaube  man  sich  einer  unparteiischen  Rechtsprechung 
versehen  zu  können?  Parteilichkeit  sei  zehnmal  mehr  von  den 
Standesgleichen  des  Angeklagten  zu  befürchten  als  »von  den  ihm 
völlig  fremden,  in  ganz  anderen  Regionen  lebenden,  unabsetz- 
baren und  sich  ihrer  Amtsehre  bewußten  Kriminalrichtern.  Nun 
aber  gar  die  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  sein  Oberhaupt, 
nebst  Preßvergehen  von  der  Jury  richten  lassen,  heißt  recht 
eigentlich  den  Bock  zum  Gärtner  machen«  (Werke  a.  a.  O.  S.  266). 

2.  Eng  verwandt  und  verwachsen  mit  dem  Recht  des  Be- 
sitzes sei  das  Recht  der  Geburt,  wenn  es  auch  ethisch  und  ra- 
tionell nicht  so  gut  begründet  sei  (vgl.  Werke  Band  V,  §  130, 
S.  267 — 68).  Beide  stehen  und  fallen  daher  miteinander.  Der 
meiste  Besitz  ist  ererbt,  folglich  auch  eine  Art  Geburtsrecht. 
Demzufolge  sollten  alle  Besitzenden,  anstatt  neidisch  darauf  zu 
sein ,  auch  der  Erhaltung  der  Rechte  der  Geburt  anhängen. 
Der  Adel  erwähnt  einen  doppelten  Nutzen ,  denn  einmal  stützt 
er  das  Recht  des  Besitzes  und  anderseits  das  Geburtsrecht  des 
Königs.  Denn  der  König  ist  der  erste  Edelmann  im  Staate 
und  die  Adeligen  sind  seine  geringeren  Verwandten,  seine  Vet- 
tern. Ganz  natürlicherweise  hat  er  daher  zum  Adel  mehr  Zu- 
trauen als  zum  Bürgerlichen,  denn  dessen  Vorfahren  waren  meist 
die  ersten  Diener  und  stets  die  nächste  Umgebung  seiner  Vor- 
fahren. Diese  Treue  und  Ergebenheit  vererbt  sich  vom  Vater 
auf  den  Sohn  durch  lange  Generationen,  denn  der  Charakter  ist 
vom  Vater  erblich,  und  es  ist  borniert  und  lächerlich,  nicht  dar- 
auf zu  sehen,  wessen  Sohn  einer  ist. 

3.  Erhebliche  Verschiedenheiten  in  der  Rechtsstellung  be- 
gründet :  Das  Geschlecht.  Die  Frauen  —  SclLopenJiaiier  nennt 
sie  stets  mit  einer  ungemeinen  Geringschätzung,  ja  fast  Verächt- 
lichkeit :  Weiber  —  sollten  nie  ganz  mündig  werden,  sondern 
stets  unter  lebenslänglicher  Vormundschaft  ihrer  Väter,  Brüder 
und  anderer  naher  männlicher  Verwandter  gehalten  werden.  Denn 
sie  neigen  mit  geringen  Ausnahmen  zur  Verschwendung,  daher 
muß  ihr  Vermögen  vor  ihren  Torheiten  sichergestellt  werden. 
Daß  eine  Mutter  sogar  Vormünderin  ihrer  Kinder  und  somit  Ver- 
walterin ihres  väterlichen  Erbteils  werden  könne,  sei  eine  unver- 
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zeihliche  und  verderbliche  Torheit.  Vor  Gericht  sei  das  weibliche 
Zeugnis  nur  mit  der  größten  Vorsicht  aufzunehmen,  zwei  männ- 
liche Zeugen  müßten  drei  oder  gar  vier  weibliche  aufwiegen, 
denn  die  Frauen  seien  insgesamt  äußerst  phantasievoll  angelegt 
und  schickten  täglich  dreimal  soviel  Lügen  in  die  Luft  als  das 
männliche  Geschlecht  (Werke  Band  V,   §   131,  S.  268 — 69). 

4.  Absurd  ist  es  endlich  auch  den  Juden  völlige  Rechts- 
gleichheit mit  der  eingewurzelten  Bevölkerung  einräumen  zu  wol- 
len. Diese  »Winkelnation«,  diese  »gens  Extorris«  und  wahrer 
»Johann  ohne  Land  unter  den  Völkern«  behauptet  seit  zwei  Jahr- 
tausenden fast  seine  Nationalität  mit  einer  unglaublichen  Zähig- 
keit und  Hartnäckigkeit,  »nirgends  zu  Hause  und  nirgends  fremd«. 
Parasitisch  lebt  es  bis  zur  Eroberung  eines  eigenen  Landes  auf 
fremden  Völkern  und  fremdem  Boden.  Vaterland  des  Juden  sind 
die  übrigen  Juden,  daher  kämpft  er  für  sie  wie  pro  ara  et  focis 
und  keine  Gemeinschaft  auf  Erden  hält  so  fest  zusammen  wie 
diese  (a.  a.  O.  S.  271,  §  132).  Ihre  Religion  ist  dabei  keineswegs 
die  Hauptsache,  sondern  nur  das  sichtbare  sie  äußerlich  ein- 
engende Band  »der  point  de  ralliement  und  das  Feldzeichen, 
daran  sie  sich  erkennen«.  Lächerlich  sei  es  daher,  die  Juden 
als  religiöse  Sekte  zu  betrachten,  der  Ausdruck :  jüdische  Nation 
sei  allein  richtig.  Die  Taufe  der  Juden  sei  selbst  dann  löblich, 
wenn  es  dem  Uebertretenden  mit  dem  Bekenntnis  seines  neuen 
Glaubens  nicht  recht  ernst  sein  sollte,  auch  nicht  jedem  jungen 
Christen,  der  bei  der  Konfirmation  sein  Credo  hersage ,  sei  es 
damit  ernst.  Um  dem  Juden  doch  diesen  Schritt  zu  ersparen 
»und  auf  die  sanfteste  Art  dem  ganzen  tragikomischen  Unwesen 
ein  Ende  zu  machen«,  sei  es  das  beste  Mittel,  die  Eheschließungen 
zwischen  Juden  und  Christen  möglichst  zu  begünstigen.  Dann 
werde  es  in  100  Jahren  nur  noch  sehr  wenige  Juden  geben  und 
bald  darauf  das  Gespenst  ganz  gebannt  und  Ahasverus  begraben 
sein.  Ihnen  jedoch  Anteilnahme  an  der  Regierung  und  Verwal- 
tung, mit  anderen  Worten  Staatsrechte  einzuräumen,  hieße  nur 
dies  wünschenswerte  Resultat  illusorisch  zu  machen.  Nur  gleiche 
bürgerliche  Rechte  mit  den  anderen  ihnen  zu  gewähren  heische 
die  Gerechtigkeit. 

Eine  weitere  genauere  Ausführung  des  Inhalts  der  Rechts- 
und Staatslehre  bietet  ScJiopenhauer  nicht ,  er  erklärt  ihn  für 
bloße  Anwendung  seiner  oben  dargelegten  Rechts-  und  Staats- 
prinzipien.     Nur    bemerkenswerte     Auslassungen     über   Preßfrei- 
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heit  und  Nachdruck  finden  wir  beiläufig  in  seinen  Werken. 
Sehr  skeptisch  (vgl.  Werke  Band  V  127  Parerga  und  Paralipo- 
mena  S.  259)  steht  er  der  Preßfreiheit  gegenüber.  Zweifellos 
hat  sie  ihre  großen  Vorteile.  Sie  ist  für  die  Staatsmaschine  das, 
was  für  die  Dampfmaschine  die  Sicherheitsvalve ,  jede  Unzufrie- 
denheit macht  sich  mittels  ihrer  durch  Worte  Luft,  ja  wird  sich 
bald  an  ihnen  und  mit  ihnen  erschöpfen.  »So  geht  es  sehr  viel 
besser,  als  wenn  die  Unzufriedenheit  eingezwängt  bleibt,  brütet, 
gärt,  kocht  und  anwächst,  bis  sie  endlich  zur  Explosion  gelangt.« 
Dennoch  überwiegen  ihre  gleich  darzulegenden  Nachteile  die 
obigen  Vorteile  bei  weitem.  Man  muß  die  Preßfreiheit  ansehen 
als  die  Erlaubnis  der  Menge,  Gift  für  Geist  und  Gemüt  zu  ver- 
kaufen. »Denn  was  läßt  sich  nicht  dem  erkenntnis-  und  urteils- 
losen großen  Haufen  in  den  Kopf  setzen,  zumal  wenn  man  ihm 
Vorteil  und  Gewinn  vorspiegelt.^  Und  zu  welcher  Untat  ist  der 
Mensch  nicht  fähig,  dem  man  etwas  in  den  Kopf  gesetzt  hat } .  .  .  . 
Jedenfalls  sollte  Preßfreiheit  durch  das  strengste  Verbot  aller  und 
jeder  Anonymität  bedingt  sein.« 

Wirklich  schöpferisch  und  bahnbrechend  sind  Sc/iopen/iauers 
Ausführungen  gegen  den  Nachdruck  und  für  das  geistige  Ur- 
heberrecht (vgl.  Neue  Paralipomena  Sdiopenhaueva  Nachlaß 
editio  Griscbacli  Band  IV,  §  260,  S.  176 — "j"]^.  W^enn  irgend 
etwas  auf  der  ganzen  Welt,  so  sei  das  Gedankenwerk  des  Autors 
sein  Eigentum.  »Er  will  es  benutzen  durch  Mitteilung:  die  Art 
und  Weise  dieser  steht  ihm  frei.«  Das  Gesetz  müsse  dieses  sein 
geistiges,  immaterielles  Eigentum  schützen,  wie  jedes  andere  ma- 
terielle Eigentum  auch.  Da  die  Mitteilung  seines  Eigentums  nur 
durch  materielle  Mittel  geschehen  könne,  welche  als  solche  sein 
Eigentum  (das  mitzuteilende  Immaterielle)  dem  Raube  aussetzten, 
»so  muß  diesem  durch  Gesetze  vorgebeugt  werden,  deren  Cha- 
rakter ein  ganz  eigentümlicher  und  spezieller  sein  wird,  weil  in 
diesem  einzigen  Fa'le  ein  immaterielles  Eigentum  ihr  Gegenstand 
ist.«  Die  Gesetze  würden  daher  höchst  ungerecht  aussehen  müs- 
sen, wenn  man,  »den  immateriellen  Gegenstand  derselben  igno- 
rierend, sie  betrachtet  als  auf  das  materielle  Mittel ,  davon  sie 
zunächst  reden,  selbst  gerichtet,  welches  dem  zu  vergleichen  wäre, 
daß  jemand  geschriebene  Musik,  da  er  sie  Kunstwerk  nennen 
hört,  als  eine  freie  Zeichnung  von  phantastischen  Zierraten  beur- 
teilen wollte.« 

Soweit  unsere    referierende    Betrachtung-.     Nehmen    wir    nun 
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kritische  Stellung  zur  Rechts-  und  Staatslehre  unseres  Philoso- 
phen, so  sei  vorweg  mit  aller  Schärfe  betont,  daß  sie  steht  und 
fällt  mit  seinem  Primat  des  Willens  über  den  Intellekt,  der  Wille, 
ihm  das  Kantsche  Ding  an  sich,  ist  das  Alpha  und  Omega  seiner 
Rechts-  und  Staatsphilosophie  wie  seiner  Philosophie  überhaupt. 
Danach  ist  alles  Recht,  das  Naturrecht  oder  die  Ethik  wie  das 
gesamte  vom  Staate  gesetzte  positive  Recht  nichts  als  etwas  rein 
negatives,  die  Verneinung  des  Unrechts,  dieses  allein  ist  positiv. 
Mit  vollem  Recht  bezeichnet  Erich  WarscJiauer  im  Abschnitt  IX 
seines  trefflichen  Büchleins :  Schopenhauers  Rechts-  und  Staats- 
lehre 191 1,  S.  41  flg.  dieses  Verfahren  als  ein  »logisches  Taschen- 
spielerkunststückchen«. Schon  dem  alltäglichen  Sprachgebrauche 
und  allem  natürlichen  Empfinden  widerstreitet  es  auf  das  Gröb- 
lichste, das  Recht,  die  Friedensordnung  aller  Zeiten  und  aller 
Völker,  das  schon  rein  begrifflich  etwas  unendlich  Ordnendes, 
Formales  ist,  als  reine  Negation  und  das  Unrecht  als  positiven 
Begriff  zu  bezeichnen.  Sein  Daseinszweck  war  es,  von  je  zu  je 
die  äußere  menschliche  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  ein 
geordnetes  menschliches  Zusammenleben  überhaupt  zu  ermög- 
lichen, es  ist  im  eminentesten  Sinne  des  Wortes  die  »soziale 
Konstituante«,  die  conditio  sine  qua  non  für  jedes  über  df^n 
äußersten  Naturzustand  sich  erhebende,  rein  animalische  Leben. 
Schopenhauer  mußte,  um  den  Begriff  von  Recht  und  Unrecht 
lückenlos  in  sein  von  bitterer  Weltverachtung  und  vom  galligsten, 
schwärzesten  Pessimismus  durchtränktes,  ja  aus  ihm  geborenen 
allgemeines  philosophisches  System  einfügen  zu  können,  auf  alle 
Weise  dem  Begriff  des  Unrechts  den  Primat  vor  dem  des  Rechts 
zu  sichern  suchen.  Das  tat  er,  indem  er  in  ganz  einseitiger 
Weise  einzig  und  allein  den  Standpunkt  desjenigen,  der  Unrecht 
tut  und  so  seinen  Willen  über  die  eigene  Objektivation  hinaus 
in  unzulässiger  Weise  ausdehnt,  betont,  dagegen  den  Standpunkt 
des  durch  diese  unbefugte  Uebergriffe  Leidenden,  der  doch  auch 
ein  Ausfluß  des  die  ganze  Welt  der  Erscheinungen  durchziehen- 
den Willens  ist,  völlig  ignoriert.  Fassen  wir  aber  diesen,  den 
Unrechtleidendcn  in  das  Auge,  so  erscheint  insofern  das  Unrecht 
als  reine  Negation,  nämlich  unbefugte  Verneinung  seines  Willens, 
seine  Aufrechtcrhaltung  gegen  solche  kränkende  fremde  Eingriffe 
ist  durchaus  positiv  und  Recht. 

Völlig  abwegig    ist    weiter    der    fernere   Ausgangspunkt    der 
ganzen  Lehre,   eine  scharfe  Scheidung    zwischen    einem    für    alle 
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Zeiten  und  alle  Völker  gültigen  »Naturrecht«  oder  »Ethik«  und 
einem  gesetzten,  rein  positiven  Recht  ziehen  zu  wollen.  Alles 
Recht  ist  —  wie  nach  den  gedankenschweren  Untersuchungen 
Rudolf  Stammlers,  billig  nicht  mehr  bezweifelt  werden  kann  — 
positives,  gesetztes  Recht  (vom  Staat  allein  braucht  es  keines- 
wegs auszugehen),  Naturrecht  mit  ewig  gleichbleibendem,  unwan- 
delbarem Inhalt  gibt  es  nicht.  Das  ergibt  sich  schon  aus  einer 
sehr  einfachen  Besinnung  auf  die  Bestimmung  des  Rechts,  eine 
Regelung  des  Stoffes  des  gesellschaftlichen  Lebens  der  Menschen 
mit  Anspruch  auf  selbstherrliche,  zwangsweise  Geltung  zu  bedeu- 
ten. Menschliches  Zusammenwirken  aber  ist  letztlich  auf  Bedürf- 
nisbefriedigung gerichtet.  »Alles,  was  sich  aber  auf  menschliche 
Bedürfnisse  und  auf  die  Art  von  deren  Befriedigung  bezieht,  ist 
steter  Veränderung  unterworfen.  Es  gibt  keinen  einzigen  Rechts- 
satz, der  seinem  positiven  Inhalte  nach  unbedingt  feststände«  ^). 
Und  ganz  und  gar  unklar  und  als  Verwirrung  eines  jeden  metho- 
dologisch klaren  Denkens  muß  es  angesprochen  werden,  wenn 
Schopenhauer  nun  gar  das  »Naturrecht«  mit  der  Moral  oder 
»Ethik«  völlig  gleichsetzt.  Auch  hier  genügt  zur  Kritik  und  Zu- 
rückweisung solcher  höchst  verwirrenden  Gedankengänge  eine 
einfache  Besinnung  auf  den  obersten  Daseinszweck  des  Rechts 
überhaupt.  Während  die  Ethik  oder  die  Moral  sich  nur  an  den 
inneren  Menschen  wendet  und  es  auf  eine  Läuterung  und  Ver- 
vollkommnung seiner  Gesinnung  absieht,  so  sieht  das  Recht  —  auch 
das  Naturrecht,  wenn  man  einen  Augenblick  einmal  seine  logische 
Möglichkeit  unterstellen  will  —  hiervon  ab,  es  setzt  sich  andere 
Ziele,  es  bezweckt,  wie  schon  gesagt,  die  Regelung  des  äußeren 
Zusammenlebens  der  Menschen  mit  dem  Anspruch  auf  selbst- 
herrliche Geltung;  mit  welcher  Gesinnung  die  von  seinen  Befehlen 
Betroffenen  ihnen  Folge  leisten,  berührt  es  weiter  nicht.  Es  ist 
die  Form  des  sozialen  Lebens.  Schopenhauer  verkennt  vollstän- 
dig den  grundlegenden  Unterschied  zwischen  den  rechtlichen  und 
sittUchen  Vorstellungen.  »Beide  bestehen  als  eigene  Aufgaben 
des  menschlichen  Wollens,  dem  sie  als  Oberbegriff  gemeinsam 
unterstehen.  Aber  unter  dieser  gemeinsamen  Herrschaft  behauptet 
jedes  doch    ein   eigenes  Gebiet   für   sich.     Jedes   ist   eine    durch- 


i)  Stammler  in  seiner  die  Ergebnisse  seines  rechtsphilosophischen  Denkens 
in  nuce  zusammenfassenden  meisterhaften  Abhandlung  »Wesen  des  Rechts  und  der 
Rechtswissenschaft«  in  Hinnebergs  Kultur  der  Gegenwart  Teil  II  Abt.  VIII  Syste- 
matische Rechtswissenschaft   i.  Auflage   1906, 
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gängig  abgeschiedene  Klasse  des  Wollens  mit  der  eigenen  Auf- 
gabe, in  seinem  Bereich  die  Gesetzmäßigkeit  des  Willens  über- 
haupt aufzunehmen  und  durchzuführen.  Das  eine  erhält  für  diese 
Beobachtung  sein  Material  durch  die  Verbindung  der  Zwecke, 
das  andere  durch  die  Getrenntheit  des  Innenlebens,  das  hier  die 
wünschenden  Gedanken  eines  jeden  für  sich  zu  verarbeiten  hat«  ^). 
Wie  höchst  mißlich  es  ist,  »rechtliche  Gedanken  anders  wieder- 
geben zu  wollen  als  mit  den  einheitlich  bedingenden  Denkformen, 
die  dem  Rechtsbegriffe  selbst  entquellen«  [Stamm/er  a.  a.  O.), 
zeigt  wieder  die  Untersuchung  Sc/iopen/iauers.  Danach  kann  das 
»moralische«,  d.  h.  durch  Arbeit  gerechtfertigte  Eigentum  —  auf 
diese  Ableitung  und  Begründung  des  Eigentums  werden  wir  so- 
gleich im  weiteren  Verlauf  unserer  Arbeit  genauer  eingehen  — 
nach  den  Grundsätzen  des  »Naturrechts«  oder  des  »moralischen 
Rechts«  vom  ursprünglichen  Eigner  durch  »Tausch«  oder  »Schen- 
kung« auf  einen  anderen  übertragen  werden,  der  alsdann  mit 
genau  dem  gleichen  »moralischen«  Rechte  besitzt  wie  der  Vor- 
eigentümer. In  der  unbefangensten  Weise  werden  hier  rein  posi- 
tive, gesetzte  Rechtsbegriffe  wie  Tausch,  Schenkung,  die  erst 
durch  die  Rechtsordnung  geschaffen  und  anerkannt  werden,  als 
Requisite  des  vor  aller  positiven  Gesetzgebung  herrschenden  — 
man  weiß  nicht  auf  Grund  welchen  Titels  und  kraft  welcher  Le- 
gitimation —  »Naturrechts«  angewandt.  Weiter  kann  die  ge- 
dankliche Verwirrung  und  Unklarheit  nicht  gut  getrieben  werden ! 
Mit  dieser  grundsätzlichen  Ablehnung  eines  »Naturrechts« 
fällt  zugleich  die  Sc/iopen/iauersche  Ableitung  und  Begründung 
des  Eigentums  im  moralischen  Sinne.  Es  kann  gar  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  schon  rein  begrifflich  betrachtet  das  »Eigentum« 
seinem  ganzen  Wesen  nach  lediglich  und  ausschließlich,  im  Ge- 
gensatz zum  Besitz,  der  schlechthin  gegebenen  Verteilung  der 
menschlichen  Lebensgüter  einen  reinen  Rechtsbegriff  bedeutet. 
Vor  allem  aber  gilt  das  für  das  Privateigentum  ,  das  abzuleiten 
und  sachlich  zu  begründen,  Schopejüiaiier  offensichtlich  allein 
unternimmt.  Es  bleibt  der  Gesetzgebung  vollständig  unbenommen, 
es  bis  auf  wenige  Ueberreste  an  den  Konsumptibilien  oder  gar 
restlos  abzuschaffen  und  es  durch  ein  sozialistisches  oder  kom- 
munistisches System  des  Gesamteigentums  aller  Rechtsgenossen 
zu  ersetzen,  die  Entscheidung  hierüber  steht  allein  dem  positiven 
Recht  zu.     Es  allein  schafft  auch  den  ganzen  Begriff,   denn    das 

I)  Stammler,  Theorie  der  Rechtswissenschaft   191 1   S.  306. 
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Wort  sagt  schon  begrifflich  ganz  deutlich  und  einwandsfrei,  daß 
es  einen  beliebigen  Zugriff  aller  Genossen  ausschließe  und  einem 
Bestimmten  allein  eine  ausschließende  Verfügungsbefugnis  über 
die  Sache  eingeräumt  sei,  sein  rechtliches  Ermessen  soll  für  die 
Sache  und  ihre  Schicksale  in  letzter  Linie  nach  dem  Spruch  des 
Gesetzes  maßgebend  sein.  In  einer  bloßen  Konventionalgemein- 
schaft  freilich  kann  ein  »Eigentum«  begrifflich  nicht  existieren. 
In  einer  solchen,  die  zwar  geschichtlich  nie  bekannt  geworden  ist, 
gibt  es  nur  Einladungen  an  den  Einzelnen,  ein  äußerlich  korrek- 
tes Verhalten  an  den  Tag  zu  legen,  aber  sie  wollen  nicht  selbst- 
herrlich gelten,  hier  gibt  es  Pflichten  überhaupt  nicht,  »es  steht 
ein  Jeder  unter  der  Regel  nur,  si  voluerit.  Infolgedessen  ver- 
möchte in  einer  derartigen  sozialen  Regelung  die  Frage  nach  der 
geordneten  Verfügungsmacht  über  Sachen,  welche  Gewalt  die  der 
Regel  Unterstellten  pflichtgemäß  achten  müssen,  überhaupt  nicht 
aufgeworfen  zu  werden.  Hier  bliebe  in  der  Tat  nur  der  be- 
dingungslose Satz:  omnia  omnibus«  ■^).  Entstehungsgrund  des 
Eigentums  ist  also  nur  und  ausschließlich  das  Gesetz.  Es  ist 
keine  absolute  Kategorie,  sondern  eine  relative,  hiervon  völlig 
verschieden  ist  die  ganz  andere  Frage  nach  dem  Grunde  dieses 
Entstehungsgrundes,  also  die  teleologische  Rechtfertigung  des 
Eigentums.  Untersuchen  wir  nun  weiter,  ob  hier  wenigstens  die 
Schopenhaiiejsche  Lehre  zu  befriedigenden  Ergebnissen  führt } 
Nach  den  trefflichen  und  erschöpfenden  Ausführungen  Warschauers 
hierüber  (a.  a.  O.  S.  47 — 52)  fällt  es  schwer,  noch  etwas  neues 
beizubringen.  Mit  vollem  Rechte  bezeichnet  dieser  Schriftsteller 
die  Schopenhanersc\\Q  Lehre  als  »verfehlt«,  j> widerspruchsvoll« 
und  »unbrauchbar«.  Der  Begriff  der  Arbeit  wird  durch  Scliopen- 
hauer  vollkommen  denaturiert,  verdünnt,  »verwässert«,  alles  und 
jeden  spezifischen  Inhalts  beraubt.  Ist  das  Abpflücken  einer  wild 
gewachsenen  Frucht  oder  einer  Blume  bereits  Arbeit ,  dann  ist 
wie  Warschauer  füglich  hervorhebt,  jede  Besitznahme  Arbeit.  So 
wächst  der  Begriff  der  Arbeit  unversehens  mit  dem  der  Inbesitz- 
nahme zusammen  und  unterscheidet  sich  kaum  noch  von  ihm. 
Schopenhauers  Versuch  vermöchte  allenfalls  von  diesem  ersten 
Bedenken  abgesehen,  unter  ganz  primitiven  Kultur-  und  Wirt- 
schaftsverhältnissen eine  Rechtfertigung  des  Daseins  des  Eigen- 
tums zu  liefern.     Dort  war  es  ja   wohl   allerdings    die  Regel    — 

i)  Vgl.  Stammler,  Art.  Eigentum  und  Besitz  in  Conrads  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften   5.  Auflage  Bd.  III   1909  S.  608  flg. 
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freilich  sind  uns  geschichtlich  solche  Perioden  der  Völkerentwick- 
lung kaum  überliefert  — ,  daß  jeder  Einzelne  für  sich  allein  ohne 
Zuhilfenahme  fremder  Arbeitskräfte  arbeitete  —  Sklaven  frei- 
lich wird  es  wohl  immer  gerade  in  diesen  Anfangsstadien  der 
Wirtschaft  und  Kultur  gegeben  haben  —  und  so  sich  jedes  Pro- 
dukt als  das  seiner  eigenen  Arbeit  auswies.  Da  war  es  auch 
natürlich  und  billig,  daß  ihm  die  Rechtsordnung  das  ausschließ- 
liche Verfügungsrecht  über  den  Fleiß  seiner  Hände  oder  das  von 
ihm  erlegte  Wild  zusprach.  Aber  wie  steht  es  heute  mit  der 
Arbeit  als  das  Privateigentum  rechtfertigenden  Grundthese  ? 
Hunderte  und  Tausende  fremder  Arbeitskräfte  arbeiten  heute  be- 
kanntlich in  unserer  privatkapitalistischen  Wirtschaftsordnung  für 
den  Unternehmer,  ihm  fließt  der  Ertrag  ihrer  Arbeit  zu,  sie  selbst 
werden  mit  bestimmten  Lohnsätzen  abgefunden.  Hier  versagt 
seine  Rechtfertigung  vollständig,  sie  würde  die  sozialistische  For- 
derung der  Aufhebung  des  Privateigentums  vielmehr  nur  in  wei- 
tem Umfang  rechtfertigen  können.  Nach  Millionen  zählende  Ver- 
mögen werden  durch  Erbgang  zu  Eigentum  übertragen,  ohne  daß 
Arbeit  ihrer  gegenwärtigen  Eigner  —  öfter  wenigstens  kommt  das 
vor  —  stattfände.  Nach  Sc]iope7ihaiier  würde  in  allen  diesen  — 
wie  hier  nicht  weiter  ausgeführt  zu  werden  braucht  —  ungemein 
zahlreichen  Fällen  das  Eigentum  als  nackte  rechtliche  Kategorie 
hingenommen  werden  müssen  und  jedes  rechtfertigenden  Grundes 
entbehren. 

Nicht  beizustimmen  vermögen  wir  Warscliaiier,  wenn  er  die 
Arbeit  als  sittlich  indifferent  erklärt  und  meint,  nach  ScJiopen- 
hauer  sei  auch  das  Eigentum  des  Verbrechers,  der  durch  schwere 
Arbeit  durch  Erbrechen  des  Geldschranks  reiche  Beute  davon- 
getragen habe,  gerechtfertigt.  Hierbei  wird  doch  wohl  verkannt, 
daß  im  Sinne  und  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Ethik  sowohl 
wie  des  täglichen  Lebens.-  »Arbeit«  allerdings  einen  eminent  sitt- 
lichen Wertbegriff  bedeutet,  in  ihm  steckt  begrifflich  ein  Wert- 
urteil mitten  inne,  niemandem  wird  es  in  diesem  Sinne  einfallen, 
ein  Verbrechen  oder  die  Tätigkeit  der  Lohndirne  und  des  Zu- 
hälters als  »Arbeit«  zu  bezeichnen.  JF<:rrj'^/'rt:?/^;' verwechselt  u.  E. 
mit  dem  ethisch-normativen  Begriff  der  Arbeit  den  der  Arbeit 
im  rein  technisch-physiologischen  Sinn.  Beide  Betrachtungsweisen 
sind  klärlich  voneinander  geschieden  und  reinlich  zu  scheiden, 
man  darf  wohl  zu  Ehren  Schopenhauers  annehmen,  daß  er  Ar- 
beit im  ersteren  von  uns  bezeichneten  Sinne  verstanden  hat. 
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Gemäß  unserer  ganzen  bereits  oben  niedergelegten  Grundauf- 
fassung, daß  es  ewig  geltende  inhaltlich  gleiche  Rechtssätze  nicht 
geben  kann  —  der  fortwährende  Fluß  aller  menschlichen  Dinge 
und  die  Veränderlichkeit  der  Wirtschaft,  des  Stoffs,  des  Rechts 
verbietet  das  —  müssen  wir  erklären,  daß  es  eine  absolute  Recht- 
fertigung des  Privateigentums  für  alle  Zeiten  und  Völker  nicht 
gibt.  Nur  die  Formen  sind  eben  unwandelbar,  sie  sind  die  Ideen 
Piatons,  ihre  Ausgestaltung  dagegen  mit  dem  Material  und  dem 
Stoff  ist  durchaus  wandelbar,  je  nach  dem  Wechsel  der  konkre- 
ten, sozialen  Bedürfnisse.  Für  gewisse  Entwicklungsstufen  mag 
der  Agrarsozialismus,  wie  etwa  in  Rußland,  das  »Mir«  gerecht- 
fertigt gewesen  sein,  für  höher  entwickelte  Stufen  der  Wirtschaft, 
wie  wir  sie  heute  in  unseren  Kulturländern  erreicht  haben,  da- 
gegen nicht  mehr.  Nur  mit  dieser  methodologischen  Einschrän- 
kung können  wir  uns  den  Ausführungen  Berolzheimer'S,  Rechts- 
und Wirtschaftsphilosophie  Band  IV,  S.  60  anschließen:  »Das 
Eigentum  ist  wesentlicher  Grundbestandteil  des  Vermögens.  Im 
Vermögen  wurzelt  die  rechtsartifizielle  Kraft  der  Einzelnen  und 
der  P'amilien,  aus  der  Gesamtheit  der  einzelnen  Vermögensträger 
aber  bildet  sich  der  personale  Bestand  des  Staates.  Die  Kraft 
der  Einzelnen  erhöht  zugleich  die  rechtswirtschaftliche  Kraft- 
disposition des  Staates.  Das  Privateigentum  ist  gerechtfertigt  als 
wesentlicher  Vermögensbestandteil ,  als  notwendiges  Mittel  zur 
kraftvollen  Position  der  Einzelnen  und  damit  der  Gesamtheit. 
Die  publizistische  Wirkung  des  Privateigentums  ergibt  den  Grund 
seiner  Rechtfertigung.«  Unter  unseren  heutigen  Verhältnissen  ist 
das  Privateigentum  die  Grundlage  aller  Kultur,  Gesittung  und 
jedes  Fortschritts,  ob  aber  für  alle  Zeiten,  diese  Frage  steht 
durchaus  dahin!  Die  Zukunft  scheint  vielmehr  —  wenn  nicht 
alle  Entwicklungszeichen  trügen  —  einer  Verschmelzung  und  einem 
Nebeneinanderbestehen  von  privatem  und  kollektivem  Eigentum 
zu  gehören. 

ScJiopenhaiiers  Betrachtung  des  geschichtlichen  Staates  und 
seine  Stellungnahme  zu  ihm  erklärt  sich  aus  seiner  unverhohlenen 
Geringschätzung  alles  Treibens  der  Menschheit  und  ihrer  Ge- 
schichte. Ihm  ist  die  Weltgeschichte  kein  »Weltgericht«  und 
keine  Emanation  eines  vernünftigen  Wesens,  sondern  nichts  weiter 
als  ein  wüster  Traum  und  ein  buntes  sinnloses  Kaleidoskop ! 
Kein  Wunder  daher,  daß  er  vor  ihrer  Schöpfung  dem  geschicht- 
Hchen  Staate  keine  allzugroße  Hochachtung  besaß.    Es  ist  nichts 
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weiter  als  ein  Ausfluß  des  wohl  berechneten  menschlichen  Egois- 
mus, »ein  gemeinsam  gebrachtes  Opfer«.  Jeder  begibt  sich  durch 
gemeinsame  Uebereinkunft  mit  den  anderen  eines  Teils  seiner 
Willensmacht,  um  vor  den  Eingriffen  eines  fremden  Willens  sicher 
zu  sein.  Es  kann  nach  dem  oben  Dargestellten  gar  keinem 
Zweifel  unterliegen ,  daß  Schopenhauer  tatsächlich  in  der  Ge- 
schichte sich  so  die  Entstehung  aller  Staaten  vorstellt.  Erklärt 
er  doch  ausdrücklich  (Welt  als  Wille  und  Vorstellung  Band  I, 
S.  433) :  »In  der  Tat  ist  jener  Ursprung  der  wesentlich  einzige 
und  durch  die  Natur  der  Sache  gesetzte.« 

Dieser  Lehre  gegenüber  gelten  also  mit  Recht  alle  die  Vor- 
würfe, die  völlig  zu  Unrecht  gegen  die  Lehre  vom  »contrat 
sozial«  oder  Staatsvertrag  des  Jean  Jacques  Rousseau,  von  jeher 
erhoben  sind.  Denn  dieser  Rechtsphilosoph  faßt  wie  Franz  Hay- 
mann  in  seinem  schönen  grundlegenden  Werke:  »Die  Sozial- 
philosophie von  Jean  Jacques  Rousseau«,  Leipzig  1898,  völlig 
stringent  —  vgl.  namentlich  §  10:  »Der  Begriff  der  Geltung«  — 
nachgewiesen  hat,  den  Staatsvertrag  nicht  —  wie  Schopenhauer 
—  als  ein  historisches  Geschehnis  vor  grauer  Vorzeit  auf,  sondern 
als  ein  heuristisches  Prinzip,  als  regulative  Idee.  Auch  ist  für 
Rousseau  der  Begriff  der  »Volonte  generale«  etwas  grundlegend 
Verschiedenes  von  dem  Begriff  der  »Volonte  de  tous«.  Im  Vor- 
übergehen sei  darauf  hingewiesen,  daß  einen  ausgezeichneten 
orientierenden  Einblick  in  die  Rechts-  und  Staatsphilosophie 
Rousseaus  auf  der  Grundlage  der  tiefdringenden  Hayniannsch&n 
Forschungen  Karl  DieJil  in  seiner  Abhandlung  Rousseau  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  darbietet.  Leider  sind  die 
Ergebnisse  der  Hayinantischen  Forschung  offensichtlich  noch  nicht 
Gemeingut  der  rechtsphilosophischen  Forschung  und  Lehre  ge- 
worden, fast  scheint  es,  als  ob  gewisse  alteingewurzelte,  mißver- 
standene Lieblingssätze  einer  jeden  Wissenschaft  unzerstörbar  ein 
ewiges  Leben  führten.  Zu  diesen  gehört  auch  die  falsche  Aus- 
legung der  Lehre  vom  Staatsvertrag,  wie  wir  sie  neuestens  noch 
in  Kohlers,  Rechtsphilosophie  S.  154  und  bei  Warschauer  di.  a.  0. 
S.  60  —  wonach  Schopenhauers  Lehre  vom  Staatsvertrage  »sich 
eng  an  die  bekannten  rationalistischen  Lehren  Rousseaus  an- 
schließen <•  soll  —  finden.  Und  doch  ist  ein  größerer  Unterschied 
als  zwischen  der  rein  genetischen  Betrachtungsweise  Schopen- 
hauers und  der  Proklamierung  einer  regulativen  Idee,  eines  Po- 
stulates durch  Rousseau,  wie  ein  Staat  am  besten  und  gerechtesten 
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entstehen  solle,  überhaupt  gar  nicht  denkbar.  Schon  die  Besin- 
nung auf  die  im  übrigen  selbst  von  Warschauer  ganz  richtig  her- 
vorgehobene Verschiedenheit  der  Naturen  Schopenhatiei'S  und 
Rousseaus :  dort  der  kalte,  menschenverachtende ,  fast  zynische 
Aristokrat,  der  am  liebsten  alles  Bestehende  mit  einer  kalten 
Teufelsfaust,  dem  Mephisto  vergleichbar  zerstören  möchte ,  hier 
der  glühende,  für  alles,  was  Menschenantlitz  trägt,  begeisterte, 
keinen  Unterschied  anerkennende  Demokrat  sans  phrase,  hätte 
vor  dem  fast  handgreiflichen  Mißverständnis  einer  Gleichsetzung 
der  Lehren  der  beiden  über  den  Staatsvertrag  warnen  sollen  ! 

Einer  Ausmalung  der  Verschiedenheiten  in  der  Rechts-  und 
Staatsaufifassung  der  beiden  im  einzelnen  bedarf  es  hier  nicht,  sie 
würde  zu  weit  führen ;  nur  schlagwortartig  sei  an  einiges  erinnert : 
ScJiopenJiatier^  der  Verfechter  der  absoluten  Monarchie  und  der 
Vorrechte  der  geschichtlich  privilegierten  Stände,  Rousseau  der 
Vorkämpfer  für  die  absolute  Volksssouveränität  und  die  Gleich- 
heit aller  Menschen,  Schopenhauer  der  verbitterte  Pessimist,  für 
den  die  Notwendigkeit  des  Staates  nur  »auf  der  anerkannten  Un- 
gerechtigkeit des  Menschengeschlechts«  beruht  und  dem  der 
Staat  nur  »eine  Schutzanstalt  ist  gegen  äußere  Angriffe  des 
Ganzen  und  innere  der  Einzelnen  untereinander« ,  Rousseau,  für 
den  die  Menschen  von  Natur  aus  gut  und  nur  verderbt  sind  durch 
die  schädlichen  Einflüsse  einer  übermäßig  verfeinerten  Kultur  und 
dem  der  Staat  als  Hauptaufgabe  die  Erreichung  des  möglichst 
großen  Glücks  möglichst  aller  Staatsbürger  zu  erfüllen  hat. 

Doch  zurück  zur  kritischen  Betrachtung  der  Lehre  Schopen- 
haueri,  von  der  Entstehung  des  Staates.  Sie  ist  durch  und  durch 
unhistorisch  und  völlig  unhaltbar !  Kein  einziger  Staat  in  der 
ganzen  Weltgeschichte  ist  jemals  in  der  von  ihm  geschilderten 
Weise  zur  Welt  gekommen,  sondern  wie  die  neuere  exakte  ge- 
schichtliche Forschung  einwandsfrei  erwiesen  hat ,  sind  sie  alle 
mehr  oder  weniger  durch  kriegerische  Gewalt,  Ueberlistung  und 
ähnliche  Mittel  entstanden,  mehr  und  mehr  geht  aber  auch  die 
geschichtliche  Entwicklung  dahin,  an  Stelle  reiner  Macht-  und  so- 
zialer Gewaltverhältnisse  Rechtsverhältnisse  zu  setzen.  Nur  eine 
scheinbare  Ausnahme  machen  die  namentlich  früher  öfter  in  der 
Literatur  ^)  als  Beweise  vom  Gegenteil  dieser  Lehre  angeführten 
plantation  covenants,  Pflanzungsverträge,  wie  sie  die  in  der  ersten 
Hälfte  des   17.  Jahrhunderts  von  Holland  und  England  nach  Nord- 

i)  Vgl.  Georg  Jellineck:  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte. 
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amerika  auswandernden  Pilgrimväter  abschlössen.  Vorbildlich  für 
alle  späteren  war  der  im  Jahre  1620  noch  während  ihrer  Fahrt 
von  den  holländischen  Kongregationalisten  vor  der  Inbesitznahme 
von  New-Plymouth  auf  der  Mayflower  nach  dem  Muster  der 
Church  Covenants  errichtete  »Plantation  Covenant«.  In  ihm  ban- 
den sich  die  Pilgrimväter  :  »zu  erlassen,  zu  dekretieren  und  ein- 
zurichten, solche  gerechten  und  gleichen  Gesetze,  solche  Anord- 
nungen, solche  Verfügungen,  solche  Verfassungen,  solche  Aemter, 
als  sie  für  das  Allgemeinwohl  der  (erst  noch  zu  erobernden) 
Kolonie  (Virginien)  erwünscht  scheinen.«  Der  Vertrag  bedeutet 
also  formell  und  materiell  weiter  nichts  als  eine  Vereinbarung 
über  die  Grundsätze,  nach  denen  die  erst  noch  zu  erobernde 
Kolonie  in  Zukunft  regiert  werden  sollte.  Keineswegs  aber  läßt 
sich  der  Vertrag  als  »Staatsvertrag«  im  eigentlichen  und  engeren 
Sinne  auffassen,  noch  fehlen  zwei  wesentliche  Begriffsmerkmale 
eines  jeden  Staates,  mit  dem  er  steht  und  fällt :  nämlich  die  terri- 
toriale Grundlage  und  die  Unterwerfung  der  einheimischen  Be- 
völkerung des  Landes.  Erst  mit  der  Verwirklichung  dieser  beiden 
Momente  trat  der  Staat  Virginien  in  das  Leben.  Den  Rechtsgrund 
und  den  Titel  für  die  Entstehung  dieser  und  anderer  Kolonien  der 
damaligen  Zeit  bildet  also  nicht  Vertrag,  sondern  völkerrechtliche 
Eroberung.  Die  vielfach  durchaus  unrichtig  »als  erste  geschrie- 
bene Staatsverfassung«  bezeichnete  Vereinbarung  der  Pflanzer  ist 
weiter  nichts  als  die  Festlegung  der  Grundsätze,  nach  denen  die 
zukünftigen  Regierenden  die  noch  zu  erobernde  Kolonie  regieren 
wollen. 

Zeigte  sich  SchopenJumer  auf  dem  Gebiete  der  Lehre  vom 
Staatsvertrage  als  kritikloser  Anhänger  und  Schüler  von  Aristo- 
teles und  Hobbes,  so  ist  er  ebensowenig  bodenständig  und  ori- 
ginell in  der  Lehre  vom  Strafzweck  und  der  Berechtigung  des 
Staates  zur  Verhängung  von  Strafen.  Diese  gründet  sich  für  ihn, 
um  schon  oben  Ausgeführtes  kurz  zu  wiederholen,  auf  den  ge- 
meinsamen Vertrag  aller  Bürger,  gerichtet  auf  Aufrechterhaltung 
des  Gesetzes.  Seine  Uebertretung  löst  die  Strafe  aus,  ihr  Zweck 
besteht  nur  darin ,  vor  weiteren  Gesetzesübertretungen  abzu- 
schrecken. Es  wirkt  geradezu  verblüffend,  daß  diese  Lehre  sich 
vollständig  und  geradezu  restlos  deckt  mit  dem  vielberufenen 
»Abbüßungsvertrage«,  auf  dem  Gottlieb  Fichte  in  seiner  »Grund- 
legung des  Naturrechts«  das  Strafrecht  gründet.  Seltsam  und 
auffallend  ist  es,    daß  Schopenhauer    mit  keinem  Wort    in    seiner 
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ziemlich  weit  ausgeführten  Theorie  des  Strafrechts  auf  diese  Quelle 
seiner  Lehre  Bezug  nimmt.  Es  kann  nur  angenommen  werden, 
daß  ihm  —  so  auffallend  das  auch  erscheinen  mag  —  der  sonst 
die  Philosophie  Hegels,  Schellings  und  Fichtes,  als  deren  grim- 
migster Gegner  auf  das  Aufmerksamste  verfolgte  und  gar  nicht 
genug  ihre  Lehren  als  dreier  »Charlatane«  und  »Windbeutel«  ver- 
spotten konnte,  die  grundlegenden  Ausführungen  Fichtes  in  des- 
sen bereits  1796 — 97  erschienenen  zweibändigen  »Grundlegung 
des  Naturrechts«   unbekannt  geblieben  sind. 

Denn  eine  Uebernahme  des  Fü/iteschen  Gedankenguts  ohne 
Angabe  des  Autors  muß  bei  der  ganzen  tiefehrlichen  Persönlich- 
keit Schopenliaiiers^  dem  das  Plagiat  als  eine  ganz  verächtliche 
Handlungsweise  erschien  und  es  entsprechend  brandmarkte,  als 
gänzlich  ausgeschlossen  bezeichnet  werden.  —  Sachlich  ist  gegen 
die  Strafrechtstheorie  Schopenhauers  vor  allem  geltend  zu  machen, 
daß  sie  in  der  einseitigsten  und  übertriebensten  Weise  die  Straf- 
barkeit einer  Handlung  und  die  Höhe  der  Strafe  ausschließlich 
von  ihrer  abstrakten  Gefährlichkeit,  von  der  bloßen  Möglichkeit 
des  Eintritts  eines  Schadens  abhängig  macht  und  ganz  auf  sie 
einstellt.  Die  Gesinnung  des  Täters  ist  völlig  belanglos,  eine 
Wertung  seiner  Persönlichkeit  wird  überhaupt  nicht  zugelassen, 
so  verstößt  er  gegen  das  oberste  Grundgesetz  aller  verständigen 
und  wahrhaft  praktischen  Strafrechtspfiege  zu  allen  Zeiten  und 
allen  Völkern:  »si  duo  faciunt  idem,  non  est  idem.«  Grade  das 
Verschulden  gibt  es  bei  SchopenJimier  nicht,  Vorsatz  und  Fahr- 
lässigkeit sind  gleich  strafbar.  Fürwahr  eine  rohe  und  höchst 
äußerliche,  rein  an  der  Oberfläche  der  Erscheinungen  haftende 
Lehre,  deren  praktische  Anwendung  uns  auf  die  Kindheitsstufen 
der  Völker  zurückversetzen  würde.  Der  ganze  Fortschritt  unserer 
Strafrechtslehre  und  Strafrechtspraxis  beruht  gerade  darin,  daß 
das  entscheidende  Gewicht  bei  der  Bestrafung  auf  die  ganze 
Persönlichkeit  des  Rechtsbrechers,  den  Grad  und  die  Schwere 
seiner  antisozialen  Gesinnung  gelegt  werde.  Dem  einmalig  und 
bloß  vorübergehend  Strauchelnden,  der  vielleicht  aus  bitterer  Not, 
im  Jähzorn  und  aus  anderen  an  sich  nicht  unedlen  Motiven  her- 
aus das  Gesetz  übertritt,  betrachten  wir  nach  dem  Vorgang 
V.  Liszts  und  der  ganzen  neueren  kriminalistischen  Schule  mit  ganz 
anderen  Augen  und  halten  ganz  andere  Strafen  bei  ihm  für  an- 
gebracht als  wie  bei  dem  hartnäckigen  Gewohnheits-  oder  Zu- 
standsverbrecher.    Einen   völlig  gleichgearteten  und  einheitlichen 
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Rechtsbrechertyp  erkennen  wir  heute  nicht  mehr  an.  Die  völlige 
Gleichbehandlung  aller  dieser  unter  sich  so  unendlich  mannig- 
faltigen Rechtsbrecher  setzt  BcJiopenhmier  in  schneidenden  Wider- 
spruch zu  der  sonst  an  allen  Enden  von  ihm  so  scharf  betonten 
Verschiedenheit  der  menschlichen  Anlagen  und  Eigenschaften. 
Summum  jus,  summa  injuria,  ist  so  recht  die  Signatur  seiner 
Strafrechtstheorie ! 

In  seiner  blinden  Ueberschätzung  und  Verehrung  der  Sicher- 
heit des  Ganzen  und  des  Verkehrslebens  streicht  Schopenhauer 
den  Eigenwert  der  sittlichen  Persönlichkeit  des  Einzelnen  fast 
ganz  und  opfert  ihn  ohne  viel  Besinnen  fast  restlos  als  bloßes 
Mittel  dem  Ganzen  und  seinem  Wohlergehen.  Man  bedenke  auf 
das  Fallenlassen  eines  Blumentopfes  aus  dem  Fenster  Zuchthaus- 
strafe, auf  das  gedankenlose  Rauchen  im  Walde  Festungskarren! 
Grotesker  kann  die  Stratmacht  des  Staates  kaum  überspannt  und 
mißbraucht  werden!  In  erster  Linie  ist  es  doch  schließlich — und 
das  verkennt  unser  Schriftsteller  weiter  volltändig  —  die  Aufgabe 
der  Polizei  und  nicht  des  Strafrechts  und  Strafrichters,  für  die 
Aufrechterhaltung  der  Verkehrssicherheit  zu  sorgen. 

Nicht  anders  als  oberflächlich  kann  seine  Verteidigung  der 
Todesstrafe  (Werke  Band  I,  S.  450  und  Band  II,  S.  704):  »Die 
Sicherheit  des  Staates  fordert  den  Tod  des  Mörders,  ja  selbst 
dessen,  der  nur  den  Tod  (Mord)  versucht  hat«,  genannt  werden. 
Kann  die  Sicherheit  des  Staates  und  der  Gesellschaft  nicht  viel- 
leicht ebensogut  durch  lebenslängliche  Einschließung  des  Ver- 
brechers unter  hartem  Arbeitszwang  oder  durch  Deportation  er- 
reicht werden }  Diese  doch  wahrlich  nahe  genug  liegenden  Fra- 
gen werden  nicht  einmal  aufgeworfen  von  unserem  Philosophen. 
Schopenhauer  verkennt  weiter,  wie  übrigens  alle  Anhänger  der 
Todesstrafe,  daß  diese  als  einzige  aller  Strafen  bei  einem  Justiz- 
irrtum irreparabel  ist.  Daß  aber  selbst  heute  bei  einer  so  vor- 
sichtigen und  hochstehenden  Strafrechtspflege  wie  der  unsrigen 
die  Möglichkeit  eines  Justizirrtums  nicht  bloß  eine  papierene 
Existenz  führt,  sondern  —  wenn  auch  zum  Glück  nur  sehr  sel- 
ten —  fürchterliche  Wirklichkeit  wird,  kann  nach  neueren  grund- 
legenden und  einwandsfreien  Untersuchungen^)  füglich  nicht  mehr 
bezweifelt  werden. 


l)  Vgl.  Seih:  Die  Irrtümer  der  Strafjustiz,  ihre  Ursachen  Band  I  191 1  und 
Liepmann :  Die  Todesstrafe  im  künftigen  deutschen  und  österreichischen  Straf- 
gesetzbuch  1912. 
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Die  Kompetenzen  werden  völlig  verrückt  und  die  Frage  wird 
auf  ein  sozusagen  totes  Geleis  geschoben,  wenn  die  Befürworter 
der  Todesstrafe  hier  mit  der  Anrufung  der  Gnadeninstanz  bei 
allen  nicht  ganz  klar  liegenden  Fällen  helfen  wollen.  Ueber  Le- 
ben und  Tod  eines  Menschen  kann  grundsätzlich  nicht  die  Gnaden- 
instanz, sondern  nur  der  Strafrichter  entscheiden,  die  Verantwor- 
tung für  ein  fehlerhaftes  Todesurteil  wird  ihm  beim  ablehnenden 
Verhalten  der  Gnadeninstanz  nicht  abgenommen.  Nur  dann  ließe 
sich  vom  obersten  sittlichen  Standpunke  aus  die  völlige  Streichung 
einer  sittlichen  Persönlichkeit,  wie  es  zunächst  einmal  präsumptiv 
jeder  Mensch,  auch  der  Mörder,  ist,  rechtfertigen,  wenn  der  das 
Todesurteil  verhängende  Strafrichter  sichere  und  untrügliche  Be- 
weise für  das  völlige  Schwinden  eines  jeden  auch  des  letzten 
Restes  und  Fünkchens  sittlichen  Gehaltes  beim  Mörder  besäße. 
Welches  endliche  Wesen  aber  wollte  sich  eines  solchen  Urteils 
getrauen?  Dessen  wäre  nur  das  ens  absolutum,  d.  h.  Gott  fähig! 
Ganz  irrig  wäre  die  Ansicht,  daß  ganz  allgemein  jeder  Mörder 
ein  sittlich  völlig  verworfenes  Subjekt  ohne  jeden  Eigenwert  wäre. 
Man  denke  an  politische  Fanatiker  W'ie  den  18jährigen  Staps, 
der  1809  ein  Attentat  auf  Napoleon  unternahm,  auf  Sand,  den 
Mörder  Kotzebues  oder,  um  in  die  trüben  Niederungen  des  All- 
tagslebens hinabzusteigen,  an  Fälle,  daß  etwa  »Männer  durch 
jahrelange  Verbitterung  und  Lieblosigkeiten  bestimmt  werden,  die 
ungeliebte  und  allmählich  gehaßte  Frau  zu  beseitigen«  {jÄepjtiawi 
a.  a.  O.)  oder  daß  Kinder  den  Stiefvater,  der  fortgesetzt  in  der 
rohesten  Weise  die  hilflose  schwache  und  kranke  Mutter  quält, 
überlegen  und  planmäßig  aus  der  Welt  schaffen !  Goldene  Wahr- 
heit kündigt  das  Wort  Benthams,:  >Wir  urteilen  als  beschränkte 
Wesen,  wir  strafen,  als  wenn  wir  unfehlbar  wären.« 

In  der  Kritik  seiner  übrigen  Lehren  über  den  Staat,  seine 
Aufgaben,  das  Leben  im  Staate  und  Staatsverfassung  sowie  die 
staatsbürgerlichen  Rechte  können  wir  uns  kurz  fassen.  Sie  können 
auf  irgendwelche  Allgemeingültigkeit  keinen  Anspruch  erheben, 
sie  sind  zeitgeschichtlich  und  vor  allem  durch  die  ganze  Persön- 
lichkeit ihres  Verfassers,  sein  galliges,  bitteres  Temperament,  seine 
grenzenlose  Menschenverachtung,  die  stellenweise  in  Frivolität  und 
Zynismus  —  man  denke  nur  an  seine  wahrhaft  grotesken  von 
Haß  erfüllten  Ausführungen  über  die  > Weiber«  —  ausarten,  be- 
dingt. In  seiner  Verachtung  der  Menge  ist  er  der  würdige  Vor- 
läufer Nietzsches.  Um  im  einzelnen  kritisch  auf  seine  Gedanken- 
Zeitschrift  für  die  ges,  Staatswissensch.    1915.    2.  IC 
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o-änge  in  den  oben  erwähnten  Gebieten  zu  folgen,  müßten  wir 
eine  politische  und  keine  allgemein  sozialphilosophische  Arbeit 
verfassen.  Das  aber  kann  um  so  weniger  unsere  Aufgabe  sein, 
als  er  selber  gar  nicht  streng  wissenschaftlich  und  objektiv  mit 
dem  Anspruch  auf  allgemeine  Gültigkeit  seine  Ausführungen  be- 
gründet, sondern  offensichtlich  durch  das  Brillieren  seines  glän- 
zenden Geistes  fesseln  und  blenden  will.  Es  sind  keine  wissen- 
schaftlich wohl  fundierte  Thesen,  die  er  uns  bietet,  sondern  mehr 
oder  weniger  geistvolle  Apergus  und  subjektive  Sentiments.  Hier 
aber  hört  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  auf  und  die  rein  politi- 
sche Betrachtungsweise  hat  einzusetzen ! 

Fragen  wir  nun  abschließend  nach  der  Bedeutung  Schopen- 
hauers für  die  allgemeine  Rechtslehre,  die  Rechts-  und  Staats- 
philosophie, so  können  wir  sie  unmöglich  hoch  einschätzen.  Kaum 
in  irgend  einer  Disziplin  steht  er  auf  eigenen  Füßen  und  wirkt 
schöpferisch  wahrhaft  Neues.  In  der  Begründung  des  Rechts 
und  in  der  Frage  seines  Ursprungs  steckt  er  tief  im  krassesten 
dogmatischen  Naturrecht,  in  der  Lehre  von  der  Entstehung  des 
Staates  ist  er  kritikloser  Anhänger  der  Hobbessche^n  Vertragstheorie, 
in  der  Rechtfertigung  der  Strafe  und  in  der  Lehre  von  ihrem 
Zwecke  schließt  er  sich  auf  das  Engste  dem  Fichtesch&n  Ab- 
büßungsvertrage  an.  Verdienstlich  und  förderlich  sind  seine  Aus- 
führungen über  den  Nachdruck  und  geistiges  Eigentum  sowie  — 
wenn  auch  freilich  stark  übertreibend  —  über  die  Verwerflichkeit 
der  Schwurgerichte.  Glänzend  und  geistvoll  sind  seine  Gedanken 
fast  immer,  und  es  ist  zweifellos  ästhetisch  stets  ein  hoher  Genuß, 
sich  am  Brillantfeuerwerk  seiner  Sprache  zu  erfreuen,  logisch  und 
ethisch  freilich  größtenteils  gleich  betrüblich,  seinen  Gedanken- 
gängen nachzugehen. 
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BESITZ-    UND    BETRIEBSVERHÄLTNISSE    IN 
DER  OSTELBISCHEN  LANDWIRTSCHAFT. 

Von 

KUNO  WALTEMATH. 

Das  Problem  der  inneren  Kolonisation  hat  nichts  von  seiner 
Aktualität  verloren,  trotz  des  gewaltigen  Krieges,  den  wir  erleben. 
Im  Gegenteil,  es  hat  an  Wichtigkeit  gewonnen.  Und  es  ist 
zweifellos,  daß,  sobald  die  Waffen  ruhen,  die  Erörterungen  über 
die  bestmögliche  Art  der  inneren  Kolonisation  mit  erneuter 
Energie  sich  entspinnen  werden.  Hat  sich  doch  gerade  in  un- 
serer Zeit  der  Ernst  der  agrarischen  Lage  in  Ostelbien  gezeigt. 
Nur  dank  der  vorzüglichen  Organisation  der  deutschen  Arbeit- 
geber, die  Tausende  und  aber  Tausende  industrieller  Arbeiter 
nach  dem  Osten  zur  Arbeit  auf  den  Gütern  brachten,  ist  eine  Kata- 
strophe in  der  ostelbischen  Landwirtschaft  vermieden  worden. 
Wie  wäre  es  wohl  geworden,  wenn  der  Krieg  im  Frühjahr  aus- 
gebrochen wäre,  zu  einer  Zeit,  in  der  die  russischen  und  russisch- 
polnischen Arbeiter  noch  nicht  hier  sind.^  Vorschläge  und  Ent- 
würfe, um  eine  derartige  Frage  für  alle  Zeiten  unmöglich  zu 
machen,  werden  auftauchen  und  ausgearbeitet  werden.  Die  ost- 
elbische  Landwirtschaft  wird  dann  wieder  einmal  in  den  Mittel- 
punkt der  Diskussionen  gerückt  sein.  Und  die  Fragen,  die  sie  be- 
wegen, müssen  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  allgemeine  deutsche 
Fragen  werden. 

Die  Lösung  der  Probleme  der  inneren  Kolonisation  wird 
außerordentlich  dyrch  die  Unkenntnis  über  die  vitalsten  Lebens- 
bedingungen der  ostelbischen  Landwirtschaft  erschwert.  Eine  Menge 
Vorurteile  und  schiefe  Urteile  sind  über  sie  gang  und  gäbe.  Ost- 
elbien ist  in  der  Meinung  des  deutschen  Südens  und  Westens 
das  Paradies  des  Großgrundbesitzes.  Die  populäre  Anschauung 
denkt  sich  das  so,  als  ob  im   ganzen  Osten  Rittergut    an    Ritter- 
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gut  sich  drängt,  als  ob  das  Bauerntum  dort  kaum  Raum  hat. 
Das  ist  ein  falscher  Glaube.  Gewiß  nimmt  der  Großgrundbesitz 
eine  hervorragende  Stellung  ein,  aber  andererseits  ist  die  Lage 
des  Bauernstandes  durchaus  keine  klägliche.  Dem  ostelbischen 
Bauernstand  wohnt  eine  starke  Kraft  inne.  Er  steht  an  Bedeu- 
tung und  auch  an  Umfang  kaum  hinter  dem  niedersächsischen, 
rheinischen  und  süddeutschen  Bauernstand  zurück.  Nur  nennt  er 
einen  verhältnismäßig  viel  weniger  großen  Teil  des  Bodenareals 
sein  eigen  als  dieser.  Auch  das  ist  nicht  überall  zu  finden.  Es 
gibt  Gaue,  die  echte  Bauernländer  sind,  ebenso  echt  wie  die 
niedersächsischen.  Das  Ermeland,  ein  großer  Teil  von  Litthauen 
und  Masuren  sind  solche  Bauernländer.  Vor  allen  Dingen  sind 
die  Marschen  in  den  Niederungen  der  Weichsel,  der  Memel  und 
des  Pregels  Stätten  echten  Bauerntums,  und  ebenso  viele  der 
kolonisierten  Bruchgegenden.  Und  deren  gibt  es  in  Ostelbien 
außerordentlich  viele,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Tatsache, 
daß  das  Land  ein  Gebiet  der  Sümpfe  und  Moore  ist,  ebenso  wie 
der  deutsche  Nordwesten.  Die  Provinz  Brandenburg  steht  hier 
an  der  Spitze.  Bewundernswert  ist  der  Umfang  der  Fluren  und 
Wiesen,  die  durch  die  innere  Kolonisation  dem  Sumpfe  und  dem 
Moore  entrissen  sind.  Das  Flußgebiet  der  Havel  besteht  zum 
großen  Teil  aus  derartigen  Ländereien.  Es  enthält  deshalb  mehr 
Bauerndörfer  als  Rittergüter.  Aehnliches  finden  wir  in  den  Brü- 
chen an  der  Oder,  an  der  Obra,  an  der  Bartsch,  an  der  Netze 
und  überall  dort,  wo  sumpfige  Strecken  größerer  Ausdehnung 
urbar  gemacht  worden  sind. 

In  den  trockenen  Gegenden,  in  denen  der  Großgrundbesitz 
stark  vertreten  ist,  macht  sich  das  Bauerntum  gleichfalls  fühlbar 
geltend.  Nirgendwo,  von  wenigen  Bezirken  abgesehen,  ermangelt 
man  der  Bauerndörfer.  In  einigen  Gauen  sind  sie  sogar  sehr 
zahlreich,  so  daß  das  Land  ein  Gemenge  von  Rittergütern  imd 
reinen  Bauerndörfern  darstellt,  wobei  diese  überwiegen.  So  in 
Hinterpommern  bei  Stolp,  Lauenburg,  an  der  Rega  und  bei 
Kolberg,  im  mittleren  Pommern  im  Weizacker,  bei  Köslin  und 
an  der  Oder,  in  Ostpreußen  im  Samland,  im  Kulmerland  usw. 
Ostpreußen  ist  reich  an  Bauerndörfern,  die  in  der  Mitte  ihrer 
Felder  und  Wiesen,  umgeben  und  durchzogen  von  Gärten,  unter 
Obstbäumen  vergraben,  einen  reizenden  Anblick  gewähren.  Hier 
sind  besonders  das  Ermeland,  wie  schon  erwähnt,  bemerkenswert 
und  das  Küstenland    bis    Litthauen    sowie  Litthauen    selbst.     Im 
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Ermeland  ragt  die  Gegend  um  Frauenburg  hervor,  die  einem 
Garten  Eden  gleichkommt.  Das  südliche  Ostpreußen  besitzt  einen 
starken  Bauernstand  vor  allem  bei  Sensburg,  Orteisburg  und  Lyck. 
Dieser  stak  früher  in  großer  Armut,  aus  der  er  sich  aber  heraus- 
gearbeitet hat,  um  sicherlich  einmal  das  Bild  bäuerlicher  Kraft 
zu  bieten,  wenn  die  Wehen  der  furchtbaren  Verwüstung  durch 
den  Krieg  überwunden  sind.  Dasselbe  läßt  sich  vom  hinterpom- 
merschen  Bauernstand,  östlich  von  Stolp  erwarten,  ist  teilweise 
bereits  erreicht  worden. 

Es  wäre  auch  mehr  als  wunderbar,  wenn  Ostelbien  so  bauern- 
arm  dastände,  wie  es  die  Phantasie  des  Westens  und  Südens 
sich  ausmalt.  Man  vergesse  nicht :  die  Flut  der  Einwanderer  im 
Mittelalter  hatte  das  Land  zu  einem  Bauernland  gemacht,  soweit 
deutsch  gesprochen  wurde.  Und  wenn  der  Bauernstand  auch 
vom  15.  Jahrhundert  ab  mehr  und  mehr  in  die  Untertänigkeit  des 
Adels  sank,  um  vom  16.  Jahrhundert  ab  ihr  ganz  zu  erliegen,  die 
bäuerliche  Betriebsweise  blieb  die  vorwaltende.  Der  Verlust,  den 
das  Bauernland  durch  die  Bauerlegungen  und  die  Folgen  des 
30jährigen    Krieges    erlitt,    wurde    durch    die  Kolonisationen    des 

17.  und  18.  Jahrhunderts  in  mancher  Hinsicht  wieder  wettgemacht. 
Die  Einwanderer  siedelten  sich  als  Bauern  auf  den  weitläufigen 
Domänen  des  Staates  und  des  Landesherrn  an  sowie  auf  den 
öffentlichen  Forstgründen.      Thaer    sagte,    daß    gegen   Ende    des 

18.  Jahrhunderts  vier  Fünftel  des  Acker-  und  Wiesenlandes  in 
der  Kurmark  von  meistens  untertänigen  Bauern  bewirtschaftet 
wurden,  nur  ein  Fünftel  vom  Rittergute  oder  von  der  Domäne  aus. 
In  Ost-  und  Westpreußen  gab  es  1792  zwischen  30 — 40  000  Bauern, 
die  ganz  frei  waren ;  deren  Familien  waren  es  entweder  immer 
gewesen  als  die  sogenannten  Kölmer,  die  mit  dem  Kulmer  Rechte 
ausgestatteten  bäuerlichen  Eigentümer,  oder  hatten  durch  die 
Preußenkönige  das  freie  Eigentum  erlangt.  Außerdem  zählte  man 
25000  Scharwerkspflichtige  Domänenbauern  und  21 000  Bauern, 
die  dem  Adel  Untertan  waren.  Die  Einwanderer  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts,  wie  die  Salzburger,  Schweizer,  Pfälzer  und  Des- 
sauer, die  man  bei  Goldap  ansetzte,  die  Halberstädter,  die  bei 
Darkehmen  Höfe  erhielten,  lebten  hier  teils  als  Domänenbauern, 
teils  als  zinspflichtige  freie  Eigentümer.  Eine  rapide  Abnahme 
erfuhr  das  Bauernland  erst  durch  die  Ausführung  der  preußischen 
Agrarreform  von  181 1  und  18 16,  wie  sie  nach  dem  Sturze  Steins 
und  gegen  seine  Absichten  vollzogen   ward.     Die  Befreiung    von 
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der  Erbuntertänigkeit  des  Adels  mußten  die  einem  Rittergute 
Pflichtigen  spannfähigen  Bauern  mit  der  Abgabe  eines  Drittel 
oder  der  Hälfte  ihrer  Ländereien  an  das  Rittergut  erkaufen,  die 
nicht  spannfähigen  mit  der  Abgabe  der  gesamten  Ländereien. 
Diese  ungeheure  Minderung  von  Bauernland  wurde  noch  durch 
die  großen  Aufkäufe  von  Bauernland,  welche  von  1816  ab  von 
den  Rittergütern  aus  erfolgten,  enorm  gesteigert.  Die  ostelbische 
Besitz-  und  Betriebsschichtung  erhielt  damals  die  heutige  Aus- 
gestaltung und  die  ländlichen  deutschen  Arbeiter  des  Ostelbiens 
unserer  Zeit  sind  Nachkommen  gelegter  Bauern. 

Nur  in  den  Gauen,  die  ich  aufzählte,  hielt  sich  das  Bauern- 
tum in  größerer  oder  geringerer  Stärke.  Die  anderen  Gaue  sind 
das  Dorado  der  Großbetriebswirtschaft,  so  Vorpommern,  weite 
Strecken  von  Hinterpommern,  ausgedehnte  Striche  von  Ost-  und 
Westpreußen  sowie  von  Posen.  Hier  begegnen  uns  die  Latifun- 
dien alter  Geschlechter,  in  Posen  und  Westpreußen  von  altpolni- 
schen Feudalherrn.  Die  Besitzungen  gleichen  Fürstentümern,  die 
landwirtschaftlichen  Betriebe  sind  von  enormer  Größe.  In  der 
Provinz  Brandenburg  verfügen  einige  Kreise  der  Uckermark  über 
überragend  große  Betriebe,  so  die  Kreise  Templin,  Prenzlau  und 
Angermünde.  Wenige  Familien  besitzen  gewaltige  Latifundien. 
Aber  immerhin  ist  der  bäuerliche  Besitz  noch  erwähnenswert, 
davon  kann  gar  keine  Rede  in  einem  großen  Teile  der  Neumark 
und  der  Mittelmark  sein.  Hier  ist  in  den  Kreisen  Königsberg, 
Friedberg  und  Soldin  der  Großbesitz  fünf-  bez.  acht-  und  neunfach 
größer  als  das  bäuerliche  Eigentum,  in  Niederbarnim  dreizehn- 
mal, im  Kreise  Jüterbog  achtmal.  Ausgedehnte  Großbetriebe 
haben  sich  auch  in  der  Lausitz  entwickelt. 

Neben  den  mehr  bäuerlichen  und  den  großbetriebsmäßigen 
Landstrichen  existieren  andere,  die  eine  Mischung  der  Bodenbe- 
sitzarten enthalten.  Ein  Durcheinander  von  Bauerndörfern  und 
großen  Gütern  sind  hier  das  Bemerkenswerte,  und  das  ist  im 
größeren  Teile  von  Ostelbien  zu  beobachten.  Auch  dort,  wo  ich 
Bauerndörfer  in  größerer  Zahl  erwähnt  habe,  wie  beispielsweise 
auf  den  trockenen  Geländen  in  Ostpreußen,  in  Pommern,  im 
Posenschen  liegen  sie  stetig  im  Gemenge  mit  Rittergütern  und 
Domänen.  Dasselbe  treffen  wir  auch  in  der  Priegnitz,  im  Havel- 
land, in  Oberbarnim. 

Folgende  Zusammenstellung  gewährt  ein  l^ild  der  durch- 
schnittlichen Besitzverteilung.     Nach    der  Statistik    von   1907  ent- 
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fielen  von  je   lOO  ha  der  gesamten  Wirtschaftsfläche  auf  die  Be- 
triebe 


in  den  Reg.-Bez. 

unter  50  ha 

Potsdam 

52,2 

Frankfurt 

56,4 

Stralsund 

19,5 

Stettin 

43,3 

Köslin 

42,9 

Danzig 

57,3 

Marienwerder 

47,5 

Königsberg 

37 

Gumbinnen 

53,1 

Allenstein 

55,3 

zwischen 

über 

50—100  ha 

100  ha 

13,5 

34,3 

6,9 

36,8 

6,4 

74,1 

8,8 

47,9 

5,5 

51,6 

13,9 

28,8 

12,1 

40,4 

15,2 

47,8 

14,2 

32,7 

13,1 

31,6 

Untersucht  man  die  Besitzverhältnisse  daraufhin,  wieviel  den 
einzelnen  bäuerlichen  Betriebsweisen  angehört,  also  den  Parzellen- 
bauern (bis  zu  2  ha  bewirtschaftend),  den  Kleinbauern  (2 — 5  ha), 
Mittelbauern  (5 — 20  ha),  Großbauern  (20 — lOO  ha)  und  den  als  In- 
haber von  Großbetrieben  bezeichneten  Unternehmern  (über  100  ha), 
so  ergibt  sich  folgende  Zahlenreihe.  Es  wurden  von  je  100  ha 
bewirtschaftet 


von 

in 

Parzellen-, 

Klein-, 

Mittel-, 

Groß- 

Großbetrieben 

Bauern 

Ostpreußen 

1,97 

4,20 

17,51 

37,89 

38,33 

Westpreußen 

2,38 

3,96 

23,70 

33,12 

36,84 

Brandenburg 

3,30 

5,55 

22,10 

33,36 

35,49 

Pommern 

2,54 

3,10 

18,34 

22,73 

53,23 

Posen 

2,72 

4,06 

25,70 

21,53 

45,99 

Noch  klarer  wird  das  Bild,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt, 
daß  die  selbständigen  Existenzen,  die  von  der  Bauernwirtschaft 
leben,  an  Zahl  unvergleichlich  viel  größer  als  die  großen  Unter- 
nehmer sind.  So  sitzen  in  der  Mark  Brandenburg  neben  178000 
Parzellanten,  die  zusammen  92  000  ha  bewirtschaften,  83  OOO  Klein- 
und  Mittelbauern,  die  über  585600  ha  verfügen,  21 400  Groß- 
bauern, die  770000  ha  eigen  und  nur  21 10  Großunternehmer,  die 
fast  800000  ha  unter  sich  haben.  In  ähnlicher  Weise,  nur  meist 
noch  krasser,  schauen  die  Verhältnisse  anderswo  aus,  Ostpreußen 
zum  wesentlichen  Teile  ausgenommen,  das  sich  einer  zahlreichen 
Bauernbevölkerung  rühmen  kann  und  wo  die  nach  der  Statistik 
großen  Betriebe  mehr  Bauernhöfe  sind.  Die  Rauheit  des  Klimas 
und  die  Sprödigkeit  bedingen  eben  größere  Höfe,  als  es  im 
Westen  nötig  ist,  um  eine  Bauernfamilie  durchbringen  zu  können. 

Bei  der  Betrachtung  der  Statistik  über  die  Bodenbesitzverhält- 
nisse fällt  auf,  wie  sehr  der  Großbetrieb  auf  schwerem  Boden  über- 
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wiegt  und  wie  der  Bauernbetrieb  sandige  und  leichte  Erden  zu 
lieben  scheint.  Zache  sagt  in  seinsm  Werke  »Die  Landschaften 
der  Provinz  Brandenburg«  ausdrücklich  von  dieser  Provinz,  daß 
»der  gute  Boden  fast  ausschließlich  in  den  Händen  des  Groß- 
betriebes und  der  geringere  in  den  Händen  des  bäuerlichen  Be- 
triebs ist«.  In  Pommern  ist  der  meist  lehmgründige  Regierungs- 
bezirk Stralsund  ein  Hort  des  Großbetriebes,  der  die  weizen- 
tragende kleewüchsige  Erde  zum  größten  Teile  im  Besitze  hat. 
Wo  Sandboden  ist,  wie  auf  dem  Darst  und  auf  dem  Zingst  und 
sonst  an  der  Küste,  liegen  die  Fischerdörfer  mit  bäuerlichen  und 
parzellenmäßigen  Höfen.  Im  Regierungsbezirk  Stettin  nehmen 
die  leichten  kieferntragenden  Böden  beträchtlich  an  Umfang  zu 
und  damit  sinkt  die  Ausdehnung  der  Großbetriebswirtschaft.  Je 
weiter  wir  nach  Osten  vordringen,  verschlechtert  sich  der  Boden 
und  vergrößert  sich  die  Zahl  der  Bauernhöfe.  Man  darf  aber 
nicht  vergessen,  daß  ein  Teil  der  Betriebe  von  über  loo  ha  Um- 
fang auch  Bauernstellen  sind,  nur  benötigen  sie  wegen  der  Ge- 
ringwertigkeit der  Erde  gröfiere  Ausdehnung,  um  bestehen  zu 
können.  In  Westpreußen  entspricht  gleichfalls  das  Verhältnis  in 
der  Güte  des  Bodens  dem  Verhältnis  in  der  Größe  der  Betriebe. 
Auf  den  Regierungsbezirk  Danzig  entfallen  115  Rittergüter,  auf 
Marienwerder  dagegen  396 !  Eine  ganz  erklärliche  Relation !  Der 
erstere  Bezirk  schließt  das  pomerellische  Land  in  sich  ein,  mit 
seinen  kassubischen  Bauerndörfern  und  seinen  endlosen  Sand- 
flächen. Die  Bauernhöfe  sind  häufig  über  lOO  ha  groß.  Im 
Osten  erstrecken  sich  die  Weichselmarschen,  die  verschiedenen 
Werder,  die  ebenso  wie  die  Marschen  an  der  Oder,  an  der  Warthe, 
an  der  Elbe  das  Vorwiegen  der  bäuerlichen  Höfe  gebieterisch 
verlangen  trotz  ihres  Kleibodens.  Die  Frage  der  Erhaltung  der 
Deiche,  der  ewige  Kampf  gegen  das  Wasser,  das  unaufhörlich 
im  Winter  auf  der  Lauer  liegt,  sein  altes  Reich  wiederzugewinnen, 
zwingen  dazu,  möglichst  viele  selbständige  Existenzen  am  Boden 
teilnehmen  zu  lassen,  weil  nur  das  Zusammenhalten  vieler  Selbst- 
interessenten ein  ersprießliches  Wirken  verbürgt.  Großbetriebe, 
die  sich  auf  fremde  interessenlose  Arbeitskräfte  verlassen  müssen, 
welche  nur  der  Lohn  ans  Land  fesselt,  sind  dazu  außerstande. 
Wenn  dennoch  die  großen  Betriebe  zwei  Fünftel  des  Landes  des 
Regierungsbezirkes  ausmachen,  so  liegt  das  an  der  Größe  der 
Bauernhöfe  in  Pomerellen  und  Kassubien,  die  wegen  der  geringen 
Ertragfähigkeit  des  Ackers    häufig   den  Betrag  von   100  ha  über- 
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steigen  und  daher  in  der  Statistik  als  große  Betriebe  figurieren. 
Das  ist  im  Marienwerder  Bezirk  auch  der  Fall,  soweit  die  Tu- 
cheier Heide  reicht  und  das  Quellgebiet  der  Brahe.  Marienwerder 
ist  sonst  aber  das  Land  der  fetten  und  trockenen  Erde.  Das 
gesegnete  Kulmer  Land  bietet  sich  hier  dem  entzückten  Auge 
des  Landmannes  dar.  Deshalb  die  große  Zahl  von  Rittergütern. 
Aehnliche  Zusammenhänge  zwischen  Boden  und  Besitzart 
sehen  wir  in  Ostpreußen  und  Posen.  Im  ostpreußischen  Terri- 
torium macht  sich  der  Einfluß  des  Klimas  dazu  noch  geltend. 
Es  ist  die  Regel  in  Ostelbien :  mit  der  Vermehrung  der  Schwere 
und  Lehmhaltigkeit  der  Erde  wächst  der  Großbetrieb.  Man  be- 
trachte unsere  Tabelle  über  die  Verschiedenheit  der  Größe  der 
Höfe  und  halte  dazu  diese  Ziffern.  In  der  Provinz  Brandenburg 
kommen  auf  Sandboden  40  Proz.,  auf  reinen  Lehmboden  unge- 
fähr 5  Proz.,  auf  sandigen  Lehm-  und  lehmigen  Sandboden  an- 
nähernd 50  Proz.,  in  der  Provinz  Posen  dagegen  ca.  30  Proz.  bez. 
9^2  und  50  Proz.  Die  Großbetriebe  beruhen  zum  Teile  auf  ganz 
natürlicher  Entwickelung.  Denn  ein  erheblicher  Teil  von  ihnen 
sind  Domänen,  Eigentum  des  Staates,  von  Stiftungen  und 
von  sonstigen  öffentlichen  Institutionen.  So  sieht  es  im  Re- 
gierungsbezirk Stralsund  aus,  wo  45  Proz.  des  Bodens  von  Päch- 
tern bebaut  und  genutzt  werden.  Diese  Domänen  sind  im  allge- 
meinen aus  dem  Kirchenbesitz  entstanden,  der  alleweil,  wie  man 
ja  weiß,  sich  die  fettesten  Böden  und  hübschesten  Lagen  zu 
sichern  wußte.  Die  Erscheinung,  daß  eine  erhebliche  Menge  der 
Landwirte,  die  ein  Areal  von  mehr  als  100  ha  zu  pflegen 
haben,  in  Ost-  und  Westpreußen  lediglich  Großbauern  sind,  daß 
also  die  Acker-  und  Weidefläche,  die  wirklichen  Großgrundbe- 
sitzungen zuzurechnen  sind,  geringer  ist,  als  die  offizielle  Statistik 
vermuten  läßt,  spricht  sich  auch  in  dem  Gange  der  Fidei- 
kommißbildung  aus.  Es  betrug  im  Jahre  1910  von  Fideikom- 
missen 


in 

die  Zahl 

die  Fläche 
überhaupt 

von  der 

Gesamtfläche 

der  Provinz  also 

Ostpreußen 
Westpreußen 
Brandenburg 
Pommern 

74 

35 

134 

119 

145  113  ha 
115911    » 

337427   » 
242  614   » 

3>92 
4,54 
8,47 
8,05 

Proz. 

Posen 

73 

198490   » 

6,85 

» 

Wir  sehen :  Jemehr  wirklicher  Großgrundbesitz  in  der  P'orm 
des  Rittergutes,  desto  mehr  Fideikommisse,  deshalb  eignen  Bran- 


224 


Kuno  Waltemath : 


denburg,    Pommern  und  Posen   bedeutend    mehr    von    ihnen    als 
Ost-  und  Westpreußen. 

In  welchem  Maße  die  einzelnen  Fruchtarten  angebaut  wer- 
den, erhellt  aus  nachstehenden  Zifferreihen,  die  auch  zugleich 
illustrieren  wollen,  wie  es  sich  damit  in  Westelbien  verhält.  Die 
Ernteflächen  umfaßten  im  Jahre   191 2 


Taus 

end  Hekta 

r  bei 

in 

Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

Ostpreußen 

88,6 

459,9 

95,8 

343,8 

177,5 

Westpreußen 

76,9 

403,9 

74,2 

162,5 

195,6 

Brandenburg 

60,3 

640,9 

70,2 

245,9 

312,6 

Pommern 

57,5 

451,2 

53,1 

300,6 

209,8 

Posen 

79.6 

674,7 

123,2 

161,4 

293,0 

dagegen 

Hannover 

89,6 

440,2 

16,8 

246 

141,1 

Schlewig-Holstein 

34,0 

143,2 

58,5 

222 

30,1 

Westfalen 

75.1 

244 

11,8 

165 

96,3 

Hessen-Nassau 

64 

145,7 

22,3 

150 

87,9 

Rheinprovinz 

94 

257,9 

27,6 

258 

172,4 

Sachsen 

194.3 

334.8 

140,3 

221,9 

203,036 

Eine  gewisse  Ueberlegenheit  Ostelbiens  ist  darnach  nicht  zu 
leugnen,  wenn  man  die  kornreiche  Provinz  Sachsen,  Deutschlands 
fruchtbarste  Gegend  ausnimmt.  In  Hinsicht  auf  den  Anbau  von 
Zuckerrüben  ist  das  Bild  ähnlich,  indem  man  mit  ihnen  bestellte 


in 

ha 

ha 

Ostpreußen 

2  300 

Schlewig-Holstein 

I  000 

Westpreußen 

33  130 

Hannover 

38460 

Brandenburg 

25  280 

Westfalen 

3  000 

Pommern 

31  300 

Hessen-Nassau 

5  100 

Posen 

64675 

Rheinprovinz 

21  000 

Sachsen 

120  978 

Diese  Ueberlegenheit  schwindet  aber  im  allgemeinen,  wenn 
man  die  Angaben  über  die  Gesamternten  verfolgt.  Diese  betrug 
in  tausend  Tonnen 


in 

Weizen 

Roggen 

Gerste 

Hafer 

Kartoffeln 

Zuckerrüben 

Ostpreußen 

167 

794 

163 

568 

2230 

66 

Westpreußen 

178 

634 

169 

319 

2462 

991 

Brandenburg 

149 

II 64 

170 

558 

5128 

771 

Pommern 

136 

773 

127 

651 

2887 

923 

Posen 

175 

1230 

288 

364 

4565 

1976 

Sachsen 

568 

734 

339 

532 

3543 

3719 

Schleswig-Holstein 

87 

282 

144 

515 

429 

291 

Hannover 

231 

834 

35 

520 

2501 

1939 

Westfalen 

172 

450 

20 

283 

1643 

69 

Hessen-Nassau 

156 

301 

43 

261 

1554 

154 

Rheinprovinz 

246 

520 

57 

421 

2980 

650 

Man  erntete  u.  a.  also  an  Korn  in  tausend  Kilogramm  im 
Jahre  1912  auf  dem  ha  (in  Klammern  sind  die  entsprechenden 
jährlichen  Durchschnittsziffern  der  Periode   1902 — 11   angefügt): 
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in 

Sommerweizen 

Sommerroggen 

Gerste 

Hafer 

Ostpreußen 

1,9     (1-7) 

1.74  (1,52) 

1,7     (1,6) 

1,65  (1,6) 

Westpreußen 

2,33  (2,1) 

1,58  (i>5) 

2,28  (2,0) 

1,96  (1,8) 

Brandenburg 

2,48  (2,2) 

1,82  (1,5) 

2,43  (2,1) 

2,27  (1,8) 

Pommern 

2,38  (2,3) 

1,72  (1,6) 

3,39  (2,0) 

2,26  (1,86) 

Posen 

2,19 

1,82  (1,6) 

2,33  (1,9) 

2,26 

Schleswig-Holstein 

2,58  (2,6) 

1,97  (1,79) 

2,47  (2,2) 

2,47   (2,1) 

Hannover 

2,56  (2,3) 

1,89  (1,76) 

2,12  (2,0) 

2,12  (2,1) 

Die  Erträge  schwanken,  je  nachdem  ob  das  Korn  auf  einem 
Bauernacker  oder  in  einem  großen  Betriebe  gewonnen  wird. 
Darin  stimmen  alle  vorurteilsfreien  Beobachter  überein.  So  Bel- 
ga7'd  in  seinem  Werke  »Parzellierung  und  innere  Kolonisation«, 
W'orin  dargelegt  wird,  daß  der  Bauer  mehr  an  Getreide  aus  dem  Bo- 
den herausholen  und  mehr  Frucht  an  den  Markt  liefern  kann  als 
der  Großunternehmer.  Aehnliches  ergibt  sich  aus  dem  Berichte 
des  Präsidenten  der  Ansiedelungskommission  Dr.  Gi'avisch^  wo- 
nach 1908  die  von  dieser  Kommission  angesetzten  Ansiedler 
24  Proz.  mehr  an  Roggen  und  Weizen  auf  den  Morgen  erzeugten, 
als  der  Durchschnitt  für  Westpreußen  und  Posen  beträgt.  Eben- 
falls zeigt  jede  Umwandlung  eines  Rittergutes  oder  einer  Domäne 
in  ein  Bauerndorf  eine  Vermehrung  der  Getreideprodukte,  so  bei- 
spielsweise zu  Plümenhagen  bei  Köslin  um  28  Proz.  auf  den  Morgen, 
zu  Rützow  um  3  Zentner  Roggen  und  Hafer,  um  4  Zentner 
Weizen  und  Gerste  auf  den  Morgen  und  um  17  Zentner  Kar- 
toffeln. Die  Bauern  bringen  eben  mehr  Dung  in  den  Boden  hin- 
ein, sei  es,  daß  sie  mehr  Kunstdünger  verwenden,  sei  es,  daß 
sie  mehr  natürlichen  Dung  auf  das  Feld  fahren  können,  weil  sie 
größere  Viehstapel  in  ihren  Ställen  bergen.  Zweifellos  steht  die 
ostelbische  Landwirtschaft  auf  hoher  Stufe,  die  Benutzung  des 
Kalis,  der  phosphorsäurehaltigen,  der  stickstoffreichen  Dünger 
findet  in  starkem  Maße  statt,  die  Technik  ist  sehr  fortgeschritten. 
Viele  Domänen  und  Großbetriebe  sind  den  schönsten  Muster- 
wirtschaften in  Deutschland  ebenbürtig  und  leisten  Unübertreff- 
liches iin  Rahmen  der  Großbetriebsführung.  Aber  ebenso  zweifel- 
los ist  es,  daß  die  ostelbische  Landwirtschaft  mit  den  besten 
Kornproduzenten  des  Vaterlandes  wetteifern  könnte,  wenn  der 
Bauer  in  ihr  die  Hauptfigur  sein  würde. 

An  den  Ackerbau  schließt  sich  eine  blühende  Viehzucht  an, 
entsprechend  dem  Ueberflusse  an  Wiesen  und  Kleefeldern,  sowie 
Luzerneäckern,  dessen  sich  Ostelbien  erfreut.  Das  Areal,  das 
mit  ihnen  besetzt  war,  belief  sich  im  Jahre  19 12  in  tausend 
Hektar 
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für 

Klee 

Luzerne 

Wiesen 

251 

0,6 

386 

122 

3 

166 

65 

9 
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Ostpreußen 

Westpreußen 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

In  dieser  Beziehung  kann  das  Land  mit  Westelbien  konkur- 
rieren, indem  Hannover  und  Schleswig-Holstein  kaum  mehr  Gras- 
und  Kleeflächen  haben,  die  anderen  Westprovinzen  aber  ent- 
schieden weniger.  So  besaß  Hannover  1912  41000  ha  Klee- 
felder und  401 000  ha  Wiesen,  Schleswig-Holstein  61 000  bez. 
349000,  Westfalen  53000  bez.  166000,  die  Rheinprovinz  105000 
bez.  214000  ha. 

Die  Pferdezucht  hat  besonders  eine  Stätte  in  Ost-  und 
Westpreußen.  Hier  ist  das  hauptsächlichste  Züchtungsgebiet  des 
deutschen  Heerespferdes.  Die  meisten  Remonten  stammen  daher. 
Auf  den  Wiesen  der  bäuerlichen  Höfe  wachsen  die  Pferde  auf, 
um  dann  unter  der  Hand  von  großen  Besitzern  für  die  Zwecke 
des  Heeres  hergerichtet  zu  werden. 

Die  Rindviehzucht  gedeiht  vornehmlich  in  den  dem 
Sumpfe  und  den  Brüchen  entrissenen  Geländen  mit  ihren  Wiesen 
und  Weiden.  Sie  ist  an  diese  mehr  als  im  regenreichen  Westen 
gebunden.  Das  zeigt  sich  besonders  in  der  Milchversorgung  der 
Stadt  Berlin.  Von  dem  gewaltigen  Betrag  von  260  Mill.  kg,  den 
die  große  Stadt  mit  ihren  Vororten  19 11  durch  die  Bahn  emp- 
fing, stammen  wie  Dr.  Petersilie  in  der  »Zeitschrift  des  Kgl.  Preuß. 
Stat.  Amtes«  berechnet  hat,  nicht  weniger  als  57  Proz.  aus  dem 
feuchten  wiesenreichen  Havelland  und  der  nächsten  ebenso  ge- 
stalteten Umgegend.  Die  nassen  Gelände  an  der  Havel,  das 
Havelluch,  das  Rhinluch,  die  Wiesengründe  am  P'inowkanal,  im 
Belliner  Land,  an  der  Dosse,  am  Havelkanal  von  Nauen  bis  Ra- 
thenow sind  die  besten  Milchproduktionsstätten.  Ihnen  folgen 
die  Niederungsfluren  an  der  Nuthe,  der  Dahme,  der  Ucker,  der 
Oder,  die  mit  Wiesen  und  Weiden  gesegnete  Uckermark.  Die 
Gebiete  östlich  von  Berlin  treten  als  Milchversorger  sehr  zurück, 
über  die  Oder  reichen  sie  nirgends.  Die  Milchproduktion  ledig- 
lich von  Stallvieh,  ohne  reichliche  Grasfütterung,  erzeugt  in  Groß- 
Berlin  selbst  und  in  der  näheren  Umgegend  vielleicht  ein  Drittel 
des  ganzen  Milchbedarfs  der  deutschen  Metropole,  vermag  also 
bei  weitem  nicht  zu  genügen.  Die  Rindviehzucht  im  übrigen 
Brandenburg  dient  meist  der  l^leischproduktion   und  der  Herstel- 


Besitz-  und  Betriebsverhältnisse  in  der  ostelbischen  Landwirtschaft. 


227 


lung  von  Molkereiprodukten.  Dasselbe  gilt  für  das  übrige  Ost- 
elbien,  die  Distrikte  ausgenommen,  die  die  großen  und  größeren 
Städte  Stettin,  Danzig,  Posen,  Königsberg  usw.  zu  versehen  ha- 
ben, wobei  Pommern  auch  an  Berlin  noch  zu  denken  hat  und 
dahin  Milch  in  erheblichen  Quantitäten  abgeben  muß.  Selbst 
vom  Ufer  der  Ostsee  gelangt  diese  weiße  Ware  nach  Berlin. 
Ueberall  hat  sich  die  Rindviehhaltung  am  gedeihlichsten  in  den 
Flußmarschen  und  Niederungen  entwickelt.  Enorme  Mengen 
Vieh  tummeln  sich  vom  Mai  bis  zum  Herbste  auf  den  unabseh- 
baren von  Weiden  umsäumten  Grasebenen  an  der  Weichsel,  an 
der  Oder,  an  der  Peene,  an  der  Warthe,  Netze,  Brahe,  Memel, 
am  Pregel,  am  Ruß,  an  der  Gilge,  auch  auf  Wiesen  an  den  vielen 
kleineren  P'lußläufen,  die  zur  Ostsee  strömen  oder  in  die  Seen 
und  größeren  Flüsse  sich  ergießen  und  ferner  auf  den  Weiden 
an  den  Seen  oder  auf  dem  getrockneten  Boden  von  solchen. 
Hier  ist  Vieh  zu  schauen,  das  dem  kritischsten  Ostfriesen  und 
Holsteiner  gefallen  mag,  das  auf  allen  Ausstellungen  der  Land- 
wirtschaftsgesellschaft ehrenvoll  bestehen  kann.  Bäuerliche  Züchter 
haben  ebenso  wie  im  Westen  auch  hier  die  P'ührung;  die  Zucht 
der  prachtvollen  schwarzbunten  Ost-  und  Westpreußen  geht  aus 
ihren  Händen  hervor.  Die  Schweinezucht  hat  eine  glän- 
zende Entwickelung  genommen,  dank  dem  Vorrat  an  Kartoffeln 
und  der  Nähe  Rußlands,  wodurch  der  Bezug  von  Futtergetreide 
erleichtert  wird.  Sie  steht  völlig  unter  dem  Zeichen  der  Sorge, 
den  Hunger  der  Berliner  mitbefriedigen  zu  helfen.  Das  Empor- 
schnellen des  Städteungeheuers  an  der  Spree  hat,  ebenso  wie  für 
die  Rindviehzucht,  für  die  Schweinezucht  als  Stimulus  gewirkt  und 
sie  in  die  Höhe  gebracht. 

Im  allgemeinen  ist  es  den  ostelbischen  Landwirten  auch  ge- 
lungen, den  Fleischbedarf  der  Berliner  zu  decken,  neben  der 
Stillung  des  Fleischbedarfes  der  itferigen  ostelbischen  Städte. 
Der  Berliner  Viehmarkt  erhielt  in  den  letzten  Jahren  gewöhnlich 
I  100  000 — 1400000  Schweine  alljährlich.  Im  Jahre  1909  waren 
es  genau  berechnet  i  252000.  Davon  sandten  Ost-  und  West- 
preußen 332000,  Pommern  391  000,  Posen  192000,  Brandenburg 
140000,  den  Rest  das  übrige  Deutschland  und  das  Ausland,  wo- 
von das  meiste,  nämlich  72  000  aus  dem  angrenzenden  Mecklen- 
burg kam.  Nicht  zu  vergessen  ist,  daß  von  den  an  den  Markt 
geschickten  Borstentieren  800000  nach  Städten  außerhalb  Berlins 
wieder  verfrachtet  werden.     Früher  war   diese  Zahl    viel    größer; 
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seit  einigen  Jahren  reisen  die  Händler  aus  West-  und  Süddeutsch- 
land direkt  in  die  Produktionsgebiete  und  kaufen  dort  ihren  Be- 
darf. Ostelbien  hilft  also  mit,  Westelbien  und  Süddeutschland 
mit  Schweinefleisch  zu  versehen.  Die  Provinz  Brandenburg  lie- 
fert auch  viel  Schweinevieh  direkt  an  die  Schlachter  in  den  Vor- 
orten und  in  den  bei  Berlin  liegenden  Städten,  ohne  die  Ver- 
mittelung  des  Berliner  Marktes  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die 
Kreise  der  Schweineproduktion  ziehen  sich  übrigens  bis  in  die 
nächste  Nähe  von  Berlin,  ja  bis  in  die  Vororte  hinein.  Hier  ist 
eine  starke  Schicht  von  berufsmäßigen  kleineren  und  größeren 
Mästern  aufgekommen  unter  Verwendung  der  Abfälle  von  Küchen 
und  Krankenhäusern,  um  das  Vieh  zu  ernähren.  Einsichtige 
Stadtverwaltungen,  wie  die  von  Charlottenburg  und  Potsdam, 
unterstützen  dieses  Beginnen,  indem  sie  von  allen  Hausabfällen 
von  vornherein  die  Materialien  absondern  lassen,  die  zur  Fütterung 
dienen  können. 

Das  Emporblühen  von  Berlin,  die  Zusammendrängung  einer 
luxuriösen  und  wohlhabenden  Bevölkerung  von  fast  vier  Millionen 
Städtern  auf  einem  engen  Fleck  Erde  hat  die  ostelbische  Land- 
wirtschaft teilweise  revolutionär  umgestaltet  und  sie  ungestüm  auf 
die  Bahn  des  P'ortschritts  geschoben.  Die  Viehzucht  ist  dadurch 
erst  zu  einem  gewinnbringenden  Gewerbe  geworden  und  in  den 
Vordergrund  gerückt.  Aehnliches  ist  beim  Obst-  und  Gemüse- 
bau zu  merken,  die  unter  dem  Einflüsse  von  Berlin  eine  gewal- 
tige Vermehrung  erfahren  haben. 

Mit  dem  Aufschwünge  der  Landwirtschaft  auf  fast  allen  Ge- 
bieten kontrastiert  merkwürdig  die  große  Verschuldung  der  Land- 
wirtschaft. Das  Statistische  Jahrbuch  für  den  Preußischen  Staat 
von  191 1  gibt  darüber  belehrende  Auskunft.  Alle  Landwirte, 
deren  Hof  mindestens  60  Mark  Grundsteuerertrag  hat,  sind  in 
Betracht  gezogen.  Da  zeigt  sich,  daß  die  durchschnittliche  Ver- 
schuldung für  den  ganzen  preußischen  Staat  26,4  v.  H.  des  Brutto- 
vermögens beträgt,  daß  sie  aber  für  Ostelbien  weit  stärker  ist. 
Der  Prozentsatz  beläuft  sich  in  den  Reeierunssbezirken 
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Woher  rührt  das  ?  Teilweise  ist  die  größere  Verschuldung 
ein  Produkt  des  wirtschaftlichen  Wachstums  selbst.  Die  Schulden 
stammen  zum  Teile  von  dem  Gelde  her,  das  zum  Zwecke  der 
Melioration  aufgenommen  worden  ist.  Das  Gut  macht  äußerlich 
den  Eindruck  einer  schlechteren  finanziellen  Lage  als  früher,  es 
steht  aber  dennoch  besser  da  als  früher,  indem  es  weit  höhere 
Einnahmen  aufweist  als  vor  der  Aufnahme  der  Meliorationsgelder. 
Infolgedessen  kann  die  höhere  Summe,  die  für  Verzinsung  der 
Schulden  aufzuwenden  ist,  mehr  oder  weniger  wettgemacht  wer- 
den. Zum  anderen  Teile  ist  die  größere  Verschuldung  die  Kon- 
sequenz der  bekannten  Verbreitung  des  großen  Besitzes  in  Ost- 
elbien.  Die  offizielle  Statistik  beweist,  daß,  je  größer  ein  Gut  ist, 
desto  mehr  die  Verschuldung  anwächst.  Nur  scheinbar  spricht 
dagegen,  daß  die  ganz  großen  Güter,  die  einen  Grundsteuerrein- 
ertrag von  mehr  als  3000  Mark  abwerfen,  geringer  verschuldet 
sind  als  die  mit  Reinertrag  von  1500 — 3000  Mark,  die  durch- 
schnittlich die  verschuldetsten  Güter  umfassen.  Denn  jene  Klasse 
der  ganz  großen  Güter  schließt  auch  die  Herrschaften  der  früher 
reichsunmittelbaren  Fürsten,  Grafen  und  Barone  ein  und  die  Fi- 
deikommisse,  die  einer  hypothekarischen  Verschuldung  sich  meist 
entziehen.  Die  besonders  starke  Verschuldung  hängt  mit  der 
Tatsache  zusammen,  daß  die  großen  Güter  fast  unausgesetzt  im 
Laufe  weniger  Jahre  ihre  Besitzer  wechseln,  sofern  sie  nicht  fidei- 
kommissarisch  gebunden  sind.  Sie  gehen  von  einer  Hand  in  die 
andere.  Und  jedesmal  beim  Tausche  des  Besitzrechtes  wächst 
die  Verschuldung,  da  der  neue  Käufer  nur  einen  kleinen  Teil 
der  Kaufsumme  hinterlegt,  den  größeren  Teil  als  Schuldsumme 
stehen  läßt.  Die  Sucht  von  kapitalkräftigen  Leuten,  ein  eigenes 
Gut  mit  eigener  Jagd  zu  eignen,  Großgrundbesitzer  zu  heißen 
und  so  in  sozialem  Ansehen  zu  steigen,  ist  eine  hauptsächliche 
Triebfeder  bei  diesen  Vorgängen.  Die  Nachfrage  nach  großen 
Gütern  ist  innerhalb  der  Schichten  reichgewordener  Städter  un- 
ausgesetzt steigend,  die  liebe  Eitelkeit  überspringt  alle  Hinder- 
nisse, auch  die,  die  darin  bestehen,  daß  die  Großgrundbesitzer 
die  Sachlage  auszunützen  verstehen  und  von  Jahr  zu  Jahr  stei- 
gende Kaufgelder  für  ihre  Höfe  verlangen  und  erhalten.  Dies 
alles  trifft  auf  den  bäuerlichen  Besitz  selten  zu;  er  wird  gewöhn- 
lich in  der  Familie  zu  halten  versucht,  von  Geschlecht  zu  Ge- 
schlecht. In  Ostelbien  existiert  kein  gewohnheitliches  oder  gar 
staatliches  Anerbenrecht,  freieste  Teilbarkeit  herrscht  allenthalben, 
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teilweise  mit  Naturalteilung  verknüpft.  Dennoch  strebt  man  in 
den  bäuerlichen  Schichten  darnach,  den  Hof  möglichst  ungeteilt 
zu  lassen  und  auf  einen  Erben  zu  vermachen.  Der  ostelbische 
Bauernstand  ist  deshalb  nicht  stärker  mit  Schulden  belastet  als 
sonst  der  Bauernstand  in  der  deutschen  Heimat.  Die  Treue  zum 
ererbten  Besitz,  die  Sorge,  ihn  der  Familie  als  Kleinod  zu  be- 
wahren, die  Liebe  zur  gewohnten  Scholle  vereinigen  sich,  um  der 
Verschuldung  einen  Riegel  vorzuschieben  oder  sie  nach  und  nach 
zu  beseitigen,  wenn  sie  einmal  Wahrheit  geworden  sein  sollte.  Die 
Anspruchslosigkeit  unserer  Bauern,  die  Neigung,  sich  lieber  den 
größten  Entbehrungen  zu  ergeben,  als  vom  väterlichen  Heim  zu 
weichen,  sind  in  der  Regel  siegreiche  Bekämpfer  einer  drohenden 
Verschuldung.  Als  man  am  15.  Februar  191 1  im  deutschen 
Landwirtschaftsrat  über  die  Frage  der  Entschuldung  beriet,  da 
sagte  Freiherr  v.  Wangenheim  aus  seiner  Kenntnis  des  ostelbi- 
schen  Bauernstandes  heraus:  »Ich  bin  der  Meinung,  daß  wir  ge- 
rade für  den  größeren  Besitz  ein  hervorragendes  Beispiel  in  der 
Art  haben,  wie  in  großen  Teilen  Deutschlands  unser  bäuerlicher 
Besitz  operiert  hat.  Unsere  Bauern  haben  nicht  nach  Gesetzen 
und  Statuten,  sondern  nach  ungeschriebenem  Gesetz  und  den  Er- 
fahrungen des  praktischen  Lebens  das  ausgeführt,  was  wir  hier 
erreichen  wollen,  indem  sie  meistens  nur  eine  ganz  geringe  hypo- 
thekarische Verschuldung  haben,  indem  sie  zu  vereinbarten  Preisen, 
die  weit  unter  den  Wert  der  Güter  herabgehen,  ihren  Besitz  in 
der  Erbfolge  weitergeben  und  somit  einen  großen  Teil  des  bäuer- 
lichen Besitzes  vom  Markt  ausgeschieden  haben«. 

Gründe,  die  aus  speziellen  Umständen  entspringen,  sprechen 
bei  den  Verschiedenheiten  in  der  Höhe  der  Verschuldung  auch 
mit.  In  Westpreußen  und  Ostposen  ist  die  hohe  Verschuldung 
nur  scheinbar  vorhanden,  indem  die  Rentengüter,  die  hier  durch 
die  Bestrebungen  der  Ansiedelungskommission  und  von  privaten 
Banken  und  Gesellschaften  in  großer  Zahl  gestiftet  worden  sind, 
einen  beträchtlichen  Teil  der  landwirtschaftlichen  Höfe  bilden. 
Und  die  Rentengüter  sind  in  der  ersten  Periode  ihrer  Existenz 
naturgemäß  zu  den  hochverschuldeten  Besitzungen  zu  rechnen. 
In  Pommern  und  Westposen  wird  die  geringere  Belastung  als  sie 
weiter  östlich  konstatiert  werden  muß,  durch  das  weit  stärkere 
Auftreten  der  Fideikommisse  miterklärt. 

Freunde  eines  strengen  Anerbenrechtes,  wie  es  in  Hannover 
besteht,  verfehlen  nie,  darauf  hinzuweisen,  daß  der  Mangel  eines 
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solchen  Rechtes,  wie  er  im  Osten  besteht,  die  Ursache  einer  Ver- 
schuldung sein  müsse,  die  zum  unrettbaren  Untergang  des  Bauern- 
standes führe.  Aus  der  offiziellen  Statistik  läßt  sich  die  Berech- 
tigung dieser  Anschauung  nicht  beweisen.  Dort  wo  das  Prinzip 
der  freiesten  Teilbarkeit  regiert,  wo  sogar  eine  große  Zersplitte- 
rung des  Grund  und  Bodens  Platz  gegriffen  hat  wie  am  Rheine, 
ist  die  geringste  Verschuldung  überhaupt.  Im  Regierungsbezirke 
Koblenz  macht  die  Verschuldung  nur  2,4  Prozent  des  Vermögens- 
standes der  Höfe  aus,  in  Trier  2,6,  Wiesbaden  4,7,  Aachen  6,3, 
Köln  8,5.  Das  liegt  natürlich  nicht  allein  an  der  Geltung  des 
Grundsatzes  der  freien  Teilbarkeit,  auch  nicht  daran,  daß  der 
Parzellen  und  Kleinbauernhof  vorwiegt,  sondern  an  der  Nähe  des 
Industriegebietes  und  an  dem  Durchdringen  des  Landes  selbst 
mit  Industrieanlagen.  Hieraus  entspringen  die  reichen  Einnahme- 
quellen, wie  sie  das  Vorhandensein  einer  rein  konsumierenden 
wohlhabenden  Bevölkerung  darbietet,  mit  ihrem  gewaltigen  Be- 
gehr nach  Fleisch,  Milch,  frischer  Butter,  frischen  Eiern,  Obst, 
Gemüse,  Frühkartoffeln,  Stroh  und  Heu  für  die  vielen  Pferde  im 
Industriegebiet  und  in  den  volkreichen  Städten.  Das  bringt  viel 
mehr  Geld  ins  Haus,  als  es  je  die  Kornproduktion  vermag.  Das 
gibt  auch  die  Möglichkeit,  bereits  auf  kleinen  Landflächen  ren- 
table Landwirtschaft  und  Obst-  und  Gem.üsebau  zu  treiben.  Man 
kann  solche  Landfiächen  mit  Haus  und  Hof  dazu  für  verhältnis- 
mäßig wenig  Geld  erhalten,  das  gleich  bar  entrichtet  werden 
kann.  Die  Wirtschaft  fängt  nicht  gleich  mit  Schulden  an  wie 
da,  wo  man  größere  Höfe  kaufen  oder  übernehmen  muß,  um 
dem  landwirtschaftlichen  Berufe  nachgehen  zu  können,  und  dabei 
gezwungen  ist,  sofort  größere  Geldaufwendungen  zu  veranstalten. 
Die  reichen  Absatzmöglichkeiten  für  hochwertige  Produkte  lassen 
es  auch  zu,  daß  die  Käufer  oder  Erben  solcher  Höfe  imstande 
sind^  die  Schulden  allmählich  abzutragen,  die  sie  beim  Kaufe  oder 
der  Uebernahme  des  Hofes  machen  müssen;  dies  kommt  auch 
in  Ostelbien  zum  Ausdruck.  Die  Provinz  Brandenburg  hat  hier 
die  niedrigste  Verschuldungsgrenze;  der  Einfluß  des  Marktes 
von  Großberlin  tritt  hier  zutage.  Die  Teile  des  Ostens,  die 
nächst  Brandenburg  am  nächsten  Berlin  zu  liegen,  ziehen  auch 
noch  daraus  Nutzen,  in  dem  sie  an  der  Versorgung  dieses  Ge- 
bietes mit  Fleisch,  Butter,  frischen  Eiern,  Geflügel,  auch,  wie  Pom- 
mern, mit  Milch  teilnehmen.  Die  Regierungsbezirke  Stettin,  Köslin, 
Stralsund  und  Posen  sind  deshalb  in  bezug  auf  die  Verschuldung 
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besser    daran   als  West-   und  Ostpreußen   sowie   der  Regierungs- 
bezirk Bromberg. 

Eine  Besonderheit  Üstelbiens  ist  es,  daß  man  hier  dem  Pro- 
bleme der  Verschuldung  nicht  tatenlos  gegenübergestanden  hat, 
nicht  auf  Staatshilfe  gewartet,  die  doch  schließlich  nichts  vermag, 
sondern  an  das  altvertraute,  ewig  wahre  »hilf  dir  selber,  so  hilft 
dir  Gott«,  gedacht  hat  und  aus  eigenen  Kräften  versucht,  ihrer 
Herr  zu  werden.  Ostpreußen  ist  hierin  vorbildlich  geworden,  im 
speziellen  die  ostpreußische  Landschaft  und  ihr  genialer  General- 
Direktor  Geheimrat  Kapp.  Anlaß  dazu,  daß  gerade  die  ostpreu- 
ßische Landschaft  eine  Bahnbrecherin  geworden,  hat  die  Wesens- 
verschiedenheit dieser  Landschaft  von  den  sonstigen  Landschaften 
gegeben.  Sie  hat  niemals  wie  diese  sich  nur  darauf  beschränkt, 
das  Kreditbedürfnis  der  Großgrundbesitzer  zu  decken,  sondern 
hat  auch  dem  bäuerlichen  Besitz  hierin  beigestanden.  Auf 
dreierlei  Weise  ist  man  vorgegangen.  Erstens  wird  den  um 
Kredit  nachsuchenden  Landwirten  aufgelegt,  sich  zu  verpflich- 
ten, wenn  sie  den  Kredit  der  Landschaft  in  Anspruch  nehmen, 
keinerlei  Hypotheken  von  anderer  Seite  aufzunehmen ,  was  im 
Grundbuche  eingetragen  wird.  Die  Landwirte  erhalten  die  Kre- 
ditgewährung bis  zu  2/3  des  Taxwertes,  um  die  privaten  Hypo- 
theken abstoßen  zu  können.  Sie  bekommen  auch  in  gegebenen 
Fällen,  um  die  Tilgung  dieser  Schulden  zu  beschleunigen,  einen 
Nachkredit  bis  zu  7^  des  Taxwertes,  müssen  sich  aber  verpflich- 
ten, Amortisationsbeiträge  zu  zahlen,  um  den  Nachkredit  tilgen 
zu  können.  Nach  dessen  Abzahlung  wird  mit  der  Tilgung  der 
anderen  Hypotheken  vorgegangen,  indem  Amortisationsbeiträge 
von  den  Schuldnern  zu  entrichten  sind,  von  verschiedener  Höhe, 
je  nachdem  wie  die  Verhältnisse  liegen  und  wieviel  Schulden  abzu- 
tragen sind.  Kapp  rühmte  Anfang  191 1  mit  berechtigtem  Stolze, 
daß  "jd  Besitzer,  die  insgesamt  41  000  Morgen  Land  eignen,  bis 
dahin  sich  diesem  Verfahren  unterworfen  hätten.  Dieses  Mittel 
dient  auch  dazu,  die  landwirtschaftliche  Technik  emporzubringen, 
was  sehr  not  tut.  Es  wird  nämlich  diesen  Besitzern  ein  beson- 
derer Meliorationskredit  eröffnet,  um  sie  zu  befähigen,  Verbesse- 
rungen im  Betriebe  und  in  der  Düngung  und  Bearbeitung  des 
Bodens  zuwegezubringen,  die  Viehzucht  zu  mehren,  die  Baulich- 
keiten entsprechend  zu  vergrößern,  Wiesen  zu  entwässern  usw. 
Die  meisten  der  Besitzer,  die  sich  so  der  Schuldengrenze  unter- 
worfen haben,  sind  Bauern,  zum  Teile  kleine  Bauern. 
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Kapp  hat  diese  Einrichtung  das  Bauernfideikommiß  der  Zu- 
kunft genannt.  Er  ist,  ebenso  wie  die  Landschaft,  der  Ueber- 
zeugung,  daß  niemals  davon  die  Rede  sein  kann,  diese  Zwangs- 
entschuldung, die  die  Bauern  sich  selbst  auferlegen,  zu  einer  all- 
gemein üblichen  zu  gestalten.  Die  Landschaft  hat  deshalb  ver- 
sucht, ohne  die  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze  in  das  Grund- 
buch, auf  anderem  Wege  die  Entschuldung  durchzuführen.  Sie 
scheiterte  aber  an  dem  Widerstände  der  Regierung,  der  dieser 
Weg  keine  genügende  Sicherheit  zu  verbürgen  schien.  Die  Land- 
schaft und  Kapp  wollten  die  für  den  Plan  notwendigen  Geld- 
mittel durch  eine  Ausgestaltung  des  Sparkassenwesens  im  An- 
schlüsse an  die  Landschaftsbank  aufbringen  ;  eine  Idee,  die  das 
Mißtrauen  der  Aufsichtsbehörden  herausforderte.  Man  hat  den 
Gedanken  vorläufig  fallen  gelassen  und  sich  mit  um  so  größerer 
Energie  einem  dritten  Entschuldungsmittel  zugewandt.  Dieses 
besteht  in  der  Benützung  der  Lebensversicherung,  die  der  Be- 
sitzer, der  ein  Pfandschuldner  der  Landschaft  ist,  mit  der  Lebens- 
versicherungsanstalt der  Landschaft  abschließt.  Infolgedessen  ist 
es  dem  Pfandbriefinhaber  möglich,  seine  Schulden  allmählich  zu 
tilgen  und  sich  eine  sichere  Grundlage  zu  schaffen.  Die  Lebens- 
versicherungsanstalt der  Landschaft  ist  eine  öffentliche  Institution, 
die  an  die  Landschaft  angeschlossen  ist  und  nur  um  des  allge- 
meinen Wohles  willen  arbeitet,  nicht  um  des  Erwerbes  halber, 
wie  die  privaten  Lebensversicherungsanstalten,  die  sämtlich  Ak- 
tiengesellschaften sind.  Die  öff'entlichen  Lebensversicherungen 
arbeiten  deshalb  billiger  und  können  die  Versicherungen  zu  für 
den  Versicherten  günstigeren  Bedingungen  abschließen. 

Die  Einrichtung  ruht  erst  in  den  Anfängen,  die  aber  ver- 
heißungsvoll sind  und  denen  jeder  Volksfreund  eine  gedeihliche 
Weiterentwicklung  wünschen  wird.  Erst  am  21.  September  19 10 
ist  die  Lebensversicherungsanstalt  der  Landschaft  landesherrlich 
genehmigt  worden,  und  bereits  sind  eine  reichliche  Anzahl  Ver- 
sicherungen abgeschlossen  worden.  Das  Beispiel  Ostpreußens 
hat  das  übrige  Ostelbien  angespornt,  das  sich  willens  zeigt,  den 
gleichen  Weg  zu  gehen.  Allerdings  fehlen  meistenteils  die  Fun- 
damente, wie  Ostpreußen  sie  sich  in  zäher  Arbeit  gegraben  hat. 
Welchen  Einfluß  die  ostpreußische  Landschaft  auszuüben  vermag, 
wie  sehr  sie  es  verstanden  hat,  den  Bauernstand  heranzuziehen 
und  ihn  mit  sicherem  billigem  Kredit  auszustatten,  zeigen  fol- 
gende Ziffern,  die  der  Syndikus  der  Landschaft  Dr.  Leveck  publi- 
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ziert  hat.  Darnach  hat  sich  der  Umlauf  von  Pfandbriefen  von 
272  Millionen  Mark  im  Jahr  1890  auf  456  MilUonen  im  Jahr  1910 
gehoben.  Hiervon  lasteten  146  Millionen  auf  Bauernhöfen,  von 
denen  9000  bis  200  Morgen  Land  innehatten.  13000  solcher 
Höfe  und  3000  andere  Höfe,  die  mehr  als  400  Morgen  Aecker, 
Wiesen  und  Wald  bewirtschafteten,  stellten  die  Pfandbriefschul- 
den dar.  Die  ostpreußische  Landschaft  hat  durch  die  Gewäh- 
rung sicheren  und  unkündbaren  Kredits  unendlich  wohltätig  den 
Bauernstand  gestützt,  ihn  gekräftigt  und  ihn  dahin  gebracht,  den 
Betrieb  auf  Grundlage  der  modernen  Technik  zu  bessern.  Sie 
vermag  auch  den  Neubauern,  die  im  Verfolge  der  inneren  Koloni- 
sation sich  mehr  und  mehr  auftun,  unter  die  Arme  zu  greifen 
und  sie  von  vornherein  so  zu  stellen,  daß  sie  bei  Fleiß  und  Klug- 
heit wohl  vorwärts  kommen  können. 

Dasselbe  Ziel  wird  in  der  Provinz  Posen  von  der  deutschen 
Mittelstandskasse  verfolgt,  die  zu  dem  direkten  Zwecke  begründet 
ward,  der  ländlichen  Verschuldung  im  nationalen  Interesse  ent- 
gegenzuarbeiten. Sie  ist  dabei  nicht  ganz  auf  Selbsthilfe  aufge- 
gebaut,  sondern  auf  staatliche  Unterstützung  angewiesen.  Was  sie 
erreicht  hat,  das  geht  aus  dem  Berichte  hervor,  der  auf  der  Auf- 
sichtsratssitzung vom  24.  Juni  19 12  erstattet  wurde.  Die  Metho- 
den der  Kasse,  die  unter  dem  Ausdrucke  »Bodenbefestigung« 
zusammengefaßt  werden,  dienen  sowohl  dem  großen  wie  dem 
bäuerlichen  Besitze.  40  größere  Güter,  die  einen  Umfang  von 
1 10  000  Morgen  besitzen,  sind  der  Befestigung  unterworfen  wor- 
den, teilweise  in  der  Weise,  daß  eine  Verschuldungsgrenze  ein- 
getragen wird.  Das  Gesetz  vom  20.  August  1906  hat  die  Richt- 
schnur gegeben.  Nicht  weniger  als  16  Prozent  der  Zinsen  werden 
hierbei  von  den  Besitzern  erspart.  3400  bäuerliche  Besitzungen 
mit  einem  Areale  von  240  000  Morgen  sind  befestigt  worden. 
Ebenso  wie  in  Ostpreußen  ist  die  Landschaft  in  größerem  Maße 
herangezogen  worden,  Darlehen  zu  geben,  so  daß  sie  auch  hier 
eine  Institution  wird,  die  dem  Wohle  des  Bauernstandes  dient. 
Bis  auf  17  MilUonen  sind  die  Landschaftsdarlehen  gewachsen. 
Die  so  regulierten  Bauern  werden  nunmehr  um  2 1  Prozent  Zinsen 
billiger  wegkommen.  Die  Spar-  und  Darlehenskassen  sind  in 
hohem  Grade  Helfer  bei  dem  Werke  gewesen. 

Man  sieht,  dieselben  Probleme  über  den  Bauernstand,  die  im 
deutschen  Westen  und  Süden  aufstehen,  bewegen  auch  die  Ge- 
müter im  Osten.     Man    sieht   ferner,    daß    das,    was    die    innere 
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Kolonisation  in  Ostelbien  vorhat,  auch  hier  durchaus  nichts  Neues  ist. 
Es  ist  lediglich  die  Fortsetzung  eines  Werkes,  an  dem  seit  dem 
Mittelalter  ununterbrochen  gearbeitet  worden  ist.  Es  bedeutet 
die  Weiterbildung  einer  bäuerlichen  Schicht,  die  bereits  in 
dichten  Massen  vorhanden  ist.  Besser  gesagt,  bedeutet  es  eine 
Rückbildung,  eine  Rückkehr  zu  früher  bestandenen  agrarischen 
Verhältnissen,  die  unter  dem  Drucke  widriger  Umstände  zurück- 
weichen mußten.  Das  Werk  der  inneren  Kolonisation  kann  des- 
halb nicht  so  schwierig  sein,  wie  es  häufig  dargestellt  wird.  Vor 
allen  Dingen,  die  Voraussetzung  jeder  Kolonisation,  geeignetes 
Menschenmaterial,  ist  in  genügendem  Maße  in  den  jüngeren  Söhnen 
der  angesessenen  Bauerngeschlechter  vorhanden.  Es  heißt  nur 
dieses  Material  zu  nützen  und  etwas  guten  Willen  zu  haben,  und 
das  Werk  muß  gelingen. 
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KRAFTAUFSPEICHERUNG  UND 
KRAFT  ANWENDUNG. 

GEDANKEN  ZUR  PHILOSOPHIE  DER  TECHNIK 
UND  DES  STAATES. 

Von 

Dr.  ERNST  SCHULTZE. 
2.  Teil. 

Mechanische  Kraft  billig  genug  zu  gewinnen,  stellte  an  die 
moderne  Technik  ursprünglich  eine  kaum  zu  lösende  Aufgabe. 
Auch  wo  Brennstoff  wie  Kohle  oder  Petroleum  in  großen  Mengen 
und  zu  niedrigen  Preisen  vorhanden  waren,  kam  die  daraus  ge- 
wonnene Kraft  recht  teuer  zu  stehen.  Denn  die  verbrennende 
Kohle  ließ  sich  zunächst  nur  mit  einem  kleinen  Teil  der 
in  ihr  aufgespeicherten  Kraft  nutzbar  machen  — 
weit  über  90  Proz.  davon  entwichen  auf  Wegen,  die  abzusperren 
der  Technik  zuerst  nicht  möglich  war.  Weit  über  ein  Jahrhundert 
hat  sie  daran  gearbeitet  und  ist  doch  noch  keineswegs  zum  be- 
friedigenden Ziele  gelangt. 

Die  industrielle  Dampfkesselanlage  stellt  einstweilen  noch 
immer  den  verbreitetsten  Typus  mechanischer  Kraftgewinnung 
dar.  Sie  macht  diejenige  Wärme  nutzbar,  die  das  Wasser,  das 
im  Kessel  enthalten  ist,  zum  Verdampfen  bringt ;  alle  Wärme,  die 
sich  in  andere  Wirkungen  umsetzt,  muß  als  Verlust  gelten. 
Die  Verbrennungsgase  also,  die  durch  den  Schornstein  entwei- 
chen, stellen  solchen  Verlust  dar;  er  beträgt  10 — 20  Proz.  vom 
Heizwert  der  Kohle.  Die  unverbrannten  Produkte  der  Vergasung, 
die  ebenfalls  durch  den  Schornstein  abstreichen,  sind  ein  weiterer 
Verlust;  er  stellt  sich  auf  0,5 — 15  Proz.  Die  unverbrannten 
Kohlenteile,  die  mit  der  Asche  fortgeschüttet  werden,  verursachen 
2  —  5  Proz.  Verlust,    durch  Leitung  und  Strahlung  endlich  gehen 
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5  —  lo  Proz.  verloren.  Alles  in  allem  entweichen  von  der  Heiz- 
kraft der  Kohle  ungenutzt  17,5 — 50  Proz.  Nutzbar  gemacht  wer- 
den mithin  jetzt,  nachdem  die  Dampfmaschine  eine  Geschichte 
von  mehr  als  l  ^/2  Jahrhunderten  hinter  sich  hat,  noch  immer  erst 
zwischen  50  und  80  Proz.  vom  Heizwert  der  Kohle. 

Es  ist  also  noch  immer  nicht  gelungen,  die  Dampfmaschine 
wirklich  sparsam  arbeiten  zu  lassen.  Und  nicht  nur  ihre  Wirt- 
schaftlichkeit stellt  ein  Problem  dar,  sondern  auch  die  unange- 
nehmen Nebenerscheinungen,  die  sich  durch  diese  Unwirtschaft- 
lichkeit  ergeben.  Die  Abgase  und  die  unverbrannt  in  dem  Dampf 
aufsteigenden  Brennstoffteile  würden  sich  bei  einer  auf  freiem 
Felde  stehenden  Fabrik  noch  ertragen  lassen,  während  sie  sich 
in  der  Großstadt  unangenehm  genug  bemerkbar  machen.  Daß 
aber  der  Dampfkessel  sich  auch  nach  außen  hin  stark  erwärmt, 
so  daß  allein  durch  Leitung  und  Strahlung  5 — 10  Proz.  der  Heiz- 
kraft verloren  gehen,  hat  zur  Folge,  daß  die  Luft,  die  die  Kessel- 
anlage umgibt,  in  teilweise  unerträglicher  Art  erwärmt  wird.  Am 
schlimmsten  geschieht  das  bei  denjenigen  Kesselanlagen,  die  keine 
direkte  Verbindung  mit  der  Außenluft  haben,  wie  dies  nament- 
lich bei  den  Dampfschiffsheizungen  gang  und  gäbe  war,  bis  in 
letzter  Zeit  Ventilationsanlagen  den  Heizern  und  Trimmern  ihre 
Arbeit  erträglicher  machten. 

Der  Dampfmaschine  ist  in  bezug  auf  Wirtschaftlichkeit  die 
Gasmaschine  erheblich  überlegen,  die  seit  etwa  1880  einen 
Konkurrenzkampf  mit  ihr  geführt  hat.  Da  sie  aber  an  das  Vor- 
handensein einer  Gaserzeugungsquelle  gebunden  war,  während 
der  Dampfkessel  sich  irgend  wo,  auch  in  einem  einsam  liegenden  Ge- 
höft aufstellen  ließ,  so  konnte  die  Gaskleinmaschine  trotz  ihrer 
wirtschaftlichen  Vorteile  nur  langsam  vordringen.  Die  Gasgroß- 
maschine dagegen  hat  von  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  an  gegen- 
über der  Dampfmaschine  schnelle  Eroberungen  gemacht.  Die 
Dampfmaschine  wehrte  sich :  die  Technik  erfand  Mittel,  um  ihre 
Wirtschaftlichkeit  zu  erhöhen.  Es  wurden  Vorrichtungen  getroffen 
zur  Kondensation  des  verbrauchten  Dampfes,  der  arbeitende 
Dampf  wurde  nach  dem  Compoundsystem  zu  weitgehender  Ex- 
pansion gezwungen,  der  Dampfzylinder  wurde  äußerlich  beheizt, 
endlich  wurde  der  frische  Dampf  überhitzt.  Man  wollte  der  Dampf- 
maschine dadurch  ihre  Unart  legen,  in  der  bisherigen  unvernünf- 
tigen Art  Kohlen  zu  fressen.  Alle  diese  Verbesserungen  ließen 
sich  sowohl  für  die  feststehende   Dampfmaschine    wie   für   Loko- 
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mobile  und  Lokomotive  verwenden.  Sie  verminderten  die  Stoff- 
vergeudung durch  die  Dampfmaschine ;  aber  sie  konnten  das 
Vordringen  der  Gasmaschine  nicht  hindern.  Denn  diese  verzehrt 
trotz  ihrer  größeren  Jugend  erhebUch  weniger  Stoff.  Sie  nutzte 
fast  von  vornherein  bis  zu  32  Proz.  der  Wärme  aus,  häufig  bis  zu 
35  Proz.  Auch  erforderte  sie  verhältnismäßig  geringe  Kosten  für 
Raumbedarf,  Anschaffung  usw.,  wie  auch  ihre  Betriebssicherheit 
verhältnismäßig  größer  war.  Räumlich  gebunden  ist  sie  nur  da- 
durch, daß  eben  eine  Gasanstalt  oder  eine  andere  Gaserzeugungs- 
quelle vorhanden  sein  muß,  um  ihr  den  Rohstoff  zu  liefern,  den 
sie  nicht  neben  sich  aufspeichern  kann.  Wo  eine  Gaserzeugungs- 
quelle vorhanden  ist,  wo  sich  Gas  etwa  gar  als  bis  dahin  uner- 
wünschtes und  nicht  recht  verbrauchbares  Nebenprodukt  ergab, 
wie  in  den  Hochöfen  und  Stahlwerken,  da  hat  die  Gasmaschine 
einen  wahren  Siegeslauf  vollführt. 

Aehnlich  ist  die  Dampfmaschine  vor  einem  anderen  Kinde 
der  modernen  Technik  zurückgewichen:  vor  der  Dampftur- 
bine. Hier  aber  sind  die  Gründe  der  Ueberlegenheit 
der  letzteren  in  anderen  Ursachen  von  tief  wurzeln- 
der Bedeutung  zu  finden.  Die  Dampfturbine  ist  eine  jener 
Schöpfungen  der  Technik,  die  nicht  mehr  nach  natürlichen  Vor- 
bildern gearbeitet  sind,  sondern  recht  eigentlich  von  dem  er- 
finderischen Menschengeiste  geboren  sind.  Die  Dampfkolben- 
maschine ist  zu  einer  Bewegungsform  gezwungen,  wie  sie  fast 
allenthalben  in  der  Natur  zu  finden  ist :  zu  der  Bewegung  hin, 
Bewegung  her.  Sie  muß  also  alle  Augenblicke  ihre  Bewegung  um- 
kehren, die  zur  Verwendung  kommende  Kraft  daher  zum  Teil 
eben  dazu  verschwenden,  daß  sie  diese  Umkehr  der  Bewegung 
vollzieht.  Die  Dampfturbine  dagegen  beruht  auf  einer  fort- 
laufenden Bewegung,  kein  Teilchen  der  in  sie  hinein- 
strömenden Kraft  wird  dazu  verbraucht,  die  bereits  begonnene 
Bewegung  zum  Stillstand  zu  bringen,  um  sie  alsdann  umkehren 
zu  lassen  und  nach  kurzer  Zeit  abermals  in  die  andere  Rich- 
tung zu  lenken.  Alle  ihr  zugeführte  Kraft  dient  vielmehr  nur 
dazu,  die  bereits  begonnene  Bewegung  in  derselben  Richtung  zu 
verstärken. 

Dieses  Prinzip  fortlaufender  rotierender  Bewegung 
ist  in  der  organischen  Natur  nirgends  zu  finden.  In  der  anorga- 
nischen Natur  finden  wir  es  wohl  bei  einem  Stein,  der  einen  Ab- 
hang herunterrollt,  der  also  eine  Kraft  verbraucht  (die  Fallkraft) 
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die  in  ihm  nicht  wieder  ersetzt  werden  kann.  Wo  aber  ein  na- 
türlicher Körper  seine  Kraft  wieder  ersetzen  will,  wie  allenthalben 
in  der  organischen  Natur,  da  kann  Bewegung  nur  dadurch  erzielt 
werden,  daß  ein  Hin  und  Her  stattfindet,  wodurch  ein  erheblicher 
Teil  der  Kraft  verbraucht  wird.  Jedes  tierische  Bein  zeigt  das, 
ebenso  die  Fortbewegung  rundgestalteter  Körper,  wie  etwa  der 
Quallen,  die  sich  nur  dadurch  fortbewegen  können,  daß  sie  ihren 
Rand  nach  einer  Seite  hin  zusammenziehen,  um  nach  der  ent- 
gegengesetzten Richtung  durch  das  Wasser  zu  treiben  —  worauf 
sie  den  Rand  langsam  wieder  in  die  frühere  Stellung  bringen 
müssen,  um  die  Bewegung  wiederholen  zu  können.  Die  o  r  g  a- 
n  is  c  h  e  N  a  t  u  r  i  s  t  ebenunfähig,  das  Prinzip  der 
fortlaufenden  Bewegung  anzuwenden,  weil  sie  die 
Organe,  durch  die  sie  eine  Fortbewegung  ermöglicht,  ernähren 
muß.  Dies  aber  kann  nur  geschehen,  indem  in  die  Fortbe- 
wegungsorgane die  Ernährungsgefäße,  bei  den  höheren  Tieren 
also  die  Blutgefäße,  und  die  Sinnesorgane  hineingeleitet  werden, 
die  zur  Leitung  und  zum  Schutz  erforderlich  sind.  Die  Technik 
erzielt  die  fortlaufende  Bewegung  dadurch,  daß  sie  die  Verbindung 
des  in  kreisende  Bewegung  zu  setzenden  Teiles  der  Maschine  mit 
ihren  übrigen  Teilen  auf  eine  Mindestfläche  beschränkt,  daß  also 
die  Lagerung  auf  der  Axe  so  leicht  und  glatt  wie  möglich  gemacht 
wird.  Eine  wirkliche  Verbindung  besteht  hier  nicht,  die  Axe 
dient  nur  dazu,  die  Schwerkraft  zu  hindern,  Maschine  und  Räder 
auseinanderfallen  zu  lassen.  Die  Technik  braucht  eben  die  Er- 
nährungsteile der  von  ihr  geschaffenen  Maschinen  nicht  mit  Sin- 
nesorganen zu  versehen,  weil  sie  leblose  Gegenstände  sind,  wäh- 
rend die  Natur  jedes  Glied  eines  lebenden  Körpers  damit  aus- 
statten, ihn  also  dauernd  ernähren  muß.  Deshalb  ist  das  Rota- 
tionsprinzip in  der  organischen  Natur  nicht  möglich,  während  ihm 
in  der  Technik  eine  Bedeutung  zukommt,  die  meiner  Ansicht 
nach  kaum  überschätzt  werden  kann  und  die  lange  Zeit  durchaus 
nicht  erkannt  wurde. 

Daß  die  Dampfturbine,  die  1886  zuer.st  auftauchte  (es  war 
die  Parsonsche  Dampfturbine  auf  der  Ausstellung  in  Manchester) 
ursprünglich  der  Dampfmaschine  wirtschaftlich  nicht  gewachsen 
war,  besagt  gegen  die  hier  aufgestellten  Behauptungen  nichts. 
Entwicklungsjahre  muß  jede  Erfindung  durchmachen ;  zuweilen 
nehmen  sie  Jahrzehnte  in  Anspruch.  Oft  ist  der  Dampfmaschine 
geweissagt  worden,  daß  sie  vor  irgend  einer  neuen  Erfindung  — 
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wie  etwa  vor  der  Gasmaschine  —  schleunigst  die  Segel  streichen 
müsse ;  und  immer  wieder  hat  sich  das  als  falsch  erwiesen.  In 
Zukunft  wird  die  Dampfmaschine  aber  doch  wohl  von 
anderen  Typen  der  Technik  überwunden  werden.  Bisher 
hat  sie  sich  mit  Erfolg  aus  drei  Gründen  wehren  können:  einmal 
infolge  der  wirtschaftlichen  Beharrung,  die  dadurch  veranlaßt  war, 
daß  riesige  Kapitalmengen  in  den  in  Betrieb  befindlichen  Dampf- 
maschinen angelegt  sind  und  daß  viele  Anlagen  einen  Umbau 
erfordern  würden,  selbst  wenn  beim  Ausscheiden  einer  alten 
Dampfmaschine  die  Absicht  besteht,  einen  anderen  Maschinentyp 
an  ihre  Stelle  zu  setzen.  Zweitens  hat  die  Dampfmaschine,  nicht 
ohne  daß  der  Wettbewerb  neuer  Maschinen  mitwirkte,  in  den 
letzten  Jahrzehnten  selbst  gewaltige  technische  Fortschritte  ge- 
macht und  wird  sie  wohl  auch  weiter  machen,  wenn  diese  Be- 
drohung nicht  nachläßt.  Drittens  aber  entspringt  kaum  eine  ein- 
zige neue  Maschine  dem  Kopfe  des  Erfinders  in  solcher  Voll- 
kommenheit, daß  nicht  nur  ihre  technische  Anwendung  alsbald 
möglich,  vielmehr  auch  ihre  Wirtschaftlichkeit  der  der  Dampf- 
maschine überlegen  wäre.  Jeder  neue  Gedanke,  der  in  die  Er- 
scheinung treten  will,  bedarf  einer  langen  Probe-  und  Leidenszeit. 
Die  Tücke  des  Objekts  wirft  sich  ihm  immer  wieder  entgegen 
und  zertrümmert,  was  man  gewiß  mit  Mühe,  aber  doch  nicht 
ganz  so  schwer  in  die  Praxis  umsetzen  zu  können  geglaubt 
hatte. 

Auch  die  Dampfturbine  hat  dies  erfahren ;  auch  sie  ist 
noch  nicht  ganz  aus  diesen  Entwicklungsjahren  heraus.  Es  ist 
lehrreich,  daß  gerade  diejenige  Eigenschaft,  die  sie  vom  technisch- 
philosophischen Standpunkt  aus  als  der  Dampfmaschine  himmel- 
weit überlegen  erscheinen  läßt,  zunächst  ein  starker  Hinderungs- 
grund für  sie  war :  das  Rotationsprinzip.  Ihre  Umdrehungszahl 
stellt  sich  auf  13000 — 30000  in  der  Minute,  und  diese  bis  dahin 
unglaublich  hohe  Umdrehungsgeschwindigkeit  konnte  man  in  der 
Praxis  nicht  gebrauchen.  Man  mußte  erst  Mittel  erfinden,  um 
sie  auf  den  zehnten  Teil  und  noch  weniger  zu  vermindern.  So  wird 
jetzt  die  Bewegung  von  der  Welle  des  Laufrades  durch  zwei 
kleine  Schraubenräder  und  zwei  Räder  von  10 — 13  mal  größerem 
Durchmesser  auf  eine  Vorlagewelle  übertragen,  die  in  demselben 
Maschinengestell  gelagert  ist,  und  diese  kann  nun  durch  direkte 
Kuppelung,  oder  durch  weitere  Uebersetzung  mittels  Riemenbe- 
triebes die  Kraft  an  Arbeitsmaschinen  abgeben. 
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Theoretisch  war  also  durch  die  Dampfturbine  —  wollte  man 
sie  z.  B.  in  die  Schiffahrt  einführen  —  eine  viel  größere  Ge- 
schwindigkeit zu  erzielen;  für  die  Praxis  ließ  sich  das  jedoch 
nicht  so  leicht  nutzen.  Die  Dampfturbine  war  eben  noch  zu 
jung  und  ungebärdig.  Die  Dampfkolbenmaschine  war  in  ihrem 
langen  Leben  bereits  zum  Arbeits-  und  zum  Lastpferd  der  Mensch- 
heit geworden,  das  tagaus  tagein  voller  Pflichttreue  seine  Arbeit 
leistete  und  nur  einmal  ausschlug,  wenn  man  es  allzu  schlecht 
oder  sorglos  behandelte.  Die  Dampfturbine  dagegen  war  zunächst 
— •  ebenso  wie  ursprünglich  auch  die  Dampfkolbenmaschine  — 
eine  Art  Vollblut  mit  mancherlei  Launen,  und  jeder  Mangel  an 
Fürsorge,  ja  jede  Unregelmäßigkeit  der  Behandlung  ließ  sie  als- 
bald ihren  wilden  Charakter  zeigen.  Allmählich  erst  sind  ihre 
Fesselung  und  ihre  Erziehung  zu  regelmäßiger,  ungestörter  Ar- 
beit gelungen. 

Fast  von  Anfang  an  allerdings  hat  der  neue  Maschinentyp 
seine  außerordentliche  Ueberlegenheit  erwiesen.  Schon  auf  der 
großen  Flottenrevue,  die  1897  in  Spithead  zur  P'eier  des  Jubi- 
läums der  Königin  Victoria  stattfand,  lief  zwischen  den  Schlacht- 
schiffen ein  kleiner  Turbinendampfer  (die  »Turbinia«)  hin  und  her, 
der  eine  Geschwindigkeit  von  32  Seemeilen  in  der  Stunde  ent- 
wickelte. Die  Ergebnisse  waren  so  befriedigend,  daß  einige  wei- 
tere Versuchsschiffe  mit  Dampfturbinen  von  der  englischen,  1903 
auch  von  der  französischen  Kriegsflotte  in  Auftrag  gegeben  wur- 
den, und  daß  das  erste  moderne  Großkampfschiff,  der  1905  fertig- 
gestellte »Dreadnought«,  der  einen  völlig  neuen  Typus  darstellte, 
mit  Dampfturbinen  ausgerüstet  w^urde.  So  sind  denn  heute  viele 
neue  Schlachtschiffe  in  Großbritannien  nicht  nur,  sondern  allent- 
halben in  der  Welt  mit  Turbinen  nach  Parsonsschem  System 
ausgestaltet.  Die  Möglichkeit  gewaltiger  Kraftauf- 
speicherung haben  seine  Turbinen  von  Anfang  an  gezeigt: 
1884  wurden  von  meiner  ersten  Dampfturbine  nur  6  PS  entwickelt, 
während  der  1908  vollendete  »Invincible«  mit  42  000  PS  ausge- 
stattet war,  die  ein  Jahr  früher  fertiggestellte  »Mauretania«  der 
White  Star-Linie  sogar  mit  74000  PS.  Man  weiß,  daß  diese 
Tendenz  zur  Kraftaufspeicherung,  die  ihrerseits  wieder  zu  einer 
namhaften  Ausweitung  der  Schiffsgrößen  geführt  hat,  sich  noch 
keineswegs  ausgewirkt  hat. 

Die  Dampfturbine  bietet  auch  sonst  vortreffliches  Material 
für  das  Studium  des  W^esens  und  der  Wirkungen  der   modernen 
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Technik  dar.  Durch  eine  einzige  Dampfkolbenmaschine  so  ge- 
waltige Kraftmengen  zu  entwickeln  wie  durch  eine  Turbine, 
würde  kaum  möglich  sein;  auch  die  Zusammenkoppelung  meh- 
rerer Dampfkolbenmaschinen  zu  gemeinschaftlicher  Arbeitsleistung 
hat  größere  Schwierigkeiten  als  die  Zusammenarbeit  von  Dampf- 
turbinen. Wie  diese  die  Aufspeicherung  von  Kraft  besser  er- 
möglichen, beherrschen  sie  sie  auch  sicherer.  Es  ist  nicht  mög- 
lich, ein  Schiff,  das  durch  Dampfkolbenmaschinen  vorwärts  be- 
wegt wird,  so  schnell  zu  stoppen  wie  ein  Turbinenschiff.  Ist  ein 
solches  mit  einer  Geschwindigkeit  von  beispielsweise  20  Knoten 
in  Fahrt,  so  kann  man  es  in  einer  Entfernung  von  2 — 2^/2  Schiffs- 
längen zum  Halten  bringen.  Ueberlegen  war  die  Dampfkolben- 
maschine der  Dampfturbine  lange  Zeit  —  abgesehen  davon,  daß 
diese  noch  die  Unarten  der  Flegeljahre  zeigte,  über  die  das 
Dampfkolbenschiff  längst  hinaus  ist  —  weil  sie  wirtschaftlicher 
arbeitete,  obwohl  sie  an  sich,  wie  ausgeführt,  in  dieser  Beziehung 
keineswegs  ideal  ist.  Die  Dampfturbine  läßt  sich  aber  erst  recht 
zu  größerer  Wirtschaftlichkeit  entwickeln.  Innerhalb  der 
ersten  15  Jahre  nach  ihrer  Erfindung  wurde  eine  Kohlenersparnis 
für  die  Leistung  der  gleichen  Arbeitsmenge  um  etwa  die  Hälfte 
erzielt,  innerhalb  der  ersten  20  Jahre  sogar  eine  solche  von  etwa 
75  Proz.  Daß  sie  auf  die  Dauer  die  Dampf kolbenmaschine 
schlagen  wird,  läßt  sich  mit  Sicherheit  behaupten;  denn  sie  er- 
möglicht Kraftaufspeicherung  und  Kraftentfaltung  weit  besser  und 
sicherer. 

Das  Kriegschiffswesen  ist  infolgedessen  schnell  fast  allgemein 
zur  Fortbewegung  der  Linienschiffe  durch  Dampfturbinen 
übergegangen.  Die  Fahrtgeschwindigkeiten  sind  da- 
durch innerhalb  10  Jahren  bis  zu  30  Proz.  vermehrt  worden.  Vor 
einem  Jahrzehnt  entwickelten  die  englischen  Linienschiffe  zwischen 
15  und  19,3  Seemeilen,  die  französischen  zwischen  14,0  und  18,2, 
die  nordamerikanischen  zwischen  15,5  und  19,0,  die  deutschen 
zwischen  13,5  und  18,1.  Heute  gehören  mittlere  Geschwindig- 
keiten von  21  Seemeilen  nicht  mehr  zu  den  Seltenheiten.  Das 
englische  Linienschiff  »Conqueror«  erreichte  auf  der  Probefahrt 
22,13  Seemeilen,  die  amerikanische  »Wyoming«  22,5  in  vierstün- 
diger forcierter  Fahrt.  Das  deutsche  Turbinengroßkampfschiff 
»Kaiser«  hat  bei  den  Probefahrten  23,6  Seemeilen  entwickelt,  das 
italienische  »Dante  Alighieri«  sogar  24,5  bei  einer  Normalge- 
schwindigkeit von  23  Seemeilen.     Torpedoboote    bringen   es   be- 
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reits  auf  35  und  mehr  Seemeilen.  Gleichzeitig  sind  die  Schiffs- 
größen für  die  Linienschiffe  erheblich  gewachsen.  In  der  Han- 
delsflotte hat  sich  dieselbe  Entwicklung  vollzogen ,  ja  hier  sind 
noch  gewaltigere  Größen  erreicht  worden.  Die  Zahlen  sind  be- 
kannt genug.  In  der  Kriegsflotte  ist  seit  dem  zweiten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  die  Größenklasse  zunächst  von  20  000,  dann 
25000  überschritten  worden,  und  es  sind  jetzt  bereits  Kriegs- 
schiffe im  Bau,  die  mehr  als  30  000  Tonnen  Wasser  verdrängen 
werden;  wenngleich  vorübergehend  auch  wieder  einmal  kleinere 
Typen  ausgeprobt  werden. 


Der  Hauptgrund  dieser  stürmischen  Ausweitung  der  Schiffs- 
größen ist  wohl  darin  zu  suchen,  daß  man  immer  mehr  Geschütze 
darauf  unterbringen  will ,  weil  die  artilleristische  Wir- 
kung die  Hauptaufgabe  des  modernen  Kampfschiffes  ist.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  eine  Betrachtung  der  Geschoß- 
größen fast  noch  wichtiger  als  die  der  Schiffskörper.  Die 
letzteren  haben  eben  hauptsächlich  die  Aufgabe,  immer  mehr 
und  immer  größere  Kanonen  zu  tragen,  die  eigene  Besatzung 
aber  durch  zunehmende  Panzerung  und  andere  Sicherheitsmaß- 
nahmen vor  den  feindlichen  Geschossen  zu  schützen.  So  ist  denn 
meiner  Ansicht  nach  der  Wettlauf  der  Kriegsmarine  in  der  Be- 
stückung das  wichtigste :  mit  anderen  Worten  die  Frage,  wem  es 
am  besten  gelungen  ist,  in  der  Schiffsartillerie  die  größte  Kraft- 
aufspeicherung zu  erzielen.  In  dieser  Beziehung  steht  Deutsch- 
land nicht  obenan.  Alle  Anfang  19 13  im  Bau  befindlichen  Schiffe 
sollten  noch  die  alten  30,5  cm-Geschütze  erhalten.  England  be- 
saß dieses  Geschütz  schon  einige  Jahre  früher;  in  Deutschland 
glaubte  man  mit  der  28  cm-Kanone  etwas  Ebenbürtiges  zu  haben. 
Die  deutsche  Marineverwaltung  bestückte  die  Schiffe  der  Wittel- 
bachklasse,  die  ihren  Dienst  vor  10  Jahren  aufgenommen  haben, 
sogar  noch  mit  dem  24  cm-Kaliber,  als  andere  Kriegsflotten 
längst  das  30,5  cm-Geschoß  eingeführt  hatten.  Dafür  waren  aber 
die  24  cm-Geschütze  Schnellfeuergeschütze  und  brachten  daher 
in  der  gleichen  Zeit  eine  größere  Geschoßmenge  zur  Entladung. 
Wenn  man  an  den  kleineren  Typen  in  Deutschland  gegenüber 
dem  schnellen  Vorwärtsschreiten  der  Kalibergrößen  im  Auslande 
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sehr  lange  festgehalten  hat,    so  geschah  dies, 

.,  hauptsächlich  deshalb,  weil  die  Rohre  haltbarer  seien 
und  weil  man  mit  den  kleineren  Geschossen  verhältnismäßig  ebenso 
große  Durchschlagskraft  erzielen  zu  können  glaubte.  Immerhin 
zogen  viele  fremde  Völker  vor,  dann  lieber  die  größeren  englischen 
Kanonen  als  die  kleineren  deutschen  zu  kaufen.  Und  die  Marine- 
Rundschau  meinte  im  Oktober  191 2  in  einem  Artikel  »Artillerie, 
Torpedo  und  Mine«  :  »Ob  man,  wie  bereits  einige  Nationen,  auf 
das  35,6  oder  das  38,1  gehen  wird,  muß  die  Zukunft  lehren. 
Zweckmäßig  ist  eine  Vergrößerung  des  Kalibers  jedenfalls. 
Erstens  bringt  sie  eine  Zunahme  an  Sprengkraft ,  was  wichtiger 
ist  als  gesteigerte  Durchschlagskraft,  und  zweitens  bewirkt  man 
mit  geringerer  Anfangsgeschwindigkeit  und  erheblich  niedrigeren 
Kosten  weitaus  größere  Zerstörung.« 


Kanonen  kleineren  Kalibers  können  erhebliche  Gewichtser- 
sparnis ergeben.  Obenan  muß  doch  aber  wohl  der  Grundsatz  der 
größten  Kraftaufspeicherung  stehen.  Vor  allem  ist  es  wichtig,  die 
Sprengwirkung  am  Ziel  so  stark  wie  möglich  zu  gestalten. 
Die  Granaten  des  deutschen  30,5  cm-Geschützes  haben  ein  Gewicht 
von  390  kg,  das  britische  34,5-Geschütz  ein  solches  von  567  kg,  das 
amerikanische  3  5, 6-Geschütz  ein  solches  von  635  kg.  Daß  die  Spreng- 
wirkung des  letzteren  mithin  etwa  doppelt  so  groß  als  die  des  deut- 
schen 30,5  cm-Kalibers  sein  muß,  sollte  für  die  Wahl  der  Kaliber- 
typen den  Ausschlag  geben.  Die  deutsche  Marine  ist  in  dieser  Be- 
ziehung wie  in  vielem  anderen  (Bau  von  Unterseebooten,  Benutzung 

von    Schwimmdocken,    Verwendung   von  Turbinen) 

fremden  Kriegsflotten  gewöhnlich  erst  nach  einigen 

Jahren   gefolgt  —  um   sie    dann   allerdings    schnell  zu  überholen. 

Die  auf  dieser  und  der  folgenden  Seite  punktierten  Stellen  sind  von  der 
Zensur  gestrichen  worden. 
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Erst  jetzt  scheint  der  notwendige  Sprung  in  den  Geschütz- 
kalibergrößen gemacht  zu  sein.  Bis  1908  begnügte  sich  die 
deutsche  Marine  mit  28  cm-Kanonen,  die  1909  vom  Stapel  ge- 
lassenen Linienschiffe  erhielten  30,5  cm-Kanonen.  Jetzt  sollen  die 
neuesten  Linienschiffe  38  cm-Kanonen  erhalten.  Das  Gewicht 
ihrer  Geschosse  wird  etwa  15  Ztr.  betragen,  also  fast  doppelt  so 
groß  sein  als  das  der  30,5  cm-Granate,  2'/2iTial  so  groß  als  das 
der  28  cm-Granaten.  Die  Anfangsgeschwindigkeit  wird  900  m 
betragen.  Ihre  Pulverladung  allein  ist  schwerer  als  das  Rohr  der 
österreichischen  vierpfündigen  Feldkanonen,  die  1866  benutzt 
wurden.  Die  Länge  des  Geschützrohres  beträgt  mehr  als  20  m, 
sein  Gewicht  fast  90  000  Kilo.  Die  bei  Abgabe  des  Schusses 
von    der    Pulverladung    entwickelte    Arbeit   beträgt    rund    31000 

Tonnenmeter 

.  .  Die  Geschoßwirkung  wird  gewaltig  sein :  nahe  der 
Mündung  wird  eine  Panzerplatte  besten  Stahls  von  1,30  m  Stärke 
durchschlagen  werden  können.  Von  den  Geschützen  des  Aus- 
landes wird  alsdann  keines  dieser  Kraftaufspeicherung  gleich- 
kommen. Die  englische  34,3  cm-Kanone  leistet  nur  eine  Arbeit 
von  ungefähr  22  ooo  Metertonnen,  also  nur  etwa  zwei  Drittel  der 
deutschen  38  cm-Kanone 


* 

Ungemein  lehrreich  für  die  Philosophie  der  Technik  ist  die 
Entwicklung  der  Luftschiffahrt  und  des  Flug- 
wesens. Jahrhunderte  hindurch  glaubte  man,  daß  das  Empor- 
steigen des  Menschen  in  die  Luft  entweder  überhaupt  nicht  mög- 
lich sei  oder  nur  dadurch,  daß  er  sich  so  leicht  wie  nur  denkbar 
zu  machen  verstehe.  In  der  Tat  aber  hat  die  praktische  Lösung 
des  Problems  gezeigt,  daß  es  sich  nicht  so  sehr  um  ein  Problem 
des  Gewichts  als  um  ein  Problem  der  Kraft  handelt. 
Die  Gewichtsmengen,  die  heute  von  jeder  Rumpler-Taube  getragen 
werden,  weit  mehr  noch  das  gewaltige  Gewicht,  das  von  einem 
Zeppelin-Luftschiff  emporgehoben  wird,  führen  eine  beredte  Sprache. 

Eigentlich  hätte  schon  die  genaue  Beobachtung  des  Vogel- 
und  Insektenfluges  zu  der  Erkenntnis  führen  müssen,  daß  es  sich 
lediglich   um   ein  Problem   der   Kraft   handelte.     Denn    auch   be- 
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vor  man  durch  die  kinomatographische  Aufnahme  des  tierischen 
Fluges  die  Einzelheiten  der  Bewegung  und  ihre  Aufeinanderfolge 
genauer  studiert  und  gemessen  hatte,  wußte  man  doch,  daß  die 
Zahl  der  Flügelschläge  in  jeder  Sekunde  außerordentlich  groß  ist. 
Schon  der  deutlich  hörbare  Ton,  den  die  Flügelbewegung  der 
Insekten  erzeugt,  ermöglichte  es,  nach  der  Höhe  des  Summtones 
die  Zahl  der  Flügelschwingungen  ungefähr  zu  be- 
rechnen;  wobei  man  feststellte,  daß  die  Brummfliege  etwa  350, 
die  Biene  etwa  440  Flügelschläge  in  einer  Sekunde  ausführen 
kann.  Auch  auf  graphischem  Wege  —  durch  die  automatische 
Aufzeichnung  der  Flügelbewegungen  eines  mit  der  Hand  gehal- 
tenen Insekts  auf  einer  sich  schnell  drehenden  Trommel  mit 
berußtem  Papier  —  konnte  man  die  Zahl  der  Flügelschläge  be- 
stimmen. Marey  stellte  auf  diese  Weise  fest,  daß  die  Fliege  in 
der  Sekunde  240 — 321  Flügelschläge  ausführt,  die  Hummel  240,  die 
Biene  190,  die  Wespe  iio,  die  Libelle  28,  der  Kohlweißling  9. 
Ein  noch  gewichtigeres  Argument  mußten  die  Schnelligkeit 
und  Sicherheit  des  Vogelfluges  bieten ;  denn  die  Leichtig- 
keit eines  tierischen  Körpers  konnte  immer  nur  erklären,  daß  er 
sich  in  der  Luft  zu  halten  vermag,  nicht  aber,  daß  er  nach  eige- 
nem Willen  eine  bestimmte  Bewegungsrichtung  einschlagen,  ja 
sogar  gegen  den  Wind  anfliegen  kann.  In  der  Tat  ist  die  Schnel- 
ligkeit des  Vogelfluges  sehr  erheblich,  in  manchen  Fällen  geradezu 
erstaunlich.  Wiederholt  hat  man  feststellen  wollen,  daß  gewisse 
Vögel  eine  Geschwindigkeit  von  80  m  in  der  Sekunde  oder  bei- 
nahe 300  km  in  der  Stunde  entwickeln  können,  während  der 
schnellste  Zug  zwischen  Hamburg  und  Berlin  für  diese  Entfernung 
(287  km)  etwa  3^4  Stunden  braucht.  Bescheidenere  Feststellungen 
geben  die  größte  Geschwindigkeit  des  Vogelfluges  auf  62  m  in 
der  Sekunde  oder  223  km  in  der  Stunde  an  {Hildesheinier). 
Diese  Geschwindigkeiten  werden  erreicht  z.  B.  von  Mauersegler, 
Möven,  Wandervögeln,  vielleicht  auch  vom  Albatroß  und  dem 
Fregattvogel.  Dagegen  sollen  unsere  Tauben  nicht  mehr  als 
94  km  in  der  Stunde  erreichen  und  unsere  flinken  kleinen  Sing- 
vögel, wie  z.  B.  Bachstelzen  und  Würger,  nur  etwa  50  km.  Uebri- 
gens  sind  diese  Geschwindigkeiten  Höchstleistungen,  die  nur  vor- 
übergehend bei  besonderen  Anlässen  erreicht  werden :  auf  der 
Flucht,  bei  der  Verfolgung,  im  Spiel.  Auf  Wanderflügen  über 
größere  Entfernungen  soll  die  Möve  nur  50  km,  der  Wanderfalke 
55  km,  der  Mauersegler  80  km  in  der  Stunde  zurücklegen. 
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Daß  bestimmte  Beziehungen  zwischen  der  Körpergröße  und 
der  Schnelligkeit  bez.  der  Möglichkeit  des  Huges  bestehen,  ist 
oben  bei  Erwähnung  der  S/>encerschen  Theorie  angedeutet  worden. 
191 1  hat  Dr.  Harle  in  einem  Vortrage  vor  der  Societe  Geologi- 
que  in  Paris  eine  interessante  Theorie  vorgetragen,  die  das  Aus- 
sterben mancher  Tierflieger  der  Vorzeit  durch  die 
Veränderung  des  Luftdrucks  zu  erklären  sucht.  Wenn 
die  Annahme  richtig  ist,  daß  in  gewissen  Perioden  der  Erdge- 
schichte mehr  Kohlensäure  im  Luftmeer  enthalten  war  als  heute, 
so  daß  der  Luftdruck  ein  anderer  und  zwar  höherer  sein  mußte 
als  jetzt  —  hat  doch  Kohlensäure  ein  spezifisch  größeres  Gewicht 
als  Luft  —  so  muß  es  damals  leichter  gewesen  sein  zu  fliegen 
als  heute.  Infolgedessen  konnten  auch  wesentlich  schwerere  Tiere 
sich  in  der  Luft  bewegen.  Wollte  man  sich  vorstellen,  daß  zwei 
Vögel  von  der  Gestalt  der  Schwalbe  vorhanden  wären,  von  denen 
der  eine  die  Größe  der  heutigen  Schwalbe  besäße,  während  der 
andere  alle  Längenmaße  zehnmal  vergrößert  zeigte,  so  würde  die 
Oberfläche  seines  Körpers  100  mal  größer,  sein  Gewicht  1000  mal 
schwerer  sein.  Er  müßte  also  mit  Muskeln,  die  100  mal  stärker 
wären,  eine  Arbeit  leisten  müssen,  die  1000 fach  größer  wäre. 
In  der  heutigen  Luft  würde  er  sich  kaum  bewegen  können.  In 
der  Vorzeit  aber,  namentlich  in  jener  Periode,  in  der  sich  die 
ungeheuren  Steinkohlenlager  der  Erde  bildeten,  würde  dies  weit 
eher  möglich  gewesen  sein.  Betrachten  wir  die  ausgestorbenen 
Tierarten  jener  Epoche,  so  finden  wir  darunter  Geschöpfe ,  die 
zwischen  unseren  heutigen  Vögeln  und  Reptilien  stehen  und  die, 
obwohl  sie  sehr  viel  größer  waren  als  alles,  was  unsere  heutige 
Vogelwelt  zeigt,  doch  fliegen  konnten.  So  hat  z.  B.  der  in  der 
Kreidezeit  lebende  Pterodaktylus  eine  Flügelbreite  von  mehr  als 
8  m,  ein  größeres  Flügelausmaß  als  ein  Bleriot-Flieger.  In  der 
Steinkohlenzeit  hat  es  Libellen  gegeben,  deren  Flügelbreite  einen 
Meter  betrug.  In  unserer  heutigen  Luft  würden  sie  ebensowenig 
fliegen  können  wie  der  Pterodaktylus.  Harle  zieht  daraus  den 
Schluß,  daß  der  Luftdruck  früher  beträchtlich  größer  gewesen 
sein  muß,  so  daß  erheblich  weniger  Kraft  nötig  war,  um  einen 
tierischen  Körper  in  der  Luft  zu  halten.  Hätten  damals  schon 
Menschen  gelebt,  so  wäre  die  Lösung  des  Flugproblems  für  sie 
weit  leichter  gewesen,  weil  sie  nur  sehr  viel  schwächere  Motoren 
gebraucht  hätten. 

An    diesen    Leistungen    gemessen    ergibt    sich ,     daß    der 
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Mensch  in  seiner  Flugtechnik  bereits  über  die 
Leistungen  der  Natur  hinausgegangen  ist,  ob- 
wohl wir  die  Empfindung  haben,  erst  im  Anfang  der  Entwicklung 
zu  stehen.  Nicht  die  vorübergehenden  Rekordleistungen  sind  es, 
die  diese  Ueberlegenheit  ausmachen ,  sondern  die  Leistungen 
größerer  Dauerflüge.  Wenn  es  möglich  war,  eine  Strecke  wie  die 
von  Berlin  nach  Paris  (ihre  Länge  beträgt  fast  looo  km)  in  einem 
Fluge  ohne  Unterbrechung  zurückzulegen,  wenn  es  ferner  mög- 
lich war,  sich  in  Luftschichten  emporzuheben,  die  von  Vögeln 
kaum  erreicht  werden,  so  zeigt  dies,  welche  Leistungen  von  diesem 
Zweige  der  Technik  noch  erwartet  werden  können.  Alle  von  ihm 
erzielten  Erfolge  beruhen  aber  im  wesentlichen  auf  der  Auf- 
speicherung zureichender  Kraft.  Die  Geschicklich- 
keit des  Fluges,  die  Sicherheit  der  Handhabung  aller  technischen 
Apparate,  die  Nervenruhe  des  Führers  und  seiner  Bemannung 
spielen  gewiß  eine  bedeutsame  Rolle;  aber  sie  können  nichts  er- 
reichen, falls  die  Kraft  der  Antriebsmotoren  versagt  oder  zu  Ende 
ist,  bevor  man  am  Ziel  anlangt.  Die  Ueberlegenheit  des  fran- 
zösischen Flugwesens  über  das  deutsche  war  lange  Zeit  in  der 
größeren  Kraft  und  Sicherheit  der  französischen  Motoren  be- 
gründet. 

Wie  sehr  die  Luftschiffahrt  von  der  aufgespeicherten  Kraft 
abhängt,  hat  uns  schmerzlich  der  Untergang  des  Marine- 
Luftschiffs  »L  I«  im  September  1913  bewiesen.  Es  war 
berechnet  auf  eine  Nutzlast  von  6700  kg;  theoretisch  war  sogar 
die  Tragfähigkeit  einer  solchen  von  7500  kg  herausgerechnet. 
Auf  der  Todesfahrt  trug  das  Schiff  etwa  3000  kg  Betriebsmittel, 
1000  kg  Wasserballast,  2000 — 2500  kg  Personal  und  Ausrüstung 
und  6000 — 6500  kg  Nutzlast.  Die  theoretisch  errechnete  Trag- 
fähigkeit gilt  jedoch  nur  für  die  erste  Betriebszeit,  für  chemisch 
reines  Gas  und  für  eine  Temperatur  von  0°  Celsius.  Sobald 
andere  Verhältnisse  eintraten,  sobald  nun  gar  eine  erhebliche 
Mehrbelastung  durch  heftigen  Regen  erfolgte ,  reichte  die  Kraft- 
entfaltung der  Motoren  nicht  aus,  um  dem  Ilerabdrücken  der 
Kraftmenge,  um  die  Nutzlast  in  der  Luft  zu  halten,  das  Gegenge- 
wicht zu  bieten.  Man  suchte  daher  die  Ursache  der  Katastrophe 
in  dem  zu  geringen  Gasinhalt  des  »L  i«.  Dem  »L  2«  wäre, 
falls  man  nicht  etwa  an  die  Höchstgrenze  seiner  Belastung  zu  eng 
heranging,  ein  gleicher  Untergang  nicht  zugestoßen,  da  seine 
Nutzlast  bereits   1 1  000  kg    betrug.     Je   größer    ferner    Verhältnis- 
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mäßig  die  Menge  des  mitzunehmenden  Betriebsstoffes  ist,  desto 
mehr  erweitert  sich  nicht  nur  der  Aktionsradius  des  Luftschiffes, 
desto  sicherer  wird  vielmehr  unter  sonst  gleichen  Bedingungen 
auch  sein  Ankämpfen  gegen  die  Ungunst  der  Elemente. 


Alle  großen  Verkehrskatastrophen  lassen  sich, 
soweit  sie  nicht  durch  menschliche  Unvorsichtigkeit  veranlaßt 
sind,  entweder  darauf  zurückführen,  daß  die  Betriebskraft  ver- 
braucht ist  oder  daß  die  Kraftentfaltung  durch  die  vorhandenen 
Betriebsstoffe  nicht  mehr  in  der  richtigen  Weise  erfolgt. 

Die  häufigste  Katastrophenart,  denen  Segelschiffe  aus- 
gesetzt sind,  ist  der  Schiffbruch  an  der  Küste,  weil  ihnen  keine 
Kraft  zur  Verfügung  steht,  um  dem  Druck  von  Wind  und  Wellen, 
der  sie  in  die  Brandung  schleudern  will,  Widerpart  zu  halten. 
Selbst  die  geschicktesten  Kapitäne  können  dann  den  Schiffbruch 
nicht  vermeiden ;  man  blicke  in  die  Tagebücher  des  Südseefor- 
schers James  Cook  ^  dieses  ausgezeichneten  Seglers,  der  doch 
wiederholt  den  Schiffbruch  auf  Korallenriffen  vor  Augen  sah, 
eben  weil  ihm  bei  Windstille  oder  ungünstigem  Wind  eine  Be- 
triebskraft fehlte,  um  von  der  Brandung  loszukommen. 

Die  Erfindung  der  Dampfschiffahrt  hat  den  Menschen 
in  gewissem  Maße  über  diese  Schwierigkeit  hinweggehoben ;  nur 
selten  kommt  es  vor,  daß  die  Kraft  des  Dampfes  nicht  ausreicht, 
um  den  Elementen,  die  ihn  in  die  Brandung  hineinzwingen  wol- 
len, Schach  zu  bieten.  Die  Dampfschiffahrt  kennt  dafür  eine 
andere  große  Gefahr,  von  der  die  Segelschiffahrt  frei  ist :  die 
Möglichkeit,  daß  die  aufgespeicherte  Kraft  einen  anderen  Weg 
nimmt  als  den  vorgeschriebenen  und  erwünschten.  Wenn  die 
Kohlenlager  in  Brand  geraten  oder  wenn  ein  Dampfkessel  platzt, 
so  vollzieht  sich  grundsätzlich  dasselbe,  als  wenn  der  elektrische 
Strom  in  einer  Straßenbahn  nicht  mehr  über  den  beabsichtigten 
Weg  läuft,  sondern  sich  durch  Kurzschlufi  den  W^eg  durch  den 
Wagen  selbst  bahnt.  Je  größer  die  aufgespeicherte  Kraftmenge 
ist,  desto  näher  liegt  die  Gefahr,  daß  sie  sich  auf  einem  dem 
Menschen  nicht  erwünschten  Wege  entlädt,  weil  allenthalben  in 
der  Natur  die  Tendenz  zur  Ausgleichung  der  Kraftspannungen 
vorhanden  ist. 
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Um  SO  leichter  wird  es  dadurch  aber  auch,  die  aufgespei- 
cherte Kraft  zur  Anwendung  zu  bringen.  Je  größer  die  Kraft- 
menge ist,  desto  leichter  läuft  sie  jeden  ihr  angebotenen  Weg, 
wenn  er  nur  eben  zur  Verminderung  der  Kraftspannung  führt. 
Die  Auslösung  der  Kraft  kann  daher  unter  Umständen 
durch  eine  lächerlich  kleine  Kraftanwendung  erfolgen.  Die  heu- 
tige Menschheit  macht  namentlich  bei  feierlichen  Gelegenheiten 
gern  davon  Gebrauch:  etwa  indem  ein  Staatsoberhaupt  alle  Be- 
leuchtungskörper einer  großen  Ausstellung,  die  Hunderte  von 
Meilen  von  ihm  entfernt  ist,  durch  einen  Druck  auf  den  elektri- 
schen Knopf  zum  Glühen  bringt.  Oder  es  ist,  um  bei  kleineren 
Beispielen  zu  bleiben,  die  Einschaltung  des  elektrischen  Stroms 
in  den  Kreislauf  des  Straßenbahnwagens  ohne  Kraftanstrengung 
möglich ,  auch  wenn  er  voll  besetzt  ist  und  mehrere  Anhänge- 
wagen hinter  sich  herzieht.  Jedes  Einschalten,  namentlich  einer 
elektrischen  Maschinerie,  beruht  auf  diesem  Prinzip  der  Auslösung 
einer  mehr  oder  weniger  starken  Kraft  durch  einen  leisen  Druck 
oder  eine  ganz  geringe  Hebelbewegung,  kurzum,  durch  ein  Min- 
destmaß von  Muskelarbeit.  Eine  Maschinerie  ist  nicht  vollkom- 
men, solange  sie  nicht  eben  diesem  leisesten  Antrieb  gehorcht, 
solange  sie  nicht  ihr  Werk  auf  Geheiß  des  Menschenwillens  voll- 
zieht, auch  wenn  dieser  sich  nur  der  Hand  eines  Kindes  bedient. 


Die  Auslösung  der  Kraft  spielt  auch  im  Leben 
der  Völker  eine  außerordentliche  Rolle.  Manche  geschicht- 
lichen Vorgänge  bleiben  unverständlich,  wenn  man  eine  kraftvolle 
Wirkung  auf  eine  lächerlich  geringe  Ursache  zurückführt.  Wenn 
der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  im  Weißen  Hause  in  Wa- 
shington durch  Berührung  eines  Knopfes  die  letzte  Sprengung  im 
Panamakanal  vollzog,  so  hat  nicht  er  die  Kraft  dafür  hergegeben, 
sondern  hat  nur  durch  den  Druck  seines  Fingers  den  elektrischen 
Strom  in  Bewegung  gesetzt,  der  die  Explosion  der  Dynamitmas- 
sen in  den  für  die  Sprengung  gehöhlten  Löchern  veranlaßte. 
Ebenso  ist  eine  große  historische  Bewegung  vielfach  nicht  durch 
den  Mann  veranlaßt  worden,  der  den  Ruhm  dafür  erntete ;  viel- 
mehr hat  er  nur  die  vorhandenen  Kräfte  klug  benutzt,  um  durch 
sie  gewaltige  Wirkungen  zu  erzielen.  Leistung  und  Er- 
folg stehen  weder  im  Leben  des  Einzelmenschen 
noch  in    dem    der  Völker  stets   im    richtiiren    Ver- 
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h  ä  1 1  n  i  s.  Fast  jede  der  vielbewunderten  Taten  der  Geschichte 
beruht  auf  den  Anstrengungen  zahlreicher  Vorläufer,  von  denen 
insbesondere  die  ersten  nicht  den  geringsten  Erfolg  einzuheimsen 
pflegten.  Im  Gegenteil :  sie  wurden  verlacht,  verspottet,  verhöhnt, 
gemartert,  gekreuzigt.  Es  ist  eine  der  oberflächlichsten  Ge- 
schichtsbetrachtungen, die  Tüchtigkeit  des  Menschen  nach  seinen 
Erfolgen  zu  messen.  Ist  es  allein  das  Verdienst  Mohammeds, 
daß  sein  Volk  in  den  zwei  Jahrhunderten  nach  seinem  Tode  den 
größten  Teil  der  Mittelmeerländer  und  bedeutende  Strecken  im 
westlichen  Asien  unterwarf  und  sich  als  geistiges  Ferment  für 
die  Kulturentwicklung  aller  dieser  Länder  erwies  .f*  Ist  die  Re- 
formation allein  durch  Luther  geschaffen  worden  ?  Weshalb  hat- 
ten seine  Vorgänger  auch  nicht  annähernd  seinen  Erfolg  ?  Mo- 
hammed und  Luther  konnten  sich  aufgespeicherter  Kräfte  be- 
dienen, die  sie  —  gewiß  unter  Aufwendung  großer  Energie  und 
Geschicklichkeit  —  auszulösen  wußten.  Ebenso  sind  Kriege  viel- 
fach keineswegs  nur  als  Entladungen  der  durch  fortgesetzte  Rü- 
stungen geschaffenen  Spannung  zu  betrachten,  vielmehr  nicht 
selten  als  Auslösung  von  Kräften,  die  in  dunklem  Streben  ein 
Ziel  suchten. 

Vor  allen  Dingen  sind  auch  viele  Revolutionen  als 
Auslösung  vorhandener  Kräfte  anzusehen.  Namentlich  dort,  wo 
eine  revolutionäre  Umwälzung  aus  heiterem  Himmel  und  mit 
großer  Heftigkeit  einsetzt,  ist  eine  allmähliche  Aufhäufung  der 
Spannung  die  Ursache  gewesen.  Der  indische  Aufstand  1857 — 58 
ist  durch  die  Engländer  selbst,  wenn  sie  dies  auch  bei  ihrem 
Mangel  an  Psychologie  nicht  ahnten,  langer  Hand  dadurch  vor- 
bereitet worden,  daß  sie  die  religiösen  Gefühle  ihrer  mohamme- 
danischen und  ihrer  Hindu-Truppen  in  keiner  Weise  berücksich- 
tigten, daß  sie  also  gewissermaßen  selbst  das  Pulverfaß  füllten, 
das  endlich  durch  einen  Funken  entzündet  werden  mußte. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  erscheint  es  auch  durchaus 
nicht  als  Wunder,  daß  nach  jeder  Zeit,  die  der  größten  Aufre- 
gungen voll  war,  eine  Zeit  nicht  nur  der  Ruhe,  son- 
dern der  Abspannung  zu  folgen  pflegt.  Die  Kraft- 
spannung ist  dann  eben  ausgeglichen,  alle  psychische  Kraft,  die 
in  der  Nation  vorhanden  w'ar,  ist  fast  bis  auf  den  letzten  Rest 
verbraucht ;  sie  hat  nun  kein  anderes  Bedürfnis  als  das,  sich  nach 
diesen  Stürmen  seelisch  und  körperlich  zu  ruhen,  um  neue  Kraft 
zu  sammeln. 


2C2  Dr.  Ernst  Schultze:  Kraftaufspeicherung  und  Kraftanwendung. 

So  ist  denn  auch  kein  Volk,  selbst  das  seelisch  lebendigste 
nicht,  imstande,  in  jedem  beliebigen  Augenblick  die  gleiche  Wucht 
der  Bewegung  zu  entfalten,  die  es  vielleicht  schon  mehrfach  in 
seiner  Geschichte  aufgebracht  hat.  Die  Kunst  des  Staatsmannes, 
der  große  Leistungen  hervorbringen  will,  ist  deshalb,  geduldig 
und  aufmerksam  zu  warten,  bis  sich  eine  zureichende 
Kraftaufspeicherung  vollzogen  hat.  Er  kann  die- 
sen Vorgang  durch  kluge  Maßnahmen  unterstützen  —  selbsttätig 
hervorrufen  kann  er  ihn  nicht.  Man  sehe,  wie  etwa  der  jüngere 
Pitt  viele  Jahre  lang  gewissermaßen  beständig  auf  dem  Sprunge 
war  —  und  wie  er  doch  ruhig  auf  den  Augenblick  wartete,  wo 
die  Koalition  sich  auch  beim  Volk  unliebsam  gemacht  haben 
würde.  Er  hat  selbst  auf  eine  Frage  seiner  Freunde  Geduld 
als  die  wichtigste  Eigenschaft  eines  Staatsmannes  bezeichnet  und 
hat  schon  im  Anfang  seiner  Laufbahn  die  Kunst  bewiesen,  die 
Dinge  ruhig  reifen  zu  lassen  ^). 

Die  Geschichte  ist  voll  von  Beispielen  für  die  gewaltigen 
Wirkungen  der  Auslösung,  und  andererseits  für  die  Unmöglich- 
keit, große  Wirkungen  ohne  lange  Kraftaufspeicherung  zu  erzielen. 
Für  die  Auslösung  sei  noch  ein  lehrreiches  Beispiel  angeführt : 
der  Tod  des  deutschen  Kaisers  Heinrichs  VI.  »Die  zersetzenden 
Tendenzen  waren  in  Deutschland  längst  vorhanden,  und  sie  wur- 
den nun  frei,  weil  der  Kaiser  in  der  Ferne  starb  und  in  Deutsch- 
land keine  Gewalt  vorhanden  war,  welche  die  Interessen  des 
Königtums  hätte  wahrnehmen  können«  '^).  Andererseits  zeigt  der 
vergebliche  Versuch  der  Hohenstaufen  zur  Begründung  des  Ab- 
solutismus, daß  der  Versuch  dazu  von  ihnen  vorzeitig  in  Deutsch- 
land unternommen  wurde.  »Von  den  altrömischen  Erinnerungen 
der  Kaiserzeit  verblendet,  aber  z.  B.  in  Feindschaft  mit  den 
Städten,  und  selbst  noch  voll  ritterlicher  Ideale«,  konnte  ihnen 
dies  nicht  gelingen;  während  die  Dinge  in  Unteritalien,  das  in 
vielen  Richtungen  den  deutschen  Landen  voraus  war,  dafür  we- 
sentlich günstiger  lagen  ^). 

i)  Siehe    die    vortreffliche  Arbeit  von  Friedrich  Luckwald:    Wilhelm  Pitt  der 
Jüngere,     (Preußische  Jahrbücher,  August   1902.) 

2)  Theodor  Lindner:  Geschichtsphilosophie.     3.  Auflage.     (Stuttgart  und  Ber- 
lin: Cotta,   1912)  S.  24. 

3)  Rascher:  Politik.,   3.  Auflage.      1908.     S.  211. 
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DIE  ARBEITSTEILUNG  ZWISCHEN 
SPARKASSEN  UND  DEPOSITENKASSEN. 

Von 

WALTER  HOFFMANN. 

(Schlußartikel.) 

III.  Die  gegenwärtige  Arbeitsteilung  zwischen  Sparkassen  und 

Depositenkassen. 

I.  Hinsichtlich  des  Kundenkreises   und  der  Art 
der  Einlagen. 

§  6. 

In  der  Einleitung  und  im  historischen  Teil  haben  wir  darge- 
gelegt,  daß  Sparkassen  und  Depositenkassen  ganz  verschiedene 
volkswirtschaftliche  Aufgaben  zu  erfüllen  haben  und  ganz  ver- 
schiedene Ziele  verfolgen  oder  wenigstens  verfolgen  sollen.  Dar- 
aus ergibt  sich  eine  im  Prinzip  strenge  Arbeitsteilung  zwischen 
beiden  Instituten.  Inwieweit  nun  dieselbe  praktisch  durchgeführt 
ist,  das  sollen  uns  die  Untersuchungen  des  speziellen  Teiles  näher 
darlegen.  Zu  diesem  Zweck  wollen  wir  den  Kundenkreis  sowie 
den  Geschäftskreis  bei  beiden  Institutionen  einer  eingehenden  Be- 
trachtung unterziehen. 

Wir  betrachten  /.unächst  den  Kundenkreis  und  die  Art  der 
Einlagen  und  beginnen  mit  einer  Untersuchung  bei  den  Spar- 
kassen. In  der  Literatur  ist  vielfach  die  Ansicht  vertreten,  daß 
die  Sparkassen  ihren  eigentlichen  Zweck  ^)  aufgegeben  haben  und 
sich  mehr  und  mehr  dem  Mittelstand,  ja  auch  den  höheren  Volks- 
schichten zur  Verfügung  stellen.     Conrad'^)   nennt  sie  »Depositen- 


1)  Vgl.    §    2. 

2)  Conrad,   Grundr.  d.  polit.  Oekonomie   1910  II,  S.  431. 
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kassen  der  wohlhabenden  Klassen«,  Barthelme^)  sagt,  daß  »ihre 
Entwicklung  sie  weit  ab  von  ihrem  Ziele  geführt  habe«,  Heide- 
inann^)  behauptet,  daß  »für  Preußen  feststehe,  dafi  der  kleine 
Mann  nicht  mehr  wie  früher  die  Sparkassen  aufsucht«,  Löning^) 
ist  der  Ansicht,  daß  »der  Kapitalzuwachs  der  Sparkassen  auf  Rech- 
nung der  besitzenden  Klassen  kommt»,  Kuntze^)  gibt  zu,  daß  »die 
Sparkassen  vielfach  auch  Anlagegelegenheiten  für  das  große  Ka- 
pital geworden  sind«,  Linse^)  teilt  die  Ansicht,  daß  »sie  sich  mehr 
und  mehr  von  ihrer  Hauptaufgabe,  Sparanstalten  für  den  kleinen 
Mann  zu  sein,  entfernt  haben«,  iMasberg^)  weist  nach,  daß  »von  den 
Sparkassen  neben  Spareinlagen  neben  Kapitaleinlagen  jetzt  Kassen- 
führungseinlagen angenommen  werden,  d.  h.  fast  alle  Bevölkerungs- 
kreise bis  zum  besten  Mittelstand  herauf  können  mit  den  Sparkassen 
in  Verbindung  treten;  jeder  mit  einem  andern  Ziel;  und  bei  allen 
diesen  Aufgaben  befinde  sich  die  Sparkasse,  abgesehen  von  der  An- 
nahme von  Spareinlagen,  in  Konkurrenz  mit  anderen  Instituten, 
die  diese  Aufgaben  vielleicht  viel  besser  pflegen  können«.  Elster  '^) 
spricht  sich  gegen  »eine  bankmäßige  Entwicklung  aus,  die  der 
Natur  der  Sparkassen  direkt  widerspreche«.  Schachner ^)  wendet 
sich  gegen  die  großen  Einlagen  bei  den  Sparkassen,  da  er  »eine 
Entfernung  von  soliden  Geschäftsprinzipien  als  Folge  der  Heran- 
ziehung der  großen  Sparer  hält«.  ScJivioller'^)  sagt,  daß  viele 
Sparkassen  gern  große  Summen  von  Geschäftsleuten,  bis  40000 
bis  50000  Mark  und  mehr,  nehmen.  »Aber  zu  Banken  der 
mittleren  und  höheren  Geschäftsleute  sollen  die  Kassen  doch  nicht 
werden.«  Wir  schließen  uns  dieser  Ansicht  an;  für  die  Geschäfts- 
welt, sowohl  für  die  kleinen  als  auch  ganz  besonders  für  die 
großen  Geschäftsleute,  ist  durch  die  Kreditgenossenschaften  und 
Banken  gesorgt.  Die  Sparkassen  sollen  nicht  ihren  Zweck  darin 
sehen,  diesen  Instituten  Einlagen  zu  entziehen  ;  andrerseits  sollen 
auch  die  Depositenkassen  und  Kreditgenossenschaften  den  Spar- 
kassen durch  Vergütung  eines  höheren  Einlagenzinsfußes  keine 
Konkurrenz  machen.  Bei  richtiger  Auffassung  ihrer  Geschäfts- 
aufgaben können  alle  drei  Institute    nebeneinander   bestehen  und 

i)  A.  a.  O.  S.  34.  2)  A.  a.  O.  S.  42. 

3)  Schönbergs  Handbuch  Bd.  III,  S.  449  (1891). 

4)  A.  a.  O.   S.  99. 

5)  Linse,  0.,  lieber  Betriebs-(Fabrik-)Sparkasscn   191 2,  S.   22. 

6)  Masberg  a.  a.  O.   S.  30. 

7)  Elster,  L.,   Die  Postsparkassen   1881,   S.  7. 

8)  l'.ankarchiv   1911/12,  S.   6,  9)  A.  a.  O.  Grdr.  II.  252, 
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sich  gegenseitig  ergänzen.  Eine  scharfe  Grenze  wird  sich  zwi- 
schen ihnen  nur  schwer  ziehen  lassen ;  es  wird  sich  ein  Ineinan- 
dergehen  nicht  vermeiden  lassen;  die  einzelnen  Institutionen  sol- 
len aber  nicht  andere  Geschäfte  als  die,  welche  ihnen  ihrer  Natur 
nach  zufallen,  zu  den  vorherrschenden  werden  lassen.  Sie  sollen 
sich  also  in  erster  Linie  an  die  Schichten  der  Bevölkerung  wen- 
den, denen  zu  dienen  sie  bestimmt  sind. 

In  welchem  Umfange  die  Sparkassen  ihrer  eigentlichen  Be- 
stimmung entsprechend  von  den  kleinen  Sparern  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  darüber  könnte  uns  erst  eine  genaue  Berufs- 
statistik der  Einleger  Aufschluß  geben,  die  aber  auch  Angaben 
über  die  Höhe  der  einzelnen  Einlagen  sowie  über  die  Dauer  des 
Kontos  enthalten  müßte.  Leider  steht  uns  für  das  Deutsche 
Reich  eine  solche  Erhebung  über  diese  sparpolitische  sehr  wich- 
tige Frage  nicht  zur  Verfügung ;  auch  würde  eine  solche  nur  mit 
großem  Geld-  und  Zeitaufwande  der  einzelnen  Sparkassenverwal- 
tungen hergestellt  werden  können,  wozu  manche  gar  nicht  in  der 
Lage  sein  dürften  ^). 

Dagegen  sind  in  einzelnen  Bundesstaaten  die  Einleger  oft 
nach  Kontenklassen  getrennt,  so  daß  man  hierdurch  ein  unge- 
fähres Bild  von  der  Zahl  der  kleinen  Sparer  erhält.  Auch  finden 
wir  bisweilen  eine  Berufsstatistik.  Ferner  geben  uns  auch  manche 
Berichte  von  einzelnen  Sparkassen  Auskunft  über  die  Konten- 
klassen und  den  Beruf  der  Einleger. 

Daß  die  Zahl  der  hohen  Einlagen  stark  gewachsen  ist,  d.  h. 
daß  die  Sparkassen  im  wachsenden  Maße  Depositengelder  von 
reicheren  Leuten  annehmen,  läßt  sich  schon  aus  der  Reichssta- 
tistik erkennen. 

In  Deutschland  (außer  Braunschweig)  betrug : 


Jahr 

Zahl  der  Spar- 

Gesamtguthaben der 

Guthaben 

kassenbücher 

Einleger  in  1000  M. 

pro  Buch  M. 

1900 

14  860  000 

8  839  000 

595 

1905 

17  950  000 

12  675  000 

706 

1906 

18658460 

13  411  271 

719 

1907 

19  291  320 

13  920  609 

722 

1908 

19845329 

14552555 

733 

1909 

20  616  699 

15  672  121 

760 

1910 

21  534034 

16780  568 

779 

1911 

22349570 

17  821  684 

797 

1912 

22979254 

18679973 

813 

i)  Reichsarbeitsblatt   1910,  S.   128. 
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Nach  dieser  Tabelle  steht  die  Zunahme  der  Bücher  nicht  im 
Verhältnis  zur  Zunahme  der  Einlagen.  Während  die  Sparkassen- 
bücher sich  um  54,6  Proz.  vermehrten,  wuchs  das  Gesamtgut- 
haben der  Einleger  in  demselben  Zeitraum  um  111,3  Proz.  In- 
folgedessen hat  sich  das  Guthaben  pro  Sparbuch  vonMk.  595. — 
auf  Mk.  813.—  erhöht. 

Wir  gehen  nunmehr  zu  den  größeren  Bundesstaaten  über. 

Nach  dem  Preußischen  Statistischen  Jahrbuch  verteilen  sich 
in  Preußen  die  Sparbücher  folgendermaßen  auf  Kontenklassen. 


Bis  60  M. 

60 — 150 

150 — 300 

300 — 600 

über  600 

Jahr 

M. 

M. 

M. 

M. 

Gesamt  ^) 

in 

Tausend  Stück 

1870 

430,9 

305,1 

249,2 

214,0 

192,8 

1392,0 

1880 

725.5 

559,7 

491,8 

468,8 

631,5 

2942,2 

1890 

1609,9 

923,8 

811,9 

864,9 

1334,7 

5592,7 

1900 

2421,6 

1324,2 

1188,4 

1331,8 

2362,0 

8670,7 

1910 

3728,0 

1743,3 

1544,6 

1802,2 

4082,2 

12900,3 

1912 

4171,6 

1811,8 

1585,7 

1859,0 

4391,7 

13819,8 

Von  1880 — 1900  ist  die  Gesamtsumme  etwas  höher,  da  ein- 
zelne Kassen  ihre  Bücher  nur  im  ganzen,  aber  nicht  nach  Konten- 
klassen getrennt  angegeben  hatten. 

In  Prozentzahlen  umgerechnet  ergibt  sich  folgendes  Bild^). 


60 — 150 

150 — 300 

300 — 600 

über  600 

Jahr 

Bis  60  M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1870 

31.0 

21,9 

17,9 

15.4 

13.9 

1880 

25,2 

19,5 

17,1 

16,3 

21,9 

1890 

29,0 

16,6 

14,6 

15,6 

24,1 

1900 

28,1 

15.3 

13,8 

15.4 

27,4 

1910 

28,9 

13,5 

12,0 

14,0 

31,6 

1912 

30,2 

13,1 

11,5 

13,5 

31.8 

Wir  sehen,  daß  die  Kontenklasse  bis  Mk.  60. — ,  von  eini- 
gen Schwankungen  abgesehen ,  die  wohl  infolge  der  Refor- 
men in  den  80er  Jahren  und  der  neuesten  Zeit  hervorgerufen 
sind ,  ziemlich  unverändert  geblieben  ist.  Bei  den  mittleren 
Kontenklassen  (Mk.  60 — 600)  läßt  sich  eine  Tendenz  nach 
unten  feststellen;  die  Prozentsätze  fallen.  Dagegen  steigt  die 
Kontenklasse  über   Mk.  600    von    13,9  Proz.  auf  31,8  Proz.,  d.  h. 

l)  Es  sind  nur  die  Sparbücher  berücksichtigt,  die  nach  Kontenklassen  getrennt 
angegeben  sind. 
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um  17,9  Prozentteile;  der  Anteil  dieser  Konten  hat  sich  also 
in  einem  Zeitraum  von  32  Jahren  mehr  als  verdoppelt.  Diese 
Erscheinung  ist  selbstverständlich  mit  darauf  zurückzuführen,  daß 
die  Kaufkraft  des  Geldes  abgenommen  hat,  aber  es  ist  zu  berück- 
sichtigen, daß  die  Zahl  der  Sparkassenbücher  nicht  entfernt  in  dem 
Verhältnis  gestiegen  ist  wie  die  Summe  der  Guthaben,  mit  anderen 
Worten :  der  oft  erhobene  Vorwurf,  daß  die  Sparkassen  in  wach- 
sendem Maße  Depositengelder  annehmen,  scheint  richtig  zu  sein. 

Das  beweist  auch  die  folgende  Tabelle,  die  der  Arbeit  von 
Seidel  und  Pfitzner  über  Sparkassengesetzgebung  ^)  entnommen  ist. 

Danach  betrug  der  Anteil  der  einzelnen  Kontenklassen  am 
Gesamteinlageguthaben : 


3545233 

Bücher 

bis              60 

M. 

=       98,8 

Mill. 

M 

I  691  061 

» 

60 —       150 

» 

=      173,0 

Tf 

» 

I  499  062 

» 

150 —      300 

» 

=     324,8 

V 

» 

I  751  951 

» 

300—       600 

» 

=     761,7 

» 

» 

2  156  173 

» 

600 —     1500 

» 

=  2096,1 

» 

» 

992723 

>•' 

1500 —    3000 

» 

=:    2100,7 

» 

» 

638058 

» 

3000 — IG  000 

» 

=    3250,2 

» 

» 

87995 

> 

über   10  000 

» 

=    1527,4 

> 

» 

Die  Zahl  der  kapitalistischen  Einleger  (etwa  von  Mk.  3000 
an  aufwärts)  ist  also  relativ  gering,  woraus  sich  ergibt,  daß  die 
Sparkassen  in  erster  Linie  von  den  wirklichen  Sparern  benutzt 
werden,  aber  nahezu  die  Hälfte  des  Einlagenbestandes  stammt  von 
kapitalistischen  Einlegern.  Ein  Teil  derselben  gehört  allerdings 
Stiftungen  und  dergl.  oder  besteht  aus  Mündelgeldern  u.  a.,  aber 
der  Prozentsatz  dieser  Einlagen  dürfte  kaum  erheblich  sein. 

Eine  sehr  interessante  Uebersicht  über  das  Anwachsen  der 
großen  Konten  gibt  das  Preußische  Statistische  Jahrbuch  Jahr- 
gang 191 3.  Danach  ist  in  den  preußischen  Regierungsbezirken  der 
Prozentsatz  der  Sparbücher  mit  Einlagen  von  mehr  als  3000  Mk. 
von   1895  auf  19 12  folgendermaßen  gewachsen: 


1895 

1912 

1895 

1912 

Königsberg 

0,90 

3.26 

Schleswig 

7,89 

9,80 

Gumbinnen 

1,88 

4,06 

Hannover 

3,98 

7,13 

Alienstein 

3,28 

5,56 

Hildesheim 

3,80 

8,04 

Danzig 

2,95 

4,67 

Lüneburg 

7,62 

10,61 

Marienwerder 

2,53 

5,82 

Stade 

8,20 

10,31 

St.  K.  Berlin 

0,21 

0,93 

Osnabrück 

5,61 

9,21 

Potsdam 

1,19 

4,13 

Aurich 

5,53 

6,93 

Frankfurt  a.  0. 

1,35 

4,64 

Münster 

12,43 

15,63 

Stettin 

3,30 

7,41 

Minden 

10,35 

12,12 

Köslin 

4,58 

8,38 

Arnsberg 

10,06 

12,68 

Stralsund 

0,64 

3,80 

Kassel 

3,19 

5,41 

i)  S.  28, 
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1895 

1912 

1895 

1912 

Posen 

1,31 

5>57 

Wiesbaden 

2,47 

4,01 

Bromberg 

4,26 

7.50 

Koblenz 

5,79 

10,61 

Breslau 

0,66 

2,14 

Düsseldorf 

5,73 

10,40 

Liegnitz 

0,84 

3,36 

Cöln  a.  Rh. 

3-45 

8,54 

Oppeln 

2,25 

6,07 

Trier 

5,29 

10,29 

Magdeburg 

0,81 

4,47 

Aachen 

5,26 

8,iS 

Merseburg 

3,47 

5,47 

Sigraaringen 

2,25 

2,47 

Erfurt 

2,35 

4,97 

Aus  diesen  Zahlen  geht  deutlich  hervor,  daß  die  großen 
Konten  besonders  stark  vertreten  sind  in  den  westlichen  Regie- 
rungsbezirken (Münster  15,63,  Minden  12,12,  Arnsberg  12,68, 
Lüneburg  io,6i,  Stade  10,31,  Coblenz  10,61,  Düsseldorf  10,40, 
Trier  10,29  usw.),  während  wir  im  Osten  das  Gegenteil  feststellen 
können.  Am  niedrigsten  ist  der  Prozentsatz  im  Stadtkreis  Berlin, 
eine  Erscheinung,  die  sicher  im  Zusammenhang  mit  der  glänzen- 
den Entwicklung  des  Depositenkassenwesens  steht  ^).  Die  Spar- 
kassen sind  eben  bei  weitem  bureaukratischer  als  die  Depositen- 
kassen, die  viel  beweglicher  sind.  Daher  benutzen,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  in  Berlin  auch  die  kleinsten  Sparer  die  Depositen- 
kassen, wenn  auch  ihr  Anteil  recht  bescheiden  zu  nennen  ist. 

Am  größten  ist  der  Prozentsatz  der  hohen  Einlagen  auf  dem 
Lande  wohl  aus  dem  Grunde,  weil  die  Sparkassen  auf  dem  Lande 
noch  vielfach  eine  Bank  ersetzen.  Die  preußische  Statistik  trennt 
die  Sparkassen  in  l.  städtische  Sparkassen,  2.  Landgemeindespar- 
kassen, 3.  Kreis-  und  Amtssparkassen,  4.  Provinzial-  und  ständische 
Sparkassen,  5.  Vereins-  und  Privatsparkassen.  Bei  Gruppe  2  ent- 
fielen 12,29  Proz.,  bei  Gruppe  3:  8,58  Proz.  auf  die  hohen  Einlagen, 
während  der  Prozentsatz  bei  den  städtischen  Sparkassen  nur 
5,62  Proz.  betrug. 

In  der  bayerischen  Sparkassenstatistik  ist  eine  Einteilung 
in  Kontenklassen  nicht  vorgenommen.  In  der  Zeitschrift  des  König- 
lich Bayerischen  Statistischen  Landesamtes  Jahrgang  19 12,  S.  383 
heißt  es  darüber:  »Eine  Gruppierung  der  einzelnen  Sparguthaben 
nach  ihrer  Höhe  ist  auf  Grund  der  bayerischen  Sparkassenstati- 
stik nicht  möglich.  ICinzelne  Sparkassenverwaltungen  aber  ver- 
öffentlichen in  ihren  Jahresberichten  solche  Zusammenstellungen. 
Daraus  ergibt  sich,  daß  im  Jahre  19 10  unter  Mk.  500  sich  be- 
wegten beispielsweise  in 


l)  Allerdings  wird  auch  vielfach  über  die  Rückständigkeit  der  Berliner  städti- 
schen Sparkasse  geklagt. 
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Nürnberg  73,0  Proz.  ^ 

\A7"    K    "         8      *       r   ^'^^^  Sparkassenbücher. 

Erlangen    71,1       »      •' 

In  München  betrugen  bis  zu  Mk.  600:  77,3  Prozent  aller  Spar- 
guthaben, in  Regensburg  81,7  Proz.  Diese  Zahlen  beweisen,  daß 
die  Sparkassen  überwiegend  dem  kleinen  Sparer  dienen.« 

Ueber  den  Beruf  der  Einleger  der  bayerischen  Sparkassen 
sind  wir  durch  eine  Statistik  aus  dem  Jahre  1893  unterrichtet^). 
Danach  entfielen  von  129997  Einlegern,  die  sich  auf  106  Spar- 
kassen verteilten,  auf 

Unternehmer  14,0  Proz. 

Arbeiter  34,9       » 

Kinder  und  Mündel  32,9      » 

Juristische  Personen  7,3       » 

Beamte,  freie  Berufsarten  und  Berufslose     10,4      » 

Es  gehörten  also  67,8  Proz.  der  Konten  Arbeitern,  Kindern 
und  Mündeln,  d.  h.  solchen  Bevölkerungsschichten,  für  welche 
die  Sparkassen  in  erster  Linie  bestimmt  sind. 

Das  sächsische  Sparkassen wesen  ist  191 2  durch  Braedt^) 
einer  eingehenden  Untersuchung  unterzogen  worden.  Braedt  be- 
zeichnet den  Mittelstand  als  den  Hauptbenutzer  der  Sparkassen, 
denn  »je  mehr  Arbeiterbevölkerung  vorhanden  ist  und  der  Mittel- 
stand zurücktritt,  desto  geringer  ist  im  Verhältnis  zur  Gesamt- 
bevölkerung des  betreffenden  Bezirkes  die  Spartätigkeit«. 

Nach  der  sächsischen  Statistik  verteilten  sich  im  Jahre  19 10 
die  3196237  Sparkonten  folgendermaßen  auf  Kontenklassen: 

bis  60  M.  =  I  045  917  Konten 
60—150     »    =      457  934       » 
150 — 300     »    =      384066       » 

300 600       »      =:         426  835  » 

Über  600     »    =       881  485       » 

Auf  die  Konten  bis  60  Mk.  entfallen  demnach  erheblich  mehr 
als  in  Preußen  (32,7  Proz.). 

Die  folgende  Tabelle  gibt  für  Württemberg  einen  Ueber- 
blick  über  die  Entwicklung  der  Verteilung  der  Sparbücher  nach 
Kontenklassen.  Wir  sehen,  daß  die  Kontenklassen  von  Mk.  500 
bis  1000  und  über  Mk.  looo  eine  Steigerung  aufweisen;  1901  war 
ihr  Anteil  an  dem  Gesamtkontenbestand  17,8  bez.  15,0,  1910  be- 
trug er   17,9  bez.  22,1   Proz. 


i)  Reichsarbeitsblatt   19 10,  S.    129. 

2)  Braedt,   Felix,  Das  Sparkassenwesen  in  Sachsen   1912. 
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Württemberg,     Sämtliche    Sparkassen. 
Sparkassenbücher  waren  am  Schlüsse   des  Jahres  in  Umlauf  über  Einlagen: 


bis  100 

n" 

von  100 

N 

von  200 1 

von  500 1 

1  •       "^ 

über 

N 

Über- 

N 

Jahr 

0 

bis  200 

0 

bis  500  1  0 
M.   1  ^ 

bis  1000  0 

0 

0 

M. 

(i 

M. 

P-, 

M.  li 

1000  M. 

haupt  : 

Pm 

1901 

154  139 

30,3 

75281 

14,6 

114  507 

22,3 

91 746  17,8 

77616  15,0 

513289 

IOC 

1902 

158555 

29.5 

77237 

14,3 

118853 

22,0 

958II 

17,8 

87  282 

16,4 

537  738 

100 

1903 

162  842 

28,7 

77926 

13,6 

121  748 

21,3 

104  176 

18,3 

102  823 

iS,i 

569515 

100 

1904 

168246 

27,9 

82  309 

13,6 

126434 

20,9 

109977 

18,2 

117  243 

19.4 

604  209 

IOC 

1905 

173  042 

27,5 

84  012 

I3>3 

131  671 

20,9 

II8768 

18,8 

122  848 

19,5 

630341 

100 

1906 

178869 

27,3 

85567 

13. 1 

137965  21,1 

I234I3 

18,8 

128  701 

19,7 

654515 

loo 

1907 

186  999 

27,6 

88  HO 

13,0 

142356 

21,0 

125  084 

18,5 

135  611 

19,9 

678  160 

100 

190S 

194574 

27,9 

89439 

12,9 

143655 

20,6 

I274I7 

18,3 

142  143 

20,3 

697  228 

100 

1909 

201  089 

27,7 

90  468 

12,4 

146  684 

20,2 

132  670 

18,3 

155430 

21,41726341 

IOC 

1910 

212  971 

28,0 

93851 

12,2 

150356 

19,8 

I3645I 

17.9 

167673 

22,1 

1  760  302 

100 

Wenn  wir  die  Zahl  der  Konten  mit  dem  arithmetischen  Mit- 
tel der  Kontenklassen  multiplizieren,  so  erhalten  wir  als  Einlagen- 
betrag der  Konten  mit  weniger  als  1000  Mk.  etwa  180  Mill.  Mk. 
Auf  die  höheren  Konten  entfallen  dann  340  Mill.  Mk.  oder  etwa 
2000. —  Mk.  im  Durchschnitt,  d.  h.  im  Vergleich  zu  vielen  andern 
Staaten  relativ  wenig  ^). 

Ueber  die  Berufe  der  württembergischen  Sparkasseneinleger 
sind  wir  durch  eine  recht  interessante  Statistik  aus  dem  Jahre 
1899  unterrichtet.  Danach  betrugen  1899  die  Berufsgruppen  der 
Arbeiter  und  Dienstboten  (Spalte  2,  3,  4,  8,  9,  10)  insgesamt 
46,1  Proz.  der  Einleger;  höhere  Berufe  und  selbständige  Ge- 
werbetreibende sowie  selbständige  Landwirte  machten  30,5  Proz. 
der  Gesamteinleger  aus.  Eine  Berufsstatistik  der  Sparkassenein- 
leger ist  außerdem  für  die  Württembergische  Landessparkasse 
vorhanden  für  die  Jahre  1896,  1899  und  1905 -).  Danach  betrug 
im  Jahre  1896  der  Anteil  der  Dienstboten,  Arbeiter  und  niederen 
Bediensteten  87,89  Proz.  der  Gesamteinleger ;  diese  drei  Gruppen 
hatten  88,46  Proz.  des  Gesamteinlageguthabens  zu  fordern.  Ver- 
gleichen wir  dies  Ergebnis  mit  den  Zahlen  der  Jahre  1899  und 
1905,  so  hat  allerdings  der  Anteil  der  Arbeiter,  Dienstboten  und 
niederen  Bediensteten  abgenommen;  er  betrug  1899:  82,08  Proz., 
1905:  79,57  Proz.;  das  Guthaben  dieser  Einleger  machte  80  Proz. 
bez.  77,75  Proz.  des  Gesamteiniageguthabens  aus.  (Siehe  Tab. 
S.  261.) 

Ueber    das  Sparkassenwesen   im   G  r  o  ß  h  e  r  z  o  g  t  u  m    B  a- 


1)  Setdel-Pfitzner  S.  50. 

2)  90.  Jahresbericht  der  Württbg.  Sparkasse   1908,  S.  30. 
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Königreich  Württemberg. 

Die    Sparkasseneinleger   und   deren   Einlageguthaben   nach    Berufsgruppen 

am  31.  Dezember   1899.     (Reichsarbeitsblatt   1910.     S.   131). 


Einleger 

Einlageguth 

aben 

Auf 

Prozen- 

Prozen- 

einen 
Ein- 

Berufsgruppen 

tualer 

tualer 

leger 
entfällt 

Zahl 

Anteil 

Betrag  M. 

Anteil 

ein 

jeder 

jeder 

Gut- 
haben 

Gruppe 

Gruppe 

von  M. 

I.  Selbst.  Landwirte   aller  Art 

45931 

9,7 

19579730 

8,7 

426 

2.  Landwirtschaft!.  Tagelöhner 

16  390 

3,5 

7261  548 

3,2 

443 

3.  Landwirtschaftliche  Knechte 

(bei  derHerrschaftwohnend) 

21  326 

4>5 

9835612 

4,4 

461 

4.   Landwirtschaftliche    Mägde 

(bei  der  Herrschaft  wohnend) 

19458 

4>i 

7  602  200 

3,4 

391 

5.  Selbst.  Gewerbetreibende  al- 

ler Art     

70349 

14,9 

30571  099 

13,7 

43S 

6.  Männliche  Angestellte  bei  5 

einschließlich  der  Verkäufer 

in  Ladengeschäften  und  der 

kaufmännischen      Lehrlinge 

15269 

3,2 

6310452 

2,8 

413 

7.  Weibliche  Angestellte  bei  5 

einschließlich  der  Verkäufe- 

rinnen   in    Ladengeschäften 

und    der    kaufm.    Lehrlinge 

4  200 

0,9 

2  723  796 

1,2 

649 

8.   Männliche  Arbeiter  aller  Art 

einschließl.  der  Herrschafts- 

diener und  der  gewerblichen 

Lehrlinge 

90  HO 

19,0 

39659948 

17,7 

440 

9.  Weibliche  Arbeiter  aller  Art 

ausgenommen  4,  7,   10 

17853 

3,8 

7  800  670 

3,5 

437 

10.  Weibliche    Dienstboten    für 

häusl.  Dienste  aller  Art 

67  163 

14,2 

36619534 

16,4 

545 

II.  Niedere  öffentl.  Bedienstete 

(Unterbeamte    aller  Art) 

24710 

5,2 

16659997 

7,4 

674 

12.   Oeffentl.  Beamte  aller  Arten 

und  Rangstufen  und  sonstige 

höhere    Berufe        .... 

27952 

5,9 

14  945  714 

6,7 

535 

13.  Personen  ohne  Beruf,  Rent- 

ner,   Anstaltsinsassen     und 

ähnliche         

18  157 

3,8 

10  533214 

4,7 

580 

14.  Kassen,    Pfennigsparkassen, 

Stiftungen,  Vereine  und  son- 

stige Fonds  aller  Art     . 

20839 

4,4 

10  107  139 

4,5 

485 

15.  Unermittelte  und  Beruf  nicht 

festgestellt 

14015 

2,9 

3739109 

1,7 

367 

in  Summa 

473722 

100,0 

223  949  762 

100,0  j 

473 

den  sind  wir  durch  die  Axheii  Homburgera  unterrichtet^).  Nach 
seinen  Ausführungen  nimmt  die  Zahl  der  Einleger  stark  zu,  sie 
ist  aber  noch  geringer  als  im  Reichsdurchschnitt.     In  der  Haupt- 

x)  Homburger,    Viktor,  Sparwesen  in  Baden   1913,  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  137,  L 
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Sache  besteht  der  Kundenkreis  aus  Arbeitern,  Bauern,  Handwer- 
kern und  Dienstboten,  daneben  »werden  in  immer  stärkerem  Um- 
fange Privatiers  und  Rentner  Sparkasseneinleger«. 

Nach  der  badischen  Statistik  hatten  19 lo  ein  Guthaben  von 


I—  so  M. 

119  310  Einleger 

501  —  1000  M. 

95  099  Einleger 

51 — 100    » 

52  523 

looi — 2000    » 

91  248         > 

101—250    » 

99  746 

2001 — 5000    » 

75  892 

251 — 500    > 

85  466        » 

über  5000    » 

34  698 

Im  folgenden  seien  noch  einige  Sparkassen  erwähnt, 
welche  in  ihren  Berichten  eine  Berufsstatistik  geben. 

In  der  städtischen  Sparkasse  in  München  ver- 
teilten sich  191 2  die  Sparbücher  der  Einleger  nach  Berufsklassen 
folgendermaßen  : 

ii,i   Proz.  auf  Dienstboten 

25.8  »  »     Privatpersonen 

31.9  »         »     Eltern,  Vormünder  für  Kinder  und  Mündel 

20,2  »  »  Lehrjungen,   Gewerbsgehilfen,  Fabrik-  und  Tagarbeiter 

0,6  »  »  Militärpersonen 

1,9  »  »  Stiftungen,   Institute,   Vereine 

0,4  »  »  Wohltäter  für  Arme 

8,1  »  »  außerhalb  Münchens  Wohnende. 

Diese  Zahlen  zeigen  deutlich,  daß  die  Sparkasse  Münchens 
hauptsächlich  den  kleinen  und  mittleren  Sparern  dient. 

Eine  eingehende  Individualstatistik  ihrer  Sparer  gibt  die 
städtischeSparkasse  in  Frankfurt  a.  M.  für  die  Jahre 
1901,   1904  und  1905. 

Im  Jahre  1901  betrug  die  Zahl  der  Sparer  1 1  494.  Die  Sta- 
tistik gibt  nun  eine  Uebersicht  über  die  Höhe  der  ersten  Einlage. 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  man  bei  der  Eröffnung  eines  reinen 
Sparkontos  gleich  eine  hohe  Einlage  macht.  Wenn  wir  als 
Durchschnitt  den  Betrag  von  Mk.  100  annehmen,  so  glauben  wir, 
eher  etwas  zu  hoch  als  zu  niedrig  gegriffen  zu  haben.  Es  legten 
nun  über  Mk.  100  bis  Mk.  1000  erstmalig  ein  3784  Personen,  über 
Mk.  1000  607  Personen,  d.  h.  in  Summa  4391  Personen.  Darun- 
ter waren  allerdings  1161  nichtphysische  Personen,  so  daß  noch 
3220  Personen  übrig  bleiben,  deren  erste  Einlage  100  Mk.  über- 
stieg ;  das  heißt  aber,  daß  von  den  1 1  494  physischen  Personen 
ca.  29  Proz.  nicht  zu  den  Sparern  zu  rechnen  sind.  Was  die 
Höhe  der  Sparguthaben  betrifft,  so  hatten  von  der  Gesamtzahl 
der  Sparer  96,1  Proz.  ein  Guthaben  bis  zu  Mk.  3000.  Vergleichen 
wir  die  beiden  Ergebnisse,  so  sehen  wir  eine  ziemliche  Differenz, 
die  aber  darin  zu  suchen  sein    dürfte,    daß   unter    den   Guthaben 
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Über  Mk.  600  sich  manche  Kapitaleinlagen  vorfinden.  Wir  wer- 
den daher  einen  mittleren  Prozentsatz  annehmen  müssen;  ca.  75 
bis  90  Proz.  der  Einleger  sind  demnach  als  Sparer  im  wirtschaft- 
lichen Sinne  anzusprechen.  Das  Guthaben  der  Einleger  mit  einem 
Guthabenbestand  über  Mk.  3000  betrug  38,4  Proz.  des  Gesamt- 
einlageguthabens ;  wenn  man  berücksichtigt,  daß  hierzu  noch 
Einlagen  aus  der  Kontenklasse  600 — 3000  Mk.  treten  —  wie  wir 
soeben  sahen  — ,  so  kann  man  40 — 50  Proz.  des  Gesamteinlage- 
guthabens als  Einlagen  ohne  Sparcharakter  bezeichnen.  Daß  die 
Sparkasse  in  ganz  verschiedener  Weise  in  Anspruch  genommen 
wird,  geht  aus  diesen  Darlegungen  hervor.  Zur  näheren  Unter- 
suchung dieser  Frage  sind  in  der  Arbeit  für  1904  und  IQ05  zwei 
verschiedene  Berufsgruppen  herausgegriffen,  Dienstboten  und  Be- 
amte. Man  ist  nun  zu  folgendem  Ergebnis  gekommen :  Ein  gro- 
ßer Teil  der  Beamten  benutzt  die  Sparkasse  hauptsächlich  als 
Depositenbank,  bei  welcher  die  zur  Auszahlung  gelangten  Gelder 
deponiert  und  im  Laufe  eines  Quartals  wieder  abgehoben  werden, 
während  sie  den  Dienstboten  als  eigentliches  Sparinstitut  zum 
Sparen  des  für  den  Lebensunterhalt  tatsächUch  nicht  benötigten 
Kapitals  dient.  Dies  geht  recht  deutUch  aus  der  folgenden  Tabelle 
hervor,  die  dieser  Arbeit  entnommen  ist.  Sie  zeigt  den  Gegensatz 
zwischen  beiden  Gruppen  zuerst  nach  der  Höhe  der  erstmaligen 
Einlage.  Besonders  charakteristisch  treten  die  Einlagen  von  10 
bis  60  Mk.  bei  den  Dienstboten  hervor;  sie  zeigen  die  Rücklage 
des  jeweiligen  Monatslohnes  an.  Das  durchschnittliche  Guthaben 
bei  der  Gruppe  der  Beamten  beträgt  740  Mk.,  bei  den  Dienst- 
boten 382  Mk.,  während  der  Durchschnitt  für  alle  Sparer  557  Mk. 
beträgt.  Was  das  Verhältnis  des  durchschnittlichen  Guthabens 
eines  Sparers  bei  den  beiden  Gruppen  zur  Höhe  der  ersten  Ein- 
lage betrifft,  so  ist  die  Vermehrung  des  Guthabens  bei  den  Be- 
amten mit  Ausnahme  der  höchsten  Einlagen  stärker  wie  bei  der 
anderen  Gruppe,  da  bei  den  Beamten  nicht  nur  die  ersten  Ein- 
lagen, sondern  auch  die  Zuzahlungen  durchschnittUch  höher  sind 
als  bei  den  Dienstboten. 

(Siehe  Tab.  S.  264  und  265.) 

Die  Frankfurter  Sparkasse  zu  PYankfurt  am  Main 
gibt  eine  Uebersicht  über  den  Beruf  der  neuen  Einleger  des  Jah- 
res  1912.     Danach  entfallen  auf  die  einzelnen  Berufsstände: 

Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.     1915.     2.  1 8 
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Beamte,  auch  deren  Frauen 

Dienstboten,  auch  deren 

Erstmalige 

und  Kinder 

Frauen  und 

Kinder 

t. 

Gesamt-       iDurchschnitts- 

i-i 

Gesamt- 

Durchschnitts- 

Einlage 

ffl 

guthaben 

Im 

guthaben 

CA! 

guthaben 

eines  Sparers 

Cl, 

in 

guthaben 

eines  Sparers 

M. 

M. 

M. 

M. 

o lO 

204 

23824 

116.78 

146 

14  468 

99-09 

lo — 60 

399 

1 12  993 

283 

19 

761 

171  542 

225.42 

60—150 

282 

139  HO 

493 

29 

312 

139734 

447.86 

150 — 300 

254 

178816 

704 

50 

122 

73077 

598.99 

300  —  600 

236 

329717 

1397 

10 

67 

51705 

771.71 

600 — 1000 

139 

158770 

1142 

23 

41 

51565 

1257.68 

über   1000 

103 

252859 

2454 

94 

19 

58  002 

3052.73 

zusammen 

1617 

I  196  089 

739 

70 

1468 

560  093 

381-53 

Proz. 

1.  Weibliche  Dienstboten 1,65 

2.  Kinder  von  solchen — 

3.  Geschäftliche  und  persönliche  männliche  Bedienstete  und  deren  Frauen  8,46 

4.  Kinder  von  solchen 0,76 

5.  Taglöhner,  Fabrikarbeiter  und  deren  Frauen 4,75 

6.  Kinder  von  solchen 0,30 

7.  Gewerbliche  Gehilfen  und  deren  Frauen 24,60 

8.  Kinder  von  solchen 2,86 

9.  Kaufmännische  Gehilfen  und  deren  Frauen il>75 

10.  Kinder  von  solchen 1,40 

11.  Selbständige  Gewerbetreibende,  Wirte  und  deren  Frauen 7fi(> 

12.  Kinder  von  solchen 2,22 

13.  Selbständige  Kaufleute,  Gasthofbesitzer  und  deren  Frauen        ....  3, 11 

14.  Kinder  von  solchen 1,31 

15.  Landwirte  und  deren  Frauen — 

16.  Kinder  von  solchen o  03 

17.  Krankenwärter  und  -Wärterinnen 0,09 

18.  Kinder  von  solchen — 

19.  Weibliche  Berufsstände 13,88 

20.  Kinder  von  solchen 0,28 

21.  Frauen  ohne  Beruf •     .  5,73 

22.  Kinder  von  solchen 0,73 

23.  Rentner  und  deren  Frauen 0,61 

24.  Kinder  von  solchen — 

25.  Eisenbahn-,  Post-,  Telegraphen-,  Steuer-,  städtische  und  sonstige  Unter- 
beamte und  deren  Frauen 5)33 

26.  Kinder  von  solchen 0,85 

27.  Gelehrte  und  verwandte  Berufsstände,  höhere  Beamte  und  deren  Frauen  1,70 

28.  Kinder  von  solchen 0,24 

29.  Militärpersonen  und  deren  Frauen ' 0,30 

30.  Kinder  von  solchen — 

31.  Vormundschaften,  Pflegschaften  usw '     .     •  — 


Eine  ähnliche  Statistik  gibt  auch  die  städtische  Spar- 
kasse Mainz.  Danach  verteilten  sich  die  neuen  Sparer  des 
Jahres   191 2  auf  folgende  Berufsstände: 
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Physische  Personen,  indiv.  Stat. 
der  Sparer   1902 

%  Verteilun 

g  der  erstmaligen  Einlagen 

Sparer 

Gesamt- 
guthaben 
M. 

Durchschnitts- 
guthaben 
eines  Sparers 
M. 

Beamte 

Dienstboten 

Phys.  Per- 
sonen  1912 

2  202 

241  889 

109.84 

12,62 

9.85 

19,16 

3320 

715  080 

21539 

24,67 

51,84 

28,88 

3  158 

898036 

416.14 

17.44 

21,35 

18,78 

1477 

998  908 

676.34 

15.71 

8,31 

12,85 

I  090 

I  030  586 

945-49 

14.59 

4,57 

9,48 

640 

834762 

1304.31 

8,60 

2,79 

5.57 

607 

I  682  044 

2771.07 

6,37 

1,29 

5.28 

11494 

6401  305 

556.92 

100,00 

100,00 

100,00 

Personen    Personen 
über  unter 

21    Jahre    21   Jahren 
Proz.  Proz. 

1.  Dienstboten,  sonstige  Hausbedienstete,    deren  Frauen   und 

Kinder 8,04  2,24 

2.  Taglöhner,    Fabrikarbeiter  und  deren  Frauen  und  Kinder, 

sowie  Arbeiterinnen 5,09  0,99 

3.  Gewerbliche    und  kaufmännische  Lehrlinge,    Gehilfen  und 

sonstige  Bedienstete,  deren  Frauen  und  Kinder    ....        20,98  8,82 

4.  Selbständige  Gewerbetreibende  u.  Kaufleute,   deren  Frauen 

und  Kinder 8,66  4,65 

5.  Landwirte,  deren  Frauen  und  Kinder 0,85  0,18 

6.  Beamte,  Lehrer  und  Gelehrte,  deren  Frauen  und  Kinder,  so- 
wie   Beamtinnen,   Lehrerinnen  und   Krankenpflegerpersonal  9,36  3,28 

7.  Künstler,    Schriftsteller,    Musiker,     Aerzte,    Ingenieure  und 

verwandte  Berufsarten,   sowie   deren  Frauen  und  Kinder    .  1,35  0,52 

8.  Rentner,  Berufslose,   deren  Frauen  und  Kinder     ....  1,07  0,08 

9.  Weibliche  Personen  ohne  Beruf 7,21  0,79 

IG.  Militärbehörden,  Militärpersonen,   deren  Frauen  und  Kinder  5,72  0,70 

11.  Vereine  und  Institute 2,03  — 

12.  Vormund-    und  Pflegschaften,    sowie   Nachlaß  Verwaltungen  2,32  — 

13.  Kautionen 4,08  — 

14.  Gemeinden,  Kirchen,   Stiftungen 0,91  — 

15.  Angabe  des  Berufes  verweigert 0,08  — 

Der  Anteil  der  eigentlichen  Sparer  innerhalb  des  Kunden- 
kreises ist  nicht  bei  allen  Kassen  der  gleiche.  Im  Süden  und 
Osten  ist  er  größer  als  in  Mittel-  und  Westdeutschland.  Die  Spar- 
kassen dienen  noch  vorzugsweise  den  Sparern,  aber  ihr  Guthaben 
macht  einen  viel  geringeren  Prozentsatz  des  Gesamteinlagegut- 
habens aus,  als  man  nach  dem  Verhältnis  der  Sparer  zu  dem  Ge- 
samtkundenkreis annehmen  müßte.  Bis  50  Proz.  der  Einlagen 
sind  teilweise  nicht  als  reine  Spareinlagen,  sondern  als  Kapital- 
bez.    Kassenführungseinlagen   anzusprechen.     In    Preußen   ist  der 

18* 
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Prozentsatz  am  größten,  im  Westen  ist  er  größer  als  im  Osten ; 
am  niedrigsten  ist  er  in  Württemberg  und  Sachsen,  wo  fast  alle 
Einlagen  als  reine  Spareinlagen  zu  bezeichnen  sind. 


Bei  den  Sparkassen  stand  für  die  Untersuchung  noch  einiger- 
maßen Statistik  zur  Verfügung;  bei  den  Depositenkassen  fehlt 
dies  ganz.  Die  Untersuchung  muß  sich  daher  auf  die  Inform.a- 
tionen,  die  in  entgegenkommender  Weise  von  einigen  Berliner 
Banken  gemacht  worden  sind  —  zwei  lehnten  eine  Beantwortung 
meiner  Frage  ganz  ab  ■ —  sowie  auf  Erfahrungen,  die  ich  wäh- 
rend meiner  praktischen  Tätigkeit  in  einer  Berliner  Depositen- 
kasse zu  machen  Gelegenheit  hatte,  stützen. 

Die  Kunden  der  Berliner  Depositenkassen,  auch  der  Depo- 
sitenkassen in  der  Provinz,  setzen  sich  aus  allen  Bevölkerungs- 
schichten zusammen.  Natürlich  sind  alle  Klassen  nicht  in  gleichem 
Maße  vertreten,  das  Hauptkontingent  der  Kunden  stellen  die 
mittleren  und  höheren  Kreise.  Vor  allem  werden  Gewerbetrei- 
bende, Geschäftsleute  und  Rentiers  die  Depositenkassen  benutzen, 
daneben  kommen  aber  auch  die  unteren  sozialen  Schichten  vor, 
die  die  weniger  bureaukratische  Form  der  Depositenkasse  der 
Sparkasse  vorziehen. 

Für  sie  sind  die  Depositenkassen  nicht  da,  sie  sind  die  Kreise, 
an  die  sich  die  Sparkassen  zu  wenden  haben.  Denn  für  die 
minderbemittelten  Klassen  sind  Einrichtungen  erforderlich,  die 
jeder  Spekulation  fernstehen  und  absolute  Sicherheit  bieten,  an- 
drerseits aber  auch  die  Vorteile  einer  Bank  soweit  bieten,  als  sie 
für  diese  Bevölkerungsschichten  in  Frage  kommen.  Es  ist  durch- 
aus nicht  zu  billigen,  daß  diese  Kreise  ihr  Geld  den  Depositen- 
kassen anvertrauen. 

Die  Kunden  der  Depositenkassen  setzen  sich  also  aus  allen 
Berufsklassen  zusammen.  Wenn  man  an  verkehrsreichen  Tagen 
die  an  den  Schaltern  harrenden  Kunden  betrachtet,  so  findet  man 
neben  den  Boten  und  Angestellten  von  Geschäften,  die  für  die- 
selben Einzahlungen  leisten  oder  sonstige  Geschäfte  abwickeln, 
auch  Privatpersonen,  Beamte  hohen  und  niederen  Standes  ver- 
treten. Die  Depositenkassen  in  Berlin  und  anderen  Großstädten 
haben  im  allgemeinen  als  Kunden  fast  ausschließlich  die  Be- 
wohner ihres  engeren  Bezirks.  Die  Kassen  in  Geschäftslagen 
führen  daher  hauptsächlich  Geschäftskonten,   diejenigen  in  Wohn- 
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gegenden  Konten  für  Rentiers,  Effektenkunden  und  auch  Sparer. 
Wiernik  nimmt  noch  eine  Scheidung  der  Kassen  im  Osten  und 
Westen  BerUns  nach  Geschäftskonten  und  Privatkonten  vor ;  in 
den  letzten  Jahren  hat  sich  eine  solche  nach  Ansicht  von  Prak- 
tikern verwischt,  und  die  Entwicklung  zielt  dahin,  die  Grenze 
weiterhin  flüssiger  zu  gestalten.  Den  Depositenkassen  sind  um- 
satzreiche Geschäftskonten,  besonders  solche,  die  gelegentlich  auch 
einmal  Kredit,  wenn  auch  auf  durch  Effekten  gedeckter  Basis  in 
Anspruch  nehmen,  sowie  die  Konten  mit  Effektenumsätzen,  so- 
weit es  sich  nicht  um  reine  Anlagegeschäfte  handelt,  vorbe- 
halten. Neben  dem  sparenden  Publikum  die  Geschäftswelt,  neben 
dem  anlagesuchenden  Rentner  der  Spekulant.  Und  so  haben 
auch  die  Einlagen  einen  ganz  verschiedenen  Charakter.  In  erster 
Linie  werden  Kassenführungseinlagen,  Betriebsreserven  von  Ge- 
werbetreibenden, welche  auch  ihre  sonstigen  bankgeschäftlichen 
Transaktionen  durch  die  jene  verwaltende  Bankverbindung  be- 
sorgen lassen,  und  vorübergehend  verfügbare,  zu  demnächstiger 
Anlage  in  Wertpapieren,  Hypotheken  usw.  bestimmte  Mittel  grö- 
ßerer, geschäftskundiger  Kapitalisten  die  Depositenkassen  auf- 
suchen, daneben  werden  auch  reine  Spareinlagen  vorkommen. 
Eine  Anfrage  bei  den  Berliner  Banken  über  die  Höhe  der  bei 
ihnen  eingelegten  Spardepositen  erfuhr  teilweise  eine  ablehnende 
Antwort,  indem  die  Verwaltung  zweier  Banken  eine  Beantwor- 
tung ganz  ablehnte,  zwei  Banken  bedauerten,  auch  mit  einer  un- 
gefähren Schätzung  nicht  dienen  zu  können.  Es  möge  hier  die 
Antwort  einer  Berliner  Großbank  wiedergegeben  werden:  »Was 
Ihre  gefl.  Anfrage  betreffend  die  Spareinlagen  bei  den  Großban- 
ken betrifft,  so  sind  wir  der  Ansicht,  daß  weder  die  Kreditoren 
noch  die  sogenannten  Depositen  der  Banken  als  Spareinlagen  an- 
zusprechen sind.  Vielmehr  handelt  es  sich  dabei  immer  nur  um 
einstweilen  flüssige  Gelder,  die,  sobald  sie  für  den  regulären  Be- 
trieb der  Besitzer  entbehrlich  werden,  in  eine  andere  Anlageform, 
insbesondere  Effekten  umgewandelt  werden^).  Die  Bankdepo- 
siten haben  schon  deshalb  eine  ganz  andere  Natur  als  die  Spar- 
gelder, weil  für  Spareinlagen  die  Zinssätze  auf  längere  Zeit  un- 
veränderlich festgesetzt  werden,  während  für  Bankdepositen  und 
Kreditoren  die  Zinssätze  je  nach  der  Lage  des  Geldmarktes  stän- 
dior  wechseln.« 


i)  Vgl.  dazu  Artikel   i   S.  40  Anm.  2. 
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Der  Begriff  Depositen  ist  jetzt  aus  den  Zweimonatsbilanzen 
der  Banken  ausgeschaltet ;  es  wird  zwar  in  den  Bilanzen  eine 
Scheidung  der  Kreditoren  vorgenommen.  Es  wäre  aber  völlig 
ungerechtfertigt,  die  »Einlagen  auf  provisionsfreier  Rechnung«  als 
Spargelder  zu  bezeichnen.  Gerade  diese  Einlagen  sind  im  we- 
sentlichen die  spezifischen  Depositengelder.  Den  »Einlagen  auf 
provisionsfreier  Rechnung«  stehen  in  der  Bilanz  die  »sonstigen 
Kreditoren '<  gegenüber,  Konten,  die  infolge  eines  größeren  Um- 
satzes provisionspflichtig  sind. 

Die  Spargelder,  die  bei  den  Depositenkassen  eingelegt  sind, 
können  also  nur  schätzungsweise  erfaßt  werden.  Nach  dem  Aus- 
weis für  31.  Oktober  191 3  betrugen  die  Kreditoren^)  überhaupt 
etwas  über  acht  Milliarden,  die  Hälfte  davon  entfiel  auf  Einlagen 
in  provisionsfreier  Rechnung.  Bei  den  acht  Berliner  Banken  la- 
gerten 4V2  Milliarden  Kreditoren,  also  über  die  Hälfte  der  Kre- 
ditoren bei  den  91  Banken;  von  diesen  waren  2  Milliarden  Ein- 
lagen auf  provisionsfreier  Rechnung.  Berücksichtigt  man,  daß 
ein  großer  Teil  dieser  2  Milliarden  von  den  Berliner  Depositen- 
kassen dieser  acht  Banken  verwaltet  wird,  dann  steht  wohl  fest, 
daß  es  durchaus  keine  Spareinlagen,  sondern  in  erster  Linie 
Guthaben  von  Geschäftsleuten  und  sonstige  Privatkonten  sind. 
Wenn  Riesser  die  Spareinlagen  auf  Vs  der  Depositen,  denen  jetzt 
die  Einlagen  auf  provisionsfreier  Rechnung  entsprechen  dürften, 
schätzt,  so  halten  wir  diese  Schätzung  für  Berlin  sicherUch  als  zu 
hoch  gegriffen.  Wenn  wir  der  Ansicht  der  Bankverwaltungen  2) 
folgen,  so  dürfte  der  Anteil  der  Spareinlagen  bei  den  Berliner 
Depositenkassen  im  Durchschnitt  ca.  15  Proz.  der  Einlagen  auf 
provisionsfreier  Rechnung  betragen ;  eine  Schätzung,  die  den  von 
mir  gemachten  Beobachtungen  durchaus  entspricht.  Etwas  höher 
wird  sich  der  Prozentsatz  allerdings  in  der  Provinz  gestalten.  Hier 
werden  den  Depositenkassen  nächst  den  Sparkassen  kleine  Kapi- 
talien von  Gewerbetreibenden,  Beamten  und  auch  Landwirten  nach 
der  Ernte  anvertraut,  die  man  als  Spareinlagen  bezeichnen  kann. 
Auf  keinen  Fall  aber  darf  gesagt  werden,  daß  die  Depositenkassen 
in  der  Provinz  allgemein  sich  bemühen,  in  erster  Linie  Spargelder 
anzusaugen.  Soweit  es  tatsächlich  der  Fall  ist,  ist  es  nur  mit 
allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  bekämpfen.  Schilder  mit  der 
Aufschrift    »Annahme  von  Spareinlagen«    dienen    nur    dazu,    bei 

1)  Die  Kreditoren  der  91   Banken,   die  Ausweise  veröffentlichen. 

2)  Es  sind  dies  Urteile    von  Banken    bez.    von  Leitern    von  Depositenkassen. 
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dem  Publikum,  das  sich  durch  äußere  Ausstattung  nur  zu  leicht 
blenden  läßt,  den  Glauben  an  eine  Sparkasse  hervorzurufen.  Es 
ist  etwas  ganz  anderes,  wenn  eine  Bank  sich  empfiehlt  zur  »An- 
nahme von  Einlagen  zur  Verzinsung«  oder  zur  »Annahme  von 
Spargeldern«.  Andererseits  ist  es  ebenso  zu  bekämpfen,  wenn 
Sparkassen  durch  entsprechende  Reklame  versuchen,  Depositen- 
gelder an  sich  zu  ziehen.  Die  Arbeitsteilung  darf  nicht  noch 
weiter  verwischt  werden;  es  ist  eine  völlige  Verkennung  der  so- 
zialpolitischen Aufgabe  der  Sparkassen,  wenn  Sparkassenreformer 
in  einer  möglichst  bankartigen  Ausgestaltung  der  Sparkasse  das 
höchste  Ziel  sehen.  Die  Sparkassen  sollen  ihren  schwerfälligen 
Betrieb  aufgeben,  aber  nicht  ihren  eigentlichen  Zweck,  d.  h.  die 
Ansammlung  von  Spargeldern. 

Den  Depositenkassen  wird  nun  heute  oft  der  Vorwurf  ge- 
macht, daß  sie  den  Sparkassen  eine  lästige  Konkurrenz  machen, 
indem  sie  durch  höhere  Zinssätze  Spargelder  an  sich  zu  ziehen 
versuchen.  Dies  trifft  heute,  wenigstens  für  die  im  Konditionen- 
kartell ^)  zusammengeschlossenen  Banken,  und  das  sind  die  maß- 
gebenden, nicht  zu.  Die  Zinssätze  sind  genau  geregelt ;  Ueber- 
tretungen  werden  bestraft.  Der  Prozentsatz  der  Spareinlagen  ist 
recht  niedrig,  besonders  wenn  man  ihn  mit  dem  Prozentsatz  der 
uneigentlichen  Spargelder  bei  den  Sparkassen  (bis  50  Proz.)  ver- 
gleicht. Wenn  bei  den  Sparkassen  im  Durchschnitt  35  Proz.  aller 
Einlagen  nicht  als  Spareinlagen  angesprochen  werden  können,  so 
steht  dem  gegenüber  ein  Prozentsatz  von  20  Proz.  nach  unserer 
Ansicht,  von  33V3  Proz.  nach  Riessers  Ansicht  der  Depositen  im 
früheren  Sinne,  d.  h.  der  Einlagen  auf  provisionsfreier  Rechnung. 
Wenn  man  bedenkt,  daß  diese  ca.  50  Proz.  der  Einlagen  über- 
haupt ausmachen,  so  erkennen  wir  daraus ,  daß  die  Sparkassen 
den  Depositenkassen  mehr  Einlagen  entzogen  haben  als  die  De- 
positenkassen den  Sparkassen.  Die  Sparkassen  verfügen  heute 
über  20  Milliarden  Mark  ^),  die  deutschen  Banken,  die  Zweimo- 
natsbilanzen veröffentlichen,  verfügen  über  9  Milliarden  fremde 
Mittel.  Bei  den  Sparkassen  lagern  nach  unseren  Berechnungen 
7^/2  Milliarden,  die  nicht  als  Spargelder  angesprochen  werden 
können,  bei  den  91    Banken  kaum  eine  Milliarde  Spargelder. 

i)  Das  Konditionenkartell  ist  eine  Vereinigung  von  Banken  und  Bankiers 
zwecks  Regelung  der  Konditionen ;  insbesondere  durch  Festsetzung  bestimmter 
Minimalsätze. 

2)  Nach  einer  Schätzung  des  Komm.  Jahrbuchs   191 3/4. 
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Im  großen  und  ganzen  herrscht  also  tatsächlich  eine  weit- 
gehende Arbeitsteilung.  Die  Sparkassen  werden  erstens  vor  allem 
von  den  sozial  niedrig  stehenden  Bevölkerungskreisen  benutzt,  die 
Depositenkassen  dienen  in  erster  Linie  der  Geschäftswelt.  Wenn 
auch  die  Arbeitsteilung  nicht  in  scharfer  Weise  durchgeführt  ist, 
so  ist  sie  doch  im  allgemeinen  deutlich  erkennbar. 

2.    Die    Arbeitsteilung    hinsichtlich    des    Ge- 
schäftskreises. 


Durch  Heranziehen  der  Spargelder  bekommen  die  Sparkas- 
sen, durch  Heranziehen  der  Depositen  die  Depositenkassen  ihre 
Betriebsmittel,  mit  denen  sie  die  Kreditgeschäfte  tätigen.  Die 
Natur  der  Spargelder  weist  auf  den  langfristigen,  die  der  Depo- 
sitengelder auf  den  kurzfristigen  Kredit.  Bei  den  Sparkassen 
überwiegen  die  Spargelder,  daher  ist  bei  ihnen  der  langfristige 
Kredit  sehr  ausgebildet,  insbesondere  der  Hypothekarkredit.  Je 
mehr  die  Sparkassen  Depositen  annehmen ,  desto  mehr  müssen 
sie  bedacht  sein,  ihre  Mittel  kurzfristig  anzulegen  (Wechsel,  Per- 
sonalkredit). Aber  auch  ein  großer  Teil  der  Spargelder  hat  nur 
kurzes  Leben,  wie  die  folgenden  Zahlen  zeigen  ^). 

In  der  Provinz  Hessen-Nassau  bestanden  von  je  loo  in  den 
einzelnen  Rechnung.sjahren  ausgegebenen  Büchern  Ende  des  Rech- 
nungsjahres 1910/11  noch  Bücher  1900:  41,  1901  :  44,  1902:  47, 
1903:  50,  1904:  56,  1905:  58,  1906:  60,  1907:  67,  1908:  73, 
1909:  82,   1910:  91  ^). 

Eine  sehr  interessante  Statistik  über  das  Alter  der  Sparkas- 
senbücher gibt  die  städt.  Sparkasse  in  Mainz  in  ihrem  Geschäfts- 
bericht für   19 12. 

Von  den  seit  Gründung  der  Sparkasse  im  Jahre  1827  bis 
Ende  1912  eingetretenen  179  140  Einlegern  bestanden  am  Jahres- 
schluß 1912  (siehe  Tab.  S.  271)  : 

Daher  muß  auch  ein  Teil  der  Spar  g  eider  kurzfristig 
angelegt  werden,  um  für  die  kurzlebigen  Konten  bereit  zu  sein. 
Eine  andere  Frage  ist  die,  daß  für  Fälle  ungewöhnlicher  Zurück- 
ziehung   von    Spargeldern    (Runs ,    wirtschaftliche    Notlagen    wie 

1)  Eine  Trennung  der  Sparbücher  mit  wirklichen  Spareinlagen  und  mit  De- 
posjteneinlagen  ist  leider  nicht  durchführbar,  da  hier  die  Statistik  versagt. 

2)  Keusch,  IL,  Die  Zinspolitik  der  Sparkassen  1913,   S.  315. 
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352   Einlegern  aus  den  Jahren   1827 — 1830 

3937  »  »  »  »  183 1  — 1840 

5  245  »  j.  >  »  1841  — 1850 

8339  »  »  »  »  1851  — 1860 

9977  ,  s.  »  »              1861 1870 

21  534  »  »  »  »  187I — 1880 

33947  »  j.  »  »  1881  — 1890 

40068  »  »  >-  »  189I  — 1900 

23  311  y>  y>  »  »  I9OI  — 1905 

49II  »  »»  »  1 906 

4  911  »  »  »  1.  1907 

4  490  »  »  »  »  1908 

4  334  »  »  "  "  1909 

4  370  »  »  »  »  1910 
4390  »  »  »  »  191 1 

5  034  »  »  »  »  1912 


4 
13 

46    =: 

201     := 

I  066    = 

3258  = 
6763  =: 
6587  = 
I  726    = 

I  933  = 

1  882  = 

2  096  = 
2425  = 

3  016  = 

4  334  = 


Proz. 


=        0,96 


11,60 

28,26 
35.14 
39,36 
41,91 
48,36 

55,49 
68,70 
86,09 


35352  =  19,73 
Krankheit  usw.)  ein  Teil  leicht  realisierbar  angelegt  ist. 
Für  solche  Fälle  müssen  die  Sparkassen  Anlagen  besitzen,  die 
sie,  wenn  auch  unter  Verlust,  leicht  veräußern  oder  verpfänden 
können,  d.  h.  Primadiskonten,  börsengängige  und  lombardfähige 
Wertpapiere. 

Bei  allen  Kreditgeschäften  muß  immer  der  oberste  Grundsatz 
der  Bankpolitik  sein :  Die  Bank  darf  keinen  andern  Kredit  geben, 
als  sie  selbst  genommen  hat.  Dieses  Prinzip  ist  natürlich  auch 
für  Sparkassen  gültig.  Diese  Frage  ist  jedoch  nicht  mit  der  Frage 
der  leichten  Realisierbarkeit  (Liquidität)  für  den  P'all  plötzlich 
großen  Geldbedarfs  zu  verwechseln. 

Die  Depositenkassen  haben  überwiegend  kurzfristigen  Kredit 
zu  gewähren.  Ihre  Aufgabe  ist  die  Versorgung  der  Industrie  und 
des  Gewerbes  mit  Betriebskredit.  Langfristiger  Kredit  wird  ihnen 
durch  Emission  von  Aktien  und  Obligationen  gegeben ;  derartige 
Geschäfte  (Emissionsgeschäfte)  werden  jedoch  nur  von  den  Haupt- 
banken und  Filialen,  nicht  aber  von  Depositenkassen  getätigt. 

Die  Depositenkassen  befassen  sich  wohl  mit  allen  ins  Bank- 
fach schlagenden  Geschäften  außer  dem  Emissions-  und  Grün- 
dungsgeschäft; auch  der  Geschäftsverkehr  mit  Banken  und  Ban- 
kiers ist  ihnen  untersagt. 

Die  Sparkassen  beschränken  sich  auf  einen  kleineren  Teil ;, 
sie  dienen  in  erster  Linie  dem  Hypothekarkredit. 

Im  folgenden  betrachten  wir  zunächst  die  Kreditgeschäfte 
beider  Institutionen. 

Die  Kreditgeschäfte  nehmen  im  modernen  Bankwesen  den 
größten  Umfang  ein.     Depositenkassen  und  Sparkassen  betreiben 
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beide  aktive  und  passive  Kreditgeschäfte.  Aktivgeschäfte  sind 
solche,  bei  denen  die  Bank  bez.  Sparkasse  Geld  ausleiht ;  Passiv- 
geschäfte solche,  bei  denen  sie  Geld  empfängt.  Im  ersten  Falle 
ist  sie  Gläubigerin,  im  zweiten  Schuldnerin.  Durch  die  Kombi- 
nation dieser  beiden  Geschäfte  v^irken  Banken  und  Sparkassen 
kreditvermittelnd. 

Wir  betrachten  zunächst  die  Passivgeschäfte,  da  sie  ja  für 
beide  Institutionen  diejenigen  sind,  welche  ihren  Zweck  ausmachen. 
Depositenkassen  und  Sparkassen  sind  dazu  berufen,  Kapital  zu 
konzentrieren;  die  Banken,  um  es  wieder  produktiv  anzulegen, 
die  Sparkassen,  um  vor  allem  die  Spartätigkeit  zu  heben,  um  eine 
Kapitalbildung  auch  dem  kleinsten  Mann  zu  ermöglichen;  daß 
sie,  um  dies  zu  erreichen,  die  Aktivgeschäfte  pflegen,  ist  aber 
niemals  Zweck,  sondern  nur  Mittel  zum  Zweck. 

Man  bezeichnet  als  Passivgeschäfte  das  Depositengeschäft, 
das  Banknotengeschäft  sowie  das  Rediskontgeschäft.  Daneben 
kommen  noch  andere  Passivgeschäfte  vor;  die  Bank  kann  bei- 
spielsweise im  Falle  eines  Geldbedarfs  einen  Teil  ihrer  eigenen 
Effekten  lombardieren  usw.  Wir  wollen  jedoch  diese  Geschäfte 
aus  dem  Kreis  unserer  Betrachtung  lassen,  ebenso  auch  das 
Banknotengeschäft,  das  ja  heute  in  Deutschland  nur  noch  die 
Notenbanken  ausüben  dürfen. 

Die  Depositenkassen  nehmen  Einlagen  aller  Art;  sie  fragen 
nicht,  ob  es  Kassenführungs- ,  Kapital-  oder  Spareinlagen  sind. 
Sie  nehmen  eben  Gelder  aus  den  Händen  aller  Bevölkerungs- 
schichten zur  Verzinsung  an.  Die  Sparkassen  dagegen  bevorzugen 
die  reinen  Spareinlagen,  allerdings  kommen  auch  Einlagen  anderer 
Art  vor,  wie  wir  zu  sehen  Gelegenheit  hatten.  Die  Spareinlagen 
führen  bei  den  Sparkassen  nicht  die  unbedingte  Herrschaft,  wohl 
aber  die  Vorherrschaft.  Einer  sofortigen  Abhebung  größerer  Be- 
träge suchen  die  Sparkassen  jedoch  dadurch  vorzubeugen ,  daß 
sie  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Summe  ohne  vorherige  Kündi- 
gung auszahlen.  Es  entspricht  diese  Maßnahme  vollkommen  ihrem 
eigentlichen  Charakter  insofern,  als  sie  dazu  dienen  sollen,  die 
Spartätigkeit  zu  fördern  ^).  Die  Depositenkassen  zahlen  dagegen 
die  täglich  fälligen  Einlagen  ohne  weitere  Kündigung  jederzeit  in 
ihrer  vollen  Höhe  aus ;  sie  pflegen  in  den  Geschäftsbedingungen 

l)  Reusch  bemerkt  ganz  richtig  in  den  Kommunalfinanzen  Jahrg.  1911,  S.  79: 
Es  ist  eine  unumstößliche  Tatsache,  daß  man  den  Sparern  ihr  Geld  nicht  unnötig 
in  die  Hand  geben  soll,  es  ist  sonst  gefährdet. 
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ZU  bemerken,  daß  größere  Entnahmen  vorher  anzuzeigen  sind. 
Es  geschieht  dies  ledigUch  aus  dem  Grunde,  um  die  entsprechen- 
den Kassadispositionen  treffen  zu  können,  da  die  Depositenkassen 
natürUch  wegen  der  damit  verbundenen  Zinsverluste  niemals  einen 
derartig  hohen  Kassenbestand  führen  können.  Die  Sparkassen- 
einlagen sind  geradezu  als  Termingelder  anzusprechen,  da  ja  die 
Entnahme  einer  größeren  Summe  einer  Kündigung  bedarf.  Der 
Zinssatz  der  Sparkassen  ist  für  alle  Einlagen  derselbe ,  nur  bei 
größeren  Einlagen  dürfte  eine  besondere  Zinsvergütung  festgelegt 
werden.  Die  Einlagen  der  Depositenkassen  sind  in  stets  fällige 
Gelder  und  feste  Gelder  zu  scheiden.  Unter  »feste  Gelder«  ver- 
steht man  die  Gelder,  die  bis  zu  einem  bestimmten  Termin  ge- 
geben sind  oder  die  mit  einer  bestimmten  Kündigungsfrist  der 
Bank  übergeben  sind.  Für  die  täglich  fälligen  Einlagen  wird  ein 
geringerer  Zinssatz  vergütet  als  für  die  festen  Gelder.  Während 
nun  der  Zinsfuß  der  Sparkassen  als  ein  ziemlich  steter  zu  be- 
zeichnen ist,  unterliegt  der  Satz,  den  die  Depositenkassen  ver- 
güten, mitunter  recht  erheblichen  Schwankungen,  die  vor  allem 
die  täglich  fälligen  Gelder  treffen,  da  ja  die  festen  Gelder  meistens 
gemäß  Absprache  mit  einem  festen  Zinssatz  verzinst  werden. 
Der  Zinssatz  ist  abhängig  von  dem  Reichsbankdiskontsatz,  also 
von  der  Lage  des  Geldmarktes.  Je  höher  der  Diskont  ist,  um  so 
teurer  ist  der  Kredit  und  um  so  höher  der  Wert  des  baren 
Geldes  und  umgekehrt.  In  der  Erhöhung  des  Diskontsatzes  liegt 
somit  ein  Mittel,  um  den  Wert  des  baren  Geldes  zu  steigern; 
ein  hoher  Diskont  dient  also  dem  Schutze  des  Geldbestandes  und 
der  nationalen  Währung.  In  der  Diskontpolitik  der  Reichsbank 
liegt  ein  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  der  Währung,  indem  da- 
durch die  Goldausfuhr  zurückgehalten,  die  Einfuhr  erleichtert 
werden  kann.  Bei  hohem  Diskontsatz  wird  auch  der  Zinssatz 
der  Depositenkassen  entsprechend  hoch  sein,  und  ebenso  wird 
umgekehrt  ein  niedriger  Diskont  einen  niedrigen  Satz  bei  den 
Depositenkassen  bewirken.  Auch  die  Spannung  zwischen  dem 
Satz  für  tägliches  Geld  und  dem  für  festes  Geld  wird  in  geld- 
knappen Zeiten  größer  sein  als  in  Zeiten  des  Geldüberflusses. 

Das  Ergebnis  ist  also,  daß  wir  bei  der  Annahme  von  Ein- 
lagen eine  Arbeitsteilung  zwischen  Sparkassen  und  Depositen- 
kassen feststellen  können. 

Noch  wenige  Worte  über  das  Rediskontgeschäft.  Es  besteht 
darin,  daß  die  Bank   die   von   ihren   Kunden   gekauften  Wechsel 
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weiterbegibt.  Die  Depositenkassen  geben  ja  ihre  diskontierten 
Wechsel  an  die  Zentrale,  so  daß  man  bei  ihnen  nicht  von  einem 
Rediskontgeschäft  sprechen  kann.  Dasselbe  ist  auch  bei  den 
Sparkassen  der  Fall.  Da  bei  ihnen  die  Anlage  in  Wechseln  ganz 
unbedeutend  ist,  dürfte  hier  das  Rediskontgeschäft,  wenn  über- 
haupt, so  jedenfalls  sehr  selten  vorkommen. 

Die  Sparkassen  und  Depositenkassen  geben  aber  auch  Kredit, 
d.h.  sie  betreiben  auch  aktive  Geschäfte. 

Von  den  Aktivgeschäften  ist  das  umfangreichste  das  Diskont- 
geschäft. Die  Bank  kauft  Wechsel  auf,  die  noch  nicht  fällig  sind ; 
der  Verkäufer  veräußert  sie,  da  er  Geld  braucht.  Für  das  Ge- 
schäft hat  er  der  Bank  einen  sofort  fälligen  Abzug  an  Zinsen  für 
die  Zeit  bis  zur  F'älligkeit  zu  zahlen.  Der  Abschlag  wird  Diskont 
genannt,  man  sagt  daher :  die  Bank  diskontiert  Wechsel,  d.  h.  sie 
kauft  Wechsel  unter  vorherigem  Abzug  des  Diskonts  an. 
Der  Diskont  rückt  also  eine  zukünftige  Leistung  in  die  Gegen- 
wart. Die  Höhe  des  Diskontsatzes  richtet  sich,  wie  wir  schon 
festgestellt  haben,  nach  der  Lage  des  Geldmarktes.  Der  Diskont- 
satz der  Notenbanken  dient  den  anderen  Banken  gewöhnlich  als 
Basis  für  die  Berechnung  des  Zinssatzes  beim  Ankauf  der  Wechsel 
ihrer  Kunden.  In  der  Regel  haben  diese  noch  eine  Provision  zu 
zahlen,  während  die  Notenbanken  eine  solche  nicht  in  Anrech- 
nung bringen.  Es  ist  nun  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der 
Depositenkassen,  nur  gutes  Wechselmaterial  zu  diskontieren  und 
schlechte  Wechsel  auszuschalten.  Insbesondere  werden  sie  die 
Qualität  der  Unterschriften  zu  prüfen  haben,  sie  werden  auf  die 
naturgemäße  Wechselkette  achten  müssen,  d,  h.  sie  müssen  sich 
aus  den  Unterschriften  überzeugen,  ob  der  Wechsel  auch  einem 
regelrechten  Kauf-  oder  Darlehensgeschäft  entstammt.  Gefällig- 
keitswechsel, die  lediglich  zur  Beschaffung  eines  Kredites  zwischen 
Personen  ausgetauscht  werden,  denen  also  kein  reguläres  Geschäft 
zugrunde  liegt,  und  sogenannte  Keller-  oder  Reiterwechsel,  deren 
Unterschriften  z.  T.  fingiert,  z.  T.  aber  auch  solche  von  kredit- 
unwürdigen Personen  sind,  haben  natürlich  keinen  Anspruch  auf 
Diskontierung.  In  der  Kontrolle  der  Unterschriften  werden  die 
Depositenkassen  in  tatkräftiger  Weise  von  ihren  Zentralen  unter- 
stützt, indem  dieselben  das  gesamte  Wechselmaterial  auf  Grund 
von  »Protestlisten«,  Listen,  in  denen  Plrmen  genannt  werden,  die 
der  Wechselreiterei  verdächtig  sind  und  von  eingezogenen  Aus- 
künften über  diejenigen,  die  an  dem  Wechselumlauf  beteiligt  sind, 
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einer  rigorosen  Prüfung  unterziehen,  so  daß  wohl  nur  vereinzelt 
die  Diskontierung  eines  schlechten  Wechsels  vorkommen  dürfte. 

Für  die  Sparkassen  kommt  das  Diskontgeschäft  so  gut  wie 
gar  nicht  in  Betracht ;  nur  wenige  Sparkassen  betreiben  es,  aber 
auch  nur  in  ganz  geringem  Umfange.  Der  württembergischen 
Landessparkasse  ist  das  Diskontgeschäft  verboten,  den  bayerischen 
öffentUchen  Sparkassen  ist  nur  die  Anlage  in  guten  Wechseln, 
d.  h.  Privatdiskonten  gestattet.  Eine  derartige  Anlage  wird  wohl 
auch  in  den  meisten  Fällen  vorliegen,  wenn  in  der  Vermögens- 
aufstellung der  Sparkassen  von  »Wechseln«  die  Rede  ist.  Privat- 
diskonten sind  Primapapiere,  die  eine  völlig  sichere  Anlage  bil- 
den. Sie  werden  daher  auch  zu  einem  niedrigeren  Zinssatz,  dem 
»Privatsatz«  abgerechnet.  Es  ist  dies  ein  Zinssatz,  der  zwar  nicht 
offiziell,  aber  doch  in  einheitlicher  Weise  durch  eine  lediglich  am 
Diskontgeschäft  interessierte,  von  den  hieran  Beteiligten  bestellte 
private  Zentralstelle  ^)  notiert  wird,  und  zu  dem  bestimmte,  genau 
qualifizierte  Wechsel  genommen  werden,  die  man  eben  als  Pri- 
vatdiskonten bezeichnet.  Für  die  Depositenkassen  kommt  das 
Privatdiskontgeschäft  weniger  in  Frage,  da  derartige  Geschäfte 
meist  von  der  Hauptbank  erledigt  werden. 

Ein  nicht  minder  wichtiges  Aktivgeschäft  ist  das  Lombard- 
geschäft. Der  Lombardkredit  ist  ein  verzinsliches,  pfandgesicher- 
tes Darlehen,  das  in  der  Regel  nur  auf  beschränkte  Zeit  gewährt 
wird,  doch  kommen  Prolongationen  vor  ^).  Vom  Diskontgeschäft 
unterscheidet  sich  das  Lombardgeschäft  insofern,  als  der  Diskon- 
teur, also  der  Kreditgeber,  den  Wechsel  jederzeit  rediskontieren, 
d.  h.  verkaufen  kann ;  beim  Lombardgeschäft  dienen  die  beliehe- 
nen  Wertobjekte  nur  als  Sicherheiten,  die  die  Bank  erst  ver- 
äußern kann,  wenn  der  Schuldner  nach  Ablauf  des  Darlehens 
nicht  zahlt,  oder  die  Pflicht,  Einschuß  zu  leisten,  verabsäumt. 
Als  Objekt  des  Lombardgeschäftes  können  die  verschiedensten 
Wertobjekte  dienen.  Man  teilt  sie  gewöhnlich^)  ein  in  drei  Kate- 
gorien: Edelmetall,  Kaufmannswaren  und  Wertpapiere.  Außerdem 
kommen  noch  Policen  und  Hypotheken,  überhaupt  Forderungen 
aller  Art  als  Pfandobjekte  in  Betracht.  Bei  den  Sparkassen 
dürfte  bei  dem  kurzfristigen  Lombardkredit  eine  engere  persön- 
liche Beziehung  zwischen  Kreditnehmer  und  Kreditgeber  bestehen 

i)  Kiesser^    Die  deutsciien  Großbanken  und  ihre  Konzentration   1910,  S,  226. 

2)  Zipper,  B.,  Das  Lombardgeschäft   1909,  S.    17. 

3)  Neumann- Hof  er  a.  a.  O.  S.  52. 
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als  bei  den  Depositenkassen.  Es  wird  daher  der  Kredit  gegen 
Faustpfand  bei  den  Sparkassen  zum  Personalkredit  gerechnet^). 
Wir  wollen  ihn  gleich  hier  im  Zusammenhang  behandeln,  um  zu 
sehen,  in  welchem  Umfange  die  Sparkassen  den  Lombardkredit 
pflegen.  Als  Pfandobjekte-)  kommen  Sparkassenbücher,  Hypo- 
theken und  Grundschulden,  Wertpapiere  in  beschränkter  Zahl 
und  ins  Reichsschuldbuch  eingetragene  Forderungen  in  Betracht. 
Das  Lombardgeschäft  nimmt  nur  einen  kleinen  Teil  der  Aktiv- 
geschäfte der  Sparkassen  ein,  dagegen  ist  es  für  die  Depositen- 
kassen ein  recht  beliebtes  Kreditgeschäft. 

Die  Lombardierung  von  Edelmetall  kommt  für  die  Depo- 
sitenkassen nicht  oder  nur  kaum  in  Frage,  dagegen  dürften  Dar- 
lehen gegen  Verpfändung  von  Juwelen  und  Schmucksachen  eher 
vorkommen;  jedoch  wird  auch  diese  Art  der  Lombardierung  nur 
in  ganz  geringem  Maße  gepflegt ;  es  liegt  hier  wohl  meistens  eine 
Verlegenheitsverpfändung  vor,  die  deshalb  eher  zu  den  Geschäften 
des  Pfandleihhauses  gehört. 

Bei  der  Warenlombardierung  werden  im  Inland  lagernde 
Rohprodukte  und  Kaufmannswaren  verpfändet.  Sie  hat  bisher  in 
Deutschland  nicht  recht  gedeihen  können,  da  das  Lagerschein- 
wesen noch  nicht  allgemein  verbreitet  ist.  Die  Lombardierung 
von  Warrants,  wie  die  Lagerscheine  bezeichnet  werden,  hat  in 
Ländern  mit  entwickeltem  Lagerscheinwesen  einen  neuen  Zweig 
des  Warenlombards  geschaffen,  so  in  Frankreich  und  England, 
wo  diese  Art  des  Lombardwesens  sehr  beliebt  ist.  Die  lombar- 
dierte Ware  braucht  der  Bank  nicht  mehr  körperlich  übergeben 
zu  werden,  sondern  es  wird  nur  eine  Bescheinigung  über  die  Ein- 
lieferung  in  die  Warenniederlage  übergeben.  Die  Scheine  sind 
auf  Ordre  ausgestellt  und  indossabel,  eine  Herausgabe  der  Waren 
aus  dem  Depot  erfolgt  nur  gegen  Rückgabe  des  Scheines.  Die 
Lombardierung  auf  dem  Transport  befindlicher  Waren  erfolgt 
durch  Konossemente  und  Ladescheine  ;  letztere  dürften  wohl  nur 
noch  im  Binnenschiffahrtsverkehr  Verwendung  finden  ^).  Für  den 
Ueberseeverkehr  kommt  die  Beleihung  von  Konossementen  in  Be- 
tracht. Ein  Konossement  ist  die  Bescheinigung  eines  Reeders 
über  den  Empfang  der  Waren  zur  Beförderung ;  nur  der  Inhaber 


i)  Seidel  u.  Pfiiztier^  Der  Personalkredit  bei  den  Sparkassen  (Sehr.  d.  V.  f.  S. 
Bd.  137,   2,   1913).    S.  23. 

2)  Vigelius,   C,  Handbuch  für  Sparkassen    1902,    S.   156. 

3)  Zipper  a.   a.  O.  S.  59. 
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dieser  Urkunde  erhält  die  Waren  ausgeliefert.  Man  bezeichnet 
diesen  Kredit  als  Rembourskredit.  Er  wickelt  sich  so  ab,  daß 
der  Exporteur  seiner  Bankverbindung  das  Konossement  in  Lom- 
bard gibt.  Diese  beleiht  ihm  dasselbe  bis  zu  einer  bestimmten 
Höhe  und  sendet  die  Urkunde  einem  Geschäftsfreunde  im  Aus- 
fuhrland, der  sie  dem  Käufer  bei  Ankunft  der  Ware  gegen  Be- 
zahlung des  Preises  ausliefert.  Der  Betrag  wird  nun  der  Bank 
übermittelt,  die  ihn  ihrerseits  nach  Abzug  des  Darlehens  und  der 
sonstigen  Spesen  dem  Exporteur  gutbringt.  Der  Warenlombard 
und  seine  verschiedenen  Zweige  kommen  bei  den  Sparkassen 
wohl  kaum  vor,  bei  den  Depositenkassen  nur  in  geringem  Um- 
fange, da  derartige  Kredite  meist  von  der  Hauptbank  aus  ge- 
tätigt werden.  Sehr  beliebt  bei  den  Depositenkassen  ist  der 
Effektenlombard,  der  ja  auch  von  den  Sparkassen  gepflegt  wird. 
Jedoch  kommen  für  diese  als  Pfandobjekte  wohl  nur  solche  Ef- 
fekten in  Betracht,  in  denen  Mündelgelder  belegt  werden  können. 
Insbesondere  ist  in  Preußen  beispielsweise  durch  Ministerialerlaß 
vom  24.  März  1902  nur  die  Lombardierung  mündelsicherer  Pa- 
piere zugelassen  und  zwar  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  die 
Sparkasse  »über  ein  ausreichend  geschultes  Beamtenpersonal  ver- 
fügt, welches  die  Sicherheit  der  zu  verpfändeten  Wertpapiere  ge- 
nau zu  beurteilen  imstande  ist«.  Die  Depositenkassen  pflegen 
alle  börsengängigen  Wertpapiere  zu  lombardieren ;  Aktien,  die 
starken  Schwankungen  unterliegen,  werden  nicht  so  hoch  beliehen 
wie  stabile  Werte.  Heute  gilt  folgende  Beleihungsgrenze :  Pa- 
piere bis  200  Proz.  Kursstand  werden  mit  70  Proz,  bis  500  Proz. 
mit  60  Proz.  und  über  500  Proz.  mit  50  Proz.  vom  ausmachenden 
Betrag  beliehen. 

Wie  bei  dem  Warenlombard  so  ist  auch  bei  dem  Eff"ekten- 
lombard  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Effekten  nicht  körperlich 
zum  Lombard  zu  übergeben,  sondern  nur  in  Gestalt  einer  Emp- 
fangsbescheinigung der  Reichsbank  über  die  Hingabe  von  Wert- 
papieren, die  nur  gegen  diese  Bescheinigung,  Depotschein  ge- 
nannt, zurückgegeben  werden.  Man  spricht  dann  von  einer  Depot- 
scheinlombardierung. 

Die  Lombardierung  von  Wechseln  kommt  in  Deutschland 
verhältnismäßig  selten  vor.  Wenn  z.  B.  jemand  einer  Depositen- 
kasse einen  Inkassowechsel  gegeben  hat  und  vorübergehend  einer 
kleineren  Summe,  als  die  Wechselsumme  beträgt,  benötigt,  so 
wird  er  den  Wechsel  von  der  Depositenkasse  lombardieren  lassen. 
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Die    Depositenkasse  wird  dies  tun,   sobald  der  Wechsel  den  An- 
forderungen entspricht,  die  ihn  diskontfähig  machen. 

In  letzter  Zeit  haben  verschiedene  Banken  die  Zession  von 
Buchforderungen  in  ihren  Geschäftskreis  aufgenommen^).  Der 
Warenkaufmann  wird  sich  oft  gezwungen  sehen,  seinen  Kunden 
eine  lange  Zahlungsfrist  für  die  verkauften  Waren  zu  gewähren. 
Da  hierdurch  seine  flüssigen  Mittel  stark  in  Anspruch  genommen 
werden,  hat  sich  das  Bedürfnis  nach  der  Beleihung  der  offenen 
Buchaußenstände  herausgestellt.  Gegen  die  entsprechenden  Unter- 
lagen gewährt  ihm  die  Depositenkasse  ein  Darlehen  etwa  bis 
80  Proz.  der  verpfändeten  Fakturenbeträge.  Die  Zahlung  erfolgt 
dann  entweder  an  den  Kaufmann,  der  sie,  um  sich  nicht  einer 
strafbaren  Handlung  schuldig  zu  machen,  an  die  Bank  abzuführen 
hat,  oder  an  die  Bank  direkt. 

Die  Lombardierung  von  Versicherungspolicen  ist  für  die  Bank 
an  eine  Anzahl  von  Voraussetzungen  geknüpft.  Völlig  ungeeignet 
sind  Feuer-,  Hagel-,  Unfall-  usw.  Versicherungspolicen,  da  ihre 
Fälligkeit  ungewiß  ist.  Bei  den  Lebensversicherungspolicen  tritt 
die  Fälligkeit  bestimmt  ein;  sie  sind  daher  eher  geeignet,  als  Ob- 
jekt des  Lombardgeschäftes  zu  dienen ;  jedoch  müssen  auch  hier 
bestimmte  Forderungen  erfüllt  sein^). 

Auch  Beleihungen  von  Hypotheken  kommen  vor,  indem  der 
Hypothekenbriefbesitzer  seine  Rechte  der  Bank  zediert  und  auf 
Grund  dieser  Zession  einen  Kredit  erhält.  Endlich  wäre  noch 
der  sogenannte  Baugeldkredit,  der  sowohl  von  Depositenkassen 
als  auch  von  Sparkassen  an  das  Baugewerbe  gegeben  wird,  zu 
■erwähnen.  Bei  den  Depositenkassen  wird  er  in  Form  eines  hypo- 
thekarischen Darlehens  gegeben,  das  jedoch  bis  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  zurückzuzahlen  ist  gegen  Löschung  der  Ein- 
tragung. Die  Bank  gewährt  keineswegs  etwa  eine  Hypothek, 
sondern  läßt  sich  nur  in  der  Stellung  einer  Hypothek  Sicherheit 
geben  für  das  gewährte  Baugeld;  sie  verlangt  sogar  meistens  den 
Nachweis,  daß  eine  Ablösungshypothek  für  ihre  Eintragung  be- 
reits abgeschlossen  ist.  Die  Sparkassen  pflegen  von  diesem  Nach- 
weis meist  abzusehen  und  übernehmen  die  Hypothek  selbst. 


i)  Buchwald  rechnet  sie  zu  den  Diskontgeschäften.  Es  ist  ein  uneigentliches 
Lombardgeschäft. 

2)  Die  regelmäßige  Prämienzahlung  muß  gesichert  sein,  der  Grundsatz  der 
Unanfechtbarkeit  muß  verabredet  sein,  der  Rückkauf  muß  gesichert  sein.  Vgl.  auch 
Zipper  a.  a.  O.  S.  48  flf. 
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Die  Sparkassen  nehmen  also  in  einem  viel  geringeren  Um- 
fange als  die  Depositenkassen  an  den  Lombardgeschäften  teil. 
Für  das  Lombardgeschäft  gelten  folgende  Voraussetzungen :  Die 
erste  Bedingung  ist  eine  genaue  Prüfung  und  sorgfältige  Aus- 
wahl der  Pfänder.  Bei  der  Bemessung  der  Höhe  des  Darlehens 
ist  eine  eventuelle  Wertminderung  stets  zu  berücksichtigen,  da 
eine  Bank^)  ja  auch  mit  der  möglichen  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners,  also  mit  einer  Befriedigung  ihrer  Forderung  aus  dem 
Pfand  rechnen  muß.  Bei  Prolongationen  ist  immer  zu  beachten, 
daß  ein  Lombardkredit  nur  ein  kurzfristiger  sein  soll,  daß  also 
der  Schuldner  den  Kredit  nicht  zu  einer  festen  Kapitalanlage 
macht  ^). 

Als  die  dritte  Kategorie  der  Aktivgeschäfte  nennen  wir  den 
» Buchkredit «,  worunter  wir  den  Kontokorrentkredit  der  Banken 
und  den  Personalkredit  der  Sparkassen  verstanden  wissen  wollen. 
Ein  derartiges  Darlehen  kann  auf  zweierlei  Weise  in  Anspruch 
genommen  werden,  entweder  entnimmt  der  Kunde  die  Summen, 
die  ihm  nach  dem  gewährten  Kredit  zustehen,  in  bar  oder  er 
trassiert  auf  die  Bank.  Die  letzte  Art  der  Entnahme  kommt  nur 
bei  den  Banken  vor ;  man  bezeichnet  diesen  Kredit  auch  als  Ak- 
zeptkredit. Der  Kunde  stellt  einen  Wechsel  aus,  den  die  Bank 
akzeptiert ;  er  kann  nun,  um  sich  Geld  zu  verschaffen,  diesen 
Primawechsel,  der  ja  durch  das  Akzept  der  Bank  zu  einem  guten 
Papier  geworden  ist,  diskontieren.  Häufig  wird  dies  bei  dersel- 
ben Bank  bez.  einer  ihrer  Depositenkassen  geschehen,  das  heißt: 
die  Bank  kauft  dem  Kunden  ihr  eigenes  Akzept  ab,  bez.  diskon- 
tiert die  von  ihm  ausgestellte  Tratte,  und  verdient  so  die  Pro- 
vision der  Diskontierung  selbst.  Andrerseits  muß  das  Akzept 
der  Großbanken  beim  internationalen  Warenhandel  dasjenige  des 
Kaufmanns  ersetzen,  weil  ersteres  im  internationalen  Verkehr 
naturgemäß  viel  leichter  zirkuliert  als  das  des  Kaufmanns.  Eine 
besondere  Form  des  Akzeptkredits,  die  auch  nur  von  Banken 
betrieben  wird,  ist  der  Avalkredit,  unter  dem  man  die  Ueber- 
nahme  einer  Bürgschaft  seitens  der  Bank  einer  Behörde  gegen- 
über durch  Deponierung  ihres  Akzepts  versteht.  Der  Avalkredit 
dient  Händlern  und  Unternehmern,  die  mit  Behörden  arbeiten, 
als  Kaution,  die  sie  sonst  als  Sicherheit  für  prompte  Erfüllung 
der    Verträge    zu    hinterlegen    hätten.      Durch    die    Hinterlegung 

i)  Dasselbe  gilt  natürlich  auch  für  die  Sparkasse. 
2)  Neumann-Hofer  a.  a.  O.  S.  68. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     1915.     2.  IQ 
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eines  Bankakzeptes  sind  sie  der  Deponierung  von  Wertpapieren 
und  ähnlichen  Sicherheiten  überhoben  und  brauchen  ihre  flüssigen 
Mittel  nicht  festzulegen. 

Mag  nun  der  Buchkredit  in  der  einen  oder  andern  Form  in 
Anspruch  genommen  werden,  so  bleibt  immer  noch  die  Frage 
der  Sicherheit  offen.  Man  unterscheidet  Blankokredite,  die  un- 
gedeckt sind,  und  gedeckte  Kredite,  Kredite,  die  durch  Bürg- 
schaft, Kautionshypotheken,  Sola-  und  Depotwechsel  und  andere 
Sicherheiten  gedeckt  sind.  Sowohl  beim  Blanko-  als  auch  beim 
gedeckten  Buchkredit  ist  immer  zu  berücksichtigen,  daß  die  Ge- 
währung eines  Darlehens  in  dieser  Form  nur  Personen  zusteht, 
deren  Kreditwürdigkeit  die  Bank  bez.  die  Sparkasse  zu  beurteilen 
in  der  Lage  ist.  Während  sowohl  beim  Diskont-  als  auch  beim 
Lombardgeschäft  in  erster  Linie  die  Qualität  des  Wechsels  oder 
Pfandes  und  erst  dann  die  Person  des  Kreditnehmers  in  Frage 
kommt,  ist  bei  dem  Buchkredit  in  erster  Linie  die  Person  des 
Schuldners  ausschlaggebend.  Daher  wird  gegen  eine  geringere 
reale  Sicherheit,  so  gegen  Schuldschein,  Wechsel,  Bürgschaft  usw. 
die  Bank  bez.  die  Sparkasse  einen  Kredit  gewähren  dürfen,  da 
ja  in  erster  Linie  nur  die  Kreditwürdigkeit  des  Kreditnehmers  in 
Betracht  kommt.  Der  Buchkredit  ist  also  seiner  Natur  nach  mehr 
Personalkredit.  Der  Verkehr  in  laufender  Rechnung,  wie  ihn  die 
Depositenkassen  pflegen,  führt  eine  große  Vereinfachung  bei  Er- 
ledigung der  aus  dem  Geschäftsverkehr  entspringenden  Verbind- 
lichkeiten und  eine  Einschränkung  an  Barzahlung  herbei ;  das 
Geld  zirkuliert,  wie  Biiff  sagt,  in  den  Büchern.  Die  Geschäfts- 
vorfälle werden  nicht  sogleich  nach  ihrer  Entstehung  reguliert, 
sondern  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Periode  wird  der  Stand 
der  gegenseitigen  Beziehungen  festgestellt.  Die  Sparkassen  haben 
bezüglich  der  Personalkreditgewährung  ^)  im  allgemeinen  völlig  ver- 
sagt. Zwar  muß  man  berücksichtigen,  daß  ja  die  Kreditgewäh- 
rung für  die  Sparkassen  stets  nur  ein  Mittel  zum  Zweck,  aber 
nicht  Selbstzweck  sein  soll.  Wenn  auch  durch  das  Genossen- 
schaftswesen für  den  kleinen  Mann  gesorgt  ist,  so  bestehen  doch 
noch  manche  Lücken,  die  die  Sparkassen  ausfüllen  können,  da 
ja  nicht  überall  Genossenschaften  bestehen.  Den  Banken  wird 
durch  die  Personalkreditgcwährung  an  die  kleinen  Landwirte  und 
Gewerbetreibende  ebenfalls  keine  Konkurrenz  bereitet,  da  ja  die 
Depositenkassen  und  Niederlassungen  der  großen  Banken  in  bezug 

I)  Seidel  u.  Pfitzner,  Personalkredit  S.  7  —  20. 
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auf  die  Kreditgewährung  an  bestimmte  Vorschriften  gebunden 
sind,  die  eine  individuelle  Behandlung  der  Kundschaft,  die  ja  ge- 
rade für  den  kleinen  Mann  notwendig  ist,  sehr  erschweren.  Dies 
ist  aber  erklärlich.  Den  Depositenkassen  kann  im  Interesse  der 
Sicherheit  des  ganzen  Institutes  nicht  zuviel  Dispositionsfreiheit 
eingeräumt  werden.  Dadurch  kann  die  Geschäftsführung  der 
Depositenkassen  leicht  etwas  Starres  und  Unbewegliches  bekom- 
men. Ein  tüchtiger  Depositenkassenvorsteher,  der  sich  seiner 
Verantwortung  völlig  bewußt  ist,  wird  hier  allerdings  den  richti- 
gen Weg  zu  finden  wissen.  Wir  sehen,  daß  sich  den  Sparkassen, 
die  ja  sich  mehr  und  mehr  zu  bankmäßigen  Instituten  entwickeln 
wollen,  hier  ein  großes  Feld  für  ihre  Tätigkeit  erschließt,  ein 
Arbeitsfeld,  das  von  anderen  Organisationen  noch  nicht  bearbeitet 
ist,  auf  dem  sie  also  frei  sich  bewegen  können.  Die  Sparkassen 
der  kleinen  Gemeinden  und  Kreise  können  den  Personalkredit  am 
besten  fördern,  da  ihnen  die  Verhältnisse  des  Kreditnehmers,  den 
sie  ja  meist  auch  persönlich  kennen,  bekannt  sein  dürften.  Von 
den  in  Frage  kommenden  Formen  des  Personalkredits  bei  den 
Sparkassen  ist  am  weitesten  verbreitet  das  Darlehen  gegen  Schuld- 
schein mit  Bürgschaft,  seltener  ist  ein  Kredit  gegen  Schuldschein 
ohne  Bürgschaft  wegen  des  damit  verbundenen  Risikos.  Die  Kre- 
ditgewährung kann,  wie  schon  erwähnt,  gegen  einen  eigenen 
Wechsel  oder  Solawechsel  mit  oder  ohne  Unterschrift  eines  Bür- 
gen erfolgen.  Bei  den  Banken  sehen  wir  den  Verkehr  in  laufen- 
der Rechnung,  der  ja  auch  bei  einigen  Sparkassen  schon  ver- 
einzelt eingeführt  ist.  Eine  allgemeine  Einführung  würde  sicher- 
lich zur  Hebung  des  Personalkredits  beitragen,  da  dann  der  Kre- 
ditnehmer nach  Belieben  über  den  Kredit  verfügen  und  auch 
Abzahlungen  jederzeit  leisten  kann ;  durch  die  Pflege  des  Personal- 
kredites können  die  Sparkassen  die  wirtschaftliche  Lage  der  klei- 
nen Landwirte,  der  kleineren  Geschäftsleute  heben  und  die  ge- 
fährdete Existenz  so  manches  Angehörigen  dieser  Bevölkerungs- 
schichten retten.  Wenn  Schachner^)  behauptet,  daß  dieses  kleine 
»Unternehmertum  zur  Beteiligung  an  den  Sparkassen  teilweise 
nicht  berechtigt  ist,  da  sie  ihre  Kapitalien  auch  anderweit  unter- 
zubringen vermögen,  ja  besonderen  Anlaß  hätten,  das  Genossen- 
schaftswesen zu  fördern,   daß  somit  also  auch  eine  Unterstützung 


i)  Archiv  für  Sozialwissenschaft    und    Sozialpolitik   1905,    S.   ili.    Schachner, 
Kritik  der  Sparkassen  deutscher    Selbstverwaltungskörper. 
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ihrer  Interessen  durch  Gewährung  von  Personalkredit  keine  BilU- 
gung  finden  könne«,  so  möchten  wir  ihm  in  gewisser  Hinsicht 
Recht  geben.  Andrerseits  muß  aber  berücksichtigt  werden,  daß 
noch  nicht  allenthalben  das  Genossenschaftswesen  trotz  seiner 
glänzenden  Entwicklung  vertreten  ist,  daß  es  dann  aber  vollkom- 
men gerechtfertigt  ist,  wenn  die  Sparkassen  diese  Lücken  aus- 
füllen. Wo  aber  Genossenschaften  vorhanden  sind,  können  die 
Sparkassen  indirekt  den  Personalkredit  fördern,  insofern  als  sie 
den  Genossenschaften  Kredite  in  laufender  Rechnung  oder  vor- 
übergehend zur  Verfügung  stellen.  Den  preußischen  Sparkassen 
wurde  durch  Erlaß  vom  31.  Oktober  1901  die  Kreditgewährung 
an  Kreditgenossenschaften  untersagt  und  eine  solche  lediglich  im 
Verkehr  mit  Betriebsgenossenschaften  gestattet. 

Was  den  Buchkredit  betrifft,  so  sehen  wir  auch  hier  einen 
beschränkten  Geschäftskreis  bei  den  Sparkassen.  Die  Sparkassen 
müssen  eben  ihre  Aktivgeschäfte  so  anlegen,  daß  sie  eine  höchst- 
mögliche Sicherheit  und  eine  angemessene  Verzinsung  bieten. 
Sie  bilden  so  einen  Ausschnitt  aus  dem  großen  Geschäftskreis 
der  Depositenkassen,  andrerseits  aber  auch  Geschäfte,  die  die 
Depositenkassen  nicht  betreiben.  Zu  diesen  gehört  der  hier  zu 
erwähnende  öffentliche  Kredit.  Es  ist  diese  Befugnis  der  Spar- 
kassen, an  öffentlich  rechtliche  Korporationen  Darlehen  gegen 
vorschriftsmäßige  Schuldverschreibungen  zu  gewähren,  in  wirt- 
schaftlicher Hinsicht  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 
Die  Darlehen  können  an  Landgemeinden,  Stadtgemeinden,  Kreis- 
verbände, Provinzialverbände  usw.  gegeben  werden,  um  diese  in 
der  Erfüllung  der  ihnen  gesetzlich  obliegenden  Aufgaben  zu  unter- 
stützen. Insbesondere  kommen  hier  noch  in  Betracht  sogenannte 
Wassergenossenschaften,  Waldgenossenschaften,  überhaupt  Zweck- 
verbände aller  Art.  In  Preußen  war  den  Sparkassen  jedoch  die 
Ausleihung  ihrer  Bestände  nur  mit  der  Maßgabe  gestattet,  daß 
zu  derartigen  Darlehen  niemals  mehr  als  ein  Viertel  des  Gesamt- 
bestandes der  Sparkasse  verwendet  werden  durfte.  Durch  Mi- 
nisterialerlaß vom  5.  November  1902  sind  ihnen  für  Darlehen  an 
die  eigene  Gemeinde  weitere  25  Proz.  bewilligt  worden.  Von  ver- 
schiedenen Seiten,  so  von  Masberg^),  wird  die  Gewährung  eines 
Darlehens  an  den  Garantieverband  für  bedenklich  gehalten,  einer- 
seits, weil  die  Anlage  als  recht  »illiquide«  bezeichnet  wird,  andrer- 
seits  »vom  Standpunkt   der    doppelten   Sicherheit«,    daß    nämlich 

l)  Masbersr  in  seiner  bereits  wiederholt  zitierten  Abhandlung  S.  44. 
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Sparkassen  und  Garantieverband  keine  Geldverpflichtungen  gegen- 
einander haben  sollen.  Beide  Einwände  sind  als  richtig  zu  be- 
zeichnen. Dennoch  aber  kann  man  vom  Standpunkt  der  Praxis 
aus  einwenden,  daß  gegen  die  Gewährung  von  kurzfristigen  Dar- 
lehen an  den  Garantieverband  Bedenken  über  die  Sicherheit  nicht 
in  dem  IMaß  erhoben  werden  können,  daß  man  einen  derartigen 
Kredit  überhaupt  verwirft.  Gerade  durch  die  kurzfristige  Kredit- 
gewährung an  den  Garantieverband  können  die  Sparkassen  diesen 
in  seiner  Finanzwirtschaft  unterstützen ;  ein  Kredit  an  den  Ga- 
rantieverband, der  sich  in  mäßigen  Grenzen  hält,  kann  nicht  für 
bedenklich  gehalten  werden. 

Eine  besondere  Art  der  Aktivgeschäfte  bildet  das  »lang- 
fristige Darlehen«.  Wir  sagten  schon,  daß  die  Beschaffenheit  der 
Passiva  maßgebend  sein  muß  für  die  Aktivgeschäfte  ;  die  Aktiv- 
geschäfte, in  denen  Kredit  gewährt  wird,  müssen  sich  richten 
nach  den  Passivgeschäften,  in  denen  Kredit  beansprucht  wird. 
Wir  erkannten,  daß  die  Sparkassengelder  in  gewissem  Sinne  Ter- 
mingelder, d.  h.  Einlagen  mit  Kündigungsfrist,  sind,  daß  aber  bei 
den  Depositenkassen  ein  großer  Teil  der  Einlagen  stets  fällig  ist. 
Und  so  erklärt  es  sich  auch,  daß  die  Depositenkassen  den  lang- 
fristigen Kredit  vermeiden,  während  er  bei  den  Sparkassen  sehr 
stark  vertreten  ist.  Die  Depositenkassen  pflegen  daher  nicht  den 
Hypothekarkredit,  d.  h.  die  Hergabe  von  Hypothekengeldern  ;  sie 
vermitteln  nur  Hypotheken  und  Hypothekengelder.  Die  Spar- 
kassen aber  haben  den  größten  Teil  ihres  Vermögens  in  Hypo- 
theken angelegt.  Die  Arbeitsteilung  in  den  Passivgeschäften  wirkt 
also  auf  die  Aktivgeschäfte.  Ueber  den  Anteil  der  Sparkassen 
an  dem  Hypothekarkredit  in  Deutschland  unterrichtet  uns  eine 
kleine  Tabelle,  die  die  Dresdner  Bank  in  einem  statistischen 
Werke  betitelt  »Die  wirtschaftlichen  Kräfte  Deutschlands«  gibt. 
Danach  betrug  derselbe  ca.  12  Milliarden  Mark.  Wenn  man  be- 
denkt, daß  der  Anteil  der  38  Hypothekenbanken  Deutschlands 
1912  1 1  390  Millionen  Mark  ausmachte,  so  erhellt  daraus  die  Be- 
deutung, welche  die  Sparkassen  für  den  Hypothekarkredit  haben. 
Nach  den  Geschäftsergebnissen  der  Preußischen  Sparkassen  wa- 
ren von  dem  gesamten  Vermögen  in  Hypotheken  angelegt:  1906: 
59,39  Proz. ;  1907:  60,49  Proz. ;  1908:  59,89  Proz. ;  1909:  59,45 
Proz. ;  1910:  59,45  Proz.;  1911:  60,53  Proz.;  1912:  61, 20  Proz.; 
das  heißt :  die  weitaus  größere  Hälfte  des  Vermögens  hatte  in 
Hypotheken    Anlage    gefunden.     Vergleichen   wir   das  Verhältnis 
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der  städtischen  zu  den  ländlichen  Hypotheken,  so  sehen  wir  eine 
prozentuale  Zunahme  der  städtischen  und  eine  prozentuale  Ab- 
nahme der  ländlichen  Hypotheken.  Der  Anteil  der  städtischen 
Hypotheken  an  dem  Gesamtvermögen  betrug  1906:  37,97  Proz. ; 
1907:  39,11  Proz.;  1908:  39,13  Proz.;  1909:  39,23  Proz.;  1910: 
39,58  Pr(^. ;  191 1  :  40,57  Proz.;  1912  :  42,13  Proz.,  der  der  länd- 
lichen: 1906:  21,42  Proz.;  1907:  21,38  Proz.;  1908:  20,76  Proz.; 
1909:  20,22  Proz.;  1910:  19,87  Proz.;  191 1:  19,96  Proz.;  1912: 
19,07  Proz.  Die  Beleihung  bevorzugt  also  die  städtischen  Grund- 
stücke. Im  allgemeinen  werden  Hypotheken  nicht  gegeben  auf 
unbebaute  Baustellen  an  nicht  bebauungsfähigen  Straßen,  Grund- 
stücke und  Gebäude,  soweit  deren  Wert  auf  industrieller  Nutzung 
beruht,  Grundstücke,  die  durch  ihre  Ausnutzung  verschlechtert 
werden.  Wenn  heute  eine  Anzahl  Sparkassen  dazu  übergeht, 
auch  industrielle  Beleihungen  in  den  Kreis  ihrer  Beleihungstätig- 
keit  zu  nehmen,  so  ist  eine  derartige  Geschäftspolitik  zu  ver- 
werfen. Nach  einer  Notiz  in  der  Frankfurter  Zeitung  ^)  hatte  die 
städtische  Sparkasse  in  Worms  von  38  Millionen  Aktiven  4^/2  Mil- 
lionen, also  12  Proz.  in  industriellen  Hypotheken  angelegt.  Wenn 
auch  sicherlich  der  Sparkassenverwaltung  kein  Vorwurf  gemacht 
werden  darf,  da  wohl  alle  Anträge  vor  der  Bewilligung  genau 
nachgeprüft  sind,  und  in  normalen  Zeiten  kein  Risiko  vorhanden 
ist,  so  erscheint  das  Beispiel  keinesfalls  nachahmenswert.  Die 
Einlagen  sollen  verwandt  werden,  um  den  Hypothekarkredit  am 
Orte  selbst  und  in  der  Umgebung  nicht  des  Großkapitals,  son- 
dern der  kleinen  Leute  zu  befriedigen.  Industrielle  Beleihungen, 
insbesondere  nach  auswärts,  nur  um  den  Gewinn  zu  erhöhen,  sind 
unter  allen  Umständen  zu  verwerfen. 

Wenn  auch  die  Sparkassen  in  großem  Maße  dazu  beigetra- 
gen haben,  das  Realkreditbedürfnis  in  zweckentsprechender  Weise 
zu  befriedigen,  so  ist  dennoch  ein  allzu  großes  Anwachsen  der 
Hypothekenschulden  weder  im  Interesse  der  Sparkassenanlagen 
noch  im  Interesse  der  städtischen  und  ländlichen  Bodenverschul- 
dung wünschenswert.  Eine  hohe  städtische  Hypothekenverschul- 
dung steigert  die  Wohnungspreise,  da  ja  die  Mieter  die  Hypo- 
thekenzinsen aufzubringen  haben.  Die  Entschuldung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  ist  schon  seit  geraumer  Zeit  neben  der 
inneren  Kolonisation  und  der  ländlichen  Arbeiterfrage  ein  eewal- 


I)  F-  Z-  339,  V.  7.  Dez.    1913. 
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tiges  Problem  der  modernen  Agrarpolitik  ^).  Ein  uferloses  An- 
schwellen dieser  enormen  Schuldenlast  in  Stadt  und  Land  ist  zu 
verwerfen,  und  hier  könnten  die  Sparkassen  viel  dazu  beitragen, 
die  Verschuldung  zu  beschränken  durch  eine  größere  Verbreitung, 
ev.  durch  eine  allgemeine  Einführung  von  Amortisationshypo- 
theken. Zwar  läßt  sich  in  der  Preuß.  Sparkassenstatistik  ein 
Steigen  der  Amortisationshypotheken  nachweisen;  ein  Ansatz 
wird  also  gemacht.     Der  Anteil  betrug  in  Proz. : 


1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

überhaupt 
städtische 
ländliche 

9,38 
4,75 
4,63 

9,86 
5,08 
4,78 

10,12 

5,32 
4,80 

10,33 
5,40 
4,93 

10,65 

5,59 
5,06 

11,25 

5,96 
5,29 

11,96 
6,63 
5,33 

Es  ist  nur  zu  wünschen,  daß  diese  Einrichtung  allgemein 
Eingang  findet;  die  Sparkassen  sollten  fortfahren,  die  Tilgungs- 
hypothek in  noch  erhöhterem  Maße  zu  bevorzugen  in  ihrem 
eigenen  Interesse:  zur  Hebung  der  Liquidität,  im  Interesse  der 
Darlehensnehmer :  zur  Besserung  ihrer  Verhältnisse  und  vor  allem 
im  Interesse  der  nationalen  Wirtschaft:  zur  Hebung  des  National- 
wohlstandes. Wir  können  der  Verwaltung  der  städtischen  Spar- 
kasse zu  Halle  a.  S.  nur  beipflichten,  wenn  sie  in  ihrem  Geschäfts- 
bericht für  191 2  sagt:  >Den  Hypothekenschuldnern  der  Sparkasse 
kann  die  Umwandlung  der  Hypotheken  in  solche  mit  Tilgungs- 
zwang nur  angelegentlichst  empfohlen  werden.«  In  Hohenzollern 
ist  die  Tilgungshypothek  allgemein  üblich ;  in  Hessen-Nassau  neh- 
men sie  über  50  Proz. ,  im  Rheinland  nur  14  Proz.  der  gesamten 
Hypotheken  ein. 

Fassen  wir  das  Ergebnis  unserer  Betrachtungen  über  die 
Kreditgeschäfte  der  Sparkassen  und  Depositenkassen  kurz  zusam- 
men, so  können  wir  sagen,  daß  beide  Institutionen,  jedes  in  seiner 
Art,  kreditvermittelnd  wirken ;  sie  führen  Kapitalien,  die  ohne 
ihre  Vermittlung  unproduktiv  liegen  bleiben  würden,  der  Pro- 
duktion zu.  Neben  dieser  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  hat 
diese  Tätigkeit  auch  eine  große  privatwirtschaitliche  Bedeutung. 
Die  Einleger  der  Sparkassen  und  Depositenkassen  können  Er- 
sparnisse und  sonstige  Kapitalien  nutzbringend  und  sicher  an- 
legen, sie  werden  der  Mühe  der  sicheren  Aufbewahrung  gegen 
Diebstahl,  Feuer,  Verlust  überhoben.  Der  Kreditsuchende  kann 
sein  Bedürfnis  nach  Kredit,  sei  es  Personal-  oder  Realkredit,  be- 

i)  Vgl.  Schreiber,  Die  Mitwirkung  der  Sparkassen  an  der  Entschuldung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  in  Preußen  (Sparkasse   19 12,  Nr.  717,  S.  25). 
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friedigen.  Die  Depositenkasse  zieht  aus  dieser  Tätigkeit  Nutzen, 
auch  die  Sparkasse  hat  in  der  Regel  einen  privatwirtschaftlichen 
Gewinn.  Dieser  soll  aber  dem  Zweck  der  Sparkassen  entspre- 
chend den  Sparern  oder  wenigstens  den  Bevölkerungskreisen  zu- 
gute kommen,  welchen  die  Sparer  entstammen.  Und  dies  pflegt 
auch  in  Deutschland  gewöhnlich  der  Fall  zu  sein. 

Die  zweite  große  Gruppe  der  Bankgeschäfte  besteht  in  der 
Zahlungsvermittlung;  für  die  Sparkassen  kommt  sie  weniger  in 
Betracht. 

Die  Zahlungsvermittlung  kann  auf  dreierlei  Weise  geschehen, 
entweder  durch  den  Giroverkehr  oder  durch  den  Scheckverkehr 
oder  endlich  durch  den  Scheck-Giro-Abrechnungs- 
verkehr. Die  letzte  Art  bildet  den  Höhepunkt  der  modernen 
Zahlungsvermittlung.  Für  die  Depositenkassen  kommen  alle  drei 
Formen  in  Betracht,  für  die  Sparkassen  nur  der  Ueberweisungs- 
und  Scheckverkehr,  aber  auch  dieser  nur  in  beschränktem  Umfange. 

Der  Giroverkehr  ist,  wie  wir  schon  sahen  ^),  alten  Ursprungs. 
Er  bezweckt  eine  Ersparung  von  Geld  oder  geldähnlichen  Mitteln 
bei  Zahlungen,  indem  lediglich  durch  Umschreiben  in  den  Bü- 
chern der  Bank  dieselben  als  bewirkt  gelten.  Die  Bank  fungiert 
also  hier  als  der  gemeinsame  Kassenführer ,  der  die  Zahlungen 
seiner  Kunden  dadurch  ausführt,  daß  er  sie  gegeneinander  ver- 
rechnet. Natürlich  muß  eine  derartige  Bank  über  ein  ausgebrei- 
tetes Filialsystem  verfügen,  sie  muß  auch  sonst  von  großer  Be- 
deutung sein,  es  muß  ein  großes  Zentralinstitut  sein.  In  Deutsch- 
land ist  der  Giroverkehr  in  ganz  musterhafter  Weise  von  der 
Reichsbank  eingerichtet  worden.  Mit  ihrer  großen  Anzahl  von 
Niederlassungen  ist  sie  für  den  Giroverkehr  unentbehrlich  gewor- 
den. Die  Umsätze  des  Giroverkehrs  sind  gewaltig  gestiegen; 
betrugen  sie  bei  der  Gründung  lo  Milliarden,  so  sind  sie  19 12 
auf  371   Milliarden,   1913  auf  379  Milliarden  angewachsen. 

Und  diese  Steigerung  würde  eine  viel  größere  noch  sein, 
wenn  sich  die  Bankfirmen  bei  Ueberweisung  von  Geldbeträgen 
immer  der  Reichsbank  bedienen  würden.  Durch  den  Konzen- 
trationsprozeß im  Bankgewerbe,  durch  die  Entwicklung  des  De- 
positenkassenwesens  haben  namentlich  die  Großbanken  ihr  Filial- 
nctz  an  den  verschiedenen  Orten  rapide  ausgedehnt  und  auch 
sonst  regere  Beziehungen  zu  anderen  Bankfirmen  angeknüpft. 
Infolgedessen  wird  die  Rciciisbank  für  den  Ueberwcisungsverkehr 

I)  Vgl.  §  3. 
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in  neuerer  Zeit  von  den  Banken  weniger  in  Anspruch  genommen 
als  früher.  Die  Depositenkassen  führen  für  ihre  Kunden  Ueber- 
weisungen  aus,  teils  durch  Benutzung  der  Reichsbank,  teils  wie 
dargelegt  durch  ihr  weitverzweigtes  Filialsystem. 

Die  Sparkassen  unterhalten  zum  größten  Teil  auch  ein  Reichs- 
bankgirokonto, jedoch  kommt  es  fast  lediglich  nur  für  Nostro- 
überweisungen  in  Frage,  während  Giroüberweisungen  für  Kunden 
gar  nicht  oder  nur  in  ganz  geringem  Umfange  ausgeführt  werden. 
Stärker  entwickelt  ist  bei  ihnen  nur  eine  besondere  Art  der  Zah- 
lungsvermittlung, nämlich  der  Uebertragungsverkehr  der  Spar- 
kassen. Während  sonst  bei  einer  Zahlungsvermittlung  die  Zah- 
lung zwischen  einem  Schuldner  und  seinem  Gläubiger  bargeldlos 
vermittelt  wird,  sind  hier  Schuldner  und  Gläubiger  gewissermaßen 
in  einer  Person  vereinigt.  Bei  den  Banken  erfolgt  die  Ueber- 
tragung  von  Guthaben  derselben  Person  von  Bank  zu  Bank  im 
Wege  des  gewöhnlichen  Ueberweisungsverkehrs.  Bei  den  Spar- 
kassen ist  diese  Uebertragung  erheblich  schwerfälliger  und  noch 
sehr  ungenügend  entwickelt.  Eine  Regelung  des  Uebertragungs- 
verkehrs  ist  z.  B.  in  Preußen  durch  Ministerialerlaß  vom  5.  Febr. 
1908  erfolgt^).  Hervorzuheben  ist,  daß  die  Uebertragung  nur 
zwischen  Sparkassen  stattfindet,  unter  denen  Gegenseitigkeit  ver- 
bürgt ist.  Nach  dem  deutschen  Sparkassenkalender  für  1914 
hatten  ihn  ca.  900  Sparkassen  eingeführt.  Während  früher  die 
Uebertragung  eines  Sparkontos  von  einer  Sparkasse  zur  andern, 
z.  B.  beim  Wegzug  in  den  Bezirk  einer  anderen  Sparkasse,  immer 
die  Kündigung  und  Abhebung  des  Guthabens  erforderlich  machte, 
auch  damit  ein  Zinsverlust  notgedrungen  verbunden  war,  wird 
heute  die  Uebertragung  durch  bargeldlose  Ueberweisung  ohne 
besondere  Kündigung,  Abhebung  und  ohne  Zinsverlust  bewirkt. 
So  überwies  die  städtische  Sparkasse  in  Breslau  19 12  an  andere 
Sparkassen  288  822  Mk.  Guthaben  in  354  Konten  und  umgekehrt 
erhielt  sie  437  353  Mk,  Guthaben  in  505  Konten  überwiesen.  Bei 
der  Berliner  Stadtsparkasse  wurden  von  auswärts  457  Konten 
überwiesen,  während  von  ihr  an  andere  Sparkassen  2  238  Gut- 
haben übertragen  wurden ;  die  städtische  Sparkasse  in  Halle  a.  S. 
überwies   162  Konten  und  erhielt  247  Konten  überwiesen. 

Eine  andere  Art  der  Zahlungsvermittlung  ist  der  Scheck- 
verkehr. 

Der  einfache  Scheckverkehr,    bei  dem  die  Bank   den  Betrag 

l)  Vgl.  Seidel- Pfitzner,  Sparkassengesetzgebung  S.  24. 
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des  Schecks  tatsächlich  bar  auszahlt,  überträgt  die  Last  der 
Kassenführung  und  der  Auszahlung  von  dem  einzelnen  auf  die 
Bank. 

Bei  den  Banken  ist  er  weiter  ausgebildet  worden  durch 
die  Verbindung  mit  dem  Giro-  und  Abrechnungsverkehr.  Dieser 
sogenannte  bankmäßige  Scheckverkehr  stellt  den 
Höhepunkt  der  Zahlungsvermittlung  dar,  indem  er  sowohl  den 
Präsentanten  als  auch  den  Vermittler  selbst  entlastet.  Diese 
weitere  Ausbildung  bedingt  ein  gut  organisiertes  Bankwesen.  Wo 
diese  Voraussetzung  zutrifft,  da  wird  es  auch  allgemeine  Sitte  sein, 
bei  der  Bank  eine  laufende  Rechnung  zu  halten.  Derjenige,  der 
einen  Scheck  empfängt,  wird  ihn  jetzt  seiner  Bank  zum  Einzug 
geben  und  sich  so  die  Mühe  der  Präsentation  bei  der  Bezogenen 
sparen.  Andrerseits  versuchen  die  Banken  ihrerseits,  durch  eine 
zweckmäßige  Organisation  die  Abwicklung  des  Scheckverkehrs 
zu  erleichtern.  Wenn  also  Giro-  und  Abrechnungsverkehr  zu  dem 
einfachen  Scheckverkehr  hinzutreten,  dann  können  wir  von  einer 
bankmäßigen  Zahlungsvermittlung  sprechen.  Der  Abrechnungs- 
verkehr hat  seine  ersten  Anfänge  in  England ;  in  Deutschland 
begann  man  im  Jahre  1883  im  Anschluß  an  die  Reichsbank  neun 
Abrechnungsstellen  ^)  nach  der  Form  des  englischen  Clearing 
einzurichten,  um  die  Entwicklung  des  Scheckverkehrs  tunlichst 
zu  fördern.  Heute  haben  wir  24  Abrechnungsstellen;  1912  wur- 
den 14942884  Stück  eingeliefert  im  Betrage  von  72543  573000 
Mark,  191 3  belief  sich  der  Betrag  auf  73634  Millionen  Mk. ;  die 
Zahl  der  Teilnehmer  betrug  1913:  270.  Der  Zweck  des  Abrech- 
nungsverkehrs ist,  die  Zahlungen,  welche  die  Banken  sich  gegen- 
seitig zu  leisten  haben,  auf  dem  Wege  des  Giros  auszugleichen. 
Um  dies  zu  erreichen,  muß  eine  vermittelnde  Institution  geschaf- 
fen werden;  das  ist  die  Abrechnungsstelle.  Es  ist  keineswegs 
die  Summe  seiner  MitgHeder,  sondern  es  ist  etwas  von  der  Summe 
der  Mitglieder  Verschiedenes.  Zur  Wahrnehmung  der  Geschäfte 
ist  stets  ein  besonderer,  unabhängiger  Beamter  bestellt,  der  den 
Abrechnungsverkehr  überwacht.  Außerdem  ist  nach  der  Art  des 
englischen  Country  Clearing  bei  der  Reichshauptbank  in  Berlin 
eine  besondere  Scheckaustauschstelle  geschaffen,  deren  Teilneh- 
merzahl   191 3:    18  betrug.     Die  Mitglieder  rechnen  untereinander 

l)  Die  Abrechnung  braucht  sich  nicht  nur  auf  Schecks  zu  erstrecken;  so  sind 
in  Berlin  Anweisungen,  Akzepte,  Domizile  mit  in  den  Kreis  der  Abrechnung  ein- 
bezogen. 
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die  Schecks  auf  Provinzplätze  ab,  für  die  ein  Mitglied  der  Aus- 
tauschstelle als  Berliner  Zahlstelle  fungiert.  1912  wurden  395  010 
Stück  über  insgesamt  174,96  Millionen,  191 3:  408404  Stück 
über  insgesamt  185,16  Millionen  Mk.  eingeliefert. 

Der  ideale  Scheck  kann  und  muß  als  ein  reines  Zahlungs- 
mittel in  höchster  Vollendung  dienen ;  durch  ihn  wird  eine  bank- 
mäßige Zahlungsvermittlung  erreicht. 

Den  Sparkassen  ist  ja  der  Scheckverkehr  durch  Reichsgesetz 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  zugebilligt.  Indessen  wird  er 
niemals  die  Höhe  erreichen  wie  bei  den  Banken.  Bei  den  Spar- 
kassen ist  von  einem  bankmäßigen  Scheckverkehr  kaum  die  Rede. 
Und  wenn  wirklich  alle  Sparkassen  —  bis  heute  haben  erst  ca.  700 
Kassen  den  Scheck-  oder  Ueberweisungsverkehr  eingeführt  —  den 
Scheckverkehr  einrichten,  so  sind  wir  der  Ansicht,  daß  er  infolge 
des  ganz  anderen  Charakters  der  Sparkasse  niemals  eine  derartige 
Höhe,  wie  eben  bei  den  Banken  geschildert,  gewinnen  würde. 
Die  Sparkassen  sollen  Ersparnisanstalten  sein  und  sind  es  auch 
noch  in  erster  Linie.  Wenn  Michael^)  behauptet:  »Es  ist  ein 
gründliches  Mißverständnis  der  Sache,  wenn  von  den  Verwal- 
tungen der  Sparkassen  immer  und  immer  wieder  behauptet  wird, 
sie  dienten  keinem  anderen  Zweck  als  dem,  die  Ersparnisse  der 
kleinen  Leute  aufzusammeln.  In  Wahrheit  dienen  schon  jetzt  die 
Sparkassen  in  der  Hauptsache  nicht  mehr  diesem  Zweck.  Man 
kann  gegen  die  Einführung  des  Scheckverkehrs  nicht  den  Grund 
geltend  machen,  daß  damit  der  ursprüngliche  Charakter  der  Spar- 
kassen verändert  wird ,  denn  dieser  Charakter  ist  schon  seit 
längerer  Zeit  nicht  mehr  vorhanden,  und  die  Sparkassen  haben, 
wenn  auch  nach  anderer  Richtung,  neuen  Aufgaben  und  Ge- 
schäftstätigkeiten neben  der  ursprünglichen  in  ganz  überwiegen- 
dem Maße  sich  gewidmet«,  so  sind  wir  der  Ansicht,  daß  die 
Sparkassen  in  erster  Linie  den  kleinen  Sparern  vorbehalten  blei- 
ben sollen.  Es  ist  allerdings  nicht  zu  verkennen,  daß  dieser 
Prozentsatz  abnimmt;  er  beträgt  aber  bei  den  Sparkassen  noch 
über  50  Proz.  Anders  verhält  es  sich  mit  den  Einlagen ;  nur  zu 
stark  läßt  sich  ein  Eindringen  von  großen  Kapitalien  erkennen. 
Der  Prozentsatz  der  uneigentlichen  Spareinlagen  ist  viel  höher 
als  der  der  uneigentlichen  Sparer,  wenn  man  so  die  Einleger  von 
NichtSpareinlagen  bezeichnet.    Ob  nun  die  Einführung  des  Scheck- 

i)  Michael,  Berthold,  Ueber  die  Tätigkeit  der  Sparkassen  insbesondere  Pflege 
des  Scheckverkehrs  durch  dieselben   1891,  S.  43. 
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Verkehrs  für  die  Sparer  notwendig  oder  gar  wünschenswert  ist, 
darüber  läßt  sich  streiten.  Es  ist  als  der  Natur  der  Ersparnis- 
einlage widersprechend  zu  bezeichnen,  wenn  sie  zum  Umsatz  be- 
stimmt sein  sollte.  Schon  aus  diesem  Grunde  würde  wenigstens 
für  die  reinen  Spareinleger,  die  ja  noch  50 — 70,  teilweise  wie  in 
Süddeutschland  90  Proz.  der  Kundschaft  ausmachen,  die  Einfüh- 
rung des  Scheckverkehrs  nicht  wünschenswert  sein.  Wenn  er  im 
Interesse  der  Einleger  mit  hohen  Kapitalien  durchgeführt  wird, 
so  läßt  sich  an  und  für  sich  nichts  dagegen  sagen ,  sobald  die 
Sparkassen  ihren  Betrieb  in  dieser  Hinsicht  organisieren  ^).  In 
Preußen  sind  die  Scheckguthaben  auf  10  Proz.  des  Einlagenbe- 
standes beschränkt,  außerdem  ist  eine  besondere  Liquiditätsre- 
serve von  75  Proz.  vorgeschrieben.  Der  Scheck-  und  Ueberwei- 
sungsverkehr  ist  z.  B.  bei  der  städtischen  Sparkasse  in  München 
bei  der  Sparkasse-Hauptstelle  seit  i.  Juli  191 1  eingeführt  und 
seit  I.  Juli  191 2  auch  auf  die  Sparkasse-Zweigstelle  VIII  ausge- 
dehnt. Ende  191 2  waren  264  Spargäste  dem  Scheck-  und  Ueber- 
weisungsverkehr  angeschlossen,  die  ein  Guthaben  von  0,303  Proz. 
der  Gesamteinlegerguthaben  hatten.  Der  Umsatz  betrug  191 2 
I  195  687,89  Mk.  Bei  der  städtischen  Sparkasse  in  B>ankfurt  a.  M. 
bestanden  Ende  März  191 3:  63  Scheckkonten.  Der  Umsatz  be- 
lief sich  auf  2601  Posten  mit  3893462  Mk.,  wovon  1428  Posten 
mit  2838055  Mk.  im  Verrechnungsverkehr  ausgeglichen  wurden. 
Die  städtische  Sparkasse  in  Berlin-Schöneberg  schreibt  in  ihrem 
Bericht  für  191 2,  daß  sich  die  Einführung  des  Scheck-  und  Giro- 
verkehrs wegen  anderer  dringender  Aufgaben  verzögert  hat,  daß 
aber  die  Vorbereitungen  nunmehr  beendet  sind,  daß  die  Eröff- 
nung der  Girokasse  —  sie  hat  für  diesen  Geschäftszweig  eine 
besondere  Abteilung  unter  diesem  Namen  zu  errichten  beschlos- 
sen —  bald  erfolgen  könne. 

Der  Scheck-  und  Ueberweisungsverkehr  hat  eben  für  die 
Sparkassen  bei  weitem  nicht  die  Bedeutung  wie  für  die  Banken. 
Wenn  Nemnann-Hofer  ^)  daher  sagt ,  daß  bei  den  Sparkassen 
ihrer  ganzen  ökonomischen  Natur  nach  von  einem  Scheck-  und 
Giroverkehr  keine  Rede  sein  kann,  so  hat  er  damit  durchaus 
nicht  so  Unrecht.     Und  die  Annahme,   daß   durch    diese  Art  der 


1)  So  sagt  auch  Götting  in  der  Sparkasse  (Jahrg.  1912,  S.  230),  daß  diese 
Einrichtung  nur  für  die  Oberschicht  der  Sparkassenkunden  Bedeutung  gewinnen 
wird. 

2)  A.  a.  O.   S.  20. 
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Benutzung  die  Sparkassen  leicht  ihrer  ursprünglichen  Aufgabe,  als 
Sparfonds  des  kleinen  Mannes  zu  dienen,  entfremdet  werden 
könnten,  erscheint  nicht  unbegründet ;  nicht  zu  Unrecht  sind  auch 
Zweifel  erhoben  worden,  ob  dieser  Verkehr  im  Einklang  steht  mit 
dem  Grundsatz  der  Nr.  4  c  des  Sparkassenreglements  von  1838. 
Die  Sparkassen  sollen  in  erster  Linie  den  Interessen  der  wirk- 
lichen Sparer  dienen,  sie  sollen  die  Spartätigkeit  anregen  und 
beleben. 

Endlich  ist  noch  eine  dritte  Gruppe  von  Bankgeschäften  zu 
erwähnen,  die  man  auch  mit  indifferente  Geschäfte  bezeichnen 
kann.  Hierzu  gehören  die  Geschäfte  der  Wertverwahrung,  die 
Kommissionsgeschäfte,  das  Inkassogeschäft  usw. 

Bei  der  Wertverwahrung  verfügen  die  Depositenkassen  über 
den  ganzen  Kreis  der  Depotgeschäfte,  während  die  Sparkassen 
nur  eine  Form  der  Aufbewahrung  in  den  Kreis  ihrer  Tätigkeit 
gezogen  haben,  das  Tresordepot.  Man  unterscheidet  überhaupt 
drei  Arten  von  Aufbewahrungsformen:  Das  offene  Depot,  das 
verschlossene  Depot  und  das  Tresordepot.  Das  offene  Depot 
wird  offen  übergeben ;  das  verschlossene  Depot  pflegt  Anwendung 
zu  finden  bei  der  Uebergabe  von  Wertsachen ,  Juwelen ,  Gold, 
Silber ,  Dokumenten  usw. ;  von  dem  Inhalt  derartiger  Depots 
nehmen  die  Banken  keine  Kenntnis,  sie  werden  meist  verpackt 
und  versiegelt  übergeben.  Die  dritte  Art  der  Aufbewahrung  ist 
das  Tresordepot,  das,  wie  schon  erwähnt,  von  beiden  Institutionen 
betrieben  wird.  Die  Depositenkassen  befassen  sich  neben  der 
Aufbewahrung  auch  mit  der  ordnungsgemäßen  Verwaltung  der 
Depots,  die  dann  natürlich  in  offener  Form  übergeben  sein  müs- 
sen. Bei  dem  Verwaltungsgeschäft  besorgt  die  Bank  u.  a.  das 
Abtrennen  und  Einkassieren  fälliger  Coupons  und  Dividenden- 
scheine, Verlosungskontrolle ,  Erneuerung  der  Zinsscheinbogen, 
Besorgung  von  Konvertierungen,  Einkassierung  verloster  oder  ge- 
kündigter Papiere ,  Ausübung  von  Bezugsrechten,  Versicherung 
gegen  Kursverlust  usw.  ^).  In  Deutschland  ist,  veranlaßt  durch  den 
Zusammenbruch  mehrerer  angesehener  Bankfirmen  im  Anfang  der 
neunziger  Jahre,  das  Aufbewahrungsgeschäft  durch  das  Gesetz 
betreffend  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung  fremder 
Wertpapiere  vom  5.  Juli  1896,  kurz  mit  »Depotgesetz«  bezeichnet, 
geregelt  worden.  Das  Gesetz  kommt  natürlich  nur  für  das  offene 
Depot  in  Frage,  da  beim  verschlossenen  Depot  die  Bank  den  In- 

l)  Kautsch^  Handbuch  des  Bank-  und  Börsenwesens   1901,  S.  77. 
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halt  nicht  kennt,  beim  Tresordepot  der  Mieter  durch  den  Mit- 
verschhiß  geschützt  ist.  Die  gesetzUchen  Bestimmungen  unter- 
scheiden drei  Arten  des  Depots :  Depot  A ,  Depot  B  und  das 
Stückekonto.  Dem  Depot  A  werden  diejenigen  Wertpapiere  zu- 
geführt, die  nicht  als  fremde  (cf.  §  8)  bezeichnet  sind.  Die  Stücke 
sind  dem  Kunden  selbst  gehörig  und  sind  nicht  frei,  das  heißt  die 
Stücke  sind  dem  Kunden  in  natura  zurückzugeben ,  es  ist  ein 
depositum  reguläre.  Die  Stücke  haften  aber  der  Bank  für  et- 
waige Forderungen,  die  sie  an  den  Deponenten  hat.  Das  Depot 
B  umfaßt  diejenigen  Wertpapiere ,  die  der  Depositenkasse  von 
ihrem  Kunden  mit  dem  Bemerken  übergeben  sind,  daß  sie  ihm, 
dem  Kunden  der  Depositenkasse ,  nicht  gehören.  Diese  Wert- 
papiere sind  ebenfalls  nicht  frei,  die  Depositenkasse  kann  sich 
auch  nicht  an  das  Depot  B  wegen  etwaiger  Forderungen  an  ihren 
Kunden  halten;  es  ist  ebenfalls  ein  depositum  reguläre.  Beim 
Stückekonto  endlich  bleibt  es  sich  für  die  rechtlichen  Ansprüche 
der  Depositenkasse  gleich,  ob  die  Stücke  dem  Kunden  oder  des- 
sen Kunden  gehören.  Die  Stücke  haften  der  Bank  für  etwaige 
Forderungen,  die  ihr  gegen  den  Hinterleger  zustehen.  Die  Effek- 
ten auf  Stückekonto  sind  frei,  das  heißt  der  Kunde  hat  nur  An- 
spruch auf  die  gleiche  Menge  von  Wertpapieren  derselben  Gat- 
tung. Im  Falle  des  Konkurses  der  Bank  steht  ihm  kein  Ausson- 
derungsrecht wie  bei  Depot  A  und  B,  sondern  nur  ein  Konkurs- 
forderungsrecht zu.  Bei  der  Einlieferung  in  Depot  A  oder  B  ist 
dem  Kunden  eine  genaue  Aufstellung  der  Stücke,  das  sogenannte 
»Stückeverzeichnis«  zu  übersenden,  bei  der  Einlieferung  auf 
Stückekonto  wird  ihm  nur  der  Empfang  der  Anzahl  von  Wert- 
papieren, d.  h.  der  Nominalwert  der  betreffenden  Effekten  be- 
stätigt. 

Von  den  Kommissionsgeschäften  ist  das  wichtigste  das  Ef- 
fektenkommissionsgeschäft. Man  versteht  darunter  den  An-  und 
Verkauf  von  Effekten  für  Rechnung  eines  Kunden.  Man  teilt  die 
Effektenkommissionsgeschäfte  —  wie  sie  auch  genannt  werden  — 
ein  in  Tafelgeschäft,  Kassageschäft  und  Termingeschäft.  Die 
Sparkassen  befassen  sich  nur  ganz  vereinzelt  mit  Effektengeschäf- 
ten ;  es  kommen  aber  Sparkassen  vor,  die  einen  völlig  bankartigen 
Charakter  haben  und  sich  daher  auch  mit  Effektengeschäften  be- 
schäftigen. Das  sind  aber  Ausnahmen,  man  kann  sagen,  daß  die 
Sparkassen  im  allgemeinen  keine  Effektengeschäfte  betreiben.  Die 
Depositenkassen  dagegen  haben  an  den  Effektengeschäften  großen 
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Anteil.  Wir  wollen  nur  wenige  Worte  noch  über  die  Art  der 
einzelnen  Geschäfte  verlieren.  Jede  Depositenkasse  unterhält 
einen  festen  Bestand  an  fest  verzinslichen  Wertpapieren,  das  so- 
genannte »Kommissionslager«.  Diese  Papiere  werden  direkt  und 
ohne  Vermittlung  der  Börse  gehandelt;  man  nennt  dieses  Ge- 
schäft Tafelgeschäft.  Unter  einem  Kassageschäft  versteht  man 
den  Kauf  oder  Verkauf  von  Effekten  gegen  bar  mit  sofortiger 
Lieferung  durch  die  Börse,  während  beim  Termingeschäft  die 
Lieferung  bez.  Abnahme  der  Stücke  erst  an  einem  bestimmten 
Tage  zu  erfolgen  hat  ^).  Es  wird  nun  gegen  die  Depositenkassen 
oftmals  der  Vorwurf  erhoben,  daß  sie  gleich  Animierbankiers 
Kunden  zum  Effekten-,  besonders  zum  Spekulationshandel  ver- 
leiten. Die  Kassen  gehen  ja  bei  diesem  Geschäft  kein  Risiko 
ein,  da  sie  nicht  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  handeln,  son- 
dern die  Geschäfte  im  Auftrage  ihrer  Kunden  auf  deren  Risiko 
nach  vorheriger  spezieller  Deckung  ausführen.  Und  es  ist  auch 
dieser  Vorwurf  zum  Teil  berechtigt.  Bei  einigen  Berliner  Banken 
ist  es  üblich,  die  Tantieme  eines  Depositenkassenvorstehers  nach 
dem  Reingewinn  seiner  Depositenkasse  zu  bemessen.  Es  ist  nun 
als  ganz  natürlich  zu  bezeichnen,  wenn  der  Depositenkassenvor- 
steher  mit  allen  Mitteln  bestrebt  ist,  einen  möglichst  hohen  Rein- 
gewinn herauszuarbeiten,  ohne  aber  ein  großes  Verlustrisiko  ein- 
zugehen. Dazu  bietet  das  Effektenkommissionsgeschäft  die  beste 
Gelegenheit,  da  ja  für  die  Depositenkasse  ohne  großes  Verlust- 
risiko ein  hoher  Provisionsgewinn  herausspringt.  Wohl  wird  jede 
Bankleitung  sowohl  in  ihrem  eigenen  Interesse  als  auch  mit  Rück- 
sicht auf  §  94  des  Börsengesetzes  ^)  von  Zeit  zu  Zeit  Anweisungen 
an  die  Depositenkassenvorsteher  ergehen  lassen ,  daß  sie  die 
Kundschaft  nicht  zum  Spekulationshandel  animieren  sollen.  Trotz- 
dem werden  aber  noch  Verstöße,  die  nicht  im  Sinne  der  Bank- 
leitung liegen,  vorkommen  in  erster  Linie  wohl  bei  den  Depo- 
sitenkassen, deren  Vorsteher  eine  Tantieme  von  dem  Reingewinn 
der  Depositenkasse  beziehen.  Damit  soll  nun  nicht  der  Stab 
über  die  Allgemeinheit  der  Depositenkassen    gebrochen    werden; 

i)  Es  würde  zu  weit  führen,  auf  die  Geschäfte  näher  einzugehen,  es  möge 
dies  daher  genügen.     Im  übrigen  siehe  Buchwald,  Kautsch,  Leitner,   Obst  usw. 

2)  §  94  Börsengesetz:  Wer  gewohnheitsmäßig  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
andere  unter  Ausbeutung  ihrer  Unerfahrenheit  oder  ihres  Leichtsinns  zu  Börsen- 
spekulationsgeschäften verleitet,  welche  nicht  zu  ihrem  Gewerbebetriebe  gehören, 
wird  mit  Gefängnis  und  zugleich  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehntausend  Mark  be- 
straft, auch  kann  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 
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wohl  kommen  Auswüchse  in  dieser  Hinsicht  vor,  doch  sie  sind 
zu  den  Seltenheiten  heute  zu  rechnen.  Gerade  in  der  jüngsten 
Zeit  ist  durch  eine  Vermehrung  der  Revisionen  und  der  Berichte 
eine  derartig  strenge  Ueberwachung  der  Depositenkassen  seitens 
der  Hauptbank  eingeführt  worden,  daß  man  davon  eine  völlige 
Beseitigung  derartiger  Auswüchse  erwarten  darf  ^). 

Neben  dem  Inkassogeschäft ,  d.  h.  der  Uebernahme  von 
Wechseln,  Schecks,  überhaupt  Forderungen  irgendwelcher  Art 
zum  Einzug,  befassen  sich  die  Depositenkassen  noch  mit  vielen 
andern  Provisionsgeschäften,  die  für  die  Sparkassen  auch  kaum 
in  Betracht  kommen.  Zu  erwähnen  sind :  Geldwechsel,  Ausstel- 
lung von  Schecks  und  Kreditbriefen. 

Wir  glauben,  daß  auch  aus  den  Untersuchungen  über  den 
Geschäftskreis  deutlich  hervorgeht,  daß  tatsächlich  auch  hinsicht- 
lich des  Geschäftskreises  eine  Arbeitsteilung  herrscht.  Die  Aktiv- 
geschäfte, die  zu  pflegen  die  Depositenkassen  mit  zu  ihrer  Auf- 
gabe rechnen,  sind  für  die  Sparkassen  nur  ein  Mittel,  um  den 
Sparzweck  zu  erreichen.  Die  Depositenkassen  dagegen  suchen 
fremde  Mittel  heranzuziehen,  um  mit  ihnen  das  Kreditbedürfnis 
zu  befriedigen,  da  die  eigenen  Mittel  der  Bank  nicht  ausreichen; 
für  sie  sind  also  die  Einlagen  Mittel  zum  Zweck.  Für  die  Spar- 
kassen ist  dagegen  die  Anlage  Mittel  zum  Zweck.  Um  die  Spar- 
tätigkeit zu  fördern,  müssen  sie  einen  Anreiz  in  Gestalt  eines 
Zinses  gewähren.  Um  aber  eine  Verzinsung  zu  ermöglichen, 
müssen  die  Sparkassen  selbst  Zinsen  erhalten,  sie  müssen  eben 
die  Spargelder  anlegen. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  den  Sparkassen  ein  kleinerer  Ge- 
schäftskreis offen  steht  als  den  Depositenkassen.  Die  Depositen- 
kassen dienen  der  Geschäftswelt  insbesondere  und  müssen  daher 


l)  In  letzter  Zeit  ist  das  Hypothekenvermittlungsgeschäft  von  den  Berliner 
Depositenkassen  sehr  gepflegt  worden.  Die  Depositenkassen  vermitteln  für  ihre 
Kunden  einerseits  die  Besorgung  von  Hypotheken,  andrerseits  die  Unterbringung 
von  Hypothekengeldern.  Die  Hergabe  von  Hypothekengeldern  aus  eigenen  Mit- 
teln findet  aber  unter  keinen  Umständen  statt,  wohl  aber  von  Baugeldern.  Bei 
dem  Hypothekenvermitllungsgeschäft  handelt  es  sich  lediglich  darum,  flüssige  Gel- 
der von  Kunden,  welche  Hypotheken  zu  erwerben  wünschen,  anzulegen.  Zu  die- 
sem Zweck  haben  die  Berliner  Großbanken  unter  sich  einen  regelrechten  Hypo- 
thekenclearing eingerichtet,  um  die  Unterbringung  von  Hypothekengeldern  zu  er- 
leichtern. 

Die  Sparkassen  geben  Hypolhekengelder  aus  eigenen  Mitteln,  die  Banken 
vermitteln  nur. 
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auch  die  Bankgeschäfte  derselben  besorgen ;  die  Sparkassen  wollen 
in  der  Hauptsache  nur  eine  Anlage  auch  der  kleinsten  Kapital- 
teilchen ermöglichen. 

IV.  Zusammenfassung. 

§  8. 

In  der  vorliegenden  Arbeit  haben  wir  darzulegen  versucht,  daß 
Depositenkassen  und  Sparkassen  eine  ganz  verschiedene  volkswirt- 
schaftliche Aufgabe  zu  erfüllen  haben,  und  daß  sich  hieraus  not- 
wendigerweise eine  Arbeitsteilung  ergibt,  die  sich  zwar  nicht  streng 
durchführen  läßt,  an  der  aber  aus  prinzipiellen  Gründen  nicht 
gerüttelt  werden  darf.  Die  Depositenkassen  haben  die  hohe  volks- 
wirtschaftliche Aufgabe,  die  müßigliegenden  und  vorübergehend 
verfügbaren  Gelder  anzusaugen,  damit  sie  der  Volkswirtschaft 
nutzbar  gemacht  werden  können,  während  die  Sparkassen  sozial- 
politisch wirken  sollen.  Beide  Institutionen  sind  Kreditvermitt- 
lungsanstalten, und  daraus  ergeben  sich  auch  die  zahlreichen  Be- 
rührungspunkte zwischen  ihnen  und  die  Neigung,  sich  gegenseitig 
Konkurrenz  zu  machen  und  die  Grenzen  zu  überschreiten,  die 
ihnen  ihr  verschiedener  volkswirtschaftlicher  Zweck  gesteckt  hat. 
Deshalb  muß  immer  wieder  betont  werden,  daß  sie  volkswirt- 
schaftlich zu  ganz  verschiedenen  Zwecken  bestimmt  sind  und  des- 
halb gegenseitige  Arbeitsteilung,  aber  nicht  gegenseitige  Konkur- 
renz ihr  Ziel  sein  muß. 

Die  Arbeitsteilung  soll  sich  prinzipiell  in  zwei  Richtungen 
bewegen :  die  Depositenkassen  sollen  sich  erstens  prinzipiell  auf 
die  Annahme  von  Depositengeldern,  d.  h.  vorübergehend  verfüg- 
baren Geldern  beschränken,  die  Sparkassen  auf  die  Annahme  von 
Spargeldern,  d.  h.  zu  dauernder  Anlage  bestimmten  Geldern. 
Zweitens  sollen  sich  die  Depositenkassen  prinzipiell  auf  den  ge- 
schäftskundigen (höheren)  Mittelstand  und  die  oberen  Volksklassen, 
die  Sparkassen  auf  den  geschäftsunkundigen  (kleinen)  Mittelstand 
und  die  unteren  Volksklassen  beschränken  und  deren  Bedürfnisse 
hinsichtlich  ihrer  Geldangelegenheit  befriedigen.  Aus  der  zweiten 
Forderung  ergibt  sich,  daß  die  Sparkassen  teilweise  in  das  Ar- 
beitsgebiet der  Depositenkassen  hinübergreifen  müssen,  denn  die 
unteren  Volksschichten  und  namentlich  der  kleinere  Mittelstand 
werden  natürlich    auch    ihre  Depositengelder    auf    die    Sparkasse 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     2.  20 


296 


Walter  HoflFmann: 


bringen  und  haben  —  wenn  auch  in  erhebhch  geringerem  Umfange 
—  das  Bedürfnis,  an  den  Errungenschaften  des  modernen  Bank- 
betriebs teilzunehmen.  Deswegen  ist  eine  etwas  bankmäßige  Aus- 
gestaltung der  Sparkassen  nicht  zu  verwerfen,  sie  darf  aber  auf 
jeden  Fall  nur  so  weit  gehen,  als  es  im  Interesse  der  unteren 
Volksklassen  und  des  kleineren  Mittelstandes  liegt.  Sonst  ist  die 
Gefahr  gegeben,  daß  die  Sparkassen  aus  sozialpolitischen  Einrich- 
tungen zu  »Mittelstandsbanken«  werden  und  ihre  sozialen  Ziele 
aus  den  Augen  verlieren. 

Auf  der  anderen  Seite  haben  die  Depositenkassen  kaum  Ver- 
anlassung, in  das  Arbeitsgebiet  der  Sparkassen  überzugreifen. 
Spargelder  an  sich  zu  ziehen,  haben  sie  keinen  Grund,  da  sie  nur 
kurzfristigen,  aber  nicht  langfristigen  Kredit  vermitteln  ;  geschieht 
es  trotzdem,  so  kann  man  das  geradezu  als  ungehörig  bezeichnen, 
da  es  sich  dabei  in  der  Regel  um  Spargelder  der  unteren  Volks- 
schichten handelt,  die  unbedingt  sicher,  aber  nicht  mehr  oder 
weniger  spekulativ  und  daher  mit  Risiko  verbunden  angelegt  wer- 
den sollen.  Die  oberen  Volksschichten  werden  ihre  Erspar- 
nisse nicht  als  Spareinlagen  den  Depositenkassen  übergeben,  son- 
dern in  Wertpapieren,  Hypotheken  u.  ä.  anlegen. 

Auf  der  Aktivseite  ergibt  sich  für  die  beiden  Institutionen  eine 
analoge  Arbeitsteilung.  Die  Depositenkassen  werden  ihre  Gelder 
kurzfristig  anzulegen  haben,  die  Sparkassen  überwiegend  langfristig, 
insoweit  aber  kurzfristig,  als  sie  Depositengelder  von  den  unteren 
Volksschichten  annehmen,  und  als  sie  der  Tatsache  Rechnung 
tragen  müssen,  daß  ein  großer  Teil  der  Spargelder  eben  doch 
auch  nur  vorübergehend  der  Sparkasse  verbleibt.  Die  Behaup- 
tung, daß  die  kleineren  Einleger  einen  desto  höheren  Zinsfuß  er- 
halten, je  größere  Einlagen  die  Sparkassen  annehmen,  ist  nur 
dann  richtig,  wenn  diese  höheren  Einlagen  dauernde  Kapital- 
anlagen sind,  gegen  deren  Annahme  seitens  der  Sparkassen  sich 
z.  T.  auch  nichts  einwenden  läßt  (Mündelgelder,  Geld  von  Stif- 
tungen usw.).  Depositengelder  dagegen  bringen  nur  dann  einen 
höheren  Zinsfuß,  wenn  sie  langfristig  angelegt  werden,  und  dies 
darf  eben  nicht  sein  ;  werden  sie  kurzfristig  angelegt,  wie  es  sich 
gehört  (wie  es  aber  häufig  nicht  geschieht),  so  dürften  sie  schwer- 
lich Anlaß  dazu  geben,  den  von  den  Sparkassen  gezahlten  Zins- 
fuß höher  zu  bemessen. 

Eine  friedliche  Arbeitsteilung  zwischen  den  Depositenkassen 
und  den  Sparkassen  kann  man  daher  wohl  hinsichtlich  der  passi- 
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ven  wie  der  aktiven  Kreditgeschäfte  mit  Fug  und  Recht  ver- 
langen ;  hinsichtHch  der  übrigen  Geschäfte  wird  sie  sich  dann  von 
selbst  ergeben.  Die  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  der  beiden 
Institutionen  sind  zu  verschieden,  als  daß  man  eine  gegenseitige 
Konkurrenz  zwischen  ihnen  als  berechtigt  anerkennen  könnte.  '^ 
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II.   MISZELLEN. 


Die  Verträge    zwischen  Arbeitgebern   und   Arbeitnehmern  im 
deutschen  Buchdruckgewerbe  ^). 

Von 

Robert  Kootz  f. 

Die  ersten  Ansätze  zu  einer  Vereinbarung  zwischen  Arbeitgebern 
und  -nehmern  im  deutschen  Buchdruckgewerbe,  wie  sie  in  dem  im 
Jahre  1873  in  Wirksamkeit  getretenen  Allgemeinen  deutschen  Buch- 
druckertarif, der  die  zwischen  beiden  Teilen  abgeschlossenen  Lohn- 
und  sonstigen  Arbeitsbedingungen  enthält,  auftreten,  reichen  bis  in  das 
Jahr  1848  zurück. 

In  genanntem  Jahre  wurde  auf  einer  zu  Ostern  in  Heidelberg  ab- 
gehaltenen Versammlung  über  die  Mißstände  im  Lehrlingswesen,  die 
Errichtung  von  Alters-,  Reise-  und  Krankenunterstützungskassen,  sowie 
über  die  Gründung  eines  Nationalbuchdruckervereins  beraten.  Ueber 
die  hier  gemachten  Vorschläge  wurde  sodann  auf  einer  zu  Pfingsten  in 
Mainz  stattgefundenen  National-Buchdruckerversammlung,  auf  welcher 
auch  mehrere  Arbeitgeber  des  Buchgewerbes  vertreten   waren,    weiter 

l)  Von  früheren  ähnlichen  Bearbeitungen  seien  hier  genannt :  Fritz  Tiede- 
mann,  Die  neuere  Entwicklung  der  Arbeitsverhältnisse  und  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  im  Buchdruckgewerbe,  Bd.  53  dieser  Zeitschrift  (1897);  Fr,  Zahn,  Die 
Organisation  der  Prinzipale  und  Gehilfen  im  deutschen  Buchdruckgewerbe:  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  45  (1890);  Th.  Fra^icken  und  C.  Bertenburg,  Der 
Buchdruck-Preistarif  (Kundentarif)  des  D.  B.V.  daselbst  Bd.  142  (1912);  M.  Wiskott, 
Das  Versicherungswesen  der  deutschen  Buchdrucker.  Dissertation.  Breslau  1897. 
—  Betreffs  der  Arbeit  von  Fritz  Tiedemann  möchte  ich  hier  auf  einen  Irrtum 
desselben  hinweisen,  der  auf  S.  225  seiner  Arbeit  über  den  Ausdruck  »Minimum« 
enthalten  ist,  indem  er  dort  anführt,  von  dem  Angebot  der  Arbeitgeber  bei  den 
Tarifberatungen  i.  J.  1891  einer  Lohnerhöhung  von  7Y2  v.  H.  waren  alle  Städte 
mit  Lokalzuschlag  ausgeschlossen  worden,  weil  Löhne,  die  das  damalige  Minimum 
überschritten,  von  der  Erhöhung  ausgeschlossen  sein  sollten.  Das  ist  aber  nicht 
zutreffend  ;  unter  Minimum  wird  der  für  j  e  d  e  n  Ort  festgesetzte  Mindestlohn  e  i  n- 
schließlich  Lokalzuschlag  verstanden. 
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beraten.  Nach  diesen  Beschlüssen  sollten  in  den  Nationalverein  sowohl 
Angehörige  der  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer  eintreten.  Erstere  soll- 
ten, falls  sie  den  Eintritt  ablehnten,  bei  einem  späteren  Zurücktreten 
in  den  Gehilfenstand  in  den  Verein  nicht  aufgenommen  werden;  das 
Nichtbesuchen  der  Vereinsversammlungen  wurde  unter  Strafe  gestellt. 
Auch  die  Errichtung  von  Schiedsgerichten  war  vorgesehen. 

Seitens  der  Gehilfenschaft  wurden  die  in  Aussicht  stehenden  Er- 
rungenschaften zwar  freudig  begrüßt,  nicht  aber  bei  den  Druckereibe- 
sitzern. Neunzig  derselben  erließen,  wie  Zahn  anführt,  am  24.  Juli  in 
der  in  Leipzig  erscheinenden  »Deutschen  Allgemeinen  Zeitung«  eine 
Erklärung,  in  welcher  sie  die  Mainzer  Beschlüsse  für  sie  nicht  bindend 
erachteten,  vielmehr  den  seit  i.  Juni  von  den  Berliner  und  seit  i.  Juli 
von  den  Leipziger  Druckereien  angenommenen  Tarif  einzuführen  und 
die  Angelegenheit  selbständig  zu  regeln  beschlossen.  Eine  gleichzeitig 
in  die  Erscheinung  tretende  mildere  Richtung  unter  den  Arbeitgebern 
vermochte  sich  keine  Geltung  zu  verschaffen.  Das  Ende  der  Mainzer 
Beschlüsse  war,  daß  die  Gehilfen,  welche  für  dieselben  eintraten,  von 
keiner  der  Druckereien,  welche  obige  Erklärung  unterzeichnet  hatten, 
in  Arbeit  genommen  werden  durften  bei  50  Taler  Strafe. 

Auch  die  am  27.  August  in  Frankfurt  a.  M.  auf  einer  überwiegend 
aus  Arbeitgebern  bestehenden  Versammlung  gefaßten  Beschlüsse,  die 
sich  in  demselben  Rahmen  wie  die  Mainzer  bewegten,  jedoch  in  einigen 
Punkten  für  die  Gehilfen  ungünstiger  lauteten,  hatten  dasselbe  Schick- 
sal zu  erdulden.  In  Berlin  und  an  anderen  Orten  sahen  sich  die  Ge- 
hilfen wenige  Tage  nach  dieser  Versammlung  veranlaßt,  dieArbeit  wieder 
aufzunehmen,  worauf  auch  die  anderen  Druckereien  ihre  Zugeständnisse 
wieder  zurücknahmen. 

Die  für  die  nächsten  Jahre  unternommenen  Versuche  zu  zentralen 
Neugründungen,  sowie  auch  die  bestehenden  örtlichen  Vereine  hatten 
unter  dem  Druck  der  politischen  Verhältnisse  sehr  zu  leiden. 

Für  die  in  den  sechziger  Jahren  entstandenen  wirtschaftlichen  Ver- 
einigungen im  Buchdruckgewerbe,  den  im  Jahre  1869  gegründeten 
Deutschen  Buchdruckerverein  und  den  seit  1866  bestehenden  Gehilfen- 
verband, sowie  die  später  entstandenen  Vereinigungen  im  Gehilfen- 
lager, soweit  sie  nicht  unter  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  gegründet 
wurden,  war  ein  vollständig  getrenntes  Marschieren  vorgesehen,  das  sie 
jedoch  nicht  verhindert  hat,  vereint  zu  arbeiten  an  dem  Ausbau  von 
Einrichtungen,  welche  für  eine  gedeihliche  wirtschaftliche  Entwicklung 
des  Gewerbes  erforderlich  sind.  Allerdings  hat  es  Einrichtungen 
gegeben,  in  denen  sowohl  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer  vertreten 
waren,  auf  sie  werden  wir  später  noch  kurz  zurückkommen.  Freilich 
stand  den  Gehilfen  auf  diese  Einrichtungen  ein  größeres  Mitbestim- 
mungsrecht zu,  als  ihnen  dies  auf  die  früheren  Innungskassen  möglich 
war.     Auf   die    Entstehung   der    gegenseitigen    Vereinbarungen    haben 
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diese  Vereinigungen  keinen  Einfluß  gehabt;  zu  solchen  die  Anregung 
zu  ergreifen  oder  sie  erfolgreich  durchzuführen,  dazu  waren  ihnen  die 
Hände  gebunden. 

Ueber  die  Anschauungen,  welche  in  den  vierziger  Jahren  über  die 
Teilnahme  von  Gehilfen  an  den  Beratungen  zu  gemeinsamen  Einrich- 
tungen in  Arbeitgeberkreisen  des  Buchdruckgewerbes  herrschten,  möge 
hier  eine  Aeußerung  aus  dem  Anschreiben,  welche  »das  provisorische 
Central-Comite  der  Deutschen  Buchdrucker«,  das  seinen  Sitz  in  Frank- 
furt a.  M.  hatte  und  aus  Buchdruckereibesitzern  bestand,  am  31.  August 
1848  versandte.  Es  heißt  da:  »Mit  Vergnügen  erkennen  wir  dabei  an, 
daß  wir  unter  den  Abgeordneten  der  Gehülfen  recht  gebildete,  gesin- 
nungstüchtige und  intelligente  Männer  kennen  gelernt  haben,  welche 
zur  Aufhellung  und  richtigen  Würdigung  der  Verhältnisse  in  erfreu- 
licher Weise  mitwirkten  und  so  wesentlich  zur  glücklichen  Lösung  der 
schwierigen  Aufgabe,  und  damit  zur  Erzielung  der  noch  vor  kurzem 
für  fast  unmöglich  gehaltenen  Vereinigung  der  Ansichten  bei- 
trugen.« 

Das  Komitee  sah,  wie  die  folgende  Auslassung  in  dem  erwähnten 
Anschreiben  erkennen  läßt,  nicht  zu  schwarz  in  die  Zukunft,  wenn  es 
erklärte,  daß  man  sich  »gleichwohl  nicht  verhehlen  könne  und  darauf 
gefaßt  sei,  daß  die  äußerst  verschiedenen  Verhältnisse  hie  und  da  einen 
lebhaften  Widerspruch,  vielleicht  einen  Kampf  der  Ansichten  und  Mei- 
nungen hervorrufen  werden«,  daß  »aber  fester  Wille  und  die  Mitwir- 
kung Aller  ein  segensreiches  Ziel  für  uns  Alle  leicht  erreichbar  machen 
und  zur  Ausrottung  eingewurzelter  Mißbräuche  dienen  werden ,  die 
leider  in  vieler  Beziehung  obwalten,  und  ganz  geeignet  sind,  die  edle 
Buchdruckerkunst  noch  länger  aufs  Tiefste  herabzuwürdigen,  wenn 
nicht  mit  männlichem  Ernst  und  Entschlossenheit  dagegen  gekämpft 
wird.« 

Der  feste  Wille  zu  einer  dauernden  Einigung  war,  wie  die  Ereig- 
nisse lehrten,  damals  noch  nicht  vorhanden.  Erst  dem  kommenden 
Geschlecht  war  es  vorbehalten,  diese  Vereinigungen  zu  schaffen.  Der 
erste  Schritt  dazu  geschah  auf  selten  der  Gehilfen.  Im  Januar  1862 
wurde  am  Hauptsitz  des  Buchdrucks,  Leipzig,  der  Fortbildungsverein 
der  Buchdrucker  gegründet,  der  die  Fortbildung  im  Berufe  und  För- 
derung der  Standesinteressen  auf  seine  Fahne  geschrieben  hatte.  In 
demselben  Jahre  erfolgten  ähnliche  Gründungen  in  Berlin  und  Dresden. 
Der  Leipziger  Verein  war  von  Anfang  an  mehr  ein  Kampf-  als  ein 
Bildungsverein.  Seine  Tätigkeit  in  erstgedachtem  Sinne  begann  er  mit 
dem  Widerstand  gegen  die  Bestimmungen  des  sächsischen  Gewerbege- 
setzes vom  15.  Oktober  1861  ,  das  die  Gehilfen  zum  Beitritt  zu  den 
Genossenschaftskassen  der  Arbeitgeber  verpflichtete.  Durch  das  Vor- 
gehen des  genannten  Vereins  bei  den  Behörden  wurde  erreicht,  daß 
der  Zwang  zum  Beitritt  sich  auf  die  Kranken-,   Begräbnis-  und  Reise- 
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iinterstützungskassen  beschränkte,  seine  weitere  Tätigkeit  war  auf  die 
Erhöhung  des  Satzpreises  von  23  auf  25  Pfg.  für  1000  n  gerichtet. 
Schon  ein  Jahr  nach  der  Gründung  des  Vereins  brach  in  Leipzig  ein 
von  Ende  März  bis  Anfang  Juni  währender  Streik  aus ,  der  über 
IG  000  Taler  verschlang. 

Neben  diesem  örtlichen  Verein  wurde  im  Mai  1866  ebenfalls  in 
Leipzig  der  Buchdruckerverband  gegründet,  dem  auf  Seiten  der  Arbeit- 
geber im  Jahre  1869  der  in  Mainz  in  Gegenwart  von  84  Arbeitgebern 
gegründete  Deutsche  Buchdruckerverein  entgegengestellt  wurde.  Bei 
der  Gründung  desselben  machten  sich  zwei  Strömungen  geltend.  Die 
eine,  die  von  Südwestdeutschland  ausging,  wollte  den  neugegründeten 
Verein  gleichfalls  als  Kampfverein  gegen  den  Gehilfenverband  ins  Leben 
rufen,  die  andere,  die  eine  mildere  Auffassung  von  der  Sache  hatte, 
besaß  ihre  Vertreter  in  einer  bestehenden  Vereinigung  von  Buch- 
druckereibesitzern in  Hamburg-Altona. 

Jedenfalls  waren  die  beschlossenen  Maßnahmen  des  am  15.  August 
1869  gegründeten  Arbeitgebervereins  gegen  die  Gehilfenschaft  nicht  so 
scharf,  als  es  den  Anschein  hatte.  Die  Entwicklung  des  neugegründe- 
ten Arbeitgebervereins  hielt  sich  lange  in  mäßigen  Grenzen,  und  als 
es  im  Jahre  1573  ^^  Streiks  und  Aussperrungen  kam,  sank  die  Mit- 
gliederzahl bedeutend.  Der  Hauptanlaß  dazu  war  die  Einführung  einer 
neuen  Art  von  Berechnung  beim  Akkordlohn  des  Satzes,  nämlich  die 
Einführung  der  Berechnung  des  Satzpreises  nach  dem  Alphabet  statt 
der  bis  dahin  üblichen  n-Berechnung,  welch  letztere  von  den  Gehilfen 
als  ungerecht  betrachtet  wurde,  was  von  maßgebenden  Arbeitgebern 
auch  zugegeben  wurde.  Die  nach  Beendigung  der  am  8.  März  1873 
von  den  Arbeitgebern  begonnenen  und  von  etwa  70  Betrieben  durch- 
geführten Aussperrung  abgeschlossenen  Vertragsabkommen  bedeuteten 
denn  auch  für  die  Gehilfen  eine  Lohnerhöhung  von  ungefähr  16,7  v.H. 
Doch  blieb  die  Zahl  der  die  Vereinbarungen  anerkennenden  Arbeit- 
geber für  die  ersten  Jahrzehnte  eine  sehr  unbedeutende;  1879  betrug 
ihre  Zahl  nur  654  unter  2715  Arbeitgebern,  und  sie  sank  in  den  fol- 
genden Jahren  auf  ein  Drittel  dieser  Zahl  herab ;  erst  von  Mitte  der 
achtziger  Jahre  nahm  sie  allmählich  zu. 

Die  Entwicklung  der  Tarifgemeinschaft  seit  dem  Jahre  1896,  an 
dessen  Ende  den  seit  i.Juli  bestehenden  Tarif  895  Betriebe  anerkannt 
hatten  —  von  dem  großen  Streik  189 1/92  bis  zu  genanntem  Zeitpunkte 
lehnten  die  Gehilfen  eine  Mitwirkung  an  dieser  Gemeinschaft  ab  — , 
gestaltete  sich  nach  den  Aufzeichnungen  des  im  selben  Jahre  als  stän- 
dige Einrichtung  geschaffenen  Tarifamtes  folgendermaßen: 

1897:  1631   tariftreue  Firmen  und  18  330  Gehilfen  in     469  Orten 

1898:  2030  »  »  »  22468  »  j>       647       » 

1899:  2704  >  »  »  27449  »  j.       880       » 

1900 :  3 115  »  »  »  30630  »  »     1002       » 

1901:  3372  »  s.  »  34  307  »  »     1030       » 
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1902 :    3464 
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Gehilfen  in   1043 
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» 

»       39  464 

«     1315 
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» 
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» 
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» 
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»      63  062 

»    2158 

» 
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» 

» 
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»          »    2242 

» 

1913 
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* 
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Im 

Jahre  1910  beschäft 
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rund 

9  800  Geh. 
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50—99 
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» 
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» 
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70         2           »              y> 

20—49 
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» 

» 

» 

13800     ^ 

»               » 

24         » 

10 — 19 
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» 

» 

» 

10  100      » 

»               » 

13         » 
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» 

» 

10600     » 
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I—  3 

3719 

* 

» 

» 

8  027      » 

»                             » 

2      »        »          » 

0 

324 

» 

» 

» 

—          » 

»                             » 

—      »        »          » 

unbek 

annt            25 
7331 

Firmen 

, 

bi  627  Gehilfen 

Wie  die 

Zahl 

der  den  Tarif  anerkennenden  Betriebe,  so  hielt  sich 

auch  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Deutschen  Buchdruckervereins  in  den 
ersten  16  Jahren  seines  Bestehens  in  mäßigen  Grenzen;  die  Zahlen 
beider  Körperschaften  deckten  sich  in  der  angegebenen  Zeit  so  ziem- 
lich miteinander.  Wie  der  Streik  von  I873,  so  brachte  auch  der  von 
1891/92  einen  bedeutenden  Rückgang  der  Mitgliederzahl  mit  sich.  Eine 
Steigerung  führte  im  Jahre  1886  die  Errichtung  der  Berufsgenossen- 
schaften herbei.  Von  234  Mitgliedern  im  Jahre  igSS  stieg  deren  Zahl 
im  folgenden  auf  1104. 

Da  der  Deutsche  Buchdruckerverein,  der  seit  I896  seinen  Mit- 
gliedern die  Einhaltung  des  Tarifs  zur  Pflicht  gemacht  hat,  am  i.  Mai 
191 1  4756  Mitglieder  —  Ende  1912  betrug  deren  Zahl  4596  —  hatte, 
so  entfallen  auf  außerhalb  des  Deutschen  Buchdruckervereins  stehende 
tariftreue  Betriebe  i.  J.   191 1   2903,  i.  J.   1912  aber  2055. 

Ueber  den  Mitgliederstand  des  Deutschen  Buchdruckervereins  in  den 
Jahren  191 1  und  191 2  gibt  die  auf  S.  303  stehende  Uebersicht  Auskunft. 

Die  Gesamtbeiträge  der  Mitglieder  betrugen ,  in  runder  Summe 
ausgedrückt,  im  Jahre  191 2  1 10  338  Mk.  Die  Beiträge  werden  nach 
folgenden  Sätzen  erhoben: 
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Gehilfen 
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Kreis 


Mitglieder- 
zahl 


Zahl  der  be- 
schäftigten Geh, 


Betrieb  mit  Gehilfen 
(Ende  1912) 


0 

T 

0 
1 

0 
0 

T 

« 

I  s 


I.  Nordwest 

II.  Rheinland-Westfalen      .      . 

in.  Main        

IV  a.  Südwest        

IV  b.  Elsaß-Lothringen.      .      .      . 

V.  Bayern    

VI.  Thüringen 

VII.  Sachsen 

VIII.  Berlin 

IX.  Schlesien     ...... 

X.  Hamburg 

XI.  Brandenburg-Pommern 

XII.  Posen,  Ost-  u.  Westpreußen 
Sa. 


263I  273 
717I  696 
410I  397 
596  588 
81  82 
530  550 
3291  327 
589i  587 
323]  372 
203:  220 
346 1  371 
206  206 
163    165 
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7  000 

3185 
4652 

915 
4567 
4  135 
7556 
7  621 

1  973 
2750 

2  006 
I  363 


2  728 

6  940 

3  143 
4674 

932 
4741 
4087 

7  495 
7930 
2  020 
2869 
2  002 
I  372 
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5 

3 
4 
2 

3 
I 
2 
4 
15 

12 
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475614834 


50377  150933 


2587,1332,3491117!  52 


Sind  mehrere  Besitzer  oder  Besitzerinnen  oder  handelsgerichtlich 
verantwortliche  Vertreter  einer  Firma  Mitglieder,  so  hat  nur  einer  der- 
selben den  der  Zahl  der  beschäftigten  Buchdruckergehilfen  entsprechen- 
den Beitrag  zu  entrichten,  jeder  der  übrigen  nur  den  Beitrag  der 
niedrigsten  Staffel. 

Für  einen  auf  der  Generalversammlung  in  Breslau  191 2  ins  Leben 
gerufenen  »Fonds  für  besondere  Zwecke«  (Streikfonds  ?) 
werden  10  Pfg.  die  Woche  für  jeden  Buchdruckergehilfen  erhoben. 

.  Die  seit  1599  bestehende  Feuerversicherungsgenossen- 
schaft, deren  Benutzung  allen  Angehörigen  des  Buchdruckerberufs 
freisteht,  verfügte  im  Jahre  191 1  über  ein  versichertes  Kapital  von 
58  360  211  Mk.,  die  Prämieneinnahmen  betrugen  seit  Bestehen  der  An- 
stalt 411  127  Mk.,  die  Schadenvergütungen  52364  Mk. 

Auch  der  Gehilfenverband,  dessen  Kassen  durch  den  letztgedachten 
Streik,  der  gegen  2^/2  Millionen  Mk.  erforderte,  vollständig  erschöpft 
waren,  hatte  an  Mitgliedern  teils  durch  Austritte,  teils  durch  Aus- 
schließungen verloren.  Für  diese  Vereinslosen  glaubten  die  Arbeit- 
geber im  Buchdruckgewerbe  durch  Inslebenrufen  einer  neuen  Organi- 
sation, die  dem  Verein  der  Buchdruckereibesitzer  angegliedert  wurde 
und  ihren  Mitgliedern  die  gleichen  Vergünstigungen  wie  der  Verband 
gewährte,  sorgen  zu  müssen.  Diese  Kasse  trat  am  i.  Januar  1893  in 
Tätigkeit.  Der  Gehilfenbeitrag  betrug  anfangs  nur  10  Pfg.  für  die 
Woche.  Im  Jahre  1895  wurde  ihr  eine  Invalidenunterstützungskasse 
angegliedert,  zu  deren  Grundstock  eine  freiwillige  Sam.mlung  unter  den 
Angehörigen  der  Buchdruckereibesitzer  und,  wie  es  heißt,  auch  unter 
den  Verlagsbuchhändlern  veranstaltet  wurde.  Bei  den  niedrigen  Bei- 
trägen und  dem  Widerwillen  gegen  die  Kasse ,  selbst  bei  einem  Teil 
der  Arbeitgeber,  kam  die  Kasse  nicht  recht  in  Flor ;  eine  zwangsweise 


■7Q4  Miszellen. 

Einführung  scheiterte,  die  Gehilfenbeiträge  wurden  auf  30  Pfg.  für  die 
Woche    erhöht ,    ebenso    die  Wartezeit    auf   Unterstützungsbezug.     Ein 
Teil  der  Gehilfen  trat  wohl  deshalb  bei,  weil  die  Arbeitgeber,  so  u.  a. 
die  in  Berlin,    einen  Arbeitsnachweis    unterhielten    und    es    nach    dem 
Streik  äußerst  schwer    war,    Stellung    zu    erhalten.     Bevorzugt  wurden 
auf  diesem  Arbeitsnachweis  diejenigen  Gehilfen,  welche  sich  am  Streik 
nicht  beteiligt  hatten ;  ihnen  wurden  gewissermaßen,  wenn  man  so  sagen 
darf,  als  Auszeichnung,    Ausweiskarten    über   ihre  Nichtbeteiligung   am 
Streik  ausgehändigt,  nach  denen  sie  bei  Einstellung  von  Arbeitskräften 
überall  bevorzugt  werden  sollten.     Das  Versprechen  »dauernder«  Stel- 
lung,   welches    in  fast    allen    während    des    Streiks    von    einzelnen  Ge- 
schäften und   lokalen  Vereinigungen    veröffentlichten  Stellenangeboten 
zu  finden  war,    erhält   durch    diesen  Beschluß    eine    etwas    eigenartige 
Beleuchtung.     Wo  es  in    solchen  Fällen    den    am  Streik   beteiligt  Ge- 
wesenen gelingt,  in  Werkstätten,  die  von  ihm  betroffen  waren,  Stellung 
zu  erhalten,  da  erweisen  sich  für    manchen  während    des  Streiks   Ein- 
getretenen trotz    genügender    technischer  Fähigkeiten   die  Verhältnisse 
als  unhaltbar.     In  manchen  Betrieben,  so  in  Berlin,   gelang   dies  nach 
dem  erwähnten  Streik    dadurch ,    daß    in    denselben  Personen  aus  Be- 
trieben, die  vom  Streik  verschont  blieben,    schon    während    desselben 
Vertrauensstellungen  annahmen  und  dann   später    den  Streikenden  die 
Wege  ebneten.     Dieses  Verfahren    ist,    wie    der    Denkschrift    des  Ver- 
bandes der  Berliner  Buchdrucker  zu  entnehmen  ist,    auch  zu    gewöhn- 
lichen Zeiten  angewendet  worden,  indem  man  Mitglieder  in  nichttarif- 
treuen  Betrieben  Stellung  annehmen  ließ,    damit   dieselben   gegen    die 
Zustände  ein  Vorgehen  veranlassen  können. 

Für  die  wegen  Nichtbeteiligung  am  Streik  aus  dem  Unterstützungs- 
verein der  Deutschen  Buchdrucker  ausgeschlossenen  Gehilfen  glaubte 
der  Verein  der  Arbeitgeber  dadurch  eintreten  zu  müssen,  daß  er  im 
Auftrage  von  313  betroffenen  Gehilfen  durch  seinen  Rechtsanwalt  gegen 
den  genannten  Verein  die  Klage  auf  weitere  Zugehörigkeit  zur  Zentral- 
invalidcnkasse  anstrengen  ließ.  Das  Stuttgarter  Landgericht  fällte  auch 
ein  dahingehendes  Urteil,  daß  die  ausgeschlossenen  Mitglieder,  welche 
der  Zentralinvalidenkasse  bis  zum  Beginn  des  Streiks  angehört,  auch 
fernerhin  als  Mitglieder  dieser  Kasse  zu  führen  seien.  Dies  veranlaßte 
den  Unterstützungsverein  zur  gänzlichen  Aenderung  seiner  Einrich- 
tungen: die  genannte  Zentralkasse  wurde  aufgelöst,  die  Satzungen  da- 
hin geändert,  daß  keinem  Mitgliede  ein  Klagerecht  auf  die  Unter- 
stützungen zustehe;  der  Unterstützungsverein  selbst  nannte  sich  von 
nun  an  Verband  der  Deutschen  Buchdrucker  und  verlegte  seinen  Sitz 
von  Berlin  nach  Stuttgart. 

Bei  den  Kasseneinrichtungen  des  erwähnten  Arbeitgebervereins 
machte  sich  jedoch  mit  der  Zeit  ein  Mangel  an  Mitgliedcrzuwachs  gel- 
tend, da  viele  Gehilfen  trotz  der  gleichen  Vorteile,  die  geboten  wurden. 
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kein  rechtes  Vertrauen  zu  einer  zum  Teil  von  Arbeitgebern  abhängigen 
Kasseneinrichtung  hatten.  Im  Jahre  1910  wurde  daher  diese  Kassen- 
einrichtung unter  Gewährung  einer  jährUchen  Beihilfe  von  20000  Mk. 
seitens  des  Deutschen  Buchdruckervereins,  die  bis  zum  Jahre  1924  in 
Aussicht  gestellt  ist,  sich  selbst  überlassen. 

Eine  Anzahl  Mitglieder  dieser  Kasse  war  schon  im  Jahre  vor  ihrer 
Unabhängigkeitserklärung  auf  das  Gerücht  hin ,  der  Deutsche  Buch- 
druckerverein stehe  mit  dem  Verband  der  Deutschen  Buchdrucker 
wegen  Uebertritts  der  Mitglieder  zu  dessen  Kassen  in  Unterhandlungen, 
auf  Auffordern  einzelner  Verbandsmitgliedschaften  zu  diesen  über- 
getreten. 

Ueber  die  Mitgliederzahl  dieser  Allgemeinen  Buchdrucker-Unter- 
stützungskasse, wie  sie  genannt  wird,  erwähnen  die  Jahres-  und  son- 
stigen Berichte  nichts. 

Der  Sieg  im  Neunstundenkampf  von  1891/92  war  für  manchen 
Arbeitgeber  teuer  erkauft,  nicht  nur  wegen  des  Aergers  mit  den  unzu- 
länglichen und  zum  Teil  wenig  leistungsfähigen  Arbeitskräften,  mit  denen 
man  sich  während  des  Streiks  behelfen  mußte ,  sondern  auch  wegen 
des  Verlustes  mancher  laufenden  lohnenden  Arbeit,  die  infolge  der  un- 
pünktlichen Fertigstellung  während  des  Streiks  später  ihren  Drucker 
wechselte.  Einzelne  Arbeitgeber  sind  durch  diese  Vorkommnisse  ge- 
nötigt gewesen,  wieder  in  die  Reihen  der  Gehilfen  zurückzutreten.  Am 
vorteilhaftesten  und  einsichtsvollsten  haben  damals  diejenigen  Arbeit- 
geber gehandelt,  welche  bei  Ausbruch  des  Streiks  die  Forderungen  der 
Gehilfen  bewilligten.  Sie  behielten  nicht  nur  ihren  alten  Arbeiter- 
stamm und  ihre  Kundschaft,  sondern  brauchten  später  auch  nicht  den 
Vorwurf  über  sich  ergehen  zu  lassen,  in  anderen  Betrieben  beschäftigte 
Arbeiter  zum  Verlassen  ihrer  wenn  auch  bescheidenen  so  doch  sicheren 
Stellungen  veranlaßt  zu  haben,  damit  sie  bei  ihnen  eintreten  könnten, 
um  sie  nach  Beendigung  des  Streiks  wieder  entlassen  zu  müssen. 
Als  der  Streik  beendet  war ,  wurden  die  von  den  eben  erwähnten 
Druckereien  gemachten  Zugeständnisse  wieder  zurückgezogen,  ohne 
daß  dabei  auf  der  anderen  Seite  ein  besonderes  Murren  zutage  trat  — 
eine  Erscheinung,  wie  sie  schon  bei  der  Bewegung  im  Jahre  1848  be- 
obachtet wurde. 

Ein  anderer  Teil  der  während  des  Streiks  aus  dem  Verband  Aus- 
getretenen und  Ausgeschlossenen  vereinigte  sich  zunächst  in  dem  im 
Oktober  1892  ins  Leben  getretenen  Berliner  Buchdruckerverein,  wel- 
cher sich  im  nächsten  Jahre  mit  den  in  anderen  Städten  gebildeten 
Vereinen  zu  einer  über  das  ganze  Reich  sich  erstreckenden  Vereinigung 
unter  dem  Namen  Gutenberg-Bund  vereinigte,  zu  dem  auch  ein  wesent- 
licher Teil  einer  nach  einem  Ausstande  der  Zeitungssetzer  in  Berlin 
im  Jahre  I876  unter  dem  Namen  »Freie  Vereinigung  unabhängiger 
Viatikumskassen«  von  Arbeitgebern    ins    Leben    gerufenen  Vereinigung 


3o6 


Miszellen. 


Überging,  deren  Unterstützungswesen  den  fortgeschrittenen  Zeitverhält- 
nissen nicht  Rechnung  trug. 

Für  die  folgenden  Jahre  herrschte  auf  dem  Gebiete  der  Tarif- 
abmachungen, wie  schon   erwähnt,    eine  Art  Anarchie.     Erst   im  Jahre 

1896  kam  wieder  ein  auf  beiderseitige  Vereinbarungen  beruhender 
Lohntarif  zustande.  Nicht  ohne  daß  die  Bereitwilligkeit  des  Verbandes 
zum  Abschluß  eines  solchen  im  eigenen  Lager  auf  heftigen  Widerstand 
gestoßen  wäre,  sowie  auch  daß  die  sozialdemokratische  Partei  und 
deren  Presse  diesen  Schritt  verurteilte.  In  Leipzig  wurden  die  Buch- 
drucker deswegen  sogar  aus  dem  Gewerkschaftskartell  ausgeschlossen. 
Es  kam  darüber  zu  einer  wenn  auch  unbedeutenden  Spaltung  im  Ver- 
bandslager, die  in  erster  Reihe  durch  den  damaligen  Schriftleiter  des 
Vereinsblattes  des  Buchdruckerverbandes  verursacht  wurde,  der  dann 
nach  seinem  Ausschluß  aus  dem  Verband  eine  eigene  Gewerkschaft 
gründete  und  für  dieselbe  ein  besonderes  Blatt  herausgab;  beide  Ein- 
richtungen lösten  sich  1902  wieder  auf:  die  Mitglieder  traten  zum  Ver- 
band über,  das  Blatt  stellte  sein  Erscheinen  ein  und  sein  Gründer  und 
Herausgeber  empfahl  sich  auf  französische  Art.  Zu  ähnlichen  Vor- 
kommnissen war  es  im  Jahre  1382  im  Leipziger  Ortsverein  des  Ver- 
bandes gekommen,  der  vom  Hauptvorstand  ausgeschlossen  wurde,  weil 
er  sich  den  Anordnungen  desselben,  daß  die  Mitglieder  der  Zentral- 
kasse von  der  Zahlung  zu  lokalen  Kassen  befreit  sein  sollten,  nicht 
fügen  wollte. 

Auch  im  Lager  der  Arbeitgeber  sind  derartige,  ebenfalls  unbedeu- 
tende Absplitterungen  vorgekommen,  die  ihren  Grund  meist  in  —  der 
Ausgetretenen  —  ihrer  Ansicht  nach  zuweitgehenden  Zugeständnissen 
an  die  Gehilfen  hatten.  So  im  Jahre  1890  wegen  des  im  Jahre  vorher 
gefaßten  Beschlusses,  nur  tariftreue  Gehilfen  einzustellen  und  im  Jahre 

1897  seitens  einer  Anzahl  Mitglieder  des  Kreises  II  (Rheinland- West- 
falen) des  Deutsehen  Buchdruckervereins,  die,  wie  sie  meinten,  »die 
tariflichen  Bedingungen  bei  den  eigenartigen  Verhältnissen  Rheinland- 
Westfalens  nicht  durchführen  könnten«.  Einige  weitere  Versuche  zu 
ähnlichem  Vorgehen  sind  nicht  erwähnenswert. 

In  der  Folge  wuchs  der  Verband  der  deutschen  Buchdrucker  be- 
deutend nicht  nur  an  Mitgliedern,  sondern  auch  an  Kasseneinrichtun- 
gen. In  welcher  Weise  der  lange  Friede  im  Buchdruckgewerbe  auf 
die  Unterstützungskassen  der  Berufsangehörigen  dieses  Gewerbes  über- 
haupt günstig  eingewirkt  hat,  beweist  der  Umstand,  daß  der  eben  er- 
wähnte, seit  1866  bestehende  Verband  Anfang  1914  bei  70000  Mit- 
gliedern einen  Vermögensbestand  von  10658000  Mk.  aufwies.  Der 
1893  gegründete  Gutenberg-Bund  hatte  Ende  191 3  bei  3700  Mitgliedern 
einen  solchen  von  636  608  Mk. 

Um  seinen  Mitgliederstand  noch  mehr  zu  erhöhen  und  die  Aus- 
breitung von  Gewerkschaftsorganisationen    anderer  Richtung   hintanzu- 
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halten,  unternahm  es  der  Verband  im  Jahre  1906,  dem  Deutschen  Buch- 
druckerverein die  AbschHeßung  eines  Lohntarifs  nur  zwischen  den  bei- 
den Organisationen  nahezulegen,  zu  welchem  Vorgehen  die  Arbeit- 
geber bereits  1886  die  Anregung  gegeben,  damit  jedoch  bei  den  Ge- 
hilfen nicht  das  richtige  Verständnis  fanden,  während  im  Jahre  1890, 
als  die  Gehilfen  die  Sache  selbst  auffaßten  und  durchzuführen  unter- 
nahmen, dies  wieder  an  dem  ablehnenden  Standpunkte  der  Arbeit- 
geber scheiterte.  Diese  Absicht  rief,  als  sie  bekannt  wurde,  nicht  nur 
bei  den  dem  Verbände  nicht  angehörenden  Gehilfenorganisationen, 
sondern  auch  bei  einem  Teil  der  Arbeitgeber  im  Buchdruckgewerbe 
eine  begreifliche  Erregung  hervor,  weil  man  von  letzterer  Seite  dadurch 
eine  zu  starke  Machtentfaltung  des  Verbandes  gegenüber  den  Arbeit- 
gebern befürchtete.  Zu  gleicher  Zeit,  als  die  Vertreter  beider  Organi- 
sationen in  Berlin  zur  Beratung  dieser  Vereinbarungen  zusammentraten, 
fanden  sich  denn  auch  dort  aus  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  eine 
Anzahl  Buchdruckereibesitzer  ein,  welche  sich  zu  dem  »Arbeitgeber- 
verband für  das  Buchdruckgewerbe«  zusammenschlössen  —  eine  Er- 
scheinung, wie  sie  in  letzter  Zeit  auch  in  anderen  Berufen,  z.  B.  im 
Bund  der  Landwirte,  dem  Verein  deutscher  Aerzte,  zutage  getreten  ist, 
sobald  die  Zügel  von  den  bestehenden  Vereinen  für  einen  Teil  der 
Berufsangehörigen  zu  straff  angezogen  werden  —  und  die  Bestrebungen 
der  beiden,  sowie  auch  die  sonstigen  Organisationen  der  Gehilfen  zu 
bekämpfen  suchten,  ohne  jedoch  bisher  irgendwie  nennenswerte  Er- 
folge erzielt  zu  haben,  was  bei  der  geringen  Mitgliederzahl  —  dieselbe 
betrug  im  Jahre  1910  170  und  die  Zahl  der  von  ihnen  beschäftigten 
Arbeiter  2500  —  nicht  wundernehmen  kann. 

Der  Widerwille  gegen  das  beiderseitige  Uebereinkommen,  wonach 
der  Deutsche  Buchdruckerverein  nur  Mitglieder  des  Verbandes  be- 
schäftigen, letztere  aber  nur  bei  Mitgliedern  des  erstgenannten  Ver- 
eins Stellung  annehmen  sollten,  war  jedoch  ein  so  starker,  daß  ge- 
nannter Arbeitgeberverein  sich  veranlaßt  sah,  die  erwähnte,  in  den 
Tarif  aufgenommene  Sonderbestimmung  wieder  rückgängig  zu  machen, 
noch  ehe  sie  in  Kraft  getreten  war.  An  ihre  Stelle  trat  die  Voraus- 
setzung der  Tariftreue  der  in  Arbeit  zu  nehmenden  Gehilfen,  d.h. 
sie  müssen  in  einer  Druckerei,  welche  den  Tarif  anerkannt  hat,  ge- 
lernt oder  zuletzt  in  emer  solchen  gearbeitet  haben.  Gehilfen,  die  in 
einer  nichttariftreuen  Druckerei  in  Arbeit  treten,  gehen  ebenfalls  der 
Rechte  der  Tarifgemeinschaft  verlustig.  Im  übrigen  blieb  der  Vertrag, 
der  auf  zehn  Jahre  abgeschlossen  war  und  in  dessen  Gemeinschaft 
auch  andere  organisierte,  den  Grundsätzen  desselben  entsprechende 
Vereinigungen  aufgenommen  werden  konnten,  bestehen.  Er  wurde 
dann  auch  auf  gleicher  Grundlage  seitens  gedachten  Arbeitgeberver- 
eins im  Jahre  1909  mit  den  dem  Gesamtverband  der  christlichen  Ge- 
werkschaften   angeschlossenen  Gutenberg-Bund  abg^eschlossen.  Die  Ver- 
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träge  verpflichten  die  genannten  Körperschaften  zur  Schadloshaltung 
für  Schäden,  welche  ein  Mitglied  eines  der  genannten  Arbeitnehmer- 
vereine einem  solchen  des  Arbeitgebervereins  zufügt  und  ebenso  um- 
gekehrt. Aus  diesem  Verhältnis  waren  seit  dem  Jahre  1907  bis  1910  vom 
Verband  an  genannten  Arbeitgeberverein  4471,81  Mk.,  davon  im  letzt- 
genannten Jahre  821,18  Mk.,  umgekehrt  909,32  Mk.  bez.  207,80  Mk.  zu 
zahlen,  während  sich  aus  dem  Vertragsverhältnis  mit  dem  Gutenberg- 
Bund  keine  gegenseitigen  Verpflichtungen  ergaben.  Die  Höhe  der  Ent- 
schädigungssumme darf  jedoch  den  Arbeitsverdienst  während  der  Kün- 
digungsfrist des  Betroffenen  nicht  übersteigen,  muß  aber  mindestens 
einen  Wochenlohn  betragen. 

Die  Verhandlungen  bei  der  letzten  Tarifrevision  gestalteten  sich 
angesichts  der  weit  auseinandergehenden  Anträge  der  beiderseitigen 
Vertreter  ziemlich  schwierig  und  drohten  zuweilen  in  die  Brüche  zu 
gehen,  doch  fand  sich  schließlich  immer  wieder  ein  Weg  zur  Ver- 
ständigung; die  Verantwortung  für  einen  so  gewagten  Schritt,  wie  den 
eines  Streiks,  wollte  niemand  von  den  beiderseitigen  Vertretern,  von 
denen  mancher  auf  mehreren  derartigen  Verhandlungen  zugegen  ge- 
wesen ist,  auf  sich  nehmen.  Man  ließ  auf  beiden  Seiten  manches  von 
den  ursprünglichen  Forderungen  fallen.  Die  Schar  unorganisierter 
Arbeiter,  auf  die  man  bei  einem  Streike  mit  einiger  Sicherheit  hätte 
rechnen  können,  ist  im  Buchdruckgewerbe  in  den  letzten  Jahren  ziem- 
lich klein  geworden.  Andererseits  stand  hier  im  Hintergrunde  der  Ar- 
beitgeber der  Bund  der  Industriellen,  mit  dem  ein  Uebereinkommen 
getroff'en  war,  dazu  das  Vorhandensein  mehrerer  sich  einander  feind- 
lich gegenüberstehender  Arbeitnehmerorganisationen,  denen  die  Ver- 
legenheit des  einen  leicht  hätte  Vorteil  bringen  können. 

Eine  mehr  oder  weniger  starke  Zersplitterung  der  beiderseitigen 
Organisationen  wäre  durch  den  Ausbruch  eines  Streiks  zweifellos  die 
Folge  gewesen.  Für  die  Arbeitgeber  im  Buchdruckgewerbe  steht  heut- 
zutage in  einem  solchen  Falle  viel  mehr  auf  dem  Spiele  als  vor  unge- 
fähr 20  Jahren.  Dieser  Umstand  beruht  in  der  Zunahme  laufender 
Druckaufträge  in  Form  von  Zeitschriften,  sowohl  solchen  von  einzelnen 
Verlegern  herausgegebenen  wissenschaftlichen  Zeitschriften  wie  von 
Vereins-  und  Genossenschaftsblättern.  Von  letzteren  sind  seit  dem 
letzten  großen  Streik  im  Buchdruckgewerbe,  also  seit  20  Jahren,  im 
Deutschen  Reiche  gegen  225,  teils  Wochen-,  teils  Monatsschriften,  neu 
erschienen.  Welchen  Wert  in  wirtschaftlicher  Beziehung  gerade  diese 
Vereinsschriften  für  die  Druck-  und  Papierindustrie  haben,  darauf  habe- 
ich schon  in  meiner  in  Heft  2  Jahrg.  1910  dieser  Zeitschrift  enthalte- 
nen Arbeit  über  die  Vereinspresse  Deutschlands,  Oesterreichs  und  der 
Schweiz  hingewiesen.  Alle  diese  Zeitschriften  erscheinen  in  Lohn- 
druckereien oder  werden  wenigstens  in  solchen  gedruckt.  Das  gleiche 
ist  auch   überwiegend    bei    den    wissenschaftlichen    und    anderen    Zeit- 
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Schriften  der  Fall,  die  sich  während  des  genannten  Zeitraums  ebenfalls 
stark  vermehrt  haben.  Im  Jahre  1894  betrug  ihre  Zahl  3776,  im  Jahre 
1906  aber  5034.  Vgl.  darüber  meine  Arbeit  in  genannter  Zeitschrift 
Jahrg.  1908,  Heft  3:  Zur  Statistik  der  deutschen  Zeitschriften.  Für  die 
Verleger  derartiger  Zeitschriften  ist  die  Errichtung  eigener  Druckereien 
wirtschaftlich  nicht  von  Vorteil.  Für  eine  Lohndruckerei  entstehen 
aber  bei  nicht  pünktlicher  Fertigstellung  der  Auflagen  schwere  Nach- 
teile und  dies  zieht  oft  den  Verlust  des  Druckauftrags,  sowie  Vertrags- 
strafen nach  sich.  Durch  die  Erfahrungen  des  letzten  großen  Streiks 
im  Buchdruckgewerbe  im  Jahre  1891/92  gewitzigt,  haben  eben  viele 
Verleger  von  Zeitschriften  diesbezügliche  Bestimmungen  in  den  Ver- 
trag mit  der  Druckerei  aufgenommen. 

Die  wesentlichsten  Verbesserungen,  welche  den  Gehilfen  bei  der 
letzten  Beratung  des  aus  je  16  stimmberechtigten  Vertretern  beider 
Teile  bestehenden  Tarifausschusses  zugesprochen  wurden,  sind  eine 
etwa  10  V.  H.  betragende  Lohnerhöhung,  wozu  noch  mehrfache  Er- 
höhungen der  Lokalzuschläge  (siehe  weiter  unten)  treten,  mit  denen 
sich  die  Gesamterhöhung  für  die  betreifenden  Orte  auf  etwa  12^/2  v.  H. 
stellen,  sowie  die  Verkürzung  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  um  eine 
halbe  Stunde;  letztere  beträgt  nunmehr  53  Stunden,  ohne  die  Pausen. 
Den  Arbeitgebern  wurde  dafür  in  mancher  Hinsicht  eine  größere  Be- 
wegungsfreiheit in  ihren  Anordnungen  in  bezug  auf  den  Geschäftsbetrieb 
eingeräumt. 

Die  Bezahlung  der  in  festem  Wochenlohne  stehenden  Gehilfen 
regelt  sich  nach  bestimmten  Altersklassen,  und  zwar  erhalten  nach 
dem  neuen  Tarif  Gehilfen  bis  zum  Alter  von  21  Jahren  25  Mk.  (nach 
dem  von  1907  23  Mk.),  solche  von  21  bis  24  Jahren  26  Mk.  (24  Mk.), 
solche  im  Alter  von  über  24  Jahren  27,50  jNIk.  (25  Mk.).  Gehilfen, 
deren  Lehrzeit  unter  5  Jahren  gedauert  hat,  kann  im  ersten  Jahre  nach 
ihrem  Auslernen  ein  Wochenlohn  von  19,50  Mk.  (18  Mk.)  gewährt  wer- 
den. Bis  zum  Jahre  1907  war  zur  Zahlung  dieses  niedrigen  Lohnes 
nur  der  Lehrherr  des  Betreffenden  selbst  berechtigt.  Die  obigen  Lohn- 
sätze gelten  jedoch  nur  für  Orte  mit  gewöhnlichen  Lebensverhältnissen; 
für  teurere  bestehen  Lokalzuschläge,  die  zwischen  2V2  bis  25  v.  H.  be- 
tragen. Sie  wurden  bisher  für  die  Kreisvororte  (das  Reich  ist  in  12 
Kreise  eingeteilt)  vom  Tarifausschuß,  für  die  übrigen  von  den  Kreis- 
ämtern nach  deren  Befinden  und  Gutachten  festgesetzt.  Diese  Art  der 
Festsetzung  wurde  jedoch  als  eine  nicht  gerechte  betrachtet  und  erregte 
mehrfach  Mißstimmung,  namentlich  bei  den  Besitzern  größerer  Drucke- 
reien in  kleineren  Orten  (aus  kluger  Berechnung  sind  solche  in  den 
bezeichneten  Orten  in  den  letzten  Jahren  teils  neu  errichtet,  teils  aus 
Großstädten  daher  verlegt  worden),  die  man  mehrfach  aus  Rücksichten 
des  Mitbewerbs  hinsichtlich  der  Druckpreise  mit  einem  Lokalzuschlag 
zu  belegen  suchte,  was  diese  vielfach   als  eine  Schikanierung   ansahen, 
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und  daher  die  Zahlung  dieses  Zuschlags  ablehnten.  In  dem  neuen  Tarif 
ist  daher  in  dieser  Hinsicht  eine  völlige  Umgestaltung  eingetreten,  die 
Lokalzuschläge  werden  nämlich  nach  den  Grundsätzen  des  Reichs- 
beamten-Besoldungsgesetzes geregelt  und  gelten  wie  bisher  für  alle 
Orte,  welche  innerhalb  eines  Umkreises  von  lo  km  von  dem  betreffen- 
den Orte  gelegen  sind. 

Die  Lokalzuschläge  entsprechen : 


1.  der  Gehaltsklasse   E 

2.  »  »  D 

3.  »  »  C 

4.  >  »  B 

5.  »  7,  A 


bis     2 1/2  V.  H. 

»      7  /  2  '^     ^ 

»     1272  »     y 

»     17V2  »     > 

»25  »     » 


So  gehören  z.  B.  zu  Leipzig  von  den  umliegenden  Orten  17,  die 
den  für  genannte  Stadt  festgesetzten  Lokalzuschlag  von  20  v.  H.  — 
ein  Satz,  auf  den  die  Berliner  Buchdruckereien,  die  25  v.  H.  zu  zahlen 
haben,  mit  neidischen  Blicken  hinabsehen,  und  so  ist  keine  Tarif- 
verhandlung vorübergegangen,  in  der  man  von  Berlin  aus  nicht  den  Versuch 
gemacht  hätte,  auch  Leipzig  denselben  Lokalzuschlag,  wie  ihn  Berlin 
hat,  aufzuerlegen,  die  Anträge  fielen  aber  stets  unter  den  Tisch  —  zu 
zahlen  haben;  zu  dem  Zehnkilometerumkreis  von  Dresden  (17V2  v.  H.) 
gehören  21  Orte. 

Nach  dem  seit  1912  geltenden  Tarif  sind  es  553  Orte,  1907  waren 
es  319,  1902  156  und  1886  nur  67,  die  einen  Ortszuschlag  erhalten. 
Hierbei  sei  der  Umstand  erwähnt,  daß  zu  den  Beratungen  des  jetzt 
geltenden  Tarifs  seitens  der  Gehilfenvertreter  der  Antrag  auf  Neuein- 
führung von  Lokalzuschlägen  für  235  und  für  241  Städte  der  Antrag 
auf  Erhöhung  derselben  gestellt  wurde. 

Durch  die  Umgestaltung  der  Ortszuschläge  nach  den  Regeln  des 
Reichsbesoldungsgesetzes  wurde  eine  Anzahl  von  Staffelungen  mit 
2^/2  V.  H.  Erhöhung  geschaffen,  so  zwischen  5  und  10,  zwischen  10 
und  15  und  zwischen  15  und  20.  Der  seit  1912  geltende  Tarif  gibt  im 
Vergleich  zu  dem  von  1907  hinsichtlich  der  Ortszuschläge  folgendes 
Bild:  25  Zuschlag  v.  H.  haben  5  (44)  Orte;  Berlin,  Hamburg,  Altena, 
Helgoland,  Straßburg  i.  E.  (für  191 2)  (in  die  in  Klammern  wiedergege- 
benen Zahlen  sind  auch  die  Neben  orte,  die  den  gleichen  Ortszuschlag 
zu  zahlen  haben,  einbegriffen),  1907  dieselbe  Zahl  von  Hauptorten ; 
20  V.  H.  10  (33),  1907  12 ;  17V2  V.  H.  20  (61),  1907  7 ;  15  v.  H.  15  (17), 
1907  22;  12V2  v.  H.  46(57).  1907  19;  10  v.  H.  52  (53),  1907  63;  7V2 
V.  H.  90  (93),  1907  35,  5  v.  H.  62  (84),  2V2  V.  H.  (249),  151  1907  58.  Um 
letztgedachten  Satz  wurden  die  Ortszuschläge  im  Jahre  1907  in  35  Or- 
ten ermäßigt.  Der  teuerste  Landesteil  hinsichtlich  der  Ortszuschläge 
ist  Elsaß-Lothringen.  Von  30  Hauptorten  mit  einem  solchen  haben 
nach  dem  jetzigen  Tarif  nur  3,  nach  dem  von  1907  bei  gleicher  Orts- 
zahl nur  2  einen  Ortszuschlag  von  unter  10  v.  H. 
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Im  Genüsse  des  Zuschlags  von  25  v.  H.  befanden  sich  nach  dem 
Stande  vom  Jahre  191 2  13  346,  in  dem  von  20  v.  H.  8Ö39>  in  dem  von 
17V2  V.  H.  8257,  in  dem  von  15  v.  H.  4857,  in  dem  von  12V2  v.  H. 
8697,  in  dem  von  10  v.  H.  3075,  in  dem  von  772  v.  H.  4735,  in  dem 
von  5  v.  H.  2021  und  in  dem  von  2V2  v.  H.  5976  Gehilfen.  Nach  der 
Regelung  der  Ortszuschläge  auf  Grund  des  Reichsbesoldungsgesetzes 
erhöhte  sich  der  Zuschlag  für  211  Orte  um  2V2,  253  weitere  Orte  wur- 
den mit  einem  Zuschlag  in  derselben  Höhe  neu  belegt. 

Die  Bezahlung  im  Akkordlohn  geschieht  nach  der  Anzahl  der 
Buchstaben,  welche  ein  Bogen  eines  Werkes  enthält;  bei  Zeitungen 
und  Zeitschriften  wird  der  Preis  meistens  für  100  Zeilen  berechnet. 
Die  Ermittlung  der  Anzahl  der  Buchstaben  geschieht  in  der  Weise,  daß 
dieselben  nach  dem  Alphabet  in  einer  Zeile  aufgesetzt,  die  sich  erge- 
bende Anzahl  mit  der  Zeilenzahl  einer  Seite  eines  Werkes  und 
diese  wieder  mit  der  Seitenzahl  eines  Bogens  multipliziert  werden. 
Diese  Zahlen  entsprechen  der  Anzahl  der  Griffe,  welche  der  Setzer 
auszuführen  hat.  Jeder  Buchstabe,  jedes  Zeichen,  sowie  die  Zwischen- 
räume zwischen  den  Wörtern  erfordern  nämlich  einen  Griff  in  den 
Setzkasten,  wozu  noch   das  Ausgleichen  der  Zwischenräume   kommt. 

Die  Entlohnung  nach  Gewißgeld  herrscht  vor.  Nach  dem  Berichte 
des  Tarifamtes  (der  Aufsichtsbehörde)  der  deutschen  Buchdrucker  stan- 
den im  Jahre  1906  6041,  im  Jahre  1910  von  insgesamt  40239  Setzern 
4665  ^  11,6  V.  H.  in  Akkordlohn,  35  574  =  88,4  v.  H.  in  festem  Wo- 
chenlohn; im  Jahre  191 2  betrug  die  Zahl  der  berechnenden  Setzer  nur 
noch  3552.  Die  Ursachen  für  den  Rückgang  der  Akkordarbeit  beim 
Berechnen  sind  im  wesentlichen  auf  Zunahme  der  Setzmaschinen  zu- 
rückzuführen, bei  denen  ein  Berechnen  weniger  empfehlenswert  ist. 

Geregelt  durch  den  Tarif  ist  ferner  die  Entschädigung  der  Extra- 
stunden, für  Sonn-  und  Feiertagsarbeit,  die  zu  leisten  jeder 
Gehilfe  auf  Erfordern  nach  den  Bestimmungen  des  Tarifs  gegen  die 
festgesetzte  Entschädigung  verpflichtet  ist ;  ferner  die  Kündigungs- 
frist ,  die  für  beide  Teile  eine  gleiche  ist  und  mindestens  8,  höchstens 
14  Tage  dauern  darf,  die  Kündigung  selbst  darf  nur  an  einem  Lohn- 
zahltage erfolgen.  Ausgenommen  von  der  ersteren  Bestimmung  sind 
Spezialarbeiter. 

Das  Halten  von  Lehrlingen  hat  im  Buchdruckgewerbe  im 
Laufe  der  Zeiten  Aenderungen  durchgemacht.  Zur  Zeit  der  ersten  Be- 
wegung im  genannten  Gewerbe,  im  Jahre  1848,  wo  die  Lehrzeit  5  Jahre 
dauerte,  durften  auf  3  Setzer  i  Lehrling,  auf  9  Setzer  2  Lehrlinge  und 
auf  je  9  weitere  Setzer  i  Lehrling  mehr  gehalten  werden.  Bei  den 
Druckern  richtete  sich  die  Zahl  der  zu  haltenden  Lehrlinge  nach 
der  Zahl  der  Pressen,  und  zwar  kam  auf  je  3  Pressen  i  Lehrling. 
Die  Satzungen  der  Leipziger  Buchdruckerinnung  vom  15.  Mai  1854  re- 
gelten dieses  Zahlenverhältnis  für  beide  Lehrlingsarten  nach   der   Zahl 
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der  Handpressen:  auf  i  Handpresse  2  Lehrlinge,  auf  2  3  Lehrlinge, 
auf  3  und  4  Handpressen  4  Lehrlinge  und  auf  jede  mehr  i  Lehrling; 
eine  Schnellpresse  wurde  dabei  für  3  Handpressen  gerechnet.  Das 
sächsische  Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1861  hob  diese  Regelung 
des  Lehrlingswesens  wieder  auf.  Als  der  zwischen  Arbeitgebern  und 
-nehmern  abzuschließende  Buchdruckertarif  zur  Geltung  gelangte,  er- 
folgte die  Festsetzung  der  Zahl  der  zu  haltenden  Lehrlinge  für  beide 
Arten  nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Gehilfen.  Im  Tarif  von  1886 
galten  folgende  Bestimmunsren: 


a)  Setzerlehr 

in 

ge 

b)  Druckerlehrlinge 

bis  zu         3 

Gehilfen 

I 

Lehrling 

bis  zu        2 

Gehilfen 

I   Lehrling 

auf     4 —  7 

j> 

2 

Lehrlinge 

auf     3—   5 

» 

2  Lehrlinge 

8—12 

» 

3 

» 

»        6 —  9 

» 

3          * 

»      13—18 

» 

4 

» 

»      10 — 14 

» 

4 

»      19—24 

» 

5 

» 

»      15 — 20 

» 

5 

»     25—30 

» 

6 

» 

Bei  den  Setzern  durften  auf  je  8  (jetzt  9)  Gehilfen  und  bei  den 
Druckern  auf  je  weitere  6  (jetzt  7)  Gehilfen  i  Lehrling  mehr  gehalten 
werden. 

Diese  Bestimmungen  über  die  Zahl  der  zu  haltenden  Lehrlinge  ist 
bei  den  folgenden  Tarifberatungen  bisher  beibehalten  worden. 

Wenig  Aenderung  hat  auch  die  Arbeitszeit  erfahren.  Im  Jahre 
1848  wurde  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  10  Stunden  festgesetzt,  die  in- 
folge der  zu  Ungunsten  der  Gehilfen  ausgefallenen  Bewegung  noch  im 
selben  Jahre  teilweise  auf  11  Stunden  und  länger  erhöht  wurde,  wozu 
fast  regelmäßige  Sonntagsarbeit  trat.  Im  Jahre  1896  wurde  sie  auf 
9  Stunden,  ausschließlich  je  eine  Viertelstunde  Frühstück  und  Vesper, 
festgesetzt.  Die  Mittagspause  muß  mindestens  eine  Stunde  dauern,  in 
Wirklichkeit  beträgt  sie  seit  einer  Reihe  von  Jahren  überwiegend  zwei 
Stunden,  doch  kommen  vor  allem  in  Zeitungsbetrieben  Abweichungen 
hiervon  vor.  Hier  haben  die  bedeutenden  technischen  Fortschritte, 
wie  Setzmaschinen,  Rotationsmaschinen  und  dgl.  keine  eigentlichen 
Erleichterungen  für  das  mit  der  Herstellung  von  Zeitungen  beschäftigte 
Personal  gebracht,  aber  auch  der  verstärkte  IMitbewerb  der  einzelnen 
Blätter  untereinander  trägt  das  Seine  dazu  bei. 

Bestandene  und  noch  bestehende  Sonderbestimmungen  hinsichtlich 
der  Arbeitszeit  und  des  niedrigsten  Lohnsatzes  für  Orte  bis  zu  einer 
bestimmten  Größe  sind  mit  der  Zeit  entweder  gänzlich  abgeschafft 
oder  doch  wesentlich  eingeschränkt  worden.  Die  sogenannte  englische 
Arbeitszeit,  die  um  eine  Viertelstunde  kürzer  ist,  hat  sich  in  Buch- 
druckereien außer  in  Berlin,  wo  das  Personal  vielfach  in  den  Vororten 
wohnt,  nur  wenig  eingebürgert;  die  Arbeitszeit  in  Zeitungsdruckercicn, 
wie  sie  eben  geschildert  wurde,  ähnelt  der  genannten  allerdings  vielfach. 

Größeren  Veränderunjjen  als  in  bezug   auf  Lehrlineszahl   und  Ar- 
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beitszeit  ist  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  unterworfen  gewesen. 
Sie  hat  sich  nicht  nur  ständig  erhöht,  sondern  durch  die  stets  fort- 
schreitende Zahl  der  Tarifanerkennungen  und  die  Verpflichtung  der 
IMitglieder  des  Deutschen  Buchdruckervereins  zur  Einhaltung  des  Tarifs 
sind  die  Abweichungen  in  der  Lohnhöhe  an  den  einzelnen  Orten  immer 
geringer  geworden  und  ist  dadurch  der  Ausbreitung  des  unehrenhaften 
Mitbewerbs  hinsichtlich  der  Druckpreise  usw.  ein  weit  wirksamerer 
Riegel  vorgeschoben  worden,  als  es  beispielsweise  Mitte  der  achtziger 
Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  möglich  war,  wo  nicht  selten  der  Fall 
festgestellt  werden  konnte,  daß  der  von  einzelnen  Druckereien  in  einem 
und  demselben  Ort  gezahlte  INIindestlohn  um  10  Mk.  in  der  Woche 
voneinander  abwich. 

In  den  verschiedenen  Zeitabschnitten  hat  sich    der   feste  Wochen- 
lohn in  seinen  Mindestsätzen  folgendermaßen  gestaltet: 


Lohn  für   Setzer  und  Drucker  in  Mark 

F 
Maschin 

ür 

Altersklassen 

In  Kost 

In  Orten 

ensetzer 

Zeitabschnitt 

im 

bis  zum 

21 — 24 

über  24 

und 

höchst. 

in  Mark 

I.  Gehil- 

Alter V. 

Jahre 

Jahre 

Woh- 

(25 %) 
Lokal- 
zuschl. 

fenjahr 

21  Jahre 

alt 

alt 

nung 

Werk 

Zeitung 

1848 

13,70!) 

_ 

_ 

_ 

6,85 

_ 



1873 

i9>5o') 

— 

— 

— 

8,00 

24,37 

— 

— 

1886/1896 

20,50') 

— 

— 

— 

12,00 

23,62 

— 

— 

1897/1901 

15  — 

21, — 

21,— 

21, — 

26,25 

26,25 

27,30 

26,25 

1902/1906 

16,50 

21,50 

22,— 

22,50 

28,13 

28,13 

29,25 

28,13 

1907/1911 

18  — . 

23,— 

24  — 

25  — 

31-25 

31,25 

32,50 

31,25 

1912/1916 

i9>5o 

25  — 

26,— 

27>5o 

33,38 

34,38 

34,38 

34,38 

Die  Steigerung  der  tariflichen  Mindestlöhne  betrug  bei  den  ein- 
zelnen Gehilfenklassen : 

der  Gehilfen  im  ersten  Gehilfenjahre      .     .  .  30  v.  H. 

»            »  »    Alter  bis  zu  21   Jahren       .  .  19   »  » 

»            »  »       »        von  21 — 24  Jahren  .  .  24   >  » 

»            »  »       !>  >     über  24  Jahren  .  31    »  » 

Bei  Beurteilung  der  Steigerung  der  tariflichen  JNIindestlöhne  ist  zu 
berücksichtigen,  daß  die  älteste  und  die  jüngste  Gehilfenklasse,  deren 
Löhne  am  meisten  gestiegen  sind,  zusammen  77 — 78  v.  H.  der  be- 
schäftigten Gehilfen  umfassen,  die  älteste  Gehilfenklasse  allein  73  v.  H. 

Bemerkt  sei  hier,  daß  nach  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
über  die  Berufsgenossenschaften  vom  Jahre  1907  die  Buchdrucker- 
Berufsgenossenschaft  hinsichtlich  des  Jahreslohnes  eines  Vollarbeiters 
unter  den  66  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  an  27.  Stelle  steht; 
der  gedachte  Lohn  ist  mit  1217  Mk.  angegeben. 

Die  wöchentliche  tarifliche  Arbeitszeit  hat  sich  (in  Stunden)  fol- 
gendermaßen entwickelt : 


i)  Für  alle  Altersklassen  gleich.     Die  Staffelung  nach  Altersklassen   erfolgte 
erstmalig  in  dem  Tarif  von   1902. 

21* 
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Für  Setzer  Für  Maschinensetzer 

und  Drucker         Werk  Zeitung 


1897/1901  54  54  48 

1902/1906  54  54  48 

1907/1911  53V2  537^  48 

1912/1916  53  51  51 

Seit  dem  Jahre  1396  besteht  die  Einrichtung,  daß  für  Orte  unter 
6000  Einw.  ein  niedrigeres  Minimum  als  das  im  Tarif  festgesetzte  ein- 
treten kann;  es  betrug  für  diese  Orte  damals  18  Mk.,  1902,  wo  die 
Altersstaffelung  eintrat,  wurde  es  für  jede  derselben  um  3  Mk.,  191 2 
aber  um  2  Mk.  niedriger  bemessen.  Entsprechend  dem  Gewißgelde 
sind  auch  die  Sätze  für  das  Berechnen  (Akkordlohn)  im  Laufe  der 
Zeiten  erhöht  worden.  Auf  dieselben  hier  näher  einzugehen  erübrigt 
sich  wohl,  zumal  da  die  Ausführungen  für  den  Laien  nicht  recht  ver- 
ständlich sein  würden ;  das  Wesen  dieser  Berechnungsart  ist  schon 
weiter  vorn  angedeutet  worden.  Bemerkt  sei  hier  nur,  daß  die  Satz- 
preise für  die  drei  im  Zeitungs-  und  Werksatz  gebräuchlichsten  Schrift- 
grade: Korpus,  Borgis,  Petit  von  1873—78  30,  von  1836 — 9032,  1896 
34,  1902  36,  1907  39,6  und  1912 — 16  44  Pfg.  für  1 000  Buchstaben  aus- 
machten, und  daß  die  durchschnittliche  Tagesleistung  eines  Handsetzers 
etwa  IG  000  Buchstaben  korrigierten  Satzes  beträgt.  Welche  Berech- 
nungsart von  beiden  die  vorteilhaftere  ist,  der  Gewiß-  oder  der  Ak- 
kordlohn, läßt  sich  schwer  entscheiden;  beide  haben  Vor-  und  Nach- 
teile. Von  den  Gehilfen  ist  in  früheren  Jahren  wiederholt  der  Versuch 
zur  Abschaffung  der  Akkordarbeit  gemacht  worden;  er  scheiterte  je- 
doch an  dem  ablehnenden  Standpunkte  der  Arbeitgeber,  die  dies  unter 
anderem  damit  begründeten,  daß  es  beim  Lohn  im  gewissen  Gelde 
für  ältere  Setzer  schwerer  sein  werde,  Stellung  zu  erhalten  als  im  Be- 
rechnen. Auch  eine  im  Jahre  1895  abgehaltene  Vertrauensmännerver- 
sammlung der  Berliner  Buchdruckergehilfen  (Verband)  erklärte  sich 
gegen  die  besonders  vom  sozialdemokratischen  Parteitage  in  Frank- 
furt a.  M.  ausgehende  Aufhebung  des  Berechnens,  namentlich  bei  den 
Parteiblättern.  Zu  erwähnen  ist  jedoch,  daß  beim  Berechnen  eine  so 
strenge  Berücksichtigung  der  Altersklassen,  wie  sie  beim  Gewißgeld 
besteht,  sich  nicht  gut  durchführen  läßt  und  hier  überhaupt  nicht  vor- 
gesehen ist.  Dazu  kommt  für  den  Akkordarbeiter  der  Verlust  des 
Lohnes  für  die  in  die  Woche  fallenden  Feiertage,  die  ihm,  wie  schon 
bemerkt,  nicht  entschädigt  werden.  In  protestantischen  Ländern  kom- 
men etwa  zehn  in  die  Woche  fallende  Feiertage  in  Betracht,  was  ge- 
genüber dem  Gewißgeldsetzcr  einen  jährlichen  Lohnausfall  von  etwa 
40  Mk.  ausmacht;  in  katholischen  Landcsteilen  ist  dieser  Ausfall  noch 
größer.  Uebrigens  spielt,  wie  anderwärts,  auch  im  Buchdruckerberuf 
die  persönliche  Bevorzugung  eine  wesentliche  Rolle. 

Aus  allen  diesen  Ausführungen    geht    die    bedeutende,    durch    die 
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Verteuerung  der  Lebenshaltung  bedingte  Erhöhung  der  Lohnsätze  her- 
vor, wie  sie  sich  in  allen  Schichten  der  Bevölkerung  kundtut.  Daß 
die  Arbeiter  heutzutage  bei  den  erhöhten  Lohnsätzen  kaum  glücklicher 
und  zufriedener  leben  als  im  Anfange  der  achtziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts,  wo  für  manchen  Angehörigen  des  Buchdruckerberufs  ein 
Wochenverdienst  von  i8  Mk.  als  Ideal  galt  und  in  Wirklichkeit  vielfach 
Löhne  von  14  j\Ik.  gezahlt  wurden,  während  für  die  betreffenden  Orte 
nach  dem  Tarif  von  19 12  ein  Mindestlohn  festgesetzt  ist,  der  für  die 
niedrigste  Altersklasse  27  Mk.  50  Pfg.  beträgt,  ist  eine  Tatsache. 
Daher  ist  auch  der  Hinweis  der  Gewerkschaften  auf  die  erheblich 
höheren  Löhne,  welche  sie  für  ihre  Angehörigen  errungen  haben  wol- 
len, ohne  praktische  Bedeutung,  ebenso  auch  diejenige  von  der  •  ent- 
gegengesetzten Seite  über  die  bessere  Lebenshaltung   der  Arbeiter. 

6".  Rcvai  hat  in  seinem  1901  erschienenen  Werke ;  »Grundzüge  der 
Gesellschaftswissenschaft«  die  Zustände  der  Lohnsteigerungen  sehr  tref- 
fend geschildert,  wenn  er  sie  als  eine  Schraube  ohne  Ende  bezeichnet, 
bei  der  man  nicht  weiß,  wer  sie  zuerst  in  Bewegung  gesetzt  hat.  Der- 
jenige Teil,  welcher  von  dem  Zukunftsstaate  des  Verfassers  handelt, 
stellt  sich  zwar  als  Utopie  dar  und  die  Verwirklichung  seines  Zukunfts- 
staates liegt  noch  in  viel  weiterer  Ferne  als  die  des  von  den  Sozial- 
demokraten angestrebten,  weil  der  Verfasser  die  Anhänger  für  seine 
Pläne  erst  aus  dem  Boden  stampfen  müßte,  aber  derjenige  Teil  seines 
Werkes,  welcher  von  den  gegenwärtigen  Zuständen  handelt,  verdient 
volle  Beachtung  ;  der  Verfasser  erweist  sich  hier  als  ein  gerechter  Be- 
urteiler nach  beiden  Seiten  hin,  sowohl  nach  der  der  Unternehmer, 
wie  der  von  ihnen  Abhängigen. 

Nachstehend  gebe  ich  die  Wirtschaftsrechnungen  eines  Setzers  aus 
vier  verschiedenen  Jahren  wieder,  und  zwar  beziehen  sich  dieselben 
im  ersten  Jahre  auf  zwei  Personen,  in  den  folgenden  aber  nur  auf  eine 
Person.  Als  Ort  kommt  eine  thüringische  Residenz  von  40  000  Einw. 
in  Frage.  Der  Setzer  (Akkordarbeiter)  ist  seit  20  Jahren  in  dem  be- 
treffenden Betriebe  tätig.  Die  Wiedergabe  geschieht  um  so  lieber,  als 
ich  weiß,  daß  deren  Aufstellung  seit  einer  langen  Reihe  Von  Jahren 
allwöchentlich  gewissenhaft  erfolgt  ist  und  ich  den  Wert  einer  solchen 
Wirtschaftsführung  seit  länger  als  30  Jahren  selber  erprobt  habe  Nur 
auf  diese  Weise  wird  es  möglich  sein,  über  Aufwendungen  für  die 
Lebenshaltung  in  den  verschiedenen  Zeitabschnitten  eine  getreue  Wie- 
dergabe zu  erhalten,  während  die  bisher  vereinzelt  veröffentlichten 
Wirtschaftsrechnungen  meist  nur  auf  ungefährer  Schätzung  beruhen, 
dabei  das  Bestreben  erkennen  lassen,  daß  die  Aussteller,  um  sich  das 
Ansehen  größerer  Wohlhabenheit  zu  geben,  anscheinend  ihr  Einkom- 
men geflissentlich  höher  angeben,  als  es  in  Wirklichkeit  ist.  In  jungen 
Jahren  geübt,  wird  diese  Wirtschaftsführung  später  zu  einer  gewohnten 
Tätigkeit  sich  gestalten  und  seine  wohltätigen  Wirkungen  äußern.     Es 
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wäre  nur  zu  wünschen,  daß  die  jetzigen  Jugendbestrebungen  sicli  diese 
Einrichtung  zunutze  machten.  Leider  muß  ich  hinzufügen,  daß  die  in 
den  Rechnungen  gemachten  Angaben  über  Einkommen  zwar  der  Wirk- 
lichkeit entsprechen,  jedoch  den  persönlichen  Fähigkeiten  nicht  angepaßt 
sind,  daß  es  sich  um  eine  Person  handelt,  deren  wöchentlicher  Durch- 
schnittsverdienst sich  bereits  im  Jahre  I896  um  3  Mk.  über  den  tarif- 
mäßigen Mindestlohn  stellte.  Bei  gleichmäßiger  Steigerung  müßte  also 
der  jetzige  durchschnittliche  Wochenverdienst  etwa  34  Mk.  betragen. 
Wir  haben  es  also  in  dieser  Hinsicht  mit  einem  Fall  widerlicher  Ver- 
hältnisse zu  tun,  wie  sie  in  dieser  Arbeit  schon  angedeutet  wurden. 
Nach  den  Wochenrechnungen  ergibt  sich  folgendes  Jahresbild: 


I.  Ausgaben. 


1902 
M. 


1904 
M. 


1911 

M. 


1912 
M. 


Wirtschaftsgeld 

Miete 

Kleidung,  Wäsche  und  deren  In- 
standhaltung       

Für  Reichs-,  Gewerkschafts-  und 
ähnliche  Versicherungen 
Desgleichen  für  die  Frau    . 

Staatssteuern 

Gemeindesteuern 

Vereinssteuern 

Feuerung       

Beleuchtung 

Verschiedenes 

Zeitungen  und  Bücher    .... 
Schreibbedarf  und  Postspesen 
Reisen  und  Vergnügungen 
Haarschneiden  und  Rasieren  . 
Für  i/s  Lotterielos  (2  Ziehungen) 

Zigarren 

Waschlohn 

Zinsen    für    Vorschüsse    aus    der 

Geschäftssparkasse 

Summe  der  Ausgaben 
II.   Einnahmen. 

Arbeitsverdienst 

Nebeneinkommen 

Summe  der  Einnahmen 


673-75 
140. — 

127.98 

98.22 
39.80 
11.05 

14-23 
1.20 

41-35 

103.89 
6.92 
4.89 

15-75 

14.70 

35-80 

5-- 


2.50 


1345-24 

1 148.36 
187-45 


348.23    I     482.82 
182.—    1     182.— 


73-37 
92-78 

8.50 

12.75 
1.20 

10.75 
II. II 

48.45 
39-50 
43-92 
21.48 

11-95 

23-15 

6.35 

9-98 


31-85 

106.92 

10.20 
16.58 
1.80 
13-42 
12. — 
85-56 
43-29 
53-39 
48.40 
11.20 


9.46 
8-74 


424-15 
184.— 

121.55 
"7-43 

10.20 

16.58 

1.80 

17-— 
12.93 
88.12 

46.59 
36.18 
18.80 
12.60 

12.70 
9.66 


945.47    I   1124.65    !    1130.29 


1065.27 
85-03 


949.14 
266.43 


1068.72 
503-46 


1335.81     j    1150.30    I    1215.57    j    1572.18 


Zu  den  Rechnungen  sei  bemerkt,  daß  unter  Nr.  i  für  die  letzten 
drei  Jahre  der  Aufwand  für  Beköstigung  zu  verstehen  ist,  ausschließlich 
erstes  Frühstück,  das  für  diese  Jahre  in  den  Mietpreis  einbegriffen  ist, 
der  erst  in  den  letzten  zwei  Monaten  letztgenannten  Jahres  eine  Er- 
höhung erfuhr,  während  einzelne  Bedürfnisse  der  erstgedachten  Art 
eine  wiederholte  Steigerung  erfuhren,  verschont  davon  blieben  nur  die 
Preise  für  Brot  und  Waschlohn ;  die  Gewerkschaftsbeiträge  stiegen  von 
wöchentlich  90  Pfg.  auf  1,05  Mk.     Die  sinkenden  Preise    für  Rasieren 
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USW.  sind  nur  durch  günstige  Gesamtabschlüsse  (Rasieren  im  Geschäft) 
erzielt.  Unter  Verschiedenes  sind  alle  Ausgaben  für  Getränke  einbe- 
griffen, welche  außerhalb  der  Wohnung  eingenommen  wurden.  Die 
höheren  Ausgaben  für  Reisen  und  Vergnügungen  im  Jahre  191 1  wurden 
durch  größere  Studienreisen  (Hygieneausstellung,  Ostdeutsche  Ausstel- 
lung usw.)  verursacht. 

Nach  den  Ermittlungen  der  Deutschen  Buchdrucker-Berufsgenos- 
senschaft entfielen  auf  eine  versicherte  Person  an  durchschnittlichem 
Jahresverdienst ; 

im  Jahre  1902  1007  M. 
»    »    1904  1025  v 

»  »  I9II       II74        5> 

»        »        1912    1219    » 
»        »        1913    1219    » 

Nach  den  Aufzeichnungen  des  Tarifamtes  arbeiteten  im  Jahre  1912 
von  den  gelernten  Gehilfen  zum  Minimum  39,4,  über  Minimum  er- 
hielten 58,5  V.  H. 

Nach  §  14  des  Allgemeinen  Deutschen  Buchdruckertarifs  steht 
dieser  über  den  Arbeitsordnungen,  und  es  sind  solche,  welche  dem- 
selben nicht  entsprechen,  für  die  gelernten  Buchdruckergehilfen  un- 
wirksam. Bei  Anrufung  der  Gewerbegerichte  führt  dies  oft  zu  Weite- 
rungen, da  den  Gerichten  die  Bestimmungen  eines  solchen  Tarifs,  die 
von  ihnen  als  private  Vereinbarungen  angesehen  werden ,  nichts  an- 
gehen, und  sie  lediglich  darüber  zu  befinden  haben,  ob  die  Arbeits- 
ordnung den  gesetzlichen  Bestimmungen  entspricht. 

Die  Regelung  von  Streitigkeiten,  welche  sich  auf  die  tariflichen 
Vereinbarungen  beziehen,  geschieht  durch  an  jedem  Kreisvororte  be- 
stehende Schiedsgerichte,  die  aus  je  einem  Vorsitzenden  und 
Schriftführer  sich  zusammensetzen.  Von  den  in  den  Sitzungen  anwe- 
senden Beisitzern  darf  immer  nur  eine  gleiche  Anzahl  von  beiden  Par- 
teien abstimmen.  Die  Leitungen  der  Sitzungen  wird  von  beiden  Vor- 
sitzenden abwechselnd  geführt.  Die  Entscheidungen  erfolgen  mit  ein- 
facher Stimmenmehrheit.  Das  Amt  der  Mitglieder  des  Schiedsgerichts 
ist  ein  ehrenamtliches  ;  die  Beisitzer  erhalten  Entschädigung  der  etwa 
entstehenden  Reisekosten,  sowie  für  Zeitversäumnis. 

An  allen  Kreisvororten  und  in  größeren  Städten  bestehen  pari- 
tätische Arbeitsnachweise,  denen  ein  bestimmter  Bezirk  zuge- 
wiesen ist.  Bei  diesen  Arbeitsnachweisen  erfolgt  die  Eintragung  der 
im  Bezirk  arbeitslos  werdenden  Gehilfen  der  Reihe  nach,  worauf  ihnen 
in  eben  derselben  Folge  Arbeit  nachgewiesen  wird.  Ueber  die  Anzahl 
der  auf  jedem  Arbeitsnachweis  eingetragenen  Arbeitslosen  ist  allwö- 
chentlich an  das  Tarifamt  in  Berlin,  sowie  an  die  Kreiszentralstellen 
Bericht  zu  erstatten.     Das  Tarifamt  regelt  Angebot  und  Nachfrage. 

Bei  der  Anmeldung  auf  dem  Arbeitsnachweis   haben   die  Gehilfen 
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den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie  sich  zuletzt  in  einer  tarifmäßigen 
Stellung  befunden  haben,  sie  müssen  jede  ihnen  vom  Arbeitsnachweis 
nachgewiesene  Stellung  annehmen,  sofern  dieselbe  den  tariflichen  Be- 
dingungen entspricht,  es  sei  denn,  daß  sie  den  technischen  Anforde- 
rungen, welche  verlangt  werden,  nicht  zu  genügen  vermögen,  ebenso 
darf  der  Arbeitgeber  bei  Aushilfsstellungen  einen  ihm  zugewiesenen 
Gehilfen,  sofern  er  vorgedachten  Anforderungen  genügt,  nicht  zurück- 
weisen. Verheiratete  Gehilfen  können  nicht  gezwungen  werden,  außer- 
halb ihres  Wohnortes  Stellung  anzunehmen.  Bei  Arbeitsvermittlungen 
bis  zu  vier  Wochen  Dauer  hat  der  Arbeitgeber  die  Hin-  und  Rück- 
fahrt, bei  solcher  bis  zu  acht  Wochen  die  erstere  für  die  dritte  Wagen- 
klasse zu  entschädigen.  Gehilfen  für  Arbeiten,  die  besondere  technische 
Fertigkeiten  erfordern,  sogenannte  Spezialarbeiter,  können  außer  der 
Reihe  der  Anmeldungen  vermittelt  werden.  In  solchen  Fällen,  sowie 
wenn  es  sich  vor  allem  um  von  vornherein  dauernd  zu  besetzende 
Stellen  handelt,  zieht  es  der  Arbeitgeber  wohl  vor,  die  betreffenden 
Kräfte  unmittelbar,  unter  Umgehung  des  Arbeitsnachweises ,  anzuwer- 
ben, dessen  Benutzung  eben  eine  wahlfreie  ist;  die  Zahl  der  Arbeit- 
geber, die  den  unmittelbaren  Weg  einschlagen,  ist  wohl  keine  kleine, 
und  das  Tarifamt  hat  wiederholt  Veranlassung  genommen,  auf  die 
fleißigere  Benutzung  der  Arbeitsnachweise  hinzuweisen. 

Zwei  Klagen  sind  es  hier  besonders,  die  sich  ständig  begegnen : 
Einmal  die  der  Arbeitgeber  über  den  Mangel  an  brauchbaren  Gehilfen, 
dann  die  Weigerung  der  letzteren,  Stellungen  in  der  Provinz  anzuneh- 
men, worunter  zum  Teil  beide  Teile  leiden  und  wodurch  es  bedingt 
wird,  daß  der  Arbeitsmarkt  in  der  Großstadt,  vor  allem  in  Berlin, 
überfüllt  ist,  weil  eben  ein  großer  Teil  der  Gehilfen,  welcher  in  der 
Provinz  stellungslos  wird,  sich  nach  Berlin  wendet,  in  der  Annahme, 
dort  eher  Stellung  zu  erhalten,  obwohl  es  Tatsache  ist,  daß  ein  nicht 
unbedeutender  Teil  der  sich  in  Berlin  aufhaltenden  Buchdrucker  eben 
nur  auf  Aushilfsstellungen  angewiesen  ist.  Tatsache  ist  aber  auch,  daß 
es  in  Berlin  namentlich  für  unverheiratete  Personen  bei  Arbeitslosigkeit 
viel  leichter  ist,  sich  mit  den  nicht  gerade  allzuhohen  Unterstützungs- 
sätzen aus  den  Gewerkschaftskassen  über  Wasser  zu  halten  als  in  der 
Provinz,  wo  ihnen  bei  dem  Mangel  an  Volksküchen,  Volksspeiseanstal- 
ten und  Privatspeisewirtschaften  mit  mäßigen  Preisen  ,  wie  Berlin, 
Leipzig,  Hamburg  in  mehrfacher  Zahl  und  einige  norddeutsche  Mittel- 
städte, wie  Lübeck,  Kiel,  Oldenburg  usw.  in  geringerer  Zahl  aufzu- 
weisen haben,  das  Dasein  wesentlich  erschwert  wird.  Diese  Verhält- 
nisse, auf  die  hinzuweisen,  auch  der  jetzige  Völkerkrieg,  der  an  die 
soziale  Fürsorge  der  Gemeinden  hohe  Anforderungen  stellt,  gebietet, 
spielen  aber  nicht  bloß  bei  Arbeitslosigkeit,  sondern  auch  während  des 
Arbeitsverhältnisses  in  der  Provinz  eine  Rolle. 

Was  die  Klagen  über  die  mangelhaften  technischen  und  allgemeinen 
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Kenntnisse  der  Gehilfen  im  Buchdruckerberufe  anbetrifft,  so  haben  sie 
zum  Teil  ihre  Berechtigung.  Sie  liegen  aber  weniger  in  der  ungenü- 
genden Befähigung  der  jungen  Leute  als  in  anderen  Ursachen.  Da 
der  Lehrherr  auf  die  Ausbildung  seiner  Lehrlinge  sowohl  in  technischer 
wie  geistiger  Hinsicht  einen  großen  Einfluß  auszuüben  vermag,  so 
nehmen  sich  die  Klagen  der  Arbeitgeber  über  die  mangelhaften  Fähig- 
keiten der  gelernten  Arbeiter  ihres  Berufes,  wie  man  sie  auch  im 
Buchdruckerberufe  häufig  vernimmt,  für  den  Unbefangenen  ebenso  aus, 
als  wenn  jemand  eine  von  ihm  selbst  gefertigte  Arbeit  schlecht  macht. 
Ein  wesentlicher  Teil  der  Schuld  auf  selten  der  Lehrherren  liegt  darin, 
daß  die  Ausbildung  der  jungen  Leute  nicht  mit  dem  nötigen  Nach- 
druck betrieben  wird,  daß  man  auf  die  Fähigkeiten  des  Einzelnen  keine 
Rücksicht  nimmt,  ja,  daß  vielen  Besitzern  von  Buchdruckereien  wie 
auch  den  Leitern  von  solchen  die  Eigenschaften  abgehen,  die  Fähig- 
keiten ihrer  Leute  richtig  zu  beurteilen,  sie  stehen  hierin  den  Schul - 
lehrern  meistens  nach.  Zudem  sind  die  Aussichten  für  bevorzugtere 
Stellen,  bei  denen  es  mehr  auf  geistige  als  technische  Kenntnisse  an- 
kommt, im  Buchdruckerberufe  für  diejenigen,  welche  sich  demselben 
als  Setzer-  oder  Driickerlehrling  oder  —  mit  anderen  Worten  zu  sagen 
—  sich  demselben  »von  der  Pike  auf«  widmen  wollen,  sehr  gering; 
bevorzugtere  Stellen,  vor  allem  die  von  Schriftleiterposten  an  Zeitungen, 
bleiben  ihnen  größtenteils  verschlossen,  obschon  sich  heutzutage  die 
Fälle  mehren,  daß  ein  früherer  Setzer  den  Doktorgrad  an  einer  unserer 
Hochschulen  erlangt.  Selbst  die  Stellen  der  Korrektoren  sind  nicht 
ausschließlicher  Vorbehalt  der  als  Setzer  ausgebildeten  Personen;  gibt 
es  doch  unter  Buchdruckereibesitzern  in  der  Provinz  solche,  die  die 
Ansicht  vertreten,  daß  die  in  Landstädten  geborenen  Setzer  sich  selbst 
für  die  Tätigkeit  eines  einfachen  Zeitungskorrektors  nicht  eignen. 
Uebrigens  erfolgt  in  der  Provinz  die  Prüfung  der  sich  für  den  Buch- 
druckerberuf meldenden  jungen  Leute  viel  eingehender  als  in  der  Grofi- 
stadt,  man  läßt  hier  auch  mehr  die  tatsächlichen  Verhältnisse  und  die 
mündlichen  Mitteilungen  der  Lehrer  mitsprechen.  In  Berlin 
gilt  als  Regel  für  einen  als  Setzerlehrling  aufzunehmenden  jungen  Mann, 
daß  derselbe  während  der  letzten  zwei  Jahre  die  erste  Klasse  einer 
Bürgerschule  besucht  hat. 

Durch  die  Beschränkung  der  Aussicht  auf  bessere  Stellen  ziehen 
es  viele  Eltern  vor,  ihre  Söhne  anderen  Berufen  zuzuführen,  wo  sich 
ihnen  mehr  Aussichten  bieten,  oder,  sofern  ihnen  nur  einigermaßen  die 
Mittel  zur  Verfügung  stehen,  sie  die  akademische  Laufbahn  einschlagen  zu 
lassen,  keineswegs  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  damit  sie  sich  später 
dem  Zeitungsfache  als  Tagesschriftsteller  oder  Schriftleiter  zuwenden 
sollen.  Bei  denjenigen,  die  dies  tun,  sprechen  oft  andere  gewichtigere 
Gründe  als  die  Vorliebe  für  diesen  Beruf  mit,  oder  es  handelt  sich  um 
Söhne  von  Zeitungsverlegern. 
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Die  große  Mehrzahl  der  jungen  Leute,  die  sich  heutzutage  dem 
Buchdruckerberuf  zuwenden,  sind  Söhne  unbemittelter  Eltern,  die  froh 
sind,  daß  ihr  Junge  ein  Kostgeld  erhält,  was  im  Buchdruckgewerbe, 
wenn  der  Lehrling  nicht  eben  beim  Lehrherrn  wohnt,  fast  durchgängig 
der  Fall  ist.  Ist  die  Lehrzeit  vorüber,  dann  tritt  an  diese  jungen  Leute 
gebieterisch  die  Notwendigkeit  des  Broterwerbes  heran ;  die  prak- 
tische und  theoretische  Weiterbildung  geht  nur  nebenher,  letztere  wohl 
mehr  aus  eigener  Nachlässigkeit.  Ein  großer  Teil  unseres  heutigen 
gewerblichen  Nachwuchses  widmet  sich  schon  frühzeitig  dem  Partei- 
und  Gewerkschaftsleben.  Sagt  doch  ein  Mitglied  des  Deutschen  Reichs- 
tages, das  aus  den  Reihen  der  Buchdrucker  hervorgegangen,  von  sich, 
daß  er  schon  von  seinem  achtzehnten  Jahre  ab  für  die  Partei  tätig 
gewesen  sei.  Wem  Partei-  und  Gewerkschaftswesen  höher  stehen  als 
der  Beruf,  der  wird  es  selten  weiter  als  bis  zum  bloßen  Agitator 
bringen. 

Wohl  haben  sich  in  den  letzten  Jahren  zahlreiche  Vereinigungen 
gebildet,  die  hauptsächlich  auf  Anregung  aus  Buchdruckergehilfenkrei- 
sen entstanden  sind  und  die  praktische  und  theoretische  Weiterbildung 
ihrer  Mitglieder  fördern,  aber  sie  bergen  doch  nur  einen  sehr  geringen 
Teil  der  Angehörigen  des  Buchdruckerberufes  in  ihren  Reihen ,  und 
zudem  strecken  sie  gewaltig  den  Pferdefuß  der  Gewerkschaft  hervor: 
wer  nicht  einer  solchen  von  bestimmter  Richtung  angehört,  dem  blei- 
ben ihre  Pforten  verschlossen. 

Aus  dem  vorhandenen  Menschenmaterial,  wie  es  dem  Buchdrucker- 
berufe zur  Verfügung  steht,  ließe  sich  bei  beiderseitigem  guten  Willen 
sehr  wohl  besseres  machen. 

Bei  tariflichen  Streitigkeiten  wird  auf  gemeinsame  Anweisung  der 
beiden  Kreisvertreter  oder  des  Tarifamts  die  Vermittlung  für  die  be- 
treffenden Arbeitgeber  oder  Gehilfen  bis  zum  ordnungsmäßigen  Austrag 
des  Streitfalls  eingestellt.  Gehilfen,  welche  bei  Streitigkeiten  wegen 
Ein-  oder  Durchführung  des  Tarifs,  solange  dieselben  vom  Tarifamt 
nicht  als  beendet  erklärt  sind,  in  den  betreffenden  Druckereien  in  Ar- 
beit treten,  dürfen  auf  die  vom  Tarifamt  zu  bestimmende  Dauer,  min- 
destens aber  während  eines  Jahres,  in  die  Listen  der  Arbeitsnachweise 
behufs  Arbeitsvermittlung  nicht  aufgenommen  werden. 

Die  Benutzung  der  Arbeitsnachweise  ist  kostenlos.  Die  Regelung 
der  Kostendeckung  für  dieselben  geschieht  durch  die  Kreisämter, 
während  die  Kosten  für  alle  gemeinsamen  Einrichtungen  des  Tarifs 
von  den  tariftreuen  Gehilfen  und  Arbeitgebern  getragen  werden. 

Die  Vermittlung  durch  die  Arbeitsnachweise  ging  in  den  nach- 
stehend genannten  Jahren  wie  folgt  vor  sich : 
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Jahr 

Setzer 

Drucker 

Maschinen- 
setzer 

Korrek- 
toren 

Schweizer- 
degen 

Stereo- 
typeure 

iqo6/o7 

12  928 

3218 

24 

18 

49 

25 

1907/08 

12578 

2719 

91 

49 

244 

173 

1908/09 

12748 

3153 

179 

55 

390 

258 

1909/10 

13835 

3771 

173 

61 

456 

3" 

1910/11 

15259 

4744 

267 

75 

451 

315 

1911/12 

15673 

5100 

250 

65 

531 

476 

1912/13 

14  660 

5293 

495 

88 

590 

414 

1913 

15  422 

5608 

5" 

85 

642 

377 

1914 

10  087 

3822 

504 

58 

437 

257 

Seit  dem  Jahre  1901  —  dem  Bestehen  der  Arbeitsnachweise  — 
bis  zum  Jahre  I9I2  wurden  insgesamt  159552  Gehilfen  vermittelt. 
Ohne  Benutzung  der  Arbeitsnachweise  erhielten  im  Jahre  19 10/ 11 
8063,  im  Jahre  1912/13  8133  Gehilfen  Stellung. 

Der  Anteil  der  stellungslosen  Gehilfen,  die  auf  den  Arbeitsnach- 
weisen eingeschrieben  waren,  bewegte  sich  in  den  Jahren  1904 — 1908 
zwischen  1,8  und  2,9,  von  1909 — 1912  zwischen  3,0  und  3,8  v.  H. 

In  den  Kalenderjahren  1913  und  1914  betrug  der  Durchschnitt  der 
Arbeitslosen  in  der  Woche  : 


19 

13 

1914 

I. 

2. 

3. 

4- 

I. 

2.             3. 

Vierteljahr 

Vierteljahr 

Setzer 

1478 

1855 

3021 

1969 

1157 

1623       6575 

Drucker 

572 

606 

786 

622 

567 

563        1978 

Maschinensetzer 

58 

269 

82 

75 

49 

50         258 

Schweizerdegen 

47 

308 

117 

69 

58 

54        236 

Korrektoren 

25 

127 

42 

31 

34 

33          138 

Stereotypeure 

46 

209 

63 

46 

58 

53          184 

Bemerkt  sei  hier,  daß  das  zweite  und  dritte  Vierteljahr  eines  jeden 
Jahres  regelmäßig  einen  bedeutend  höheren  Anteil  an  Arbeitslosen  im 
Buchdruckgewerbe  aufzuweisen  hat  als  das  erste  und  vierte,  und  sich 
demgemäß  auch  die  Zahl  der  unterzubringenden  Arbeitslosen  verringert 
bez.  erhöht. 

Hervorgehoben  zu  werden  verdient  hier,  daß  in  Oesterreich,  wo 
es  im  Herbst  191 3  zwischen  Arbeitgebern  und -nehmern  im  Buchdruck- 
gewerbe mit  Ausnahme  der  Wiener  Zeitungsdruckereien ,  in  denen 
zwischen  beiden  Teilen  besondere  Vereinbarungen  bestehen,  zu  einem 
offenen,  fast  ein  Vierteljahr  andauernden  Lohnkampf  kam,  dem  Ver- 
handlungsleiter der  Regierung,  Geheimen  Rat  Dr.  Alataja  vom  Handels- 
ministerium, gelang,  unter  Zuziehung  der  Vertreter  des  Deutschen  Tarif- 
amtes, besonders  des  Präsidenten  Geheimen  Rat  Büxenstein,  und  des 
Geschäftsführers  einen  für  Arbeitgeber  und  -nehmer  annehmbaren  Frie- 
den abzuschließen. 

Zum  Schluß  will  ich  eine  kurze  Uebersicht  über  die  in  den  be- 
teiligten Vereinigungen  zutage  getretene 
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geben.  In  der  Arbeit,  die  in  der  Hauptsache  schon  Ende  April  1913 
beendet  war,  wegen  Stoffandranges  aber  zurückgestellt  werden  mufSte, 
habe  ich  schon  auf  die  segensreichen  Folgen  hingewiesen,  welche  der 
jahrzehntelange  gewerbliche  Friede  für  die  Kasseneinrichtungen 
gehabt.  Niemand  konnte  damals  ahnen,  daß  durch  den  Ausbruch 
eines  Völkerkrieges  die  angesammelten  Schätze  bedeutend  verkleinert 
werden  würden,  um  mit  ihnen  die  durch  den  Krieg  bedingten  wirt- 
schaftlichen Nachteile  auszugleichen.  Doppelt  froh  werden  heute  beide 
Teile  im  deutschen  Buchdruckgewerbe  sein,  daß  man  bei  den  letzten 
Tarifberatungen  im  Jahre  191 1,  wo  die  Verhandlungen  mitunter  abzu- 
brechen drohten,  sich  schließlich  zu  einem  friedlichen  Ausgang  einigte, 
und  auch  bei  unseren  Verbündeten  innerhalb  der  schwarz-gelben  Grenz- 
pfähle, wo  die  gleichen  Verhältnisse,  wie  bei  uns  bestehen,  wird  man 
sich  sagen,  daß  es  besser  gewesen  wäre,  man  hätte  im  Jahre  191 3 
ebenso  gehandelt. 

Das  Buchdruckgewerbe  und  die  ihm  verwandten  Betriebe  gehört 
wohl  mit  zu  denjenigen,  welche  durch  den  Krieg  am  meisten  gelitten 
haben,  sind  doch  im  Schriftgießereigewerbe  volle  90  v.  H.  des  Perso- 
nals ohne  Arbeit. 

Diese  Einsicht  schwebte  auch  allen  Beteiligten  bei  Ausbruch  des 
Krieges  vor  und  man  traf  Maßnahmen.  Am  7.  August  erließ  das  Tarif- 
amt der  deutschen  Buchdrucker  an  die  Mitglieder  der  Tarifgemein- 
schaft eine  Bekanntmachung,  daß  auch  während  des  Krieges  aus  ethi- 
schen, nationalen  und  gewerblichen  Gründen  festzuhalten  sei  und  die 
gegenseitigen  Pflichten  nach  wie  vor  erfüllt  werden  müßten.  Um  die 
vollständige  Entlassung  von  Personal  möglichst  einzuschränken,  wurde 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  oder  Einführung  von  Wechselschichten 
gestattet;  das  erstere  ist  wohl  meistens  die  Regel  gewesen.  Leider 
mußte  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  ausgedehntem  Maße  platz- 
greifen, trotzdem  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  des  Personals  zu  den 
Fahnen  einberufen  wurde  (ihre  Zahl  betrug  zu  Beginn  des  November 
18000),  vollbeschäftigt  waren  zu  dieser  Zeit  von  70000  insgesamt  nur 
29  100.  Unterm  25.  November  erließ  das  Tarifamt  eine  weitere  Be- 
kanntmachung, bei  Besetzung  offener  Stellen  in  erster  Linie  die  am 
Orte  befindlichen  Arbeitslosen  und  das  bisher  beschäftigte  Personal  zu 
berücksichtigten. 

Die  Gehilfenschaft  trat  ebenfalls  wegen  Regelung  der  Unter- 
stützungssätze bei  Beginn  des  Krieges  auf  den  Plan.  Der  Verbands- 
vorstand der  deutschen  Buchdrucker  regelte  die  Arbeitslosenunter- 
stützung am  3.  August  bis  vorläufig  Ende  des  INIonats  und  erhob  von 
allen  vollbeschäftigten  Mitgliedern  eine  Extrasteuer  von  50  Pfg.  für  die 
Woche.  Das  letztere  tat  auch  der  dem  Gesamtverbande  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  angeschlossene  Gutenberg-Bund,  der  die  bis  da- 
hin   gewährten  Unterstützungssätze    vorbehaltlos    in    voller   Flöhe    aus- 
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zahlte  und  außerdem  die  in  seinen  Satzungen  nicht  vorgesehene  Unter- 
stützung der  Familienangehörigen  seiner  zu  den  Fahnen  einberufenen 
Mitglieder  einführte. 

Für  die  Familienangehörigen  der  zu  den  Fahnen  einberufenen  An- 
gehörigen des  Buchdruckgewerbes  sorgte  übrigens  ein  großer  Teil 
ihrer  bisherigen  Arbeitgeber  aus  freien  Stücken,  zahlte  zum  Teil  auch 
die  Krankenkassenbeiträge  weiter.  Der  »Korrespondent«,  das  Vereins- 
blatt des  Verbandes  der  deutschen  Buchdrucker,  veröffentlicht  seit  Be- 
ginn des  Krieges  in  jeder  Nummer  eine  Liste  dieser  Zuwendungen. 
Die  »Zeitschrift  für  Deutschlands  Buchdrucker«  veröffentlichte  bis  Mitte 
November  1914  aus  152  Städten  die  Namen  323  solcher  Geschäfte.  Die 
Höhe  der  Unterstützung  bewegt  sich  in  der  Hauptsache  für  die  Ehe- 
frau wöchentlich  zwischen  6  und  10  Mk.,    für  jedes  Kind  i  bis  2   Mk. 

Der  Deutsche  Buchdruckerverein  wandte  sich  am  7.  Oktober  in 
einer  Bekanntmachung  an  seine  Mitglieder,  wonach  die  Leistungen  für 
den  Todesfall  auch  den  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Gefallenen  zu- 
gute kommen  solle.  Des  weiteren  erklärte  er  sich  zur  darlehensweisen 
Gewährung  von  Beihilfen  zur  Bestreitung  des  eigenen  Lebensunterhalts 
in  Not  geratener  Buchdruckereibesitzer,  jedoch  nicht  zu  gewerblichen 
Zwecken  aus  dem  Fonds  für  besondere  Zwecke  bereit.  Hierdurch  er- 
hielt dieser  Fonds,  den  selbst  das  Tarifamt  der  deutschen  Buchdrucker 
in  einem  seiner  Jahresberichte  mit  dem  Beinamen  »Streikfonds«  be- 
legt hatte,  plötzlich  eine  wesentlich  andere  Richtung. 

Im  Dezember  1914  wandte  sich  der  Deutsche  Buchdruckerverein 
im  Verein  mit  der  größeren  vertragschließenden  Gehilfenvereinigung 
in  einer  Eingabe  an  die  Regierungen,  Reichs-  und  Staatsbehörden,  so- 
wie an  handel-  und  gewerbetreibende  Körperschaften,  in  der  sie  auf 
die  durch  den  Krieg  für  das  Buchdruckgewerbe  geschaffene  ungünstige 
wirtschaftliche  Lage,  dessen  Arbeitslosenzififer  die  Durchschnittshöhe  des 
Reiches  um  12  v.  H.  überragt,  und  in  der  sie  um  Erteilung  von 
Druckaufträgen  schon  jetzt  baten,  die  vielleicht  erst  für  später  in  Aus- 
sicht genommen  wären. 

Einen  nicht  unwesentlichen  Anteil  an  dem  gänzlichen  Stillliegen 
einzelner  Buchdruckereibetriebe,  sowie  der  großen  Zahl  der  Arbeits- 
losen hatte  die  große  Zahl  derjenigen  Zeitungen  und  Zeitschriften,  die 
nach  Ausbruch  des  Krieges  vorläufig  ihr  Erscheinen  einstellten. 
Das  Kaiserliche  Postzeitungsamt  in  Berlin  sah  sich  veranlaßt,  über  die- 
selben ein  besonderes  Verzeichnis  herauszugeben,  das  mit  jedem  Nach- 
trage zur  Postzeitungsliste  neu  veröffentlicht  wurde.  Das  erste  vom 
8.  September  umfaßte  38  und  enthielt  165  Zeitungen  und  Zeitschriften, 
darunter  16  politische,  das  zweite  vom  20.  September  deren  6  mit  297, 
darunter  44  politische.  An  dieser  Gesamtzahl  ist  die  Stadt  Berlin  mit 
149,  also  genau  der  Hälfte,  beteiligt;  diese  Zahl  erhöhte  sich  im  fol- 
genden Nachtrag  vom  8.  Oktober,  dessen  Gesamtzahl  sich  auf  593  be- 
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lief,  auf  i8o.  In  Berlin  begann  jedoch  bereits  mit  Anfang  Oktober  die 
Zahl  der  neugegründeten  Blätter  sich  mit  denen,  die  ihr  Er- 
scheinen dauernd  und  vorübergehend  eingestellt  hatten,  die  Wage  zu 
halten;  sie  betrugen  bis  etwa  Ende  des  Monats  je  13;  16  Blätter  hatten 
sich  während  des  gedachten  Zeitraumes  zum  Wiedererscheinen  be- 
quemt. Mit  dem  Nachtrage  vom  8.  November  erreichte  die  Zahl  der 
vorläufig  nicht  erscheinenden  Blätter  rund  700.  Der  am  8.  Dezember 
erschienene  vermehrte  diese  Zahl  um  etwa  15,  der  am  20.  um  21  und 
der  am  8.  Januar  191 5  um  35.  Von  den  in  Betracht  kommenden 
Städten  sind  etwa  nur  ein  Dutzend  vorhanden,  die  unmittelbar  vom 
Kriege  bedroht  waren. 

Eine  Anzahl  meist  politischer  Blätter  versuchte  zu  Beginn  des 
Krieges,  durch  vermehrtes  Erscheinen,  das  in  anderen  Betriebsabtei- 
lungen arbeitslos  gewordene  Personal  weiter  zu  beschäftigen  ;  sie  fan- 
den aber  sehr  wenig  Nachahmer. 

Die  oben  ervvähnten  700  Blätter  ergeben  im  Durchschnitt  ein 
Jahresgewicht  von  etwa  1586,2  kg  oder  einen  täglichen  Umfang  von 
136 1  S.,  zu  deren  Herstellung  ungefähr,  wenn  man  Handsatz  annimmt, 
2042  Setzer  erforderlich  sein  würden.  Der  verminderte  Umfang  der 
weitererscheinenden  Blätter  macht  wohl  ebensoviel  aus,  wie  der  der 
700,  so  daß  sich  die  Zahl  der  dadurch  arbeitslos  gewordenen  Setzer 
verdoppelt. 
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Friedrich  Lübkers  Reallexikon  des  klassischen  Altertums.  Achte,  voll- 
ständig umgearbeitete  Auflage,  hrsg.  von  J.  Geffcken  und  E.  Ziebarth, 
in  Verbindung  mit  B.  A.  Midier,  unter  Mitwirkung  von  W.  Liebeiiam, 
E.  Pernice,  M.  Wellmann,  E.  Hoppe  u.  a.  Leipzig,  B.  G.  Teubner» 
1914.    1152  S.  Lex.  8*^. 

Es  sind  jetzt  wohl  fünfzig  Jahre,  als  ich  mir  die  2.,  im  Jahre  1860 
erschienene  Auflage  dieses  Buches  als  Gymnasialprimaner  anschaffte,  die 
mich  von  da  durch  meine  Studien  hindurch  begleitete  und  mir  eine 
selten  versagende  Quelle  der  Belehrung  geworden  ist.  Von  einem 
Gymnasialdirektor  herausgegeben  und  von  Schulmännern  bearbeitet, 
hatte  das  Buch  damals  die  Aufgabe,  der  Jugend  der  höheren  Gym- 
nasialklassen diejenigen  Kenntnisse  des  Altertums  zu  vermitteln,  deren 
sie  zum  vollen  Verständnis  der  klassischen  Schriftsteller  bedurfte,  und  hat 
diesem  Zwecke  für  manche  Generation  von  Primanern  seitdem  gedient. 
Aber  seit  dieser  Zeit  ist  es  diesem  Zwecke  doch  einigermaßen  ent- 
fremdet worden  und  hat  sich  vorzugsweise  im  Gebrauche  der  Lehrer 
forterhalten.  Dementsprechend  war  schon  in  den  folgenden  Auflagen 
der  wissenschaftliche  Apparat  vermehrt  worden,  und  es  war  so  ein 
Nachschlagewerk  entstanden,  das  für  den  Schüler  zu  gelehrt,  für  den 
Gelehrten  zu  wenig  wissenschaftlich  war,  also  beide  nicht  befriedigen 
konnte. 

Das  Buch  hatte  so  das  gleiche  Schicksal,  wie  es  so  oft  Hand-  und 
Lehrbüchern  zuteil  wird,  die  nach  dem  Tode  der  ursprünglichen  Ver- 
fasser in  die  Hände  von  Bearbeitern  übergehen,  die  einen  anderen  oder 
weiteren  Benutzerkreis  ins  Auge  fassen,  und  man  wird  es  am  Ende 
auch  nicht  tadeln  können,  daß  seine  neuesten  Herausgeber  mit  der 
Zwiespältigkeit  seiner  Tradition  völlig  gebrochen  haben.  Die  einzelnen 
Artikel  wollen  jetzt,  von  eigner  Untersuchung  absehend,  in  knapper 
Form  nur  der  Aufgabe  dienen,  den  Benutzern  die  erste  wissenschaft- 
liche Hilfe  zu  bieten,  indem  sie  ihn  für  alles  weitere  auf  die  einschlä- 
gige Fachliteratur  verweisen.  Sie  geben  allen  denen,  welche  die  Alten 
sei  es  aus  Neigung,  sei  es  zur  Unterstützung  von  Fachstudien  lesen  — 
und  deren  Zahl  ist  bei  uns  Barbaren  immer    noch   recht  groß    —   die 
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nötige  sachliche  Belehrung,  und  so  darf  man  hoffen,  daß  über  den 
Kreis  der  Gymnasiallehrer  hinaus  das  Buch  viele  dankbare  Benutzer 
finden  wird.  Für  die  Durchführung  des  Grundgedankens  ist  es  nicht 
ohne  Bedeutung,  daß  die  Zahl  der  Bearbeiter  nicht  allzuweit  gegriff'en 
ist  und  daß  jeder  von  ihnen  ein  ganzes  Stoffgebiet  übernommen  hat, 
so  daß  Widersprüche  in  der  Darstellung  verwandter  Artikel  vermieden 
sind.  Dabei  ist  das  Lexikon  der  Gefahr  glücklich  entgangen,  der  so 
viele  auf  Kooperation  beruhende  ähnliche  Hilfsmittel  verfallen  sind, 
daß  einzelne  Artikel  zu  sehr  in  die  Breite  wuchsen  und  daß  der  Ge- 
samtumfang den  Rahmen  des  Handlichen  verlassen  hat.  Dies  ist  bei 
der  bedeutenden  Erweiterung  des  philologisch-antiquarischen  Studien- 
kreises in  den  letzten  Jahrzehnten,  der  natürlich  gebührend  Rechnung 
getragen  ist,  besonders  anzuerkennen.  Daß  die  Verhältnisse  der  orien- 
talischen Grenzländer  der  klassischen  Welt  nur  soweit  berücksichtigt  wor- 
den sind,  als  ihre  Beziehungen  zu  Griechenland  und  Rom  es  verlangen, 
darf  als  in  der  Natur  der  Aufgabe  liegend  anerkannt  werden.  Die 
zeitliche  Grenze  des  Gebotenen  geht  bis  auf  die  Mitte  des  6.  Jahr- 
hunderts herab;  das  Christentum  und  seine  Literatur  ist  nur  kurz 
berührt. 

Daß  die  bildlichen  Erläuterungsmittel  des  Buches  sich  auf  eine 
Anzahl  von  Plänen  berühmter  antiker  Kulturstätten  beschränken  und 
daß  auf  die  Wiedergabe  von  Statuen,  Gemälden  und  dergl.  verzichtet 
ist,  wird  vielleicht  manche  Benutzer  der  früheren  Auflagen  befremden. 
In  der  Tat  wird  es  sich  nicht  leicht  mit  dem  Hauptgesichtspunkte  der 
Neubearbeitung,  welcher  den  Realien  vor  der  Literatur  den  Vorzug 
einräumt,  vereinbaren  lassen  und  auch  das  praktische  Interesse  der 
Benutzer  hätte  wohl  verlangt,  daß  eine  möglichst  reiche  Auswahl  sol- 
chen Veranschaulichungsmaterials  geboten  worden  wäre.  Das  franzö- 
sische Dictionnaire  des  antiquites  grecques  et  romaines  von  Darem- 
berg  und  Saglio  verdankt  seinem  reichen  Bilderschmuck  gewiß  einen 
Teil  der  weiten  Verbreitung,  deren  es  sich  mit  Recht  erfreut,  und 
seiner  Brauchbarkeit.  Allerdings  sind  die  früheren  Auflagen  des  Real- 
lexikons in  diesem  Punkte  nicht  immer  glücklich  gewesen ;  aber  nichts 
hätte  gehindert,  eine  bessere  Auswahl  zu  treffen. 

Einen  zweiten  Mangel  der  neuen  Auflage  erblicke  ich  in  der  über- 
großen Häufung  von  Zitaten  aus  der  neueren  Literatur  und  Stellen- 
anführungen aus  den  klassischen  Schriftstellern.  Gewiß  ist  es  erwünscht, 
wenn  dem  Benutzer  gesagt  wird,  wo  er  sich  weiter  unterrichten  kann, 
falls  ihm  die  gebotene  Belehrung  nicht  genügt.  Aber  die  Artikel 
eines  Reallexikons  sind  doch  keine  wissenschaftlichen  Untersuchungen, 
in  denen  Probleme  gelöst  werden  sollen.  Wer  nach  solchen  Bedürfnis 
hat,  wird  die  Realenzyklopädie  von  Patily  und  Wissowa  nachschlagen. 
Der  Benutzer  des  Lübkc  will  möglichst  rasch  und  ausgiebig  über  antike 
Tatsachen  belehrt   sein,    die    er   zum   besseren  Verständnis    des  Alten 
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braucht,  und  ihn  belästigt  es,  wenn  er  erst  durch  Dornhecken  von 
Zitaten  und  schwerverständHchen  Abkürzungen  sich  durchwinden  muß. 
Manche  Artikel  sind  mit  diesem  Beiwerk  so  durchsetzt,  daß  eine  zu- 
sammenhängende Erfassung  des  Textes  auch  bei  mehrmaligem  Lesen 
schwierig  ist.  War  das  wirklich  nötig?  Daß  die  Mitarbeiter  aus  den 
besten  Quellen  gearbeitet  haben,  glauben  wir  ihnen  so  wie  so.  Dafür 
ist  am  Ende  ja  auch  die  Redaktion  verantwortlich.  Die  Philologie  ist 
doch  nicht  dazu  auf  der  Welt,  daß  sie  uns  altmodischen  Leuten,  die 
wir  einen  Griechen  oder  Lateiner  lesen  wollen,  die  Lust  an  dieser 
Beschäftigung  verdirbt.  Das  besorgen  leider  zuweilen  schon  die  Gym- 
nasien zur  Genüge.  — r. 


Georg  Meyers  Lehrbtuh  des  Dmtschen  Staatsrechts,  nach  dem  Tode  des 
Verfassers  in  7.  Auflage  bearbeitet  von  Gerhard  Anschütz.  i.  Teil. 
München,  Duncker  &  Humblot.    1914.  380  S.    S«.    M.  10.—. 

Obwohl  der  Kern  des  Werkes  neuere  Forschungsergebnisse,  die 
der  Bearbeiter  an  den  entsprechenden  Stellen  in  Anmerkungen  aufge- 
nommen hat,  nicht  berücksichtigen  konnte,  ist  es  ein  wertvoller  Be- 
standteil auch  der  modernen  staatsrechtlichen  Literatur.  Abgesehen 
von  der  sorgfältigen  und  vollständigen  Benutzung  derselben  durch  den 
Bearbeiter  beruht  sein  Vorzug  vor  allem  in  der  Methode.  Der  Ver- 
fasser schickt  der  Behandlung  des  Deutschen  Staatsrechts  eine  Ein- 
leitung über  die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts  voraus,  in  der  er  die 
in  dem  besonderen  Teil  verwendeten  allgemeinen  Begriffe  genau  um- 
schreibt. '  Gerade  die  vom  Verfasser  eingeschlagene  Methode  ist  am 
besten  geeignet,  Mißverständnisse,  die  so  häufig  die  Quelle  einer  nutz- 
losen Polemik  werden,  zu  vermeiden.  Sie  ist  andererseits  auch  er- 
forderlich, weil  gerade  in  der  allgemeinen  Staatslehre  gewisse  Bezeich- 
nungen von  den  verschiedenen  Theoretikern  in  verschiedenem,  oft  un- 
bestimmtem Sinne  gebraucht  werden;  man  denke  nur  an  den  Grund- 
begriff »Staat«,  die  Begriffe  >Staatsorgan«,  »Staatsfunktion«,  »Oefifent- 
liches  Recht«,  »Souveränität«  usw.  Naturgemäß  kann  die  Einleitung 
zu  dem  Lehrbuche  keinen  vollständigen  Grundriß  der  allgemeinen 
Staatslehre  geben.  Das  ist  wegen  des  großen  Umfanges  des  zu  be- 
handelnden Stoffes,  auch  schon  der  in  Betracht  zu  ziehenden  Literatur, 
unmöglich.  So  hat  denn  auch  der  Bearbeiter  hier  manche  neuere 
Forschungsergebnisse  unberücksichtigt  lassen  müssen.  Ausführlicher 
sind  dann  die  Geschichte  des  Deutschen  Staatsrechts  und  von  dem 
heutigen  Deutschen  Staatsrecht  in  zwei  Hauptabschnitten  der  Herr- 
schaftsbereich und  die  Organe  behandelt  worden. 

Der  Verfasser  hat  das  geltende  Detitsche  Staatsrecht  in  vier  Haupt- 
abschnitten über  den  Herrschaftsbereich,    die   Organe,   die  Funktionen 
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und  die  Rechtsverhältnisse  der  Untertanen  behandelt.  Der  letzte  Haupt- 
abschnitt, der  als  solcher  in  den  meisten  Lehrbüchern  des  Staatsrechts 
erscheint,  gliedert  sich  seinem  Wesen  nach  besser  in  die  Behandlung 
des  Inhalts  der  vom  Staate  erlassenen  Normen  ein.  Wenn  man,  von 
dem  Begriffe  der  Rechtsnorm  als  eines  bestimmten  verbindlichen  all- 
gemeinen Befehls  einer  äußeren  Autorität  gegenüber  einem  der  Auto- 
rität Unterworfenen  ausgehend,  den  von  einer  Rechtsautorität  ausgehen- 
den Normenkomplex  systematisieren  will,  wird  man  zweckmäßig  die 
Reihenfolge  beobachten,  daß  zunächst  der  Befehlende  (Organe),  dann 
der  Gehorsampflichtige  (Herrschaftsbereich)  und  endlich  der  Inhalt 
des  Rechtsbefehls  behandelt  wird.  Nun  wird  freilich,  was  den  Inhalt 
der  Rechtsnormen  betrifft,  von  der  allgemeinen  Staatslehre  in  der  Regel 
nur  ein  Teil  der  den  Staatsuntertanen  obliegenden  Pflichten  behandelt, 
nämlich  derjenige,  der  die  grundsätzliche  Art  ihrer  durch  die  Staats- 
organe zulässigen  Einschränkungen  und  ihre  im  Zusammenhange  mit 
den  Staatsfunktionen  stehenden  Pflichten  betrifft.  Diese  Pflichten  sind 
zusammen  mit  den  Amtspflichten  der  Staatsorgane  der  Inhalt  der 
von  den  Staaten  erlassenen  Rechtsnormen. 

Eine  ins  Einzelne  gehende  Stellungnahme  zu  den  in  dem  Lehr- 
buche niedergelegten  Ergebnissen  wissenschaftlicher  Forschung  ist  an 
dieser  Stelle  nicht  möglich.  Sie  zeugen  von  einem  den  Gesamt- 
stoff beherrschenden,  scharfsinnig-kritischen  Geiste,  wenngleich  einzelne 
Lehrmeinungen  in  der  Theorie  nicht  unwidersprochen  geblieben  sind 
und  bleiben  werden.  Dr.  Bruno  Beyer. 


Fischbach,  Dr.  Oskar,  Das  öffentliche  Recht  des  Reichslandes  El- 
saß-Lothringen. Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr  1914.  448  S.  Lex.  s  (»Das 
öffentliche  Recht  der  Gegenwart«  Bd.  XVI)  M.  12.60. 
Der  Verfasser  gibt  eine  detaillierte  Darstellung  des  in  Elsaß- 
Lothringen  geltenden  öffentlichen  Rechts  auf  der  Grundlage  der  La- 
bandsch&n  Systematik  unter  Hervorhebung  der  charakteristischen  Mo- 
mente. In  okkupierten  Ländern  zeigen  sich  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechts  juristische  Besonderheiten  besonders  nach  der  Rich- 
tung der  staatlichen  Aufsicht  über  feindliche  Bestrebungen  der  Staats- 
glieder gegen  die  neue  die  Herrschaft  über  sie  handhabende  Autorität. 
Diesen  staatlichen  Funktionen  entsprechen  gewisse  charakteristische 
Einschränkungen  der  Handlungsfreiheit  der  Staatsangehörigen  im  all- 
gemeinen, die  nach  der  herrschenden  Systematik  in  den  Abhandlungen 
über  öffentliches  Recht  gewürdigt  werden.  Obwohl  in  Elsaß-Lothrin- 
gen im  Laufe  der  Zeit  viele  Besonderheiten  in  dieser  Richtung  besei- 
tigt worden  sind  und  eine  Annäherung  des  Rechtszu.standes  an  den 
allgemein  für  die  deutschen  Staaten  geltenden  durchgeführt    ist,    zeigt 
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sich  auf  vielen  Gebieten  immer  noch  der  Charakter  der  Okkupations- 
rechtssetzung, deren  Symptome  vom  Verfasser  bei  der  Gründlichkeit 
seiner  Bearbeitung  durchgehend  berücksichtigt,  aber  nicht  als  solche 
gewürdigt  worden  sind.  Ein  Eingehen  auf  seine,  sich  der  herrschen- 
den anschließende  Systematik  ist  an  dieser  Stelle  nicht  möglich.  Da- 
gegen möge  ein  Streiflicht  auf  die  vom  Verfasser  im  Anschlüsse  an 
die  Labandsche  Theorie  beantwortete  Frage  der  rechtlichen  Natur  des 
Reichslandes  und  die  in  ihm  seit  der  militärischen  Okkupation  gelten- 
den Rechtsnormen  geworfen  werden. 

Elsaß-Lothringen  ist  ein  Territorium,  dessen  Bewohner  durch  eine 
rechtliche  Autorität  unter  eine  Ordnung  gestellt  sind,  für  welche  be- 
sondere Organe  namens  und  im  Auftrage  der  Rechtsgemeinschaft  ge- 
wisse Angelegenheiten  derselben  wahrnehmen,  und  deren  Organe  einen 
größeren  Umfang  dieser  Angelegenheiten,  insbesondere  der  wirt- 
schaftlichen, zu  erledigen  berufen  sind.  Trotzdem  wird  Elsaß-Lothrin- 
gen von  der  herrschenden  Theorie  nicht  als  Staat,  sondern  als  Provinz 
des  Deutschen  Reiches  aufgefaßt,  so  daß  die  im  Deutschen  Reiche 
maßgebende  Rechtsgewalt  (die  Gemeinschaft  der  die  Reichsgewalt  bil- 
denden Einzelstaatsgewalten)  auch  die  im  Territorium  Elsaß-Lothringen 
maßgebende  rechtliche  Autorität  sei.  Dem  kann  sachlich  zugestimmt 
werden.  Für  die  Rechtssystematik  entsteht  jedoch  die  bisher  nicht 
klar  beantwortete  Frage,  weshalb  diese  Reichsgewalt  nicht  geeignet  ist, 
diesem  Territorium  die  Eigenschaft  eines  Staates  zu  verleihen.  Man 
sucht  diese  Frage  damit  zu  beantworten,  daß  man  als  das  Erfordernis 
eines  Staates  eine  »eigene«  Rechtsgewalt  bezeichnet.  Dabei  aber  läßt 
man  z.  B.  den  Umstand  außer  acht,  daß  bei  einer  Personalunion,  kraft 
welcher  die  monarchisch  organisierte  Herrschaft  eines  Staates  an  einen 
ausländischen  Herrscher  fällt,  dieser  Staat  seine  Eigenschaft  als  solcher 
nach  der  herrschenden  Meinung  nicht  verliert,  obwohl  die  wichtigsten 
Kompetenzen,  welche  die  in  ihm  bestehende  Autorität  verleihen  kann, 
an  eine  dem  Staate  in  diesem  Sinne  fremde  Person  fallen.  Maßgebend 
ist  für  den  Staatscharakter  eines  durch  eine  rechtliche  Herrschaft  zu- 
sammengeschlossenen Territoriums,  daß  die  in  dem  Territorium  wal- 
tende Herrschaft  nicht  lediglich  eine  Erweiterung  einer  fremden  Rechts- 
autorität sei,  deren  v/esentlicher  Wirkungskreis  dieses  den  Bewohnern 
des  Territoriums  fremde  Gebiet  ist.  Als  die  Reichsgewalt  ihren  Wir- 
kungskreis auf  die  elsaß-lothringischen  Verhältnisse  erstreckte,  setzte  sie 
zwar  zum  Teil  besondere  Organe  für  diese  neuen  Aufgaben  ein  und  ge- 
währte allmählich  in  immer  größerem  Umfange  auch  den  Einwohnern  des 
Landes  einen  Anteil  an  der  Rechtsherrschaft;  aber  die  von  ihr  einge- 
setzten besonderen  Organe  blieben  in  solcher  Abhängigkeit  von  der 
sie  einsetzenden  Rechtsautorität,  daß  trotz  der  juristischen  Gleichwer- 
tigkeit des  Anteils  der  Landesbewohner  an  der  rechtlichen  Autorität 
ihres  Landes  mit  dem  entsprechenden  Anteil  in  den  Staaten  von  einer 

22  * 


330 


Literatur. 


Staatlichen  Rechtsautorität  Elsaß-Lothringens  nicht  gesprochen  werden 
kann.  Dies  liegt  freilich  weniger  an  dem  Grade  als  an  dem  Charakter 
dieser  Abhängigkeit  Elsaß-Lothringens.  Auch  die  deutschen  Glied- 
staaten befinden  sich  im  Verhältnisse  zum  Deutschen  Reiche  in  einer 
verhältnismäßig  großen  Abhängigkeit ;  aber  diese  Abhängigkeit  bezieht 
sich  auf  eine  Autorität,  die  durch  ihre  Handlungen  gesetzt  ist  und 
ihren  Wirkungskreis  ausschließlich  auf  Personen  erstreckt,  die  den  ein- 
zelstaatlichen Autoritäten  unterliegen.  Immerhin  ist  hauptsächlich  die 
Entstehung  der  für  Elsaß-Lothringen  geltenden  Rechtsautorität  für  ihre 
rechtliche  Würdigung  maßgebend.  Eine  allmähliche  Annäherung  an 
die  Stellung  der  deutschen  Gliedstaaten,  besonders  im  Verhältnisse  zur 
Reichsgewalt,  läßt  es  nicht  ausgeschlossen  erscheinen,  daß  trotz  dieser 
Entstehungsart  der  Autorität  eine  staatliche  Autorität  angenommen 
werden  kann.  Freilich  gibt  es  hier  Uebergangszustände,  die  wegen  der 
ungenügenden  Schärfe  des  Staatsbegrififs  und  besonders  der  staaten- 
ähnlichen Gebilde  eine  zweifelsfreie  Subsumption  unter  diese  Begriffe 
nicht  zulassen.  Gewisse  Schwierigkeiten  hat  der  Theorie  der  Rechts- 
zustand in  okkupierten  Teilen  eines  Staates  in  der  Uebergangsperiode 
bis  zur  Abtretung  durch  den  bisherigen  Gewalthaber  verursacht.  Be- 
züglich Elsaß-Lothringens  wird  z.  B.  angenommen,  daß  durch  die  mi- 
litärische Okkupation  nur  eine  Suspendierung  der  französischen  Staats- 
gewalt stattgefunden  habe,  so  daß  die  Zugehörigkeit  des  Gebietes  zum 
französischen  Staate  unberührt  geblieben  sei  und  der  deutsche  Gouver- 
neur kraft  Völkerrechts  die  von  ihm  okkupierte  französische  Staatsge- 
walt ausgeübt  habe.  Bezüglich  der  seit  der  Okkupation  erlassenen 
französischen  Gesetze  wird  angenommen,  daß  sie  insoweit  verbindliche 
Kraft  für  Elsaß-Lothringen  erlangt  haben,  als  für  sie  gemäß  Art.  i  C.  c. 
und  Ord.  v.  27.  ii.  igiö  die  Möglichkeit  einer  Publikation  bestand 
(a.  a.  O.  S.  3).  Diese  Konstruktionen  stehen  in  solchem  Widerspruche 
mit  der  Wirklichkeit,  daß  ihnen  nicht  beigetreten  werden  kann.  Daß 
die  militärische  Macht,  welche  die  französische  Staatsgewalt  hat  ver- 
ringern wollen,  nach  Okkupation  eines  französischen  Gebietes  diese 
Staatsgewalt  selbst  ausgeübt  hat,  kann  nicht  angenommen  werden. 
Dies  wäre  nur  möglich,  wenn  der  militärische  Befehlshaber  im  Auftrage 
der  französischen  Staatsgewalt  gehandelt  hätte  oder  kraft  Völkerrechts 
diese  Staatsgewalt  wahrzunehmen  berufen  worden  wäre.  Beides  ist 
nicht  der  Fall.  Nach  Rechtsgrundsätzen  handelt  derjenige,  der  wie  der 
Vormund  usw.  für  einen  Gcwaltuntcrvvorfenen  tätig  wird,  zugunsten 
dieses  Gewaltunterworfenen ;  denn  er  wird  deshalb  dazu  berufen,  weil 
der  Gewaltuntcrworfene  allein  seine  Vorteile  nicht  wahrzunehmen  ver- 
mag. Niemals  aber  gibt  die  Rechtsordnung  jemandem  den  Auftrag, 
im  Namen  eines  anderen  zu  dessen  Ungunsten  zu  verfahren.  Dies  gilt 
insbesondere  auch  von  der  Völkerrechtsordnung.  Der  militärische  Be- 
fehlshaber hat  aber  durch  die  Regierung  des  okkupierten  Landes  nicht 


Literatur. 


331 


die  französischen,    sondern    die  deutschen  Interessen  vertreten  wollen, 
also  auch  im  Namen  der  deutschen  Staatsgewalt  gehandelt. 

In  allen  diesen  Beziehungen  kann  man  wegen  der  unzureichenden 
Durchbildung  des  Völkerrechts  solche  Wandlungen  im  Herrschaftsum- 
fang  der  Staaten  nicht  völkerrechtlich  würdigen,  sondern  muß  sich  da- 
mit begnügen,  die  tatsächlichen  Wandlungen  zu  konstatieren  und  darf 
von  völkerrechtlichen  Wirkungen  erst  dann  sprechen,  wenn  nach  erfolg- 
ter Konsolidierung  der  Verhältnisse  ein  normaler  Zustand  eingetreten  ist, 
der  völkerrechtlich  gewürdigt  werden  kann.  Dabei  muß  zugegeben 
werden,  daß  die  juristische  Beantwortung  gerade  der  hier  aufgewor- 
fenen Fragen  insofern  von  Bedeutung  ist,  als  gewisse  Materien  des 
französischen  Rechts  darnach  als  auch  unter  deutscher  Herrschaft  fort- 
bestehend oder  nicht  angesehen  werden  müssen.  Dies  zu  entscheiden 
ist  jedoch  lediglich  Sache  der  das  okkupierte  Gebiet  beherrschenden 
neuen  Staatsautorität.  Ob  man  dabei  —  was  nach  den  obigen  Aus- 
führungen unrichtig  ist  —  das  Fortbestehen  der  französischen  Staats- 
autorität in  einer  gewissen  Epoche  fingiert  oder  ob  man  ohne  Beach- 
tung dieses  Gesichtspunkts  gewisse  Normen  des  französischen  Rechts  für 
verbindlich  erklärt,  ist  dabei  gleichgültig. 

Dr.  Bruno  Beyer. 


Isay,  Harry,  Liberalismus  und  Arbeiterfrage  in  Belgien\{\%2>^ — 1852). 
Stuttgart  1915.  102  S.,  %^.  —  Cosoiu,  Michail^  Die  belgische 
Handelspolitik  der  letzten  40  Jahre.  Stuttgart  1914.  80  S.  8».  M.  3.50. 
J.  G.  Cottasche  Buchhandlung  Nachfolger  (Münchener  volkswirtschaft- 
liche Studien,  135.  und  128.  Stück). 

Die  beiden  hier  genannten  Arbeiten  können  in  einer  Besprechung 
zusammengefaßt  werden,  weil  sie  beide  Gegenstände  aus  dem  belgi- 
schen Wirtschaftsleben  behandeln,  beide  im  Rahmen  der  gleichen 
Sammlung  als  Doktorarbeiten,  also  vermutlich  Erstlingsschriften  er- 
schienen sind,  und  weil  beide  Verfasser  als  Schüler  Brentano?,  zu  er- 
kennen wären,  selbst  wenn  sie  das  nicht  im  Vorwort  besonders  zum 
Ausdruck  gebracht,  hätten.  Enthält  die  Arbeit  Isayi  eine  Verurteilung 
des  Unternehmertums  der  sog.  liberalen  Epoche  wegen  seines  schroffen 
Ablehnens  aller  staatlichen  Eingriffe  zugunsten  einer  verkommenen  und 
verkommenden  Arbeiterklasse,  so  läuft  die  Arbeit  Cosotus  auf  eine  An- 
klage und  Verurteilung  der  Großgrundbesitzer  hinaus,  die  es  verstan- 
den haben,  Agrarzölle  zu  schaffen  und  zu  erhalten,  die  nur  einem  ge- 
ringen Teile  der  Bevölkerung,  etwa  15  Proz.,  nämlich  ihnen  selbst, 
Vorteile  gewähren.  Verschieden  sind  beide  Arbeiten,  insofern  sie  mit 
ihnen  einander  zeitlich  nicht  ins  Gehege  kommen  und  die  Schreibweise 
Cosoins  leicht  einen  Ausländer  als  Verfasser  erraten  läßt. 
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Isay  gibt  in  seiner  Schrift  auf  Grund  des  reichlich  vorhandenen 
Materials  an  Enqueten  und  anderen  literarischen  Erzeugnissen  eine 
eindrucksvolle  Schilderung  von  der  Entstehung  und  Lebenslage  des 
belgischen  Proletariats.  Die  Ablösung  von  Holland  1830  und  der  da- 
mit verbundene  Verlust  des  Absatzmarktes  in  diesem  Lande  und  seinen 
Kolonien  treibt  in  Belgien  zur  Schaffung  neuer  Absatz-  und  Arbeits- 
gelegenheiten im  eigenen  Lande.  Diese  finden  sich  in  den  um  diese 
Zeit  einsetzenden  Eisenbahnbauten  mit  ihren  auf  alle  möglichen  Indu- 
strien belebend  wirkenden  Einflüssen.  In  diesen  Industrien  sammelt 
sich  ein  Proletariat  an,  das  vielfach  infolge  der  Aufteilung  der  Ge- 
meindeländereien, des  Steigens  der  Bodenpreise  wegen  starker  Nach- 
frage nach  Bodenprodukten  infolge  der  starken  Bevölkerungszunahme 
vom  Lande  in  die  Industriebezirke  getrieben  worden  war  und  hier  die 
Not  und  das  Elend  der  bereits  von  früher  her  gewerblich  tätigen  Be- 
völkerungskreise vermehrte.  Die  aus  Schilderungen  über  England  be- 
kannte Verlumpung  und  Verarmung  wiederholt  sich  in  Belgien  in  nicht 
weniger  trostloser  Weise.  Ueber  21  Proz.  der  belgischen  Arbeiterschaft 
stellen  Jungen  und  Mädchen  unter  16  Jahren,  sie  arbeiten  fast  gleich- 
viel Stunden  wie  Erwachsene.  Schulbesuch  ist  ihnen  meistens  unmög- 
lich gemacht.  Der  Nachtarbeit  auch  mit  weiblichen  Kräften  sind  keine 
Schranken  gesetzt,  alle  Sicherheitsmaßregeln  zum  Schutze  der  Arbei- 
tenden fehlen.  Aus  eigener  Kraft  sich  zu  helfen  ist  die  Masse  zu  un- 
gebildet und  servil.  Koalitionen  werden  nicht  geduldet  und  Einrich- 
tungen wie  Gewerbegerichte  sind  entweder  von  vornherein  den  Ar- 
beitgebern ausgeliefert  oder  kommen,  wie  die  Pensionskassen,  wegen 
der  bei  ihnen  bestehenden  Bestimmungen  für  die  Mehrzahl  der  Arbeiter 
kaum  in  Frage. 

Die  Unternehmer  fanden  keinen  Grund  einzugreifen;  sahen  ja  die 
Nationalökonomen  dieser  Zeit  eine  Möglichkeit  zum  Aufsteigen  für  die 
arbeitende  Klasse  nur  in  einer  Lohnbesserung,  die  sich  automatisch 
durch  das  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  in  Arbeitskräften 
ergab.  Nur  zeitweilige  und  durch  freiwillige  Beiträge  zu  den  Kosten 
gedeckte  Arbeiten  dürfe  eine  Regierung  ausführen  lassen,  um  zu  großer 
Arbeitsnot  zu  steuern.  Sonst  seien  andere  Mittel,  wie  Erleichterung 
der  Auswanderung,  Belehrungen  über  die  Vorteile  sexueller  Beschrän- 
kung am  Platze.  Niedrighaltung  der  Preise  für  Lebensmittel,  dann 
möglichst  nur  indirekte  Steuern,  die  in  den  Preisen  der  Verbrauchs- 
artikel verborgen  sind,  aber  ja  keine  progressive  Einkommensteuern, 
weil  sie  die  Sparsamkeit  und  das  Wachsen  der  Kapitalien  verhindern, 
sind  neben  andern  die  Rezepte,  die  man  zu  empfehlen  weiß.  Man 
fürchtet  mit  der  Unterstützung  des  Arbeiters  seine  Faulheit  zu  fördern. 
Noch  schroffer  als  die  hin  und  wieder  sozialen  Gedanken  zugänglichen 
Vertreter  der  Wissenschaft  äußern  sich  die  Handelskammern. 

Das  Verständnis  zu  dieser  Haltung  gegenüber  dringend  reformbe- 
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dürftigen  Zuständen  sucht  Isay  in  der  Zusammensetzung  der  politischen 
Parteien,  besonders  der  in  dieser  Zeit  herrschenden  hberalen  Partei. 
Das  aktive  und  passive  Wahlrecht  zur  Kammer  war  an  einen  ziemlich 
hohen  Zensus  gebunden,  der  von  vornherein  nur  Mitglieder  der  städti- 
schen Bourgeoisie  oder  der  Landwirtschaft  in  die  Volksvertretung  ge- 
langen ließ,  nicht  aber  Wortführer  für  die  Arbeiter.  Es  wird  die 
Wirksamkeit  der  liberalen  Partei,  seit  sie  I839  die  frühere  Union  mit 
den  Katholiken  gelöst  hatte,  im  einzelnen  geschildert;  es  erscheint 
aber  hier  nicht  nötig,  die  verschiedenen  Schattierungen  innerhalb  der 
Partei,  den  Wechsel  der  Ministerien  und  deren  Stellungnahme  zu  den 
sozialpolitischen  Fragen  zu  verfolgen.  Dagegen  verdient  hervorgehoben 
zu  werden,  daß  auf  sozialpolitischem  Gebiete  die  liberale  Partei  trotz 
aller  schönen  Worte  so  gut  wie  nichts  geschaffen  hat.  Sie  vermied 
vielmehr  alles,  was  einer  Stärkung  minderwertiger  Elemente  gleichkam, 
weil  nach  ihrer  Ansicht  sich  tüchtige  Arbeiter  selbst  vorwärts  brachten. 
Sie  schuf  Versicherungsgelegenheiten,  ohne  sich  zu  vergewissern,  ob 
die  Arbeiter  je  davon  Gebrauch  machen  konnten;  sie  schuf  Sparkassen, 
während  die  Arbeiter  bei  ihren  Löhnen  kaum  ihren  Unterhalt  bestrei- 
ten, geschweige  Ersparnisse  machen  konnten.  Dagegen  blieben  die 
Koalitionsverbote  bestehen,  ebenso  die  sog.  Freiheit  des  Arbeitsver- 
trags, bei  dem  der  Arbeitgeber  als  der  stärkere  Teil  doch  alle  Be- 
dingungen festsetzt.  Die  liberale  Regierung  ist  auf  alles  andere,  aber 
nicht  auf  den  Aufstieg  der  ärmsten  Bevölkerungsklasse  bedacht. 

Daß  Isay  versäumt  hat,  die  Entwicklung  über  1852  hinaus  zu  ver- 
folgen, nimmt  der  Schrift  etwas  von  ihrem  Wert,  weil  der  in  ihr  um- 
spannte Zeitraum  nicht  groß  genug  ist,  um  die  Bedeutung  des  Libera- 
lismus für  den  späteren  Gang  der  sozialpolitischen  Entwicklung  er- 
kennen zu  lassen.  So,  wie  sie  ist,  erscheint  die  Arbeit  zu  sehr  als  Aus- 
schnitt aus  einem  größeren  Ganzen. 

Cosoiu  gibt  in  seiner  Schrift  über  die  belgische  Handelspolitik 
zunächst  einen  Ueberblick  über  die  Zeit  bis  1882,  wobei  er  für  1840 
bis  1850  eine  schutzzöllnerische  Epoche,  für  1850 — 1860  eine  Ueber- 
gangsperiode,  und  für  1860 — 1881  eine  Freihandelsperiode  feststellt. 
Hierauf  verfolgt  er  im  einzelnen  die  handeis-  und  zollpolitischen  Maß- 
nahmen Belgiens  bi.«  in  die  neueste  Zeit  herunter  und  stellt  dann  endlich 
dar,  auf  welche  Einflüsse  und  Strömungen  diese  Maßnahmen  zurück- 
zuführen sind.  Er  kommt  dabei  zu  dem  Ergebnis,  daß  man  bis  188 1 
freihändlerischen  Forderungen  nachgegeben  hat,  besonders  seit  dem 
Handelsvertrag  mit  Frankreich  von  1861.  Seit  dem  Jahre  1881  aber 
beginnt  eine  Art  gespaltener  Handelspolitik,  indem  man  für  Industrie- 
produkte an  freihändlerischen  Bestrebungen  festhält,  für  landwirtschaft- 
liche aber  immer  mehr  zum  Schutzzoll  übergeht.  Vieh-,  Malz-,  Mehl- 
zölle werden  von  den  Klerikalen,  den  Verteidigern  der  landwirtschaft- 
lichen Interessen  allmählich  durchgesetzt,  nicht  zum  Nutzen  der  Allge- 
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meinheit,  wie  der  Verfasser  des  näheren  auseinandersetzt.  Den  Grund 
dazu  findet  er  in  der  weitgehenden  ZerspHtterung  der  landwirtschaftlich 
genutzten  Fläche.  Großbetriebe  mit  über  looo  ha  sind  im  ganzen 
Lande  nur  146  vorhanden.  Dagegen  umfassen  die  Betriebe  mit  we- 
niger als  50  ha  98,4  Proz.  der  Gesamtzahl.  Fast  alle  diese  kleinen, 
oft  gartenbauähnlichen  Wirtschaften  sind  auf  Zukauf  von  Agrarproduk- 
ten  angewiesen,  werden  also  von  jeder  Verteuerung  durch  AgrarzöUe 
mitbetroffen  wie  alle  nichtlandwirtschaftlichen  Betriebe.  Verteuernd 
auf  die  Lebenshaltung  wirken  auch  die  angeblich  aus  sanitätspolizei- 
lichen Gründen  durchgeführten  Erschwerungen  der  Vieheinfuhr.  Die 
Folge  ist,  daß  der  belgische  Arbeiter  durchschnittlich  sehr  viel  schlechter 
genährt  ist  als  derjenige  in  anderen  Industrieländern. 

Auf  Grund  des  beigebrachten  Materials,  das  in  Tabellen  am  Schlüsse 
des  Buches  angefügt  ist,  und  seiner  sonstigen  Ausführungen  kommt  der 
Verfasser  zu  dem  Schluß,  daß  es  für  Belgien  nicht  richtig  ist,  wenn 
es  um  den  Vorteil  weniger  Tausende  willen  eine  die  Lebensmittel  ver- 
teuernde Handelspolitik  aufrecht  erhält.  Benno  Schmidt. 


Leyen  ,  Alfred  v.  der,  Die  Eisenbahnpolitik  des  Fürsten  Bismarck. 
Berlin,  Springer  1914.  256  S.  8°.  M.  6. — . 

Wenn  auch  die  Bedeutung  Bismarcks  für  die  Ausgestaltung  einer 
einheitlichen  staatlichen  Eisenbahnverwaltung  bekannt  genug  und  oft 
gewürdigt  worden  ist,  so  fehlte  es  doch  bisher  an  einer  Schrift,  welche 
die  Eisenbahnpolitik  Bismarcks  als  besonderen  Gegenstand  zu  behan- 
deln unternommen  hätte.  Durch  das  hier  angezeigte  Buch  ist  jetzt 
diese  Aufgabe  mit  einer  Gründlichkeit  erfüllt,  daß  kaum  wesentlich 
Neues  über  diesen  Gegenstand  beigebracht  werden  dürfte.  Denn  nicht 
nur  hat  das  Wirken  Bismarcks  eine  erschöpfende  und  ihm  gerecht 
werdende  Erörterung  gefunden,  sondern  der  Verfasser  hat  in  einem 
112  Seiten  langen  Anhang  alle  Akten  zusammengestellt,  »die  im  Ori- 
ginal von  Bismarck  selbst  vollzogen,  also  nach  seiner  unmittelbaren 
Anweisung  oder  im  Einverständnis  mit  ihm  bearbeitet  worden  sind. 
Bei  einigen  wenigen  ist  von  diesem  Grundsatze  abgewichen  worden, 
wenn  aus  dem  Texte  unzweifelhaft  hervorgeht,  daß  sie  von  Bismarck 
angeregt  sind  und  ihr  Inhalt  von  ihm  gebilligt  worden  ist«.  Der  Ver- 
fasser glaubt  »mit  Bestimmtheit  annehmen  zu  dürfen,  daß  weiteres 
wesentliches  Material  zur  Beurteilung  der  Bismarckschen  Eisenbahn- 
politik, als  das  hier  bearbeitete,  nicht  vorhanden  ist«. 

Das  Buch  selbst  beginnt  mit  einzelnen  Eisenbahnangelegenheiten 
von  1847,  dem  Jahre  des  ersten  Auftretens  Bismarcks  im  Vereinigten 
Landtag,  bis  zum  deutsch-französischen  Kriege.  In  dieser  Zeit  seiner 
Tätigkeit    als  Landtagsabgeordneter,    Bundestagsgesandter,    Gesandter 
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am  Petersburger  und  Pariser  Hofe  fand  sich  für  ihn  nur  selten  Ge- 
legenheit, in  Eisenbahnfragen  seine  Meinung  zu  äußern.  Wo  es  aber 
geschah,  in  Reden  oder  Briefen,  ist  schon  zu  erkennen,  welche  Bedeu- 
tung er  der  Eisenbahn  für  die  Staats-  und  Volkswirtschaft  und  in  mi- 
litärischer Hinsicht  beilegte.  Seit  seiner  Ernennung  zum  Ministerprä- 
sidenten 1862  beschränkte  er  sich  darauf,  gelegentlich  seine  von  der 
INIeinung  des  Handelsministers  abweichenden  Ansichten  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Namentlich  zeigte  er  sich  als  Gegner  der  Fusionen  von 
Eisenbahngesellschaften,  um  alle  Monopolbestrebungen  zurückzuhalten. 
Ebenso  widersprach  er  Zinsgarantien  an  Eisenbahnen,  wenn  sie  nicht 
genügend  auf  ihren  Betrieb  hin  kontrolliert  werden  könnten.  Ernst- 
licher mußte  er  sich  mit  dem  Eisenbahnwesen  befassen,  als  durch  die 
Verfassung  dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Reiche  die  Aufsicht 
und  Gesetzgebung  zur  Förderung  des  Verkehrs  und  der  Landesvertei- 
digung, der  Verwaltung  der  Bahnen  und  der  Vereinheitlichung  des 
Tarifwesens  übertragen  wurde.  Bei  Gelegenheit  der  Forderung  einer 
Anleihe  von  120  Millionen  Taler  zum  »Ausbau  des  Staatsbahnbesitzes 
und  Sicherung  des  staatlichen  Einflusses  auf  Privatbahnen«  im  preußi- 
schen Landtage  im  Jahre  1873  setzte  Bismarck  die  Errichtung  eines 
Reichseisenbahnamtes  durch,  das  eine  Beschwerdeinstanz  für  Klagen 
des  Publikums  gegen  Staats-  und  Privatbahnen  werden  sollte.  In  den 
folgenden  Jahren  arbeitete  er  eifrig  an  der  Erweiterung  der  Befugnisse 
der  neuen  Behörde. 

Ein  neuer  Anstoß  zur  Weiterentwicklung  kam  durch  den  Antrag 
einer  Reihe  von  Privatbahnen,  die  Gütertarife  um  20  Proz.  erhöhen  zu 
dürfen.  Der  Reichskanzler  verhielt  sich  ablehnend,  dagegen  gab  der 
Bundesrat  seine  Zustimmung  außer  bei  billigen  Lebensmitteln  und  ge- 
wissen Rohstoifen.  Das  Endergebnis  der  darüber  geführten  Verhand- 
lungen war  der  Entwurf  eines  einheitlichen  deutschen  Gütertarifs,  der 
am  14.  Dez.  1876  zustande  kam  und  in  seinen  Grundzügen  heute  noch 
in  Anwendung  ist.  Doch  wollte  sich  Bismarck  mit  dieser  bloß  »sche- 
matischen Güterklassifikation«  nicht  begnügen,  sondern  die  Tarife 
reichsgesetzlich  regeln,  um  zu  verhüten,  daß  die  Wirkung  der  Zölle 
durch  die  Tarifpolitik  der  Bahnen  aufgehoben  werde.  Er  stieß  mit 
diesem  Plan  auf  Widerstand  und  mußte  schließlich  von  ihm  abstehen. 
Er  versuchte  es  deshalb  mit  dem  Reichseisenbahnprojekte,  mit  dem  er 
ein  »den  nationalen  Ideen  sowie  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  und 
der  Landesverteidigung  entsprechend  einheitlich  geordnetes  Eisenbahn- 
system« schaffen  wollte.  Wie  bekannt,  scheiterte  der  Gedanke  an  dem 
Widerstände  der  Bundesstaaten  außer  Preußen.  Dieses  letztere  ging 
jetzt  daran,  die  Bahnen  in  seinem  Lande  möglichst  in  seine  Hand  zu 
bringen,  ein  Plan,  der  von  Bismarck  im  Falle  des  Scheiterns  seiner 
Absicht  ins  Auge  gefaßt  worden  war.  Bismarck  hatte  sich  im  Laufe 
der    Zeit    immer    mehr    zu    einem    Anhänger    des    reinen    Staatsbahn- 
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Systems    bekehrt,    nachdem    er  früher    das   »gemischte«   System   befür- 
wortet hatte. 

Im  letzten  Jahrzehnt  seiner  Kanzlerschaft  hat  Bismarck  nicht  mehr 
selbständig  in  die  Eisenbahnpolitik  eingegriffen,  die  er  in  guten  Hän- 
den, denen  des  Ministers  Maybach,  wußte.  Die  Eisenbahnangelegen- 
heit war  nicht  mehr  eine  reichsdeutsche,  sondern  eine  preußische  An- 
gelegenheit geworden.  Die  Reichseisenbahnpolitik  wurde  aber  immer 
im  Auge  behalten  und  fand  unter  anderem  darin  ihren  Ausdruck,  daß 
der  preußische  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  zugleich  Chef  der  Ver- 
waltung der  Reichseisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  wurde.  Nach  dem 
Ausscheiden  Bismarcks  hat  sie  ihre  Fortsetzung  in  der  preußisch-hessi- 
schen Eisenbahngemeinschaft  und  später  im  Abschluß  des  Staatsbahn- 
wagenverbandes  gefunden,  so  daß  auf  indirekte  Weise  annähernd  er- 
reicht worden  ist,  was  Bismarck  in  großzügiger  Weise  einst  erstrebt 
hatte.  Benno  Schmidt. 


J^r  am  Me  i  s  el  und  Arilutr  Sp  ieth  off ,  Oesterreichs  Finanzen  und 
der  Krieg.  München  und  Leipzig,  Verlag  von  Duncker  &  Humblot, 
1915.  36  S.  8"- 
Der  gegenwärtige  Weltkrieg  hat  auch  die  mit  uns  verbündete  Nach- 
barmonarchie vor  schwerwiegende  finanzielle  Fragen  gestellt.  Zwei 
Probleme  sind  es,  welche  der  österreichische  Schatzkanzler  durch  den 
Krieg  zur  Lösung  zugeteilt  erhielt.  Zunächst  handelte  es  sich  für  ihn 
darum,  die  finanziellen  Mittel  für  den  Riesenkampf  aufzubringen  und 
alles  vorzukehren,  damit  derselbe  auch  durch  längere  Zeit  hindurch 
ausgehalten  werden  könne.  Der  österreichische  Staat  hat  den  in  dieser 
Beziehung  auf  ihn  gesetzten  Erwartungen  bisher  nicht  nur  entsprochen, 
sondern  dieselben  sogar  durch  den  großen  Erfolg  seiner  Kriegsanleihen 
glänzend  übertroffen.  Auch  über  den  Mangel  eines  Kriegsschatzes  ist 
die  Nachbarmonarchie  dank  ihren  bedeutenden  Kassenbeständen  und 
dank  der  vortrefflichen  Organisation  ihrer  goldgesättigten  Zentralnoten- 
bank, die  sich  als  Kriegsbank  in  den  Dienst  der  finanziellen  Mobil- 
machung gestellt  hatte,  ziemlich  gut  hinweggekommen.  Das  reichliche 
Ergebnis  der  Kriegsanleihen  wird  die  Monarchie  in  den  Stand  setzen, 
ihren  finanziellen  Kriegsbedarf  ohne  Erschütterung  der  Währung  selbst 
für  längere  Zeit  zu  decken.  Aber  nunmehr  erhebt  sich  die  weitere 
Frage,  wie  die  Monarchie  —  wir  sprechen  hier  immer  nur  von  der 
diesseitigen  Reichshälfte  —  die  Mittel  für  die  Verzinsung  und  die  seiner- 
zeitige Tilgung  der  neuen  riesigen  Kriegsausgaben  aufzubringen  ver- 
mögen wird.  An  diese  gewaltigen  Summen  werden  sich  noch  viele 
weitere  Millionen  anreihen,  damit  der  kostspielige  Uebergang  vom 
Kriegs-  zum  Friedenszustande    vollzogen,    die    grauenvolle  Verwüstung 
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weiter  Landstriche  geheilt  und  endlich  die  militärische  Ausrüstung  der 
]\Ionarchie  wiederhergestellt  und  der  politischen  Lage  gemäß  verstärkt 
werden  könne.  Wir  Deutschen  haben  allen  Anlaß,  auch  unsererseits 
diesen  Fragen  ein  intensives  Interesse  entgegenzubringen,  denn  ihre 
glückliche  Lösung  ist  für  uns  von  nicht  geringerer  Bedeutung  als  der 
Erfolg  der  militärischen  Waffenbrüderschaft.  Da  leider  nicht  behauptet 
werden  kann,  daß  die  Kenntnis  der  österreichischen  Verhältnisse  in 
Deutschland  immer  eine  sehr  ausgedehnte  oder  auch  nur  genügende 
sei,  so  erhält  die  vorliegende  Schrift  im  gegenwärtigen  Augenblicke 
einen  besonderen  Wert.  Dieser  wird  dadurch  noch  erhöht,  daß  von 
den  Verfassern  der  eine  ein  in  den  verschlungenen  Pfaden  der  öster- 
reichischen Finanzpolitik  wohlbewanderter  Praktiker  ist  und  der  zweite, 
ein  aus  Deutschland  nach  Oesterreich  berufener  Lehrer  der  National- 
ökonomie, sozusagen  die  theoretischen  Erfahrungen  diesseits  und  jen- 
seits der  Grenzpfähle  in  sich  vereinigt.  Es  ist  kein  großes  Reform- 
programm, das  uns  die  Verfasser  entwickeln,  aber  gerade  darin  dürfte 
der  Hauptvorzug  ihrer  Ausführungen  liegen.  Die  politischen  Verhält- 
nisse Oesterreichs  sind  der  Lösung  großzügiger  Aktionen  sehr  wenig 
günstig  und  darum  wird  man  es  nur  billigen  können,  wenn  andere 
Wege  von  ihnen  eingeschlagen  werden.  Ihre  Darlegungen  bewegen 
sich  hauptsächlich  in  zwei  Richtungen.  Mit  allem  Nachdruck  reden 
sie  weitgehenden  Ersparungen  das  Wort,  sofern  sich  solche  mit  der 
Rücksicht  auf  die  Fortentwicklung  des  wirtschaftlichen  und  kulturellen 
Staatslebens  vertragen.  Die  Verfasser  schließen  sich  in  diesem  Punkte 
ihres  Programms  nur  jenen  Forderungen  an,  welche  einsichtige  Staats- 
politiker und  Theoretiker  schon  seit  Jahren  erhoben  und  die  sich  dank 
den  Berechnungen  der  Kommission  zur  Förderung  der  Verwaltungs- 
reform seit  kurzem  zu  festen  ziffermäßigen  Ansätzen  verdichtet  haben. 
Nicht  weniger  als  300  Millionen  Kronen  können  und  sollen  auf  diesem 
Wege  künftig  für  den  Zweck  der  Kriegskostendeckung  gewonnen  wer- 
den. Ob  freilich  dieser  Mahnruf  zu  größerer  Sparsamkeit  bei  der  öster- 
reichischen Staatsverwaltung  sofort  so  reiche  Früchte  tragen  wird?  Wir 
haben  vor  einigen  Jahren  eine  die  Finanzen  Oesterreichs  behandelnde 
Schrift  ^)  mit  den  Worten  geschlossen :  Wir  möchten  es  hoffen  und 
müssen  es  doch  bezweifeln.  Es  will  uns  scheinen,  als  ob  diese  Worte 
auch  hier  wieder  ihre  Geltung  behaupten  werden.  Man  kann  nicht 
die  ganze  Verwaltung  eines  großen  Staates  in  einigen  Jahren  so  gründ- 
lich ummodeln,  daß  Hunderte  von  Millionen  erspart  werden.  Hiezu 
bedürfte  es  eines  so  gewaltigen  Kehrbesens,  wie  ein  solcher  in  Oester- 
reich nicht  so  leicht  erstehen  wird.  Solange  übrigens  die  von  den 
Verfassern  nicht  berührte  Reform  der  autonomen  Verwaltung  ungelöst 
ist,  bleibt  noch  immer  ein  zweites  Tor  für  verschwenderische  Veraus- 


l)   »Finanzreform    in    Oesterreich«    (XXXVII.  Ergänzungsheft  zu    dieser  Zeit- 
schrift). 
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gabung  von  Staatsmitteln  offen.  Denn  wie  soll  man  es  anders  nennen, 
wenn  Millionen  und  Millionen  vom  Staate  an  die  Landesverwaltungen 
in  Gestalt  von  Subventionen  oder  Dotationen  beigesteuert  werden,  ohne 
daß  in  der  Regel  auch  nur  die  geringste  staatliche  Kontrolle  über  die 
Verwendung  dieser  Summen  ausgeübt  wird  ?  Aber  auch  dieses  mit  der 
ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  Oesterreichs  so  tief  verschlungene 
Problem  der  autonomen  Verwaltung  ist  mit  kleinen  Mitteln  nicht  zu 
lösen  und  darin  mag  wohl  der  Grund  gelegen  haben,  weshalb  es  von 
den  auf  rasch  erreichbare  Ziele  lossteuernden  Verfassern  ganz  bei- 
seite gelassen  wurde.  Dieselben  beschränken  sich  in  ihren  weiteren 
Ausführungen  durchaus  auf  das  System  der  staatlichen  Einnahmen  und 
lassen  diese  zu  dem  Zwecke  Revue  passieren,  um  überall  im  Kleinen 
nachzubessern  und  so  ihren  Ertrag  zu  heben.  Sie  eifern  energisch 
gegen  die  in  Oesterreich  so  weit  verbreitete  und  selbst  statistisch  nach- 
weisbare Steuerunmoral  und  verlangen  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
eine  nachhaltige  Verbesserung  des  derzeit  recht  unwirksamen  Einkom- 
mensteuerstrafverfahrens. Die  in  Preußen  und  anderen  deutschen  Staa- 
ten eingeführte  Vermögenssteuer  wird  aus  guten  Gründen  abgelehnt, 
zumal  der  für  sie  erforderliche  Apparat  erst  geschaffen  werden  müßte. 
Dagegen  haben  die  Luxussteuern  eine  warme  Fürsprache  gefunden 
ohne  daß  freilich,  wie  wir  glauben,  die  in  der  Finanzwissenschaft  ge- 
gen den  praktischen  Erfolg  dieser  Steuern  erhobenen  Bedenken  aus- 
reichend gewürdigt  werden.  Eine  scharfe  Verurteilung  erfahren  die 
nur  als  politische  Geschenke  zu  erklärenden  »Nachlässe«,  die  sich  in 
den  letzten  Jahrzehnten  bei  verschiedenen  Steuergattungen  mehr  und 
mehr  einzubürgern  begonnen  haben,  und  es  wird  ihre  Aufhebung  ge- 
fordert. Durch  allerlei  derartige  kleine  Nachbesserungen  sowie  durch 
eine  ausgiebige  Erhöhung  der  verschiedenen  Gebühren  und  schärfere 
Ausgestaltung  der  Erbsteuervorschriften  erhoffen  die  Verfasser  eine 
Einnahmevermehrung  von  nicht  weniger  als  250  Millionen  Kronen.  Es 
bedürfte  hiezu  keiner  weitläufigen  Maßnahmen  und  nur  die  Frage  der 
verfassungsmäßigen  Durchführung  muß  angesichts  der  augenblicklichen 
Lahmlegung  des  österreichischen  Parlamentes  Schwierigkeiten  hervor- 
rufen. Wie  sich  die  Verfasser  hiezu  verhalten,  haben  sie  in  der  Schrift 
nirgends  angedeutet.  Nur  an  einer  Stelle  (S.  16)  ist  ganz  kurz  davon 
die  Rede,  daß  der  Ertrag  des  Tabakmonopoles  im  Verordnungswege 
gesteigert  werden  könne,  weil  die  Finanzverwaltung  die  Preise  in  dieser 
Art  zu  bestimmen  in  der  Lage  sei.  Wir  möchten  nicht  unterlassen 
hervorzuheben,  daß  gegen  diese  Praxis  im  österreichischen  Abgeord- 
netenhause ernste,  und  zwar  unseres  Erachtens  durchaus  berechtigte 
Einwendungen  erhoben  worden  sind.  Denn  in  den  Preisen  der  Tabak- 
produkte verkörpert  sich  der  Steuerfuß,  und  es  ist  ein  allgemein  ange- 
nommener Verfassungsgrundsatz,  daß  dieser  nur  mit  parlamentarischer 
Genehmigung  abgeändert  werden   darf.     Aber   der  Krieg   stumpft   die 
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Gemüter  ab  und  so  möchten  wir  uns  nicht  allzu  sehr  verwundern,  wenn 
seine  Not  nicht  noch  weitergehende  Verfassungswandlungen  im  Gefolge 
haben  sollte.  Ob  man  dann  aber  bei  den  hier  vorgeschlagenen  kleinen 
Nachbesserungen  des  geltenden  Steuersystemes  stehen  bleiben  wird? 
Schon  die  nächsten  Zeiten  müssen  lehren,  inwieweit  unsere  Autoren 
recht  behalten  werden. 

Ferdinand  Schmid. 


Koennecke ,  Dr.  Otto,  Rechtsgeschichte  des  Gesindes  in  West-  und  Sil d- 
dentschland  (Nr.  12  der  Arbeiten  zum  Handels-,  Gewerbe-  und  Land- 
wirtschaftsrecht, hrsg.  von  Prof.  Dr.  Ernst  Heymann).  Marburg,  N.  G. 
Elwertsche  Verlagsbuchhandlung  191 2.    938  S.  8". 

Das  Werk  bringt  in  einem  die  Quellengeschichte  behandelnden 
Teile  zunächst  eine  sorgfältige  Uebersicht  der  zahlreichen  partikularisti- 
schen  Gesinderechtsbestimmungen  in  West-  und  Süddeutschland  vom 
Mittelalter  bis  in  die  moderne  Zeit.  Im  zweiten  Hauptteil  wird  dann 
die  Rechtsentwickelung  systematisch  dargestellt.  Die  Arbeit  füllt  eine 
Lücke  in  der  deutschen  Rechtsgeschichtsforschung  aus,  da  sie  eine  für 
die  Rechtsvergleichung  sehr  interessante  Ergänzung  zu  den  Veröfifent- 
lichungen  auf  dem  Gebiete  des  ostdeutschen  Gesinderechts  darstellt. 

Die  Besonderheit  gewisser  Pflichten  ergibt  sich  aus  der  Umgebung 
und  den  Verhältnissen,  unter  denen  die  Menschen  leben,  insbesondere  aus 
der  Zugehörigkeit  zu  gewissen  Personengemeinschaften,  die  ihr  Indivi- 
dualleben  führen,  »anders  als  die  entsprechenden  Konkurrenzgemein- 
schaften, zu  denen  sie  sich  als  Gesamtheit  in  absichtlichen  und  unab- 
sichtlichen Gegensatz  stellen.  Diese  durch  das  Leben  geschaftenen 
Personengemeinschaften  (die  Familie,  die  Gruppe  der  nahe  beieinander 
wohnenden  Menschen ,  die  Stadt,  der  abgeschlossene  ländliche  Bezirk 
usw.)  erfordern  mit  Rücksicht  auf  die  Besonderheit  der  in  ihnen  wir- 
kenden Kräfte  und  die  besonderen  Eigenschaften  und  Fähigkeiten,  die 
sie  den  zu  ihnen  gehörigen  Personen  verleihen,  eine  eigene  rechtliche 
Regelung.  Koennecke  zeigt  (a.  a.  O.  S.  251  ff.),  wie  das  Verhältnis  des 
Gesindes  zur  Herrschaft  zu  solchen  Besonderheiten  in  den  gegenseitig 
festgelegten  Pflichten  führt. 

Die  verhältnismäßig  lange  Zeit,  für  die  das  Gesinde  in  Dienst  ge- 
nommen wird,  seine  Selbständigkeit  in  der  Erledigung  der  vielen  klei- 
nen Tagesaufgaben,  die  lauter  Spezialbefehle  unmöglich  machen,  das 
aus  diesem  Grunde  von  der  Herrschaft  dem  Gesinde  notwendig  ent- 
gegenzubringende Vertrauen  einerseits,  die  wirtschaftlich  stärkere  Stel- 
lung der  Herrschaft  und  die  Erziehungsbedürftigkeit  des  Gesindes 
andererseits  haben  es  mit  sich  gebracht,   daß  das  ganze  Verhältnis  zu 
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einem  gegenseitigen  Treueverhältnis  mit  überlegener  Stellung  der  Herr- 
schaft ausgestaltet  wurde. 

In  die  Gesindeordnungen  wurde  in  der  Regel  eine  allgemeine 
Treuepflicht  des  Gesindes,  »das  Beste  der  Herrschaft  zu  fördern«  usw. 
aufgenommen.  Unredlichkeiten  des  Gesindes  wurden  strenger  geahndet 
als  sonstige  Unredlichkeiten.  Hierbei  wurde  freilich  der  Gesichtspunkt 
der  größeren  Versuchung  zu  Unredlichkeiten,  die  gegenüber  der  ver- 
mögenden Herrschaft  leicht  auch  als  nicht  besonders  schwere  Vergehen 
aufgefaßt  werden  konnten,  außer  acht  gelassen.  Die  Vergeltungsstrafe, 
die  die  Schwere  der  für  und  gegen  die  Begehung  des  Delikts  sprechen- 
den Motive  berücksichtigen  muß,  hat  hier  also  trotz  ihrer  prinzipiellen 
Anerkennung  im  Mittelalter  keine  Anwendung  gefunden.  Man  hat 
vielmehr  teilweise  vom  einseitigen  Dienstherrschäftsstandpunkt,  teil- 
weise aus  dem  berechtigten  Gesichtspunkte,  daß  der  Begehung  leicht 
möglicher  Delikte  mit  größerem  Nachdruck  vorgebeugt  werden  müsse, 
als  der  Begehung  schwerer  möglicher  Delikte,  in  der  Abstufung  der 
Strafen  für  Gesindeveruntreuungen  das  Prinzip  der  Zweckstrafe  zu- 
grunde gelegt.  Strafbar  waren  ferner  von  Handlungen,  die  als  Ver- 
letzungen der  Treuepflicht  des  Gesindes  aufgefaßt  wurden,  der  Nicht- 
antritt des  Dienstes,  das  Doppelvermieten,  die  Uebertretung  der  be- 
stehenden Koalitionsverbote.  Die  besondere  Treuepflicht  des  Gesindes 
wurde  —  hierin  ist  eine  privatrechtliche  Analogie  zu  der  Bestärkung 
der  öffentlich-rechtlichen  Beamtentreuepflicht  zu  sehen  —  häufig  durch 
einen  Eid,  eventl.  gegenüber  der  Herrschaft,  bekräftigt.  Aehnliches 
gilt  für  die  Beamtenuniformen  und  die  Livreen,  die  beide  zum  Aus- 
drucke bringen,  daß  ihre  Träger  im  Auftrage  jemandes  und  in  dessen 
Namen  tätig  sind,  wie  denn  auch  früher  die  Staatsbeamten  und  die 
herrschaftlichen  Diener  beide  die  Bezeichnung  »Bediente«  führten. 

Der  Treuepflicht  des  Gesindes  entsprechen  gewisse  allerdings  in 
der  Herrschaftsform  auszuübende  Treuepflichten  der  Herrschaft.  Sie 
soll  das  Gesinde  erziehen  —  die  Uebertretung  dieser  Pflicht  wird  zum 
Teil  mit  Strafe  bedroht  — ,  der  Herr  vertritt  das  Gesinde  vor  Gericht, 
er  »verheiratet«  seine  Dienstboten,  er  muß  eine  Fürsorge  in  ihrer 
letzten  Stunde  für  sie  ausüben.  Allerdings  wurde  in  West-  und  Süd- 
deutschland im  Gegensatze  zu  Ostdeutschland  eine  Züchtigung  des  Ge- 
sindes, wenigstens  in  der  späteren  Zeit,  als  durchaus  unerlaubt  ange- 
sehen. Charakteristisch  ist,  daß  auch  in  West-  und  Süddeutschland 
die  Geistlichen  unter  Berufung  auf  gewisse  Bibelsprüche  für  eine  be- 
sonders strenge  Behandlung  des  Gesindes  eintraten. 

Immerhin  waren  auch  die  gesinderechtlichen  Bestimmungen  West- 
und  Süddcutschlands  im  allgemeinen,  wenn  auch  unbewußt,  von  dem 
einseitigen  Standpunkt  der  Herrschaften  erlassen.  Die  den  Interessen 
der  Dienstboten  dienenden  Rechtsvorschriften  standen  erst  am  Anfange 
der  Entwickelung.     Zwar  gab  es  schon  zur  Fürsorge  des  Gesindes  für 
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die  Zeit  von  Erkrankungen  eine  Art  von  Krankenkassen;  diese  wurden 
jedoch  ausschließlich  von  den  Strafen  unterhalten,  welche  das  Gesinde 
für  Vertragsverletzungen  zu  zahlen  hatte,  während  die  moderne  Zeit 
auch  für  die  Herrschaft  im  Interesse  der  Krankheitsversorgung  des 
Gesindes  eine  Beitragspflicht  geschaffen  hat.  Der  Lohnanspruch  des 
Gesindes,  in  der  Regel  seine  einzige  oder  doch  seine  Haupteinnahme- 
quelle, genoß  schon  in  alter  Zeit  gewisse  Bevorzugungen  gegenüber 
sonstigen  Verbindlichkeiten  des  Herrn,  gewisse  Lohnabzüge  waren  ihm 
untersagt.  Nach  außen  hin  zeigte  sich  die  »Geschäftsintimität«  in  den 
Beziehungen  zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  —  so  will  der  Ver- 
fasser den  Ausdruck  »patriarchalisches  Verhältnis«  ersetzen  —  darin, 
daß  das  Gesinde  den  Gerichtsstand  des  Herrn  teilte,  daß  der  Herr  für 
gewisse  Handlungen  der  Dienstboten  (mit  denen  er  sie  beauftragt 
hatte,  oder  die  er  auch  nur  kannte  oder  aber  auch  für  gewisse  Hand- 
lungen schlechthin)  haftete.  Dafür  konnte  er  dann  aber  auch  z.  B.  die 
Buße  für  eine  seinem  Knechte  zugefügte  Körperverletzung  selbst  ver- 
langen. 

Vereinzelt  zeigen  sich  ostdeutsche  Institutionen,  durch  die  die 
Abhängigkeit  des  Gesindes  von  der  Herrschaft  gewährleistet  wird,  auch 
in  Süd-  und  Westdeutschland.  Sogar  der  Gesindezwangsdienst  wurde 
1798  durch  die  Schaumburgischen  Stände  der  Regierung  vorgeschlagen. 
Auch  die  Höchsttaxen  für  den  Dienstlohn  und  seine  Beschränkungen, 
die  demselben  Zwecke  wie  die  Höchsttaxen  für  gewisse  Waren  dienten, 
nämlich  dem,  der  Teuerung  abzuhelfen,  zeigen,  dafi  die  Gesindeinter- 
essen vom  Standpunkte  des  Gesindes  nur  wenig  Beachtung  gefunden 
haben  können.  Selbst  die  Fürsorgepflichten  der  Herrschaft  scheinen 
mehr  dem  Zwecke  zu  dienen,  daß  diese  zum  Schaden  ihrer  Person 
nicht  bestehende  sittliche  Pflichten  verletzen,  als  dem,  den  dienenden 
Personen  zu  helfen.  Gerade  die  Festlegung  von  Maximallöhnen  für 
das  Gesinde  zeigt  auch,  wie  wesentlich  der  Zeitgeist  für  die  Gestaltung" 
rechtlicher  Verhältnisse  ist.  In  der  modernen  Zeit  ist  man  zum  Teil 
umgekehrt  bestrebt,  durch  die  Festlegung  von  Minimallöhnen  (z.  B. 
für  industrielle  Arbeiter)  der  wirtschaftlich  schwächeren  Klasse  zu  helfen. 
Um  die  den  Dienstboten  zu  gewährende  Vergütung  zu  begrenzen,  wur- 
den auch  die  Naturalvcrgütungen  eingeschränkt,  die  Verabreichung  einer 
zu  guten  Kost  an  das  Gesinde  verboten  usw.  Manches  —  wie  z.  B. 
die  Anordnung  einer  bestimmten  Gesindekleidung  —  ist  freilich  nicht 
als  Ausnahmebestimmung  gegenüber  dem  Gesinde  aufzufassen,  da  die 
Kleiderordnungen  sich  auf  alle  Stände  erstreckten.  Daß  die  gesinde- 
rechtlichen Bestimmungen  nicht  die  berechtigten  Interessen  der  Dienst- 
boten neben  denen  der  Dienstherrschaft  berücksichtigten,  ergibt  sich 
daraus,  daß  zu  gewissen  Zeiten  die  Lösung  des  Gesindeverhältnisses 
durch  Vertragsbruch,  rechtlich  als  Ausnahme,  weil  als  Zuwiderhand- 
lung gegen  eine  Norm,  betrachtet,  tatsächlich  die  Regel  wurde.  Rechts- 
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normen,  die  in  der  Regel  übertreten  werden,  sind  reformbedürftig. 
Auch  vom  Gesichtspunkte  der  künstlich  erzwungenen  Hebung  der  Ge- 
meinschaft durch  strenge  Gebote  oder  Verbote  an  bestimmte  Glieder 
der  Gemeinschaft  sind  sie  nicht  zu  rechtfertigen,  weil  sie  eben  die 
Gemeinschaft  durch  die  Nichtberücksichtigung  bestimmter  Sonderinter- 
essen nicht  fördern. 

Die  Tendenz  rechtlicher  Ausnahmebestimmungen  ist  aber  keines- 
wegs immer  die,  irgendwelchen  schon  kraft  der  bestehenden  Verhält- 
nisse Benachteiligten  noch  weitere  Beschränkungen  aufzuerlegen.  Mit- 
unter sind  solche  Ausnahmebestimmungen  ein  Versuch,  einer  wirt- 
schaftlich schwächeren  Klasse  in  irgendeiner  Hinsicht  Bevorzugungen 
zu  gewähren,  damit  auf  diese  Weise  ein  Ausgleich  der  Interessen  der 
wirtschaftlich  Stärkeren  und  Schwächeren  stattfinde.  So  gab  das  Mittel- 
alter in  naiven  Gesetzgebungsakten  dem  Gesinde  gewisse  Vorzugs- 
rechte, die  sich  als  grundsätzlich  zu  verwerfende  Ausnahmebestimmun- 
gen darstellen.  Nach  dem  Sachsenspiegel  brauchte  z.  B,  zu  viel  ge- 
zahlter Lohn  vom  Gesinde  nicht  erstattet  zu  werden,  bei  Klagen,  die 
auf  Zahlung  rückständigen  Lohns  für  eine  bestimmte  Zeit  gingen,  kam 
das  Gesinde,  obwohl  es  die  Beweislast  hatte,  zum  Eide  usw. 

Derartige  Bestimmungen  greifen  das  üebel,  dem  man  abhelfen 
will,  nicht  an  der  Wurzel  an;  sie  widersprechen  elementaren  Rechts- 
grundsätzen und  sind  deshalb  zu  verwerfen.  Ihr  Zweck  muß  mit  Mit- 
teln erreicht  werden,  die  den  Rechtsgrundsätzen  entsprechen. 

Die  in  der  Treuepflicht  der  Herrschaften  liegenden  Aufgaben 
suchte  das  französische  Regime  im  Königreich  Westfalen  durch  staat- 
liche Tätigkeit  (Besserung  des  Gesindes  durch  Verbesserung  der  Schu- 
len usw.)  zu  ersetzen.  Der  Staat  mischte  sich  durch  Registrierungen 
der  Dienstverträge,  Ausweisungen  von  lästigen  Dienstboten  usw.  in 
weitem  Umfange  in  die  Gesindeverhältnisse  ein,  eine  Politik,  die  mit 
der  französischen  Herrschaft  schwand.  Wie  der  Verfasser  richtig  her- 
vorhebt, war  es  aber  auch  die  Tragikomik  des  deutschen  Gesinde- 
rechts, daß  es  in  die  kleinsten  Einzelheiten  des  Gesindeverhältnisses 
einzugreifen  suchte,  ein  Versuch,  der  bei  der  notwendigen  Verschieden- 
heit der  einzelnen  Gesindeverhältnisse  stets  wieder  scheitern  mußte. 

Gewisse  Bestimmungen  des  mittelalterlichen  deutschen  Gesinde- 
rechts verdanken  ihre  Entstehung  den  religiösen  Anschauungen  der  Zeit. 
Wie  die  katholische  Theologie  die  Vorenthaltung  des  verdienten  Tag- 
oder Arbeitslohnes  neben  dem  vorsätzlichen  Totschlag,  der  sodomiti- 
schen  Sünde  und  der  Unterdrückung  der  Armen,  Witwen  und  Waisen 
unter  die  himmelschreienden  Sünden  rechnet,  so  galt  auch  die  Pflicht 
der  Herrschaft  zur  Lohnzahlung  als  eine  besonders  strenge,  und  ihre 
Verletzung  zog  gewisse  Nachteile  (doppelte  Lohnzahlung  usw.)  nach  sich. 
Immerhin  wird  ein  Fall  erwähnt,  in  dem  es  nötig  war,  selbst  die  Geist- 
lichen nachdrücklich  auf  diese  Lohnzahlungspflicht,  deren  Erfüllung  bei 
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den  Revisionen  der  Dekane  kontrolliert  werden  sollte,  hinzuweisen. 
Religiösen  Ideen  entstammen  auch  die  Verbote  bez.  Beschränkungen 
der  Haltung  christlicher  Dienstboten  durch  Juden  (das  umgekehrte 
Verhältnis  galt  im  allgemeinen  als  statthaft),  aber  auch  gewisse  inter- 
konfessionelle Dienstverbote  in  bezug  auf  Katholiken  und  Protestanten. 
Mit  welcher  Naivität  sich  das  Mittelalter  über  andere  religiöse  Ideen, 
deren  Ausgestaltung  im  Leben  ihm  weniger  paßte,  hinwegsetzte,  ergibt 
sich  z.  B.  daraus,  daß  die  Verschiedenheit  der  bürgerlichen  Stellung 
durch  das  besondere  Kirchenstuhlrecht  auch  vor  die  Gottheit  getragen 
wurde,  vor  der  doch  nach  christlicher  Anschauung  nur  der  innere 
Wert  des  Menschen  gilt.  Auch  die  Beschränkungen  der  Sonntagsarbeit, 
das  Verbot  der  Dienstbotenhaltung  durch  Mönche  usw.  sind  Ausflüsse 
der  religiösen  Zeitströmung. 

Bei  der  Behandlung  des  interessanten  Themas,  das  von  den  ver- 
schiedensten Gesichtspunkten  aus  erfaßt  werden  kann,  hat  der  Ver- 
fasser nicht  nur  die  in  Frage  kommenden  Rechtsquellen  und  die  tat- 
sächlichen Zustände,  für  die  die  Gesinderechtsnormen  Anwendung  fan- 
den, umfassend  berücksichtigt,  sondern  auch  die  sich  in  diesen  Normen 
verkörpernden  Rechtsgedanken  durch  tiefgehende  allgemeine  Erwägun- 
gen gewürdigt.  Auch  der  historische  Teil  des  Werkes  ist  für  den 
Rechtsdogmatiker  eine  Fundgrube  für  interessante  Erscheinungen  des 
Rechtslebens.  Dr.  Bruno  Beyer. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     2.  23 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
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RUSSLAND  UND  DIE  DEUTSCHE  LEBENS- 
MITTELVERSORGUNG. 

Von 

KUNO  WALTEMATH. 

Der  Staatssekretär  Dr.  HelffericJi  hat  bekanntlich  an  der  Hand 
der  amtlichen  Dokumente  und  Depeschen  festgestellt,  daß  Ruß- 
land der  eigentliche  Antreiber  zu  dem  Weltkriege  gewesen  ist. 
Diese  Feststellung  stimmt  mit  der  Tatsache  überein,  daß  Ruß- 
land Jahre  hindurch  gerüstet  hat.  Es  hat  sich  in  einer  Weise 
vorbereitet,  die  keiner  bei  uns  vermutete,  von  den  führenden 
militärischen  Kreisen  abgesehen.  Es  ist  zweifellos  der  am  besten 
gerüstete  unserer  Feinde  gewesen,  wenn  man  die  riesigen  Ent- 
fernungen des  Reiches  und  die  Unzureichenheit  der  Eisenbahnen 
in  Betracht  zieht.  Daß  Rußland  so  rasch  nach  Kriegsbeginn 
Millionenheere  aufmarschieren  lassen  konnte ,  hat  die  deutsche 
Oeffentlichkeit  ungemein  überrascht.  Es  hat  aber  Jahre  vor  dem 
Weltbrand  nicht  nur  militärische,  nein  auch  wirtschaftliche  Vor- 
bereitungen getroffen,  alle  mit  dem  Ziele,  uns  auch  wirtschaftlich 
zu  Boden  zu  strecken  und  den  russischen  Macht-  und  Geldge- 
lüsten dienstbar  zu  machen.  Das  macht  die  Darstellung  Helf- 
ferichs  noch  unwiderleglicher. 

In  seiner  berühmten  Septennatsrede  von  1887  sagte  Bismarck: 
»Gott  hat  uns  in  eine  Situation  gesetzt,  in  der  wir  durch  unsere 
Nachbarn  daran  verhindert  werden,  irgendwie  in  Trägheit  und  in 
Versumpfung  zu  geraten.  Er  hat  uns  die  kriegerischste  und  un~ 
ruhigste  Nation,  die  Franzosen  an  die  Seite  gesetzt,  und  er  hat 
in  Rußland  kriegerische  Neigungen  groß   werden   lassen,    die    in 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsvvissensch.     1915.     3.  2,A. 
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dem  Maße  früher  nicht  vorhanden  waren.«  Bismarck  spricht  nur 
von  kriegerischen  Neigungen  Rußlands,  nicht  von  wirtschaftlichen, 
und  das  ist  erklärlich,  denn  solche  gab  es  damals  nicht.  Sie  sind 
auch  späterhin  nicht  in  die  Erscheinung  getreten,  wenigstens  nicht 
in  dem  Umfange,  daß  sie  Einfluß  auf  die  russische  Auslands- 
politik hätten  gewinnen  können.  Wenn  das  Wesen  eines  Handels- 
staates damit  definiert  wird,  daß  dieser  die  Auslandspolitik  nur 
von  dem  Gedanken  leiten  lasse  :  »Wie  nützt  es  dem  Handel  und  der 
Volkswirtschaft  meines  Staates?«,  dann  ist  Rußland  alles  andere 
eher  als  ein  Handelsstaat  gewesen.  Rußland  war  bis  vor  kurzem 
reiner  Ackerbaustaat.  Es  führte  Ackerbau-  und  Forstprodukte  so- 
wie Pelze  aus  und  tauschte  sie  gegen  industrielle  Erzeugnisse,  gegen 
einige  Rohstoffe  und  gegen  Tee  ein.  Es  war  dabei,  wie  es  gewöhn- 
lich bei  reinen  Ackerbaustaaten  der  Fall  ist,  in  der  ungünstigen 
Lage,  nicht  über  sichere  Absatzmärkte  seiner  hauptsächlichsten  Pro- 
dukte verfügen  zu  können.  Bis  in  die  siebziger  Jahre  hinein  hing  es 
lediglich  vom  Ausfalle  der  westeuropäischen  Ernten  ab,  ob  Ruß- 
land viel  oder  wenig  Korn  ausführen  und  das  Geld  dafür  ein- 
heimsen konnte.  Waren  die  Sommer  in  Westeuropa  kühl  und 
feucht,  dann  hatte  Rußland  gute  Tage,  es  konnte  viel  exportieren 
und  gute  Preise  erhalten.  Waren  dagegen  die  Sommer  im  Westen 
warm  und  trocken,  dann  brauchte  dieses  bedeutend  weniger  Korn 
aus  Rußland,  das  infolgedessen  schlechte  Zeiten  hatte.  Es  war 
noch  ein  Glück,  daß  es  dann  gewöhnlich  ungünstige  Ernten 
machte.  Der  Preisdruck  auf  seinen  Märkten  war  infolgedessen 
nicht  so  schlimm  und  gefahrdrohend  für  seine  Volkswirtschaft. 
Eine  russische  Kornausfuhr  in  größerem  Maßstabe  fand  erst  vom 
Beginne  des  19.  Jahrhunderts  an  statt.  Die  Ursache  war  eine 
Reihe  kühler  und  nasser  Sommer  in  England.  Rußland  expor- 
tierte 1800^1813  jährlich  durchschnittlich  4  Millionen  Hektoliter 
Getreide,  ein  gewaltiges  Quantum  für  jene  Zeit.  18 16  war  das 
bekannte  nasse  Hungerjahr;  der  russische  Kornexport  aus  Odessa 
allein  stieg  auf  7 — 8  Millionen  Hektoliter.  Von  1820 — 40  herrschte 
in  Westeuropa  eine  Periode  trockener  Sommer  und  großer  Ern- 
ten:  Rußlands  Getreideausfuhr  sank  bedeutend,  bis  auf  3,4  Mil- 
lionen Hektoliter.  Von  ungefähr  1840  ab  bis  1855  zog  über 
Europa  eine  Reihe  feuchter  und  kalter  Sommer.  Rußland  sah 
gute  Tage :  es  konnte  sein  Korn  in  großen  Mengen  und  zu  guten 
Preisen  los  werden.  Seine  Getreideausfuhr  betrug  im  Durch- 
schnitt   der  Jahre   1844 — 53    jährlich    1 1  7^    Millionen    Hektoliter. 
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Das  Jahr  1856  leitete  eine  Periode  guter  Ernten  in  England  ein. 
Rußland  konnte  nicht  viel  absetzen.  Um  die  Mitte  der  sechziger 
Jahre  trat  wieder  ein  Wandel  auf,  Rußland  wurde  wieder  ein 
wichtiger  Exportstaat,  dessen  Kornausfuhr  in  den  siebziger  Jahren 
den  höchsten  jemals  erreichten  Umfang  erzielte  ^). 

Es  ist  einleuchtend,  daß  es  unmöglich  war,  auf  ein  derartig 
schwankendes  Moment  wie  den  russischen  Kornexport  eine  Han- 
delspolitik zu  gründen.  Das  war  erst  möglich,  als  dieser  Export 
stabiler  zu  werden  anfing,  und  vor  allen  Dingen,  als  die  Industrie 
begann  sich  in  Rußland  zu  regen.  Während  früher  Rußland  so- 
zusagen auf  Gnade  und  Ungnade  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
dem  Westen  ausgeliefert  war,  konnte  es  nun  Forderungen  stellen. 
Es  war  allmählich  in  den  Besitz  wichtiger  Kompensationsobjekte 
gekommen,  und  zwar  in  dem  Verlangen  der  emporblühenden  und 
emporgezüchteten  einheimischen  Industrie  nach  Abwehrzöllen 
gegen  ausländische  Fabtikate.  In  den  achtziger  und  neunziger 
Jahren  konnte  es  mit  diesen  Waffen  noch  nicht  viel  ausrichten, 
das  erfuhr  seine  Regierung  außerordentlich  schmerzlich  während 
der  Jahre  1890 — 93.  Rußland  erließ  damals  Ausfuhrverbote  für 
Roggen  und  1893  ließ  es  sich  gar  auf  einen  Zollkrieg  mit  Deutsch- 
land ein,  um  es  den  russischen  Interessen  gefügig  zu  machen. 
Es  spekulierte  dabei  auf  die  von  ihm  angenommene  Unentbehr- 
lichkeit  und  Unersetzbarkeit  der  russischen  Landwirtschaft  zur 
Stillung  des  deutschen  Bedarfes  von  Lebensmitteln.  Die  Speku- 
lation mißlang  kläglich.  Wie  das  geschah,  legt  die  1894  an  den 
Reichstag  gerichtete  Denkschrift  der  Reichsregierung  zur  Befür- 
wortung des  deutsch-russischen  Handelsvertrages  dar:  »Der  An- 
teil Rußlands  an  der  Getreideversorgung  Deutschlands  hatte  in 
den  letzten  Jahren,  besonders  nach  der  guten  Ernte  Mittel-  und 
Südrußlands  im  Jahre  1888,  erheblich  zugenommen.  Seit  dem 
Jahre  1892  aber  haben  sich  die  Verhältnisse  wesentlich  verscho- 
ben. Als  hauptsächlichster  Faktor,  und  zwar  von  dauernder  Be- 
deutung, wirkte  zu  dieser  Verschiebung  die  erwiesene  Steigerung 
der  Leistungsfähigkeit  der  übrigen  Getreideproduktionsländer. 
Die  hier  in  Betracht  kommenden  Staaten  —  es  sind  vor  allem 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Argentinien,  die  Bal- 
kanstaaten und  Rumänien  —  haben  seit  den  letzten  Jahren  eine 
stetig  wachsende  Energie  in  der  Aufnahme  des  Wettbewerbs  mit 

i)  Siehe  Brücktter,  »Der  Einfluß  der  Klimaschwankungen  auf  die  Ernteerträge 
und  Getreidepreise«,  Hettnersche  Geographische  Zeitschrift,   1895. 

24* 


354 


Kuno  Waltemath : 


Rußland  auf  dem  Weltgetreidemarkt  betätigt.  Dazu  kam  ferner 
daß  die  Mißernten  in  Rußland  seit  Beginn  der  neunziger  Jahre 
zu  Ausfuhrverboten  führten,  welche  die  russische  Beteiligung  an 
der  Versorgung  des  europäischen  Getreidebedarfs  gerade  in  dem 
Zeitpunkte  lahm  legten,  wo  die  Leistungsfähigkeit  und  Ausfuhr- 
tätigkeit jener  anderen  Länder  einen  nachhaltigen  Aufschwung 
genommen  hatte.  Als  Rußland  sich  vom  Platze  zurückzog  und 
seine  Getreideausfuhr  einstellte ,  traten  sofort  jene  Konkurrenz- 
länder an  seine  Stelle  und  nahmen  den  Anteil  Rußlands  auf  ihre 
Schultern.  Die  Folge  war,  daß  trotz  des  Versiegens  der  russi- 
schen Bezugsquelle  sich  auf  dem  Weltmarkte  ein  Mangel  an  Brot- 
frucht nicht  fühlbar  machte.  Diese  Vorgänge  vollzogen  sich  ohne 
erhebliche  Störungen;  sie  haben  den  Beweis  geliefert,  daß  der 
Weltgetreidemarkt  nunmehr  auch  ohne  das  Hinzutreten  Rußlands 
in  der  Lage  ist,  den  Getreidebedarf  der  europäischen  Länder, 
insbesondere  auch  Deutschlands  zu  decken.  Als  dann  Rußland 
seine  Getreideausfuhr  wieder  freigab,  war  seine  Konkurrenz  auf 
dem  Weltmarkte  wesentlich  geschwächt,  da  es  überall  dem  Wett- 
bewerb jener  Gegner  begegnete,  die  sich  in  der  Zwischenzeit 
eine  feste  Stellung  bei  den  Abnehmern  geschaffen  hatten.  Noch 
unzweideutiger  aber  trat  die  gedachte  Verschiebung  der  Getreide- 
bezugsquellen während  des  deutsch-russischen  Zollkrieges  hervor, 
der  das  russische  Getreide  behinderte,  auf  dem  deutschen  Markte 
den  Wettbewerb  wieder  aufzunehmen.  Die  Einschränkung  war 
von  um  so  größerem  Einfluß,  als  Rußland  im  Jahre  1893  über 
eine  gute  Ernte  zu  verfügen  hatte  und  nunmehr  gezwungen  war, 
für  die  Ueberschüsse  an  Weizen  und  Roggen  neue  Absatzgebiete 

zu   niedrigeren  Preisen    aufzusuchen Wie   sehr    aber   die 

Leistungsfähigkeit  der  Getreideproduktionsländer  in  der  Fähigkeit 
zur  Versorgung  des  deutschen  Markts  an  Stelle  Rußlands  während 
der  letzten  Jahre  zugenommen  hat,  ergibt  sich  aus  den  folgenden 
Ziffern  der  deutschen  Reichsstatistik.  Es  gingen  nach  Deutsch- 
land ein 


an  Weizen 
aus  den  Vereinigten  Staaten 

aus  der  Türkei  und  Bulgarien 

I89I 
1892 
1893 

I  435  391  Doppelzentner 
6  302  130              » 
3  149  282              > 

35  993  Doppelzentner 
737  508 
218825 

aus  Rumänien 

aus  Argentinien 

I89I 
1892 
1893 

428  529  Doppelzentner 
917850 
1435778 

123  968  Doppelzentner 
661  697 
I  513  961 
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an  Roggen 

aus  den  Vereinigten  Staaten 

aus  Rumänien 

I89I 
1893 

IS93 

643271   Doppelzentner 
I  361  291               » 
181  949               » 

232  996  Doppelzentner 
286  176 
527  400 

aus  der  Türkei  und   Bulgarien 

aus  Serbien 

I89I 
1892 
1893 

330  955  Doppelzentner 
I  135  441               » 
383432 

19  796   Doppelzentner 
93525 

Im 

ganzen  führte  Deutschland  ein 

in 

Weizen 

Roggen 

1891 
1892 
1893 

9  053  317   Doppelzentner 
12  962  126               » 
7  034  530 

8426541  Doppelzentner 

5485991 
2  275  779 

Soweit  die  Denkschrift.  Der  Ausfall  der  russischen  Roggen- 
zufuhren hat  dabei  keinerlei  Brotteuerung  in  Deutschland  zuwege- 
gebracht. Im  Gegenteil,  in  den  Jahren  1892  und  1893  herrschten 
niedrige  Preise  in  unserem  Lande.  Mit  dem  Jahre  1893  beginnt 
die  bekannte  Periode  der  niedrigen  Kornpreise,  die  einige  Jahre 
hindurch  währte.  Nur  1891  war  eine  Brotteuerung  vorhanden. 
An  ihr  trug  aber  kein  künstlicher  Ausfall  der  russischen  Zufuhren 
die  Schuld,  sondern  ein  natürlicher.  Rußland  erlitt  in  diesem 
Jahre  eine  totale  Mißernte.  Wie  bedeutend  in  den  vorherge- 
gangenen Jahren  die  russischen  Kornzufuhren  nach  Deutschland 
waren,  zeigen  folgende  Belege : 

Gesamte  Roggeneinfuhr  Russische  Einfuhr 

in  Deutschland  von  Korn 

in  Doppelzentnern 

1889  10  597  300  9  346  570 

1890  8764480  7513800 

1891  (erstes  Halbjahr)         3496010  3  147640 

Rußland  sah  sich  also  gezwungen,  sich  in  der  Kunst  der 
Nachgiebigkeit  zu  üben.  Es  mußte  seinen  hochfliegenden  Plänen 
entsagen,  die  deutsche  industrielle  Einfuhr  lahm  zu  legen  durch 
weitere  gewaltsame  Forcierung  der  eigenen  industriellen  Entwick- 
lung. Es  mußte  sich  damit  begnügen,  diese  langsamer,  als  man 
beabsichtigt    hatte,    vor   sich  gehen  zu  lassen^).     Dafür    trug    es 


i)  In  welchem  Maße    die    russische    industrielle  Entwicklung    vor    sich 
zeigen  folgende  Ziffern.     Man  zählte  Baumwollspindeln  (rund) 

1877  2790000  1890  3457000 

1881  3640000  1896  5061000 

1885  4000000  1900  6554597 
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aber  den  Gewinn  davon,  daß  die  deutschen  Einfuhrzölle  ermäßigt 
wurden.  Das  konnte  es  aber  auf  die  Dauer  nicht  behaupten. 
Der  Handelsvertrag  von  1906  brachte  bedeutende  Erhöhungen 
der  deutschen  Agrarzölle  und  eine  Verschlechterung  des  russi- 
schen Brotkornhandels.  Er  hat  große  Unzufriedenheit  in  weiten 
Schichten  des  russischen  Volkes  erregt. 

Das  Mißvergnügen  steigerte  sich  zur  Erbitterung,  als  eine 
völlige  Wandlung  der  Verhältnisse  auf  dem  deutschen  Roggen- 
markte vor  sich  ging,  infolgederen  Rußland  seine  einflußreiche 
Stellung  auf  diesem  einbüßte.  Einige  Ziffern  mögen  das  illu- 
strieren. Wir  erhielten  u.  a.  1876  i  136000  Tonnen,  1884  961  560, 
1890  876448,  1900  967000,  das  allermeiste  aus  Rußland.  Die 
deutsche  Roggenausfuhr  verschwand  dagegen,  sie  betrug  1876 
nur  101  000  Tonnen,  1884  6200,  1890  gar  nur  119  Tonnen,  1900 
wieder  119  000  Tonnen.  Von  1904  an  begann  sich  das  Verhält- 
nis zu  wandeln,  die  deutsche  Roggeneinfuhr  wuchs  unaufhörlich, 
ebenso  unaufhörlich  sank  die  Einfuhr  von  russischem  Roggen. 
Das  spiegelt  sich  in  der  Statistik  der  deutschen  Roggeneinfuhr 
und  -ausfuhr  wieder.  1904  stand  einer  Einfuhr  von  472435  Tonnen 
eine  Ausfuhr  von  356000  Tonnen  gegenüber.  In  den  letzten 
Jahren  war  das  Verhältnis  so  gestaltet  (in  Tonnen): 

Einfuhr  Ausfuhr        Mehrausfuhr 

1908  347  264  594  528  247  264 

1909  274721  655750  381029 

1910  389508  820007  440499 

1911  614  115  768537  154422 

1912  315724  797317  481593 

1913  345542  934463  581  921 

Wenn  auch  von  diesem  Roggen  nur  ein  kleiner  Teil  selbst 
nach  Rußland  und  Finnland  ging,  der  größere  nach  Skandinavien, 
den  Niederlanden  und  der  Schweiz,  so  fühlte  das  die  russische 
Landwirtschaft  insoferne  sehr  unangenehm,  als  ihr  Absatzmärkte 
verloren  gingen  oder  bestritten  wurden,  auf  die  sie  stets  sicher 
gerechnet  hatte :  Daß  überhaupt  deutscher  Roggen  als  Mitbe- 
werber auf  russischen  Märkten  auftrat,  wurde  als  ungcheuerliclior 
Anachronismus  empfunden.      1914  fing  die  deutsche  Koggenzufuhr 

Die  Roheisenproduktion  erzielte  an  Roheisen  (in  tausend  Tonnen) 
1861                       250  1890  925.49 

1869  340  1896         1621 

1870  360,37  1899         2671 

1879  429,86  1902  2607 

1880  448,5  1905  2712 
1885         524,17 
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nach  Rußland  sogar  an  sehr  belangreich  zu  werden.  In  den 
Monaten  Januar  bis  April  1914  hob  sich  die  deutsche  Roggen- 
zufuhr nach  Rußland  auf  i  300  000  Doppelzentner,  gegen  600  000 
im  Jahre  vorher.  Dazu  gelangten  172  000  Doppelzentner  Weizen 
in  dieser  Periode  nach  Rußland  und  185  000  Doppelzentner  Hafer. 

Die  Agitation  gegen  die  bisherige  deutsch-russische  Handels- 
politik konnte  kaum  einen  geeigneteren  Untergrund  finden.  Mit 
Hohn  fragten  die  Vertreter  der  russischen  Industrie,  die  davon 
redeten,  daß  der  Vertrag  von  1906  diese  Industrie  aufs  schärfste 
benachteiligt  hätte,  wo  denn  nun  der  Gegenwert  für  solche  Zu- 
rücksetzung des  einheimischen  Gewerbes  wäre.  Statt  eines  ver- 
mehrten und  erleichterten  Absatzes  agrikoler  Erzeugnisse,  zum 
Ausgleiche  des  verminderten  Schutzes  der  Industrie  träten  nun 
sogar  die  deutschen  Brotkornerzeugnisse  in  Rußland  selbst  auf, 
zum  schweren  Nachteil  der  eigenen  Landwirtschaft.  Die  Ver- 
treter dieser  Landwirtschaft  blieben  natürhch  auch  nicht  müßig. 
Sie  behaupteten,  daß  der  Vertrag  gegen  die  Wohlfahrt  der  ein- 
heimischen Agrikultur  verstoße.  Ihre  heftige  Gegnerschaft  gegen 
den  Vertrag  hat  Jahre  hindurch  vor  dem  Kriege  die  russische 
Fachpresse  erfüllt.  Ihre  Klagen  waren  häufiger  Gegenstand  leb- 
hafter Diskussionen  in  volkswirtschaftlichen  und  landwirtschaft- 
lichen Versammlungen.  Ihre  Agitation  war  auch  nicht  ohne  Er- 
folg geblieben.  Die  Einführung  der  hohen  Kornzölle,  die  Ruß- 
land im  vorigen  Vorsommer  vornahm,  ist  ihr  Werk.  Sie  würde 
zweifellos  in  der  Folgezeit  mehr  erreicht  haben.  Eine  Erneue- 
rung des  letzten  Handelsvertrages  wäre  nur  unter  den  äußersten 
Schwierigkeiten  möglich  gewesen.  Wir  hätten  wohl  kaum  noch 
den  Zollschutz  in  der  bisherigen  Höhe  aufrecht  erhalten  können, 
wenn  wir  Wert  auf  einen  neuen  Handelsvertrag  gelegt  haben 
würden.  Eine  einfache  Erneuerung  oder  geringe  Aenderung  des 
Handelsvertrages  von  1906  würde  auf  keinen  Fall  in  Frage  ge- 
kommen sein,  wenn  der  Vertrag  nicht  durch  den  Ausbruch  des 
Krieges  vorzeitig  sein  Ende  erreicht  hätte. 

Diese  heftige  Agitation  gegen  eine  einfache  Erneuerung  des 
letzten  Handelsvertrages  ist  eigentlich  ein  Kind  der  Revolution 
von  1905/6.  Diese  rief  auf  allen  Gebieten  des  russischen  Lebens 
eine  gesteigerte  Selbsttätigkeit  des  Volkes  hervor,  also  auch  auf 
dem  Gebiete  der  gegen  Deutschland  zu  beobachtenden  Handels- 
politik. Vor  der  Revolution  machte  die  russische  Regierung  diese 
Handelspolitik  selbst.    Sie  dachte  bei  ihren  Maßnahmen  nur  daran. 
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wie  die  Steuerkraft  der  Bauern  sich  heben  Heße.  Denn  auf  dieser 
beruhte  die  Steuerkraft  des  ganzen  Reiches.  Deshalb  war  sie 
stetig  bemüht,  alle  Zölle  oder  Zollerhöhungen  von  Seiten  Deutsch- 
lands auf  russische  Agrarprodukte  zu  hintertreiben  und  auf  Er- 
mäßigungen schon  bestehender  Zölle  hinzuarbeiten.  Sie  wußte, 
daß  Rußland  durchaus  nicht  konkurrenzlos  auf  dem  deutschen 
Lebensmittelmarkte  war.  Wenn  die  Welternte  von  Korn  gut  war, 
mußte  Rußland,  um  überhaupt  sein  Getreide  loswerden  zu  können, 
entweder  den  ganzen  Zoll  oder  einen  Teil  aus  seiner  Tasche  be- 
zahlen, mit  anderen  Worten  gesagt,  die  russischen  Getreide- 
exporteure waren  gezwungen ,  den  russischen  Weizen  oder  die 
Gerste  oder  sonst  ein  agrarisches  Erzeugnis  um  den  ganzen  oder 
teilweisen  Betrag  des  Zolles  billiger  abzugeben.  Das  mufSte  na- 
türlich die  Rentabilität  der  russischen  Landwirtschaft  und  damit 
die  Steuerfähigkeit  der  Bauern  beträchtlich  vermindern. 

Die  russische  Regierung  operierte,  ohne  daß  irgend  jemand 
ernstlich  aus  dem  Volke  zu  opponieren  wagte.  Politische  Erwä- 
gungen spielten  gleichfalls  eine  bedeutende  Rolle  bei  den  zoll- 
politischen Entschlüssen  der  Regierung.  Mit  der  Revolution  trat 
ein  großer  Wandel  ein.  Die  Interessenten  fingen  an  sich  zu 
regen,  sie  wollten  ihr  Interesse  vornehmlich  gewahrt  wissen,  nicht 
mehr  ausschließlich  das  der  russischen  Steuerkasse.  Ebenso  wie 
im  europäischen  Westen  haben  sie  sich  organisiert.  Ihr  Haupt- 
quartier ist  der  191 1  in  Moskau  begründete  Ausschuß  zur  Durch- 
sicht des  deutsch-russischen  Handelsvertrages.  Seine  Gründung 
wurde  ausdrücklich  von  Vertretern  der  Regierung,  von  Kaufleuten 
und  von  Mitgliedern  der  Duma  befürwortet.  Wie  man  in  der 
Gründungsversammlung  betonte,  sollte  der  Ausschuß  die  Regie- 
rung nicht  nur  zu  einer  bestimmten  Auffassung  über  die  gegen 
Deutschland  einzuschlagende  Zollpolitik  hinschieben,  sondern  auch 
so  früh  wie  möglich  Material  herbeischaffen,  um  jene  Auffassung 
zu  stützen.  Die  Gründer  erklärten,  daß  der  Mangel  solchen  Ma- 
terials es  verschuldet  hätte ,  daß  Deutschland  dem  Handelsver- 
trage die  ihm  genehme  Gestalt  zu  geben  vermochte.  Als  Ziel 
der  Bestrebungen  wurde  verkündet,  den  Vertrag  auf  den  zulässi- 
gen Termin  zu  kündigen,  also  auf  den  31.  Dezember  1917.  Der 
neue  Vertrag  müßte  unter  allen  Umständen,  so  wurde  prokla- 
miert, die  Ausfuhr  der  russischen  Lebensmittel  und  Rohprodukte 
erleichtern  und  verbilligen,  indem  die  deutschen  Zölle  entweder 
ermäßigt  oder  ganz  beseitigt  werden  müßten.    Die  frühere  Manier 
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der  russischen  Regierung,  derartige  Erleichterungen  mit  Konzes- 
sionen an  die  deutsche  Industrie  zu  erkaufen ,  wurde  als  dem 
russischen  Interesse  schädlich  verworfen.  Nur  dann  sollten  solche 
Zugeständnisse  anerkannt  werden,  wenn  es  sich  durchaus  nicht 
vermeiden  ließe  und  die  deutschen  Fabrikate  unentbehrlich  wären. 
Das  Alpha  und  Omega  ihrer  Reden  und  Beschlüsse  war:  Deutsch- 
land braucht  notwendiger  von  Rußland  Lebensmittel  als  umge- 
kehrt Rußland  Fabrikate  von  Deutschland.  Deutschland  könne 
ohne  russische  Lebensmittelzufuhr  auf  die  Dauer  nicht  existieren. 
Es  müsse  nach  der  russischen  Pfeife  tanzen,  wenn  Rußland  nur 
wolle. 

Man  mag  diesen  Gedankengängen  jetzt  nur  noch  historischen 
Wert  zumessen.  Das  wäre  aber  ein  Verfahren,  das  gefährliche 
Folgen  haben  könnte.  Wir  dürfen  nicht  vergessen,  daß  solche 
Gedankengänge  Gemeingut  des  offiziellen  Rußlands  geworden  sind, 
und  nicht  nur  das,  nein,  auch  der  ganzen  gebildeten  Welt.  Wir 
müssen  damit  rechnen,  daß  die  Unterhändler  bei  den  Friedens- 
verhandlungen am  Ende  des  Weltkrieges  auch  zugleich  Unter- 
händler bei  den  Verhandlungen  über  einen  neuen  dann  abzu- 
schließenden Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Rußland 
sein  werden.  Und  die  Unterhändler  Rußlands  werden  sicherlich 
von  den  Anschauungen  erfüllt  sein,  wie  sie  den  Moskauer  Aus- 
schuß beherrschen.  Sie  werden  versuchen,  diesen  Meinungen 
gemäß  den  Vertrag  zu  gestalten,  insbesondere  die  Positionen,  die 
sich  mit  den  agrikolen  Erzeugnissen  Rußlands  befassen.  Auf 
unserer  Seite  besteht  die  Gefahr,  daß  die  Sorgen ,  wie  sie  die 
gegenwärtige  P'uttermittelnot  verursachen  sowie  die  Schwierig- 
keiten in  der  menschlichen  Ernährung,  die  Stellung  Rußlands  in 
übertreibender  Beleuchtung  erscheinen  lassen.  Das  kann  leicht 
die  Neigung  hervorrufen,  den  Anschauungen  Rußlands  über  das, 
was  sein  Lebensmittelexport  zolltechnisch  tragen  kann,  Einfluß 
auf  die  Vertragsverhandlungen  zu  gewähren.  Wie  stark  befestigt 
die  Ansichten  des  Moskauer  Ausschusses  dastehen,  zeigt  die 
Nachricht,  wonach  jetzt  eine  Vereinigung  sich  in  St.  Petersburg 
gebildet  hat,  die  sich  dasselbe  Ziel  steckt,  wie  der  Moskauer 
Ausschuß  von  191 1.  Der  Kommentar,  den  die  Petersburger 
Presse,  z.  B.  der  »Rjetsch^  dazu  gab,  beweist  unwiderleglich,  daß 
Gedanken  über  das  Aussehen  des  zukünftigen  deutsch-russischen 
Handelsvertrages  jetzt  bereits  in  Rußland  umgehen,  daß  man  sich 
rüstet,  aufs  äußerste  das  zu  verteidigen,    was  sich  die   Volkswirt- 
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schaftliche  Welt  Rußlands  unter  Sicherung  und  Hebung  der  öko- 
nomischen Stellung  Rußlands  vorstellt.  Und  Deutschlands  augen- 
blickliche wirtschaftliche  Lage  scheint  ihr  ein  geeignetes  Mittel 
zu  sein,  ihre  Wünsche  durchzudrücken.  Die  russische  Landwirt- 
schaft pocht  darauf,  daß  Deutschland  von  der  fremden  Weizen- 
und  Futtermitteleinfuhr  abhängig  ist,  wobei  sie  den  Irrtum  begeht, 
anstatt  »fremd«  »russisch«  zu  setzen.  Die  Beschlagnahme  des 
Korns,  der  Rückgang  der  deutschen  Viehzucht,  die  Zusetzung 
von  Kartoffeln  und  Kartoffelpräparaten,  die  ganze  Ernährungs- 
gesetzgebung, alles  sind  den  maßgebenden  russischen  Politikern 
und  Volkswirten  Beweise  für  die  Richtigkeit  ihrer  Meinung.  Der 
Ton  der  russischen  Presse  ist  darauf  gestimmt.  Es  ist  eine  Hoff- 
nung Rußlands,  daß  die  Mittel,  die  Deutschland  anwendet,  um 
der  Gefahr  des  Verhungerns  zu  entgehen,  schließlich  doch  ver- 
sagen werden. 

Darin  werden  sie  sich  zweifellos  irren.  Aber  es  wäre  ver- 
kehrt, wenn  war  uns  über  die  eigene  Lage  täuschen  würden. 
Denn  das  müßte  bedeuten,  daß  wir  die  Gefahren,  von  denen  die 
Verhandlungen  über  den  Frieden  umstellt  sein  werden,  förmlich 
heraufbeschwören  würden.  Unsere  Landwirtschaft  merkt  die 
Folgen  des  Krieges  selbst  in  scharfer  Weise.  Die  Verwendung 
der  gewohnten  Futtermittel  ist  ihr  unmöglich  gemacht.  Der 
Rindviehbestand  steht  im  Gewichte  und  in  seiner  Ertragsfähigkeit 
bedeutend  gegen  früher  zurück.  Auch  an  Zahl  ist  er  zurück- 
gegangen. Der  Schweinebestand  ist  so  weit  reduziert,  daß  ledig- 
lich die  Grundlage  bestehen  bleibt,  auf  der  ein  späterer  Neuauf- 
bau erfolgen  kann.  Während  früher  nur  ein  beschränkter  Kreis 
von  Personen  sich  über  die  Stellung  im  klaren  war,  die  das  Aus- 
land in  der  Versorgung  unseres  Landes  mit  Futtermitteln  und 
damit  in  der  Ernährung  des  Volkes  einnahm,  spürt  jetzt  jeder 
die  hervorragende  Bedeutung  dieser  Stellung.  Die  Landwirt- 
schaft fühlt  diese  auch  noch  insoferne,  als  der  Niedergang  der 
Viehzucht  einen  empfindlichen  Niedergang  der  Produktion  von 
Stalldünger  hervorgerufen  hat.  Es  ist  in  Hinsicht  auf  die  nächste 
Getreideernte  geradezu  ein  Glück  für  uns  gewesen,  daß  der 
Krieg  erst  im  Hochsommer  ausbrach.  Die  Landwirtschaft  sah 
sich  beim  Ausbruche  des  Krieges  in  dem  Besitz  größerer  Vieh- 
stapel als  je,  die  großenteils  mit  ausländischen  Futtermitteln  auf- 
gefüttert waren.  Es  ist  ferner  ein  Glück  gewesen,  daß  die  Stapel 
bis  Wintersanfang:  sich  nicht  nur  nicht  minderten,    sondern  noch 


Rußland  und  die  deutsche  Lebensmittelversorgung.  ^5l 

vergrößerten.  Infolgedessen  war  die  Landwirtschaft  imstande, 
größere  Mengen  von  Stalldung-  als  je  in  den  Boden  zu  stecken, 
der  mit  Winterkorn  bestellt  oder  als  Sommerkornfeld  vor- 
bereitet wurde.  Das  gibt  uns  die  Garantie,  daß  die  nächste 
Ernte  von  Brotlcorn  und  von  Hafer  und  Gerste  wenig  oder  gar 
nicht  hinter  der  letzten  zurückbleiben  wird,  normales  Wetter  vor- 
ausgesetzt. Der  Rückgang  der  Viehzucht  seit  Wintersanfang  hat 
auch  einen  Rückgang  der  Mistproduktion  zuwegegebracht,  wes- 
halb die  Frühjahrsdüngung  für  die  Wiesen  und  die  Hackfrüchte 
bei  weitem  nicht  so  reichlich  wie  sonst  ausgefallen  sein  dürfte. 
Ein  Verharren  der  Viehzucht  auf  dem  gegenwärtigen  Stand  muß 
auf  die  Dauer  eine  bedeutsame  Minderung  der  Kornerträge  und 
damit  der  Brotversorgung  aus  heimischen  Quellen  hervorrufen. 
Es  geht  also  nicht  an,  wie  es  Professor  EltzbacJier  tut,  einen 
Rückgang  der  Viehzucht  für  nicht  so  schwerwiegend  zu  erachten 
und  zu  sagen,  weil  unsere  Väter  bedeutend  weniger  Fleisch  als 
wir  aßen,  könnten  wir  es  auch.  Zweifellos,  rein  theoretisch  be- 
trachtet, vermögen  wir  das.  Praktisch  können  wir  es  nicht.  Wer 
darnach  strebt,  die  Brotkornproduktion  Deutschlands  auf  die 
größtmögliche  Höhe  zu  bringen,  die  Agrikultur  Deutschlands  so 
intensiv  wie  möglich  zu  gestalten,  muß  auch  die  Ausbildung  der 
deutschen  Viehzucht  auf  die  größtmögliche  Höhe  bewerkstelligen 
wollen.  Eins  erreichen  zu  wollen  ohne  das  andere  ist  völlig  un- 
möglich. Eins  hängt  vom  anderen  ab.  Deshalb  ist  die  Frage 
der  Versorgung  unserer  Heimat  mit  Futtermitteln  eine  der  wich- 
tigsten Fragen  der  deutschen  Politik  überhaupt. 

Es  geht  auch  nicht  an,  sich  auf  die  Möglichkeit  einer  stärkeren 
Verwendung  von  Kunstdünger  verlassen  zu  wollen.  Der  Natur- 
dung steht  sozusagen  unentgeltlich  zur  Verfügung.  Die  einzige 
größere  Ausgabe,  die  seine  Benützung  verursacht,  ist  die  für  den 
Transport  auf  den  Acker.  Diese  Ausgabe  ist  zudem  nur  gering, 
praktisch  vielfach  überhaupt  nicht  auf  Rechnung  zu  stellen,  weil 
jener  Transport  zu  einer  Zeit  vor  sich  geht,  in  der  die  übrige 
Landarbeit  ruht,  die  Gespanne  also,  die  jede  Wirtschaft  zur  ord- 
nungsmäßigen Geschäftsführung  benötigt,  zu  den  Zwecken  der 
Mistfuhren  zur  Stelle  sind.  Eine  reichlichere  Zufuhr  von  Kunst- 
dung, bei  verringerter  Verwendung  von  Naturdung  muß  die  Pro- 
duktion verteuern  und  dahintreiben,  die  Herstellung  von  Brotkorn 
zu  erträglichen  Preisen  zu  erschweren.  Sodann  ist  auf  eine  Wirk- 
samkeit  der   Düngung  mit  Mineraldung    nur    zu    rechnen,    wenn 
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Humus  im  Boden  ist.  Und  der  Humus  ist  auf  billigste  Weise 
allein  durch  die  Heranschaffung  von  Stallmist  zu  bekommen. 
Gründüngung  wird  auf  jeden  Fall  teurer  werden  und  ist  bei  weitem 
nicht  so  wirksam,  wenn  man  sich  begnügt,  in  den  Roggen  oder 
auf  die  Stoppeln  die  Saat  der  Pflanzen  einzubringen,  die  Gründün- 
gung liefern.  Bringt  man  diese  Saat  auf  den  Acker  nur  für  sich 
ein,  so  wird  wohl  genügend  Humus  gebildet  werden,  aber  ein 
ganzes  Jahr  geht  für  die  Produktion  von  Lebensmitteln  oder  Futter- 
stoffen verloren.  Zudem  ist  das  Gelingen  zu  sehr  abhängig  vom 
Wetter,  auch  nur  auf  leichten  Böden  erreichbar.  Schließlich  ist 
es  fraglich,  ob  die  Mineraldünger  in  den  notwendigen  Quantitäten 
vorhanden  sind,  ohne  daß  eine  exorbitante  Preissteigerung  ein- 
tritt, womit  eine  ebenso  exorbitante  Verteuerung  der  Produktion 
verbunden  sein  wird. 

Nicht  zu  vergessen  ist,  daß  ein  großer  Teil  unseres  Bauern- 
standes nur  existieren  kann,  wenn  er  imstande  ist,  Futtermittel 
zuzukaufen.  Nur  so  vermag  er  seine  Viehstapel  zu  ernähren,  die 
stets  größer  sind,  als  wie  er  nach  dem  Umfang  seiner  Wirtschafts- 
flächen aufziehen  könnte. 

Nicht  minder  wichtig  ist  die  Frage,  wie  das  Manko  auf  die 
beste  Weise  zu  decken  sei,  das  in  der  Brotversorgung  sowie  in 
der  direkten  menschlichen  Ernährung  besteht.  Wenn  die  Russen 
nun  hieraus  den  Schluß  ziehen,  daß  wir  ganz  in  ihren  Händen 
sind,  so  atmet  diese  Folgerung  echt  slavische  Weitherzigkeit.  Wir 
haben  bereits  gesehen,  wie  es  uns  gelungen  ist,  die  früher  so 
mächtige  Stellung  Rußlands  als  Roggenversorger  zu  brechen,  so 
daß  die  russische  Meinung  gerade  in  bezug  auf  unser  wichtigstes 
Brotkorn  sehr  brüchig  ist. 

Ebenso  brüchig  ist  die  russische  Ansicht  in  Hinsicht  auf  die 
Kartoffelernährung.  Wir  sind  hier  bekanntlich  unabhängig 
vom  Auslande  und  deshalb  auch  von  Rußland.  Die  Einfuhr  ist 
nur  gering,  und  besonders  gering  aus  Rußland.  Wir  führten  an 
Kartoffeln  (in  Tonnen)  ein: 


1911 

1912 

1913 

794  307 

822  310 

382  050 

davon  aus 

Belgien 

97050 

129745 

47031 

Gibraltar 

9710 

9138 

7204 

Dänemark 

20  819 

18  940 

168 

Italien 

29323 

35  734 

46906 

den  Niederlanden 

387  500 

352  296 

195  212 

Rußland 

218  514 

221  097 

59952 
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Das  sind  vergleichsweise  Ziffern  von  geringem  Belange,  ge- 
genüber der  einheimischen  Kartoffelproduktion.  Nicht  zu  ver- 
gessen ist,  daß  191 1  für  290358  Tonnen  exportiert  wurden,  1912 
für  125424  und  1913  für  332473.  Die  Einfuhr  verUert  dadurch 
noch  mehr  an  Bedeutung.  Man  erwäge  auch  den  Einfluß  der 
Dürre  von  191 1  auf  das  Anwachsen  des  Importes.  Die  deutsche 
Landwirtschaft  produzierte  (in  1000  Tonnen) : 

1913  1912  1911  1910  1909 

54  121        50209        34  374        43468        46706 

Ebenso  unbedeutend  ist  die  russische  Einfuhr  auf  den  Hafer- 
markt.    Wir  erhielten  an  Hafer  (in  Tonnen)   aus 


Rußland 
Argentinien 
Vereinigten  Staaten 
Kanada 

1911 

515598 

86564 

946 

1912 

376881 

165487 

16321 

6988 

1913 
271976 
162  721 

55238 
2  148 

Zusammen 

628  308 

665935 

505  022 

Wir  stehen  also  in  der  Versorgung  mit  den  vornehmsten 
Feldfrüchten,  die  bei  uns  der  menschlichen  wie  der  tierischen 
Ernährung  dienen,  völlig  unabhängig  von  Rußland  da.  Ebenso 
unabhängig  sind  wir  in  der  Versorgung  mit  den  direkten  anima- 
lischen Lebensmitteln,  mit  den  Fetten  und  Oelen,  mit  Obst,  mit 
einigen  wichtigen  Futterstoffen,  die  der  Industrie  entstammen, 
und  einigen  wichtigen  agrikolen  Erzeugnissen.  Die  geringe  Menge 
von  Fleisch,  die  wir  aus  dem  Auslande  noch  beziehen  müssen, 
stammt  nur  zu  einem  kleinen  Teile  aus  Rußland.  Russisches 
Rindvieh  kommt  überhaupt  nicht  zu  uns,  nur  russische  Gänse  und 
Schweine  werden  uns  zugeführt.     Wir  erhielten 

von  Gänsen 
1912  1913 

insgesamt  8  606  622  8  587  268  Stück, 

davon  aus  Rußland  7  433  484  7  387  454  Stück, 

von  Schweinen 
insgesamt  133  291  147  203  Stück, 

davon  aus  Rußland  132  511  145  886  Stück. 

Hierbei  ist  zu  beachten,  daß  die  russischen  Gänse  meist 
Magergänse  sind,   die  bei  uns  erst  für  den  Markt  gemästet  werden. 

Ganz  ohne  Bedeutung  ist  Rußland  in  der  Versorgung  mit 
Fischen.  Nur  Karpfen  in  geringen  Mengen  und  Kaviar  er- 
halten wir  von  dort.  Die  Einflußlosigkeit  Rußlands  auf  dem 
deutschen  Fischmarkte  ist  von  außerordentlichem  Werte,  denn  es 
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handelt  sich  um  gewaltige  Quantitäten  Nahrung,   die  unser  Volk 
durch    die    Fischnahrung    erhält.      Beispielsweise    empfingen    wir 

191 1  für    nicht    weniger  als    i  182605  Tonnen    Heringe    und 

1912  für   I  204953. 

Nur  bei  einem  tierischen  Produkt,  bei  Eiern,  ist  Rußland 
einflußreich  auf  den  deutschen  Märkten.  Wir  erhielten  von  ihnen 
(in  Tonnen) 


1911 

1912 

1913 

davon  aus  Rußland 

Oesterreich-Ungam 

157  214 

65964 
66973 

164753 
61  152 

75582 

166  751 
72238 
67  196 

Um  so  belangloser  im  allgemeinen  ist  Rußlands  Einwirkung 
auf  die  deutschen  Fettmärkte.  In  erster  Linie  denken  wir 
an  die  Oele,  besonders  an  die,  aus  denen  die  Margarine  und  die 
Oelkuchen  verfertigt  werden,  ferner  an  die  sonstigen  Fette,  aus- 
genommen Butter.  Hier  tritt  allerdings  Rußland  als  bedeuten- 
der Verkäufer  auf  den  deutschen  Märkten  auf,  ohne  aber  im- 
stande zu  sein,  diese  zu  beherrschen.  Wir  erhielten  an  Butter 
(in  Tonnen) 


1911 

1912 

1913 

davon  aus  Rußland 
Finnland 

56073 

29803 

2983 

55  553 

25763 

3  549 

54239 

29  922 

2  165 

Was  sonst  Rußland  uns  an  Fetten  und  Oelen  liefert,  ist 
nicht  der  Rede  wert.  Es  handelt  sich  hierbei  nur  um  Oelkuchen, 
Leinsaat,  Raps  und  Rübsen  und  etwas  Baumwollsaatmehl.  Einige 
Fette  wie  Talg,  Schmalz,  Speck,  Premier  Jus, 
Oleom  argarine,  Milch  und  Rahm  gelangen  überhaupt 
nicht  aus  Rußland  zu  uns. 

Die  deutsche  Oelkuchenproduktion  liefert  den  weitaus  größten 
Teil  der  von  der  Viehzucht  benötigten  Oelkuchen,  entsprechend 
der  Bedeutung  der  deutschen  Oelindustrie.  Aus  dem  Auslande 
erwarb  Deutschland  an  Oelkuchen  (in  Tonnen) 


I9II 

I9I2 

1913 

756772 

230418 
208  446 

794  190 
244  307 
232  819 

828459 
320  173 
215  236 

davon  aus  Rußland 

aus  den  Vereinigten  Staaten 

Ein  etwaiger  Ausfall  der  russischen  Zufuhren  würde  spurlos 
an  uns  vorübergehen,  wenn  wir  nur  unsere  eigene  Ausfuhr  bei 
uns  behalten  würden.  Wir  führten  nämlich  u.  a.  1911  für  233285 
Tonnen  aus  und   1912  für  263623. 
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und    Rübsen-Samen    (in 


Wir    erhielten 

von 

Raps 

Tonnen) 

1911 

insgesamt 

134480 

davon  aus  Rumänien 

9  126 

Rußland 

3183 

Britisch  Indien 

120525 

Rübs 

e  n  -  S  a  m  e  n 

1912 

1913 

126  6S4 

153427 

10378 

21  213 

II  450 

II  426 

102  228 

118  175 

1913 

560  428 

40575 

von  Leinsaat  (in  Tonnen) 

1912 
330093 

davon  aus  Rußland  74  754 

Von  einigen  Stoffen,  die  zur  menschlichen  und  tierischen 
Nahrung  dienen  und  fast  unentbehrlich  scheinen,  empfangen  wir 
kein  Quentchen  aus  Rußland.  So  nichts  von  Obst,  natürlich 
auch  nicht  von  Reis  und  den  Reisabfällen,  auch  nichts 
von  Schlempe,  von  T  r  e  b  e  r  n  und  M  a  1  z  k  e  i  m  e  n.  Das 
ist  ein  belangreiches  Faktum,  weil  diese  Erzeugnisse  in  großen 
Mengen  bei  uns  verbraucht  werden  und  in  erheblichen  Massen 
über  unsere  Grenze  kommen.  Beispielsweise  betrug  der  Import 
von  Reisabfällen,  ein  sehr  wichtiges  Viehfutter,  191 2  213  741 
Tonnen,  191 3  206475,  von  Schlempe  und  Rückständen  der 
Stärkefabrikation  19 12  66797  Tonnen,  191 3  68  901,  von  T re- 
bern und  Malz  keimen  191 2  146528  Tonnen  und  191 3 
157  257  Tonnen. 

Etwas  anders  ist  die  Sachlage  bei  den  folgenden  Feldfrüch- 
ten.    Wir  erhielten  von  Weizen  (in  Tonnen) 


aus 

1911 

1912 

1913 

Rumänien 

226  491 

272  084 

94  933 

Rußland 

I  "9353 

558439 

519518 

Serbien 

19490 

35717 

6  624 

Indien 

66968 

69323 

60  018 

Argentinien 

537710 

546201 

446605 

Kanada 

88017 

269  030 

318  571 

Vereinigte  Staaten 

302  603 

446  512 

I  005  864 

Australien 

III  825 

59272 

87593 

Man  importierte  (in  Tonnen) 

an  Gerste  (außer  Malzgerste) 


1911 

1912 

1913 

insgesamt 

3477980 

2756925 

3  087  067 

davon  aus 

Rußland 

3277385 

2  144  313 

2  761  323 

Marokko 

24  282 

61  669 

— 

Indien 

19  112 

277  154 

7  953 

Persien 

14  169 

60752 

7638 

Mexiko 

— 

34  794 

60 

Rumänien 

117  601 

114  460 

82882 

Argentinien 

5" 

7607 

13340 
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an  Mais 

1911 

1912 

1913 

insgesamt 

743421 

1 

[  142  381 

918653 

davon  aus 

Rumänien 

143  lOI 

191  609 

6854 

Rußland 

234715 

240  916 

90  969 

Serbien 

54305 

13085 

I  607 

Türkei 

5450 

7605 

61 

Südafrika 

15318 

24  115 

2  120 

Indien 

472 

12  681 

I  440 

Argentinien 

128926 

560  070 

562  342 

Vereinigte  Staaten 

143  106 
an 

Kleie 

124573 

171  605 

1911 

1912 

1913 

insgesamt 

I  420  717 

I 

:  606  250 

I  414  256 

davon  aus 

England 

IOC  462 

143663 

91493 

Rußland 

671  270 

756  165 

687  839 

Argentinien 

143256 

226  932 

240  446 

Vereinigte  Staaten 

135620 

168  964 

153972 

an 

Erbsen 

1911 

1912 

1913 

insgesamt 

181  630 

371  196 

147  390 

davon  aus 

Rumänien 

4663 

4965 

5876 

Rußland 

148075 

137  802 

105  909 

Indien 

22344 
an 

Linsen 

220  919 

31  446 

1911 

1912 

1913 

insgesamt 

43478 

32  000 

29453 

davon  aus 

Pußland 

41937 

30671 

29  150 

an  Futterboh 

n  e  n 

191 1 

1912 

insgesamt 

24  800 

25565 

davon  aus    Rußland 

14236 

19005 

an 

Wicken 

1911 

1912 

insgesamt 

21  627 

25  181 

davon  aus    Rußland 

13287 

17523 

an    Speiseboh 

n  e  n 

1911 

1912 

1913 

insgesamt 

48817 

31  701 

35  131 

davon  aus 

Oesterreich 

24  142 

14874 

15  341 

Rumänien 

7880 

6  050 

8288 

Rußland 

8771 

5717 

6249 

Ueberschaut  man  alles,  so  bildet  das,  was  Rußland  uns 
sendet,  einen  verhältnismäßig  kleinen  Bruchteil  dessen,  was  wir 
selbst  hervorbringen  können.     Nur  bei  der  Futtergerste    und  na- 
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türlicherweise  auch  beim  Mais  findet  eine  Ausnahme  statt,  mög- 
Hcherweise  auch  bei  den  Leguminosen,  obwohl  es  hier  an  einer 
verläßUchen  Statistik  über  unsere  Eigengestehung  mangelt.  Die 
deutsche  Gerstenerzeugung  brachte  1913  3  673  000  Tonnen,  1912 
3482000  und  191 1  3  160000  Tonnen,  Hiervon  geht  die  Brau- 
gerste ab,  so  daß  die  russische  Futtergersteneinfuhr  fast  an  die 
eigene  Erzeugung  heranreicht.  Ganz  anders  ist  es  bei  Weizen, 
Hafer  und  Kleie.  Die  Weizenproduktion  Deutschlands  stellte 
sich  191 1  auf  4469064  Tonnen,  191 2  auf  4360624  und  191 3 
auf  4655956,  die  Haferproduktion  1911  auf  7704000  Tonnen, 
19 12  auf  8520000  und  19 13  auf  9713965  Tonnen,  von  Kleie 
aus  einheimischem  Korn  191 1  auf  ca.  2^/0  Millionen  Tonnen,  1912 
auf  2^/4  Millionen  Tonnen  und  1913  auf  fast  3  Millionen  Tonnen. 
Dazu  kommt  noch  unsere  S  p  e  1  z  produktion,  die  191 1  402729 
Tonnen  brachte,   191 2  407032  und   191 3  438469  Tonnen. 

Die  Bedeutung  der  russischen  Einfuhr  bei  Weizen  und  den 
Futterstoffen  ist  also  nicht  so  groß,  wie  man  nach  den  Ziffern 
annehmen  könnte.  Die  Bedeutung  Rußlands  für  unsere  Ernäh- 
rung verliert  noch  mehr  von  ihrer  eingebildeten  Bedeutung,  wenn 
man  sich  vor  Augen  hält,  daß  Rußland  kein  Monopol  in  der 
Versorgung  Deutschlands  mit  Gerste  und  den  anderen  Futter- 
stoffen besitzt.  Auch  beim  Weizen  darf  davon  nicht  gesprochen 
werden.  Wir  sind  immer  befähigt  gewesen,  auf  andere  Versor- 
gungsquellen als  Rußland  zurückzugreifen,  wenn  Rußland  wegen 
schlechter  Ernten  versagen  mußte.  Als  es  1912  einen  Minder- 
ertrag an  Weizen  hatte,  konnten  sofort  andere  Länder  in  die 
Bresche  springen,  so  Rumänien,  die  Vereinigten  Staaten,  Serbien 
und  Kanada.  Ein  Rückblick  auf  unser  Ziffernmaterial  zeigt  den 
Umfang  an,  in  dem  es  geschah. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  die  überseeischen  Exportstaaten  den 
Ausfall  der  russischen  Zufuhr  beim  Weizen  zu  decken  vermoch- 
ten, konnten  sie  es  beim  Mais,  beim  Hafer,  ja  selbst  in  gewissem 
Grade  bei  der  Gerste.  Der  Rückgang  der  russischen  Gerstezu- 
fuhren regte  sofort  Nordamerika,  Mexiko,  Argentinien,  Indien, 
Persien,  die  Türkei  und  Marokko  an,  uns  Gerste  zu  senden,  und 
zwar  in  teilweise  starken  Massen.  Auch  im  vergangenen  Jahre 
wie  im  Jahre  1913  sind  diese  Länder  als  Verkäufer  von  Gerste 
bei  uns  aufgetreten.  191 2  sahen  wir  auch  eine  Steigerung  der 
Zufuhren  von  Hafer  aus  Argentinien  und  eine  fast  plötzliche  Ent- 
stehung eines  Haferexportes    aus  dem    nördlichen  Amerika   nach 
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Deutschland.  Ferner  brachte  der  Mangel  an  Gerste  in  diesem 
Jahre,  der  noch  durch  die  Minderzufuhr  von  Mais  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  und  aus  Serbien  verschärft  wurde,  ein  bedeut- 
sames Emporschwellen  der  rumänischen,  südafrikanischen,  indi- 
schen und  der  argentinischen  Maiszufuhren  zuwege.  Und  schließ- 
lich rief  derselbe  Mangel  einen  gewaltigen  Zustrom  von  indischen 
Erbsen  hervor. 

Es  liegt  wohl  in  der  Hand,  nach  beendigtem  Kriege  mehr 
als  bisher  die  transatlantischen  Bezugsquellen  anzubohren,  um  so 
die  Möglichkeit  zu  gewinnen,  russische  Gerste  ganz  auszuschalten. 
Man  darf  hierbei  nicht  vergessen,  daß  die  russische  Gerste  erst 
seit  einigen  Jahren  die  dominierende  Stellung  sich  erworben  hat, 
und  zwar  auf  Kosten  des  amerikanischen  Mais,  der  früher  die- 
selbe Rolle  in  unserer  Viehzucht  spielte,  wie  heute  russische 
Gerste.  Was  früher  gewesen,  kann  leicht  wieder  kommen.  Die 
Entwicklung  des  argentinischen  Maisbaues  scheint  vieles  zu  ver- 
sprechen. Und  ebenso  können  wir  feste  Hoffnungen  auf  eine 
große  wirtschaftliche  Zukunft  der  Türkei  und  Persiens  setzen, 
Länder,  geradezu  bestimmt,  Produktionsgebiete  von  Gerste,  Erbsen 
und  Mais  zu  werden.  Auch  die  Entwicklungsmöglichkeiten  un- 
serer Kolonien  sind  nicht  außer  Acht  zu  lassen.  Bei  Einführung 
der  Zollfreiheit,  bei  Gewährung  von  Exportprämien  aus  Reichs- 
mitteln an  die  Pflanzer  und  Produzenten,  bei  sonstigen  Unter- 
stützungen aus  Reichsmitteln  ist  es  sicherlich  möglich,  eine  große 
Produktion  von  Futtererbsen,  Soyabohnen,  Mais,  Hirse  und  an- 
deren Futtermitteln  heranzuziehen.  Vielversprechende  Vorschläge 
sind  in  dieser  Beziehung  bereits  gemacht  worden. 

Am  entbehrlichsten  von  allen  Futterkörnern  ist  der  russische 
Hafer.  Wir  führen  weit  mehr  aus,  als  wir  von  Rußland  selbst 
holen.  Deutschland  exportierte  191 1  296271  Tonnen,  1912 
385208  und  1913  661653  Tonnen,  ein  Betrag,  der  im  vorigen 
Jahre  bis  zum  Kriegsausbruche  noch  gewachsen  ist.  Bei  Unter- 
lassung solcher  Ausfuhren  könnte  auf  russischen  Hafer  völlig  Ver- 
zicht geleistet  werden. 

Allerdings  darf  man  sich  in  allen  diesen  Dingen  nicht  zu 
großen  Illusionen  hingeben.  Es  ist  kein  rechter  Verlaß  darauf. 
Die  Landwirtschaft  der  erwähnten  Länder  ist  durchaus  extensiv, 
das  Klima  ist  voll  Tücken,  Dürren  sind  häufig,  totale  Mißernten 
oder  doch  gewaltige  Schwankungen  in  den  Erträgen  sind  die 
Regel.     So  ergab  die  Maisernte  in  den  Vereinigten  Staaten  1913 
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2300  Millionen  Bushel  gegen  3124,  2530  und  2886  Millionen  in 
den  voraufgegangenen  Jahren.  Die  Weltmaisernte,  die  fast  durch- 
aus in  extensiv  oder  mangelhaft  intensiv  bewirtschafteten  Ländern 
eingeheimst  wird,  ergab  1913/14  nur  88231300  Tonnen  gegen 
101  321  980  im  Jahre  der  Ernte  von  19 12/13.  Argentinien  erntete 
1914  8  300000  Tonnen,  191 3  dagegen  5000000  Tonnen  und  191 2 
7  515  000  Tonnen.  191 3  exportierte  man  700  000  Tonnen  weniger 
von  dieser  Frucht.  Nach  den  Zusammenstellungen  des  Interna- 
tionalen Landwirtschaftsinstituts  in  Rom  erntete  man  auf  der  süd- 
lichen Halbkugel  im  Jahre  1913/ 14  88  Proz.  der  vorjährigen 
Weizenernte,  158,1  Proz.  derselben  Gerstenernte  und  66  Proz.  der 
Haferernte. 

Es  ist  auch  nicht  nötig,  sich  auf  die  Ueberseeländer  zu  ver- 
lassen. Wir  haben  Mittel  genug,  um  auf  andere  Weise  die  rus- 
sischen Zufuhren  entbehrlich  zu  machen. 

Eins  dieser  Mittel  wäre,  die  Landwirtschaft  in  Oesterreich- 
Ungarn  auf  dieselbe  Stufe  zu  erheben  wie  in  Deutschland.  Es 
wird  nötig  sein,  sich  vor  Augen  zu  halten,  welche  Entwicklungs- 
möglichkeiten in  der  Landwirtschaft  Oesterreich-Ungarns  liegen, 
lieber  diese  hatte  ich  bereits  vor  dem  Kriege  Gelegenheit,  mich 
zu  äußern,  und  zwar  in  fFülilings,  Landwirtschaftlicher  Zeitung«, 
Heft  12,  1914.  Ich  schrieb  damals:  »Die  durchschnittlichen  Ernte- 
erträge sind  dort  weit  geringer  als  in  Deutschland.  Der  künst- 
liche Dünger  ist  meist  noch  völlig  unbekannt  oder  genießt  ein 
untergeordnetes  Ansehen.  Nur  einige  Gaue  können  den  Ver- 
gleich mit  den  gut  entwickelten  Ackerbauregionen  unseres  Landes 
aushalten.  Wie  gering  im  ganzen  die  Kunstdüngerverwendung 
und  damit  die  Kornernten  gegenüber  Deutschland  sind,  zeigt 
folgende  Tabelle,  die  Dr.  Giersberg  1908  aufgestellt  hat.  Darnach 
betrug  der 

Kunstdüngerverbrauch  kg  pro  ha 

Stickstoff  Kali  Phosphorsäure 

Oesterreich                            3,6  0,4                             4,5 

Deutschland                         10,5  5,8                           12,0 

Deshalb  ist  die  Gesamtmenge  der  auf  den  Acker  gebrachten 
Düngergaben  in  Oesterreich  unvergleichhch  kleiner  als  bei  uns. 
Sorgfältige  Berechnungen  ergaben  1908,  daß  man  in  Oesterreich 
insgesamt  216  Kubikmeter  Stickstoff,  24  Kali  und  268  Phosphor- 
säure pro  ha  dem  Boden  einverleibt,  in  Deutschland  dagegen 
627  bez.  348  und  821   Kubikmeter.     Deutschland   ist  unterdes  in 
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Weizen 

Roggen 

Deutschland 

22,6 

18,5 

Oesterreich 

15 

14,6 

Ungarn 

12,7 

11,6 

dieser  Hinsicht  in  mächtiger  Weise  fortgeschritten,  allerdings  auch 
Oesterreich,  aber  immer  hinkt  es  bemerkenswert  hinterher.  Man 
erntete  pro  ha  in   100  kg  19 12 

Gerste  Hafer 

21,9  19,4 

16,0  13,6 

13,9  10,4 

Wenn  Oesterreich  und  Ungarn,  diese  so  fruchtbaren  Länder, 
so  dastehen  würden  wie  Deutschland,  so  könnte  dieses  Reich  im 
Kriegsfalle  der  russischen  Zufuhren  entbehren :  Oesterreich  und 
Ungarn  könnten  Deutschlands  Kornkammern  sein.« 

Aber  auch  in  Friedenszeiten.  Es  müßte  nur  mit  allem  Be- 
dacht darauf  hingearbeitet  werden,  die  Intensität  der  österreichisch- 
ungarischen Landwirtschaft  zu  erhöhen.  Organisation,  Aufklärung, 
Verkehrserleichterungen  müßten  herhalten,  dieses  Ziel  zu  erobern. 
Unserer  deutschen  Landwirtschaft,  vor  allen  Dingen  unserer  deut- 
schen Landwirtschaftsgesellschaft,  fiele  hier  eine  schöne  Aufgabe 
zu,  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen  und  für  die  Heran- 
ziehung des  notwendigen  Kapitals  Sorge  zu  tragen,  vielleicht  auch 
kapitalkräftige  jüngere  Landwirte  zur  Ansiedelung  in  Oesterreich- 
Ungarn  zu  veranlassen.  Deren  Betriebe ,  wenn  sie  vor  allen 
Dingen  in  den  Bezirken  mit  extensiver  Wirtschaft  angelegt  wür- 
den, könnten  Kristallisationspunkte  des  agrikolen  Fortschrittes 
werden,  ebenso  wie  bei  uns  die  Domänen  und  die  ländlichen 
Musterwirtschaften.  Ein  Strom  deutschen  Kapitals  müßte  nach 
dem  Kriege  sich  über  die  Landwirtschaft  unseres  Bundesgenossen 
ergießen,  um  sie  zu  befruchten  und  uns  selbst  dadurch  zum 
Segenspender  zu  werden. 

Darüber  sollten  wir  natürlich  nicht  vergessen,  unsere  eigene 
Kornerzeugung  noch  mehr  als  bislang  zu  pflegen.  Die 
Mittel  der  modernen  Technik  und  Chemie  erlauben  es,  die  Korn- 
erträge in  solchem  Maße  zu  erhöhen,  daß  Rußland  schon  hier- 
durch fast  ganz  ausgeschaltet  werden  kann.  Wir  vermögen  da- 
hin zu  gelangen,  daß  solche  Ernten,  wie  wir  sie  1913  erzielt 
haben,  normale  Ernten  werden.  1913  holte  man  4656000  Tonnen 
Weizen  von  den  Feldern  und  12200000  Tonnen  Roggen,  gegen 
4  361  000  bez.  II  463  000  Tonnen  im  Jahre  vorher.  Das  sind  ins- 
gesamt 9,32  Millionen  Tonnen  mehr  als  191 2.  Bis  auf  200000 
Tonnen  war  der  Kornbedarf  in  Deutschland  gedeckt.  Und  dieses 
Quantum    könnte    Deutschlands    Landwirtschaft    gleichfalls    auf- 
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bringen.  Sie  wäre  auch  in  der  Lage,  dem  Weizenbau  mehr 
Areal  als  bislang  einzuräumen,  bei  dem  Reichtum  an  schweren 
Böden,  die  wir  besitzen.  In  wie  vielen  Gegenden  mit  schweren 
Böden  ist  ein  Weizenacker  ein  seltener  Anblick ;  zum  mindesten 
überwiegt  der  Roggenbau  durchaus.  Viel  wäre  damit  geholfen, 
wenn  die  Landwirte,  die  über  schweren  Boden  verfügen,  in  dem- 
selben Maße  die  mineralischen  Dünger  ihrer  Erde  einverleiben 
würden,  wie  es  ihre  Berufsgenossen  auf  leichten  Böden  tun.  In 
dieser  Beziehung  liegt  noch  außerordentlich  viel  im  Argen.  Ge- 
rade die  Weizenböden  empfangen  die  geringsten  Quantitäten 
mineralischer  Dungstoffe,  soferne  sie  überhaupt  welche  empfangen. 
Weil  die  Weizenböden  an  und  für  sich  bereits  gute  Erträge  ab- 
werfen, ist  man  nicht  so  eifrig  gewesen,  diese  so  zu  steigern,  wie 
die  Besitzer  leichter  Böden  es  heutzutage  fast  allenthalben  getan 
haben.  Das  würde  auch  den  Gerstenbau  befruchten,  der  übrigens 
gleichfalls  ausdehnungsfähig  erscheint,  auch  auf  leichteren  oder 
weniger  schweren  Böden.  Bei  Einschränkung  des  Roggenbaus, 
zugunsten  des  Weizen-  und  Gerstenbaues,  wäre  es  dennoch  mög- 
lich, dieselben  Mengen  Roggen  zu  ernten,  insgesamt  genommen, 
wenn  man  den  Roggenbau  nur  noch  intensiver,  als  es  jetzt  ge- 
schieht, betreiben  würde.  Was  sich  in  allen  diesen  Beziehungen 
erreichen  ließe,  zeigen  folgende  Angaben :  Es  wurden  geerntet 
auf  den  Hektar  in  Tonnen 

1911  1912  1913 

an  Roggen  1,78  1,86  1,92 

an  Weizen  2,08  2,26  2,35 

an  Gerste  1,99  2,19  2,22 

Auf  der  Landwirtschaftsausstellung  in  Hamburg  1909  konnte 
man  dagegen  von  Landwirten  hören,  die  bereits  damals  erheblich 
größere  Mengen  ernteten.     Sie  gewannen  pro  ha  in  Tonnen 

auf  leichten  Böden 
Weizen  3,96  Gerste  3. 45° 

Roggen  3,050  »  3,540 

»  4,000 

auf  schweren  Böden 

Weizen  3>I30  Gerste  3,000 

Roggen  4,030  »  3,690 

»  3,610 

»  3,500 

Einen  schlagenden  Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer  An- 
schauungen liefern  die  Veröffentlichungen  des  Kalisyndikats. 
Darnach  umfassen   die    preußischen  Kreise,    die    das  meiste  Kali 
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dem  Boden  einverleiben,  mehr  oder  weniger  leichte  Böden.  Zu 
ihnen  gehören  sämtliche  Kreise  in  der  Lüneburger  Heide,  ferner 
im  oldenburgischen  Münsterland,  im  sandigen  Ostwestfalen  mit 
seinen  kümmerlichen  und  sauren  Erden,  in  der  Altmark  usw. 
Die  Kreise,  die  am  wenigsten  oder  kaum  Kali  gebrauchen,  liegen 
entweder  in  den  kleihaltigen  Marschen  oder  im  Süden.  In  Schles- 
wig-Holstein sind  die  Landwirte,  die  das  meiste  Kali  einstreuen, 
auf  den  leichten  Geestböden  angesiedelt,  besonders  im  Mittel- 
rücken. Die  Landwirte  im  östlichen  Holstein  und  in  den  Mar- 
schen mit  ihren  reichen  und  schweren  Weizenäckern  benutzen 
das  Kali,  damit  verglichen,  in  geringfügigem  Umfange. 

In  einem  Schriftchen  »Gerstenzoll  und  Gerstenbau«  legte 
Oekonomierat  Garcke  dar,  wie  sich  der  Gerstenbau  steigern  ließe, 
wenn  man  diesem  nur  das  Areal  widmen  würde,  welches  bislang 
üblich  war.  Eine  kleine  Vergrößerung  des  Areals  könnte  zum 
wenigsten  den  Bezug  der  russischen  Gerste  erübrigen.  Garcke 
sagte  nämlich:  »Im  Jahre  1903  wurden  in  Deutschland  i  700493  ha 
mit  Gerste  bestellt.  Der  Ertrag  ist  angenommen  mit  1,95  to. 
per  ha,  das  sind  noch  nicht  40  Ztr.  oder  knapp  10  Ztr.  auf  dem 
Morgen.  Hier  und  da  mag  ja  die  Berichterstattung  eine  mangel- 
hafte sein,  immerhin  sieht  man,  daß  die  Ansprüche  an  Gersten- 
erträge doch  im  allgemeinen  noch  recht  bescheiden  sind.  Die- 
jenigen Berufsgenossen,  welche  die  verschiedenartigsten  Verhält- 
nisse in  Deutschland  kennen,  werden  mir  zustimmen ,  daß  e  i  n 
Durchschnittsertrag  von  mindestens  1 5  Ztr.  auf  den 
Morgen  bei  entsprechender  Düngung  mit  Leichtigkeit  zu  erzielen 
sein  würde.  Tritt  der  Fall  ein,  dann  steigert  sich  aber  auch  die 
Erntemenge  von  33236390  dz.  auf  49854585  dz.«. 

Wir  zweifeln  nicht,  daß  die  Landwirtschaft  imstande  sein 
wird  und  bereit,  die  Hoffnungen,  die  hier  an  sie  gestellt  werden, 
zu  erfüllen.  Der  gewaltige  Lehrmeister,  der  Krieg,  wird  ein  An- 
sporn sein,  an  diese  Arbeit  rasch  und  energievoll  heranzugehen. 
Sie  hat  schon  so  vieles  erreicht,  daß  das,  was  noch  zu  erreichen 
ist,  dagegen  klein  erscheint.  Es  bedeutet  für  sie  doch  lediglich 
das  Weiterarbeiten  auf  einer  Bahn,  die  sie  so  erfolgreich  bereits 
beschritten  hat.  Wir  sind  der  Wirksamkeit  der  deutschen  Land- 
wirtschaft so  sicher,  daß  wir  sie  als  festen  Posten  zu  unseren 
Gunsten  bei  späteren  Verhandlungen  mit  Rußland  buchen  können. 

Auch  wenn  es  nun  gerade  nicht  erreicht  wird,  daß  die 
Gerstenproduktion  in  dem  Maße  steigt,    um    die  Zufuhr    fremder 
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Gerste  zu  erübrigen,  eine  Steigerung  der  einheimischen  Roggen- 
produktion um  20  Proz.  würde  schHeßlich  dasselbe  Ziel  erobern, 
nämlich  das  Quantum  der  deutschen  Futterkornernten  um  den 
Betrag  wenigstens  der  russischen  Gerstenzufuhren  in  die  Höhe 
bringen.  Der  Unterschied  wäre  nur  der,  daß  deutscher  Roggen 
an  Stelle  russischer  Gerste  verfüttert  werden  müßte.  Das  würde 
weiter  nichts  sein  wie  eine  Vergrößerung  der  Mengen  einheimischen 
Roggens,  die  bislang  in  den  Ställen  des  Viehes  verzehrt  wurden. 
Diese  Mengen  sind  bekannlich  in  den  ersten  Monaten  des  Krieges 
bis  zur  Beschlagnahme  des  Brotkorns  ganz  gewaltige  gewesen.  Sie 
waren  aber  auch  vor  dem  Kriege  stets  von  enormer  Bedeutung, 
von  größerer,  als  die  Allgemeinheit  annimmt.  Der  bekannte  Sta- 
tistiker Kuczinski  nimmt  einen  Betrag  von  ^/.,  Millionen  Tonnen 
Roggen  an,  die  gewöhnlich  an  das  Vieh  verfüttert  werden  sollen. 
Das  muß  aber  viel  zu  wenig  sein.  Er  denkt  auch  nur  an 
die  Schweine  als  Fresser  von  Brotkorn  und  vergißt  das  Rindvieh. 
Er  denkt  ferner  nur  an  Roggen  und  übersieht,  daß  auch  Weizen 
als  Viehfutter  Verwendung  findet.  Das  mag  nur  in  geringem 
Maße  der  Fall  sein,  immer  aber  wird  dadurch  ein  Quantum  Brot- 
korn der  menschlichen  Nahrung  entzogen.  In  welchem  Umfange 
beide  Brotkornarten  bei  der  Landbevölkeruns:  als  Viehfutter  gel- 
ten,  zeigt  ein  Blick  in  den  bekannten  landwirtschaftlichen  Kalender 
von  Mentzel  und  v.  Lengerke,  der  unbedingte  Autorität  bei  den 
Landwirten  genießt.  Weizen  und  Roggen  werden  als  Futter- 
artikel angeführt.  Unter  den  lo  Futtermischungen  für  Mastochsen 
wird  eine  Mischung  mit  Roggenmehl  angeführt,  ebenso  unter  den 
20  Futtermischungen  für  Milchkühe  ja  sogar  eine  für  Mastschafe. 
Wer  Bescheid  in  ländlichen  Dingen  weiß,  wird  erfahren  haben, 
wie  gewaltig  die  Benützung  des  Brotgetreides  als  Viehfutter  für 
gewöhnlich  ist.  Der  gewöhnliche  Typus  unserer  Bauern  in  Han- 
nover, Holstein,  Westfalen,  Mecklenburg,  Pommern,  Oldenburg, 
auch  häufig  in  Brandenburg,  Ost-  und  Westpreußen,  die  auf 
leichteren  und  leichten  Böden  sitzen,  ist  der  Landmann,  der  kaum 
jemals  Korn  an  den  Markt  bringt,  sondern  im  Gegenteil  von  ihm 
holt.  Wenn  der  Sommer  regnerisch  gewesen  ist  und  das  Korn 
leicht  geblieben,  wird  er  geradezu  dazu  gezwungen,  seinen  Roggen 
zu  verfüttern.  Keine  Mühle  will  diesen  kaufen,  da  er  nur  schwer 
zu  vermählen  ist.  Was  so  aus  der  Zwangslage  entstanden  ist, 
hat  sich  zur  unausrottbaren  Gewohnheit  herausgebildet,  von  der 
man  auch  dann  nicht    abweicht,  wenn  der  Sommer   trocken  und 
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das  Korn  schwer  an  Gewicht  ist.  Erwägt  man  dies,  dann  muß 
allein  in  der  Provinz  Hannover,  die  durchschnittlich  800  000  Ton- 
nen Roggen  erntet,  ebenso  viel  an  das  Vieh  verfüttert  werden, 
wie  Kiiczinski  für  ganz  Deutschland  berechnet  hat.  Eine  Ver- 
gleichung  des  Jahreskonsums  von  Brotkorn  pro  Kopf  der  Bevöl- 
kerung während  der  Periode  von  1879 — 83  mit  dem  während  der 
Periode  von  1906 — 10  gibt  einen  Anhaltspunkt  für  eine  Berech- 
nung der  Kornmengen,  die  in  die  Tröge  der  Viehställe  geschüttet 
werden.  1879 — 83  betrug  der  Jahresdurchschnitt  188,6  kg,  1906 
bis  1910  jedoch  233,6  kg.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  eine 
Steigerung  der  Brotverzehrung  von  1879  — 1910  stattgefunden  hat, 
das  beweist  auch  der  geringe  Wechsel  im  Weizenkonsum,  der 
seitdem  vor  sich  gegangen  ist.  D^r  durchschnittliche  Verbrauch 
von  Weizen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betrug  1901  — 1906 
89,9  kg,  191 1  und  1912  87,6  kg.  Was  seit  1879  mehr  verbraucht 
worden  ist,  verschwand  in  den  Mägen  des  Viehes.  Man  muß 
von  der  Ziffer  von  188,6  kg  auch  einen  gewissen  Betrag  für  die 
Mengen  abziehen,  die  bereits  damals  an  das  Vieh  verfüttert  oder 
die  gebrannt  wurden.  Der  Betrag  mag  ungefähr  20  Proz.  der 
Gesamtsumme  betragen.  Wir  dürfen  dies  wohl  annehmen,  nach 
dem,  Vv^as  der  bekannte  Nationalökonom  Conrad  1880  in  seinen 
»Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik«  schrieb.  Er 
sagte:  »Auf  14  Gütern  der  verschiedensten  Gegenden  und  mit 
ungleicher  Wirtschaftsmethode,  deren  Resultate  uns  vorliegen, 
wurden  22,2  Proz.  des  Ertrags  (nach  Abzug  der  Aussaat)  und 
zwar  im  Durchschnitte  von  5  Jahren  an  Ort  und  Stelle  an  das 
Vieh  verabreicht.  Jedes  Haupt  Großvieh  erhielt  dort  über  zwei 
Zentner  Roggen,  obwohl  keine  besondere  Schweinemast  usw.  da- 
selbst bestand.« 

Alles  in  allem:  Die  Sache  ist  nicht  so,  daß  Rußland  sich 
etwas  darauf  zugute  tun  kann,  weil  es  uns  Lebensmittel  und 
Futterstofife  in  großen  Mengen  sendet.  Wir  können  sie  entbeh- 
ren, wie  wir  gesehen  haben.  Rußland  kann  aber  uns  nicht  ent- 
behren. Es  braucht  unseren  Markt.  Wer  soll  ihm  seine  Futter- 
gerste, seine  Kleie,  seine  Hülsenfrüchte  abnehmen ,  wenn  nicht 
wir.''  Die  Ausfuhr  agrikoler  Produkte  bringt  das  Geld  nach  Ruß- 
land. Ohne  dieses  Geld  vermag  es  wirtschaftlich  nicht  zu  be- 
stehen. Es  ist  von  uns  abhängig,  nicht  wir  von  ihm.  Mögen 
daran  unsere  Diplomaten  denken,  wenn  sie  daran  gehen,  über 
die  Bedingungen  des  PViedens  mit  Rußland  zu  unterhandeln. 
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ÜBER     DIE    VOR-    UND    NACHTEILE    EINER 
WEITEREN  VEREINHEITLICHUNG  IM  DEUT- 
SCHEN EISENBAHNWESEN  UNTER  BERÜCK- 
SICHTIGUNG DER  WÜRTTEMBERGISCHEN 
INTERESSEN^). 

Von 

Dr.  PAUL  HAUSMEISTER. 

I.  Einleitung. 

In  der  Erstarkung  des  deutschen  Nationalgefühls,  die  als  er- 
freuliche Folge  des  uns  aufgezwungenen  Verteidigungskriegs  um 
unsere  staatliche  Existenz  sich  allenthalben  bemerklich  macht, 
finden  auch  die  alten  Wünsche  nach  einer  Vereinheitlichung  im 
deutschen  Eisenbahnwesen  einen  neuen  Rückhalt,  sei  es,  daß 
ideelle  Gesichtspunkte  —  Ergänzung  des  politischen  und  mili- 
tärischen durch  den  verkehrswirtschaftlichen  Zusammenschluß  — 
in  den  Vordergrund  gerückt  werden,  sei  es,  daß  die  innerhalb 
einer  Gemeinschaft  möglichen  Einsparungen  betont  werden,  sei 
es,  daß  man  an  dem  gegenseitigen  Wettbewerb  unter  den  deut- 
schen Verwaltungen  Anstoß  nimmt,  sei  es,  daß  an  den  militäri- 
schen Nutzen  gleichlautender  Dienstvorschriften  gedacht  wird 
oder  daß  man  endlich  von  einer  Vertretung  des  ganzen  Netzes 
durch  ein  oberstes  Gemeinschaftsorgan  eine  wesentliche  Steige- 
rung der  deutschen  wirtschaftlichen  Stoßkraft  gegenüber  dem 
Ausland  sich  verspricht.  Auf  der  andern  Seite  freilich  wird  dem 
zunächst  entgegengehalten,  daß  die  gegenwärtige  Regelung  bei 
der  Mobilmachung  und  den  späteren  Truppenverschiebungen  so- 

l)  Die  vorliegende  Arbeit  ist  aus  einem  auf  Anregung  der  Generaldirektion 
der  Kgl.  Württembergischen  Staatseisenbahnen  entstandenen,  im  übrigen  aber  rein 
privaten  Gutachten  zusammengezogen,  das  als  solches  keineswegs  den  Stand- 
punkt der  württembergischen  Regierung  wiedergibt. 
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zusagen  ihre  Feuertaufe  glänzend  bestanden  habe ,  weshalb  die 
Notwendigkeit  einer  einschneidenden  Reform  überhaupt  nicht  an- 
erkannt werden  könne;  ferner  sei  es  sehr  zweifelhaft,  ob  sich 
Ersparnisse  in  dem  erhofften  Umfang  wirklich  werden  erzielen 
lassen,  weil  die  meisten  der  jetzt  von  den  einzelstaatlichen  Zen- 
tralinstanzen besorgten  Geschäfte  doch  in  irgendwelcher  Weise 
erledigt  werden  müßten,  so  daß  nur  wenige  der  allerobersten  Be- 
amten eventuell  entbehrlich  wären ;  andere  Unzuträglichkeiten,  wie 
etwa  die  Eisenbahnkriege  innerhalb  der  deutschen  Grenzen,  ließen 
sich,  wenn  erst  der  gute  Wille  vorhanden  sei,  auch  auf  dem  Weg 
der  gegenseitigen  Verständigung  beseitigen;  außerdem  eröffne 
sich  in  dem  organischen  Ausbau  bereits  bestehender,  bewährter 
Einrichtungen  (Güterwagengemeinschaft)  in  den  meisten  Fällen 
ein  gangbarer  Weg  zur  Einführung  weiterer  Verbesserungen, 
während  eine  plötzliche  Vereinheitlichung  einen  Schritt  ins  Dunkle 
bedeute,  bei  dem  entweder  wichtige,  insbesondere  die  mehr  lo- 
kalen Interessen  preisgegeben  werden  müßten  oder  aber  die 
Schaffung  eines  so  komplizierten  neuen  Vervvaltungsapparates 
(Eisenbahnparlament  usw.)  sich  als  notwendig  erweisen  würde, 
daß  kaum  mehr  eine  Verbilligung  und  Vereinfachung  dabei  her- 
auskäme. 

Schon  aus  dieser  flüchtigen  Gegenüberstellung  erhellt  deut- 
lich, daß  eine  bloß  prinzipielle  Begutachtung  das  große 
Problem  keineswegs  ausschöpft,  ja  kaum  seinen  innersten  Kern 
berührt.  Denn  während  z.  B.  der  heftige  Streit  um  die  Beibe- 
haltung der  Todesstrafe  eine  grundsätzliche  Austragung  erlaubt 
(insofern  nämlich  über  den  Kreis  der  eventuell  mit  ihr  zu  be- 
drohenden Verbrechen  wie  auch  über  die  Art  der  als  etwaigen 
Ersatz  dienenden  Freiheitsentziehung  eine  ziemlich  weitgehende 
Uebereinstimmung  herrscht),  fangen  bei  jeder  Erörterung  über  die 
Zweckmäßigkeit  einer  Vereinheitlichung  im  Eisenbahnwesen  so- 
zusagen erst  hinter  dem  Ja  oder  Nein  die  eigentlichen  Schwie- 
rigkeiten an :  auch  die  Gegner  leugnen  nicht  die  teilweise  Re- 
formbedürftigkeit des  jetzigen  Systems,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  die  wirtschaftliche  und  technische  Entwicklung  immer  wieder 
den  Anstoß  zu  neuen  Vereinbarungen  usw\  gibt ;  zudem  dürften 
auch  der  Weltkrieg,  der  unsere  Produktionsverhältnisse  einschnei- 
dend umgestaltet  und  uns  eine  Knappheit  an  den  für  die  Auf- 
rechterhaltung des  Eisenbahnverkehrs  unentbehrlichen  Roh-  und 
Betriebsstoffen  gebracht    hat,   bez.    seine  Folgeerscheinungen    ein 
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gleichmäßiges  und  teilweise  wohl  gemeinsames  Vorgehen  bei  der 
Deckung  des  Bedarfes,  der  Unterhaltung  von  Lagern,  der  Ver- 
gebung von  Aufträgen  usw.  für  die  Zukunft  erheischen  oder  zum 
mindesten  begünstigen.  Umgekehrt  geraten  die  Anhänger  eines 
Zusammenschlusses  in  Verlegenheit,  sobald  es  sich  um  die  Schaf- 
fung brauchbarer  Gemeinschaftsorgane  handelt,  denn  keine  der 
bisher  vorgeschlagenen  bez.  meistens  nur  roh  skizzierten  Aus- 
gestaltungen scheint  den  dagegen  geäußerten  staatswirtschaftlichen 
und  -rechtlichen  Bedenken  standzuhalten.  So  verflüchtigt  sich 
das  Problem  in  seiner  allgemeinsten  Fassung  bei  näherer  Prüfung 
jedesmal  zu  einem  Begriff  ohne  eindeutig  bestimmten  Inhalt,  und 
erst  konkrete  Projekte  —  wie  sie  bis  in  die  letzten  Einzelheiten 
und  unter  Verwertung  unanfechtbarer  Grundlagen  bisher  noch 
nicht  ausgearbeitet  worden  sind  —  wären  einer  vorbehaltslos  zu- 
stimmenden oder  glatt  verwerfenden  Beurteilung  zugänglich.  In 
diesem  Sinn  verzichten  denn  auch  die  folgenden  Darlegungen 
auf  eine  unbedingte  Befürwortung  oder  Ablehnung  der  Verein- 
heitlichung und  wollen,  ohne  (siehe  Schlußwort)  einer  zusammen- 
fassenden Stellungnahme  zu  der  ganzen  Frage  auszuweichen, 
doch  in  der  Hauptsache  nur  zur  Vorbereitung  späterer 
Entschlüsse  beitragen,  indem  sie  vor  allem  die  verschiede- 
ne n  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte,  jeden  für  sich,  un- 
befangen prüfen. 

2.  Die  Vorteile  der  Vereinheitlichung  im  allgemeinen. 

An  erster  Stelle  pflegt  man  auf  die  ideelle  Bedeutung 
eines  engeren  Zusammenschlusses  unter  den  deutschen  Eisenbahn- 
verwaltungen als  eines  weiteren  Schrittes  auf  dem  Weg  zur  vollen 
politischen  und  wirtschaftlichen  Einheit  nachdrücklich  hinzuw^sen. 
Doch  darf  man  die  Wichtigkeit  dieses  Gesichtspunktes  nicht  über- 
schätzen :  Gewiß  ist  jede  Beseitigung  s  t  ö  r  e  n  d  e  r  Ungleichheiten 
oder  gar  Gegensätze  freudigst  zu  begrüßen;  wie  aber  angesichts 
der  in  Deutschland  besonders  stark  ausgeprägten  und  —  alles 
in  allem  ^)  —  sehr  wohltätigen  kulturellen  und  ökonomischen  De- 

i)  Als  Gegenbeispiel  sei  Frankreich  genannt,  wo  alle  entscheidenden  Impulse 
in  Paris  ausgelöst  werden ;  auch  sämtliche  Eisenbahnverbindungen  sind  dort  auf  die 
—  freilich  mit  dem  wirtschaftlichen  Schwerpunkt  einigermaßen  zusammenfallende  — 
Hauptstadt  dermaßen  zugeschnitten,  daß  man  von  einem  Provinzort  zum  andern 
selbst  unter  starker  Abweichung  von  der  geraden  Linie  weitaus  am  schnellsten  über 
Paris  befördert  wird. 
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Zentralisation  im  einzelnen  die  Grenze  verläuft  zwischen  der  Be- 
rücksichtigung einer  ;> bodenständigen  Eigenart«,  die  sich  um 
»lokale  Zentren«  gruppiert,  und  zwischen  dem  Streben  nach  Be- 
seitigung innerer  und  äußerer  Widerstände  »zwecks  Verbesserung 
des  Wirkungsgrades  innerhalb  der  gesamten  Staatsmaschinerie«, 
die  eine  »straffe  Zentralisation«  auf  allen  Gebieten  voraussetzt, 
das  läßt  sich  in  abstracto  nicht  mehr  festlegen.  Ueberhaupt  ist 
es  immer  mißlich,  auf  Gebiete,  über  die  der  nüchterne  wirtschaft- 
liche und  technische  Kalkül  unbestrittenermaßen  herrscht,  ideelle 
Erwägungen  zu  verpflanzen,  die  noch  dazu  erfahrungsgemäß  nicht 
selten  in  allgemeine  Redensarten  übergehen,  hinter  denen  dann 
seinerseits  der  Mangel  an  Sachkunde  sich  mit  Vorliebe  versteckt. 
Immerhin  reicht  die  Zahl  der  Berührungspunkte  mit  wichtigen 
nationalen  Interessen  völlig  aus,  um  dem  Gedanken  an  die  Reichs- 
einheit einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  großen,  die  Entwick- 
lung des  Eisenbahnwesens  bestimmenden  Richtlinien  zu  sichern, 
während  eben  dieser  ideelle  Gesichtspunkt  nicht  nur  uns  bei  der 
Prüfung  konkreter  Vorschläge  im  Stich  läßt,  sondern  vor  allem 
auch  als  Ausgangspunkt  für  eine  planmäßige  Fortsetzung  der 
einschlägigen  Arbeiten  völlig  versagt,  sobald  es  sich  um  die 
praktische  Ausgestaltung  der  leitenden  Gedanken  handelt. 
Ein  Punkt  allerdings  bedarf  noch  einer  näheren  Erläuterung. 
Unerträglich  und  zugleich  unvereinbar  mit  dem  Geist  der  natio- 
nalen Einheit  werden  die  schon  gestreiften  Gegensätze  unter  den 
deutschen  Verwaltungen,  wenn  sie  zu  einem  mit  allen  Mitteln 
eines  solchen  geführten  »Eisenbahnkrieg«  ausarten.  Wohl  am 
meisten  unter  allen  Staaten  hat  Württemberg,  insbesondere  in 
den  Nord-Süd-Relationen  und  den  Verkehren  (London-)Rheinlande- 

i\T-_*.u  Wien(-Orient)  ^       ,  ,,    ^  .       ^ 

Munthen — =; ^^ =r-^ ,  unter  dem  —  selbst  vor  eigent- 

Brenner  bez.   lauern 

liehen  Konkurrenzmanövern    nicht  immer  zurückschreckenden  — 

Wettbewerb  seiner   Nachbarn   zu    leiden^).     Auf   den   Inhalt   der 

l)  Die  badischen  Klagen  über  eine  Benachteiligung  der  rechts-  gegenüber  der 
linksrheinischen  Linie  sind  zum  großen  Teil  unbegründet,  da  sich  die  —  wohl  nicht 
ganz  abzuleugnende  —  Begünstigung  der  elsässischen  Strecke  noch  in  durchaus 
erträglichen  Grenzen  hält  und  nirgends  den  Lebensnerv  der  badischen  Bahnen 
unterbindet.     An    der    Umfahrung    Sachsens    ist,    wenigstens   insoweit   der   Verkehr 

Berlin — - — -  —  ^ München   in    Betracht   kommt,    die    eigene  Verwaltung   nicht 

Probstzella 

ganz  unschuldig,    weil  sie   anscheinend  auf  die  von  Preußen  und  Bayern  im  Inter- 
esse   der  Beschleunigung    gewünschte    Beseitigung    von    Zwischenaufenthalten    nicht 
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württembergischen  Beschwerden  im  einzelnen  ist  in  diesem  Zu- 
sammenhang nicht  einzugehen,  es  darf  wohl  auf  die  vielfachen 
Reichs-  und  vor  allem  Landtagsverhandlungen  sowie  die  zahl- 
reichen Zeitungs-  und  Zeitschriftenabhandlungen  ^)  über  diesen 
Gegenstand  hingewiesen  werden.  So  ist  es  begreiflich,  daß  ge- 
rade im  Schwabenland,  wo  man  sonst  an  seinen  Reservatrechten 
ziemlich  zäh  festhält ^j,  die  Unifizierungsbestrebungen  viel  weniger 
aus  der  Sehnsucht  nach  einer  Vereinheitlichung  an  sich  als  aus 
dem  Wunsch,  einen  angemessenen  Anteil  am  deutschen  Verkehr 
und  seinem  direkten  (Verbesserung  der  Rentabilität)  sowie  in- 
direkten (Fremdenindustrie)  Nutzen  zu  erlangen,  hervorgegangen 
sind;  denn  auf  Grund  langjähriger  schmerzlicher  Erfahrungen^) 
fürchtet  man,  daß  z.  B.  Bayern  und  Baden,  wie  sie  schon  jetzt 
ihre  Macht  gegenüber  dem  zwischen  sie  eingekeilten  Netz  miß- 
brauchen, auch  in  Zukunft  jeden  etwa  ihnen  verbleibenden  Rest 
von  Bewegungsfreiheit  dazu  benützen  würden,  um  unter  Berufung 
auf  »betriebstechnische  Schwierigkeiten«  die  Gewährung  von  An- 
schlüssen, die  Weiterleitung  von  Gütertransporten  usw.  auf  würt- 
tembergische Strecken  u.  a.  m.  rundweg  abzulehnen,  und  ver- 
spricht sich  daher  nur  von  einer  vollen  deutschen  Eisenbahn- 
gemeinschaft eine  wirksame  Abhilfe.  Auf  der  andern  Seite  aber 
darf  man  an  eine  solche  auch  keine  zu  ausschweifenden  Hoff- 
nungen bezüglich  eines  durchgreifenden  und  vor  allem  schnellen 
Umschwungs  knüpfen ;  denn  gerade  die  Gerechtigkeit  wird  einer 
unabhängigen  Zentralinstanz  gebieten,  ihre  vornehmste  Pflicht  in 
einer  sorgsamen   Pflege    des    vorhandenen  Verkehrs    zu  er- 


T^-    TT    ,  .    ,  X.    ,.         Dresden       „,.        .    ,  ,         ,    ,  •  , 

eingegangen  ist.    Die  Verbindungen  Berhn Wien  sind  annähernd  gleich- 

Breslau 

wertig,    während    allerdings    die    ab    Görlitz    ausstrahlenden    Schnellzugskurse    und 

Gütertransporte    eine    gewisse   Neigung    zu    einem   bogenförmigen  Verlauf   um   die 

sächsische  Grenze  herum  nicht  verleugnen. 

1)  Vgl.  etwa  Ottmar,  »Die  Verkehrswege  Berlin — St.  Gotthard«  im  »Jahrbuch 
für  Verkehrswissenschaften  I,  1914,  49  ff-,  Geyer,  »Nord  — Süd  -  Verkehr  zum  Gott- 
hard« in  »Weltverkehr  und  Weltwirtschaft«,  3,  310  ff.,  sowie  meine  Ausführungen 
»Schwäbischer  Merkur«    1913,  Nr.  138  und   139. 

2)  Vgl.  die  oft  mehr  ehrwürdigen  als  zweckmäßigen  Besonderheiten  im  Grund- 
stücks- und  Vormundschaftswesen. 

3)  Selbst  der  Gedanke,  den  Bundesrat  gemäß  Artt.  42  und  76  der  Reichs- 
verfassung zum  Einschreiten  zu  veranlassen,  ist  in  der  Oeffentlichkeit  mehrfach  er- 
örtert worden ;  doch  hat  man  im  Hinblick  auf  den  nicht  sicheren  Erfolg  eines 
solchen  Schrittes  und  vor  allem  im  Interesse  des  nationalen  Gedankens  von  einem 
derartigen  Gesuch  bisher  Abstand  genommen. 
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blicken;  sie  wird  daher  nicht  etwa  Städte  wie  Frankfurt  oder 
München  durch  die  Auflassung  eingebürgerter  Verbindungen  da- 
für »strafen«,  daß  sie  durch  die  einseitige  Bevorzugung  der  sie 
berührenden  Linien  —  vielleicht  zum  Teil  auf  Kosten  schwä- 
bischer Orte  —  zu  Knotenpunkten  ersten  Rangs  geworden  sind, 
sondern  sie  wird  sich  damit  begnügen,  bei  der  Einrichtung  neuer 
Kurse,  die  aber  nur  nach  Maßgabe  des  wirklichen  Bedürf- 
nisses, nicht  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Bewilligung  von  »Ae- 
quivalenten«  und  daher,  vollends  nach  dem  Weltkrieg,  nur  in 
sehr  langsamem  Tempo  erfolgen  kann,  auf  einen  allmäh- 
lichen Ausgleich  hinzuarbeiten.  Ein  solcher  könnte  aber 
schließlich  —  einen  sehr  guten  Willen  hiezu  bei  allen  Betei- 
ligten vorausgesetzt  —  vermutlich  auch  durch  eine  unmittelbare 
Verständigung  zwischen  den  einzelnen  Verwaltungen  geschaffen 
werden. 

Im  Mittelpunkt  des  volkswirtschaftlichen  Interesses  an  der 
großen  Aufgabe  steht  die  Frage  nach  dem  Betrag  der  aus  einem 
Zusammenschluß  resultierenden  Ersparnisse.  Eine  präzise 
Antwort  kann  leider  nicht  gegeben  werden,  weil  ganz  exakte 
Berechnungen  bisher  noch  nicht  aufgestellt  worden  sind  und  vor 
allem  auch  die  Einschränkung  der  Ausgaben  durch  die  Art  der 
Gemeinschaft  stark  beeinflußt  wird :  Je  nach  dem  Charakter  der 
Vereinbarungen  werden  die  Leerläufe  mehr  oder  weniger  ver- 
mindert, bestimmte  Büros  ganz  oder  teilweise  aufgehoben  und 
sonstige  Vereinfachungen  und  Verbilligungen  in  größerem  oder 
geringerem  Umfang  durchgeführt  werden  können.  Geschätzt 
wird  z.  B.  von  Endres  ^)  die  jährliche  Verminderung  der  Kosten 
auf  80  bis  100  Millionen  Mark;  doch  dürfte  diese  Ziffer  viel  zu 
hoch  gegriffen  sein,  weil,  wie  Quaatz  ^)  betont,  im  besten^) 
Fall  der  durchschnittliche  Betriebskoeffizient  für  Deutsch- 
land auf  den  preußischen  Wert  heruntersinken  kann;  daraus  hätte 
sich  nach  ihm  für  1908  (preußischer  Betriebskoeffizient  71%) 
eine  Ersparnis  von  36  Millionen  Mark,  für  1909  (69%)  eine  solche 

i)  »Die  deutsche  Eisenbahnfrage«    17. 

2)  »Der  nationale  Gedanke  und  die  Eisenbahnen«   35  f. 

3)  Zwar  würde  einerseits  bei  einem  Zusammenschluß  auch  in  Preußen  infolge 
der  damit  verbundenen  Vereinfachungen  der  Koeffizient  um  ein  Weniges  sinken, 
andererseits  ist  aber  nicht  daran  zu  denken,  daß  auf  die  Dauer  ungünstiger  ge- 
legene Länder  wie  Württemberg  (vgl.  Verhandlungen  der  zweiten  württembergischen 
Abgeordnetenkammer,  Protokollband  92,  1237)  dasselbe  günstige  Verhältnis  wie 
Preußen  erreichen  bez.  aufreclit  erhalten  können. 
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von  48  Millionen  Mark  ergeben,  während  für  191 3  (bei  3507  Mil- 
lionen Mark  Einnahmen  und  2448  Millionen  Mark  Ausgaben) 
unter  Zugrundelegung  des  preußischen  Verhältnisses  (69,2%)  der 
Ausgaben  zu  den  Einnahmen  nur  ^)  noch  ungefähr-)  31  Mil- 
lionen Mark  herauskommen^). 

Was  nun  die  Einzelposten  betrifft  (für  deren  Berechnung 
natürlich  die  gleichen  Vorbehalte  gelten  wie  für  den  Anschlag 
der  Gesamtsumme),  so  hat  man  in  Fachkreisen  von  einer  vollen 
Betriebsmittelgemeinschaft  eine  Ersparnis  von  1 1 V2  Mil- 
lionen sich  versprochen,  von  der  aber  durch  den  Staatswagen- 
verband (Güterwagengemeinschaft)  bereits  ^.y  Millionen  Mark  so- 
zusagen vorweggenommen  sind :  speziell  der  württembergische 
Etat  dürfte  unter  der  Herrschaft  der  ursprünglich  beabsichtigten 
Betriebsmittelgemeinschaft  beispielsweise  im  Jahre  1913  um  etwa 
1 50 — 200  000  Mark  besser  abgeschlossen  haben.  Ferner  mag 
sich  der  Minderaufwand  für  Beamtengehälter  bei  Wegfall  jeglicher 
interner  Verrechnung  (durch  Festlegung  eines  Pauschalschlüssels) 
für  Württemberg  auf  loo — 200000  Mark  beziffern:  der  auffällig 
weite  Spielraum  zwischen  den  beiden  Zahlen  rührt  davon  her, 
daß  die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Verkehrskontrollen 
nicht  nur  die  Verrechnung  mit  den  anderen  Verwaltungen,  son- 
dern gleichzeitig  auch  die  Ueberwachung  der  Stations- 
kassen usw.  besorgen  und  sich  daher  die  eine  Aufgabe  in  ab- 
stracto nicht  ohne  weiteres  ausscheiden  läßt.  Zu  recht  hohen 
Zahlen  endlich  gelangt  man,  wenn  man  die  Verwaltungskosten 
etwa  in  Preußen  und  Württemberg  miteinander  vergleicht.  Sie 
betragen  hier  5,2,  dort  nur  3%  der  Einnahmen.  Ueberträgt 
man  diese  letztere  Proportion  auf  das  schwäbische  Netz,  so  findet 
man  eine  Mehrbelastung  von  2  Millionen  Mark  mit  allgemeinen 
Verwaltungskosten.  Berücksichtigt  man  indes  die  beiderseitigen 
Betriebskoeffizienten,  die,  obwohl  Württemberg  schon  infolge 
seiner  geographischen  Situation  durch  höhere  Gestehungskosten 
für  die  Leistungseinheit  benachteiligt  ist,  z.  B.  im  Jahr  19 10  nur 
um    etwas    über  172%   sich  unterschieden  haben,    so  sieht  man, 

i)  Dabei  macht  sich  schon  der  Einfluss  des  Staatswagenverbandes  (Näheres 
unten)   geltend. 

2)  Die  Einrechnung  der  Privatbahnen,  Pensionslasten  usw.  bedingt  jeweils 
kleinere  Schwankungen. 

3)  Immerhin  mag  erwähnt  werden,  daß  ein  Teil  der  von  Endres  erwarteten 
Einsparungen  (bez.  Mehreinnahmen)  auf  Posten  sich  erstreckt,  die  mit  dem  Be- 
triebscoefficienten  nicht  zusammenhängen. 
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daß  durch  die  —  gewiß  schwere  —  Rüstung  des  eigenen  Ver- 
waltungsapparats Württemberg  nicht  in  dem  Maß  gedrückt  wird, 
wie  es  nach  der  Nebeneinanderstellung  der  Bruttozahlen  scheinen 
möchte ;  vielmehr  spielt  hiebei,  wie  schon  mehrfach  ')  hervorge- 
hoben worden  ist,  eine  anderweitige  Verrechnung,  z.  B.  des  Auf- 
wands für  Bausektionen,  wesentlich  mit.  Immerhin  kann  nicht 
geleugnet  werden,  daß  die  kleineren  Staaten  mit  der  Behauptung 
ihrer  Eisenbahnhoheit  finanziell  ein  recht  schlechtes  Geschäft 
machen ;  auf  der  andern  Seite  aber  darf  man  nicht  außer  acht 
lassen,  daß  ein  sehr  beträchtlicher  Teil  der  überhaupt  möglichen 
Ersparnisse  auch  durch  Vereinbarungen,  die  die  Selbständigkeit 
der  einzelnen  Verwaltungen  nur  wenig  antasten,  verwirklicht  wer- 
den könnte :  Von  der  Güterwagen-  bis  zur  vollen  Betriebsmittel- 
gemeinschaft führt  ein  kleiner  Schritt,  das  preußische  Eisenbahn- 
zentralamt wird  sich  allmählich  zur  gemeinsamen  Einkaufstelle 
für  sämtliche  Verwaltungen  weiterentwickeln  und  im  Benehmen 
mit  dem  Reichseisenbahnamt  die  Normalien  ausarbeiten  bez. 
überwachen,  so  daß  gewisse  technische  Büros  bei  den  verschie- 
denen Generaldirektionen  bez.  in  den  nichtpreußischen  Eisen- 
bahnministerien ganz  von  selbst  zusammenschrumpfen  werden, 
die  Einnahmen  aus  mehreren  Reisewegen  zwischen  zwei  Punkten 
werden  in  einzelnen  Relationen  schon  heute  ohne  Nachprüfung 
der  Route  jedes  Reisenden  pauschaliter  verteilt,  gemeinsame 
Dienstvorschriften  erleichtern  den  Personal-  bez.  Zugübergang 
(auch  bei  Personenzügen)  zwischen  Württemberg  und  Baden  usw. 
Sicherlich  würde  der  planmäßige  Ausbau  dieser  Einrichtungen 
und  der  Abschluß  neuer  Verträge  auf  ähnlicher  Grundlage  eine 
erhebliche  Verminderung  der  Kosten  —  auch  ohne  formelle  Ver- 
einheitlichung des  Netzes  —  zur  Folge  haben.  Man  wende  nicht 
etwa  ein,  daß  ein  derartiges  System  bei  folgerichtiger  Durch- 
führung den  Einzelstaaten  nur  noch  einen  Schein  von  Selb- 
ständigkeit belasse,  vielmehr  sind  Kombinationen  (Näheres  im 
5.  Abschnitt),  innerhalb  deren  bestimmte,  das  Leistungsvermögen 
der  Einzelverwaltungen  übersteigende  l""unktionen  von  einem 
Zentralorgan  —  gewissermaßen  als  Geschäftsführer  der  letzteren  — 
wahrgenommen  werden,  während  die  Eisenbahnhoheit  als  Ganzes 


1)  Vgl.  etwa  »Die  deutsche  Eisenbahnstatistik  und  der  Personalbestand«  in 
»Deutsche  Eisenbahnbeamtenzeitung«  1912,  421,  und  Verhandlungen  der  württem- 
bergischen zweiten  Kammer,  Protokollband  92,    1243. 
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im  gegenwärtigen  Umfang  bei  den  jetzt  damit  betrauten  Instan- 
zen  verbleibt,    zum    mindesten  nicht  von  vorn  herein  unmöglich. 

Die  aus  einer  Vereinheitlichung  sich  ergebende  bessere  Aus- 
nützung der  Anlagen  und  des  Personals  wird  aber  nicht  nur  die 
Finanzen,  sondern  auch  die  Gestaltung  des  Fahrplans  günstig 
beeinflussen.  Nur  darf  man  sich  nicht  durch  allgemeine  Schlag- 
worte verleiten  lassen,  beide  Wirkungen  zugleich  in  vollem 
Umfang  auf  der  Aktivseite  zu  buchen:  entweder  man  ist  be- 
strebt, durch  Kombinationen  mit  Nachbarstrecken  bisherige  Leer- 
lauf-km  restlos  in  ohnedies  erforderliche  Zug-km  zu  verwandeln, 
dann  wird  die  Zahl  der  Kurse  nicht  sehr  erheblich  vermehrt  wer- 
den; oder  aber  man  bemüht  sich  vor  allem  um  die  Schaffung 
neuer  Verbindungen,  dann  wird  aber  bei  diesen  zum  mindesten 
ein  erheblicher  Teil  der  zu  erwartenden  Ersparnisse  draufgehen. 
In  einzelnen  besonders  gelagerten  Fällen  allerdings  mag  es  wohl 
gelingen,  beide  Ziele  zusammen  zu  erreichen.  Andererseits  aller- 
dings darf  man  sich  nicht  verhehlen,  daß  die  gegenwärtige  Ab- 
grenzung zwischen  den  einzelnen  Verwaltungen  an  den  Ueber- 
gangspunkten  ohne  irgendwelche  Schädigung  vermeidbare 
Aufwendungen  bedingt,  deren  völlige  Sterilität  einen  der  volks- 
wirtschaftlich beachtlichsten  Gründe  gegen  die  Belassung  des 
augenblicklichen  Zustandes  bildet.  In  der  Tat  wäre  es  kaum  zu 
verantworten,  wenn  man  auch  nach  dem  Krieg,  wo  es  gelten 
wird,  alle  wirtschaftlichen  Kräfte  anzuspannen,  einer  derartigen 
Verschwendung  des  Nationalvermögens  mit  gekreuzten  Armen 
zusehen  wollte ;  allein  —  ganz  abgesehen  davon,  daß  (siehe  oben) 
die  Beträge  nicht  überschätzt  werden  dürfen  —  ist  mit  dieser 
(wohl  selbstverständlichen)  Forderung  über  die  im  einzelnen  ein- 
zuschlagenden Wege  noch  gar  nichts  ausgesagt. 

Sonstige  Unzuträglichkeiten  und  Ungleichheiten  sind  natür- 
lich im  Rahmen  der  zahlreichen  Untersuchungen  über  deutsche 
Eisenbahn verhältnis'^e  in  mehr  oder  weniger  systematischer  Form 
schon  des  öfteren  geschildert  oder  wenigstens  erwähnt  worden, 
dabei  hat  man  allerdings  manchmal  es  für  angebracht  gehalten, 
auffällig  nebensächliche  Details  zu  berühren,  im  allgemeinen  zeigen 
doch  eindringlichere  Spezialstudien,  daß  wir,  entgegen  einer  weit- 
verbreiteten Anschauung,  in  überraschend  vielen  und  teilweise 
auch  nicht  unwichtigen  (z.  B.  Ausnahmetarife,  Expreßgut  usw.) 
Punkten  von  einer  materiellen  Einheit  noch  recht  weit  entfernt 
sind.     Größere  Gebiete  des  Wirtschaftslebens  freilich    dürften  — 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     3.  20 
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das  sei  nachdrücklich  betont  —  unter  dieser  Zersplitterung  kaum 
mehr  ernstlich  leiden,  seitdem  wenigstens  in  den  grundsätzlichen 
Fragen  (Tarifpolitik  usw.)  eine  ziemlich  weitgehende  Ueberein- 
stimmung  hergestellt  worden  ist.  Dennoch  wäre  die  Ausmerzung 
aller  Unstimmigkeiten  —  meistens  sind  es  nur  Schönheitsfehler, 
mitunter  freilich  bedeuten  sie  zugleich  auch  eine  wirtschaftliche 
Mehrbelastung  einzelner  Teile  des  Deutschen  Reichs-  —  vom 
nationalen  wie  auch  vom  ökonomischen  Standpunkt  aus  freudig 
zu  begrüßen. 

3.  Die  Nachteile    eines    Zusammenschlusses    im   allgemeinen. 

Grundsätzliche  Gegner  einer  Vereinheitlichung  des  deutschen 
Eisenbahnwesens  trifft  man  nur  selten  an;  wohl  aber  wird  viel- 
fach die  theoretische  Zustimmung  mit  so  zahlreichen  Sonder- 
wünschen und  Vorbehalten  bepackt,  daß  sie  in  praxi  fast  auf 
eine  Ablehnung  hinausläuft.  Es  zeigt  sich  eben  auch  hier,  daß, 
wie  schon  in  der  Einleitung  betont  wurde,  die  konkrete  Ausge- 
staltung und  nicht  die  prinzipielle  Stellungnahme  für  das  Schick- 
sal aller  Gemeinschaftsbestrebungen  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung ist. 

Unter  den  gegen  eine  Zentralisierung  vorgebrachten  Ein- 
wänden ist  an  erster  Stelle  die  Schwierigkeit  einer  befriedigen- 
den finanziellen  Regelung  zu  nennen:  »Preußen,  welches 
einen  Reinüberschuß  von  mehr  als  220  Millionen  Mark  von  seinen 
Bahnen  erhält,  während  seine  Einkommensteuer  etwa  270  Mil- 
lionen Mark  jährlich  aufbringt,  könnte  für  den  Ausfall  des  Eisen- 
bahnertrags Ersatz  in  Steuern  nicht  finden«  ^) ;  die  anderen  Staaten 
dagegen  wollen  ihre  »Selbständigkeit«^  nicht  »opfern«,  wenn  ihnen 
nicht  eine  wesentliche  Erhöhung  ihrer  Eisenbahnrente  —  zunächst 
infolge  der  im  vorigen  Abschnitt  erörterten  Einsparungen,  dann 
aber  wohl  auch  mittelbar  auf  Kosten  Preußens  —  bindend  zuge- 
sagt wird.  Noch  verschärft  wird  dieser  materielle  Interessen- 
gegensatz durch  buchungstechnische  usw.  Bedenken  ;  denn  eine 
pauschale  Verteilung  nach  einem  starren,  unveränderlichen  Schema, 
wie  sie  durch  ihre  Einfachheit  und  Billigkeit  besticht,  schließt 
immerhin  ^)  die  Gefahr  in  sich,  daß  die  bei  der  ursprünglichen, 
notgedrungen  mit  einer  gewissen  Willkür  behafteten  Berechnung 

1)  IVehrtnann,   »Die  Verwaltung   der  Eisenbahnen«  320,  Anm.   i. 

2)  Vgl.  etwa  Grooss,  »Der  preußisch-hessische  Vertrag  als  Hindernis  der  deut- 
schen Eisenbahngemeinschaft«  29,  und  Ritter,  »Eine  deutsche  Eisenbahngemein- 
schaft?« in  »Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie«    191 3,  748- 
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etwa  entstandenen  Fehler  verewigt  und  insbesondere  spätere 
Verschiebungen  nicht  oder  nicht  ausreichend  berücksichtigt  wer- 
den; eine  getrennte  Bilanzierung  für  die  einzelnen  Netze  dagegen 
würde,  da  sie  eine  Ausscheidung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  jedem  derselben  voraussetzen  würde,  der  erstrebten  Einschrän- 
kung des  Verwaltungsaufwandes  direkt  entgegenwirken  ^).  Es 
gilt  also,  einen  im  wesentlichen  unverrückbaren  und  dabei  doch 
an  erhebliche  Veränderungen  sich  anschmiegenden  Maßstab  zu 
finden. 

Ferner  sträubt  man  sich  da  und  dort  —  wohl  am  meisten 
in  Bayern  —  gegen  jede  Antastung  der  sog.  Eisenbahnhoheit. 
Freilich  weichen  bei  deren  Ausübung  schon  heute  der  Rechtszu- 
stand und  die  Wirklichkeit  sehr  erheblich  voneinander  ab,  inso- 
fern das  Schwergewicht  des  preußischen  Vorbilds,  der  Wettbe- 
werb benachbarter  Linien  und  andere  Umstände  den  —  nach 
dem  Wortlaut  der  Reichsverfassung  ziemlich  weiten  —  Spielraum 
für  die  Betätigung  partikularistischer  Gelüste  tatsächlich  stark 
eingeengt  haben.  Wichtig  bleibt  freilich  noch  immer  die  Pflege 
lokaler  Interessen,  die  aus  den  in  den  Eingangsworten  zum 
2.  Abschnitt  genannten  Gründen  gerade  in  Deutschland  mit  dem 
Wohl  des  großen  Ganzen  besonders  eng  verknüpft  sind ;  doch  ist 
zum  mindesten  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  die  Be- 
fürchtung, beispielsweise  die  preußische  Verwaltung  würde  den 
Wünschen  einzelner  Bezirke  ihr  Ohr  verschließen,  nicht  begrün- 
det, vielmehr  haben  speziell  die  preußischen  Eisenbahndirektionen 
die  Fürsorge  für  die  ihnen  unterstellten  Gebiete  nicht  selten  bis 
zu  einer  Art  gegenseitigen  Wettbew^erbs  gesteigert;  auch  sind  die 
preußischen  Großstädte,  wie  ihre  Blüte  zeigt,  in  keiner  Weise 
etwa  zugunsten  Berlins  benachteiligt  worden.  Damit  indessen 
nicht  ganze  Provinzen  von  dem  —  doch  prekären  —  Wohlwollen 
fremder  Beamtungen  abhängen,  wäre  es  immerhin  zweckmäßig,  den 
Gliedstaaten  das  Recht  einzuräumen,  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  Aufrechterhaltung  bez.  Vermehrung  von  Kursen 
mit  einer  für  die  Gemeinschaft  bindenden  Wirkung  zu  verlangen. 
Freilich  darf  man  dabei  nicht  an  irgendeine  Art  von  Mit  Verwal- 
tung denken,  welche  nur  Verwirrung  stiften  könnte,  vielmehr 
würde  man  der  obersten  Leitung  die  Verpflichtung  auferlegen, 
auf  Antrag  derjenigen  Instanz,  die  früher  für  die  Verwaltung  der 
betreffenden  Linie  zuständig  war,    für  deren    (d.h.  in  Wirklich- 

3)  Ritter  a.   a.  O.  749. 
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keit  meist  des  Einzelstaats)  Rechnung  im  Rahmen  der  betriebs- 
technischen Zulässigkeit  Züge  laufen  zu  lassen.  Eine  Vergütung 
nach  einigermaßen  willkürlichen  Pauschalsätzen,  wie  sie  zwecks 
Vermeidung  eines  umständlichen  Schreibwerks  schlechterdings 
unentbehrlich  wäre,  erscheint  umso  unbedenklicher,  als  eine  der- 
artige Befugnis  mehr  schon  durch  ihr  bloßes  Vorhandensein  als 
durch  eine  häufige  Ausübung  von  seiten  des  Berechtigten  zu  einer 
befriedigenden  Regelung  beitragen  wird,  gerade  deshalb  aber 
in  jede  Vereinbarung  aufgenommen   werden  sollte  ■'). 

Ein  Kapitel  für  sich  bilden  die  Neben  bahnen ;  dabei  ist 
vorauszuschicken,  daß  speziell  in  Württemberg  nicht  wenige  Li- 
nien, die  nach  Art  und  Dichtigkeit  ihres  Verkehres  eigentlich  zu 
den  Bahnen  zweiter  und  dritter  Ordnung  gezählt  werden  müßten, 
als  Hauptbahnen  betrieben  werden-):  wirtschaftlich  ge- 
hören derartige  »Pseudo-Hauptbahnen«  ebenfalls  zu  den  Neben- 
bahnen. Man  fürchtet  nun  vielfach,  daß  die  Erschließung  des 
platten  Landes  erheblich  verlangsamt  werde,  wenn  eine  Zentral- 
stelle, die  natürlich  gegen  jede  Belastung  der  Gesamtbilanz  durch 
den  Bau  und  Betrieb  unrentabler  (Nebenbahn-)Linien  sich  sträuben 
werde,  über  die  Aufnahme  neuer  Strecken  in  die  Gemeinschaft 
zu  entscheiden  habe.  Nun  leuchtet  es  ja  ohne  weiteres  ein,  daß 
die  Gesamtheit  den  Gesellschaftern  keinen  Freibrief  bezüglich 
der  Erweiterung  ihres  Netzes  ausstellen  kann,  weil  ein  solcher 
einem  uferlosen  Zuwachs,  insbesondere  in  den  kleineren  Staaten, 
je  auf  fremde  Kosten  Tür  und  Tor  öffnen  würde.  Doch  ist,  wie 
beispielsweise  der  preußisch-hessische  Vertrag  zeigt  ^),  ein  billiger 
Ausgleich  recht  wohl  denkbar.  Im  übrigen  aber  bleibt  es  —  was 
vielfach  verkannt  zu  werden  scheint  —  jedem  Staat  unbenommen, 
dasjenige  Mehr  an  Einnahmen,  das  er  aus  dem  Einwerfen  seines 
Besitzes  ohne  Belastung  mit  der  Verpflichtung  zum  weiteren  Bau 
von  Nebenbahnen  erzielt,  auch  fernerhin  für  die  Erschließung 
entlegener  Gegenden  auf  eigene  Rechnung  zu  verwenden : 
nur  wird  dann  die  finanzielle  Inanspruchnahme  der  Allgemeinheit 
für  lokale  Bedürfnisse,  die  bisher  im  gesamten  Eisenbahnetat 


i)  Aehnliche  Abmachungen  findet  man  nicht  selten  in  den  Konzessions-  bez. 
Zustimmungsverträgen,  die  mit  Klein-(Straßen-)bahnen  abgeschlossen  werden,  vgl. 
etwa  »Verband  Groß-Berlin«    1914,  Drucksache  Vorlage  Nr.    18,  Anlage  C.  §  6. 

2)  In  Württemberg  beträgt  der  Anteil  der  Nebenbahnen  an  dem  Gesamtnetz 
nur  26  Proz.  (gegen  46  Proz.  in  Preußen). 

3)  Vgl.  etwa  Dröll,   »Sechzig  Jahre  hessischer  Eisenbahnpolitik«   324  ff. 
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wenigstens  teilweise  aufgegangen  ist,  deutlicher  hervortreten. 
Diese  klare  Abgrenzung  aber  kann  in  volks-  wie  auch  in  privat- 
wirtschaftlicher Hinsicht  nur  günstig  wirken,  insofern  sie  zu- 
nächst zwingt,  in  jedem  einzelnen  Fall  das  Zuschußbedürfnis 
gegen  den  sogenannten  indirekten  Nutzen  sorgfältig  abzuwägen; 
dann  aber  wird  —  und  das  ist  das  Wesentliche  —  die  Ausschei- 
dung der  überwiegendst  dem  örtlichen  Verkehr  dienenden  und 
dabei  für  eine  Ausstattung  gemäß  der  Bau-  und  Betriebsordnung 
für  das  Deutsche  Reich  nicht  reifen  Strecken  der  beispielsweise 
in  Württemberg  bisher  arg  vernachlässigten  ^)  Förderung  des 
Kleinbahnwesens  zugut  kommen.  Eine  liebevolle  Pflege  dieses 
letzteren  aber  gestattet,  zwei  scheinbar  entgegengesetzte  Ziele 
wenigstens  in  einer  ersten  Annäherung  gleichzeitig  zu  errei- 
chen, nämlich  die  reichlichere  Ausstattung  des  platten  Landes 
mit  Schienenwegen  und  die  Bewahrung  des  Staatskredits  vor  einer 
Erschütterung  durch  zu  starke  Inanspruchnahme  für  unrentable 
Zwecke.  Denn  —  im  Gegensatz  zu  den  Routen  des  durch- 
gehenden Verkehrs,  die  eine  weitgehendste  Einheitlichkeit  in  den 
Normalien,  Tarifen  usw.  bedingen  —  können  die  Schienenwege 
zweiter  und  dritter  Ordnung  umso  billiger  gebaut  und  mit  umso 
geringerem  Defizit  betrieben  werden,  je  vollkommener  sich  die 
technische  Anlage  (Spur,  Mitbenützung  von  Straßen  usw.),  die 
Finanzierung  (Heranziehung  der  Interessenten),  die  Verknüpfung 
mit  der  sonstigen  Wirtschaft  der  berührten  Gegenden  (Verbin- 
dung mit  einem  Elektrizitätswerk  usw.)  den  örtlichen  Verhält- 
nissen anschmiegt ;  es  leuchtet  aber  ein,  daß  die  staatliche  Regie, 
wenn  ihr  auch  die  Fähigkeit  zu  einer  derartigen  Individualisie- 
rung nicht  grundsätzlich  abgesprochen  werden  darf,  doch  unter 
den  augenblicklichen  Verhältnissen,  insbesondere  auch  angesichts 
des  Einflusses  der  Parlamente,  im  allgemeinen  ein  vernünftiges 
Ab-  und  Zugeben  nicht  gerade  erleichtert  -).     Die  Abwälzung  der 


i)  Auf  Einzelheiten  ist  im  heutigen  Zusammenhang  nicht  einzugehen,  doch 
mögen  angesichts  der  Wichtigkeit  der  in  ihrer  Bedeutung  von  weiten  Kreisen  unter- 
schätzten Frage  wenigstens  einige  Untersuchungen  genannt  werden:  meine  »Deut- 
sche Eisenbahnkunde«  25  und  44  fF.,  mein  Artikel  »Ueber  die  Wirtschaftlichkeit 
usw.«  im  »Schwäbischen  Merkur«,  19 14,  Nr.  299,  und  Liebmanii  »Kleinbahnen« 
im  »Jahrbuch  für  Verkehrswissenschaften«  1913,  421  fF.,  sowie  von  demselben  Ver- 
fasser »Kleinbahn  oder  Landstraße«  in  »Zeitschrift  für  Kleinbahn«,    191 5,    i  ff. 

2)  Es  sei  nur  an  die  Schwierigkeiten  erinnert,  welchen  selbst  kleine  Tarif- 
erhöhungen entlang  besonders  teuerer  Strecken  (Gebirgsbahnen)  begegnen ;  ferner 
ist  der  Staat  kaum  in  der  Lage,    etwa  die  Stadterweiterung  organisch  mit  der  Er- 
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Kleinbahnlasten  auf  andere  Verbände  —  natürlich,  wie  in  Preußen, 
unter  reichlichster  Unterstützung  durch  den  Staat  —  würde  da- 
her m.  E.  entweder  bei  gleichbleibendem  Aufwand  für  den  Staat 
eine  beschleunigte  Vermehrung  der  Schienenwege  oder  aber  bei 
gleichbleibendem  Zuwachs  an  Lokalbahnen  eine  Verminderung 
unrentabler  Investierungen  staatlichen  Kapitals  bewirken  und  sollte 
daher  in  Ländern,  die,  wie  besonders  Württemberg,  bisher  eines 
speziellen  Kleinbahngesetzes  und  einer  planmäßigen  Fürsorge  für 
die  Schienenwege  dritter  Ordnung  entbehrt  haben,  auch  unab- 
hängig von  der  bei  einer  Vereinheitlichungsaktion  großen  Stils 
unvermeidbaren  Scheidung  zwischen  Durchgangslinien  und  Vizinal- 
bahnen  baldigst  in  Angriff  genommen  werden. 

4.  Die  staatsrechtliche  Ausgestaltung  einer  völligen 
Gemeinschaft. 

Der  Zusammenschluß  sämtlicher  Schienenwege  zu  einem  ein- 
heitlichen Netz  kann  auf  dreierlei  Weise  erfolgen :  durch  Ueber- 
gang  aller  Linien  an  das  Reich,  durch  Gründung  einer  Art  von 
»Zweckverband  deutscher  Eisenbahnverwaltungen ^  oder  endlich 
durch  die  Vereinigung  fremder  Unternehmungen  mit  den  preußi- 
schen Staatseisenbahnen.  Seitdem  —  im  Jahr  1876^)  —  der  Bis- 
marcksche  Vorschlag,  die  Eisenbahnhoheit  der  Einzelstaaten  auf 
das  Reich  zu  übertragen,  im  preußischen  Landtag  zw^ar  nach 
heftigen  Kämpfen  angenommen,  in  Süddeutschland,  vor  allem  in 
Bayern,  aber  schroff  abgelehnt  worden  ist,  gilt  angesichts  der  in- 
zwischen mit  so  glänzendem  Erfolg  durchgeführten  Verstaatlichung 
in  Preußen  die  bloße  Erwähnung  von  Reichs  eisenbahnen  als 
fast  indiskutabel  ^).  Irgendein  überzeugender  Beweis  dafür,  daß 
eine  derartige  Entwicklung  heute  auf  absolut  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  stoßen  würde,  ist  allerdings  —  das  mag  immer- 
hin betont  werden  —  bisher  nicht  erbracht  worden  ;  doch  leuchtet 
es  ohne  weiteres  ein,  daß  derjenige  Staat,  der  (Anfang  191 3)  über 


Schließung  neuer  lokaler  Verkehrswege  zu  verbinden,  auch  muß  eine  staatliche  Be- 
hörde aus  Repräsentaiionsgründen  usw.  beispielsweise  die  Empfangsgebäude  mei- 
stens reichlicher  ausstatten  als  eine  Privatgesellschaft  oder  kleine  Kommune  u.  a.  m. 
Für  weitere  Vergleiche  sei  nur  auf  die  mit  den  preußischen  Kleinbahnen  gemachten, 
äußerst  günstigen  Erfahrungen  verwiesen. 

i)  Vgl.  Ritter,  »Eine  deutsche  Eisenbahngemeinschaft?«  in  »Conrads  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie«    191 3,   724. 

2)  Dazu  Alberty,   »Staatsbahnsystem  in  Preußen«  246  und  die  dortigen  Zitate. 
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19791  von  31364  km  deutschen  vollspurigen  Schienenwegen  ver- 
fügte ^)  und  auch  sonst  als  Kern  und  Präsidialmacht  des  Reiches 
auf  dessen  Geschicke  einen  ausschlaggebenden  Einfluß  ausübt, 
bei  der  engen  Verflechtung  des  Verkehrswesens  mit  vitalen  staat- 
lichen Interessen,  welche  Form  auch  immer  für  eine  Zentralisie- 
rung gewählt  werden  mag,  eine  entscheidende  Einwirkung  auf 
sein  bez.  das  Gesamtnetz  sich  vorbehalten  kann  und  muß: 
dann  aber  liegt  freilich  kein  triftiger  Grund  mehr  vor,  der  preußi- 
schen Eisenbahnverwaltung,  die  man  ohne  Ueberschwenglichkeit 
als  die  beste  der  ganzen  Welt  bezeichnen  darf,  noch  eine  — 
letzten  Endes  mehr  dekorative  —  Reichsbehörde  aufzupfropfen 
und  damit  nur  den  ganzen  Geschäftsgang  schwerfälliger  und  kost- 
spieliger zu  machen.  Deshalb  wird  es  der  Real  politiker  vor- 
ziehen, mit  seinen  Anregungen  an  andere  Kombinationen  anzu- 
knüpfen, ohne  indes  den  Gedanken  an  Reichseisenbahnen,  der 
z.  B.  je  nach  dem  Ausfall  der  Friedensbedingungen  plötzlich  wie- 
der aktuell  werden  kann,  als  für  immer  begraben  anzusehen. 

Zunehmender  Beliebtheit  in  der  Oeffentlichkeit  erfreut  sich 
seit  einigen  Jahren  das  Projekt  einer  Vereinheitlichung  auf  fö- 
deralistischer  Grundlage,  das  in  seinem  Ausgangspunkt  an 
den  ehemaligen  Zollverein  sich  anlehnt  und  seine  fernere  Ausge- 
staltung, wie  schon  angedeutet,  dem  modernen  Gedanken  des 
Zweckverbandes  entnimmt.  Innerhalb  dieses  weitgespannten  Rah- 
mens sind  natürlich  mannigfaltige  Kombinationen  denkbar :  Bei 
Uebertragung  aller  wichtigeren  Funktionen  auf  eine  solche  Ge- 
meinschaft unterscheidet  diese  selbst  sich  fast  nur  noch  durch 
eine  vom  Reichstag,  vom  Reichskanzler  und  je  nachdem  auch 
vom  Bundesrat  unabhängige,  durchaus  selbständige  Spitze  von 
eigentlichen  Reichseisenbahnen,  während  umgekehrt  eine  Organi- 
sation, die  nur  einzelne  Aufgaben  der  Zentralstelle  zuweist  (Teil- 
gemeinschaften), ledighch  noch  in  formeller  Hinsicht,  nämUch 
durch  die  Ausstattung  mit  den  Rechten  einer  eigenen  juristischen 
Person,  von  der  (im  nächsten  Abschnitt  zu  schildernden)  vertrags- 
mäßigen Verständigung  zwischen  den  Verwaltungen  über  das  ge- 
meinsame Interesse  berührende  Fragen  abweichen  mag.     Die  fol- 

i)  In  Wirklichkeit  ist  der  prozentuale  Anteil  Preußens  am  Gesamtnetz  noch 
wesentlich  größer,  weil  in  Preußen,  das  das  ausgebildetste  Kleinbahnnetz  besitzt, 
viele  Linien  als  (nebenbahnähnliche)  Kleinbahnen  gebaut  worden  sind  und  daher 
in  obiger  Statistik  nicht  erscheinen,  während  in  den  anderen  Staaten  ähnliche 
Strecken  meist  zu  den  Nebenbahnen  gezählt  und  in  die  Statistik  aufgenommen 
werden. 
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genden  Darlegungen    setzen  ein    in    der    Mitte    zwischen    beiden 
Extremen  ausbalanciertes  System  voraus. 

Daß  eine  so  komplizierte  Regelung  überhaupt  ernstlich  er- 
strebt wird,  erklärt  sich  aus  zwei  Gründen.  Zum  ersten  ist  die 
Bildung  übergeordneter  Organisationen,  welche  dazu  bestimmt 
sind,  eine  größere  Anzahl  von  »Gesellschaftern«  gemeinsam  an- 
gehende Geschäfte  —  unbeschadet  der  sonstigen  Selbständigkeit 
der  zugehörigen  Glieder  —  einheitlich  zu  besorgen,  gegenüber 
den  bei  der  Ausdehnung  von  Großstädten,  besonders  bei  der 
Regelung  der  Beziehungen  zu  den  gegen  eine  Eingemeindung 
sich  sträubenden  Vororten,  als  Allheilmittel  gepriesen  worden  und 
daher  rasch  in  Mode  gekommen.  Allein  schon  die  bisherigen 
Erfahrungen,  z.  B.  mit  dem  Zweckverband  Groß-Berlin,  haben  viel 
Wasser  in  den  Wein  der  Begeisterung  gegossen.  Es  hat  sich 
nämlich  gezeigt,  daß  statt  der  erwarteten  Verbilligung  und  Ver- 
einfachung vielfach  eine  Verteuerung  und  Verzögerung  der  Ar- 
beiten eingetreten  ist,  weil  die  neue  Instanz  bei  der  Beschaffung 
der  Unterlagen  usw.  völlig  auf  die  Mitwirkung  der  zugehörigen 
Städte  bez.  der  von  ihnen  errichteten  technischen  Aemter  ange- 
wiesen ist,  so  daß  nicht  selten  in  Angelegenheiten,  mit  der  sich 
vorher  nur  eine  Behörde  befaßt  hat,  jetzt  zwei  Stellen  tätig  sein 
müssen.  Zweckverbände  pflegen  sich  daher  nur  in  denjenigen 
Fällen  voll  zu  bewähren,  wo  es  sich  darum  handelt,  auf  scharf- 
umgrenzten, von  den  einzelnen  Gliedern  bisher  nur  wenig  oder 
gar  nicht  in  ihre  Interessensphäre  gezogenen  Gebieten  allen  Be- 
teiligten die  Vorteile  des  Großbetriebs  oder  eines  gemeinsamen 
Vorgehens  zu  verschaffen:  so  mag  etwa  eine  Vereinigung  mit 
eigener  Rechtspersönlichkeit  den  Ortschaften  eines  Bezirks  oder 
einer  Provinz,  die  vorher  mit  elektrischer  Energie  nicht  versorgt 
werden  konnten,  die  Erzeugung  oder  den  Bezug  des  Stromes 
wesentlich  erleichtern;  ist  aber  in  der  betreffenden  Gegend  schon 
ein  leistungsfähiges  Werk  vorhanden,  dann  verdient  der  Ab- 
schluß von  Verträgen  mit  diesem  meistens  den  Vorzug. 

Zum  anderen  besticht  eine  genossenschaftliche  Organisation 
durch  die  Bewegungsfreiheit,  die  sie  neben  der  Zentralisierung 
wichtiger  Funktionen  den  Mitgliedern  noch  beläßt,  und  scheint 
daher  die  zweckmäßigste  Form  gerade  für  die  Lösung  einer  Frage 
vorzustellen,  in  welcher  bisher  alle  Bemühungen  an  der  Schwie- 
rigkeit, zwischen  einer  möglichst  weitgehenden  Selbständigkeit 
der  Einzelverwaltungen  und    einer    tunlichsten  Stärkung    der    (im 
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wesentlichen  erst  zu  schaffenden)  Zentralgewalt  einen  Ausgleich 
zu  finden,  gescheitert  sind.  Allein  es  ist  zu  befürchten,  daß  die 
(oben  geschilderten)  beim  Zweckverband  Groß-Berlin  und  wohl 
auch  schon  bei  ähnlichen  Schöpfungen  zutage  getretenen,  mit 
deren  Wesen  eng  verknüpften  Unzuträglichkeiten  bei  einem  zweck- 
verbandartigen  Zusammenschluß  der  deutschen  Bahnnetze  in  stark 
vergrößertem  Maßstab  sich  geltend  machen  würden :  Vor  allem 
dürfte  —  mag  man  auch  unter  Beibehaltung  des  von  Endi'es  be- 
fürworteten, etwa  aus  Delegierten  der  Einzellandtage  zusammen- 
gesetzten Eisenbahnparlaments  mit  Kirchhoff  auf  ein  dem  Bundes- 
rat nachgebildetes  großes  Vereinskollegium  verzichten  —  die 
Einschiebung  einer  neuen  Instanz  zwischen  die  bestehenden 
Behörden,  vollends  wenn  ihr  eine  Art  eigener  Volksvertretung 
zugeordnet  wird,  einen  großen  Teil  der  mit  einer  Vereinheit- 
lichung zu  erzielenden  Ersparnisse  wieder  aufzehren,  weil  sie  nicht 
nur  eine  Vermehrung  der  Beamten,  sondern  auch  weitschichtige 
Verrechnungen  mit  anderen  Stellen  sowie  überhaupt  viel  über- 
flüssiges Schreibwerk  zur  Folge  haben,  und  insbesondere  einen 
wahren  Rattenkönig  von  Zweifels-  und  Streitfragen  über  die  Kom- 
petenzabgrenzung aufwerfen  würde.  Ferner  ist  keineswegs  gesagt, 
daß  dabei  der  verkehrswirtschaftliche  Wettbewerb  unter  den 
Bundesstaaten  mit  einem  Schlag  ausgeschaltet  wäre,  vielmehr 
würden  die  Differenzen  vermutlich  nur  in  einem  anderen 
Bureau  bez.  Sitzungssaal  ausgetragen  werden.  Schließlich  möge 
man  bedenken,  daß  eine  schleppende  Geschäftserledigung,  wie 
sie  einem  Zweckverband  fast  stets  anhaftet,  bei  Transport- 
anstalten,  wo  es  noch  mehr  als  anderswo  aut  rasche  Beschlüsse 
zwecks  elastischer  Anpassung  an  wechselnde  Bedürfnisse  an- 
kommt, sowohl  dem  Publikum  als  auch  den  Unternehmungen 
selbst  einen  besonders  empfindlichen  Schaden  zufügen  würde. 
Aus  diesen  Gründen  kann  sich  der  Verfasser  —  auch  in  diesem 
Zusammenhang  nur  vorbehaltlich  einer  näheren  Prüfung  etwa 
schon  ausgearbeiteter  oder  noch  anzufertigender  Detailprojekte  — 
mit  einer  vom  Reich  unabhängigen  und  zugleich  keiner  der  vor- 
handenen Verwaltungen  angegliederten  Gemeinschaft  am  wenigsten 
von  allen  Plänen  befreunden. 

Bleibt  also  nur  noch  die  Vereinigung  anderer  Netze  mit  den 
preußischen  Staatseisenbahnen ,  wie  sie  durch  die  preußisch- 
hessische Gemeinschaft  bereits  verwirklicht  ist.  Bei  dieser  ist  die 
gesamte   Verwaltung  an  Preußen    übergegangen,    das  jedoch  eine 
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tunlichste  Berücksichtigung  der  hessischen  Wünsche  und  Interes- 
sen zugesagt  und  dieses  Versprechen  bisher  auch  in  loyalster 
Weise  gehalten  hat;  ferner  fließen  die  gesamten  Einnahmen  — 
ohne  irgendwelche  Ausscheidung  nach  ihrer  Herkunft  —  in  eine 
einzige  Kasse,  die  ihrerseits  wiederum  alle  Ausgaben  bestreitet; 
die  finanzielle  Auseinandersetzung  zwischen  den  beiden  Kontra- 
henten wird  so  gehandhabt,  daß  der  Ueberschuß  proportional 
dem  früher  von  beiden  Teilen  je  aus  ihrem  Einbringen  erzielten 
Gewinn  verteilt  wird ;  für  Aufwendungen  zur  Erweiterung  von 
Hauptbahnen  sind  Zuschläge  von  3  bez.  4  Proz. ,  zum  Bau  von 
Nebenbahnen  172  bez.  2  Proz.  des  Anlagekapitals  zu  jenen  Ver- 
hältniszahlen vorgesehen.  Daß  in  finanzieller  Beziehung  Hessen 
mit  dieser  Neuregelung  gut  abgeschnitten  hat,  darf  heute,  obwohl 
noch  immer  manche  Stimmen  von  einer  Schädigung  »durch  den 
großen  Bruder«  sprechen,  wohl  als  ausgemacht  gelten.  Immerhin 
muß  zugegeben  werden,  daß  die  unorganische  Aufpfropfung  \) 
der  Zinsvergütung  für  Neuinvestierungen  auf  den  —  noch  dazu 
nach  einem  längst  überholten  Zustand  gefeilten  —  Schlüssel  für 
die  Beteiligung  am  Reinertrag  nicht  nur  vom  Standpunkt  einer 
planmäßigen  Wirtschaftsführung  aus  wenig  befriedigt,  sondern 
unter  Umständen  auch  zu  einem  ungerechten  Maßstab  sich  ent- 
wickeln kann.  Doch  darf  man  nicht  außer  acht  lassen,  daß 
dieser  Vorwurf  keineswegs  wesentliche  Bestandteile  des  Vertrags 
als  solchen,  sondern  mehr  die  ungeschickte  Formulierung  einzelner 
Paragraphen  trifft.  Nicht  ganz  unbegründet  dagegen  sind  die 
Klagen  darüber,  daß  dem  hessischen  Staat  fast  kein  Mitbestim- 
mungsrecht bezüglich  des  Fahrplan-  und  Tarifwesens  wie  über- 
haupt der  gesamten  Betriebsabwicklung  eingeräumt  ist;  denn 
wenn  auch  Preußen,  wie  schon  betont,  im  großen  Ganzen  sich 
in  Hessen  mit  demselben  Eifer  um  die  Förderung  der  Volks- 
wirtschaft bemüht  hat  wie  in  seinen  eigenen  Provinzen,  so  ist 
doch  die  völlige  Machtlosigkeit  eines  Staates  auf  einem  so  tief 
in  seine  Lebensinteressen  eingreifenden  Gebiet  wie  das  Eisen- 
bahnwesen kein  ganz  normaler  Zustand.  Man  hat  daher  den 
Staatsvertrag  zwischen  Preußen,  Hessen  und  Baden  betreffend 
»die  Vereinfachung  der  Verwaltung  der  Main-Neckarbahn«  als 
bemerkenswerten  Fortschritt  gegenüber  den  preußisch-hessischen 
Abmachungen  gepriesen;  und  in  der  Tat  ist  es  recht  begreiflich, 
daß  die  Badenser,  denen  neben  der  Beteiligung  an  dem  günsti- 

l)  Vgl.    Grooss,    >Der    preußisch-hessische  Vertrag    als   Hindernis  .  .   .«   20  f. 
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geren  preußischen  Betriebskoeffizienten  eine  ziemlich  weitgehende 
Tarifhoheit,  Mitwirkung  bei  der  Aufstellung  des  Fahrplans  und 
Ausscheidung  der  aus  ihrem  Land  stammenden  Einnahmen  zuge- 
sagt wurde,  -mit  der  Neuregelung  sehr  zufrieden  ^)  sind.  Ange- 
sichts der  Verkehrsdichte  speziell  entlang  der  Main-Neckarbahn 
allerdings  hat  Baden  mit  dem  durchschnittlichen  preußi- 
schen Verhältnis  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen,  wie  man  in 
Karlsruhe  sagt,  noch  nicht  einmal  ein  besonders  gutes  Geschäft  ge- 
macht; andererseits  darf  bei  etwaigen  weiteren  Einverleibungen, 
insbesondere  von  weniger  rentablen  Strecken  —  und  um  solche 
wird  es  sich  in  Zukunft  hauptsächlich  handeln  —  füglich  bezweifelt 
werden,  ob  Preußen,  das  —  wegen  der  Bedeutung  der  Main-Neckar- 
bahn für  die  Arrondierung  seines  Netzes  bez.  der  verhältnis- 
mäßigen Geringfügigkeit  der  für  eine  gesonderte  Buchführung 
notwendigen  Verrechnungen,  im  Hinblick  auf  die  große  bisherige^) 
Höhe  des  Betriebskoeffizienten  bei  jenem  Unternehmen  und  end- 
lich wohl  auch  aus  politischen  Erwägungen  —  in  diesem  Fall 
bereit  war,  seinen  Partner  an  dem  Nutzen  des  Großbetriebs  in 
vollem  Umfang  teilnehmen  zu  lassen,  ohne  ihm  die  sonst  dabei 
unvermeidlichen  Nachteile  aufzubürden,  auch  bezüglich  anderer 
Netze  das  gleiche  Entgegenkommen  zeigen  würde ;  ja,  es  müßte 
im  Interesse  der  Vereinfachung  und  Verbilligung  des  Geschäfts- 
ganges fast  bedauert  werden ,  wenn  selbst  ein  Zusammenschluß 
der  Verwaltungen  mit  der  Trennung  der  Kassen  usw.  nicht  rest- 
los aufräumen  würde.  So  wird  sich  m.  E.  die  künftige  Gestal- 
tung, wenn  neue  derartige  Verträge  abgeschlossen  werden  sollen, 
an  die  in  der  preußisch-hessischen  Gemeinschaft  bewährten  Grund- 
sätze anlehnen  müssen,  während  allerdings  in  Einzelfragen  wie 
auch  in  der  Formulierung  die  Uebereinkunft  bezüglich  der  Main- 
Neckarbahn  als   Muster  vorzuziehen  sein  würde. 

5.  Die  vertragliche  Verständigung  über  wichtige  Fragen,  ins- 
besondere die  Bildung  von  Teilgemeinschaften,  ohne  formelle 
Vereinheitlichung. 

Während  sich  die  Oeffentlichkeit  bei  allen  Erörterungen  über 
einen  weitergehenden  Zusammenschluß  unter  den  deutschen  Ver- 


1)  Vgl.  den    gerade    in  seiner  Kürze    bezeichnenden  badischen  Kommissions- 
bericht (II.  Badische  Kammer,    1901/02,  Beilagenband  4,  S.  370). 

2)  Vgl.    Begründung    zum    Staatsvertrag    betr (II.  Badische  Kammer, 

1901/02,  Beilagenband  4,  S.  354). 
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waltungen  hauptsächlich  für  die  prinzipielle  Seite  des  Pro- 
blems —  volle  Vereinheitlichung  oder  im  wesentlichen  unge- 
schmälerte Erhaltung  der  einzelstaatlichen  Eisenbahnhoheit  — 
interessiert,  ist  die  Praxis  —  fast  möchte  man  sagen  im  Stillen 
—  schrittweise  und  unter  engster  Anlehnung  an  bestehende  Ein- 
richtungen dem  von  den  Anhängern  der  Unifizierungsbestre- 
bungen  ersehnten  Ziel,  freilich  auf  einem  anderen  als  dem  von 
ihnen  gewünschten  Weg,  erheblich  näher  gekommen.  Im  Laufe 
der  letzten  Jahrzehnte  und  Jahre  haben  nämlich  die  beteiligten 
Instanzen  über  eine  so  große  Anzahl  teils  allerdings  nur  neben- 
sächlicher, zum  Teil  aber  auch  überaus  wichtiger  Punkte  sich 
verständigt,  daß  auf  vielen  Gebieten  heute  von  einer  fast  lücken- 
losen Einheit  gesprochen  werden  kann. 

Wenn  man  von  den  uns  jetzt  zur  Selbstverständlichkeit  ge- 
wordenen durchgehenden  Personen-  und  Frachtabfertigungen  mit 
allem,  was  daran  hängt,  absieht,  so  wird  man  fünf  Gruppen  von 
Vereinbarungen  mit  allerdings  sehr  stark  ineinander  überfließen- 
den Grenzen  unterscheiden  dürfen.  Fast  mehr  formelle  als  sach- 
liche Bedeutung  hat  die  Gleichheit  der  Tarife,  die  ja  auch  inso- 
fern nicht  völlig  durchgeführt  ist,  als  einerseits  im  Personenver- 
kehr noch  immer  kleine  Abweichungen  (2,3-Pfennig-Satz  in  der 
württembergischen  IV.  Klasse,  Verschiedenheit  der  Taxen  für 
Zeitkarten  usw.)  sich  erhalten  haben  und  andererseits  beim  Güter- 
transport zwar  die  Klassifikationen  übereinstimmend  geregelt,  für 
die  Bewilligung  von  Ausnahmetarifen  aber  bindende  Abmachungen 
nicht  getroffen  sind.  Für  den  Augenblick  wohnt  diesen  Unter- 
schieden keine  große  Bedeutung  inne  ;  soll  indessen  ein  gemein- 
sames Vorgehen  bei  der  Lösung  neuer  (siehe  nächsten  Abschnitt) 
Aufgaben  gesichert  werden,  dann  wird  allerdings  auch  hier  eine 
gewisse  Gemeinsamkeit  verlangt  werden  müssen.  Sehr  erwünscht 
dagegen  wäre  —  und  zwar  für  sofort  —  der  Erlaß  gleichlauten- 
der Dienstvorschriften  usw.,  die  den  Uebergang  von  Personal  und 
Wagen  an  Grenzstationen  erleichtern  und  die  (schon  im  2.  Ab- 
schnitt als  nationalökonomische  Verschwendung  gebrandmarkten) 
unfruchtbaren  Aufwendungen  an  Uebergangsstationen  beseitigen 
oder  wenigstens  stark  einschränken  würden.  Sehr  empfehlens- 
wert ist  ferner  die  tunlichste  Ausdehnung  der  pauschalen 
Abrechnung,  die  einen  großen  Teil  der  heutigen  Buchungen  über- 
flüssig macht  und  damit  zur  Herabsetzung  der  Vervvaltungskosten 
beiträsft.     Man  kann  sich  in  der  Tat  des  Eindrucks    nicht    völlig 
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erwehren,  daß  sowohl  bei  der  Statistik  als  auch  bei  der  Abrech- 
nung zahlreiche  Ausscheidungen  vorgenommen    werden,    die    die 
für    sie    ausgeworfenen    Summen    nicht    eintragen;    insbesondere 
dürfte  häufig  der  im  schlimmsten  Fall  bei  Anwendung  eines  nach 
früheren    Ergebnissen    bestimmten   Schlüssels    eintretende  Ausfall 
den  für  die  vorher  übliche  Buchung  ausgeworfenen  Betrag  nicht 
erreichen.     Von  diesem  Standpunkt  aus  darf  die  Gründung  einer 
deutschen   *  Gepäckeinnahmengemeinschaft«    mit   pauschaler  Ver- 
teilung freudig  begrüßt   und  zugleich    der    lebhaftesten  Hoffnung 
Ausdruck  verliehen  werden,  daß  derartige  Ansätze,  wie  sie  auch 
schon  auf   anderen  Gebieten    des   Eisenbahnwesens    sich    zeigen, 
weiter  ausgebaut   werden  mögen.     Freilich   darf  man    nicht   ver- 
gessen, daß  gerade  in  dieser  Beziehung  Post  und  Eisenbahn  sich 
nicht  vergleichen  lassen;   denn  ganz  abgesehen  davon,    daß   we- 
nigstens   im  Briefverkehr    —    und    selbst    hier    werden    von    den 
Ueberseetransit-Ländern   Gebühren    erhoben    —    im    allgemeinen 
ebenso  viele  Sendungen  in  der  einen  wie   in   der   anderen  Rich- 
tung abgeschickt    werden,    handelt    es    sich    bei    dem    einzelnen 
Stück  einerseits  um  eine   so  geringe  Taxe,    andererseits  um  eine 
so  wenig  fühlbare  Vermehrung  der  Selbstkosten,    daß    eine  Aus- 
scheidung einleuchtenderweise  eine  im  Verhältnis   zum   etwaigen 
Ergebnis    geradezu    riesige    Summe    für    Aufschriebe   usw.    ver- 
schhngen  würde ;    bei    der    Abgabe    von   Personenfahrkarten    und 
vollends    beim    Gütertransport    (Steinkohlenlieferung    nach    Süd- 
deutschland   fast    ohne    Rückfracht)    dagegen    kann    eine    solche 
Gleichmäßigkeit  überhaupt   nie  vorausgesetzt    werden,    außerdem 
hat  man  es  meistens   mit    Mengen    zu    tun,    die    sowohl    auf   der 
Einnahmen-  als  der  Ausgabenseite  die  Bilanz  beeinflussen  können: 
aus  diesen  Gründen  eignet    sich    das    bei    der   Post    vielfach    be- 
währte System,  die  Leistungen  gegenseitig  einfach  als  abgegolten 
zu  betrachten,  nicht  ohne  weiteres  zur  Uebertragung  auf  die  Ei- 
senbahn, wohl  aber   ist    meistens,    wenn    auch    nicht   immer ,    die 
pauschale  Umlegung  nach    einem   den    bisherigen  Feststellungen 
entnommenen,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  korrigierenden  Maßstab  durch- 
führbar.    Mehr  und  mehr  drängt  außerdem  die  Entwicklung  da- 
hin, daß  —  gemäß    dem  in   der  Industrie    und   der  Wissenschaft 
so  fruchtbaren  Prinzip  der  Arbeitsteilung  —  bestimmte  Aufgaben, 
deren  Lösung  einen  spezialistisch   vorgebildeten  Beamtenstab  er- 
heischt,  demjenigen  Staat  (gewissermaßen  als  Geschäftsführer  für 
die  anderen)  übertragen  werden,  der  ohnedies  bereits  ein  für  die 
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betreffenden  Furagen  zuständiges  technisches  Bureau  besitzt.  So 
dürfte  insbesondere  das  —  für  die  Besorgung  der  mit  der  Güter- 
wagengemeinschaft zusammenhängenden  Geschäfte  durch  Dele- 
gierte der  anderen  Staaten  erweiterte  —  preußische  Zentraleisen- 
bahnamt (das  übrigens  vor  Kriegsbeginn  auch  mit  der  internatio- 
nalen Verkehrsregelung  der  Wagendurchläufe  im  Auftrag  aus- 
wärtiger Staaten  sich  befaßt  hat)  allmählich  zum  technischen  Mit- 
telpunkt des  gesamten  deutschen  Eisenbahnwesens  auswachsen : 
ein  derartiger  Werdegang  wäre  auch  für  Württemberg  willkommen 
zu  heißen,  ja  sogar  tunlichst  zu  beschleunigen  ,  da  er  nicht  nur 
die  kleineren  Verwaltungen  von  der  schweren  Last  technischer 
Spezialbureaus  befreien,  sondern  auch  —  infolge  Vereinigung  der 
besten  Fachleute  an  einer  Stelle  —  eine  stetige  Vervollkommnung 
aller  Einrichtungen  und  zugleich  eine  gewisse  Vereinheitlichung 
der  Betriebsmittel  erleichtern  würde.  Was  endlich  die  Tarifge- 
meinschaften betrifft,  zu  denen  man  beispielsweise  den  Staats- 
wagenverband (Güterwagengemeinschaft)  rechnen  darf,  so  gelten 
für  derartige  Gebilde,  die  sich  vielfach  mit  den  im  vorigen  Ab- 
schnitt geschilderten  Zweckverbänden  berühren,  die  dort  vorge- 
tragenen Erwägungen:  speziell  mit  der  besseren  Ausnützung  der 
Güterwagen  hat  man  vorzügliche  finanzielle  Ergebnisse  erzielt,  die 
eine  weitere  Ausdehnung  dieses  Systems  nahelegen ;  auf  der  anderen 
Seite  ist  aber,  wie  ja  schon  mehrfach  erwähnt,  bei  der  Gründung 
zweckverbandähnlicher    Organisationen  große    Vorsicht    geboten. 

6.  Rück-  und  Ausblick. 

Wenn  eine  längere  Studie  über  irgendeinen  Gegenstand  ab- 
geschlossen wird,  ohne  daß  der  Verfasser  zu  seiner  persönlichen 
Auffassung  sich  bekennt,  so  hat  der  Leser  oft  die  Empfindung, 
daß  irgend  etwas  »fehle«.  Irgendeine  wissenschaftlich  formu- 
lierte und  damit  auch  nur  den  geringsten  Anspruch  auf  objektive 
Wichtigkeit  erhebende  Meinung  kann  Verfasser  leider  nicht  ver- 
treten, weil  das  ganze  Problem  —  in  dem  oben  mehrfach  erör- 
terten Sinn,  insbesondere  mangels  genauer  Unterlagen  für  die 
einzelnen  Projekte  —  nach  seinem  Dafürhalten  noch  gar  nicht 
spruchreif  ist.  Andererseits  hat  Verfasser  keinen  Anlaß, 
mit  seinen  rein  subjektiven,  bis  zu  einem  gewissen  Grad  fast  ge- 
fühlsmäßigen Anschauungen  zurückzuhalten,  sobald  sie  als  solche 
bezeichnet  und  gewertet  werden. 

Nachdem  alles  in  allem  sowohl  im  Frieden  als  auch  im  Krieg 
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die  bisherige  Ordnung  sich  aufs  beste  bewährt  hat,  halte  ich  eine 
Neuregelung  nicht  für  so  übermäßig  dringlich,  daß  sie  zu  irgend- 
einem nahen  Termin  um  jeden  Preis  durchgesetzt  werden  müßte. 
Selbstverständlich  bleibt  aber  die  volle  Vereinheitlichung  im  deut- 
schen Eisenbahnwesen  nach  wie  vor  ein  erstrebenswertes  Ziel, 
zu  dessen  Erreichung  kleinliche  Bedenken  aller  Art  ausnahmslos 
unterdrückt  werden  müssen :  insbesondere  darf  man  auch  vor 
Opfern  und  dem  Verzicht  auf  liebgewordene  Gewohnheiten  nicht 
zurückschrecken.  Am  besten  wird  indes  der  endlichen  Erfüllung 
dieses  lange  erstrebten  Ideals  nicht  durch  große  Worte  und  ge- 
nerelle Projekte,  sondern  durch  den  organischen  Ausbau  der  im 
vorigen  Abschnitt  geschilderten  gemeinsamen  Einrichtungen  usw. 
vorgearbeitet;  denn  je  mehr  die  gemeinschaftliche  Regelung  wich- 
tiger Angelegenheiten  sich  bereits  verbreitet  und  bewährt  hat, 
desto  leichter  wird  sich  der  Uebergang  zu  einem  völligen  Zusam- 
menschluß vollziehen.  Bei  einem  solchen  darf  man  aber  nicht 
nur  von  den  bisherigen  Verhältnissen  ausgehen,  sondern  muß  zu- 
gleich auch  neue  Anforderungen  und  Möglichkeiten  von  einer 
heute  noch  unübersehbaren  Tragweite  berücksichtigen.  Zunächst 
ist  zu  untersuchen,  wie  die  Erweiterung  der  Binnenschiff- 
fahrtswege auf  den  Ertrag  der  Eisenbahnen  zurückwirken 
wird  und  ob  insbesondere  nicht  der  Bau  neuer  Schienenwege, 
etwa  unter  gleichzeitiger  Bewilligung  ermäfiigter  Ausnahmetarife, 
Volks-  und  (vom  Standpunkt  des  Staates  als  Unternehmer  bez. 
mindestens  als  Zuschußpflichtigen)  auch  privatwirtschaftlich  der 
Investierung  großer  Kapitalien  in  Kanälen,  deren  etwaige  Ren- 
tabilität auf  Kosten  der  Eisenbahnen  gehen  muß,  vorzuziehen 
wäre  :  wie  aber  immer  die  Entscheidung  ausfallen  mag,  es  leuchtet 
ein,  daß  ein  gedeihliches  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Ver- 
kehrsmittel eine  Verständigung  der  Eisenbahnverwaltungen  über 
die  großen  Richtlinien  der  ßeförderungsverteilung  voraussetzt. 
Aehnlich  steht  es  um  die  Elektrifizierung  der  Netze : 
wirtschaftliche  und  technische  Erwägungen  zwingen  hier  geradezu 
zu  einem  gemeinsamen,  planmäßigen  Vorgehen.  Aber  auch  wenn 
der  Dampfbetrieb  beibehalten  werden  soll,  gewinnt  die  Frage  der 
Elektrizitätsversorgung  von  Tag  zu  Tag  eine  größere  Bedeutung 
sowohl  für  die  gesamte  ökonomische  Struktur  Deutschlands  als 
auch  speziell  für  die  Ausnützung  der  Schienenwege.  Denn  mehr 
und  mehr    drängt    die  moderne  Technik    dazu  ^),    die  Erzeugung 

i)  Vgl.  meine  Ausführungen  »B'ernkraft  und  Wassertransport«  in  1914,  Nr.  89, 
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des  Stromes  an  wenigen  Stellen  in  unmittelbarer  Nähe  entweder 
der  Kohlengruben  oder  von  Wasserkräften  zu  konzentrieren,  da 
—  beim  Vorhandensein  geeigneter  Einrichtungen  und  insbeson- 
dere eines  günstigen  Belastungsfaktors  —  bei  der  Weiterleitung 
der  Elektrizität  auf  Hunderte  von  Kilometern  geringere  Verluste 
bez.  Spesen  entstehen,  als  bei  dem  Transport  der  Kohle  selbst 
zwecks  Erzeugung  der  Kraft  an  der  Verbrauchsstelle.  Daß  aber 
eine  Verminderung  der  Kohlentransporte  sowohl  für  die  Schie- 
nen- und  Wasserwege  als  auch  ihr  gegenseitiges  Verhältnis  von 
größter  Bedeutung  sein  würde,  braucht  wohl  nicht  betont  zu 
werden.  Dazu  kommt  indes  noch,  daß  eine  rationelle  Verteilung 
der  Energie  nur  möglich  ist,  wenn  große  Gebiete  ohne  Rücksicht 
auf  politische  Grenzen  nach  einem  einheitlichen  Plan  versorgt 
werden :  hiezu  bedarf  es  aber  einer  Uebereinkunft  zwischen  den 
beteiligten  Regierungen  und  damit  indirekt  auch  einer  Verständi- 
gung zwischen  den  verschiedenen  Eisenbahnverwaltungen,  die  als 
Verbraucher,  als  bisherige  Frachtführer  der  Kohlen,  wegen  der 
etwaigen  Kreuzung  von  Hochspannungsleitungen  mit  ihren  Linien, 
im  Hinblick  auf  eine  eventuelle  zukünftige  Elektrifizierung  des 
Netzes  sowie  überhaupt  angesichts  der  tiefeinschneidenden  wirt- 
schaftlichen Folgen  einer  derartigen  Kraftlieferung  für  ganze  Pro- 
vinzen an  einer  solchen  lebhaft  interessiert  sind.  So  möchte  ich 
denn  mit  dem  zusammenfassenden  Wunsche  schließen,  daß  die 
stille  Kleinarbeit  des  Alltags,  deren  gewissenhafte  Erledigung 
unsere  Eisenbahn  zur  Erfüllung  der  schwersten  Friedens-  und 
Kriegsaufgaben  befähigt  hat,  ungestört  durch  noch  nicht  spruch- 
reife Zukunfts Projekte  fortgesetzt,  daß  dabei  zunächst  eine  weiter- 
gehende Vereinheitlichung  auf  den  bisherigen  Grundlagen  er- 
strebt, zugleich  aber  auch  eine  wirklich  großzügige  Lösung  der 
von  der  Gegenwart  und  Zukunft  aufzuwerfenden  Fragen  für  morgen 
vorbereitet  werden  möee. 


der  Frankfurter  Zeitung  und  »Elektrizitäts-  oder  Kohlentransport?«  in  1914,  Nr.  204 
der  Kreuzzeitung. 
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STATISTISCHE  UNTERSUCHUNGEN  ÜBER 
DIE  NEIGUNGEN  ZU  MISCHEHEN '). 

Von 

DAVID  TACHAUER. 

§   I.     Der    Neigungskoeffizient. 

Wenn  man  die  Mischehen  zweier  Bevölkerungsbestandteile, 
seien  es  Rassen,  Nationalitäten  oder  Konfessionen,  betrachtet, 
dann  geschieht  das  im  allgemeinen,  um  einen  Schluß  auf  die 
Vermehrung  bez.  Verminderung,  oder  auch  auf  die  Reinhaltung 
des  betreffenden  Bestandteils  zu  machen.  In  diesem  Falle  ist  es 
von  Wichtigkeit  zu  wissen,  welcher  Prozentsatz  der  Ehen  Misch- 
ehen sind.     Es  wurden  z.  B.  geschlossen  in  Berlin: 

1892  1893  1894  1895 

Reinjüdische  Ehen  578  573  525  555 

Jüdische  Mischehen  157  164  150  172 

Hier  ist  es  für  die  Frage  der  Vermehrung  der  jüdischen  Bevöl- 
kerung wichtig  zu  wissen,  daß  auf  loo  rein  jüdische  Ehen  treffen: 

Im  Jahre  Anzahl  der  Mischehen 

1892  27,2 

1893  28,6 

1894  28,6 
1895  31.0 

i)  Vorliegende  Arbeit  entstand  im  Frühjahr  1913.  Durch  verschiedene  Um- 
stände wurde  die  Veröffentlichung  hinausgeschoben.  Infolgedessen  ist  nur  die 
Statistik  der  Mischehen  bis  1909  berücksichtigt.  Die  Schlüsse,  die  aus  den  Daten 
gezogen  sind,  mögen  jetzt  durch  den  europäischen  Krieg  manche  Aenderungen 
erleiden.  Sie  galten  natürlich  für  die  Verhältnisse  vorher.  Ob  die  Nationalitäten- 
gegensätze nach  dem  Krieg  sich  noch  ebenso  geltend  machen  werden,  entzieht 
sich  unserer  Beurteilung.  —  Ich  möchte  noch  hinzufügen,  daß  ich  dem  leider  jetzt 
verstorbenen  Herrn  Professor  Lexis  für  seine  freundlichen  Ratschläge  bei  der  Durch- 
sicht der  Arbeit  großen  Dank  schuldig  bin. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.    3.  2^ 
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Denn  je  größer  der  Prozentsatz  der  Mischehen  ist,  desto  größer 
ist  die  Gefahr  der  Auflösung  der  jüdischen  Bevölkerungs- 
gruppe. 

Diese  Methode  gibt  jedoch  ein  falsches  Bild  von  dem  Um- 
fang der  Mischehen,  wenn  es  sich  nicht  nur  um  die  Zu-  und  Ab- 
nahme derselben  handelt.  Denn  bei  einer  Mischehe  gehört  nur 
der  eine  Teil  dem  zu  betrachtenden  Bevölkerungsbestandteile  an, 
während  bei  einer  reinen  Ehe  beide  Eheschließenden  zu  dieser 
Gemeinschaft  gehören^).  Man  wird  also  richtiger  verfahren,  nicht 
die  Paare  miteinander  in  Beziehung  zu  setzen,  sondern  die  Per- 
sonen. Dann  ergibt  sich,  daß  auf  loo  eine  reine  Ehe  schließen- 
den Juden  in  Berlin  die  eine  Mischehe  eingehenden  Juden  beider- 
lei Geschlechts  nur  die  Hälfte  der  obigen  Zahlen  ausmachen, 
nämlich  13,6  —  14,3  —   14,3  —   15,5. 

Diese  Methode  genügt  den  Antorderungen,  wenn  es  darauf 
ankommt,  die  Bevölkerungsvorgänge  zu  beschreiben.  Will  man 
jedoch  auf  die  Ursachen  der  Mischehen  eingehen,  dann  kommt 
man  auf  diese  Weise  leicht  zu  Trugschlüssen.  Es  werde  z.  B. 
untersucht,  welchen  Einfluß  die  Bevölkerungsmischung  auf  die 
Anzahl  der  Mischehen  hat.  Man  betrachte  zu  diesem  Zwecke 
die  Städte  Berlin,  Stuttgart,  Wien  und  Graz.  Die  Daten  hierzu 
gibt  folgende  Tabelle : 

Auf  100  eine  reine  Ehe 
Katholische     schließende  Katholiken 
treffen  Mischehe 
schließende  Katholiken 

183,1 

IOO,I 

2,8 
1.4 


Augenscheinlich  ist  der  Prozentsatz  der  Mischehen  eingehen- 
den Katholiken  um  so  größer,  je  geringer  der  Prozentsatz  der 
Katholiken  ist.  Wollte  man  daraus  aber  schließen,  daß  die  Nei- 
gung zu  Mischehen  zunimmt  mit  der  Abnahme  des  Anteils  an 
der  Gesamtbevölkerung,  so  wäre  das  unrichtig.  Ganz  unabhängig 
davon,  ob  die  Neigung  zu  Mischehen  ab-  oder  zunimmt,  kann 
der  verhältnismäßige  Anteil  der  Mischehen  abnehmen,  wenn  der 


Katholiken 

% 

Mischeh 

Berlin   1890 

72  151 

4,6 

2461 

Stuttgart  1900 

31  880 

14,5 

284 

Wien  1890 

I  195  175 

87,6 

349 

Graz 

107787 

96,2 

25 

(1890) 

(1888 

l)  Diese    Kritik    der    gewöhnlichen    Methode  verdanke   ich  einer  mündlichen 
Bemerkung  von  Herrn  Dr.  Ludwig  Wassermann^  München. 
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Anteil  der  Bevölkerung  wächst.  Denn  die  Möglichkeit  zu 
Mischehen  nimmt  in  diesem  Falle  ab.  Am  deutlichsten  sieht 
man  das  an  dem  Gegensatz  zwischen  Berlin  und  Graz.  Von  den 
4,6  °/o  Katholiken  in  Berlin  kann  jeder  eine  Mischehe  eingehen, 
von  den  96,2  %  in  Graz  nicht.  Denn  es  gibt  in  Graz  nicht  ge- 
nügend Nicht-Katholiken,  mit  denen  die  Katholiken  sich  mischen 
können. 

Um  diesen  Fehler  zu  vermeiden,  betrachte  man  die  wahr- 
scheinliche Anzahl  der  Mischehen,  d.  h.  die  Anzahl  der  Misch- 
ehen, die  nach  dem  »Gesetze  des  Zufalls«  geschlossen  würden. 
Das  Verhältnis  der  wirklichen  Anzahl  Mischehen  zur  wahrschein- 
lichen ist  dann  ein  Maß  der  Neigung  zu  Mischehen,  Dabei  be- 
dürfen jedoch  die  Begriffe  Zufall  und  Wahrscheinlichkeit  einer 
näheren  Präzisierung. 

Wenn  man  das  gesamte  Weltgeschehen  überblicken  kann, 
gibt  es  keinen  Zufall  als  Gegensatz  zur  Bestimmtheit.  Denn 
jedes  Ereignis  und  jeder  Tatbestand  ist  die  Folge  einer  Anzahl 
von  Ereignissen  und  Tatbeständen  und  der  zwischen  ihnen  wir- 
kenden Naturgesetze.  Man  nennt  die  Komponenten,  die  das  Er- 
eignis als  Resultante  haben,  die  Ursachen  des  Ereignisses.  Ein 
Wesen,  das  mit  solcher  Intelligenz  begabt  wäre,  daß  es  alle  Be- 
dingungen im  Weltgeschehen  gleichzeitig  übersehen  könnte,  würde 
zweifellos  jedes  Ereignis  zu  jeder  beliebigen  Zeit  vorhersagen 
können.  Denn  jedes  Ereignis  ist  durch  seine  sämtlichen  Ursachen 
eindeutig  bestimmt.  Betrachtet  man  aber  ein  Ereignis  nur 
in  bezug  auf  einen  Teil  der  Ursachen^  dann  ist  es  mehr  deutig 
bestimmt.  Denn  je  nachdem  die  außer  der  Betrachtung  Hegen- 
den Ursachen  sich  gestalten,  wird  das  Ereignis  Ei  oder  E2  oder 
E3  usw.  eintreten.  Wenn  eines  dieser  Ereignisse  jetzt  wirklich 
eintritt,  dann  sagen  wir,  es  ist  zufällig  eingetreten,  weil  wir  von 
den  nicht  beachteten  Ursachen  nichts  wußten  oder  unser  Wissen 
von  diesen  Ursachen  außer  Rechnung  ließen^).  Diese  Art  der 
Betrachtungsweise  tritt  bei  soziologischen  Ereignissen  immer  auf. 
Denn  außer  den  wenigen  bekannten  Gesetzen,  denen  die  Massen- 


l)  Der  letztere  Fall  liegt  z.  B.  vor  bei  der  Frage:  Wie  groß  ist  die  Wahr- 
scheinlichkeit, daß  sämtliche  Planeten  sich  in  demselben  Sinne  um  die  Sonne 
drehen  ?  Man  betrachtet  den  Drehungssinn  als  Zufall,  obwohl  man  weiß,  daß 
nach  der  Laplacesch&n  Theorie  der  Drehungssinn  bestimmt  ist.  Man  vernachlässigt 
in  diesem  Fall  die  Kenntnis  der  Ursache,  um  einen  Beweis  für  ihr  Vorhandensein 
zu  gewinnen. 

27* 
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ereignisse  unterliegen,  gibt  es  noch  die  unzähligen  individuellen 
Ursachen,  aus  denen  die  Einzelhandlungen  entspringen,  die  in 
ihrer  Gesamtheit  das  Massenereignis  darstellen.  Diese  Individual- 
ursachen  entziehen  sich  vollständig  dem  Blick  des  Soziologen. 
Bevor  ein  Massengesetz  gefunden  ist,  müssen  deshalb  die  Massen- 
handlungen stets  als  vollständiger  Zufall  betrachtet  werden,  da 
wir  überhaupt  keine  der  Ursachen  kennen.  Eine  Massenhand- 
lung gleicht  also  einem  Lotteriespiel,  bei  dem  ebenfalls  keine  der 
Ursachen  bestimmbar  ist,  die  eine  bestimmte  Nummer  zum  Vor- 
schein kommen  lassen. 

Um  nun  eine  vorläufige  Hypothese  über  das  Eintreten  der 
Ereignisse  zu  machen,  nimmt  man  zunächst  an,  daß  alle  Ereig- 
nisse, von  denen  keine  Ursachen  bekannt  sind,  die  gleiche  Mög- 
lichkeit haben,  in  Erscheinung  zu  treten.  Ist  das  nicht  der  Fall, 
so  läßt  das  meistens  eines  der  noch  unbekannten  Gesetze  er- 
kennen. Wenn  mehrere  dieser  Ereignisse  für  unsere  Beobachtung 
dieselbe  Bedeutung  haben,  dann  faßt  man  diese  in  eines  zusammen, 
das  so  viele  Möglichkeiten  hat,  als  durch  die  verschiedenen  Ele- 
mentarereignisse herbeigetührt  werden  kann^).  Die  Wahrschein- 
lichkeit eines  Ereignisses  ergibt  sich  als  Verhältnis  der  Möglich- 
keiten dieses  Ereignisses  zu  sämtlichen  möglichen  Ereignissen  der 
in  Frage  stehenden  Art.  Wendet  man  dies  auf  die  Frage  der 
Mischehen  an,  dann  ist  jede  Ehe  als  gleichmögliches  Elementar- 
ereignis zu  betrachten.  Um  die  Wahrscheinlichkeit  einer  gewissen 
^rt  Ehe  zu  bestimmen,  muß  man  also  das  Verhältnis  der  Anzahl 
Möglichkeiten  dieser  Ehe  zu  den  Möglichkeiten  einer  Ehe  über- 
haupt bestimmen.  Diese  Möglichkeiten  können  wir  aber  nur 
a  posteriori  aus  dem  vorhandenen  statistischen  Material  ableiten 
und  zwar  muß  man  dabei  annehmen,  daß  nur  die,  die  wirklich 
geheiratet  haben,  für  eine  Ehe  überhaupt  in  Betracht  kommen 
konnten.  Jede  andere  Annahme  entzieht  sich  der  statistischen 
Betrachtungsweise.  Wir  haben  uns  also  zu  fragen :  Wieviel  Ehen 
hätte  ein  nunmehr  verheiratetes  Individuum  eingehen  können, 
wieviel  davon  wären  Mischehen  gewesen? 


l)  Beispiel:  Bei  einem  Würfel-Wurf  gibt  es  6  mögliche  Ereignisse,  da 
jede  Seite  geworfen  werden  kann.  Sind  auf  dem  Würfel  2  Einer,  3  Zweier  und 
1  Dreier,  dann  geben  2  Elementarereignisse  i ;  drei  geben  2  und  eines  3.  Die 
entsprechenden  Möglichkeiten  sind  also  2,  3,    l. 
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Es    seien    z.  B.    in    einem    Gebiet    folgende   Ehen    im  Laufe 
eines  Jahres  geschlossen  worden : 

Mann  —  Christ         Mann  —  Christ         Mann  —  Jude         Mann  —  Jude 
Frau  —  Christin         Frau  —  Jüdin         Frau  —  Christin       Frau  —  Jüdin 

Zahl  X  y  z  t 

Dann  gibt  es  für  die  Heirat  in  Betracht  kommende 


Christen  x 
Christinnen  x 
Juden  z 

Jüdinnen       y 


--  y 


Die  Gesamtzahl  der  Möglichkeiten  der  Schließung  einer  reinen 
oder  gemischten  Ehe  ist  für  jedes  männliche  wie  für  jedes  weib- 
liche Individuum  x  +  y4-z  +  t  =  S.  Die  Anzahl  der  Möglich- 
keiten einer  reinen  Ehe  einerseits  und  einer  gemischten  anderer- 
seits für  jedes  Individuum  ergibt  folgende  Tabelle : 


reine  Ehe 
gemischte  Ehe 


Christ 

X  -I-  z 

y  +  t 


Christin 

X  +  y 
z  +  t 


Jude 

y  +  t 

X  -j-  z 


Jüdin 

z-|t 
X  +  y 


Durch  Division  mit  S  erhält  man  die  Wahrscheinlichkeit 
für  jedes  Individuum,  eine  bestimmte  Ehe  einzugehen. 

Die  wahrscheinlichste  Verteilung  der  Ehen  ist  nun  die,  bei 
der  sich  die  verschiedenen  Arten  der  Ehe  verhalten  wie  ihre 
Wahrscheinlichkeiten.  Um  also  die  theoretisch  wahrscheinliche 
Zahl  der  reinen  Ehen  der  Christen  zu  erhalten,  multipliziert  man 
die  Anzahl  der  Christen  mit  der  Wahrscheinlichkeit,  eine  Christin 
zu  heiraten.  Dasselbe  Resultat  erhält  man  natürlich  auch,  indem 
man  die  Anzahl  der  Christinnen  multipliziert  mit  der  Wahrschein- 
lichkeit, einen  Christen  zu  heiraten.  Man  erhält  dann  als  wahr- 
scheinlichste Verteilung  folgende: 


Konfession  des  Mannes 

Christ 
Jude 


Konfession  der  Frau 


Christin 
(x  +  z)  (X  -f  y) 

X  +  y  +  2  +  t 

(X   +   z)     (z   +   t) 


Jüdin 

(y  +  t)  (x  -f -  y) 

X  +  y  +  ^^  +  t 

(y  +  0  (z  +  t) 


^H-y-fz  +  t      x  +  y  +  z-ft 
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Diese  theoretischen  Zahlen  werden  nun  aber  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Neigungen  der  Heiratenden  zu  einer  be- 
stimmten Kombination  geändert  und  als  Maß  der  Neigung  der 
Bevölkerung  zu  einer  Art  Ehe  ist  das  Verhältnis  der  wirklichen 
Anzahl  Ehen  dieser  Art  zu  ihrer  wahrscheinlichen  Anzahl  zu  be- 
trachten.    Man  erhält  also  als  Neigung  für  die  Ehe: 

Christ  —  Jüdin  Jude  —  Christin 

yS  zS 

(x+y)(y  +  t)  (x  +  z)  (z  +  t) 

Will  man  beide  Arten  von  Mischehen  gemeinsam  behandeln, 
dann  erhält  man  als  wahrscheinliche  Zahl  derselben  die  Summe 
aus  der  wahrscheinlichen  Anzahl  der  beiden  Arten  von  Ehe : 

(X  +  y)  (y  +  t)  +  (X  +  2)  (z  +  t) 
s 

Als  Neigung  zu  Mischehen  erhält  man  dann : 

N  -  ii±Al 

-  (x4-z)(z  +  t)  +  (y  +  t)(x  +  y) 

Man  kann  die  Größe  N  den  Neigungskoeffizienten  nennen. 

§2.  Ursachen  der  Neigung  zu  Mischehen. 

Wenn  in  einer  Religionsgemeinschaft,  Nationalität  oder  Rasse 
der  Neigungskoeffizient  zu  Mischehen  annähernd  =  i  ist,  dann 
läßt  diese  Tatsache  den  Schluß  zu,  daß  bei  der  Eheschließung 
im  allgemeinen  die  Frage  nach  der  Zugehörigkeit  zu  der  Religion, 
Rasse  oder  Nationalität  keine  Rolle  spielt.  Ist  der  Neigungs- 
koeffizient größer  als  i,  dann  ist  Neigung,  ist  er  kleiner  als  l, 
dann  ist  Abneigung  zu  Mischehen  vorhanden.  In  fast  allen  Fällen 
ist  das  letztere  der  Fall.  Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß 
man  die  Heiraten  einer  Gemeinschaft  untereinander  als  das  Nor- 
male ansieht,  mit  anderen  Worten,  daß  die  Tendenz  zu  reinen 
Ehen  vorherrscht. 

Unsere  Hauptaufgabe  wird  sein,  die  Ursachen  zu  ermitteln, 
die    bestimmend    für   die  Größe  der  Neigung  zu  Mischehen  sind. 
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Es  wird  natürlich  nicht  möglich  sein,  alle  Ursachen  zu  finden. 
Man  kann  nur  a  priori  einige  hypothetische  Ursachen  aufstellen 
und  deren  Einwirkung  untersuchen.  Je  nach  den  zu  untersuchen- 
den Ursachen  muß  sich  dann  die  statistische  Behandlung  des 
Problems  gestalten. 

Wenn  man  die  Neigung  rein  psychologisch  auffaßt  und  äußere 
Notwendigkeiten  ausschalten  will,  so  muß  man  zunächst  noch 
eine  Fehlerquelle  betrachten,  das  ist  die  verschiedene  Verteilung 
der  Bevölkerung.  Die  wahrscheinliche  Anzahl  von  Mischehen  ist 
festgestellt  unter  der  Voraussetzung,  daß  jedem  Mann  jede  Frau 
gleich  leicht  erreichbar  ist.  Dies  ist  jedoch  sicherlich  nicht  der 
Fall.  Insbesondere  fällt  hier  der  Unterschied  von  Stadt  und  Land 
stark  ins  Gewicht,  ferner  der  Unterschied  in  der  sozialen  Schich- 
tung der  verschiedenen  Bestandteile.  Dieser  Fehler  kann  nicht 
vollständig  ausgeschaltet  werden.  Er  kann  verringert  werden, 
wenn  man  die  Gebiete  möglichst  klein  nimmt.  Die  Grenze  bildet 
jedoch  die  Rücksicht  auf  das  Gesetz  der  großen  Zahlen,  d.  i.  die 
Tatsache,  daß  Massenerscheinungen,  die  von  keiner  einseitig 
wirkenden  Ursache  beherrscht  werden,  sich  um  so  mehr  nach 
den  Regeln  der  Wahrscheinlichkeit  abspielen,  je  größer  die  in 
Betracht  kommenden  Massen  sind,  oder  daß  man  auf  eine  ein- 
seitig wirkende  Ursache  bei  Massenerscheinungen  nur  dann  schlie- 
ßen darf,  wenn  es  sich  um  große  Massen  handelt.  Wenn  die 
Gebiete  möglichst  klein  gewählt  sind,  kann  man  aus  dem  Ver- 
gleiche der  Gebiete  von  größerem  Prozentsatz  von  Stadtbevölke- 
rung mit  den  Gebieten  mit  wenig  Stadtbevölkerung  einen  Schluß 
auf  den  Einfluß  der  Großstädte  ziehen.  Ich  nehme  deshalb  als 
Einheiten  die  preußischen  Provinzen  und  die  größeren  deutschen 
Bundesstaaten.  Bayern  teile  ich  ein  in  Bayern  rechts  des  Rheins 
und  Pfalz.  Die  kleineren  Bundestaaten  übergehe  ich.  Die  Nei- 
gung zu  Mischehen  wird  naturgemäß  um  so  größer  sein,  je  inniger 
die  Berührung  der  verschiedenen  Konfessionen  —  um  diese  han- 
delt es  sich  bei  dieser  Arbeit  —  ist.  Ks  ist  anzunehmen,  daß 
da,  wo  die  Minorität  sich  in  größeren  Massen  befindet,  die  Ein- 
wirkung der  Majorität  geringer  ist,  als  wo  die  Minorität  in  ge- 
ringer Zahl  vorhanden  ist.  Je  größer  die  Einwirkung  aber  ist, 
desto  mehr  Beziehungen  knüpfen  sich  an,  desto  leichter  ist  die 
Möglichkeit  zur  Mischehe.  Ein  weiterer  Bestimmungsgrund  für 
die  Neigung  zu  Mischehen  wird  ferner  die  Nationalität  und  die 
Religiosität  sein.    Und  dann  wird  schließlich,  wenn  man  so  sagen 
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darf,  der  Eigenfaktor  der  Konfession  eine  Rolle  spielen,  d.  h.  die 
einer  Konfession  von  Natur  aus  innewohnende  Selbsterhaltungs- 
tendenz. 

Zwei  mögliche  Fehlerquellen  sind  noch  zu  beachten.  Erstens 
die  Ehen  zwischen  Angehörigen  verschiedener  Gebiete.  Man 
kann  also  den  Neigungskoeffizienten  nicht  ohne  weiteres  als 
charakteristisch  für  das  betreffende  Gebiet  betrachten.  Doch  wird 
bei  der  Wahl  der  Gebiete  von  der  Größe  einer  Provinz  oder 
eines  Bundesstaates  die  Anzahl  dieser  Ehen  nicht  sehr  ins  Ge- 
wicht fallen.  Eine  Ausnahme  bilden  vielleicht  die  Ehen  kleiner 
Minoritäten,  die  ihre  Neigung  zu  reiner  Ehe  nicht  aus  den  in 
dem  Gebiet  vorhandenen  Glaubensgenossen  befriedigen  können. 
Dies  ist  jedoch  wieder  gerade  ein  Zeichen  von  Tendenz  zu  reiner 
Ehe,  die  mit  Recht  in  dem  Koeffizienten  dieses  Gebietes  zum 
Ausdruck  kommt. 

Eine  zweite  Fehlerquelle  ist  die  Möglichkeit,  daß  der  eine 
der  beiden  Eheschließenden  vor  der  Ehe  den  Glauben  des  andern 
annimmt.  Eine  Elimination  dieses  Fehlers  gibt  es  nicht.  Aus 
dem  Vergleich  der  Zahl  der  Mischehen  zu  der  der  Uebertritte 
läßt  sich  beurteilen,  ob  diese  einen  größeren  Einfluß  ausüben 
können.  Uebrigens  zeigt  die  Statistik  im  allgemeinen,  daß  die 
Zunahme  der  Mischehen  mit  der  Zunahme  der  Uebertritte  parallel 
geht.  Die  Schlüsse,  die  aus  der  Größe  der  Neigungskoeffizienten 
gezogen  werden,  werden  also  im  allgemeinen  richtig  sein. 

§3.    Die  statistischen  Daten  und  die  Berechnung 
der    Koeffizienten. 

Die  Daten,  die  im  folgenden  verwandt  werden,  sind  den 
»Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches«,  der 
»Statistik  des  Deutschen  Reiches«  und  dem  »Jahrbuch  der  Stadt 
Berlin«  entnommen.  Das  Jahr  1910  war  mir  bei  Beginn  der  Ar- 
beit noch  nicht  zugänglich.  Ich  habe  deshalb  nur  die  Jahrgänge 
1901  — 1909  bearbeitet.  Dabei  habe  ich  zwei  Perioden  unter- 
schieden, 1901 — 5  und  1906 — 9.  Das  genügt  im  allgemeinen, 
um  das  Gesetz  der  großen  Zahlen  zu  berücksichtigen,  anderseits 
ist  die  Tendenz  zur  Abnahme  oder  Zunahme  der  Neigung  hieraus 
zu  erkennen. 

Damit  der  Gedankengang  der  Berechnung  klarer  wird,  führe 
ich  sie  für  Ostpreußen  noch  einmal  einzeln  durch. 
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Abkürzungen:   e.  =r  evangelisch 
k.  ==  katholisch 
i.  =  israelitisch 
s.  =  sonstige 

In  der  ersten  Vertikalreihe  ist  die  Religion  des  Mannes,  in  der 
ersten  Horizontalreihe  die  der  Frau  angegeben.  Bei  Bezeichnung 
einer  Ehe  ist  die  erste  Religion  die  des  Mannes,  die  zweite  die 
der  Frau,  z.  B.  e.-k.  ist  Mischehe  zwischen  protestantischem  Mann 
und  katholischer  Frau.  Sollen  die  Mischehen  bezeichnet  werden 
ohne  Rücksicht,  welcher  Teil  z.  B.  evangelisch  ist,  dann  wird  die 
Ehe  mit  großen  Buchstaben  bezeichnet,  z.  B.  E  K  =  e  k  +  k  e. 


1901  : 

Paare  13926 

1902  : 

Paare  13  985 

1903  :  Paare  14  059 

e. 

k. 

i. 

s. 

e. 

k. 

i. 

s. 

e. 

k.   i. 

s. 

e. 

II  850 

139 

2 

24 

II  980 

138 

3 

23 

12  029 

136  1  4 

27 

k. 

228 

1526 

— 

I 

194 

1469 

I 

— 

215 

1474   I 

— 

1. 

5 

— 

65 

— 

4 

I 

73 

— 

3 

—  80 

— 

s. 

19 

— 

— 

II 

I 

-1 

17 

I  — 

1904: 

Paare  13  855 

1905: 

Paare  13  53i 

1906  :  Paare  14  018 

e. 

II  784 

150 

2  21 

II  531 

139 

3|23 

II  965    152 

2 

15 

k. 

179 

1577 

—   I 

193 

1487 

—  — 

194 

1507 

— 

2 

1. 

5 

I 

70  — 

7 

— 

57  - 

I 

— 

93 

— 

s. 

15 

30 

-    i| 

26 

I   - 

1907: 

Paare  14  214 

1908  : 

Paare  14  141 

1909  :  Paare  14  192 

e.     1 

12  142 

168 

6 

2S 

12031 

161 

—  I30 

II  969  1  184 

2 

29 

k. 

220 

1495 

— 

220 

IS48 

2 

— 

216 

1628 

— 

I 

i. 

6 

78 



5 

— 

60 

— 

2 

I 

70 

— 

s. 

18 

— 

— 

21 

I 

I 

17 

— 

— 

Die  Ehen  zwischen  »Sonstigen«  sind  als  belanglos  weggelassen. 
Die  folgende  Tabelle  gibt  die  Anzahl  der  Männer  und  Frauen 
der  verschiedenen  Konfessionen.  Man  erhält  die  Anzahl  der 
Männer  durch  Addition  der  Horizontal-,  die  der  Frauen  durch 
Addition  der  Vertikalreihen. 


e.  M. 


e.  F. 


k.  M, 


k.  F. 


i.  M. 


i.  F. 


Paare 


I90I 

12  015 

12  102 

1755 

1665 

70 

67 

13929 

1902 

12  144 

12  189 

1664 

1609 

78 

77 

13985 

1903 

12  196 

12  264 

1690 

1611 

83 

84 

14059 

1904 

II  957 

II  983 

1757 

1728 

76 

72 

13855 

1905 

II  696 

II  761 

1680 

1626 

64 

60 

13531 

1906 

12  134 

12  186 

1703 

1659 

94 

95 

14018 

1907 

12  341 

12  386 

1715 

1663 

84 

84 

14  214 

1908 

12  222 

12277 

1770 

1709 

65 

63 

14  141 

1909 

12  184 

12  204 

1845 

1813 

73 

72 

14  192 

I90I-5 

60008 

60  299 

8546 

8239 

371 

360 

69359 

1906—9 

48881 

49053 

7033 

6844 

316 

314 

56565 
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Die  Wahrscheinlichkeiten  zu  den  verschiedenen  Arten  Ehen  er- 
hält man  als  Verhältnis  der  Anzahl  möglicher  Ehen  dieser  Art 
zu  allen  möglichen  Ehen.  Letztere  ist  gleich  der  Anzahl  der 
Paare  überhaupt  und  steht  in  der  letzten  Reihe.  Der  Zähler  ist 
die  Zahl  in  der  Reihe,  deren  Ehewahrscheinlichkeit  bestimmt 
werden  soll.  Z.  B.  war  für  irgendeinen  Mann  in  den  Jahren 
1901/5    die    Wahrscheinlichkeit,    eine   Protestantin    zu    ehelichen 

=  - —.     Die  wahrscheinlichen  Ehen  zwischen  den  Individuen 

69359 
der  verschiedenen  Reihen  einer  Zeile  ergibt    dann  ein  Bruch,   in 

dessen  Zähler  das  Produkt  der  Glieder  dieser  Reihen  steht,  dessen 

Nenner  das  Glied  der  letzten  Reihe  bildet. 

Folgende  Tabelle  stellt  die  wahrscheinlichen  Ehen  zusammen: 

190T — 5  1906 — 9 

e.  k.  i.  e.  k.  i. 

60008-60299  60008-8239  60008-360  48881-49053  48881-8239  48881-314 

69'359  69359  69359  56565  56565              56565 

8546  -  60  299  8546  -  8239  8546  -  360  7033-49053  7033-8239       7033-314 

'          69~359  69359  69359  56565  56565              56565 

37 1  -  60299  371  -8239  37"  -360  316-49053  316-8239         316-314 

69^359  69359  69359  56565  56565              56565 

Die  Tabelle,  die  logarithmisch  rasch  berechnet  werden  kann, 
ergibt : 

1901 — 5  1906 — 9 

e.  k.  i.  e.  k.  i. 

e.         52170  7128  311,5  42390  5914  270,8 

k.  7430  1615  44,36  6099  850,9  39,04 

i.  322,5  44.07  1.9  274  28,23  1.75 

Nun  ist  nur  die  Zahl  der  verschiedenen  Mischehen  in  den  ver- 
schiedenen Perioden  zu  bestimmen  und  durch  die  ermittelte 
wahrscheinliche  Zahl  der  Mischehen  zu  dividieren,  dann  erhält 
man  die  Neigungskoeffizienten.  Das  ist  in  den  folgenden  beiden 
Tabellen  durchgeführt. 

Anzahl  der  Mischehen  (aus  der   l.  Tabelle  S.  407) 
e.-k.  k.-e.  e.-i.  i.-e.  k.-i.  i.-k. 


I90I— 5 

702 

1009 

14 

24 

2 

2 

1906 — 9 

665 

850 

10 

14 

2 

I 
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Neigungskoeffizient 


1901— 5 
1906—9 


e.-k. 

k.-e. 

e.-i. 

i.-e. 

k.-i. 

i.-k. 

702 

1009 

14 

24 

2 

2 

7128 

7430 

311,5 

322,5 

44,36 

44.07 

665 

850 
6099 

10 

270,8 

14 
274 

2 

I 

5914 

39,04 

28,23 

Ausgerechnet  liefert  die  zweite  Tabelle : 

Neigungskoeffizient 
e.-k.  k.-e.  e.-i.  i.-e.  k.-i.  i.-k. 


I90I— 5 

0,10 

0,14 

0,05 

0,07 

0,05 

0,05 

1906 — 9 

0,11 

0,14 

0,04 

0,05 

0,05 

0,03 

Will    man    nicht    unterscheiden,    welcher  Teil    der  Ehen    zu    der 
einen,  welcher  zu  der  andern  Konfession  gehört,  dann  erhält  man : 

E.-K.  E.-I.  I.-K.  E.-K.  E.-I.  I.-K. 

702-4- 1009         14  +  24  2-1-2  oder  . 

1901—5-^ — — '- ^^-J — ;— J —  .        1901— 5   0,12    0,06    0,05 

^7128  +  7430   311,5  +  322,5   44,36 +  44.67  ausgerechnet 

665+850  10+14  2-1-1 

1906—9- — ^-J — - — L — z — IQ06 — 9   0,13    0,04    0,04 

6099+5914    270,8  +  274     39,04  +  28,23 

Im  folgenden  seien  nun  die  Resultate  für  das  Deutsche  Reich 
wiedergegeben,  wobei  der  Uebersicht  halber  Ostpreußen  noch 
einmal  angeführt  werde : 

Ostpreußen. 

Anzahl  der  heiratenden  Individuen 
e.  M.  e.  F.  k.  M.  k.  F.         i.  M.        i.  F.  Paare 


I90I— 5 

60  008 

60  299 

8546 

8239 

371 

360 

69359 

1906 — 9 

48881 

49053 

7033 

6844 

316 

314 

56565 

WirkUche  Mischehen 

e.-k.         k.-e.          e.-i.        i.-e.  k.-i.  i.-k.      E.-K.  E.-I.  I.-K. 

190I — 5           702          1009            14            24  2  2          171 1  38  4 

1906—9           665            850            10            14  2  I          15 15  24  3 

wahrscheinliche  Ehen 

e.                  k.              i.  e.  k.  i. 

e.     52170          7128           311,5  42390  5914  270,8 

1901 — 5       k.       7430           1015             44,36  1906—09       6099  850,9  39.04 

i.           322,5            44,07          1,9  274  28,23  1,75 
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Neigung  zur  Mischehe 

e.-k. 

k.-e. 

e.-i.        i.-e.        k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

K.-I. 

I.-K. 

o,io 

0,14 

0,05       0,07       0,05 

0)05 

0,12 

0,06 

0,05 

o,ii 

0,14 

0,04       0,05       0,05 

0,03 

0,13 

0,04 

0,04 

Westpreußen. 
Anzahl  der  Heiratenden 


e.  M. 

e.  F.            k.  M.            k. 

F.          i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

27  608 
22  798 

27358         29942         30 
22384         24317         24 

wirkliche  Mischehen 

432         578 
688         409 

574 
423 

58866 
47  937 

e.-k.         k 

.-e.          e.-i.         i.-e.        k.-i. 

i."-k.      E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

2269         I 
1771         I 

781            15            14            I 
400            20              5            I 

wahrscheinliche  Ehen 

4         4050 
1          3171 

29 
25 

5 
2 

e. 

k.                i. 

e. 

k. 

1.' 

I90I- 

-5 

e.     12  831 
k.      13 916 
i.           269 

14273        269 
15479       292             1906- 
299           5.6 

Neigung  zur  Mischehe 

10  631 

-9       11350 
191 

II  741 

12548 

2X1 

201 

214,5 
3,6 

e.-k.      k 

-e.       e.-i.        i.-e.        k.-i. 

i.-k.       E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

0,16       0 
0,15       0 

,12       0,06       0,05       0,004 
,12       0,10       0,03       0,004 

Berlin. 
Anzahl  der  Heiratende 

0,014       0,14 
0,004       0,14 

1 

0,05 
0,06 

0,01 
0,004 

e.  M. 

e.  F.           k.  M.         k.  F. 

i.  M.         i.  F.          P 

aare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

86049 
73  330 

87  706        12  623        II  193 
75  557        11882        10715 

3775        351 
3089        28S 

6        102  613 
I          89  566 

Mischehen 
e.-k.  k.-e.         e.-i.         i.-e.        k.-i.       i.-k.        E.-K.       E.-I.      I.-K. 


I90I— 5 

1906 — 9 

6531 
6003 

8015         360         594         53 
7257         388         564         47 

72         14546       954 
67         13260       952 

125 
114 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k.              i. 

e. 

k. 

i. 

1901— 5 

e.     73  560 
k.      10  790 
i.       3  227 

9385         2949 
1376           433          1906—9 
412            129 

Neigungskoeffizienten 

61  850 

10  020 

2  606 

8776 

1422 

370 

2359 

382,1 

99 

e.-k. 

k.-e.        e.-i.        i.-e.        k.-i. 

i.-k.      E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906—9 

0,70 
0,68 

0,74       0,12       0,18       0,12 
0,72       0,16       0,22       0,12 

0,17       0,72 
0,18       0,71 

0,15 
0,19 

0,15 
0,15 

,^V- 


% 
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1901— 5 
1906  —  9 


1901— 5 
1906—9 


e.  M. 

124495 
112  316 


e.-k. 
4176 
4671 


Brandenburg. 
Anzahl  der  Heiratenden 
e.  F.  k.  M.  k.  F. 

126338  8905  7298 

114  300         10  105         8668 

Anzahl  der  Mischehen 
k.-e.  e.-i.         i.-e.        k.-i. 


5801 
6158 


91 
161 


i.-e. 
161 

239 


II 
18 


i.  M. 
1065 
1464 


i.  F. 

985 
1368 


Paare 

134914 
124  702 


i.-k. 
21 
32 


E.-K. 

9  977 
10  829 


E.-I. 

252 
400 


I.-K. 

32 
50 


1901— 5 


1 16  600 

8337 

997 


wahrscheinliche  Ehen 


k. 

6735 
482 

58 


909 

65 

7.8 


1906—9 


102  900 
9  262 
I  343 


k. 

7807 

7024 

104 


1. 
1232 
II I 
16 


1901— 5 
1906 — 9 


e.-k. 
0,62 
0,60 


k.-e. 

0,70 
0,66 


Neigungskoeffizienten 
e.-i.         i.-e.         k.-i. 

0,16 

0,18 


0,10 
0,13 


0,17 
0,16 


i.-k. 
0,36 
0,31 


E.-K. 
0,66 
0,63 


E.-I.  I.-K. 
0,13  0,26 
0,16        0,23 


Pommern. 


1901— 5 
1906 — 9 


1901— 5 
1901 — 6 


e.  M. 

60571 

50306 


e.-k. 

538 
421 


Anzahl  der  Heiratenden 
k.  F. 


e.  F. 

60  917 
50664 


k.-e. 

858 
749 


14 
22 


k.  M. 
1641 
1446 

Mischehen 


1319 
1122 


15 

24 


k.-i. 

5 
o 


i.  M. 
300 
201 


i.  F. 
302 
198 


i.-k. 
2 
2 


E.-K. 

1396 
1170 


Paare 
62  724 
52  102 


E.-I.      I.-K. 


29 
46 


1901— 5 


58825 

I  594 
291 


wahrscheinliche  Ehen 
k.  i. 


1274 
35 
6,3 


292 
7>9 
i>4 


1906-9 


48918 

I  406 

195 


k. 

1083 
31 
4,3 


191 

5.5 
0,8 


1901-5 
1906 — 9 


1901— 5 
1906 — 9 


e.-k.        k.-e. 


0,42 
0,39 


0,54 
0,53 


Neigungskoeffizienten 
-i.         i.-e.         k.-i.         i.-k 
0,63 


0,05 
0,12 


e.  M. 
20  699 
17  841 


e.  F. 

20565 
17659 


0,05 
0,12        o 

Posen. 
Heiratende 

k.  M. 
48098 
37826 


0,32 
0,46 


E.-K.  E.-I. 
0,49  0,05 
0,47        0,12 


k.  F. 
48218 
58003 


i.  M. 

1255 
905 


I.-K. 

0,5 
0,2 


i.  F.  Paare 

1271 
911 


70  137 
56616 


412 


David  Tachauer: 


Mischehen 

e.-k.        k.-e.          e.-i,        i.-e.       k.-i. 

i.k.       E.-K. 

E.-I 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

1073         951            15           4           6 
920         739             865 

wahrscheinliche  Ehen 

I         2024 
0         1659 

19 
14 

7 

5 

e.                 k.               i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e.     6069         14  231         375 
k.   14  102         33  069         872         1906 — 9 
i.        368              863           23 

Neigungskoeffizienten 

5565 

II  799 

282 

II  976 

25391 
608 

287 

609 

15 

e.-k.       k.-e.       e.-i.        i.-e.        k.-i.         i. 

-k.       E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

0,075       o>o7       0,04       0,01       0,01       0,001       0,07 
0,08       0,06       0,03       0,02       0,01       0              0,07 

0,03 
0,02 

0,004 
0,004 

Schlesien. 

Heiratende 

e.  M.           e.  F.          k.  M.           k.  F. 

i.  M.         i. 

F. 

Paare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

82  115        83296        98257        97108 
67  574        68  029        80  897        80  580 

1828        1857 
1350        1341 

82566 
[50  180 

Mischehen 

e.-k.             k.-e.           e.-i.      i.-e.       k.-i.       i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901- 
1906- 

-5 
-9 

II  608            12  748            55            47            38            17 

10  012         10368         54         57         29         33 
wahrscheinliche  Ehen 

24356 
20  380 

102 
III 

55 
62 

e.               k.               i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e.     37  445       43653         835 

k.     44803       52235         999         1906—9 

i.          834            972            19 

30610       36258 

36  645       43  406 

612            724 

603 
722,3 
12 

Neigungskoe  ffizienten 

e.-k.       k.-e.        e.-i.         i.-e.         k.-i.        i.-k 

.       E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

0,27        0,29        0,07        0,06        0,04        0,02        0,28 
0,28        0,28        0,09        0,09        0,04        0,05        0,28 

0,06 
0,09 

0,03 
0,04 

Provinz  Sachsen. 


Heiratende 

e.  M. 

e. 

F. 

k.  M.        k.  F. 

i.  M. 

i.  F.           Paare 

I90I— 5 

1906 — 9 

1 11  888 
94  864 

113016 
96092 

9104         8043 
7590         6535 

253 
202 

239         121  568 
187         102994 

Mischehen 

e.-k. 

k.-e. 

e.-i 

i.-e.         k.-i. 

i.-k. 

E.-K.       E.-I.    I.-K. 

1901— 5 
1 906 — 9 

2570 
2140 

3631 
3205 

23 
21 

38            4 
36           3 

2 

3 

6201         61         6 
5345         57         6 
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wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e.     104040 
k.         8  465 
i.            235 

7404 

603 

17 

220                            : 
18           1906—9 
0,5 

88500 

7081 

188 

6019 

482 

13 

172 

14 

0,4 

Neigungskoeffizienten 

e.-k.       k.-e. 

e.-i. 

i.-e.        k,-i.        i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

0,35        0,43 
0,35        0.45 

0,10 
0,12 

0,16        0,22        0,12 
0,19        0,3          0,2 

0,39 
0,41 

0,13 
0,16 

0,17 
0,2 

Schleswig-Holstein. 

Heiratende 

e.  M, 

e.  F. 

k.  M.           k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

58  604 
50  123 

59  166 
50  622 

2121            1581 
2040           1619 

Mischehen 

103 
99 

91 
98 

60959 
52416 

e.-k.          k.-e. 

e.-i. 

i.-e.        k.-i.       i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

1027         1567 
1062         148S 

30 
34 

42            2            2 
39            4            0 

2594 
2550 

72 
73 

4 
4 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e.     56  884 
k.        2  059 
i.           100 

1520 

55 
3 

88 
3             1906—9 
0,15 

48397 
1970 
96 

1548 

63 

3 

94 

4 

0,19 

Neigungskoeffizienten 

e.-k.       k.-e. 

e.-i. 

i.-e.         k.-i,         i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

0,68        0,76 
0,69        0,76 

0,34 
0,36 

0,42        0,63        0,75 
0,41         1,05        0 

0,72 
0,72 

0,38 
0,39 

0,67 
0,71 

Hannover. 

Heiratende 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.            k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

91657 
78875 

92245 
79527 

14  141          13570 
12  430          II  811 

Mischehen 

526 
405 

527 
413 

106687 
91  967 

e.-k.          k. 

-e.        e.-i 

i.       i.-e.       k.-i.     i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

2549         3122         44 
2395         3022         31 

44           9          9 
26          4           3 

5671 

5417 

88 
57 

18 

7 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e.     79250          II  658 
k.     12  227            I  799 
i.          455                67 

453                               68  206 

70            1906 — 9     10749 

2,6                                   35 

10  130 

I  596 

52 

354 
56 
1,8 

414 


David  Tachauer: 

Neigungskoeffizienten 
e.-k.        k.-e.        e.-i.        i.-e.         k.-i.         i.-k.       E.-K.       E.-I.       I.-K. 


1901— 5 
1906—9 

0,22 
0,24 

0,26       0, 

0,28         0,( 

10        0,10        0,13        0,13 
39        0,07         0,07        0,06 

Westfalen. 
Heiratende 

0,24 
0,26 

0,10 
0,08 

0,13 
0,06 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.            k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

1901— 5 
1906—9 

70693 
62  441 

71  026 
63  223 

70  070         69  804 
62  946         62  298 

Mischehen 

754 
657 

780 
701 

142  OII 
126626 

e.-k. 

k.-e. 

e.-i.       i.-e.       k.-i.       i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

K.-I. 

1901— 5 
1906  —  9 

5882 
5445 

6142 
6107 

36          18          20          II 
53         19         18         10 

12  024 
II  552 

54 
72 

31 
28 

wahrscheinliche  Ehen 


I90I— 5 

e 

k 
i. 

35  357 

35045 

377 

34750 

34438 

371 

Nei 

388 

385               1906—9 
4,1 

gungskoeffizienten 

3 
3 

[  180 
[  440 

328 

30  721 

31  041 
323 

346 
349 
3,6 

e.- 

k. 

k.-e. 

e.-i. 

i.-e.         k.-i.         i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

0, 
0, 

17 
18 

0,18 
0,20 

0,09 
0,15 

0,05        0,05        0,03 
0,06        0,05        0,03 

0,17 
0,19 

0,07 
0,1 1 

0,04 
0,04 

Hessen-Nassau. 


Heiratende 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.          k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I-5 

1906 — 9 

58958 
49  134 

59  280 
49372 

24617        24284 
20  447        20  293 

1795 
1521 

1827 
1521 

85797 
71  488 

Mischehen 

e.-k. 

k 

-e.        e.- 

i.-e.      k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

5860 
5100 

6191         77 
5275         61 

46          38 
69         37 

34 
30 

12  051 
10375 

123 
130 

72 
67 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

1901-5 

e.     40  740 
k.      17  010 
i.       I  240 

16  690 

6967 

512 

1255 

524          1906- 
38 

33  934 

-9     14  121 

I  050 

13948 

5804 

432 

1045 

435 

32 

Neigungskoeffizienten 

e.-k.       k. 

-e. 

e.-i. 

i.-e.        k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

0,35        0 
0,37        0 

36 
37 

0,06 
0,06 

0,04        0,07 
0,07        0,09 

0,07 
0,07 

0,36 
0,37 

0,05 
0,06 

0,07 
0,08 
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Rheinland. 

Heiratende 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.           k.  F. 

i.  M.          i.  F. 

Paare 

I90I— 5 

1096 — 9 

78  046 
68389 

75067 
65680 

168873       171  985 
145827       148820 

Mischehen 

1757         1803 
1551          1595 

249  583 
216  783 

e.-k. 

k.-e. 

e.-i.        i.-e.       k.-i. 

i.-k.      E.-K.       E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

14  612 

13829 

II  552 
10921 

105         72         64 
89         64         78 

53       26  164       177 
66       24750       153 

117 
144 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e.                k. 

i. 

1901— 5 

e.     23  474 
k.     50  792 
i.          528 

53  779 

116  365 

I  211 

564 
1220          1906—9 

13 

20720         46947 

44  170          100  HO 
463                I  065 

503 

1075 

II 

Neigungskoeffizienten 

e.-k.       k. 

-e.        e.-i. 

i.-e.         k.-i.         i. 

-k.        E.-K.      E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

0,27        0,23        0,19 
0,30        0,25        0,18 

0,14        0,05         0 
0,14        0,07        0 

,04        0,25        0,16 
,06        0,27        0,16 

0,05 
0,07 

I90I— 5 

1906 — 9 


1901— 5 


1901— 5 
1906—9 


e.  M. 

53  734 
44411 


Bayern  r.  des  Rheins. 
Heiratende 


e.  F. 

52693 
43752 


k.M. 
150  361 
126365 

Mischehen 


k.  F. 
151  486 
127  153 


e.-k. 
1901 — 5  8926 
1906 — 9    7718 


k.-e. 

7858 
6995 


e.-i. 

40 

31 


i.-e. 

30 

39 


k.-i. 

25 
28 


wahrscheinliche  Ehen 


e. 

k. 


13740 

38444 

466 


39500 
HO  450 

I  340 


:. 

469 

1313 
16 


1906 — 9 


i.  M. 

1823 
1376 


1799 
1348 


Paare 
206  106 
172  365 


i.-k. 

53 
45 


E.-K.        E.-I. 
16784         70 
14  713         70 


II  273 

32076 

348 


e.-k. 
0,23 
0,24 


k.-e. 
0,20 
0,22 


Neigungskoeffizienten 
e.-i.         i.-e.         k.-i.         i.-k. 
0,09        0,06        0,02        0,04 


0,09 


0,11 


0,03 


0,04 


E.-K. 

0,22 
0,23 


I.-K. 

78 
73 


347 


k. 
32  762 
93266 
I  016 


E.-I.       K.-I. 

0,07        0,03 
0,10        0,04 


Pfalz. 
Heiratende 
k.  M. 


e.  M.     e.  F. 

1901 — 5       19984    20231    15982 

1906 — 9       15620    15823    12808 

Zeitschritt  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915. 


k.  F. 

15731 
12  618 


i.  M. 

415 
296 


i.  F.  Paare 

425  36501 

303  28  843 
28 
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Mischehen 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

e.-k.             k.-e. 
2  849          3  099 
2  191           2  382 

e.-i.       i.-e.       k.-i.        i 
84             6 
10         7             7 

I 

3 

E.-K. 

5948 
4  573 

E.-I. 
12 
17 

K.-I. 

7 
10 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k.                i. 

e. 

k. 

i. 

I90I  - 

-5 

e.     II  076 

h.       8  858 
i.           230 

8613          233 

6  888          186          1906—09 
179              4,8 

8 
7 

569 
026 
162 

6835 

5605 

129 

164 
135 
3,1 

Neigungskoeffizienten 

e.-k.       k 

-e. 

e.-i.         i.-e.        k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

K.-I. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

0,33        0 
0,32        0 

35 
34 

0,03        0,02        0,03 
0,06        0,04        0,05 

0,01 
0,02 

0,34 
0,33 

0,03 
0,05 

0,02 
0,04 

Königreich  Sachsen. 
Heiratende 


e.  M.           e. 

F. 

k.  M.           k.  F. 

i.  M.         i.'F. 

Paare 

I90I— 5 

168893      172 

079 

II  603         8593 

318           267 

181  646 

1906 — 9 

144  049      146  520 

9  324         6  967 

350           3" 

154603 

Mischehen 

e.-k.             k.-e. 

e.-i. 

i.-e.       k.-i.       i. 

-k. 

E.-K.         E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 

5  321           8  362 

20 

63           2 

II 

13683          83 

13 

1906—9 

4  326           6  687 

28 

63           8 

6 

II  013          91 

14 

wahrscheinliche  Ehen 
k,  i.  e.  k. 


I90I— 5 

e.      160 
k.        10 

i. 

000 
992 
301 

7990 

549 

15 

248                                 136  519 
17          1906—9              8837 
0,5                                      322 

6491 
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16 

2897 
19 
0,7 

Neigungskoeffizienten 

e.-k. 

k.-e. 

e.-i. 

i.-e.         k.-i.        i.-k.       E.-K. 

E.-I. 

I..K. 

1901— 5 
1906 — 9 

0,67 
0,67 

0,76 
0,76 

0,08 
0,10 

0,21        0,12        0,70       0,72 
0,19        0,42        0,38       0,72 

Baden. 
Heiratende 

0,15 
0,16 

0,59 
0,41 

e. 

M. 

e.  F. 

k.  M.           k.  F.          i.  M. 

i.  F. 

Paare 

1901— 5 
1906 — 9 

30997 
25  500 

31  248 
25693 

45713        45509          997 
37  679        37  547          775  ' 

998 

782 

77924 
64  159 

Mischehen 

e.-k. 

k.-e. 

e.-i. 

i.-e,       k.-i.      i.-k.         E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901-5 

5428 

5654 

29 

26         II          14         II  082 

55 

25 

1906—9 

4570 

4731 

31 

19         10         15           9301 

50 

25 
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wahrscheinliche  Ehen 


1901— 5 

e.      12430 
k.     18330 
i.           400 

18  100        397                                 10  212 

26690        586          1906 — 9          15089 

582           13                                       310 

Neigungskoeffizienten 

14923 
22  050 

454 

311 

459 
9,5 

e.-k.        k 

-e 

e.-i.         i.-e.        k.-i.         i.-k.       E.-K. 

E.-I. 

K.-I. 

1901  — 5 
1906—9 

0,30        0, 
0,31        0 

31 
31 

0,07           0,07           0,03           0,02          0,30 
0,10            0,06            0,02            0,03          0,31 

0,07 
0,08 

0,02 
0,03 

Württemberg. 


Heiratende 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.            k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

62608 
50734 

63  841 
51883 

25432         24232 
21  550         20  429 

Mischehen     . 

447 
400 

447 
392 

88627 
72  810 

e.-k.            k.-e. 

e.-i. 

i.-e.        k.-i.        i.-k. 

E.-K. 

E.-I 

K.-I, 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

2599          3815 
2  297          3  424 

7 

7 

842 
II            2            5 

6414 

5721 

15 

18 

6 

7 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e,     45  100       I 

k.     18320 
i.          322 

7  118 

6954 
122 

Nei 

314 

128          1906 — 9 

2,3 

gungskoeffizienten 

36150 

15360 

285 

14237 

6047 

112 

273 
116 
2,2 

e.-k.        k.-e. 

e.-i. 

i.-e.        k.-i.        i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

K.-I. 

1901- 
1906- 

-5 
-9 

0,15        0,21 
0,16        0,22 

0,02 
0,03 

0,03        0,03         0,02 
0.04       0,02        0,04 

Hessen. 
Heiratende 

0,18 
0,19 

0,02 
0,03 

0,02 
0,03 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.         k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

32961 
26  040 

33071 
26  203 

15  319       15  201 
12  381        12  274 

Mischehen 

886 
745 

884 
747 

49  457 
39467 

e.-k.            k.-e. 

e.-i 

i.-e.       k -i.       i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

I90I- 
1906- 

-5 
-9 

3  549          3  672 
2  932          3  057 

16 

27 

23          12           8 
21           9          9 

7  221 
5989 

39 
48 

20 
18 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

I90I- 

-5 

e.     22  040       1 
k.     10243 
i-          592 

0  130 

4708 

272 

589 

274          1906—9 
16 

17286 

8218 

495 

8095 

3849 
232 

28* 

493 

234 

14 
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Neigungskoeffizienten 

e.-k.  k.-e.  e.-i.  i.-e.  k.-i.  i.-k.  E.-K.  E.-I.  I.-K. 
1901 — 5  0,35  0,36  0,03  0,04  0,04  0,03  0,35  0,03  0,04 
1906 — 9         0,36         0,37       0,05        0,04       0,04        0,04        0,37        0,05         0,04 

Mecklenburg-Schwerin. 


Heiratende 

e.  M. 

e.  F.         k.  M.             k.  F. 

.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I— 5 

1906 — 9 

23865 
19045 

23  960         473               385 
19  127         521              450 

Mischehen 

57 
25 

53 
22 

24411 
19615 

e.-k. 

k. 

-i.         e.-i.       i.-e.         k.-i. 

i.-k. 

E.-K 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

173 
161 

261           27             0 
233            I           3             0 

0 
0 

434 
394 

9 
4 

0 
0 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k.               i. 

e. 

k. 

i. 

1901—5 

e.     23434 
k.           464 
i.            56 

376            52 

7,5            I          1906—9 
0,9           0,12 

Neigungskoeffizienten 

iS 

574 

508 

24 

437 
12 

0,6 

21 

0,6 

0,03 

e,-k.        k 

-e. 

e.-i.          i.-e.         k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906—9 

0,46         0, 
0,37         0, 

56 
46 

0,04        0,13          0/^ji) 
0,05         0,12         % 

Hamburg. 
Heiratende 

% 

% 

0,52 
0,42 

0,08 
0,09 

0/ 
/o 
0/ 

/o 

e.  M. 

e.  F.            k.  M.           k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

1901— 5 
1906 — 9 

31  973 
29  516 

32924            2226            1317 
30615            2575            1590 

Mischehen 

616 

552 

627 
520 

35  180 
32842 

e.-k.         k 

-e. 

e.-i.         i.-e.         k.-i. 

i.-k 

.      E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

864         I 
1018         I 

761 
99c 

104          107          27 
82          139           19 

wahrscheinliche  Ehen. 

10 
6 

2625 
3008 

211 
211 

37 
25 

e. 

k.             1. 

e. 

k. 

i. 

1901—5 

e.       29  920 
k.         2  083 
i.            576 

I197          570 
83            40          1906—9 
23            u 

7515 
2  400 

515 

1429 

125 
27 

467,3 
41 

8 

l)  Rein  rechnerisch  wäre  der  Neigungskoeffizient  =  o,  da  aber  der  Nenner 
so  klein  ist,  daß  bei  einer  Mischehe  schon  eine  außergewöhnlich  große  Neigung 
herauskommt,  so  kann  man  das  Fehlen  einer  Mischehe  nicht  als  Fehlen  Ton 
Neigung  betrachten,  sondern  muß  die  Neigung  als  unbestimmt  ansehen. 


I90I— 5 
1906 — 9 


Statistische  Untersuchungen  über  die  Neigung  zu  Mischehen. 
Neigungskoeffizienten 


e.-k. 

0,74 
0,71 


e,-k. 
0,85 
0,83 


e.-i. 
0,19 
0,17 


0,19 

0,25 


k.-i. 
0,69 
0,47 


i.-k. 


0,43 
0,26 


E.-K. 
0,80 
0,79 


E.-i. 

0,19 
0,22 
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I.-K. 

0,59 
0,37 


Elsaß-Lothringen. 


Heiratende 

e.  M. 

e.  F. 

k.  M.              k.  F. 

i.  M. 

i.  F. 

Paare 

I90I— 5 

1906 — 9 

14732 
12074 

13586 
II  086 

49438          50580 
40783          41  761 

Mischehen 

1194 
855 

1203 

872 

65466 
53803 

e.-k. 

k.-e.        e 

,-i.        i.-e.       k.-i.        i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 
1906 — 9 

3804 
3420 

2660 
2443          : 

27           20          22           22 
23           13           31           24 

6464 
5863 

47 
36 

44 
55 

wahrscheinliche  Ehen 

e. 

k. 

i. 

e. 

k. 

i. 

1901— 5 

e. 

k. 
i. 

3050 

10  260 

248 

II  380 

38  197 
923 

271                              : 
909         1906 — 9       i 
22 

2488           9  369 

^405         31  656 

176              664 

196 

661 

14 

Ne 

igungsTioeffizienten 

e, 

,-k.       k.- 

e.         e.-i. 

i.-e.        k.-i.         i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901— 5 

0 

,33        0,26       0,10 

0,08        0,02        0,02 

0,30 

0,09 

0,02 

1906 — 9 

0 

,37        0,29        0,12 

0,07        0,05        0,04 

0,33 

0,10 

0,04 

(Schluß 

folgt  im  nächsten  Heft.) 
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KRAFTAUFSPEICHERUNG  UND 
KRAFTANWENDUNG. 

GEDANKEN  ZUR  PHILOSOPHIE  DER  TECHNIK 
UND  DES  STAATES. 

Von 

Dr.  ERNST  SCHULTZE. 

3.  Teil. 

Die  Philosophie  der  Kraft  auf  geschichtlichem  und  politischem 
Gebiet  hat  mit  der  auf  technischem  Gebiet  viel  Aehnlichkeit. 
Nur  muß  man  sich  stets  des  grundsätzlichen  Unterschiedes  be- 
wußt bleiben,  daß  alle  Kraftaufspeicherung  und  Kraftentfaltung 
'  in  der  Technik  sich  auf  rein  materielle  Kräfte  bezieht,  während 
es  sich  auf  geschichtlichem  und  politischem  Boden  um  gei- 
stige Kräfte,  insbesondere  um  Willenskraft,  han- 
delt. Denn  alle  materiellen  und  physischen  Beziehungen  zwi- 
schen den  Menschen  untereinander  ruhen  auf  psychischem  Grunde, 
und  selbst  die  Anwendung  physischer  Gewalt  erreicht  auf  die 
Dauer  ihr  Ziel  nur  dann,  wenn  der  darunter  Leidende  nicht  Willens- 
kraft genug  besitzt,  sich  nicht  von  ihr  unterwerfen  zu  lassen,  auch 
wenn  er  den  Tod  dafür  zu  leiden  hat.  Sonst  aber  kann  physi- 
sche Gewalt  ihr  Ziel  nur  erreichen,  wenn  sie  die  Widerstandskraft, 
d.  h.  den  Willen  der  Menschen,  gegen  die  sie  sich  richtet,  zu 
brechen  vermag.  So  selbstverständlich  uns  diese  Wahrheit  er- 
scheinen mag,  so  sind  sich  sehr  viele  Menschen  auch  heute  dar- 
über noch  nicht  klar.  In  früheren  Zeitaltern  gar  war  diese  Ueber- 
zeugung  ein  so  seltenes  Gut,  daß  immer  wieder  der  Versuch 
gemacht  wurde,  geistigen  Zwang  durch  körperliche  Mittel  zu  üben. 
AU  die  blutigen  Verfolgungen,  an  denen  namentlich  die  Geschichte 
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mancher  Religionen  reich  ist,  haben  jedoch  ihr  Ziel  nur  teilweise 
erreichen  können.  Sobald  ihnen  ein  kräftiger  Wille  entgegenstand, 
konnten  sie  zwar  den  Leib  verderben,  nicht  aber  den  Geist  ver- 
nichten. 

Wenn  also  die  Aufspeicherung  und  Entfaltung  von  Kraft  auf 
allen  Gebieten  menschlichen  Gemeinschaftslebens  sich  nur  durch 
geistige  Mittel  vollziehen  kann,  so  spielen  unter  ihnen  Furcht  vor 
Strafe  und  Hoffnung  auf  Belohnung  keine  geringe  Rolle ;  eine 
noch  weit  größere  kommt  der  Gewohnheit  zu,  die  mit  ihrer 
ungeheuren  Macht  den  Menschen  von  der  Geburt  an  umspinnt. 
Die  ganz  überwiegende  Mehrheit  aller  menschlichen  Wesen  wird 
in  bestimmte  Zustände  hineingeboren,  an  die  sie  sich  von  vorn- 
herein so  gewöhnen,  daß  ihnen  nicht  einmal  der  Gedanke  auf- 
kommt, sie  könnten  zu  einer  anderen  Gruppe  gehören.  Mehr  als 
99  °/(j  der  Menschen  behalten  den  religiösen  Glauben  wenigstens 
äußerlich  bei,  über  den  ihre  Geburt  entschieden  hat.  Daß  sie 
sich  mit  dem  Staate  und  der  Gesellschaft,  in  denen  sie  zur  Welt 
kamen  oder  in  denen  ihre  Eltern  während  des  größten  Teils  ihrer 
Jugend  lebten,  innerlich  verbinden,  ist  weit  erklärlicher,  so  weit 
er  seine  Angehörigen  weniger  durch  das  Strafgesetz  in  seine 
Bahnen  zwingt,  als  durch  Sprache,  Sitten,  Anschauungen,  Ge- 
bräuche. Das  Strafgesetz  wird  in  der  Regel  ebensowenig  müh- 
sam erlernt  wie  das  Benehmen  innerhalb  der  Familie.  In  solche 
Kenntnisse  und  Gewöhnungen  wächst  der  Mensch  unmerklich  hin- 
ein. So  bildet  sich  in  seinem  Geiste  ein  breiter  Nährboden  von 
Stimmungen,  Gefühlen,  Anschauungen,  aus  dem  ein  geeignetes 
Samenkorn  mit  überraschender  Schnelligkeit  die  Bereitschaft  zu 
bestimmten  Handlungen  emporschießen  lassen  kann.  Nationale 
Bewegungen  —  und  ähnlich  in  kleineren  Gemeinschaften  Klassen- 
oder Gruppenbewegungen  —  können  deshalb  so  schnell  entfacht 
werden,  weil  diese  gemeinsame  Grundlage  vorhanden  ist,  die  auf 
geschickte  Auslösung  außerordentliche  Kraftmengen  herzugeben 
vermag. 

Dies  war  keineswegs  immer  so.  Die  heutige  Menschheit,  die 
in  große  nationale  Abteilungen  gegliedert  ist,  kann  sich  nur  schwer 
eine  Vorstellung  von  jenem  Bestand  der  Dinge  machen,  wie  er 
noch  vor  wenigen  Jahrhunderten  fast  allenthalben  in  Europa 
herrschte,  daß  man  von  Nationen  oder  Nationalitäten  eigentlich 
gar  nicht  sprechen  durfte.  Denn  noch  wogten  die  Kräfte, 
ohne    durch   riesige   Organisationen    gezähmt    und    beherrscht  zu 
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sein,  halbchaotisch  durcheinander.  Da  kämpfte  Bern 
gegen  Genf  oder  gegen  Basel,  die  verschiedenen  Teile  Deutsch- 
lands haderten  miteinander ,  die  Einzelstaaten  Italiens  führten 
gegeneinander  Krieg.  Und  noch  ein  paar  Jahrhunderte  früher  — 
vielfach  greifen  beide  Perioden  ineinander  —  fanden  blutige  Feh- 
den zwischen  den  Angehörigen  derselben  Stadt,  ja  derselben 
Straße  statt.  Da  wurden  jene  Burgen  der  vornehmen  Geschlech- 
ter in  den  italienischen  Städten  erbaut,  die  sich  wie  Festungen 
feindlicher  Völker  waffenstarrend  gegenüberstanden.  In  den 
größeren  Staatsgebilden,  so  gering  ihre  Landfläche  sein  mochte, 
gab  es  eine  kräftige  Zentralgewalt  noch  nicht;  da  spielten  viel- 
mehr alle  Kräfte  durch  einander  und  gegen  einander  —  ganz  wie 
in  der  Natur,  solange  sich  der  Mensch  nicht  als  Herr  über  sie 
aufwirft,  der  Kampf  aller  gegen  alle  im  organischen  Leben  und 
ebenso  in  den  anorganischen  Kräften  ein  wirres  Durcheinander 
schafft. 

Der  Gang  der  menschlichenKulturentwicke- 
1  u  n  g  besteht  eben  darin,  die  Kräfte  zu  ordnen,  zu  binden,  auf 
gemeinschaftliche  Ziele  zu  lenken.  Der  uralte  Gegensatz  zwischen 
Individualismus  und  Sozialismus,  zwischen  Freiheit  und  Gebunden- 
heit, der  auch  heute  seinen  Abschluß  keineswegs  erreicht  hat, 
ist  doch  insofern  vom  Willen  der  Menschheit  grundsätzlich  durch- 
aus entschieden,  als  jeder  Fortschritt  der  Gemeinschaftskultur  in 
einer  Fesselung  ungezügelter  Kräfte  zum  Ausdruck 
kommt,  die  gleichbedeutend  ist  oder  sein  sollte  mit  einer  Auf- 
speicherung der  Kraft  im  Interesse  der  Gesamtheit,  um  sie  nur 
in  diesem  Sinne  zur  Entfaltung  zu  bringen. 

Dies  also  ist  das  entscheidende  Merkmal  des  menschlichen 
Kulturfortschritts,  daß  die  brausende,  rücksichtslose,  nur  sich 
selbst  kennende  Kraft  —  nenne  man  sie  nun  Persönlichkeit  oder 
Lebenslust,  Selbstsucht  oder  wie  man  sonst  will  —  daran  ver- 
hindert wird,  nach  eigenem  Belieben  überzuschäumen  und  ihre 
Umgebung  zu  überfluten,  daß  sie  vielmehr,  wie  unsere  Wildbäche 
und  kleinen  und  großen  Ströme,  in  ein  festes  Bett  gefaßt  und 
nach  Bedarf  in  Staubecken  gesammelt  werden,  die  die  Gefahr 
der  Ueberschwemmung  beseitigen,  während  sie  zugleich  die  Mensch- 
heit mit  tausend  Wohltaten  bedenken.  Es  vollzieht  sich  hierin 
zugleich  der  Entwickelungsgang  vom  Unbewußten 
zum  Bewußten,  vom  blinden  Spiel  der  Natur  zum 
absichtlichenWerk  des  Menschen,  von  dem  sinnlosen 
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Schäumen  natürlicher  Kräfte  zu  dem  nach  sittUchen,  d.  h.  im 
Grunde  sozialen  und  kulturellen  Zielen  gerichteten  Walten  be- 
herrschter und  gewollter  Kräfte.  Die  Natur  kennt  keine  sitt- 
lichen Maßstäbe,  ihr  ist  die  Qual  der  Gazelle  und  die  blutige 
Raubgier  des  Tigers  gleich  viel  wert ;  sie  vernichtet  durch  kleine 
oder  große  Katastrophen  unzählige  Menschenleben,  und  ihr  Todes- 
pfeil trifft  mit  gleicher  Unerbittlichkeit  den  müden  Greis  wie  den 
zukunftsfreudigen  Jüngling. 

Der  Menschheit  aber  wird  dieses  blindeWalten  der 
Natur  um  so  unerträglicher,  je  mehr  sich  sittliches  Be- 
wußtsein und  soziales  Pflichtgefühl  in  ihr  steigern.  Aus  eben 
diesem  Grunde  legt  sie  mehr  und  mehr  sittliche  Maßstäbe  auch 
an  die  Handlungen  jedes  einzelnen  ihrer  Glieder.  Sie  ist  nicht 
mehr  damit  zufrieden  und  betrachtet  es  nicht  mehr  als  von  der 
Natur  ein  für  allemal  geboten,  daß  der  Stärkere  den' Schwächeren 
zu  Boden  zwinge.  Vielmehr  begleitet  sie  alle  menschlichen  Hand- 
lungen mehr  und  mehr  mit  ihrer  Billigung  oder  Mißbilligung  und 
stellt  ihnen  eine  Gesetzgebung  entgegen,  deren  Zweck  es  ist, 
Handlungen,  die  sie  mißbilligen  würde,  zu  verhindern.  Selbst  der 
Natur  stellt  sie,  wo  dieser  sich  als  Wüterich  gebärdet,  ihren 
bestimmten  Willen  abwehrend  entgegen. 

Bewußt,  methodisch,  organisierend  sucht  sie  die  Kraftmassen 
in  der  Natur  und  im  Menschenleben  zunächst  unschädlich  zu 
machen,  dann  zu  ihren  eigenen  Absichten  und  Zielen  zu  lenken. 
Wo  ihr  eine  gefährliche  Kraft  entgegentritt,  da  sucht  sie  sie  zu- 
nächst nur  abzuwehren:  wie  etwa  einen  daherschießenden  Wild- 
bach oder  das  sich  in  Sturmfluten  emporbäumende  Meer.  Dann 
beginnt  sie  darüber  zu  sinnen,  ob  diese  Kraft  sich  nicht  zum 
Nutzen  des  Menschen  einfangen,  aufspeichern,  in  gewaltigen 
Mengen  benutzen  ließe.  Und  genau  der  gleiche  Wechsel  der 
Absicht  stellt  sich  —  wenn  auch  meistens  unbewußt  —  gegen- 
über den  Kräften  ein,  die  von  dem  Einzelmenschen  und  den  aus 
ihm  gebildeten  Gruppen  zunächst  zum  Schaden  anderer  sich  aus- 
wirken, sodaß  man  es  als  heilsamen  Fortschritt  empfindet,  diesen 
Schaden  abwehren  zu  können  —  worauf  dann  allmählich 
der  Gedanke  aufkommt,  ob  man  diese  Kraft  nicht  sogar  zum 
Nutzen  der  menschlichen  Gemeinschaft  leiten,  aufspeichern, 
wieder  entfalten  könnte. 

So  ist  das  Verhältnis  der  Einzelkraft  zu  der 
Gesamtheit    in    der    Weltgeschichte    durch    drei     große 
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Perioden  gegangen.  Kurt  Breysig  hat  davon  in  ein  paar 
meisterhaften  Sätzen  diese  Schilderung  gegeben : 

>Die  Geschichte  läßt  zu  gegebenen  Zeiten  drei  Formen 
solchen  Ueberschwanges  der  Ichkraft  erkennen :  in  den  hohen 
reichen  Zeiten  des  Mittelalters  war  es  die  Lust  an  Gewalt  und 
Gewalttat,  die  die  Stärkeren  anfeuerte,  ihrer  Umgebung  immer 
von  neuem  Zwang  und  Unbill  anzutun.  Es  war  ein  Sichregen, 
das  denen,  die  so  taten,  so  wenig  zum  Vorwurf  gemacht  werden 
darf  wie  dem  Wildbach,  der  Hof  und  Haus  zerstört,  oder  dem 
Wolf,  der  das  Lamm  zerreißt.  Aber  es  kam  die  Zeit,  da  Fürst 
und  Staat  der  Wilden  Meister  wurden,  ihnen  den  Frieden  auf- 
zwangen, dem  Land  ihn  schenkten  und  die  schäumenden  Wasser 
dieser  Ueberkraft  gar  zwangen,  dem  gemeinen  Wesen  die  Mühlen 
seiner  nützlichen  Tätigkeit  zu  treiben.  Im  übrigen  aber  machte 
der  Staat  aus  der  Gewalt  ein  Monopol  für  sich  selbst,  nannte 
seine  Fehden  Kriege  und  gerechte  Kriege  und  gab  so  dem  Trieb 
der  Starken  nach  Gewalttat  eine  erlaubte,  rechtmäßige  Form. 

»Nun  wurde  Macht  die  Sehnsucht  und  die  Sünde  derer,  die 
von  Gewalt  zu  lassen  gezwungen  worden  waren  ^).< 

Das  Stadium  der  Naturvölker  unterscheidet  sich  von  dem  der 
Kulturvölker  wohl  durch  kein  Merkmal  schärfer  als  durch  die 
Regelung  und  Beherrschung  der  Willenskraft. 
Bei  Naturvölkern  ist  sie  sprunghaft,  im  Augenblick  zu  heftigem 
Aufflammen  fähig,  sogleich  aber  wieder  zusammensinkend ;  wäh- 
rend der  Kulturmensch  gelernt  hat,  seinen  Willen  zu  stählen, 
einen  beabsichtigten  Erfolg  nicht  sogleich  zu  erwarten,  die  An- 
strengungen zu  seiner  Erreichung  vielmehr  systematisch  über 
längere  Zeit  auszudehnen.  Solcher  allmählichen  Kraft- 
aufspeicherung ist  der  Wilde  in  der  Regel  nicht  fähig.  Wo 
wir  aber  auf  das  Hinstreben  zu  größeren  Zielen  stoßen,  können 
wir  eben  deshalb  mit  Sicherheit  behaupten,  daß  es  sich  um  kein 
Naturvolk  mehr  handelt,  sondern  um  eins,  das  auf  der  Stufen- 
leiter der  Kultur  schon  etwas  höher  gestiegen  ist  —  etwa  um 
ein  Halbkulturvolk,  um  den  glücklichen  Ausdruck  Pescheh 
zu  gebrauchen.  Auf  dieser  Stufe  befanden  sich  z.  B.  die  Indianer 
Nordamerikas  bei  der  Entdeckung  durch  die  Weißen,  obwohl  sie 
weder    eiserne    Gebrauchsgegenstände    hatten    noch    eine   Schrift 


i)  Kurt  Breysig:    Von  Gegenwart  und  von  Zukunft  des  deutschen  Menschen. 
(Berlin:  Georg  Bondi,   1912)  S.  53. 


Kraftaufspeicherung  und  Kraftanwendung.  a2  C 

besaßen.  Dennoch  war  ihre  Kulturhöhe  vergleichbar  mit  der  der 
Germanen  zur  Zeit  des  Tacitus,  wie  hauptsächlich  daraus  hervor- 
geht, daß  sie  ihren  Willen  —  sowohl  den  des  Einzelnen  wie  den 
eines  Stammes  —  auf  weit  hinaus  liegende  Ziele  richten  konnten 
und  die  nötige  Geduld  und  Willenskraft  besaßen,  um  ihm  nachzu- 
streben. 

Indessen  fehlte  ihren  Stämmen  und  den  von  ihnen  gebildeten 
embryonenhaften  Staatswesen  noch  der  Auftrag  zu  dauernder 
Beherrschung  der  aufgespeicherten  Kraft.  Sie  waren  im  Grunde 
doch  nur  für  den  Augenblick  zu  großer  Leistung  fähig,  während 
ihre  Kraft  alsdann  schnell  erlahmte  und  dauernde  Widerstände 
nicht  überwinden  konnte.  Der  Bund  der  fünf  Stämme  im  nörd- 
lichen Alleghanygebiet  (seit  171 2  der  sechs  Stämme)  wurde  von 
den  englischen  Kolonien  in  Nordamerika  mehr  als  ein  Jahrhun- 
dert hindurch  für  ihren  gefährlichsten  Feind  gehalten ;  dennoch 
stellte  er  1712  nur  2150  Krieger  ins  Feld,  obwohl  er  ein  Gebiet 
von  50000  qkm  bedeckte,  das  jedoch  nur  stellenweise  bewohnt  war. 
Friedrich  Ratzel  hat  ihn  daher  mit  dem  Oberkönigtum  Marbods 
oder  Swatopluks  über  hundert  kleinere  Staatsgebilde  verglichen, 
die  von  Lamprecht  als  »schemenhaft  und  rasch  hinfällig,  doch  zu 
großen  augenblicklichen  Kraftleistungen  fähig«  gekennzeichnet 
waren.  Der  große  Unterschied  der  Kulturentwicklung  in  der 
Sammlung  und  Anwendung  der  menschlichen  Gesamtkraft  tritt 
selten  deutlicher  zutage,  als  wenn  ein  solch  schwammiges,  kno- 
chenlose§  Staatswesen  mit  einem  fester  gefügten  zusammenstößt. 
Selbst  die  Kolonien  der  Weißen  boten  bei  all  ihrem  lockeren 
Gefüge  demgegenüber  ein  System  wirkungsvoller  Kraftaufspeiche- 
rung. Sehr  mit  Recht  meint  Ratsei:  »Die  Erzeugung  politischer 
Macht  durch  die  Zusammenfügung  kleiner  Gebiete  zu  einem 
großen  wird  in  die  kleinstaatlichen  Länder  der  Naturvölker  wie 
eine  neue  Erfindung  übertragen«  ^). 


Je  weiter  die  Bildung  und  Konsolidierung  der  Staaten  fort- 
schreitet, desto  mehr  zeigt  sich  als  ihr  Grundcharakter  die  Auf- 
speicherung und  Entfaltung  von  Kraft  zum  Nutzen  der  Gesamt- 
heit. Von  politischen  Philosophen  ist  der  Staat  als  Zwangs- 
organisation geschildert  worden.  Nur  kommt  es  für  jeden 
einzelnen  Fall  darauf  an,  worauf  sich  dieser  Zwang  richtet.     Die 

i)  RatzeU    Politische  Geographie.  2.   Auflage.    (München   1903)  S.  222. 
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Urgeschichte  des  Staates  kennen  wir  einstweilen  wenig.  Dennoch 
dürfen  wir  annehmen,  daß  er  sich  in  der  Regel  als  eine  Art 
Raubstaat  gebildet  hat,  der  eine  kleinere  oder  größere  Gruppe 
von  Menschen  in  ihrem  eigenen  Interesse  dazu  organisierte,  andere 
Gruppen  oder  Einzelmenschen  zu  überfallen,  zu  berauben,  viel- 
leicht auch  zu  unterjochen.  Die  Sklaverei,  die  im  Uranfang  jeder 
menschlichen  Geschichte  steht,  ist  ein  Produkt  dieser  Raubstaaten 
oder  Raubgruppen.  Aus  dem  Raubstaat  entpuppt  sich  durch  das 
Größerwerden  der  beherrschten  Räume  der  Gewaltstaat,  der 
im  Interesse  der  herrschenden  Schicht  —  ursprünglich  der  kräf- 
tigsten Räuber  —  die  von  dem  Staat  gesammelte  Kraft  verwendet 
und  weitere  Kraft  zu  diesem  selben  Zwecke  zusammensucht,  in- 
dem er  die  bestehenden  Herrschaftsverhältnisse  in  die  eiserne 
Form  von  Rechten  —  oder  vielmehr  Vorrechten  —  und  Gesetzen 
preßt.  Indessen  kann  solches  Staatswesen  auf  die  Dauer  nicht 
bestehen,  da  es  zur  Krafterzeugung  —  um  bei  diesem  technischen 
Bilde  zu  bleiben  —  sich  so  verschwenderischer  Methoden  bedient 
und  solchen  Raubbau  dafür  treibt,  daß  spätestens  nach  wenigen 
Jahrhunderten  die  vorhandenen  Kraftquellen  verbraucht  sind,  so 
daß  es  oft  nur  einer  leisen  Erschütterung  von  außen  oder  innen 
bedarf,  um  den  morschen  Staatsbau  in  sich  zusammenstürzen  zu 
lassen. 

Diese  Gefahr  lag  auch  in  den  Feudalstaaten  des  euro- 
päischen Mittelalters  vor.  Von  denjenigen  Fürsten,  die  dem 
Absolutismus  zustrebten,  haben  einige  diese  Gefahr  erkannt.  Ihre 
große  Mehrzahl  jedoch  hat  sicherlich  nur  im  eigenen  Interesse 
den  Feudalismus  zu  unterdrücken  gesucht.  Selten  sind  weit- 
sichtige Herrscher  wie  der  Große  Kurfürst  oder  Heinrich  II.  von 
England,  welch  letzterer  schon  im  12.  Jahrhundert  die  Notwen- 
digkeit erkannte  und  mit  staatsmännischem  Geschick  deren  prak- 
tische Ausführung  vorbereitete,  die  Uebermacht  des  Adels  gegen- 
über Bauern-  und  Bürgertum  zu  brechen,  um  nicht  diese  Stände, 
die  eigentlichen  Kraftquellen  des  Staates,  zum  Verderben  des 
Ganzen  zu  Boden  treten  zu  lassen. 

Schon  ist  diese  Entwicklung  im  damaligen  England  wie  im 
Brandenburg-Preußen  des  17.  Jahrhunderts  leise  begleitet  von  der 
nachdenklichen  PVage :  Wie  sich  die  Gewalt  zum  Recht 
verhalte.^  Je  mehr  sich  klares  Bewußtsein  und  Nachdenken 
in  den  modernen  Völkern  bildeten,  desto  lauter  ertönte  diese 
Frage:  Wie  verhält  sich  die  Macht  zum  Recht.?     Immer  weniger 
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gibt  man  sich  mit  der  Antwort  zufrieden :  Wer  die  Macht  hat, 
hat  auch  das  Recht.  Immer  mehr  wird  es  als  schneidender  Wi- 
derspruch gegen  alles  Beste  im  Menschenleben  empfunden,  wenn 
rohe  Gewalt  die  Gebote  des  inneren  Rechts  oder  der  Sittlich- 
keit mit  Füßen  tritt.  Solange  der  Staat  nur  eine  Organisation 
zur  Festigung  der  Herrschaft  einer  Erobererkaste  oder  einer  Klasse 
über  Besiegte  oder  Unterdrückte  war,  solange  er  den  Stempel  des 
Gewaltstaates  trug,  konnte  in  seinen  Gesetzen  mancherlei  festge- 
legt sein  und  durch  die  Staatsgewalt  erzwungen  werden,  was 
moralisch  als  Unrecht  erschien.  Aber  solche  Staaten  konnten 
auf  die  Dauer  nicht  bestehen.  Nur  wenn  sich  die  Wandlung  vom 
Gewaltstaat  zu  einem  die  inneren  Rechte  wenigstens  der  Mehr- 
zahl der  Untertanen  allmählich  nicht  mit  Füßen  tretenden,  son- 
dern anerkennenden  und  schirmenden  Wohlfahrtsstaate 
vollzog,  noch  mehr  wenn  der  Wohlfahrtsstaat  sich  weiter  ent- 
wickelte, so  daß  sich  ein  Kulturstaat  aus  ihm  entpuppte, 
fand  jene  Annäherung  des  Rechts  an  die  Macht  statt,  die  von 
den  modernen  Kulturvölkern  verlangt  wird.  Sie  beanspruchen, 
daß  mit  jedem  Recht  bestimmte  Pflichten  verknüpft  sind,  daß  die 
Macht  wenigstens  innerstaatlich  nur  auftreten  darf,  wo  sie  solchen 
abgewogenen  Rechten  zum  Durchbruch  verhelfen  will,  dafi  das 
Recht  also  eine  sich  selbst  beherrschende,  höheren  Zielen  die- 
nende, sich  maßvoll  durchsetzende  Macht  ist. 

Ursprünglich  trat  die  Macht  des  Staates  nur  nach  außen 
hin  im  Kampfe  oder  in  der  Niederhaltung  der  im  Kriege  be- 
zwungenen und  nun  als  Heloten-  oder  Sklavenkaste  unter  die 
Eroberer  gebeugten  Schicht  auf.  Daß  sie  sich  auch  innerhalb 
der  Staatsgrenzen  gegen  ein  Mitglied  bevorzugter  Klassen 
oder  gar  gegen  eine  dieser  Klassen  selbst  richtete,  war  das  Er- 
gebnis einer  späteren  Entwicklung.  Die  Abschaffung  des  Fehde- 
rechts hat  in  allen  Staaten  Jahrhunderte  gedauert.  Die  Fest- 
stellung gar,  daß  Angehörige  einer  höheren  Klasse  denen  einer 
niederen  nicht  nach  Belieben  Schaden  zufügen  dürfen,  die  An- 
wendung also  der  vom  Staate  gesammelten  Kraft  gegen  ein 
hervorragendes  Mitglied  des  Staatswesens,  hat  noch  länger  auf 
sich  warten  lassen.  Die  Bedeutung  des  Staates  als  einer  Organi- 
sation zur  Aufspeicherung  und  Entfaltung  der  gemeinsamen  Kraft 
zu  gemeinsamen  Zwecken  hat  sich  erst  durchgesetzt,  nach- 
dem diese  Kraftaufspeicherung  lange  Zeit  zu  privaten  Zwecken 
benutzt  worden  war. 
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Auch  ist  es  kennzeichnend,  daß  der  Staat  die  ihm  zur  Ver- 
fügung stehende  Kraft  auch  innerstaatUch  zunächst  insofern  nicht 
zu  beherrschen  wußte,  als  er  bei  ihrer  Anwendung  häufig  maß- 
los verfuhr.  Geringe  Strafen  pflegte  der  noch  nicht  vollent- 
wickelte Staat  selten  aufzuerlegen ;  das  konnte  wohl  durch  einzelne 
Gruppen  innerhalb  eines  Staates  geschehen  —  wo  er  aber  selbst 
strafend  auftrat,  da  geschah  dies  leicht  so,  daß  sein  Arm  ver- 
nichtend niederfiel.  Die  Anwendung  der  Kraft  stand  eben  noch 
gerade  so  unvollkommen  unter  der  Herrschaft  des  allgemeinen 
Willens  wie  ihre  Aufspeicherung.  Die  Entfaltung  einer  beliebig 
begrenzten  geringen  Kraft  kam  noch  wenig  in  Frage  —  auch 
deshalb  nicht,  weil  man  sonst  vielleicht  geglaubt  hätte,  daß  eine 
nennenswerte  Kraftaufspeicherung  überhaupt  noch  nicht  erfolgt 
sei.  Daher  dann  die  Härte  etwa  der  mittelalterlichen  Strafen,  wie 
überhaupt  die  Geschichte  des  Strafrechts  eine  Fundgrube  für  Be- 
trachtungen solcher  Art  ist.  Ursprünglich  konnte  man  nicht 
anders  strafen  als  mit  eherner  Wucht,  gewissermaßen  unter  Auf- 
bietung aller  Kraft,  die  man  für  die  Niederschlagung  des  Uebel- 
täters  Gegenschlag  nur  immer  zu  sammeln  vermochte. 

Als  später  nicht  mehr  die  Rache  der  Hauptgesichtspunkt  der 
Strafrechtspflege  war,  sondern  die  Abschreckung,  suchte  man  die 
Strafarten  feiner  zu  gliedern  und  die  Strafbemessung  nach  einer 
immer  genauer  durchgegliederten  Skala  zu  bestimmen.  Fast  hat 
man  den  Eindruck,  daß  in  manchen  Strafgesetzbüchern 
versucht  wurde,  einen  genauen  Meßapparat  zu  schaffen,  wie 
ihn  die  Technik  für  die  in  der  freien  Natur  auftretenden  Kräfte 
geschaffen  hat,  um  danach  den  Gegendruck  zu  bestimmen,  der 
von  dem  Staat  als  dem  Vertreter  der  menschlichen  Gesellschaft 
gegen  die  von  dem  Verbrecher  angewandten  antisozialen  Kräfte 
zu  entfalten  sei. 

Als  wesentlichen  Fortschritt  empfinden  wir  heute  die  erst 
seit  wenigen  Jahrzehnten  aufgekommene  bedingte  Verur- 
teilung. Wo  der  Staat  seine  Strafgewalt  bedingungslos  übte, 
da  war  die  Anwendung  dieser  Kraft  überaus  kostspielig.  Zum 
Zweck  kurzzeitiger  Freiheitsstrafen  standen  die  außerordentlichen 
Kosten  in  argem  Mißverhältnis,  zumal  da  die  angewandte  Strafe 
sehr  häufig  durchaus  nicht  besserte,  vielmehr  durch  Vernichtung 
des  Ehrgefühls  und  durch  Zusammenbringung  des  Bestraften  mit 
abgefeimten  Verbrechern  den  Wunsch  und  die  Möglichkeit  der 
Rückkehr    in    die    anständige    Gesellschaft    erheblich    schwächte. 
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Die  bedingte  Verurteilung  dagegen  hat  dem  Staate  die  Möglich- 
keit in  die  Hand  gegeben,  seine  Kraft  gewissermaßen  nur  zur 
Probe  wirken  zu  lassen,  dann  aber  die  Straf  behandlung  zu  unter- 
brechen, um  sie  ganz  fallen  zu  lassen,  wenn  diese  erste  Probe 
genügt. 

Dieses  System  hat  mindestens  den  einen  Vorzug,  daß  der- 
jenige, der  sich  der  Maschinerie  der  Staatsstrafen  unvorsichtig 
nähert,  nicht  wie  in  früheren  Zeiten  von  der  darin  aufgespeicherten 
Kraft  wie  von  einem  elektrischen  Hochspannungsstrom  ohne 
weiteres  seelisch  erschlagen  wird.  Die  heutigen  Kulturvölker 
gehen  weder  mit  der  Todesstrafe  noch  mit  uns  barbarisch  er- 
scheinenden Strafarten  (wie  etwa  der  Verstümmelung)  verschwen- 
derisch um.  Sie  haben  die  Kraft  des  Staates  im 
Staatsrecht  gebunden,  noch  stärker  die  Kraft  des  Ein- 
zelnen im  Strafrecht,  so  daß  sie  sich  nicht  mehr  in  ungezügelter 
Fehde,  sondern  nur  noch  in  dem  äußersten  Falle  der  Notwehr 
entladen  darf.  Wo  von  diesem  letzteren  ein  allzu  weiter  Gebrauch 
gemacht  wird,  da  erhebt  sich  lebhafte  Opposition,  selbst  wenn 
es  sich  um  eine  Kraftentladung  staatlicher  Organe  handelt.  Die 
Erregung  über  die  Vorgänge  in  Zabern,  die  das  Deutsche  Reich 
wochenlang  durchzitterte,  war  ein  Beispiel  für  die  Empfindlich- 
keit, die  in  den  Kulturvölkern  der  Gegenwart  zutage  tritt,  wenn 
eine  staatliche  Kraftentladung  an  ungewohnter  Stelle  auftritt.  Es 
sollen  eben  im  Frieden  die  Kraftmassen,  die  von  den  Einzel- 
menschen^  von  Gruppen  und  Klassen  aller  Art  oder  von  den  Or- 
ganen des  Staates  aufgespeichert  sind,  sich  nicht  willkürlich  und 
nicht  auf  geringen  Anlaß  hin  entladen  dürfen,  wenn  dadurch  ir- 
gend jemand  innerhalb  des  Staates  verletzt  werden  könnte.  Die 
strenge  Bindung  aller  dieser  Kräftegruppen  im  Frieden  verlangen 
wir  als  Resultat  nicht  nur  von  Recht  und  Gesetz,  sondern  auch 
von  der  Erziehung  des  Willens,  der  die  Bewegungsrichtung  jeder 
einzelnen  Kraftgruppe  bestimmt. 

Ebenso  empfindlich  pflegen  die  Kulturvölker  zu  sein,  wenn 
eins  der  im  Interesse  der  Allgemeinheit  geschaffenen  Gesetze  im 
einzelnen  Falle  oder  gar  dauernd  nicht  angewandt  wird,  wenn 
also  gewissermaßen  die  Maschinerie  versagt.  Die  vom 
Staate  gesammelte  Kraft  soll  auf  die  leiseste  Auslösungsbewe- 
gung hin  in  Tätigkeit  treten,  sobald  einer  der  Fälle  eintritt,  für 
die  vorsorglich  ein  bestimmtes  Gesetz  geschaffen  wurde. 


A^O  ^^-  Ernst  Schultze: 

>Das  Recht  darf  nicht  zur  bloßen  Scheuche  werden, 
als  stände  es  da,  den  Raubvögeln  zur  Furcht 
in  einerlei  Gestalt,  bis  die  Gewohnheit 
es  ihnen  macht  zum  Ruhepunkte  statt  zum  Schrecken.« 

(Shakespeare.) 


Wo  die  von  einem  Gesetz  geforderte  Anwendung  der  Kraft 
der  Nation,  der  es  dienen  soll,  als  zu  groß  erscheint,  wird  sie 
versuchen,  das  Gesetz  zu  ändern.  Diesen  Vorgang  der  Milde- 
rung der  Strafgesetze  haben  die  modernen  Kulturvölker,  insbe- 
sondere im  19.  Jahrhundert,  offenkundig  sämtlich.  Ja  sie  streben 
darauf  hin,  die  Anwendung  staatlicher  Gewalt  zur  Verhinde- 
rung von  Verbrechen  und  Vergehen,  überhaupt  von  antisozialen 
Handlungen  möglichst  unnötig  zu  machen.  Das  Kultur- 
ideal, das  den  weitsichtigsten  Staatsmännern  und  Reformern 
vorschwebt,  besteht  gerade  darin,  daß  im  ganzen  Volk  nicht 
mehr  der  Zwang  äußerer  Einrichtungen,  nicht  mehr  die  drohend 
erhobene  Faust  des  Staats  vor  gemeinschädlichen  Handlungen 
zurückschrecken  soll,  sondern  daß  die  innere  Erziehung 
der  Nation  zu  sittlicher  Selbständigkeit  diese 
Wirkung  ausüben  möge.  Wird  doch  bei  der  außerordentlichen 
Vervielfältigung  der  Lebensbeziehungen,  die  uns  die  Maschinen- 
technik und  die  dadurch  hervorgerufene  Massenhaftigkeit  aller 
Lebensäußerungen  gebracht  hat,  die  Unmöglichkeit  immer  größer, 
selbst  durch  die  zu  höchster  Arbeitsleistung  gesteigerte  Schnell- 
fabrikation von  Gesetzen  für  alles  das  Vorsorge  zu  treffen,  was 
in  den  Beziehungen  der  Menschen  zueinander  vermieden  werden 
müßte.  Von  den  Theoretikern  des  Anarchismus  wird  die  Be- 
rechtigung des  Staates  gerade  deshalb  in  Zweifel  gezogen,  weil 
er  eine  Organisation  des  Zwanges  und  der  Anwendung  von  Ge- 
walt sei,  während  diese  zu  verdammen  sei,  wenn  man  als  Aufgabe 
der  Gesamtheit  die  Menschheitsveredelung  betrachte.  Die  An- 
wendung der  Staatsgewalt  etwa  zur  Unterdrückung  des  religiösen 
Glaubens  oder  zur  Erzielung  einer  bestimmten  politischen  Ansicht 
einiger  oder  vieler  seiner  Bürger,  wie  sie  in  früheren  Zeiten  sehr 
häufig  war,  erscheint  uns  in  unerträglichem  Lichte ;  abgesehen 
davon,  daß  die  Erfahrung  erwiesen  hat,  wie  wenig  der  Staat 
durch  Anwendung  von  Gewalt  erreichen  kann ,  wenn  er  eine 
innere  Ueberzeugung  hervorrufen  will  —  falls  er  nicht  rücksichts- 
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los  die  ihn  selbst  schädigende  oder  gar  vernichtende  Konse- 
quenz ziehen  will,  daß  er  die  dafür  angewandte  Kraft  bis  zur 
Vernichtung  der  zu  bekehrenden  Menschen  steigern  darf. 

Durch  Ueberspannung  der  vom  Staate  anzu- 
wendenden Kraft  kann  jedenfalls  großes  Unglück  ange- 
richtet werden.  Er  darf  nie  vergessen,  daß  eine  Kraftsumme,  die 
vor  einigen  Jahrhunderten  kaum  als  zu  groß  erschienen  wäre, 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  leicht  als  barbarisch  empfunden 
wird.  Er  hat  es  eben  nicht  mit  seelenlosen  Dingen,  sondern  mit 
einem  System  psychologischer  Faktoren  zu  tun,  die  sich  ändern 
und  die  durch  das,  was  als  Kulturfortschritt  bezeichnet  wird, 
immer  empfindlicher  werden.  Deshalb  ist  der  Staatszwang  ohne 
Zweifel  nur  ein  Kulturmittel  von  beschränkter  Anwendbarkeit. 
»Dies  liegt  schon  in  der  Aufgabe  des  Staatszwanges,  sich  selber 
dadurch  überflüssig  zu  machen,  daß  er  die  Entstehung  einer 
Menschheit  mit  einer  sozialen  Vernunft,  die  das  verwickeltste, 
umfassendste  Gesellschaftsleben  ohne  psychischen  Zwang  ermög- 
licht, schützen  und  fördern  will.  Der  Staatszwang  hat  auf  jeder 
Kulturstufe  seine  Grenzen,  die  er  nicht  überschreiten  kann,  ohne 
anstatt  einer  kulturfördernden  eine  kulturfeindliche  Macht  zu 
werden.  Am  weitesten  sind  diese  Grenzen  auf  den  untersten 
Kulturstufen«  ^). 


Unter  allen  Aeußerungen  staatlicher  Kraftorganisierung  ist 
die  militärische  der  am  weitesten  gehenden  Vergleiche  mit  der 
Organisierung  technischer  Kräfte  fähig.  Das  moderne  Heer 
erscheint  uns  in  seiner  außerordentlich  durchgebildeten,  fabelhaft 
differenzierten  und  zu  größter  Kraftentfaltung  fähigen  Art  wie 
eine  Maschine-).  Die  wunderbare  Präzision,  mit  der  1870  die  drei 
deutschen  Armeen  in  einer  Stärke  von  384000  Mann  und  1194 
Geschützen  an  der  französischen  Grenze  gesammelt  wurden,  um 
alsbald  über  sie  vorzustoßen,  ist  mit  der  minutiösen  Genauig- 
keit eines  Präzisionsinstrumentes  oder  mit  der  Stärke  und  Sicher- 
heit   moderner    Maschinen    vercrlichen    worden.      Diese    bewun- 


1)  Dr.  Gustav  F.  Steffen:  Lebensbedingungen  moderner  Kultur.  (Jena:  Gustav 
Fischer,  1909)  S.   158. 

2)  Da  dieser  Aufsatz  vor  dem  Kriege  geschrieben  ist,  konnten  die  un- 
zähligen Anregungen,  die  das  verbissene  Ringen  der  europäischen  Weltvolker  für 
die  hier  behandelten  Probleme  bietet,  noch  nicht  nutzbar  gemacht  werden. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     3.  2Q 
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dernswerten  Leistungen  sind  in  einer  Zeit  gelungen,  als  das 
Eisenbahnwesen  fast  noch  in  den  Kinderschuhen  steckte  ;  noch 
beschränkte  es  sich  auf  ein  paar  Hauptlinien,  die  heute  nur  die 
Hauptschlagadern  eines  reich  entwickelten  Blutkreislaufes  sind. 
Jetzt  ist  die  Kilometerzahl  der  Schienenstränge  erheblich  größer, 
eine  Menge  anderer  mechanischer  Transportmittel  ist  hinzuge- 
treten, die  Technik  des  Nachrichtenverkehrs  unterscheidet  sich 
von  der  des  Jahres  1870  fast  wie  die  damalige  von  der  des 
18.  Jahrhunderts  —  kurzum,  die  strategische  Leitung  der  heutigen 
Millionenheere  kann  sich  technischer  Mittel  bedienen,  die  noch 
vor  wenigen  Jahrzehnten  nicht  vorhanden  waren  und  die  dazu 
beigetragen  haben,  das  innere  Wesen  des  modernen  Heeres  noch 
ähnlicher  der  feindurchdachten  und  mit  den  märchenhaften  Mitteln 
unserer  Technik  durchgeführten  Aufspeicherung  und  Entfaltung 
mechanischer  Kraft  zu  gestalten. 

Militärtechnisch  sind  unsere  Heere  etwas  ganz  anderes  ge- 
worden, als  die  Heere  des  Mittelalters  oder  des  Altertums  waren. 
Die  Gliederung  in  scharf  umrissene  Abteilungen,  die  klare  Ueber- 
und  Unterordnung  dieser  verschiedenen  Gruppen ,  ihre  Vereini- 
gung zu  bestimmten  Verbänden,  ihre  Ausstattung  mit  den  aller- 
fortgeschrittensten  Mord-,  Abwehr-  und  Verkehrswerkzeugen,  die 
menschlicher  Erfindungsgeist  nur  irgend  ersinnen  konnte,  lassen 
das  moderne  Heer  als  eine  Organisation  zur  Aufspei- 
cherung gewaltiger  Kräfte  erscheinen,  die  darauf  be- 
rechnet sind,  furchtbare  Stoßwirkungen  gegen  den  Feind  zu  ent- 
falten, um  ihn  möglichst  im  ersten  kräftigen  Anlauf  niederzurennen. 
Die  Organisation  des  Heerwesens  in  der  Gegenwart  gleicht  der 
Aufspeicherung  elektrischer  Kraft,  um  sie  in  größter  Hochspan- 
nung etwa  zur  Bewegung  eines  großen  Systems  von  Eisenbahn- 
zügen zu  verwenden.  Ebenso  wie  im  letzteren  Fall  die  aufge- 
speicherte Kraft  durch  alle  Mittel  technischer  Herrschaft  gebunden 
wird,  um  nur  gerade  so  viel  durch  die  Leitungen  herzugeben,  als 
zur  Speisung  der  Antriebsmaschinen  erforderlich  ist,  während  doch 
der  Beamte,  der  seinen  Zug  in  Bewegung  setzt,  sicher  ist,  daß 
ihm  eine  Fülle  von  Kraft  zu  Gebote  steht,  die  die  Ausführung 
seines  Befehls  ermöglichen  muß  —  genau  so  speichert  das  mo- 
derne Heer  eine  riesige  Fülle  von  Kraft  auf,  um  sie  während  des 
Friedens  zu  binden  und  erst  im  Kriege  sich  in  ganz  bestimmten 
Kraftmengen  zu  bestimmten  Zwecken  entladen  zu  lassen. 

Welcher  Unterschied    eeeen    die   Heere    des  Altertums! 
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Die  Perser,  die  gewaltige  Landflächen  unter  ihre  Herrschaft 
gebracht  hatten  und  daraus  die  ganze  waffenfähige  Mannschaft 
nach  Belieben  herausziehen  konnten,  haben  für  den  Krieg  große 
Völkermassen  zusammengehäuft.  Aber  sie  haben  wenig  verstan- 
den, sie  im  Kampfe  zu  verwerten.  Die  Kraftaufspeicherung  war 
von  ihnen  falsch  organisiert,  so  daß  eine  Kraftentladung  nicht  in 
zweckmäßiger  Art  erfolgen  konnte,  »Die  Trennung  der  Reiter, 
Bogenschützen  und  Lanzenkämpfer  in  besondere  Abteilungen  wird 
bereits  auf  Kyaxares  zurückgeführt ;  zu  einer  weiteren  organischen 
Gliederung  aber  ist  man  nicht  gelangt.  Die  Kontingente  der 
einzelnen  Völkerschaften  und  die  persischen  Korps  wurden  in  der 
Schlacht  in  großen  Vierecken  aufgestellt ;  im  Zentrum  nimmt  der 
König  oder  der  Feldherr  seinen  Platz.  Die  Mehrzahl  der  Truppen 
kann  daher  nie  zum  Kampfe  gelangen  und  nur  durch  ihre  Masse 
wirken«  *). 

Gerade  deshalb  errangen  die  Hellenen  bei  Salamis  den 
Sieg,  obwohl  sie  in  erheblicher  Minderzahl  waren.  Die  ihnen  zur 
Verfügung  stehende  militärische  Kraft  war  beweglicher,  sie  ver- 
mochten sie  an  einer  größeren  Zahl  von  Punkten  gleichzeitig 
einzusetzen.  Infolgedessen  konnten  die  Perser,  ohne  Rüstung  und 
ohne  wirksame  Waffen  für  den  Nahkampf,  geschwächt  durch  die 
Lockerkeit  ihres  taktischen  Verbandes,  bei  Platää  und  Marathon 
den  griechischen  Hopliten  nicht  widerstehen. 

Der  gleiche  Vorgang  hat  sich  in  der  Geschichte  oft  ereignet. 
Die  feine  Gliederung  und  der  unbedingte  Gehorsam  der  einzelnen 
Truppenteile,  die  Vollkommenheit  der  Maschinerie  also  und  die 
Sicherheit  ihrer  Kraftwirkung  hat  in  weltgeschichtlichen  Kämpfen 
oft  den  Sieg  davongetragen  über  eine  an  sich  größere  Aufspei- 
cherung von  Kräften,  die  aber  so  schlecht  organisiert  waren,  daß 
ihre  Entfaltung  nicht  gleichzeitig  und  nicht  mit  Sicherheit  erfolgte. 
Die  überraschende  Gewalt,  mit  der  die  Hunnen  mehrfach  auf 
ihren  Kriegszügen  bis  weit  nach  Europa  vorstießen,  beruht  haupt- 
sächlich einmal  auf  dem  unbedingten  Gehorsam,  den  sie  wie  die 
Chinesen  ihren  Fürsten  gegenüber  zeigten,  zweitens  auf  ihrer  Ge- 
wohnheit fester  Kriegszucht,  drittens  ihrer  meisterhaften  Fähigkeit, 
ihre  militärische  Kraft  zu  reicher  Wirkung  zu  bringen,  sie  je  nach 
Notwendigkeit  schnell  zu  teilen  oder  wieder  zusammenzufassen. 
»Ein  gewaltiger  Unterschied  bestand  zwischen  der  rücksichtslos 
stürmischen  Kampfart  der  Germanen  und  dieser  bewußten,  groß- 

i)  Eduard  Meyer,  Geschichte  des  Altertums.     Band  3,  S.  78. 
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artig  praktischen  Kriegstechnik,  die  den  mongolischen  Völkern 
so  oft  den  Sieg  gab  und  sie  unwiderstehlich  erscheinen  ließ.  Der 
kühne  Ritt  des  Dschebe  unter  Dschingiskhan  bis  in  das  Innere 
von  Rußland  gehört  zu  den  bedeutendsten  Leistungen  in  der 
Kriegsgeschichte«  ^). 

Es  braucht  kaum  auf  den  Kampf  der  Meinungen  über  die 
Brauchbarkeit  von  Milizheeren  hingewiesen  zu  werden.  Ohne 
genügende  Organisierung  und  Einübung  ist  ein  von  seiner  Auf- 
gabe hell  begeistertes  Volksheer  im  Kriege  dennoch  unbrauchbar; 
namentlich  wo  ihm  ein  in  der  Kraftaufspeicherung  und  Kraftent- 
faltung überlegenes,  geschultes  Heer  gegenübersteht.  Die  Erfah- 
rungen der  ersten  französischen  Republik  widersprechen  dem 
durchaus  nicht.  Denn  tatsächlich  ist  Frankreich  nicht  durch  die 
»Levee  en  masse«  gerettet  worden.  Schon  Carnot  hat  über  den 
Plan,  die  gesamte  Bevölkerung  an  der  nördlichen  Grenze  aufzu- 
bieten, geurteilt :  er  werde  sich  entweder  gar  nicht  ausführen 
lassen,  oder  eine  Niederlage  verschulden  wie  die  von  Crecy  und 
Azincourt  ^). 

Weil  aber  im  Kriege  auf  staatlichen  Befehl  Kräfte  in  Frei- 
heit gesetzt  werden,  die  im  Frieden  streng  gefesselt  sind,  so  ist 
mit  der  Gefahr  zu  rechnen,  daß  sie  —  wie  das  Feuer  oder 
die  Dampfkraft  oder  der  elektrische  Strom  dem  Techniker  unge- 
horsam werden  können  —  über  die  Stränge  schlagen. 
Der  Soldat  soll  töten ;  dies  ist  der  Zweck,  zu  dem  er  seine  mili- 
tärische Erziehung  erhält.  Er  soll  aber  —  so  fordert  das  sittliche 
Bewußtsein  der  Kulturvölker  —  nicht  etwa  um  sich  stechen, 
schlagen,  morden  und  brennen,  weil  ihm  dies  Spaß  macht.  Viel- 
mehr darf  er  nicht  dulden,  daß  die  tierischen  Instinkte 
sinnloser  Zerstörung  und  gieriger  Raubsucht  in  seiner  Seele  die 
Oberhand  gewinnen.  Er  soll  Kaltblütigkeit  und  Ehrgefühl  zeigen. 
Die  Kraft,  die  in  ihm  entfesselt  wird,  soll  streng  gebunden  sein, 
indem  sie  nur  nach  ganz  bestimmter  Richtung  —  gegen  den  uni- 
formierten Feind,  nicht  gegen  die  übrige  Bevölkerung  —  und  in 
ganz  bestimmter  Form  sich  entlädt,  jeden  Augenblick  des  Be- 
fehles der  Vorgesetzten  gewärtig,  die  blutige  Tätigkeit  einzu- 
stellen. 

Es  wird  also  von  dem  Soldaten  ein  beträchtlich  hohes  Mafi 
sittlicher  Selbstbeherrschung  verlangt.     Jeder  Krieg  zeigt,  daß  in 

1)  Theodor  Littdner,  Geschichtsphilosophie.     3.  Aufl.,  S.  94. 

2)  Röscher,  Politik.     3.  Aufl.    1908,  S.   316. 
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zahlreichen  Fällen  Uebertretungen  dieser  Gebote  Zustandekommen. 
Denn  der  Mensch  ist  nun  einmal  keine  Maschine,  die  auf  das 
Gebot  eines  Anderen  physische  Kräfte  der  Gewaltsamkeit  plötz- 
lich entfalten  und  ebenso  plötzlich  wieder  abstellen  kann.  Er  hat 
ein  Nervensystem,  das  von  bestimmten  Eindrücken  in  Bewegung 
gesetzt  wird  und  das  den  Wechsel  von  der  stürmischen  Bewe- 
gung zur  Ruhe,  von  blutigem  Kampf  zu  friedlicher  Haltung  nicht 
beliebig  schnell  hin  und  her  vollziehen  kann.  In  der  Tat  sind  es 
die  stärksten  Argumente  gegen  den  moralisch  hebenden  Einfluß 
von  Kriegen,  wie  er  häufig  behauptet  wird,  wenn  man  an  diese 
Entfesselung  wilder  Kräfte  in  der  Seele  einfacher  Menschen  denkt, 
die  sonst  unter  ganz  anderen  Verhältnissen  leben  —  und  die  sich, 
wie  die  Nachwirkungen  jedes  großen  Krieges  ohne  Unterschied 
in  Europa  während  der  letzten  Jahrhunderte  gezeigt  haben,  nicht 
sogleich  nach  Beendigung  des  Krieges  sämtlich  wieder  in  Ver- 
hältnisse zurückgewöhnen  können,  in  denen  es  der  wilden  Kraft 
der  Tötung  und  Zerstörung  nun  wieder  verwehrt  sein  soll,  sich 
irgendwie  zu  äußern. 

Die  Psychologie  des  Krieges  gewinnt  dadurch  eine  gewisse 
Aehnlichkeit  mit  der  Psychologie  der  Revolution. 
Auch  in  dieser  werden  die  Hemmungen  niedergebrochen,  die  im 
bürgerlichen  Leben  die  Entladung  der  Kräfte  der  Gewalt  und  der 
Zerstörung  verhindern.  Taine  hat  die  Psychologie  der  Gewalt- 
tätigkeit in  der  Revolution  treffend  geschildert;  ich  führe  nur 
eine  Stelle  aus  seinem  Werke  über  »Das  revolutionäre  Frankreich« 
an:  Der  Zorn  des  einfachen  Mannes  »wird  durch  Gefahr  und 
Widerstand  gesteigert;  mit  Fiebernden  in  Berührung  kommend, 
wird  er  selbst  vom  Fieber  ergriffen  und  folgt  den  Banditen,  deren 
Genosse  er  wird.  Dazu  kommen  das  Geschrei,  der  wüste  Lärm, 
die  Trunksucht,  der  fortwährende  Anblick  der  Zerstörung,  die 
physische  Erschütterung  des  übermäßig  angestrengten  Nerven- 
systems. So  wird  es  erklärlich,  wie  an  die  Stelle  des  Bauern, 
des  Arbeiters,  des  Bürgers,  die  doch  durch  uralte  Zivilisation 
friedlich  und  zahm  geworden,  plötzlich  der  Barbar  tritt,  ja  sogar 
das  einstige  Tier,  der  blutdürstige,  grinsende,  schadenfrohe  Affe, 
der  hohnlächelnd  mordet  und  inmitten  der  angerichteten  Verhee- 
rung lustige  Sprünge  macht.  So  und  nicht  anders  ist  die  neue 
Regierung  beschaffen,  die  Frankreich  nunmehr  tyrannisiert;  nach 
anderthalbjähriger  Dauer  dieser  Herrschaft  findet  Mallet-Dupan, 
einer  der  gründUchsten,  sachverständigsten  und  gerechtesten  Be- 
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obachter  der  Revolution,  daß  sich  dieselbe  mit  nichts  anderem 
vergleichen  lasse,  als  mit  der  Invasion  des  römischen  Reiches  im 
vierten  Jahrhundert :  ,Die  Hunnen,  Heruler,  Vandalen  und  Gothen 
werden  weder  aus  dem  Norden  noch  vom  Schwarzen  Meer  her- 
kommen, —  sie  befinden  sich  bereits  in  unserer  Mitte' '<  ^). 

In  der  Revolution  wie  im  Kriege  kann  der  Mensch  eben 
durch  Entfesselung  von  den  Bindungen,  die  ihm  sonst  durch  Ge- 
setz, Sitte  und  Gewohnheit  auferlegt  sind,  in  eine  Bahn  geschleu- 
dert werden,  in  der  alle  Herrschaft  über  seine  antisozialen  Triebe 
aufhört.  Man  hat  dann  auf  politisch-sozialem  Gebiet  dasselbe 
Bild  vor  sich,  das  uns  eine  Maschine  bietet,  die  zur  Aufspeiche- 
rung und  Anwendung  einer  bestimmten  Kraft  konstruiert  wurde, 
die  aber  durch  unzweckmäßige  Behandlung  oder  weil  man  die 
Kraftspannung  in  ihr  zu  hoch  hat  steigen  lassen,  der  Herrschaft 
ihres  Meisters  spottet  und  nicht  mehr  gehorsam  und  folgerichtig 
arbeitet,  sondern  mit  zermalmender  Kraft  um  sich  schlägt.  Wäh- 
rend aber  die  Maschine,  nachdem  sie  einmal  ausprobiert  worden 
ist,  ganz  bestimmte  Erfahrungen  ergibt,  weil  die  Gliederungen 
der  Kräfte,  die  sich  in  ihr  verkörpern,  absichtlich  und  genau 
wieder  nachgeahmt  werden  können,  verzehnfacht  sich  die  Schwie- 
rigkeit der  Behandlung  der  Menschen,  weil  jeder  von 
dem  andern  abweicht.  Sind  die  körperlichen  Verschiedenheiten 
schon  groß,  so  sind  die  seelischen  Abweichungen  noch  bedeu- 
tender. Eine  seelische  Kraftspannung,  die  ein  Mensch  ertragen 
kann,  kann  einen  zweiten  zerbrechen.  Auch  ist  ein  aus  dem 
Gleichgewicht  gebrachtes  Nervensystem  weit  schwerer  zur  Ruhe 
zu  bringen  als  eine  Maschine,  die  sich  heiß  gelaufen  hat  und  die 
schon  nach  kurzer  Zeit  in  ein  Stadium  zurückkehrt,  in  welchem 
ihre  Wiederbenutzung  möglich  ist.  Bei  dem  Menschen  dagegen 
spielen  Erregbarkeit,  Affekte  und  Leidenschaften  eine  maßgebende 
Rolle. 

Die  Erregbarkeit  des  Einzelnen  bedeutet  gleichsam 
den  Pendelausschlag  seines  Geistessystems  unter  dem  Eindruck 
einer  von  außerhalb  wirkenden  Kraft.  Seine  Affekte  jedoch  und 
seine  Leidenschaften  werden  von  innen  heraus  erzeugt:  jene  sind 
Stimmungszustände  des  Augenblicks,  die  Leidenschaften  dagegen 
ungewöhnliche  Gemütsdispositionen,  die  sich  über  längere  Zeit 
erstrecken  oder  stets  zum  Ausbruch  bereit  sind.     In  ihnen  kom- 


l)  H.   Taine,    Die    Entstehung    des    modernen    Frankreich.     Deutsch    Band  2 
Abteilung   i  (Leipzig,  Abel  &  Müller)  S.  75. 


Kraftaufspeicherung  und  Kraftanwendung.  437 

men  seltene  Erregungen  von  großer  Spannkraft  zum  Ausdruck, 
die  mit  stürmischer  Gewalt  ein  gefühlsbetontes  Ziel  zu  erreichen 
suchen  und  die,  weil  diese  Gefühlsbetonung  so  stark  ist,  daß  alle 
anderen  Vorstellungen  dadurch  verdrängt  werden  können,  zuletzt 
die  Ueberlegung  und  den  Willen  völlig  unterjochen  können.  Nach 
Schopenhauers  treffendem  Wort  verhält  sich  der  Affekt  zur  Lei- 
denschaft wie  die  Fieberphantasie  zum  Wahnsinn.  Eine  vom 
Affekt  wie  von  der  Leidenschaft  beherrschte  Menschenseele  macht 
eine  ruhige  psychische  Kraftentfaltung  unmöglich,  läßt  vielmehr 
die  Kraftmengen,  die  durch  die  Seele  fluten ,  mit  verdoppelter 
oder  verzehnfachter  Gewalt  einherbrausen,  so  daß  sie  der  Be- 
herrschung durch  Ueberlegung  und  Willen  ebenso  spotten  wie 
eine  Maschine,  durch  die  sich  ein  zu  starker  Kraftstrom  ergießt, 
der  sich  dem  beherrschenden  Willen  des  Ingenieurs  entzieht. 

Im  menschlichen  Gemeinschaftsleben  spielen  unter  allen 
Kräften  Affekte  und  Leidenschaften  wohl  die  größte 
Rolle.  Die  französische  Mathematikerin  Sophie  Germain  {1776 
bis  18 16)  hat  vor  etwa  loo  Jahren  gemeint,  es  seien  hauptsäch- 
lich drei  Elementarantriebe,  die  der  menschlichen  Gesellschaft  die 
Richtung  gäben:  Interessen,  Leidenschaften  und  Trägheit;  sie 
entsprächen  den  harten,  den  elastischen  und  den  weichen  Kör- 
pern in  der  Mechanik.  Sophie  Germain  hat  sich  auch  sonst  be- 
müht, technische  Analogien  für  die  Politik  zu  finden ;  sie  hat  z.  B. 
(ich  folge  hier  einem  Aufsatz  Dr.  Georg  Biedenkapps)  dargelegt, 
daß  im  Staate  wie  in  einem  natürlichen  oder  technischen  Massen- 
system Gleichgewicht  und  Ruhe  herrschen,  wenn  alle  Punkte 
diejenige  Lage  erreicht  haben,  die  ihrem  Streben  entspricht ;  d.  h. 
im  Falle  des  Staates,  wenn  die  Individuen  die  ihrem  Streben  ge- 
mäßen Stellungen  erhalten  haben.  Staaten  aber,  die  ohne  Rück- 
sicht auf  die  sozialen  Bestrebungen  {also  auf  den  Willen  der 
Individuen)  regiert  werden,  erfreuen  sich  des  Bestehens  nur  so 
lange,  als  kein  Ereignis  die  Geister  in  Bewegung  versetzt  und 
jedem  Individuum  einen  neuen  Anstoß  mitteilt.  In  einem  System 
mit  Schwere  begabter  Punkte  suche  jeder  möglichst  nahe  dem 
Mittelpunkt  zu  kommen.  Die  Lage,  die  ein  Punkt  einnehme,  sei 
jedoch  nicht  die,  die  er  bei  völliger  Freiheit  einnehmen  würde, 
sondern  hänge  auch  von  der  Zwangsverbindung  ab,  in  der  er  zu 
anderen  Punkten  stehe.  Im  Staate  strebe  jedes  Wesen  gleich 
jenen  Massenpunkten  nach  dem  Wohlsein,  das  dem  Erdmittel- 
punkte   entspräche ;    die  Erfüllung    dieses    Strebens    hänge    aber 
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nicht  nur  von  den  eigenen  Wünschen  und  Bedürfnissen,  sondern 
auch  von  dem  Zusammenleben  mit  anderen  Wesen  ab.  Die  erste 
Forderung  zu  seiner  Verwirkhchung  sei,  dem  Wohlsein  anderer 
Wesen  mögHchst  wenig  zu  schaden.  Im  Gleichgewicht  sei  ein 
Körper,  wenn  sein  Schwerpunkt  unterstützt  sei.  Politisch  ent- 
spräche diesem  Schwerpunkt  die  Tendenz  der  Zeit,  die  öffentliche 
Meinung,  das  öffentliche  Interesse. 


In  diesen  Theorien  der  Sophie  Gerviain  tritt  das  Streben  zu- 
tage, das  seit  Thomas  Hobbes  wiederholt  Theorien  hervorgerufen 
hat,  ein  Gleichnis  zwischen  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft oder  dem  Staate  und  den  Körpern 
oder  Körpergruppen  der  Natur  zu  ziehen.  Hobbes  hat 
versucht,  den  Staat  als  einen  Körper  zu  begreifen,  dessen  Teile 
nach  den  Methoden  der  Physik  und  Naturwissenschaft  untersucht 
werden  müssen.  Die  namentlich  im  19.  Jahrhundert  auf  die 
Spitze  getriebenen  Gleichnisse  zwischen  dem  Staat  und  einem 
natürlichen  Organismus  —  die  sich  zu  eigenartigen  Geschmack- 
losigkeiten verstiegen,  etwa  das  Auswärtige  Amt  mit  dem  Riech- 
system vergleichen,  selbst  für  die  Ausscheidungen  des  menschlichen 
Körpers  staatliche  Analogien  finden  wollten  —  haben  nun  zwar 
eine  wesentliche  F'örderung  der  Erkenntnis  lange  Zeit  nicht  ge- 
bracht; wesentHch  aber  wohl  deshalb  nicht,  weil  die  biologische 
Seite  der  Naturwissenschaft  erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  die  tieferen  Probleme  erfaßte  und  ihrer  Lösung 
näherkam.  Seither  sind  auch  die  Theorien  über  den  Staat  der 
die  Gesellschaft  als  Organismus,  innerhalb  dessen  also  auch  Kraft- 
spannungen vorhanden  sind,  die  dem  Ausgleich  zustreben,  ver- 
vollkommnet worden,  und  es  scheint  mir,  daß  auf  diesem  Wege 
noch  wertvolle  wissenschaftliche  Erkenntnisse  zu  gewinnen  sind. 
Auch  eine  politische  Anthropologie  ist  im  Entstehen  begriffen, 
wie  überhaupt  die  tiefere  und  vorsichtigere  Anwendung  natur- 
wissenschaftlicher Methodik  auf  die  Geisteswissenschaften  wieder- 
holt schöne  Früchte  zeitigten. 

Nur  besteht  die  Gefahr  der  Sehern  atisierung,  der  man 
früher  fast  stets  verfallen  ist.  Man  sah  die  Dinge  als  zu  einfach 
an  und  zog  nicht  genügend  in  Rechnung,  daß  jedes  menschliche 
Einzelwesen  ein  System  von  Kräften  darstellt,  die  weit  schwerer 
zu    erkennen,    zu   fesseln  und  zu  beherrschen   sind  als  die  Kräfte 
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der  Natur,  mit  denen  die  Technik  zu  tun  hat.  Alle  Vergleiche 
zwischen  politisch-sozialer  Psychologie  und  naturwissenschaftlich- 
technischer Kraftbeherrschung  sind  daher  bis  vor  wenigen  Jahr- 
zehnten über  schematische,  uns  heute  oberflächlich  dünkende 
Analogien  kaum  hinausgekommen.  Man  sehe  etwa,  wie  Montes- 
quieu sich  als  Kraft,  die  alle  Teile  des  Staatskörpers  in  Bewegung 
setze,  die  Ehre  vorstellt.  In  dem  »Geist  der  Gesetze«  meint  er: 
»Es  verhält  sich,  so  zu  reden,  damit  wie  mit  dem  System  des 
Weltgebäudes,  wo  eine  Kraft  vorhanden  ist,  welche  beständig 
alle  Körper  vom  Mittelpunkt  entfernt,  und  eine  Kraft  der  Schwere, 
die  sie  wieder  dahin  zurücktreibt.  Die  Ehre  setzt  alle  Teile  des 
Staatskörpers  in  Bewegung;  sie  verbindet  sie  durch  ihre  Wirk- 
samkeit selbst;  und  am  Ende  befördert  jeder  das  gemeine  Beste, 
indem  er  glaubt,  seinen  besonderen  Nutzen  zu  befördern«  ^).  Da- 
mals war  der  Mandevillesche.  Gedanke  der  »Bienenfabel«  popu- 
lär: Private  vices,  public  benefits. 

Auch  Taine,  der  die  technisch-politischen  Analogien  außer- 
ordentlich liebte,  der  die  Bedeutung  des  Milieus  für  das  politisch- 
soziale Gebaren  des  Menschen  stark  übertrieb  und  in  seinem 
Hauptwerke  ^De  l'intelligence«  einen  streng  durchgeführten  Ver- 
gleich des  Denkprozesses  mit  den  Vorgängen  der  Chemie  bot, 
hat  recht  schematisch  Gesellschaft  und  Staat  als  ein  System  mensch- 
licher Kräfte  behandelt,  für  das  eine  zusammenfassende  Formel 
gar  nicht  so  schwer  zu  finden  sei.  Oft  wird  dieser  Gesichts- 
punkt allerdings  höchst  geistreich  von  ihm  durchgeführt,  insbe- 
sondere w^o  er  über  Napoleon  spricht,  den  er  den  unübertroffenen 
Meister  in  der  Kunst  der  Menschenbehandlung  und  Seelenerratung 
nennt.  Er  habe  es  wie  keiner  verstanden,  die  P"eder,  auf  die  man 
drücken  müsse,  und  die  Art  und  den  Grad  des  auszuübenden 
Druckes  ausfindig  zu  machen.  Er  spricht  von  ihm  als  von  einem 
politischen  Ingenieur,  der  die  menschlichen  Leidenschaften 
als  Kräfte  in  den  von  ihm  konstruierten  Maschinen,  d.  h.  in  den 
menschlichen  Organisationen  wirken  lasse.  Er  habe  sich  wie  ein 
unter  Maschinen  aufgewachsener  Mechaniker  nicht  durch  Theorien, 
sondern  nur  durch  die  Praxis  gebildet.  ;>In  jeder  der  mensch- 
lichen Maschinen,  die  Napoleon  konstruiert  und  handhabt,  über- 
schaut er  mit  einem  Blick  alle  einzelnen  Stücke,  jedes  an  seinem 
Platze    und    in    seiner  Verrichtung,  die  Krafterzeuger,  die  Trans- 

i)  Montesquieu,  Geist  der  Gesetze.  Deutsch  (Altenburg,  Richterische  Buch- 
handlung,   1782),   Band   i,  S.  40. 
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missionsorgane,  die  Zahnradvorgelege,  die  zusammensetzenden 
Kräfte,  die  resultierende  Geschwindigkeit,  das  Endergebnis  und 
den  Nutzeffekt.«  Napoleon  sei  aber  durch  seinen  Nervenapparat 
selbst  eine  Maschine  gewesen,  die  trotz  des  mächtigen  aufgesetz- 
ten Regulators  (des  Willens  zur  Macht)  leicht  das  Gleichgewicht 
verloren,  sich  in  Explosionen  ergangen  habe. 

Uebrigens  hat  Napoleon  selbst  verschiedentlich  Gleichnisse 
aus  der  Natur  und  der  Technik  für  die  Politik  herangezogen. 
So  sagte  er  einmal:  Archimedes  habe  den  Vorschlag  gemacht, 
die  Welt  aus  den  Angeln  zu  heben,  wenn  man  ihn  seinen  Hebel 
ansetzen  lasse,  er  (Napoleon)  hätte  sie  überall  umgestaltet,  wo 
man  ihn  seine  Energie,  seine  Zähigkeit  und  seine  Budgets  hätte 
ansetzen  lassen. 

Eine  eindringliche  Anwendung  auf  den  Vergleich  einer 
Maschine  (als  eines  zur  Kraftaufspeicherung  und  Kraftverwertung 
hergestellten  Werkzeuges)  mit  dem  Organismus  eines  Staates 
scheint  mir  namentlich  der  von  Spencer  für  alle  Organismen  dar- 
gelegte Prozeß  der  gleichzeitigen  Differenzierung  und  In- 
tegrierung zu  fordern.  Seine  Theorie  besagt,  daß  der  Zu- 
sammenschluß von  Einheiten  zu  immer  größeren  Gruppen  fort- 
schreite und  daß  gleichzeitig  innerhalb  dieser  größeren  Organis- 
men eine  wachsende  Verschiedenheit  der  Einzelteile  zu  beobachten 
sei.  Für  die  Biologie  und  nicht  minder  für  die  Soziologie  hat 
sich  die  Betrachtungsart  nach  Differenzierung  und  Integrierung  als 
recht  fruchtbar  erwiesen. 

Eine  in  die  Tiefe  gehende  Vergleichung  aber  der  natürlichen 
und  der  von  Menschen  aufgebauten  Organismen  ist  meines  Wissens 
noch  nicht  geboten  worden.  Lehrreich  scheint  mir  in  staatlicher 
Beziehung  namentlich  die  Differenzierung,  diemit  dem 
Uebergang  von  derDespotie  zu  freieren  und  da- 
mit innerlich  verantwortungsvolleren  Formen 
des  Gemeinschaftslebens  zusammenhängt.  In  der  Des- 
potie stehen  den  Untertanen  eigene  Rechte  nicht  zu;  aber  es 
lastet  auf  ihnen  auch  keine  Verantwortlichkeit.  So  tritt  eine  staat- 
liche Differenzierung  innerhalb  eines  solchen  Gesamtkörpers  nur 
insoweit  ein,  als  die  herrschende  Schicht  sich  von  dem  beherrsch- 
ten Volk  absondert  und  andere  Funktionen  entwickelt.  Das  Ganze 
bleibt  ein  höchst  unvollkommenes  und  im  Grunde  untüchtiges 
und  unwirksames  Kräftesystem.  Zur  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung wird  eine  verhältnismäßig  bedeutende  Kralt  verbraucht,  falls 
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nicht  darauf  verzichtet  wird,  die  innere  Anarchie  zu  beseitigen. 
Die  Verteidigung  nach  außen  hin,  mehr  noch  der  Angriffskrieg 
erfordern  eine  außerordentHche  Anhäufung  von  Kräften.  —  In 
Staatswesen  dagegen,  die  innerhch  eine  größere  Differenzierung 
erfahren  und  in  denen  die  BeteiUgung  der  einzelnen  Glieder  an 
der  Regelung  der  Angelegenheiten  der  Gesamtheit  wächst  —  die 
Differenzierung  mag  nun  Ursache  oder  Folge  der  größeren  poli- 
tischen Freiheit  oder  beides  zugleich  sein  —  ist  der  Kräftever- 
brauch sowohl  zur  Aufrechterhaltung  der  inneren  Ordnung  wie 
zur  Erhaltung  der  Staatszwecke  nach  außen  hin  wesentlich  gerin- 
ger. Im  ersten  Falle  hat  man  gleichsam  eine  Maschine  vor  sich, 
die  noch  im  Anfangsstadium  der  Entwickelung  steht,  die  nur  aus 
wenigen  verschiedenartigen  Teilen  zusammengesetzt  ist,  die  noch 
keine  große  Kraft  hergeben  kann,  die  gar  nicht  selten  versagt 
und  die  eine  Unmenge  Feuerungsmaterial  verbraucht  —  im  letz- 
teren Falle  eine  sehr  viel  weiter  durchgebildete  Maschinerie,  deren 
einzelne  Teile  ungemein  verschiedenartig  gestaltet  sind,  die  aus 
einer  sehr  viel  größeren  Zahl  verschiedener  Teile  besteht,  die  weit 
größere  Kraft  entwickeln  kann,  die  sehr  viel  sicherer  arbeitet  und 
die  verhältnismäßig  sehr  viel  weniger  Feuerung  verbraucht. 


In  solchen  vollkommenen  Maschinen  oder  Staatswesen  ist 
auch  die  Gefahr  der  Unfälle  erheblich  geringer.  Je  besser 
der  Plan  der  Maschine  durchgearbeitet  ist,  je  genauer  sie  kon- 
struiert und  ausgeprobt  wurde,  desto  mehr  sinkt  die  Gefahr,  daß 
sie  den  Leistungsansprüchen  nicht  genügt  oder  daß  sie,  während 
sie  Hervorragendes  zu  leisten  sucht,  durch  Ueberanstrengung  ihrer 
Spannkraft  zusammenbricht.  Der  Zv/ eck  jeder  Maschine 
und  jedes  Staatswesens  ist,  eine  bestimmte  Arbeit  zu 
leisten.  Dies  geschieht  auf  dem  Wege  der  Entspannung:  indem 
eine  aufgespeicherte  Kraft  nach  einer  Richtung  abfließt,  in  der 
keine  oder  geringere  Kraftmengen  vorhanden  sind.  Welche  Arbeit 
dabei  geleistet  wird,  hängt  davon  ab,  mit  wie  großem  Geschick  in 
diese  Wegrichtung,  in  welcher  sich  die  Entladung  der  Kraft  voll- 
zieht, das  Material  hineingeschoben  wird,  auf  die  man  die  Kraft 
wirken  lassen  will.  Geschieht  dies  nicht  in  zweckmäßiger  Art, 
so  wird  viel  Kraft  vergeudet;  auch  muß  gleichzeitig  dafür  gesorgt 
werden,  daß  in  den  Weg  der  sich  entspannenden  Kraft  hinein 
nichts  tritt,  das  dadurch  beschädigt  werden  könnte. 
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Solche  Gefahr  der  Kraftverschwendung  und 
der  gleichzeitigen  Vernichtung  von  Werten 
herrscht  z.  B.,  wenn  die  gewaltige  Kraftaufspeicherung  der  mili- 
tärischen Kräfte  eines  Staates  oder  die  Kraftaufspeicherung  einer 
sozialen  Gruppe  oder  eines  Standes  rein  destruktiv  in  Wirksam- 
keit tritt.  Gewiß  kann  es  die  Aufgabe  solcher  Kraftaufspeiche- 
rung sein,  zur  Beseitigung  eines  unerträglichen  Hemmnisses  be- 
nutzt zu  werden  —  wie  wir  durch  Dynamit  eine  Gesteinsmasse  hin- 
wegsprengen, die  uns  im  Wege  ist.  Wie  weit  aber  ein  Kultur- 
fortschritt zustande  kommen  kann,  wenn  solche  staatliche  oder 
soziale  Kraftaufspeicherung  in  die  Richtung  gewaltsamer  Kämpfe 
gebracht  wird,  ist  eine  Frage,  die  man  letzthin  immer  dringender 
aufgeworfen  hat.  Die  Zahl  der  Denker  mehrt  sich,  die  das  Ziel 
der  Entwickelung  in  der  Aufhebung  der  zu  gewalt- 
samen Kämpfen  führenden  Gegensätze  sehen.  Ich 
zitiere  eine  treffende  Stelle  aus  Liido  Moritz  Hai'tmanns  tief- 
schürfendem Büchlein  »üeber  historische  Entwickelung«  : 

»Die  historische  Entv/ickelung  bewegt  sich  auf  dem  Wege  der 
Klassenkämpfe  in  der  Richtung  nach  der  Aufhebung  der  Klas- 
sen und  auf  dem  Wege  der  Staatenkämpfe  in  der  Richtung  der 
Aufhebung  der  Staatengegensätze.  IMan  mag  diese  Entwickelungs- 
tendenz  als  historisches  Assoziationsgesetz  oder  als  Gesetz  der 
fortschreitenden  Vergesellschaftung  oder  auch  etvvas  hochtrabend 
als  soziologisches  Grundgesetz  bezeichnen.  Als  soziologisches 
Grundgesetz  deshalb,  weil  es  nicht  nur  die  Entwickelung  der  Be- 
ziehungen der  Menschen  zueinander  bestimmt,  sondern  auch  aus 
ihm  unmittelbar  einerseits  die  Entwickelung  des  Verhältnisses  der 
Menschen  zur  Natur  und  andererseits  die  Entwickelung  der  Einzel- 
individuen abgeleitet  werden  kann.  Denn  wenn  die  Vergesell- 
schaftung zunimmt,  so  bedeutet  dies  eine  Stärkung  im  Kampfe 
mit  der  Natur,  d.  h.  also  eine  erhöhte  Produktivität  der  Arbeit. 
Andererseits  ist  jede  Vergesellschaftung  zugleich  auch  Differen- 
zierung der  Individuen;  auf  die  Entwickelung  dieser  Differenzie- 
rung haben  namentlich  Spencer  und  5z;;/;;/^/ aufmerksam  gemacht; 
sie  entspricht  der  von  Darzvin  aufgewiesenen  ,Divergenz  der 
Charaktere',  welche  darauf  beruht,  ,daß,  je  weiter  die  Abkömm- 
linge einer  Spezies  in  Bau,  Konstitution  und  Lebensweise  aus- 
einandergehen, sie  um  so  besser  geeignet  sein  werden,  viele  und 
sehr  verschiedene  Stellen  im  Haushalte  der  Natur  einzunehmen, 
und  somit  befähigt  werden,  an  Zahl  zuzunehmen'! 
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>  In  dieser  Dreieinigkeit :  fortschreitendeVergesell- 
schaftung,  fortschreitende  Produktivität,  fort- 
schreitende Differenzierung,  muß  der  gesamte  Inhalt 
der  historischen  Entwickelung  enthalten  sein,  während  ihre  Form 
durch  direkte  Anpassung  und  Auslese  bedingt  ist«  ^). 


Für  die  Technik  ist  die  Verhinderung  unnötigen 
Kraftverbrauchs,  wie  schon  angedeutet  wurde,  eine  der 
grundlegenden  Aufgaben.  Die  Erfindung  der  Maschinerie  allein 
tut  es  nicht;  sie  muß  auch  wirtschaftlich  und  sie  muß  sicher  ar- 
beiten. Das  erstere  ist  nicht  möglich,  wenn  auf  dem  Wege  der 
Arbeit  zu  viel  Kraft  verbraucht  wird;  das  letztere  ist  undenkbar, 
wenn  die  aufgespeicherte  Kraft  anstatt  in  der  beabsichtigten 
Richtung  häufig  auf  einen  Nebenweg  abbiegen  kann.  Dampf- 
kesselexplosionen, elektrischen  Kurzschluß,  alle  die  zahlreichen 
unbeabsichtigten  und  ungewollten  Kraftentweichungen  sucht  der 
Erfindungsgeist  unserer  Techniker  und  Konstrukteure  auf  ein 
Mindestmaß  einzuschränken. 

Sehr  interessant  sind  in  dieser  Beziehung  namentlich  die 
Ziffern  der  Arbeitsunfälle  bei  Benutzung  elektri- 
scher Kraft.  In  Berlin  ist  die  Zahl  der  durch  Elektrizität 
verursachten  Brände  von  ii  im  Jahre  1895  ^uf  43  im  Jahre  191 1 
gestiegen;  aber  erst  die  Relativziffern  geben  das  richtige  Bild: 
legt  man  als  Maßstab  den  Anschlußwert  der  Berliner  Elektrizi- 
tätswerke zugrunde,  so  zeigt  sich,  daß  die  Zahl  der  Brände  für 
je  10  000  KW  in  demselben  Zeitraum  von  8,5  auf  2  gesunken 
ist  ^).  Daß  die  vermehrte  Anwendung  elektrischer  Kraft  die 
Gefahr  der  Brände  im  übrigen  (durch  verminderte  Anwendung 
von  Streichhölzern,  offenen  Flammen,  brennenden  Gasen  usw.) 
beschränkt  hat,  bedarf  kaum  der  Erwähnung.  Bedeutungsvoll 
sind  auch  die  Ziffern  für  die  Zahl  der  Unfälle  innerhalb  der  Be- 
rufsgenossenschaft für  Feinmechanik  und  Elektrotechnik ;  auf  je 
100  000  Arbeiter  betrugen  sie  1885  erst  90,  um  bis  zum  Jahre 
1905   auf  700  zu  steigen  und  dann  wieder  zu  sinken,    so  daß  sie 


i)  Ludo  Moritz  Hartrnann,  Ueber  historische  Entwickelung.  (Gotha,  Perthes, 
1905)  S.  61  f. 

2)  Nach  einem  Vortrage  des  Generalsekretärs  G.  Dettfiiar  über  »Die  elek- 
trischen Starkstromanlagen  Deutschlands  und  ihre  Sicherheit«  im  Elektrotechnischen 
Verein   1913  (Elektrotechnische  Zeitschrift   191 3). 
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191 1  sich  auf  etwa  500  beliefen.  Um  diese  Ziffern  richtig  zu 
beurteilen,  darf  jedoch  nicht  außer  Rechnung  gelassen  werden, 
daß  einerseits  die  zunehmende  Verwendung  des  elektrischen 
Einzelantriebs  wohl  auf  eine  Verminderung  der  Ziffer  hingewirkt 
hat,  daß  jedoch  andererseits  die  zunehmende  Kompliziertheit  der 
Maschinerie,  die  wachsende  Spezialisierung  und  die  damit  Hand 
in  Hand  gehende  Zunahme  der  Arbeitsintensität  und  Schnelligkeit 
eine  bedeutende  Erhöhung  der  Unfallziffer  von  vornherein  wahr- 
scheinlich machte.  Ihrem  Steigen  konnte  wirksam  nur  entgegen- 
getreten werden  durch  die  zunehmende  technische  Intelligenz 
und  Anpassung  der  Arbeiter  und  durch  weitere  Fortschritte  in 
der  Sicherheit  der  Beherrschung  der  entwickelten  Kraft. 

Diese  Vervollkommnung  ist  häufig  außerordentlich  schwer 
zu  erreichen.  Der  Laie  macht  sich  in  der  Regel  kaum  einen 
Begriff  davon,  welch  unendliche  Mühe  der  Erfindergeist  aufzu- 
wenden hatte,  um  der  in  der  Theorie  vollzogenen  Geburt  einerneuen 
Maschine  in  der  Praxis  die  zweckmäßige  Ausführung  folgen  zu 
lassen.  Die  Tücke  des  Objekts  macht  sich  wohl  nirgends 
mehr  bemerkbar,  als  wenn  eine  technische  Erfindung  in  die  Tat 
umgesetzt  werden  soll.  Dann  greifen  immer  wieder  ganz  unbe- 
rechenbare Kräfte  mit  dämonischer  Tücke  in  das  Werk  des  In- 
genieurs hinein,  reißen  es  auseinander  oder  lassen  seine  Maschine 
derartig  um  sich  schlagen,  daß  sie  ihre  Umgebung  oder  sich 
selbst  zerstört.  Ein  Dichteringenieur,  Ludzvig  Brinkinami,  hat 
von  diesem  Vorgang  eine  anziehende  Schilderung  entworfen.  Er 
wählt  als  Beispiel  die  Erfindung  des  elektrischen 
Steinbohrers  durch    Werner  v.  Siemens : 

»Ein  gewisser  Komplex  von  nächsten  Aufgaben  war  da  zu- 
erst zu  lösen.  Der  Meißel  mußte  mit  großer  Kraft  in  raschem 
Takte  gegen  das  Gestein  geschleudert  werden,  und  die  ganze 
Maschine  durfte  nicht  allzu  schwer  sein,  damit  wenige  Leute  in 
den  schwierigen  Verhältnissen  des  Bergwerks  sie  hantieren  könn- 
ten.    Und  das  Genie  fand  die  Lösung,  der  Hammer  schlug. 

»Doch  die  Kraft,  die  eine  bis  dahin  ganz  ungewohnte  Arbeit 
verrichten,  nämlich  eine  schwingende  Bewegung  des  schweren 
Hammers  erzielen  sollte,  empörte  sich  gegen  ihren  Meister  und 
vereitelte  all  sein  Bemühen.  An  den  Unterbrechungsstellen  des 
Stromteilers  entzündete  sie  ein  verheerendes  Pistolenfeuer,  dem 
der  Apparat  nur  kurze  Zeit  standhielt ;  und  der  in  ein  seltsam 
gestaltetes  Bett  gezwungene  Strom  erhitzte  die  Maschine  so  stark, 
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daß  sie  ständig  nach  kurzer  Zeit  nützlicher  Arbeit  zu  längerer 
Ruhe-  und  Abkühlungspause  beiseite  gestellt  werden  mußte. 
Diese  Mißstände  zu  beseitigen,  arbeiteten  ein  Vierteljahrhundert 
lang  in  Europa  und  Amerika  ein  Dutzend  der  besten  Ingenieure ; 
man  belauschte  manche  bis  dahin  nicht  gekannten  oder  nicht 
beachteten  Geheimnisse  des  elektrischen  Stromes,  und  es  gelang, 
die  Blößen  der  Naturkraft  ausfindig  zu  machen,  welche  die 
schließliche  Beseitigung  aller  Mängel  der  Stromleitung  ermög- 
lichte, ohne  aber  gegen  die  übergroße  Eigenwärme  der  Maschine 
etwas  auszurichten  zu  vermögen.  Unterdessen  betraten  andere 
Ingenieure  andere  Wege :  man  versuchte  die  Anwendung  des 
bewährten  Elektromotores  und  griff  damit  in  ein  Wespennest 
neuer  Schwierigkeiten,  nämlich  der,  im  beschränktesten  Räume 
eine  rasche  Rotationsbewegung  in  langsame  Schwingung  umzu- 
wandeln. Man  schuf  Kurbeln  in  immer  verbesserter  Form,  man 
baute  ein  Schwungrad  hinzu  und  fügte  ein  Federwerk  in  die 
Maschine ;  an  die  Entwickelung  dieses  Werkzeuges  knüpfte  sich 
ein  neues  Studium,  das  der  Schwinggesetze  materieller  Körper, 
der  Relativbewegungen  zweiten  Grades  und  der  gedämpften 
Schwingungen,  und  schließlich  verließ  eine  Maschine  von  physi- 
kalisch-technischer Vollendung  die  Werkstatt ;  wie  vorhin  das 
vom  Erfinder  gestellte,  so  war  jetzt  das  größere,  schwierigere 
Problem  gelöst,  nämlich  das  der  Naturkräfte  selbst. 

>Jndessen  nahmen  nun  die  Dämonen  des  gepeinigten  Berges 
den  Kampf  gegen  den  mit  besserer  Rüstung  versehenen  Gegner 
auf.  Schier  jeder  einzelne  Stein  zeigte  eine  Tücke  für  sich. 
Entweder  suchte  er,  in  heimlichen  Klüften  seines  Innern  den 
Meißel,  der  ihn  bedrängte,  festzukeilen,  oder  sein  Bohrmehl  bil- 
dete zusammen  mit  dem  Spülwasser  einen  unauflöslichen,  den 
Stahl  festleimenden  Kitt,  so  daß  beim  Weiterarbeiten  des  Bohrers 
plötzlich  ungeheure  Beanspruchungen  der  Feder  auftraten,  welche 
die  Maschine  zerstörten,  alle  wissenschaftliche  Weisheit  zuschan- 
den  machend«  ^). 

Es  hat  lange  gedauert,  bis  auch  diese  Tücken  überwunden 
waren  und  bis  sich  auch  die  Arbeiter  an  die  Maschine  gewöhnt 
hatten,  so  daß  sie  nicht,  wie  dies  anfangs  häufig  geschah,  so- 
bald die  Maschine  auf  Schwierigkeiten  stieß,  kopflos  sie  zurück- 
zogen und  sie  dadurch  innerlich  zu  sprengen  drohten. 

*  * 


i)  Ludxvig  Brinkmann,  Der  Ingenieur  (Frankfurt  a.M.,  Rütten&Loening)  S.  22  ff. 
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Je  mehr  die  Menschheit  gelernt  hat,  die  Kräfte  der  Natur 
in  ihren  Dienst  zu  spannen,  je  mehr  sie  die  ganze  Erdoberfläche 
danach  abgesucht  hat,  wo  bedeutende  Kraftmengen  vorhanden 
sein  möchten,  die  sie  zu  ihrem  Nutzen  einfangen  könnte,  desto 
häufiger  sind  Berechnungen  darüber  geworden,  welcher  Kraft- 
vorrat für  die  menschliche  Technik  überhaupt 
erreichbar  ist.  Hinter  dieser  Frage  lauert  nicht  selten  die 
Sorge,  ob  wir  nicht  in  der  Ausnutzung  der  uns  von  der  Natur 
gebotenen  Kräfte  allzu  sorglos  und  verschwenderisch  verfahren. 
In  dem  Taumel,  der  die  Menschen  erfaßte,  als  sie  durch  die 
überraschend  schnellen  Fortschritte  der  modernen  Technik  Er- 
folge errangen,  wie  sie  Dutzenden  von  Generationen  vor  ihnen 
nicht  in  den  Schoß  gefallen  waren,  hat  man  sicherlich  oft  ver- 
gessen, daß  uns  doch  wohl  gewisse  Grenzen  gezogen  bleiben 
werden,  so  sehr  die  Technik  auch  in  Zukunft  noch  fortschreiten 
mag.  Indessen  sind  diese  Grenzen  nicht  so  eng,  wie  sie  zuweilen 
in  der  Sorge  um  den  schnell  abnehmenden  Kohlenvorrat  gewisser 
Länder  zum  Ausdruck  gekommen  sind. 

Allerdings  kann  es  bedenklich  stimmen,  wenn  man  beobach- 
tet, wie  unter  dem  Einfluß  der  vorwärtsstürmenden  Technik  und 
in  dem  Taumel  der  Besitznahme  riesiger  Landflächen,  die  der 
weißen  Rasse  im  19.  Jahrhundert  zufielen,  in  den  Kolonialländern 
eine  extensive  Wirtschaft  sich  einbürgerte,  die  alles  von 
der  Natur  Gebotene  als  geradezu  selbstverständlichen  Tribut  und 
als  einen  Schatz  betrachtete,  der  überhaupt  nicht  zu  Ende  gehen 
könne.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  wo  sich 
dieser  Prozeß  mit  besonderer  Schärfe  abspielte,  ist  man  insofern 
zur  Besinnung  gekommen,  als  die  durch  den  Präsidenten  Roose- 
velt  ins  Leben  gerufene  Bewegung  zur  Erhaltung  der  natürlichen 
Hilfsquellen  der  öffentlichen  Meinung  die  Augen  darüber  geöff- 
net hat,  daß  man  in  der  bisherigen  Verschwendung  nicht  fort- 
fahren dürfe. 

Indessen  liegt  die  Gefahr  weniger  in  einer  Verschwendung 
der  vorhandenen  anorganischen  Kraftlager  als  in  dem  allzu 
schnellen  Verbrauch  der  von  der  organischen  Natur  erzeugten 
Stoffe.  Wenn  die  Kohlenlager  des  Ostens  der  Vereinigten  Staa- 
ten allzu  räuberisch  abgebaut  wurden,  so  daß  der  Preis  der  Kohle 
dort  nicht  unbeträchtlich  in  die  Höhe  ging,  wenn  die  Erdgas- 
quellen etwa  im  Staate  Ohio  fast  verbraucht  sind,  wenn  die  Er- 
giebigkeit  der  Petroleumlager    im  Osten   des  Landes   bedenklich 
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nachgelassen  hat,  so  bedeutet  das  alles  im  Grunde  nur,  daß  an 
einer  bestimmten  Stelle  ein  Mangel  an  den  in  der  Erdrinde  ein- 
geschlossenen natürlichen  Kraftvorräten  eingetreten  ist,  der  bei 
genügender  Organisierung  der  Gewinnung  derselben  Vorratsquel- 
len an  anderen  Orten  und  bei  nicht  zu  teurem  Transport  an  die 
Stellen  des  Mangels  sich  ausgleichen  läßt.  Nicht  ohne  weiteres 
ausgleichen  läßt  sich  aber  die  Verschwendung  von  Erzeugnissen 
der  Natur,  die  nur  langsam  wieder  entstehen  und  die  nicht 
in  unbeschränkter  Menge  vorhanden  sind,  die  sich  auch  nicht 
leicht  durch  andere  Stoffe  ersetzen  lassen.  So  sind  die  Verwü- 
stung des  Waldes,  der  Raubbau  auf  den  landwirtschaftlich  benutz- 
ten Flächen,  die  unbeachtete  Fortspülung  der  Ackerkrume  bittere 
Schäden,  die  sich  nur  allmählich  wieder  heilen  lassen.  Es  handelt 
sich  dabei  meist  um  (einstweilen  unentbehrliche)  Durchgangs- 
mittel zur  Ernährung  organischen  Lebens.  Die  verschwenderische 
Ausbeutung  der  Kohlenlager  läßt  sich  eher  ersetzen  —  wie  be- 
dauerlich es  auch  bleibt,  daß  ihre  Ausnutzung  vielfach  nicht 
rationell  erfolgt  ist,  daß  vielmehr  in  einigen  Kohlenbergwerken 
nur  der  Rahm  abgeschöpft  wird,  indem  nur  etwa  2  5  %  aus  den 
Stollen  herausgeholt  wurden.  — 

Für  die  Volkswirtschaft  und  daher  mittelbar  für  die  Kultur 
der  Völker  ist  von  großer  Bedeutung  die  Frage,  welche  Kraft- 
quellen die  Technik  rationell  auszunutzen  versteht,  wie  billig  sie 
die  Kraft  liefern  kann,  und  welche  Vorräte  an  Kraft  sie  in  Re- 
serve hält.  Bis  vor  1^/2  Jahrhunderten  war  die  Mensch- 
heit fast  ganz  auf  die  von  ihr  selbst  und  von  ihren  Haustieren 
entwickelte  Kraft  angewiesen;  denn  was  in  Windmühlen  oder 
Wassermühlen  an  Kraftmengen  eingefangen  wurde,  war  verhält- 
nismäßig geringfügig.  Gar  manche  frühere  mechanische  Tätig- 
keit der  Menschenkraft  war  mit  dem  Odium  der  Unwürdigkeit 
behaftet.  Unter  den  drei  Dingen,  die  Cato  in  seinem  Leben 
bereute,  war  dies,  einmal  zu  Schiff  gefahren  zu  sein,  wo  er  hätte 
zu  Fuß  gehen  können.  Moinmsen  macht  hierzu  die  Bemerkung, 
daß  dies  zum  Teil  wohl  in  der  Natur  der  Sache  lag,  da  die 
Schiffe  Rudergaleeren  waren  »und  der  Ruderdienst  kaum  geadelt 
werden  kann«  ^). 

Um  das  Jahr  1750  war  nach  der  Annahme  Sclimoller's, 
im  heutigen  Deutschen  Reich  der  Summe  der  Menschenkraft  wohl 

i)  Mommsen,  Römische  Geschichte,  5.  Aufl.,  i.  Band,  2.  Abteilung.  (Berlin, 
Weidmann,    1868)  S.  543. 
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höchstens  die  gleich  große  an  Tier-,  Wind-  und  Wasserkraft  für 
menschliche  Nutzung  hinzuzurechnen.  Heute  stehen  neben  der 
Summe  der  mechanischen  Menschenkraft  etwa  die  drei-  bis  vier- 
fache Tier-  oder  Naturkraft  zur  Verfügung  :  zusammen  80 — 100 
Millionen  Dampfkräfte.  Er  rechnet  dabei  (unter  Zugrundelegung 
der  mittleren  Reduktionszahlen  Fairbairfis)  eine  PS  =  15  Men- 
schen. Den  26  Millionen  arbeitsfähiger  Menschen  im  Deutschen 
Reiche  würden  nach  ScJimoller  Pferde-  und  Rindviehkräfte  von 
ungefähr  der  gleichen  mechanischen  Leistungsfähigkeit  zur  Seite 
stehen;  ferner  Dampf kräfte,  die  114  Millionen  Menschen  gleich- 
kommen würden,  Wasserkräfte  von  9,5  Millionen,  Gasmaschinen- 
kräfte von  0,8  Millionen  (1895);  <^i6  Elektrizität  wage  er  nicht 
zu  schätzen.  Es  darf  jedoch  nicht  vergessen  werden,  daß  diese 
Umrechnungszahlen  Höchstleistungen  bei  voller  Anspannung  und 
24stündiger  Laufzeit  darstellen.  Bedenke  man  aber,  daß  die  40 
bis  60  Millionen  Einheiten  mechanischer  Kräfte  (ohne  die  Tiere) 
hauptsächlich  die  10 — 11  Millionen  Menschen  unterstützen,  die  in 
Verkehr,  Handel  und  Gewerbe  tätig  seien,  so  ergäbe  sich  statt 
der  dreifachen  eine  sechsfache  Steigerung  der  Produktionskräfte  ^). 
Auch  auf  die  Verbilligung  der  Kraft  weist  Sclmioller  ausdrück- 
lich hin.  Engel  hat  1880  angegeben,  daß  die  horizontale  Bewe- 
gung des  Tonnenkilometers  durch  Menschenkraft  52,6  Pfennige 
kostete,  durch  das  Pferd  11,7  Pfennige,  durch  den  Dampf 
0,4  Pfennige. 

In  einer  sehr  interessanten  Arbeit  über  die  verfügbaren 
Energiemengen  der  Weltwirtschaft  hat  Professor 
A.  Schwemann^  Aachen  2)  unter  Zugrundelegung  der  Berechnungs- 
einheit der  Kraftmengen  einer  PS  für  das  Arbeitsjahr  =  300  Ar- 
beitstage von  je  24  Stunden  =  7200  Arbeitsstunden  jährlich  an- 
gegeben, daß  den  Menschen  im  Altertum  ungefähr  V15  Jahres-PS 
für  den  Kopf  der  Bevölkerung  zur  Verfügung  stand,  während  wir 
heute  in  Deutschland  rund  V2  Jahres-PS  dauernd  Kulturwerte 
schaffender  Kraft  rechnen  könnten,  in  den  Vereinigten  Staaten 
sogar  ^4  Jahres-PS;  der  Verbrauch  an  Kraft  sei  also  gegen  früher 
um  das  7 — I2fache  gestiegen. 

In  erster   Linie    benutzen    wir    heute    Kohle    (in    Form    von 

1)  Gustav  Schmoller,  Grundriß  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre,  i.  Teil. 
7. — 10.  Tausend  (Leipzig,  Duncker  &  Humblot,   190S),   S.  221. 

2)  In  der  Zeitschrift  »Technik  und  Wirtschaft«,  4.  Jahrgang,  191 1,  S.  513 
bis  530. 
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Braunkohle,  Steinkohle  und  Anthrazit),  Abgase  der  Kohle  und 
des  Torfes  (also  Hochöfen-  und  Koksöfen- Gase,  Leucht-  und  Ge- 
nerator-Gase), Wasserkräfte,  Erdöle  und  Erdgase;  kleinere  Kraft- 
quellen wie  die  des  Holzes,  der  vegetabilischen  Oele,  des  Spiri- 
tus usw.  scheidet  er  für  die  Betrachtung  des  ganzen  großen  Pro- 
blems als  zu  unbedeutend  aus.  Nach  seiner  Berechnung  standen 
in  der  Weltwirtschaft  1909  die  folgenden  Kraftmengen  zur  Ver- 
fügung : 

Weltkraft  in  Millionen  Jahres-PS. 
1909 

TT     r        ■,,                      aus  der      davon  für  die  Kraft-  Zuwachs  bis 

^                         Erzeugung     Wirtschaft  verfügbar  1919  Schätzung     '9^9 

Petroleum                                     11,4                            3,5  5,2                   8,7 

Naturgas                                            3,7                             2,4  —                     2,4 

Wasserkräfte                                  3,4                            3,4  2,5                   5,9 
Kohle  einschl.  der  daraus 

gewonnenen  Gase                 146,2                        138,0  33,0               171,0 

zusammen         164,7                        147.3  40,7               188,0 

Die  nach  der  Erzeugung  mögliche  Leistung  und  die  für  die 
Kraftwirtschaft  verfügbare  Leistung  unterscheiden  sich  also  nach 
Schzvemann  insbesondere  beim  Petroleum  stark.  Am  interessan- 
testen aber  sind  wohl  die  beiden  letzten  Spalten  seiner  Tabelle, 
in  denen  er  den  möglichen  Zuwachs  der  für  Kraft- 
zwecke verfügbaren  Leistung  der  vier  Haupt- 
kraftarten und  damit  der  im  Jahre  1919  unter  Umständen 
zu  erwartenden  Leistung  angibt.  Für  Petroleum  schätzt  er  diesen 
möglichen  Zuwachs  außerordentlich  hoch  ein,  für  Naturgas  be- 
antwortet er  die  Frage  nicht,  für  die  Wasserkräfte  nimmt  er  eine 
verhältnismäßig  geringe  Steigerung  an ;  während  zwar  nicht  die 
stärkste  prozentuale,  aber  doch  absolute  Zunahme  nach  ihm  aus 
der  durch  Kohle  zu  gewinnenden  Kraft  zu  erwarten  steht. 

Er  meint,  daß  die  Kohle  in  nächster  Zeit  aus  ihrer  über- 
wiegenden Bedeutung  für  die  Weltkraftwirtschaft  nicht  verdrängt 
werden  wird.  So  vorteilhaft  es  sei,  andere  Kraftquellen  in  ein- 
zelnen Fällen  mit  heranzuziehen,  so  werde  die  Kohle  doch  die 
Grundlage  unserer  Wirtschaft  bleiben.  Die  absoluten  Ziffern 
sprechen  zwar  für  diese  Theorie  —  ich  möchte  aber  diese  Vor- 
aussage ScJnveinann?>  nicht  für  sicher  begründet  halten.  Daß  die 
Krafterzeugung  aus  Kohle  in  der  nächsten  Zeit  in  den  Methoden 
der  Kraftgewinnung  vorwiegen  wird,  halte  ich  zwar  ebenfalls  — 
nicht  zum  mindesten  aber  infolge  der  in  diesen  Gewinnungsarten 
angelegten  riesigen  Kapitalmassen  —  für  wahrscheinlich ;  für  eine 
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weitere  Zukunft  glaube  ich  annehmen  zu  müssen,  daß  sich  we- 
nigstens in  den  dadurch  begünstigten  Ländern  die  Wasserkraft 
ebenbürtig  neben  die  Kohlenkraft  stellen  wird. 

Solange  Kohle  die  Hauptkraftquelle  bleibt,  ist  für  den  wirt- 
schaftlichen Wettbewerb  der  Völker  der  Kohlen  vorrat  ihres 
Bodens  von  größter  Bedeutung.  Professor  Engler,  Karlsruhe^  hat 
in  seinem  Vortrag  über  »Zerfallprozesse  in  der  Natur«  vor  dem 
83.  Deutschen  Naturforscher-  und  Aerztetag  (Karlsruhe  191 1)  den 
Gesamtkohlenvorrat  Europas  im  Jahre  1908  auf  ungefähr  700  Mil- 
liarden Tonnen  angegeben,  wovon  auf  Deutschland  416  Milliarden, 
auf  Großbritannien  193  Milliarden,  auf  Belgien  20  Milliarden,  auf 
Frankreich  19  Milliarden,  auf  Üesterreich-Ungarn  17  Milliarden 
und  auf  Rußland  40  Milliarden  entfallen.  Demnach  ist  das 
Deutsche  Reich  mit  seinen  riesigen  Kohlenlagern  in  Lothringen, 
Rheinland,  Westfalen  und  besonders  Schlesien  im  Besitz  von 
mehr  als  der  Hälfte  des  europäischen  Gesamtvorrates  an  Stein- 
kohlen. Absolut  übertreffen  wird  es  jedoch  von  einigen  Ländern 
anderer  Weltteile :  so  von  den  Vereinigten  Staaten,  deren  Koh- 
lenvorrat auf  680  Milliarden  Tonnen  geschätzt  worden  ist,  und 
von  China,  dessen  Kohlenreichtum  man  nicht  genau  kennt,  auf 
alle  Fälle  aber  (insbesondere  nach  den  Forschungen  Richthofens) 
als  ganz  außerordentlich  groß  annehmen  muß. 

Der  Gesamtvorrat  der  Erde  an  Steinkohle  beträgt  nach  Eitgler 
ungefähr  3000  Milliarden  Tonnen,  von  denen  auf  Europa  und 
Nordamerika  zusammen  ungefähr  1400  Milliarden  Tonnen  ent- 
fallen. Steigert  sich  die  gegenwärtige  Kohlenförderung  nicht  — 
eine  Annahme,  die  allerdings  bekanntermaßen  nicht  zutrifft  — , 
so  würde  der  Gesamtvorrat  des  Deutschen  Reiches  noch  etwa 
3000  Jahre  reichen,  der  Nordamerikas  etwa  1700  Jahre,  der  Groß- 
britanniens nur  ungefähr  700,  der  des  übrigen  Europa  etwa 
900  Jahre.  Indessen  läßt  sich  die  vollständige  Ausbeutung  der 
Kohlenflöze  infolge  ihres  tiefen  Hinabgehens  in  die  Erdrinde 
wenigstens  auf  Grund  der  heutigen  Technik  nicht  erwarten,  da 
jedes  tiefere  Eindringen  die  Kosten  schnell  steigert.  Immerhin 
sind  technische  Fortschritte  möglich  —  nach  Engler  sogar  mit 
Sicherheit  zu  erwarten  — ,  die  in  späterer  Zeit  den  Abbau  auch  der 
tieferen  Flöze  möglich  erscheinen  lassen. 

Rechnet  man  die  175  Millionen  Tonnen  geförderter  Braun- 
kohle hinzu,  so  betrug  die  Gesamtförderung  von  Kohlen  1909  die 
stattliche  Summe  von   1100  Millionen  Tonnen,  d.  h.  einen  Kohlen- 
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Würfel  von  900  Metern  Seitenlänge  oder  der  29ofachen  Masse  der 
Cheopspyramide. 

Professor  Lezvicki  (Dresden,  Technische  Hochschule)  hatte 
kurz  vorher  die  gesamte  gegenwärtig  ausgenutzte  Kraft  des  ge- 
spannten VVasserdampfes  auf  der  Erde  auf  120  MiUionen  PS  be- 
rechnet ;  diese  Zahl  bezog  sich  nur  auf  die  feststehenden  Dampf- 
maschinen, nicht  auf  Lokomotiven  und  Dampfschiffe.  Die  Ge- 
samtleistung dieser  Dampfmenge  ist  von  Lewicki  dadurch  veran- 
schaulicht worden,  daß  sie  einer  Kraft  entspricht,  die  in  einer 
Stunde  einen  Eisenblock  von  t"]  Metern  Dicke  und  einem  Hektar 
Größe  3600  Meter  hoch  heben  würde.  Die  heutige  Dampfma- 
schinenleistung der  Erde  erfordert  nach  ihm  bei  zehnstündigem 
Betriebe  an  300  Arbeitstagen  7,2  Milliarden  Zentner  Brennstoff, 
der  einem  Geldwert  von  5,7  Milliarden  Mark  entsprechen  würde. 
Die  Kohlenförderung  zur  Erzeugung  der  gegenwärtigen  Dampf- 
kraft —  wobei  wohl,  wie  meist  in  solchen  Berechnungen ,  alle 
geförderte  Kohle  für  Kraftzwecke  anstatt  für  Kraft-  und  H  e  i- 
z  u  n  g  s  zwecke  verrechnet  ist  —  benutzt  an  jedem  Werktage 
120000  Wagenladungen  Kohle,  in  jedem  Jahre  also  36  Millionen 
Wagenladungen.  Hintereinander  angeordnet  würden  diese  einen 
Güterzug  von  400 000  Kilometern  Länge  ergeben,  somit  den  Erd- 
ball etwa  zehnmal  umspannen. 

Auch  Engler  hofft,  daß  der  jetzt  erst  geringe  Nutzeffekt 
der  Kohlen  in  den  Dampfmaschinen  (15  Proz.  der  theoreti- 
schen Energie)  baldigst  vielleicht  auf  elektrischem  Wege  wesent- 
lich erhöht  und  dadurch  der  jetzigen  Kohlenverschwendung  ge- 
steuert werde.  Trotz  der  gewaltigen  Kohlenvorräte 
der  Erde  aber  nimmt  auch  er  an,  daß  der  Tag  kommen  werde, 
an  dem  er  einmal  verbraucht  sein  wird.  Sei  bis  dahin  keine 
andere  Energiequelle  für  Industriezwecke  gefunden,  so  würde  die 
notwendige  Folge  eine  ganz  andere  Verteilung  des  in- 
dustriellen Lebens  auf  der  Erde  sein.  Dann  würden 
vielleicht  die  alten  Kulturländer  Asiens,  in  denen  er  etwa  die 
Hälfte  des  gesamten  Kraftvorrats  der  Erde  annimmt,  wieder  in 
den  Vordergrund  treten,  an  zweiter  Stelle  würden  Amerika  und 
Afrika  stehen,  Europa  dagegen  in  die  bescheidene  Rolle  indu- 
strieller Leistungsfähigkeit  wie  etwa  vor  dem  Mittelalter  sinken.  — 

Die  noch  vorhandenen  Vorräte  an  E  r  d  ö  1  in  den  verschie- 
denen Ablagerungen  der  Erdoberfläche  sind  bis  jetzt  auch  nach 
Englers  Ansicht  nicht  sachgemäß  eingeschätzt  worden.    Er  glaubt 
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annehmen  zu  dürfen,  daß  noch  etwa  die  lofache  Menge  der  in  dem 
halben  Jahrhundert  nach  1860  geförderten  540  Millionen  Tonnen 
Erdöl  im  Schöße  der  Erde  ruhen.  Der  vorhandene  Vorrat  könne 
also  auf  5  Milliarden  Tonnen  angenommen  werden,  der  bei  einer 
Jahresförderung  von  50  Millionen  Tonnen  noch  für  ein  Jahrhundert 
ausreichen  würde.  Ein  Vielfaches  davon  dürfte  kaum  zu  erwarten 
sein,  höchstens  wohl  das  Doppelte,  vielleicht  sogar  weniger,  so 
daß  in  absehbarer  Zeit  mit  dem  Versiegen  dieser  Kraftvorrats- 
quelle gerechnet  werden  müsse.  Für  einen  gewissen  Zeitraum 
wird  man  sich  noch  durch  Verschwelen  der  verschiedenen  Bitumine, 
die  meist  unfertige  Uebergangsprodukte  des  Erdöles  darstellen, 
helfen  können ;  dann  aber  sei  es  mit  dieser  Kraftart  zu  Ende.  — 
Recht  weit  auseinander  gehen  einstweilen  auch  die  Berech- 
nungen für  die  verfügbaren  Wasserkräfte.  Die  »Internatio- 
nale Wochenschrift  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Technik«  schätzte 
sie   1910   für   die  Hauptindustrieländer  Europas   folgendermaßen: 


Gesamt-PS 

PS  für  den 

qkm 

rs  lur  je 
Einwohn« 

Großbritannien 

963  000 

3.05 

23,1 

Deutschland 

I  425  000 

2,6 

24,5 

Schweiz 

I  500  000 

36,6 

454,5 

Italien 

5  500  000 

10,0 

169 

P'rankreich 

5  857  000 

10,9 

150 

Oesterreich- Ungarn 

6  460  000 

9-5 

138 

Schweden 

6  750  000 

15-0 

1290 

Norwegen 

7  500  009 

20,0 

3409 

Genauer  sind  wohl  die  Schätzungen,  die  ScJiweinann  für  die 
Jahre  1904  und  1909  einander  gegenüberstellt.  Er  gibt  darin  nur 
die  bereits  ausgenutzten  Wasserkräfte  in  PS  an : 


Land 

1904 

1909 

Vereinigte  Staaten 
Kanada 

527467 
228  225 

Ps 

ca.  800  000 
500  000 

PS 

Mexiko 

18  470 

» 

23  000 

>' 

Venezuela 

I  200 

» 

I  500 

» 

Brasilien 

800 

» 

I  000 

» 

Italien 
Frankreich 

210  000 
161  343 

j 

464  000 
650  000 

* 

Schweiz 
Deutschland 
Schweden  und 
Oesterreich 

Norwegen 

133  302 
81077 
71  000 
16  000 

t, 

380  000 
295  000 
150  000 
100  000 

» 

England 
Rußland 

II  906 
10  000 

» 

30  000 
12  500 

, 

Indien 
Japan 
Süd-Afrika 

zusammen 

7050 

3450 
2  100 

S750 
4  300 
2  600 

>^ 

I  483  390 

PS 

3422Ö50 

PS') 

l)  Ich    entnehme    diese  Aufstellung  Schwemanns   oben  zitierter  Arbeit  S.  523. 
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Diesen  Schätzungen  Schivemanns,  sind  neunmonatige  Wasser- 
mengen zugrunde  gelegt.  Ueber  die  noch  nicht  angeschnittenen 
Reserven  der  Wasserkraft  meint  er,  daß  die  verfügbare  Kraft- 
menge zwar  außerordentlich  groß  sei,  jedoch  nicht  so  groß,  daß 
sie  imstande  wäre,  die  anderen  Energiequellen  vollständig  zu  er- 
setzen. An  der  Spitze  stehe  Norwegen  mit  772  Millionen  PS; 
ihm  folge  Schweden  mit  6^4  Millionen,  so  daß  Skandinavien  zu- 
sammen über  14^2  Millionen  PS  verfügen  könne.  Ungefähr  die- 
selbe Zahl  ergäbe  sich  für  die  Alpenländer  (Oesterreich,  Bayern, 
Schweiz  und  Südostfrankreich)  zusammengenommen.  Diesen  bei- 
den Ländergruppen  gehöre  daher  in  Europa  in  bezug  auf  Was- 
serkraft die  Zukunft.  Aber  auch  die  übrigen  europäischen 
Länder  besäßen  noch  erhebliche  unausgenutzte  Wasserkräfte : 
einschließlich  der  schon  ausgenutzten  seien  in  Europa,  Rußland 
nicht  mitgerechnet,  rund  40  Millionen  PS  in  Wasserkräften  vor- 
handen. In  Nordamerika  sei  durch  Heranziehung  noch  ungenutzter 
Wasserkräfte  eine  Zunahme  umi  viele  Millionen  PS  zu  erwarten. 
Dagegen  entziehen  sich  die  Wasserkräfte  Südamerikas,  Afrikas, 
Asiens  und  Australiens  vorläufig  selbst  einer  oberflächlichen 
Schätzung.  Sicherlich  sind  hier  —  namentlich  in  Afrika  —  noch 
ungeheure  Wasserkräfte  vorhanden,  die  der  Ausnutzung  harren. 
Auf  alle  Fälle  wird  also  im  nächsten  Jahrzehnt  die  Ausnutzung 
der  Wasserkräfte  vorwärts  schreiten  —  nach  Schwemann's,  Ansicht 
aber  nur  in  langsamem  Schrittmaß.  Er  schätzt  diesen  Zuwachs 
nicht  höher  als  auf  jährlich  vielleicht  i  Million  PS,  so  daß  in  den 
nächsten  10  Jahren  die  ungenutzten  Wasserkräfte  von  3,4  auf 
rund  6  Millionen  PS  zunehmen  würden  ^). 

Engler  nimmt  seinerseits  als  rohe  Gesamtwasserkraft  der  Erde 
8 — 10  Milliarden  PS  an,  von  denen  auf  Europa  etwa  nur  400  Mil- 
lionen, auf  Asien  5000,  auf  Australien  nur  1,2  Millionen,  auf  Nord- 
amerika 2300,  auf  Südamerika  1300,  auf  Afrika  1200  Millionen 
entfallen.  Zur  Erzeugung  dieser  Kraft  durch  Dampfmaschinen 
wäre  ein  jährlicher  Verbrauch  von  70  Milliarden  Tonnen  Kohle 
erforderlich  —  so  daß  der  Gesamtvorrat  an  Steinkohle  in  Europa 
und  Amerika  dadurch  bereits  in  20  Jahren  völlig  aufgebraucht 
sein  würde,  der  der  Erde  in  etwas  mehr  als  der  doppelten  Zeit. 
Indessen  nimmt  Engler  an,  daß  von  der  rohen  Gesamtwasserkraft 


Die  Zahlen    beruhen    für   1904    auf  Angaben    des    englischen    Ingenieurs   Campbell 
Swinton;  für  1909  hat  er  sie  selbst  geschätzt, 
l)  a.  a.  O.  S.  523  ff. 
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nur  7i6  ausnutzbar  sein  wird.  Der  Kohlenbedarf  für  die  Erzeu- 
gung der  gleichen  Kraftmenge  würde  sich  danach  jährlich  nur 
auf  4,4  Milliarden  belaufen.  Immerhin  würde  zu  diesem  Zweck 
die  jährliche  Kohlenförderung  der  Erde  auf  das  vierfache  gestei- 
gert werden  müssen.  —  — 

Gegenüber  diesen  größten  Kraftquellen  der  Natur  kommen 
andere  Kraftgewinnungsarten  einstweilen  nur  in  sehr 
bescheidenem  Maße  zur  Geltung.  Indessen  darf  damit  nicht  ge- 
sagt sein,  daß  dies  für  alle  Zukunft  oder  auch  nur  für  das  nächste 
Menschenalter  so  bleiben  wird.  Wenn  Friedrich  List  behauptet 
hat,  daß  es  Beschränktheit  sei,  »die  gegenwärtigen  Leistungen 
der  Produktivkräfte  zum  Maßstabe  dafür  zu  nehmen,  wie  viel 
Menschen  sich  auf  einer  gegebenen  Bodenfläche  nähren  können«^ 
so  läßt  sich  dieser  Gedanke  auf  die  Gesamtfrage  der  Möglich- 
keit der  Kraftgewinnung  anwenden.  Was  der  Technik 
heute  noch  nicht  erreichbar  ist,  kann  sie  nach  einigen  Jahren  in 
erheblichem  Umfang  erzwungen  haben.  In  der  Tat  sind  in  der 
Natur  Kraftquellen  vorhanden,  die  zwar  bisher  sich  nicht  so  haben 
einfangen  lassen,  daß  ihre  Aufspeicherung  wirtschaftlich  allge- 
meiner benutzbar  wäre,  die  aber  mit  dem  Augenblick,  wo  die 
Lösung  dieses  Problems  gelänge,  die  heutigen  Hauptkraftquellen 
unterstützen  oder  gar  sie  in  den  Hintergrund  schieben  würden. 
Dies  gilt  namentlich  von  der  direkten  Aufspeicherung  und  Ver- 
wendung der  Sonnenwärme  sowie  von  der  Benutzung  der  Kraft 
von  Ebbe  und  Flut,  vielleicht  überhaupt  der  Wellenbewegung. 

Auch  kleinere  Kraftquellen  lassen  sich  vielleicht 
nutzbar  machen.  Der  Erdmagnetismus  zwar  wird  wohl  in 
größerem  Umfange  technisch  nicht  verwertbar  werden.  Es  ist  zu- 
weilen von  seiner  Benutzung  zur  Konstruktion  eines  »Motors  der 
Zukunft«  die  Rede  gewesen.  Indessen  beträgt  der  Strom,  den 
das  elektrische  P"eld  der  Erde  unterhält,  nur  1500  Ampere,  auf 
den  Quadratkilometer  also  nur  1000  Millionstel  Ampere.  Ströme 
von  so  geringer  Stärke  lassen  sich  praktisch  nicht  ausnutzen. 
Erheblich  größer  sind  die  Erdströme,  die  von  dem  Erdmagnetis- 
mus abhängig  sind.  Hier  könnte  man  durch  Metallplatten,  die 
in  einer  Entfernung  von  i  Kilometer  in  den  Erdboden  zu  ver- 
senken und  mit  Kupferdraht  zu  verbinden  wären,  elektrischen 
Strom  erhalten ;  aber  dessen  Stärke  würde  nur  ^500  000  Watt  oder 
Vio  000  000  -^^S  betragen.  Mögen  also  die  elektrischen  und  magne- 
tischen   Kräfte    der   Erde,    im    ganzen    gerechnet ,     nicht    unbe- 
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trächtlich  sein  —  ihre  Einfangung  im  einzelnen  würde  sich  kaum 
lohnen. 

Eine  andere  Kraftquelle  von  technisch  wahrscheinlich  nur 
geringer  Ausnutzbarkeit  ist  in  den  Temperaturunterschie- 
den der  Meeresschichten  unter  sich  oder  der  Luftschichten 
unter  sich  zu  finden.  Ob  aber  und  wie  weit  ihre  Ausnutzbarkeit 
gelingt,  ist  einstweilen  noch  eine  ganz  offene  Frage.  Immerhin 
wird  sie  (z.  B.  in  den  Engineering  News)  letzthin  ernsthaft  erörtert. 
Einstweilen  wird  es  aber  wohl  bei  dem  Urteil  bleiben,  das  Lord 
Kelvin  vor  etwa  einem  Menschenalter  abgab  :  die  für  den  Men- 
schen verfügbaren  Kraftquellen  seien  zu  suchen  in  Nahrungs- 
stoffen, Regen,  Wind,  Brennstoffen  und  Wasserströmungen. 

Gegenüber  diesen  Kraftquellen  besteht  die  Aufgabe  der 
Technik,  soviel  davon  bisher  auch  bereits  gelöst  ist,  noch 
immer  darin,  die  vorhandenen  Kräfte  zum  Nutzen  der  Menschheit 
aufzuspeichern,  ihre  Entweichung  auf  unbeabsichtigten  und  uner- 
wünschten Wegen  zu  verhindern,  die  Verwendung  der  aufgespei- 
cherten Kraft  in  jeder  beliebigen  Menge  mit  Sicherheit  zu  ge- 
statten —  dies  alles  aber  mit  solcher  Wirtschaftlichkeit  zu  ermög- 
lichen, daß  die  Aufspeicherung  und  Entfaltung  der  Kraft  nicht 
mit  Kosten  verknüpft  ist,  die  beides  auf  luxuriöse  Spielereien 
oder  auf  die  Anwendung  in  Ausnahmefällen  beschränken  würden. 

Wir  haben  gelernt,  von  der  Technik  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen das  Aeußerste  zu  verlangen.  Vor  2  V2  Jahrhunderten 
war  es  ein  kühner  und  den  Zeitgenossen  fast  utopisch  erschei- 
nender Gedanke,  wenn  Thomas  Hobbes  behauptete,  die  Teleskope 
und  die  Mikroskope  seien  einer  unendlichen  Vervoll- 
kommnung fähig,  die  nur  durch  die  Materie  und  durch  die 
Geschicklichkeit  der  Künstler  begrenzt  sein  könne.  Ein  halbes 
Jahrhundert  später  hat  Leibniz  mit  Nachdruck  den  Gedanken 
vertreten,  daß  Körperbewegungen,  Zeitteile  und  andere  Dinge 
sowohl  grenzenlos  klein  wie  unendlich  groß  sein  können.  Diese 
Ausweitung  des  Gesichtskreises,  die  für  die  moderne  Wissenschaft 
außerordentlich  bezeichnend  ist,  hat  sie  wie  die  von  ihr  geborene 
systematische  Technik  zu  ungeahnten  Erfolgen  befähigt.  Es  liegt 
kein  Grund  zu  der  x'\nnahme  vor,  daß  der  Wissenschaft  oder 
Technik  durch  weitere  Anwendung  dieses  Gedankens  und  der 
ihm  dienenden  Methoden  nicht  noch  sehr  viel  größere  Leistungen 
in  der  Zerspaltung,  Zusammenfügung,  Abtrennung  und  souveränen 
Beherrschung  der  Materie  nach  Stoff  und  Kraft  gelingen  sollten. 
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Das  Taylorsystem. 
Von 

Alfred  Knapp  (Zürich). 

Der  Amerikaner  Frederick  Winslow  Taylor  hat  zwar  aus 
Bescheidenheit  den  Wunsch  geäußert,  daß  die  von  ihm  erdachten  »Grund- 
sätze wissenschaftlicher  Betriebsführung«  i)  nicht  nach  ihm  »Taylor- 
system« genannt  werden,  aber  trotzdem  sind  sie  »drüben«  allgemein 
unter  dem  Namen  Taylorsystem  bekannt. 

Die  Grundgedanken  Taylors  beruhen  auf  der  Erkenntnis,  daß  die 
Uebertragung  der  Intelligenz  nicht  nur  auf  die  Maschinen,  sondern  auch 
auf  die  Arbeit  notwendig  ist.  Der  so  fruchtbare  Grundsatz  der  mo- 
dernen Industrie,  nichts  zugrunde  gehen  zu  lassen,  führte  Taylor 
zu  der  Forderung,  daß  der  Betriebsleiter  nicht  nur  mit  der  Kraft, 
sondern  auch  mit  der  Zeit  seiner  Arbeiter  haushalte.  Um  dieses  Ziel 
zu  erreichen,  ging  Taylor  dazu  über,  die  Methoden  der  experimentellen 
Psychologie  für  jede  Arbeitskategorie,  ja  für  jeden  einzelnen  Handgriff 
anzuwenden;  er  bewies,  daß  aus  der  konsequenten  Anwendung  seiner 
Forderungen  sich  der  Aufbau  einer  neuen,  sehr  interessanten  Wissen- 
schaft, die  man  etwa  Psychotechnik  nennen  könnte,  ergibt. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  dies  ebenso  unsinnig,  wie  unrentabel, 
und  wir  vermögen  das  Erstaunen  nachzuempfinden,  welches  sich  der 
amerikanischen  Geschäftswelt  bemächtigte,  als  ein  Anhänger  des  Sy- 
stems in  einer  Kommissionssitzung  des  nordamerikanischen  Senats  die 
Behauptung  aufstellte,  daß  bei  folgerichtiger  Durchführung  des  Systems 
den  Eisenbahngesellschaften  der  Union  tagtäglich  rund  eine  Million 
Dollar  Ersparnisse  erwachsen  würden. 

Versuchen  wir,  uns  mit  dem  interessanten  Gegenstand  vertraut  zu 
machen,  und  zwar  an  Hand  einiger  sehr  lehrreicher  Beispiele,  da  hier- 
zulande darüber  noch  große  Unklarheit  herrscht. 

i)  »Die  Grundsätze  wissenschaftlicher  Betriebsführung«  von  F.  W.  Taylor^ 
deutsch  von  Dr.  Kassier .  5. — 10.  Tausend.  Verlag  R.  Oldenbourg,  München  und 
Berlin  1913. 
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Der  Psychotechniker  erhält  den  Auftrag,  in  einem  großen  Stahl- 
werk beim  Verladen  von  Eisenbarren  sein  System  einzuführen ;  das  er- 
fordert eine  monate-,  ja  z.  T.  jahrelange  Arbeit:  Die  erste  Aufgabe 
ist,  die  Durchschnittsleistung  eines  für  diese  spezielle  Arbeit  geeigneten 
Arbeiters  einwandfrei  festzustellen.  Der  Mann  wählt  einige  Arbeiter 
aus,  die  er  für  tüchtig  hält  und  bezahlt  ihnen  einen  erhöhten  Lohn, 
um  sie  zu  einer  Maximalleistung  anzuspornen.  Dann  wird  jeder  Hand- 
griff beobachtet  und  mit  Hilfe  einer  Stoppuhr  unzähligemale  in  Stati- 
stiken eingetragen,  die  Entfernung  des  Wagens  von  den  Eisenbarren 
bis  zu  einem  Optimum  variiert,  in  regelmäßigen  Abständen  für  Ruhe- 
pausen gesorgt,  die  Größe  der  Barren  und  die  Form  der  Schaufeln  so 
lange  gewechselt  usw.,  bis  man  glaubt,  ein  Höchstmaß  der  speziellen  Lei- 
stung erreicht  zu  haben.  Aus  all  diesen  guten  Leistungen  wird  eine  durch- 
schnittliche Normalleistung  festgestellt,  für  die  man  eine  entsprechend  er- 
höhte Lohnskala  einführt.  Dann  werden  die  Arbeiter,  die  sich  nicht  für  die 
in  Frage  stehende  Arbeit  eignen,  ausgeschaltet  und  allmählich  stellt  man 
an  Hand  regelmäßiger  Kontrolle  der  individuellen  Leistungen  eine 
Gruppe  von  Arbeitern  zusammen,  die  tatsächlich  die  erwähnte  Normal- 
leistung dauernd  und  ohne  Ermüdung  zuwege  bringen.  Das  Resultat 
in  unserem  Beispiel  war  folgendes:  Während  früher  400  bis  600  Ver- 
lader nötig  waren,  wurde  dieselbe  Arbeit  nach  dem  neuen  System  von 
140  Arbeitern  erledigt,  indem  ein  Mann  durchschnittlich  statt  16  Ton- 
nen Roheisen  59  pro  Tag  verlud.  Früher  war  der  Durchschnittstaglohn 
etwa  4. 80  M.,  während  er  jetzt  etwa  7.80  M.  betrug.  Trotz  dieser  we- 
sentlichen Lohnerhöhung  waren  die  durchschnittlichen  Kosten  für  Trans- 
port und  Verladen  pro  Tonne  von  36,4  cts  auf  17,3  cts  gesunken,  in 
welchem  niedrigen  Betrag  alle  durch  das  System  nötig  werdenden  Ex- 
traauslagen, wie  Bureauspesen,  Werkzeug,  die  Löhne  und  Gehälter  aller 
Meister,  Aufsichtsbeamten,  Bureauangestellten  usw.  inbegriffen  sind. 
Die  Ersparnis  im  ersten  Jahr  betrug  rund  420000  Frs,  so  daß  das  be- 
treffende Stahlwerk  billiger  zu  liefern  imstande  war. 

Während  dieses  erste  Beispiel  die  Anwendung  des  Systems  auf 
eine  denkbar  primitive  Arbeit  zeigt,  soll  ein  zweites  das  Vorgehen  bei 
einer  die  geistigen  Fähigkeiten  in  Anspruch  nehmenden  Arbeit  dartun. 
Taylor  sollte  nämlich  den  Betrieb  der  größten  amerikanischen  Fabrik 
von  Stahlkugeln  für  Kugellager  reorganisieren.  Für  diese  Stahlkugeln 
ist  es  von  großer  Bedeutung,  daß  sie  keinerlei  Fehler  haben.  Die  Prü- 
fung auf  Fehlerlosigkeit  wurde  bisher  von  120  Mädchen  gemacht,  indem 
sie  die  Kugeln  einzeln  zwischen  Finger  und  Handrücken  bewegten  und 
dann  die  gezahnten,  weichen,  zerkratzten  oder  im  Feuer  gesprungenen 
Kugeln  ausschalteten.  Diese  Fehler  sind  oft  so  geringfügig,  daß  sie 
nur  von  einer  geübten  Arbeiterin  entdeckt  werden  können.  Auch  hier 
prüfte  Taylor  die  Mädchen  zuerst  systematisch  auf  ihren  sogenannten 
»persönlichen  Koeffizienten«,    d.  h.  auf  die  Schnelligkeit,   mit  der  das 
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Gefühl  eines  Fehlers  vermittelst  des  Tastsinns  dem  Gehirn  übermittelt 
und  dort  durch  zweckmässige  Associationen  die  die  Kugel  ausscheidende 
Bewegung  der  Hand  veranlaßt  wurde.  Zunächst  kam  Taylor  dahinter, 
daß  diese  Arbeit  zu  anstrengend  ist,  um  den  ganzen  Tag  über  intensiv 
verrichtet  zu  werden;  daraus  ergab  sich  nicht  nur  eine  Kürzung  der 
Arbeitszeit  insgesamt,  sondern  auch  die  Forderung  der  Einschaltung 
einer  Ruhepause  von  lO  Minuten  nach  je  iV*  Stunden  Arbeit.  Es  ge- 
hört eben  zu  Taylors  System,  daß  die  feinen  psychologischen  Metho- 
den an  Hand  der  Stoppuhr  und  der  Statistiken  jede  Ermüdung  unver- 
züglich registrieren,  worauf  sofort  dafür  gesorgt  wird,  daß  der  oder  die 
Arbeitende  während  der  ganzen  Dauer  der  Arbeit  dieser  das  ganze  In- 
teresse zuwende;  dies  ist  aber  ohne  Schädigung  der  Arbeiter  nur  unter 
Ausschaltung  der  Ermüdung  zu  erreichen.  Was  war  nun  hier  das  Er- 
gebnis? Die  Mädchen  verdienten  §0  bis  iOo7o  mehr  als  vorher,  ihr 
Arbeitstag  wurde  von  10V2  auf  s^/2  Stunden  herabgesetzt,  der  freie 
Samstagnachmittag  wurde  beibehalten,  aber  ausserdem  wurden  vier 
richtig  verteilte  Erholungspausen  pro  Tag  eingeschaltet,  die  ein  Ueber- 
arbeiten  einer  gesunden  Arbeiterin  unmöglich  machten;  endlich  wurden 
jährliche  kurze  Ferien  eingeführt.  Bei  dieser  Reorganisationsanordnung 
leisteten  35  Mädchen  dieselbe  Arbeit,  die  vorher  von  120  geleistet 
wurde,  und  zwar  war  die  Genauigkeit  der  Arbeit  auf  Grund  scharfsin- 
niger Prüfungsmethoden  trotz  der  Arbeitsbeschleunigung  um  zwei  Drittel 
größer  als  bei  dem  früheren  Tempo. 

In  einem  dritten  Falle  handelte  es  sich  um  Maurerarbeiten,  nämlich 
um  Aufführung  von  Backsteinbauten.  Durch  genaue  Prüfung  jedes  da- 
bei nötigen  Handgriffes,  durch  entsprechende  Anordnung  des  Arbeits- 
materials und  der  Werkzeuge  kam  es  dazu,  daß  die  Handgriffe  der 
Maurer  von  ig  auf  5  an  Zahl  verringert  und  diese  5  Handgriffe  mit 
beiden  Händen,  statt  mit  nur  einer  ausgeführt  wurden,  und  so  erzielte 
der  betreffende  Arbeitgeber,  obgleich  seine  Maurer  organisiert  waren, 
eine  durchschnittliche  Leistung  von  350  Ziegeln  pro  Stunde,  während 
sonst  die  amerikanischen  Maurer  pro  Stunde  nur  etwa  120  Ziegel  (also 
ein  Drittel  der  obigen  Leistung)  legen. 

Zum  Schluss  sei  noch  ein  Fall  erwähnt,  in  welchem  Taylor  sein 
System  auf  die  Metallschneidemaschinen  anwandte,  um  eine  wissenschaft- 
lich einwandfreie  Antwort  auf  die  Frage  zu  erhalten,  mit  welcher  Ge- 
schwindigkeit die  entsprechende  Maschine  laufen  und  welche  Spann- 
breite  der  Metallhobel  haben  muß,  um  seine  Arbeit  in  der  allerkürzesten 
Zeit  zu  vollbringen.  So  einfach  die  Fragestellung  erscheint,  so  ver- 
wickelt war  die  Lösung,  die  Taylor  nach  einer  Arbeit  von  26  Jahrön 
fand.  Es  wurden  dazu  über  50000  Schnittversuche  sorgfältig  proto- 
kolliert und  die  Statistiken  erstklassigen  Mathematikern  zur  Bearbeitung 
gegeben,  die  nach  vielem  vergeblichen  Umhertappen  für  jede  der  zwölf 
in  Frage  kommenden  unabhängigen  Variablen  eine  einwandfreie  Formel 
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fanden  und  danach  einen  besonderen  Rechenschieber  bauten,  mit  des- 
sen Hilfe  heute  jeder  intelligente  Arbeiter  in  wenigen  INIinuten  das 
Optimum  der  Arbeitsbedingungen  für  jede  Stahlsorte  selbst  ablesen 
kann.  Um  zu  diesem  Ergebnis  zu  kommen,  zerschnitt  man  mehr  als 
400  000  kg  Stahl  und  Eisen  mit  den  Versuchswerkzeugen  zu  Spänen ; 
schätzungsweise  wurden  für  diese  Untersuchungen  rund  200000  Dollar 
ausgegeben. 

Im  Folgenden  soll  das  Taylorsystem  kurz  gekennzeichnet,  ferner 
sollen  die  gegen  dasselbe  erhobenen  Einwände  auf  ihre  Stichhaltigkeit 
untersucht  werden.  Taylor  selbst  charakterisiert  sein  System  als  *Pen- 
sumsystem«  gegenüber  dem  früheren  »Initiativesystem«.  Früher  mußte 
der  Betriebsleiter  die  Ausführung  der  Arbeit  ganz  den  Arbeitern  über- 
lassen und  musste  sich  auf  Aufmunterung  und  die  persönliche  Initiative 
der  Arbeiter  stützen,  falls  er  eine  vermehrte  Erzeugung  erzielen  wollte, 
während  Taylor  wissenschaftlich  das  Pensum  feststellt,  das  ein  für  eine 
bestimmte  Arbeit  physisch  und  psychisch  geeigneter  Mensch  tatsächlich 
ohne  Uebermüdung  leisten  kann ;  er  fordert  dieses  Pensum  als  tatsächliche 
Arbeitsleistung  und  gibt  dafür  eine  dauernde  Lohnerhöhung  bis  zu 
100 "/o  und  bei  Bedarf  auch  eine  Herabsetzung  der  Arbeitszeit.  Er 
will,  daß  der  Betrieb  sowohl  den  Verdienst  des  Arbeit- 
gebers, als  auch  den  des  Arbeiters  steigere,  und  er  weist 
an  einer  Reihe  von  Beispielen  nach,  dass  dergestalt  ein 
Vertrauensverhältnis  zwischen  der  Betriebsleitung  und 
den  Arbeitern  geschaffen  wird.  Taylor  käme  also  auf  einem 
wissenschaftlich  vertiefteren  Wege  zu  der  schon  in  vielen  Betrieben 
eingeführten  Gewinnbeteiligung,  die  von  einem  ihrer  Hauptverfechter, 
Leopold  Kutscher,  kurz  mit  dem  Schlagwort  charakterisiert  wurde:  »Mit, 
nicht  gegeneinander«.  (Vergl.  dessen  gleichnamiges  Buch  —  Dresden 
1905  —  und  seine  Schrift  »Die  Gewinnbeteiligung  —  Leipzig  1904  — ). 

Wie  das  auf  empirischem  Weg  gefundene  Prinzip  der  Gewinnbe- 
teiligung der  Angestellten  sich  bei  vernünftiger  Anwendung  fast  überall 
glänzend  bewährt  hat,  so  zeitigt  bislang  auch  das  auf  streng  wissen- 
schaftlicher Grundlage  beruhende  Taylorsystem  bei  folgerichtiger  Durch- 
führung durchwegs  glänzende  Erfolge,  die  die  Ergebnisse  jedes  Initia- 
tivesystems weit  hinter  sich  lassen:  »wenigstens  50000  Arbeiter  in  den 
Vereinigten  Staaten  sind  gegenwärtig  unter  diesem  System  tätig  und 
erhalten  täglich  30  bis  100%  höhere  Löhne,  als  Leute  gleichen  Schla- 
ges unter  den  alten  Verhältnissen  verdienen,  während  die  Gesellschaften 
selbst,  für  die  sie  arbeiten,  besser  gedeihen  als  je  zuvor.  In  ihren  Be- 
trieben hat  sich  die  Produktion  pro  Mann  und  Maschine  durchschnitt- 
lich verdoppelt.  Diese  ganzen  Jahre  über  ist  bei  den  Leuten,  die  unter 
dem  neuen  System  arbeiten,  nicht  ein  einziger  Ausstand  zu  ver- 
zeichnen. An  Stelle  der  argwöhnischen  Ueberwachung  und  der 
mehr  oder  weniger  offenen  Kampfstimmung,  die   für  die  gewöhnlichen 
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Betriebe  charakteristisch  sind,  ist  allgemein  ein  freundschaft- 
liches Zusammenarbeiten  zwischen  Verwaltung  und  Ar- 
beitern getreten.« 

Dadurch  ist  der  naheliegende  Einwand  gegen  das  System  wider- 
legt, daß  es  nur  den  Zweck  habe,  den  Arbeiter  noch  mehr  auszubeuten 
und  ihn  noch  mehr  zur  INIaschine  herabzudrücken.  Taylor  wendet  sich 
scharf  gegen  das  heute  noch  allgemein  verbreitete  System  des  »ca — ■ 
canny«,  d.  h.  >sich  von  der  Arbeit  Drückens«,  er  beweist,  daß  eine 
erhöhte  Erzeugung  eine  Erniedrigung  der  Preise  und  damit  einen  ge- 
steigerten Konsum  zeitige.  Er  beweist  ferner,  daß  das  System 
dem  Arbeiter,  dem  Betrieb  und  dem  Konsumenten  we- 
sentliche Vorteile  bringe  und  folglich  als  der  Gesamt- 
heit nützlich  zu  bezeichnen  sei.  Er  verweist  auf  den  ermü- 
denden und  entsittlichenden  Einfluß  des  »Sich  Drückens«,  der  unge- 
heure Werte  zugrunde  gehen  lasse.  Er  warnt  aber  auch  vor  über- 
triebenen Hoffnungen;  das  System  sei  kein  Universalheilmittel,  da  das 
Wohlergehen  des  Einzelnen,  einer  Klasse  und  der  Allgemeinheit  von 
zu  vielen  Faktoren  abhänge:  »Solange  bequeme  und  unpraktische 
Leute  geboren  werden  und  andere,  die  habgierig  und  brutal  sind,  so- 
lange es  Laster  und  Verbrechen  gibt,  solange  wird  auch  Armut,  Elend 
und  Unzufriedenheit  unter  uns  herrschen.«  Das  System  ist,  wie 
Taylor  beweist,  nur  durchführbar,  wenn  der  Betriebs- 
leiter tatsächlich  willens  ist,  den  Arbeiter  für  seine 
Mehrleistung  angemessen  zu  entschädigen.  Es  liegen  be- 
reits viele  entgegengesetzte  Versuche  vor,  die  alle  kläglich  gescheitert 
sind. 

Es  ist  interessant,  auch  ein  Urteil  aus  europäischen  Arbeiterkreisen 
zu  hören :  Das  »Korrespondenzblatt  der  Generalkommissionen  der  Ge- 
werkschaften Deutschlands«  äußert  sich  folgendermaßen: 

»Das  Taylorsystem  geht  von  der  ganz  richtigen  Auffassung  aus,  daß  jeder  un- 
nütze Kraftaufwand  beim  Arbeiten  zu  vermeiden  ist,  weil  er  eine  Verschwendung 
bedeutet,  die  technisch  und  volkswirtschaftlich  von  Nachteil  ist.  Es  überträgt  das 
Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit  auf  die  menschliche  Tätigkeit.  — 
So  handelt  Taylor  durchaus  konsequent  im  Sinne  einer  modernen  Betriebsweise, 
wenn  er  den  entbehrlichen  Aufwand  an  Arbeitskraft  zu  reduzieren  trachtet,  damit 
auch  nicht  ein  Quentchen  Kraft  unnütz  vergeudet  w^ird.  Auch  gegen  seine  Methode. 
die  er  zu  diesem  Zweck  ersonnen  hat,  läßt  sich  an  und  für  sich  nichts  einwenden. 
Er  unterscheidet  mit  großer  Schärfe  zwischen  dem  notwendigen  und  dem  überflüs- 
sigen Kraftaufwand;  während  der  erstere  natürlich  bestehen  bleiben  soll,  will  er 
den  letzteren  ausmerzen.  .  .  Es  wird  auch  wohl  zutreffen,  wenn  er  sagt,  daß  die 
Auswahl  und  Vorbildung  zu  einem  bestimmten  Berufe  viele  Mängel  aufweist.  Mit 
großem  Raffinement  will  das  Taylorsystem  hierin  Wandel  schaffen,  damit  jeder  un- 
nütze Kraftaufwand  vermieden  wird.  Jeder  Arbeiter  soll  so  praktisch  wie  nur  mög- 
lich arbeiten  und  auf  diese  Weise  in  möglichst  kurzer  Zeit  und  mit  möglichst  ge- 
ringem Kraftaufwand  möglichst  viel  leisten.  .  .    Daß  der  Arbeiter  durch  einen  hö- 
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heren  Lohn  und  eine  kürzere  Arbeitszeit  dieser  neuen  Arbeitsweise  geneigt  gemacht 
werden  soll,  sei  nur  nebenbei  bemerkt«. 

Trotz  dieser  lückenlosen  Anerkennung  des  Inhalts  des  Systems  kommt 
als  Schlußfolgerung: 

»Wesentlich  anders  stellt  sich  der  Arbeiter  dazu.  Er  verkennt  durchaus  nicht 
die  Fortschritte,  die  darin  enthalten  sind,  aber  instinktiv  wittert  er  auch  darin  eine 
verschärfte  Methode  kapitalistischer  Ausbeutung.  Darum  steht  er  einstweilen  dem 
Taylorsystem  zweifelnd  und  mißtrauisch  gegenüber  und  hütet  sich,  ein  abschließen- 
des Urteil  zu  fällen«. 

Dieses  INIißtrauen  des  Arbeiters  ist  auf  Grund  seiner  seitherigen 
durchschnittlichen  Erfahrungen  berechtigt  und  es  wird  deshalb  die  erste 
Pflicht  der  Betriebsleiter  sein,  sich  das  Vertrauen  seiner  Leute  zu  er- 
Yi/erben,  wenn  er  die  sehr  schwierige  Umgestaltung  seines  Betriebes 
nach  Taylor  vornehmen  will.  Fast  die  gesamte  Fach-  und  Tagespresse 
hat  zu  dem  System  Stellung  genommen.  Natürlich  ist  die  Haltung  der 
bürgerlichen  und  der  Arbeiterpresse  eine  verschiedene.  Die  bürgerliche 
Presse  ist  mit  seltenen  Ausnahmen  für  die  neue  Arbeitermethode  ein- 
getreten. Immerhin  bekommen  ihre  Vertreter  ein  wenig  das  Gruseln, 
wenn  sie  von  den  hohen  Organisationskosten  hören.  Heute  liegen  die 
Verhältnisse  noch  so,  daß  die  Einführung  des  Systems  nur  für  große 
Betriebe  in  Betracht  gezogen  wird,  doch  ist  zu  erwarten,  daß  im  Lauf 
der  Jahrzehnte  jede  Arbeitsart  von  den  Psychotechnikern  analysiert  wird, 
und  daß  dann  die  erhaltenen  Forschungsergebnisse  selbst  einen  Han- 
delsartikel darstellen,  der  in  Form  von  Tabellen,  Erklärungen,  geeig- 
netem Handwerkszeug  und  nicht  zuletzt  geschulten  Fachingenieuren  auf 
den  Markt  gebracht  und  so  auch  den  Inhabern  kleinerer  Betriebe  zu- 
gänglich gemacht  wird.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  als  solche  und 
vor  allem  die  Großindustriellen  haben  ja  allem  Anscheine  nach  die 
Möglichkeit,  bei  dem  System  ihre  Dividenden  zu  erhöhen. 

Nicht  so  einfach  und  einleuchtend  liegen  die  Verhältnisse  für  den 
Arbeiter.  Dieser  hat  ganz  Recht,  wenn  er  dem  neuen  Propheten  genau 
auf  die  Finger  sieht,  bevor  er  ihm  erlaubt,  sich  auf  seinen  Arbeits- 
plätzen einzubürgern.  Die  Arbeiterpresse  ist  his  heute  in  ihrem  Urteil 
noch  nicht  einig ;  manche  Blätter  lehnen  das  System  als  eine  verschärfte 
Ausbeutungsmethode  völlig  ab ;  andere  verbinden  mit  einer  Anerken- 
nung der  theoretischen  Grundgedanken  Taylor's  ein  Mißtrauensvotum 
gegen  deren  praktische  Durchführbarkeit,  und  endlich  finden  wir  auch 
nicht  wenige  grundsätzlich  anerkennende  Aeußerungen  neben  Erörte- 
rung der  für  die  Arbeiterschaft  sich  daraus  ergebenden  Maßnahmen. 
Zu  überwiegen  scheint  heute  die  bedingte  und  unbedingte  Anerkennung; 
so  im  »Zentralblatt  der  Gewerkschaften  Deutschlands«,  im  »Grütlianer«, 
dem  Zentralorgan  der  sozialdemokratischen  Partei  der  Schweiz,  sowie 
im  Züricher  »Volksrecht«. 
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Betrachten  wir  uns  die  Bedenken  der  Arbeiterschaft  einmal  näher. 

Die  Frage,  ob  eine  erhöhte  Giitererzeugung  eine  Wohltat  für  die 
Allgemeinheit  sei,  mag  der  Nationalökonom  entscheiden.  Tatsache  ist, 
dass  erhöhte  Erzeugung  ohne  Berücksichtigung  der  Nachfrage  gelegent- 
lich schwere  wirtschaftliche  Krisen  nach  sich  gezogen  hat.  Daß  ferner 
durch  eine  plötzliche  Steigerung  der  Produktion  umfangreiche  Ar- 
beitslosigkeit entstehen  würde,  ist  klar,  doch  ist  das  beim  Taylorsystem 
nicht  zu  befürchten,  da  sich  dessen  Einführung  durch  die  jahrelangen 
schwierigen  Vorarbeiten  eben  nicht  für  jeden  Betrieb  plötzlich  durch- 
führen läßt,  so  daß  die  Schwankungen  des  Arbeitsmarktes  sich  auszu- 
gleichen Gelegenheit  finden  werden.  Der  schweizerische  Gewerkschafts- 
sekretär Jakob  Lorenz  bestätigt,  daß  »alles  was  die  Produktion  fördert, 
einen  Fortschritt  für  die  Menschheit  bilde«,  so  daß  ich  nicht  länger 
zu  verweilen  brauche. 

Ebenso  lasse  ich  die  parteipolitischen  Erörterungen  über  die  Rolle 
des  Systems  in  der  heutigen  kapitalistischen  und  der  zukünftigen  sozia- 
listischen Gesellschaft  beiseite  und  wende  mich  zum  Kern  des  Problems. 

Da  finden  wir  immer  wieder  die  Befürchtung,  daß  durch  die  er- 
höhte Anspannung  der  Nerven-  und  INIuskelkraft  die  Gesundheit  einen 
dauernden  Schaden  erleide,  und  selbst  die  in  Aussicht  stehende  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  und  der  fast  verdoppelte  Lohn  werden  als  ver- 
gifteter Köder  mit  Mißtrauen  abgelehnt.  >Der  Mensch  eine  Maschine ! 
Dieser  alte  Angsttraum  der  Industriearbeiter  wird  durch  das  Taylor- 
system zur  Wirklichkeit,  und  mit  dem  Vorwand,  uns  täglich  zwei  Stun- 
den Leben  zu  schenken,  schlägt  es  uns  täglich  für  sieben  Stunden  tot. .  . 
Der  einzige  Nutzeffekt  dieses  Systems  besteht  darin,  die  Arbeit,  die 
sonst  in  8  Stunden  relativ  menschlicher,  gemütlicher  Tätigkeit  geleistet 
wird,  schon  in  5  oder  6  Stunden  aufreibendster,  angespanntester  Hetze 
fertig  zu  bringen.  .  .  Für  die  einen  und  wohl  die  Mehrzahl,  ist  maß- 
gebend die  Tatsache  des  dauernden  (unbestreitbaren)  Nachteils,  den 
ihre  Klasse  durch  das  Taylorsystem  erleiden  würde  und  deshalb  be- 
kämpft sie  es«  i). 

Diese  Befürchtungen  sind  durchaus  berechtigt,  wenn  das  Taylor- 
system unrichtig  angewandt  wird.  Das  ist  dann  aber  kein  Fehler  des 
Systems,  sondern  ein  kurzsichtiger  Betrug  des  Betriebsleiters,  der  in 
unvernünftiger  Weise  verfährt.  In  solchen  Fällen  stehen  ja  dem  Ar- 
beiter die  vom  Unternehmer  gefürchteten  Verteidigungswaffen  (Streiks 
usw.)  zur  Verfügung.  Auch  erfahren  wir  von  Taylor,  daß  sein  System 
von  einigen  Betrieben,  wie  bei  dem  fast  allen  Menschen  eigenen  Egois- 
mus zu  erwarten  war,  mißbraucht  wurde,  daß  diese  Versuche  aber 
stets  fehlschlugen.  Nicht  nur  die  Arbeiter  wehrten  sich  mit  Erfolg  ge- 
gen eine  solche  Vergewaltigung,  sondern  auch  die  Arbeitgeber  verloren 


l)  Volksrecht,  Zürich,    1914.     Nr.   102. 
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durch  ihre  Kurzsichtigkeit  die  sehr  bedeutenden  Einführungskosten. 
Die  organisierte  Arbeiterschaft  ist  ein  Machtfaktor  geworden,  der  zwar 
noch  lange  gegen  historisch  gewordene  Ungerechtigkeiten  wird 
kämpfen  müssen,  der  aber  zweifellos  schon  heute  die  Einführung  neuer 
gesundheitsschädigender  Arbeitsweisen  mit  Erfolg  verhindern  kann. 
Diese  Tatsache  ist  dem  wissenschaftlich  geschulten  Psychotechniker, 
den  die  Arbeiterpresse  nicht  ohne  Ironie  Muskelingenieur  taufte,  wohl 
bekannt,  und  er  hütet  sich  in  seinem  eigensten  Interesse  vor  Ueber- 
grififen.  Die  erv/ähnten  Bedenken  werden  schon  dadurch  hinfällig,  daß 
die  egoistischen  Interessen  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  die- 
sem Falle  gleichgerichtet  sind.  Wir  sehen  deshalb  in  dem  System  eine 
logische  Folgerung  und  Weiterentwicklung  der  Arbeitsmethoden,  die 
sich  trotz  des  anfänglichen  Widerstandes  der  Arbeiterschaft  durchsetzen. 
Diese  Voraussage  leuchtet  bei  objektiver  Betrachtung  der  Geschichte 
der  modernen  Industrie  und  der  Arbeiterbewegung  leicht  ein. 

Gehen  wir  um  einige  Jahrzehnte  zurück,  so  stoßen  wir  auf  die  ganz 
gleichen  Bedenken  und  Kämpfe  des  Arbeiters  bei  Einführung  der  Ma- 
schinen in  die  Industrie  und  doch  wird  heute  kein  ernster  Mensch  und 
sei  er  der  wärmste  Arbeiterfreund,  bestreiten  wollen,  daß  die  Vorteile 
der  Maschinenarbeit  deren  Nachteile  und  Schädigungen  weitaus  über- 
wiegen. Wir  geben  auch  mit  gewissen  Einschränkungen  zu,  daß  »die 
Maschinen  nur  ihren  Besitzern  genützt  haben,  daß  sie  den  Arbeitern 
keine  Stunde  Arbeitszeit  erspart  und  ihnen  nichts  gebracht  haben,  als 
viel  größere  Arbeitsintensität  und  Lebensgefahr«.  Auch  wir  sehen  mit 
blutendem  Herzen  auf  dem  Schlachtfeld  der  Arbeit  Jahr  für  Jahr  Hun- 
derttausende fallen  und  halten  die  Forderung  der  Arbeiter  auf  Beseiti- 
gung aller  Auswüchse  des  Zeitalters  der  Maschine  für  durchaus  berechtigt. 

Wenn  ich  von  gewissen  Einschränkungen  sprach,  so  waren  Indu- 
strien gemeint,  bei  denen  die  Maschine  die  gesundheitlichen  Schädigun- 
gen und  die  Lebensgefahr  der  früheren  Betriebe  verringert  oder  aus- 
geschaltet hat.  Lehrreich  ist  hier  die  auf  S.  464  folgende  Tabelle 
über  Ersatz  der  Handarbeit  durch  Maschinenarbeit^). 

Darnach  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Maschine  Tausende 
vor  der  Gefahr  eines  langsamen,  sicheren  Todes  an  entsetzlichen  Be- 
rufskrankheiten rettete,  die  die  frühere  Handarbeit  in  den  genannten 
Betrieben  zur  Folge  hatte.  Es  sei  nur  daran  erinnert,  daß  die  Arbeiter 
in  der  Marmor-  oder  Granitindustrie  selten  über  40  Jahre  alt  wurden 
und  fast  durchweg  an  der  Tuberkulose  zugrunde  gingen,  Verhältnisse, 
für  die  der  französische  Sarkasmus  das  treffende  Wort  von  der  »trocke- 
nen Guillotine«  prägte.  Ich  bringe  diese  Einschränkung  von  der  sonst 
durchaus  richtigen  Behauptung  nur  zur  Erreichung  einer  lückenlosen 
Beweisführung,    bin   aber   der  Ansicht,   daß  der  Arbeiter  keine  Veran- 


i)  Aus  Masse  und  Tugendreich,   »Krankheit  und  soziale  Lage«   S.  795. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1915.    3.  3  I 
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Verdrängung  der  Handarbeit  durch  Maschinenarbeit. 


Gesundheitsgefährliche  Betriebe 

Zahl  der 
Arbeiter 

Art  der  Arbeit 

früher     jetzt 

mit     mitMa- 
Hand    schine 

Bemerkungen 

Betriebsart 

früher  mit 
Hand 

jetzt  mit 
Maschine 

Marmor- 
schleiferei 

Raspel  und 
Feile 

Schleifscheibe  mit 
Staubabsaugung 

6 

I 

ohne  Staubgefahr 

Glashütte 

\ 

Glasblasen 
mit  dem  Mund 

Flaschenblas- 
maschine 

120 

20 

Wegfall  der  Lungen- 
arbeit. Keine  Jugend- 
lichen mehr  am  Ofen 
und  in  der  Nachtarbeit 

Schwefel- 
säurefabriken 

Kiesöfen  mit 
Handbe- 
schickung 

Mechanische 
Rühröfen 

24 

10 

fast  ohne  die  Dämpfe 

der   schwefligen 

Säure  (80,2) 

Farben- 
fabriken 

Sieben 
Transport 
Einsacken 

Luftsiebmaschine 

mit  automatischer 

Einsackung 

2 

I 

fast    ohne  Staub  und 
keine  direkte  Berüh- 
rung mit  Blei-  und 
Anilinfarben 

Phosphat- 
fabriken 

Ausräumen 

der  Auf- 
schließkeller 

Aufschließ- 
maschine mit 
mechan.  Auf- 
räumung 

20 

6 

Fast  kein  Staub  und 

keine  giftigen  Gase 

mehr 

Gummiwaren- 
fabriken 

Eintauchen 
von  Gegen- 
ständen in 

Schwefel- 

kohlenstofF- 

lösung 

Tauchmaschine 

mit  automatischer 

Absaugung 

150 

4 

Keine  Berührung 
mehr  mit  dem  sehr 
giftigen,   feuergefähr- 
lichen   und  unerträg- 
lich riechenden 
Schwefelkohlenstoff 

Buchdruckerei 

Handsetzen 

Setzmaschine 

114 

20 

Keine  direkte  Berüh- 
rung   mit    dem    Blei 
oder  elektrische  Ab- 
saugung des  Bleistau- 
bes aus  dem  Setz- 
kasten (früher  mit 
Blasebalgen) 

Zigaretten- 
fabriken 

Handarbeit 

Zigaretten- 
maschine 

560! 

7 

Kein  Staub  mehr 

lassung  hat,  den  Fabrikanten  für  Einführung  dieser  Spezialmaschinen 
dankbar  zu  sein,  da  die  Einführung  entweder  nur  unter  dem  Druck  der 
Arbeiterschaft  geschah  oder  zum  direkten  Nutzen  des  Arbeitgebers, 
indem  dieser  mit  viel  weniger  Arbeitskräften  eine  höhere  Produktion 
erzielte.  Gesundheitliche  Gefährdung  der  Arbeiter  nach  INIöglichkeit 
zu  verhindern,  ist  Sache  der  Sozialgesetzgebung. 

Taylor  betont  die  allbekannte  und  von  der  Arbeiterpresse  nicht 
bestrittene  Tatsache,  daß  der  Arbeiter  bei  seiner  Arbeit  systematisch 
weniger  leiste,  als  er  ohne  weiteres  leisten  könnte,  und  zwar  habe  sich 
unter  dem  Akkordsystem  die  Kunst  des  »Sich  Drückens«  vollkommen 
entwickelt : 
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»Hat  erst  ein  Arbeiter  erlebt,  daß  der  Lohn  pro  Stück  2-  oder  3mal  herab- 
gesetzt wurde  als  Folge  davon,  daß  er  angestrengter  gearbeitet  und  seine  tägliche 
Produktion  erhöht  hatte,  so  wird  er  jedes  Verständnis  für  den  Standpunkt  des  Ar- 
beitgebers verlieren  und  den  festen  Vorsatz  fassen,  keine  weiteren  Lohnerniedri- 
gungen mehr  zuzulassen,  wenn  er  sie  irgendwie  mit  Zurückhalten  in  der  Arbeit 
verhindern  kann«. 

Tatsache  ist,  dass  der  Arbeiter  sicher  mehr  leisten  kann  und  wird, 
sobald  dem  Arbeitgeber  die  Möglichkeit  genommen  ist,  den  Ertrag  der 
I\Iehrarbeit  allein  m  die  Tasche  zu  stecken.  Dabei  darf  nicht  der  jedem 
Physiologen  und  Psychologen  bekannte  entsittlichende  und  direkt  de- 
moralisierende Einfluß  des  »Sich  Drückens«  vergessen  werden,  bei  des- 
sen Ausschaltung  ein  zweites  Plus  zu  Gunsten  Taylor  ?,  ohne  Gesund- 
heitsschädigung zu  buchen  ist.  Ich  verweise  hier  auf  Taylor?,  un- 
auffällige Beobachtungen  an  Transportarbeitern,  die  denselben  Weg  mit 
beladenem  Schubkarren  2  bis  ßmal  so  rasch  zurücklegten,  als  mit  dem 
leeren  Karren  oder  auf  die  Feststellung,  daß  die  Arbeiter  zur  Fabrik 
und  nach  Hause  in  einem  Tempo  4 — 5  Meilen  gingen,  im  Bereich  der 
Fabrik  aber  nur  mit  etwa  einer  Meile  Geschwindigkeit. 

Von  großer  Bedeutung  ist  ferner  die  Forderung  Taylors,  daß  für 
jede,  selbst  die  scheinbar  einfachste  Arbeit  nur  hierfür  geeignete 
Arbeitskräfte  angestellt  und  daß  diese  erst  noch  angelernt  werden.  Es 
leuchtet  ohne  weiteres  ein,  daß  auch  damit  bei  folgerichtiger  Durch- 
führung nicht  nur  eine  weitere  beträchtliche  Mehrleistung  erzielt  wird, 
sondern  daß  auch  ein  solches  Verfahren  die  Muskeln  und  Nerven  nicht 
ruiniert,  sondern  gesünder  und  stärker  macht.  Es  weiß  auch  jeder 
Mensch,  der  einst  irgendwelche  beruflichen  Handgriffe  lernen,  oder  wenn 
er  sie  unrichtig  gelernt  hatte,  umlernen  musste,  daß  man  im  Beginn 
der  Lehrzeit  über  seine  eigene  Ungeschicklichkeit  fast  verzweifelte. 
Arbeiten,  die  uns  so  viele  Mühe  und  Ueberlegung  kosteten,  verrichten 
die  »gelernten«  Genossen  spielend.  Erst  wenn  man  durch  Uebung  und 
Anwendung  scheinbar  unbedeutender  Kunstgriffe  die  Sache  auch  »los 
hatte«,  brachte  man  ohne  Ermüdung  und  mit  Befriedigung  das  zwei-, 
drei-  oder  gar  zehnfache  der  früheren  Leistung  dauernd  fertig.  Erinnere 
man  sich  an  die  Gewandtheit  eines  geübten  Heizers  oder  eines  Feilen- 
hauers oder  einer  Stickerin.  Daß  es  hier  auch  Analogien  in  der  geis- 
tigen Arbeit  gibt,  zeigt  uns  der  Vergleich  zwischen  den  Mühsalen  eines 
ABCschützen  oder  der  »höheren  Tochter«  beim  Klavierunterricht  und 
den  mühelosen  Glanzleistungen  einer  Maschinenschreiberin,  eines  Schrift- 
stellers oder  eines  Klaviervirtuosen.  Zwischen  dem  unsicheren  Suchen 
des  Setzerlehrlings  in  seinem  Setzkasten  und  der  dahinfliegenden  Hand 
des  gelernten  Buchdruckers  liegen  viele  Mittelstufen.  Eine  weitere  ar- 
beitsfördernde  Bedeutung  hat  auch  der  Rhythmus,  wie  ihn  die  Bauern 
beim  Dreschen  des  Getreides  oder  beim  Schärfen  der  Sensen  seit  un- 
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denklichen  Zeiten  kennen  und  wie  er  auch  von  den  Arbeitern  am  Stra- 
ßenpflaster oder  am  Eisenbahndamm  sich  von  selbst  einstellt  i). 

Alle  diese  Ueberlegungen  dürften  genügen,  um  die  Erfolge  Tay- 
lor?, restlos  auf  systematische  Verhinderung  der  seitherigen  Kraftver- 
o-eudung  zurückzuführen,  ohne  daß  dabei  die  Gesundheit  irgendwelchen 
Schaden  zu  erleiden  braucht.  Dazu  kommt  noch  ein  oft  mißdeuteter 
Punkt  in  Betracht,  nämlich  die  Feststellung  der  Normalleistung  für 
jede  Arbeitsart.  Taylor  bemißt  die  Normalforderung  nicht  nach  der 
größten  Leistung  des  besten  Arbeiters,  wie  immer  wieder  behauptet 
wird;  er  weigert  sich  nur,  als  Normalleistung  weniger  als  die  Durch- 
schnittsleistung zwischen  den  guten  und  den  schlechten  und  den  z.  T. 
ungeeigneten  Arbeitern  beim  System  des  »Sich  Drückens«  anzuerkennen. 
Unter  Ausschaltung  der  sich  drückenden,  der  ungeeigneten  und  schlech- 
ten Arbeiter,  stellt  er  als  Forderung  die  Durchschnittsleistung  der  gu- 
ten und  für  die  jeweilige  Arbeit  geeigneten  Arbeiter  unter  genauer 
Berücksichtigung  auch  derleisestenErmüdungsersch  ei- 
nungen fest.  Gegen  dieses  Vorgehen  ist  vom  physiologischen  bez. 
neurologischen  Standpunkt  nichts  einzuwenden. 

Zum  Schluß  soll  noch  auf  einige  Angriffe  auf  das  Taylorsystem 
eingegangen  werden,  die  vor  kurzem  anläßlich  einer  öffentlichen  Dis- 
kussion in  Zürich  gegen  das  System  gemacht  worden  sind.  Man  sagte, 
die  jetzigen  Freunde  des  Systems  seien  keine  unparteiischen  Beurteiler; 
deshalb  sollten  in  genossenschaftlichen  Betrieben  Kontrollaboratorien 
errichtet  werden,  die  die  Forschungsresultate  der  Unternehmer  nach- 
zuprüfen hätten.  Die  Gewerkschaften  würden  dann  etwa  im  Sinne  der 
heutigen  Tarifverträge  dem  organisierten  Arbeiter  vorschreiben,  in  wel- 
chen Betrieben,  zu  welchem  Lohn  und  wieviel  gearbeitet  werden  dürfe. 
Diese  Kontrollaboratorien  wären  durchaus  zu  begrüßen,  um  von  vorn- 
herein der  verschärften  Ausbeutung  entgegenzutreten,  die  Forderung 
eines  Minimallohnes  halten  wir  auch  für  ganz  berechtigt;  doch  erscheint 
uns  eben  von  diesem  Standpunkte  aus  das  Taylorsystem  angebracht, 
da  es  zum  Minimallohn  als  logische  Folgerung  eine  wissenschaftlich 
festgestellte  Minimalleistung  schafft.  Im  übrigen  wurde  in  Amerika  das 
Taylorsystem  durch  eine  Kommission  des  Departement  of  Labour,  in 
der  auch  Arbeiterführer  sitzen,  geprüft;  doch  wurden  die  Prüfungser- 
gebnisse bis  heute  noch  nicht  bekannt  gegeben.  Immerhin  erscheinen 
auch  diese  Kontrollaboratorien  der  Arbeiterschaft  insofern  nur  als  vor- 
läufiger Notbehelf,  als  auch  deren  Ergebnisse  wieder  Parteiurteile  wä- 
ren, die  für  den  Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  mit  demselben 
Recht  nicht  als  ausschlaggebend  gelten  könnten,  wie  die  Urteile  der 
Arbeitgeber.  Besser  wäre  wohl,  diese  Forschungsinstitute  für  Normal- 
arbeitsleistung Einigungsämtern   zu   unterstellen,   in  denen  alle  interes- 


l)  Vgl.  Bücher,  Arbeit  und  Rhythmus.     6.  Aufl.  Leipzig.  (Redaktion.) 
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sierten  Teile  gleichmäßig  vertreten  wären,  und  die  evtl.  mit  den  psycho- 
logischen und  technischen  Laboratorien  unserer  höheren  Bildungsan- 
stalten zusammenzuarbeiten  hätten.  Die  wirtschaftlichen  Evolutionen 
haben  als  wichtigsten  Antrieb  den  Egoismus  aller  Beteiligten;  da  aber 
das  Taylorsystem  mit  dem  Egoismus  sowohl  der  Arbeitgeber  als  der 
Arbeiter  rechnet,  kann  es  berufen  scheinen,  ungesunde  wirtschaftliche 
und  speziell  arbeitstechnische  Verhältnisse  auf  normalere  Wege  zu  leiten. 
Die  Frage,  ob  die  größere  Arbeitsintensität  nicht  einen  rascheren 
Verbrauch  der  Lebenskraft  zur  Folge  haben  werde,  muß,  so  berechtigt 
sie  ist,  offen  bleiben,  da  nur  von  der  Zukunft  eine  Antwort  darauf  zu 
erwarten  ist.  Das  Taylorsystem  wird  aus  den  angeführten  Gründen 
sicher  allgemein  werden  und  es  ist  dann  Sache  der  Beteiligten,  mög- 
lichen Auswüchsen  sofort  entgegenzutreten.  Der  Arbeiter  gewinnt  eben 
mehr  Zeit  zur  Pflege  seines  Körpers  und  Geistes  und  damit  auch  eine 
größere  Widerstandskraft.  Die  Maschine  hat  ja  auch  ihren  Siegeslauf 
nur  gemacht,  weil  sie  zur  Zeit  ihrer  Einführung  dem  Egoismus  der 
Machthaber  direkten  Vorteil  brachte  und  doch  brachte  sie  auch  dem 
Arbeiter  eine  bedeutend  größere  Arbeitsintensität.  Die  Frage  nach 
der  soziologischen  Bewertung  der  fortschreitenden  Mechanisierung  des 
Lebens  ist  ebenfalls  erst  in  der  Zukunft  zu  beantworten. 

Es  scheint  bewiesen,  daß  das  System,  wenn  folgerichtig  angewandt, 
die  Gesundheit  nicht  schädigt.  Kürzere  Arbeitszeit  und  erhöhter  Lohn 
haben  erfahrungsgemäß  an  sich  eine  bedeutende  Mehrleistung  zur  Folge. 
Taylor  kommt  auch  auf  rein  experimentellem  Wege  zu  der  längst  empi- 
risch gefundenen  Tatsache,  daß  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  jede 
Form  der  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  die  Erzeugung  steigert;  den 
besten  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  Systems  findet  er  aber  in  der 
Tatsache, 

»daß  wenigstens  50000  Arbeiter  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
genwärtig unter  dem  System  tätig  sind  und  täglich  30  bis  100  Proz. 
höhere  Löhne  als  Leute  des  gleichen  Schlags  verdienen,  während 
die  Gesellschaften  selbst,  für  die  sie  arbeiten,  besser  prosperieren 
denn  je  zuvor.  In  ihren  Betrieben  hat  sich  die  Produktion  pro  Mann 
und  Maschine  durchschnittlich  verdoppelt.  Diese  ganzen  Jahre  ist 
bei  den  Leuten,  die  unter  dem  neuen  System  arbeiten,  nicht  ein  ein- 
ziger Ausstand  zu  verzeichnen.  An  Stelle  der  argwöhnischen  Ueber- 
wachung  und  der  mehr  oder  weniger  offenen  Kampfstimmung,  die 
für  die  gewöhnlichen  Betriebe  charakteristisch  sind,  ist  allgemein  ein 
freundschaftliches  Zusammenarbeiten  zwischen  Verwaltung  und  Ar- 
beitern getreten«. 

Taylor  warnt  vor  übertriebenen  Hoffnungen  ;  sein  System  sei  kein 
Allheilmittel.  »So  lange  bequeme  und  unpraktische  Leute  geboren  wer- 
den und  andere,  die  habgierig  und  brutal  sind,  so  lange  es  Laster  und 
Verbrechen   gibt,   so  lange  wird  auch  Armut,   Elend  und  Unzufrieden- 
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heit  unter  uns  herrschen.«  Dennoch  glauben  wir,  daß  die  Arbeiter- 
schaft durch  das  System  direkt  ihren  Idealen  einen  bedeutenden  Schritt 
näher  gebracht  wird,  indem  der  erhöhte  Lohn  und  die  verkürzte  Ar- 
beitszeit ihr  gestatten,  besser  für  ihre  Zukunft  und  ihre  Bildung  zu  sorgen. 


Die  Gewinnbeteiligung  in  der  Schweiz. 

Von 
Leopold  Katscher  (Bern). 


Als  einer  der  eindringlichsten  Gründe  für  das  »Anteilsystem«  ist 
allgemein  der  Umstand  anerkannt,  daß  diese  Lohnreform  eine  größere 
Annäherung  und  ein  besseres  Zusammenwirken  von  Unternehmern, 
Kapitalistenund  Arbeitern  herbeizuführen  vermag,  indem  sie  dem  Arbeiter 
ebenfalls  Interesse  am  Gedeihen  des  Geschäfts  einflößt  und  ihn  ver- 
anlaßt, durch  Entfaltung  von  Pünktlichkeit,  Eifer,  Sorgfalt  und  Material- 
ersparnis den  Gewinn  zu  erhöhen.  Ein  Durchschnittsarbeiter  hat  dieselbe 
Menschennatur  wie  der  Unternehmer  und  wird  bei  der  Aussicht  auf 
höheren  eigenen  Nutzen  sich  auch  mehr  anstrengen,  besseren  Willen 
zeigen,  weniger  Aufsicht  nötig  haben  und  seltener  die  Arbeit  unter- 
brechen oder  ganz  einstellen,  als  unter  dem  üblichen  einfachen  Lohn- 
system. Die  Erfahrung  lehrt,  daß  die  an  die  Gewinnbeteiligung  geknüpften 
Hoffnungen  überall  erfüllt  worden  sind,  wo  das  System  verständig  und 
sachgemäß  angewendet  worden  ist.  Dagegen  dürfen  wir  von  der  Ge- 
winnbeteiligung ebensowenig  endgültigen  Frieden  und  vollkommene 
Zufriedenheit  erwarten  wie  von  irgend  einem  andern  menschlichen 
Verfahren.  Die  Ursache  des  häufigen  Mißlingens  liegt  darin,  daß  die 
Unternehmer  nicht  die  nötige  Ausdauer  und  Duldung  gegenüber  den 
Gewerkvereinen  zeigten  oder  daß  die  Arbeiter  und  ihre  Gewerkvereine 
diesem  System  Mißtrauen  entgegenbrachten. 

Der  gesunde  Verstand  sollte  jeden  Unternehmer,  der  die  Gewinn- 
beteiligung einführt,  davon  abhalten,  die  Arbeiter-Organisationen  offen 
oder  insgeheim  zu  befehden.  Die  gewinnbeteiligenden  Unternehmer, 
welche  die  Gewerkvereine  in  Ruhe  ließen  oder  sie  gar  förderten,  haben 
erfahrungsgemäß  weniger  von  ihnen  zu  leiden  oder  zu  fürchten  gehabt. 
Verdächtigungen  und  Mißverständnisse  sind  selbstverständlich  nicht  zu 
vermeiden;  aber  nur  sehr  schwache  Firmen  betrachten  derlei  als  Hinder- 
nis oder  als  Abschreckungsgrund.  Es  ist  töricht,  zu  verlangen,  daß  die 
Arbeiter,  weil  sie  einen  Gewinnanteil  erhalten,  sich  jedes  Mitgefühls 
für    ihre    Berufsgenossen    begeben    sollen.      Freilich    handelt    der    ge- 
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winnbeteiligte  Arbeiter  in  der  Regel  nicht  klug,  wenn  er,  um  seinen 
Genossen  Vorteile  erringen  zu  helfen,  deren  er  selbst  sich  erfreut,  sich 
einem  allgemeinen  Streik  anschließt;  da  es  aber  menschlich  begreiflich 
ist,  darf  der  Chef  es  nicht  für  eine  bloße  Verrücktheit  halten,  noch 
weniger  darf  er  deshalb  vorschnell  die  Gewinnbeteiligung  aufgeben. 
Im  Gegenteil,  wenn  er  Geduld  hat,  werden  die  Angestellten  das  Streiken 
bald  gänzlich  unterlassen.  Zur  Erzielung  von  Erfolgen  mit  der  Ge- 
winnbeteiligung ist  in  erster  Reihe  zweierlei  nötig.  Man  muß  den  festen 
Willen  haben,  langsam  vorzugehen  und  die  guten  Ergebnisse  gehörig 
abzuwarten.  Sodann  muß  man  großes  Vertrauen  besitzen  in  die  geistig- 
sittliche Macht  des  Systems  und  in  den  erzieherischen  Einfluß  auf  die 
Unternehmer  und  Angestellten.  Die  günstigsten  Erfahrungen  sind  von 
denjenigen  Firmen  gemacht  worden,  die  sich  weder  durch  die  anfäng- 
lichen Schwierigkeiten,  noch  durch  den  nach  mehreren  erfolgreichen 
Jahren  nicht  selten  eintretenden  Rückschlag  haben  abschrecken  lassen. 
Es  ist  fast  unglaublich,  mit  welcher  gänzlichen  Unkenntnis  selbst  der 
bekanntesten  einschlägigen  Versuche  und  Erfahrungen,  mit  welcher 
Mißachtung  der  einfachsten  Gebote  der  Klugheit  mancher  leichtsinnige 
Unternehmer  —  sei  es  in  einer  plötzlichen  Anwandlung  von  Menschen- 
freundlichkeit, sei  es  um  für  sein  Geschäft  Reklame  zu  machen  —  die 
Gewinnbeteiligung  einführt  und  sie  drei  bis  sechs  Monate  oder  auch 
ein  bis  zwei  Jahre  lang  probiert,  um  sie  dann  wieder  aufzugeben  und 
mit  Ueberlegenheit  zu  erklären,  die  Sache  tauge  nichts.  Statt  in  so 
lächerlich  dilettantischer,  unwissenschaftlicher  und  unpraktischer  Weise 
zu  verfahren,  sollte  man  in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit  die  größte 
Vorsicht,  Intelligenz  und  Ausdauer  an  den  Tag  legen.  In  einzelnen 
Geschäftszweigen  wird  das  erhoffte  günstige  Ergebnis  naturgemäß  früher 
eintreten  als  in  andern;  aber  eine  Reihe  von  Beispielen  zeigt,  daß  auch 
bei  ungeeignet  scheinenden  Vorbedingungen  glänzende  Erfolge  erzielt 
werden  können. 

Von  großer  Tragweite  für  die  Lösung  der  Arbeiterfrage  ist  die 
Gewinnbeteiligung  besonders  auch  deshalb,  weil  sie  geeignet  ist,  zum 
Genossenschaftswesen  hinüberzuführen.  Eine  Anzahl  großer  Anteil- 
firmen ist  bereits  gänzlich  in  die  Hände  des  Personals  übergegangen. 
Die  bekanntesten  und  wegen  ihrer  vorzüglichen  Organisation  auch  die 
lehrreichsten  Fälle  sind  die  der  französischen  Firmen  Leclaire  (Redouly 
&  Cie.),  Boucicaut  (Pariser  Modebazar  »Au  bon  marche«)  und  Dequenne 
&  Cie.  (Familisterium  Godin  in  Guise).  Aber  auch  in  England  und 
Nordamerika  gibt  es  Versuche  dieser  Art,  die  wegen  ihrer  guten  Organi- 
sation und  ihres  glücklichen  Gelingens  allgemeine  Beachtung  verdienen; 
z.  B.  die  Nelson  Company  (Metallwaren-  und  Installationsfabriken)  zu 
Leclaire  im  Staate  Illinois  und  die  Huddersfielder  Wollwebereien  von 
William  Thomson  &  Sons. 

In  Frankreich   gibt   es  gegenwärtig  etwa  200,   in  England  150,   in 
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Deutschland  50,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  50  Anteilfirmen 
in  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft,  im  Finanz-  und  Verkehrswesen 
usw.  Alles  in  allem  zählt  man  jetzt  rund  500  offen  einbekannte  aktive 
Gewinnbeteiligungsfälle.  Diese  Zahl  genügt,  um  den  Grundsätzen  des 
Anteilsystems  Achtung  zu  verschaffen  und  zu  immer  neuen  Versuchen 
zu  ermuntern. 

Die  Hauptangriffe  auf  die  Gewinnbeteiligung  rühren  von  denjenigen 
her,  welche  diese  noch  gar  nicht  selbst  versucht  haben,  sondern  ganz 
allgemein  erklären,  man  könne  die  Arbeiter  nicht  am  Gewinn  beteiligen, 
weil  sie  nicht  auch  am  Verlust  teilnehmen  könnten,  während  es  doch 
schon  zahlreiche  Fälle  gibt,  in  welchen  das  Anteilsystem  gerade  in 
Verlustjahren  gute  Dienste  geleiset  hat,  weil  dann  Arbeiter  mit  einem 
Guthaben  eher  entlassen  werden  konnten,  als  ohne  ein  solches  Guthaben. 
Es  empfiehlt  sich,  etwaige  Gewinne  nicht  sofort  an  die  Arbeiter  zur 
Verzehrung  auszuzahlen,  sondern  sie  als  ein  Kapital  des  Arbeiters  in 
Sparkassen  oder  als  Anteil  am  Geschäft  anzulegen  und  nur  die  Zinsen 
des  Guthabens  alljährlich  auszuzahlen.  Ueberhaupt  ist  die  Ausführung 
und  Anwendung  des  Anteilsystems  sehr  vielgestaltig.  Am  besten  ist  es, 
das  System  selbst  vorsichtig  zu  prüfen,  anstatt  es  kurzsichtig  von  vorn- 
herein zu  verurteilen  oder  oberflächlich  ohne  eigene  Prüfung  zu  kritisieren. 

Schon  die  eine  Tatsache,  daß  ein  Mann  wie  Andrew  Carnegie 
seinen  ungeheuren  Reichtum  hauptsächlich  seinem  auch  für  seine  zehn- 
tausende  von  Angestellten  sehr  einträglichen  Gewinnbeteiligungssystem 
zuschrieb,  müßte  viel  zu  denken  geben.  Zahllose  andere  Großunter- 
nehmer haben  erklärt,  daß  die  Gewinnbeteiligung  für  sie  ein  glänzendes 
Geschäft  bedeutet  und  daß  daher  dabei  von  Philanthropie  keine  Rede 
sein  könne. 

II. 

Was  nun  speziell  die  Schweiz  betrifft,  so  sind  die  zwei  erfolgreichsten 
Anteilversuche  (eidgenössische  Postverwaltung  und  Spieldosenfabrik 
Billon  &  Isaac  in  Genf)  lediglich  aus  rein  äußerlichen  Gründen  auf- 
gegeben worden,  die  mit  dem  Wert  oder  Unwert  des  Systems  nichts 
zu  schaffen  hatten.  Bei  der  Genfer  Firma  handelte  es  sich  um  eine 
Geschäftsübertragung  infolge  Todesfalls.  Was  die  Post  betrifft,  so  bot 
sie  eines  der  wenigen  Beispiele  von  Gewinnbeteiligung  bei  staatlichen 
Betrieben.  Nachdem  die  Gewährung  von  Stücktanti^men  an  unter- 
geordnete Beamte  im  Telegrafenbetrieb  seit  längerer  Zeit  eingeführt 
war,  wurde  1869  der  Versuch  gemacht,  die  höheren  Post-  und  Tele- 
grafenbeamten unmittelbar  am  Gewinn  zu  beteiligen.  Obgleich  der 
Plan  sich  als  sehr  nützlich  erwies,  gab  man  ihn  nach  drei  Jahren 
wieder  auf,  und  zwar  weil  erstens  »die  Verrechnungen  zu  verwickelt 
geworden  wären«,   zweitens   »das  System   zu   Eifersüchteleien  bei   den 
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Beamten  andrer  Zweige  des  Staatsdienstes  geführt  hatte-«.  Die  Post- 
verwaltung schrieb:  »Wäre  die  Sache  vom  Standpunkte  der  postahschen 
Interessen  zu  beurteilen,  so  müßte  die  Behörde  wünschen,  die  Gewinn- 
beteiligung beizubehalten,  denn  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  die 
höheren  Beamten  in  der  Lage  sind,  auf  die  Steigerung  der  Einnahmen 
und  noch  mehr  auf  die  Verringerung  der  Ausgaben  einen  erheblichen 
Einfluß  zu  üben  und  daß  es  daher  gut  sein  würde,  sie  durch  Erregung 
eines  persönlichen  Interesses  anzuspornen.« 

Der  Hauptvertreter  der  Anteilidee  in  der  deutschen  Fachliteratur 
Viktor  BöJmiert  stellte  auf  Grund  einer  Enquete  i.  J.  1877  das  Auf- 
geben folgender  Schweizer  Versuche  fest:  Gebrüder  Geilinger,  Kaliko- 
fabrik, Winterthur,  begonnen  1867,  eingestellt  1877  wegen  »Gering- 
fügigkeit des  Anteils«,  »Achtlosigkeit  der  Arbeiter«,  »Sozialismus«.  — 
F.  Schindler,  Buchdruckerei,  Mollis,  begonnen  1867,  aufgehört  1872  in- 
folge »Verschwendung  des  Geldes  durch  die  Angestellten«.  —  Baur 
&  Nabholz,  Baugeschäft,  Seefeld,  1869  bez.  1871,  Grund:  »Teilnahms- 
losigkeit des  Personals«.  —  Gebrüder  Keller,  Baumwollspinnerei,  Fi- 
schental, 1872,  1874,  »keine  Verbesserung  der  Arbeitsleistungen«.  — 
H.  Reymond,  Lederfabrik,  Morges,  1872,  1877,  »keine  Vorteile  wahr- 
nehmbar«. 

Prof.  N.  P.  Gilman,  ein  andrer  angesehener  Fachmann,  veranstaltete 
8 — II  Jahre  später  eine  Untersuchung,  welche  ergab,  daß  damals  in  der 
Schweiz  zwölf  Anteilversuche  in  Kraft  waren.  Bezüglich  dreier  davon 
konnte  er  keine  Einzelheiten  über  Plan  und  Ergebnisse  erfahren:  Aubert- 
Schnehardt,  Buchdruckerei,  Genf  (seit  1870);  Mermod  Freres,  Uhren- 
und  Spieldosenfabrik,  Sainte-Croix  (damals  eben  erst  eingeführt); 
Compagnie  de  navigation  sur  le  lac  Leman,  Lausanne  (seit  i873)-  ^"^ 
der  zweiten  Böhmertsch.Qn  Enquete  (1901),  die  ebenfalls  zwölf  aktive 
Fälle  ergab,  finden  sich  weder  diese  drei  Firmen,  noch  sechs  andre 
der  Gümanschen  Fälle,  nämlich  : 

Compagnie  generale  des  tramways  suisses,  Genf  (seit  1876).  — 
Friedrich  Steinfels,  Seifenfabrik,  Zürich  (seit  187 1).  1885  schrieb  er 
an  Gilman:  »Die  Mehrzahl  meiner  Angestellten — jetzt  70  Personen  — 
erkennt  die  Vorteile  des  Systems  an  und  wünscht  dessen  Fortsetzung  .  .  . 
Ich  kann  mich  im  aligemeinen  nur  günstig  äußern  über  den  Einfluß 
des  Systems  auf  die  Arbeitsleistungen  und  die  Anhänglichkeit  der 
Arbeiter.«  —  Reishauer  &  Bluntschli,  Werkzeugfabrik,  Zürich  (seit  1872). 
»Den  Einfluß  des  Verfahrens  auf  die  Arbeiter  müssen  wir  im  allgemeinen 
als  günstig  bezeichnen«  (1887).  —  Fabrique  d'appareils  electriques, 
Neuenburg  (seit  ?).  »Die  vernünftigeren  Arbeiter  fühlen  sich  im  all- 
gemeinen befriedigt;  auf  sie  übt  die  Gewinnbeteiligung  einen  günstigen 
Einfluß  aus,  aber  die  unsteten,  unzufriedenen  Elemente  bleiben  unstet 
und  unzufrieden«  (1877).  —  Billon  &  Isaac,  s.  weiter  oben.  —  Manu- 
facture  de  poterie  fine,  Nyon  (seit  1869).    —   Ich   bin   aber  überzeugt, 
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daß  einige  dieser  Firmen,  trotz  ihres  Fehlens  in  der  neueren  Böhmert- 
schen  Liste,  die  bei  ihnen  erprobte  Lohnreform  dauernd  beibehalten 
haben,  ohne  auf  die  Rundfrage  antworten  zu  wollen.  In  dem  Berichte 
der  eidgenössischen  Fabrikinspektoren  für  19O9  heißt  es  nämlich,  daß 
die  Gewinnbeteiligungsfirmen  es  in  der  Regel  nicht  lieben,  wenn  Näheres 
über  ihr  Verfahren  veröffentlicht  wird;  sie  sind  daher  sehr  zurück- 
haltend. Besonders  von  der  Nyoner  Porzellan-  und  Steingutfabrik 
sollte  es  mich  wundern,  wenn  sie  ihren  erfolgreichen  Versuch  auf- 
gegeben hätte,  denn  die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  rettete  sie 
vor  dem  Ruin.  Sie  stand  igög  unmittelbar  vor  der  Auflösung  und 
konnte  infolge  des  neuen  Systems  schon  von  187 1  an  12  Proz.  Divi- 
dende verteilen. 

Nachgewiesen  jedoch  ist  der  Fortbestand  des  Anteilwesens 
nur  bei  3  von  den  12  Firmen  von  1888:  i.  G.  Fischer  (früher  E. 
Schotti),  chemische  Fabrik,  Fehraltorf,  verteilt  seit  1878  die  volle  Hälfte 
des  Reingewinns  unter  jene  Angestellte,  die  seit  mindestens  einem 
Jahre  in  seinen  Diensten  stehen  und  bestreitet  überdies  die  Unfall- 
versicherung des  ganzen  Personals.  —  2.  Chessex  &  Hössly,  Wollspinnerei, 
Schaffhausen,  führte  das  Verfahren  schon  1868  ein  und  schrieb  1877 
an  Bohnert:  »Unsre  Einrichtungen  erfreuen  sich  der  lebhaften  An- 
erkennung unsrer  Arbeiter;  wir  selbst  sind  mit  den  Erfolgen  des 
Versuchs  zufrieden«,  und  acht  Jahre  später  an  Gilnian:  »Die  guten  Er- 
gebnisse unsres  Planes  veranlassen  uns,  ihn  beizubehalten«.  —  3.  Kamm- 
garnspinnerei Schaffhausen  führte  die  Gewinnbeteiligung  bereits  bei 
ihrer  Gründung  (1867)  ein;  als  die  Besitzer,  Schaller  &  Lang,  die  Fabrik 
an  eine  Aktiengesellschaft  verkauften,  stellten  sie  die  Bedingung,  daß 
die  Lohnreform  beibehalten  werden  müsse. 

Die  Bö'hmertschQ  Liste  von  1901  enthält  neben  diesen  drei  Firmen 
die  neun  folgenden :  4.  Peyer,  Farvarger  &  Cie.,  Telegrafenfabrik, 
Neuenburg,  seit  1885.  —  5.  Zai-Kappeler,  Optische  Werkstätte,  Turgi 
(Aargau),  seit  1901.  —  6.  Ballant  &  Cie.,  Uhrenbestandteilefabrik,  Genf, 
seit  1847  (r). —  7.  Tabakfabrik  Brissago,  seit  1888.  —  8.  Societe  gene- 
voise  pour  la  construction  d'instruments  physiques,  Genf,  seit  1890.  — 
9.  Stünzi  Söhne,  Seidenweberei,  Horgau,  seit  1899.  —  10.  Gebrüder 
Weilenmann,  Teigwarenfabrik,  Veitheim  (Winterthur),  seit  I876.  — 
II.  »Volta«,  elektrochemische  Fabrik,  Genf,  seit  1899.  —  12.  Compagnie 
de  l'industrie  electrique,  Genf,  seit  1900. 

Das  Dienstalter  der  Berechtigten  bewegt  sich  zwischen  einem  Tag 
und  zwei  Jahren.  Ein  Betrieb  zahlt  den  ganzen  Anteil  seiner  Arbeiter- 
schaft (5  Proz.  des  Reingewinns)  in  einen  »Wohlfahrtsfonds«  ein,  in 
dessen  Verwendung  und  Verwaltung  das  Personal  sich  nicht  mengen 
darf.  Chessex  &  Hössly  zahlen  etwas  bar  aus,  schreiben  etwas  in 
Sparbücher  gut,  speisen  mit  einem  Teil  die  Unterstützungskasse  und 
legen,  damit  in  ungünstigen  Geschäftsjahren  die  Leute  nicht  ganz  leer 
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ausgehen,  den  Rest  zurück.  Drei  Firmen  folgen  alles  in  barem  aus. 
Peyer  &  Cie.  zahlen  die  Hälfte  aus  und  sparen  das  übrige  auf  Einzel- 
guthaben auf,  welches  erst  nach  Zurücklegung  des  50.  Lebens-  oder 
des  20.  Dienstjahres  fällig  wird;  Verzinsung  4^/2  Proz.  G.  Fischer,  der 
50  Proz.  gewährt,  verwendet  ein  Drittel  davon  zur  Bildung  einer  Alters- 
und Unterstützungskasse,  zahlt  ein  Drittel  nach  drei  Monaten  aus  und 
schreibt  den  Rest  als  5  proz.  Spareinlage  gut,  die  nach  Erreichung  des 
65.  Lebens-  und  25.  Arbeitsjahres  fällig  ist,  im  Todesfalle  jedoch  den 
Erben  behändigt  wird.  Zai-Kappeler,  der  ebenfalls  50  Proz.  verteilt 
will  mit  der  nicht  bar  ausgefolgten,  sondern  gutgeschriebenen  Hälfte 
der  Einzelanteile  die  bereits  in  eine  Stiftung  ä  la  Zeiß-Abbe  verwandelte 
Fabrik  allmählich  ganz  in  die  Hände  der  Angestellten  bringen.  Bailand 
&  Cie.  zerlegen  die  ganze  Anteilsumme  in  eine  entsprechende  Zahl 
gleicher  Teile  und  gewähren  bei  zwei  bis  sieben  Dienstjahren  i,  bei 
sieben   bis   zwanzig  Dienstjahren   2,   bei  längerer  Dienstzeit   3  Anteile. 

Wie  überall,  sind  die  Ergebnisse  der  Gewinnbeteiligung  auch  in 
der  Schweiz  recht  befriedigend.  Bei  Nr.  4  »sind  sie  in  verschiedener 
Hinsicht  sehr  günstig  .  .  .  Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitnehmer 
und  -geber  sind  ausgezeichnet  und  niemals  durch  Streiks  oder  irgend 
einen  Mißton  getrübt  worden.  Unser  Personal  ist  ergeben  .  .  .  Auch 
materielle  Erfolge  existieren«.  Nr.  i  schreibt:  »In  ökonomischer  Hin- 
sicht sind  die  Erfolge  nicht  augenfällig,  doch  kann  eine  günstige 
Wirkung  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Das  gleiche  gilt  von  den 
Erfolgen  in  sozialer  und  moralischer  Hinsicht.«  Nr.  6  berichtet:  »Un- 
günstige Erfahrungen  .  .  .  wurden  bisher  nicht  gemacht«  —  solche  weiß 
überhaupt  keine  der  zwölf  Firmen  zu  melden  —  »dagegen  stieg  das 
durchschnittliche  Dienstalter  von  Jahr  zu  Jahr.«  Nr.  7  :  »Gute  Erfahrungen 
in  bezug  auf  Fleiß  und  Treue  der  Arbeiter.«  Nr.  8  bemerkt,  die  Ge- 
stehungskosten seien  durch  die  Achtsamkeit  der  Leute  gesunken; 
»Stabilität,  Fleiß,  Treue  und  Geschäftsinteresse«  verdienen  alles  Lob. 
Nr.  2  (1901)  »Ganz  befriedigende  Erfahrungen«. 

Nachträglich  finde  ich  in  dem  vorhin  erwähnten  Berichte  der  eid- 
genössischen Fabrikinspektoren  die  Mitteilung,  daß  in  den  Jahren  1808 
und  1309  die  folgenden  sieben  Firmen  die  Gewinnteilung  sich  zu  eigen 
gemacht  haben: 

Piguet  freres  &  Cie.,  Juwelenfabrik,  Aktiengesellschaft,  Le  Brassus.  — 
Societe  anonyme  »Atar«,  Photogravüren,  Genf.  —  Union  ouvriere,  Fei- 
lenfabrik, L'Abbaye  Vallorbe.  —  Schülersche  Buchdruckerei,  Biel.  — 
Ruchonnet,  Pocheion  &  Cie.,  Bijouterieerzeugung,  Genf.  —  Fabrique 
suisse  de  vis  et  boulons.  Schrauben-  und  Bolzenfabrik,  Yverdon.  — 
Societe  des  usines,  Zementfabrik,  Grandchamp  et  Roche. 

Nähere  Angaben  unterläßt  der  Bericht  aus  dem  erwähnten  Grunde. 
Ebensowenig  nennt  er  jene  Anteilfirmen,  die  in  der  Berichtszeit  (1908 — 09) 
das  Verfahren,    trotz    ihrer  Vorliebe   dafür,    »infolge  des  Widerstandes 
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ihres  Personals  aufgeben  mußten«.  Eines  dieser  Häuser  sagte  dem  be- 
treffenden Inspektor:  »Unter  der  Einwirkung  ihrer  Gewerkschaft  haben 
unsre  Leute  unser  Entgegenkommen  zurückgewiesen ;  wir  haben  darauf 
verzichtet,  da  sie  erklärten,  darin  nur  ein  Mittel  zu  sehen,  uns  auf  ihre 
Kosten  zu  bereichern.« 

III. 

Drei  wichtige  Streitpunkte  im  Gebiete  der  Gewinnbeteiligung  ver- 
dienen Hervorhebimg  und  Klärung:  i.  Die  Höhe  der  Anteilquote,  2. 
die  gesetzliche  Zwangseinführung,  3.  die  Frage,  ob  die  Gewinnbetei- 
ligung philanthropischer  Natur  ist  oder  nicht. 

Zu  I,  Zum  Schaden  der  guten  Sache  halten  viele  Anteilfirmen  eine 
Dividende  von  5 — 10  Proz.  des  Erträgnisses  für  genügend.  Für  ein 
Almosen  mag  das  denn  auch  hinreichen;  aber  in  der  Regel  wird  die 
Verteilung  von  50  Proz.  des  Reingewinns  nötig  sein,  um  auf  die  Ar- 
beiterschaft verlockend  zu  wirken  und  die  dem  Zeclazreschen  System 
innewohnenden  Solidaritätsvorzüge  wirksam  zutage  treten  zu  lassen. 

Zu  2.  In  dem  Bestreben,  die  größere  Ausbreitung  der  Reform  zu 
fördern,  hat  seit  der  Jahrhundertwende  eine  Reihe  ihrer  überzeugten 
französischen  Anhänger  den  Vorschlag  gemacht,  sie  obligatorisch  zu 
machen.  Es  wurden  der  Volksvertretung  denn  auch  bereits  zwei  Ge- 
setzentwürfe vorgelegt,  aber  sie  drangen  nicht  durch,  denn  es  erhoben 
sich  gewichtige  Gegenstimmen.  Um  nun  in  diese  Frage  Klarheit  zu 
bringen,  hielten  die  maßgebenden  Kreise  im  November  191 2  zu  Bor- 
deaux einen  Kongreß  mit  folgender  Tagesordnung  ab:  Gesetzliche 
Hindernisse  und  Erleichterungen  der  Gewinnbeteiligung.  Soll  die  Ge- 
winnbeteiligung obligatorisch  eingeführt  werden?  Würde  ihre  Zwangs- 
einführung für  Ausnahmefälle  sie  ihres  eigentlichen  Wesens  und  Wertes 
berauben?  Es  wurde  mit  überwältigender  Mehrheit  beschlossen,  daß 
die  Gesetzgebung  zwar  jedes  Hemmnis  der  Einführung  beseitigen  und 
jede  Erleichterung  begünstigen  sollte,  daß  sie  sich  aber  jeder  Einmen- 
gung zugunsten  einer  Zwangseinführung  oder  bestimmter  Handhabungs- 
einzelheiten ausnahmslos  zu  enthalten  habe;  gar  keine  Gewinnbetei- 
ligung wäre  immer  noch  besser  als  eine  obligatorische,  in  starre,  vorge- 
schriebene Formen  eingezwängte,  welche  das  System  seines  Hauptvor- 
zuges, der  Dehnbarkeit  von  Fall  zu  Fall,  berauben  würde. 

Zu  3.  Die  Gewinnbeteiligung  ist  keine  sogenannt  wohltätige 
Einrichtung  der  Unternehmer  zugunsten  der  Angestellten,  sondern  eine 
rechtliche,  geschäftliche  Wohltätigkeitseinrichtung  zugunsten  beider.  Be- 
weis dessen  die  nach-  und  ausdrücklichen  Aeußerungen  zahlreicher 
hervorragender  Arbeitgeber;  z.  ß.:  »Unsre  Gewinnbeteiligung  ist  für 
beide  Parteien  vorteilhaft.«  —  »Nicht  als  eine  Sache  der  Menschen- 
freundlichkeit betrachten  wir   unsern  Plan,  sondern  als  Geschäfts-  und 
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Pflichtsache.«  —  »Wir  haben  alle  Ursache,  uns  zur  Gewinnbeteiligung 
zu  beglückwünschen  —  in  sittlicher  wie  in  geschäftlicher  Beziehung.« 
—  »Man  darf  die  Gewinnbeteiligung  nicht  lediglich  als  ein  Gebot  der 
Menschenfreundlichkeit  betrachten ;  sie  sollte  vielmehr  —  und  nur 
von  diesem  Gesichtspunkte  gehe  man  dabei  aus  —  als  im  beider- 
seitigen Interesse  liegend  angesehen  werden.«  —  »Die  Gewinn- 
beteiligung ruft  beim  Arbeiter  in  der  Regel  einen  Eifer  hervor,  welcher 
den  Geschäftsgewinn  häufig  so  wesentlich  steigert,  daß  der  Arbeitgeber 
selbst  großen  Nutzen  daraus  zieht.«  —  »]\Ian  rede  mir  da  nicht  von 
Philanthropie  1  Das  Gedeihen  meines  Unternehmens  schreibe  ich  ledig- 
lich dieser  Ausgestaltung  meiner  Wohlfahrtseinrichtungen  zu.«  —  »Geht 
der  Chef  mit  seinen  Untergebenen  ein  Teilhaberverhältnis  ein,  so  glaube 
er  nicht  etwa,  daß  er  ihnen  einen  Teil  seines  Gewinnes  schenkt;  im 
Gegenteil:  er  macht  ein  gutes  Geschäft.«  —  »Es  hat  den  Anschein, 
als  ob  ich  sehr  freigebig  wäre;  aber  dem  ist  nicht  so,  denn  das  Ge- 
winn-Drittel, welches  ich  dem  Personal  abtrete,  bringt  dieses  mir  durch 
tüchtige  Leistungen  und  andere  Vorteile  reichlich  wieder  ein.  Es  kostet 
mich  nichts  und  vergrößert  sogar  meinen  eigenen  Gev/inn.«  —  »Ich 
würde  nie  ein  so  großes  Vermögen  erworben  haben,  wenn  mir  nicht  die 
Gewinnbeteiligung  meines  Personals  dazu  verholfen  hätte.«    Usw.  usw. 


Die  Gemeindeblätter  Vorarlbergs. 

Von 

Robert  Kootz  f. 

In  Heft  I  Jahrgang  1909  dieser  Zeitschrift  habe  ich  in  der  Arbeit 
»Gemeindezeitungen  in  Deutschland  und  Oesterreich«  von  letzterem 
Staat  nur  sieben  Blätter  angeführt,  die  Eigentum  von  Stadtgemeinden 
seien. 

Wohl  erregten  damals  schon  die  mehrfach  in  den  Postzeitungslisten 
und  Zeitungskatalogen  in  Vorarlberg  auftretenden  Titel  »Gemeindeblatt« 
bei  mir  die  Vermutung,  daß  es  sich  bei  ihnen  ebenfalls  um  Blätter 
handle,  die  sich,  ähnlich  wie  in  der  Schweiz  (Kirchdorf  und  Nidau) 
im  Besitze  der  betreffenden  Gemeinden  befänden.  Es  wurden  auch 
mehrere  Anfragen,  sowohl  an  die  betreffenden  Gemeindevorstände,  wie 
an  den  Verlag  dieser  Blätter  gesandt.  Antwort  traf  jedoch  von  keiner 
Seite  ein,  und  so  wurde  ich  zu  der  Annahme  veranlaßt,  daß  meine 
Vermutungen  unzutreffend  seien. 

Auf  der  internationalen  Buchgewerbeausstellung  in  Leipzig  i.  J. 
1914  traf  ich  jedoch  in  der  Fachzeitschriftenausstellung  zwei  dieser 
Blätter,    die   sich   wohl    zufällig   dorthin   verirrt  hatten,    und  die  meine 
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frühere  Annahme  bestätigten,  worin  ich  auch  durch  die  Mitteilung  einer 
Privatperson  aus  einer  der  vorarlbergischen  Städte  bestärkt  wurde.  Die 
wesentlichste  Förderung  in  dieser  Arbeit  erhielt  ich  aber  durch  den 
in  Bregenz  seinen  Sitz  habenden  Verband  für  Fremdenverkehr  in  Vor- 
arlberg und  Liechtenstein,  dessen  Geschäftsführer  es  sich  angelegen  sein 
ließ,  auf  seinen  Reisen  in  die  betreffenden  Orte  nicht  nur  die  Gemeinde- 
blätter, sondern  auch  die  näheren  Angaben  darüber  zu  sammeln  und 
mir  sodann  alles  zu  übersenden,  wofür  genanntem  Herrn  auch  an  dieser 
Stelle  der  verbindlichste  Dank  ausgesprochen  sei. 

Nach  den  vorliegenden  Nachforschungen  ist  Vorarlberg  dasjenige 
Land,  in  welchem  die  Verkörperung  des  Gedankens,  ein  Gemeindeblatt 
für  mehrere  Gemeinden  zu  schaffen,  am  frühesten  auf  fruchtbaren 
Boden  gefallen  ist  und  auch  die  weiteste  Ausdehnung  erfahren  hat, 
wenn  die  Zahl  der  Städte,  die  sich  auf  ein  und  dasselbe  Blatt  geeinigt 
haben,  auch  nicht  so  groß  ist,  wie  in  der  Schweiz,  wo  sich,  wie  sich  aus 
meiner  vorhin  genannten  Arbeit  ergibt,  für  den  »Nidauer  Anzeiger«  27, 
für  den  »Burgdorfer  Anzeiger«  aber  nur  8  Gemeinden  zusammenge- 
schlossen haben. 

Von  den  neun  Vorarlberger  Gemeindeblättern  sind  drei  nur  für 
einzelne,  fünf  aber  für  mehrere  Gemeinden  bestimmt.  Die  größte  Zahl 
der  Gemeinden,  welche  sich  in  Vorarlberg  auf  ein  einziges  Gemeinde- 
blatt  geeinigt  haben,   beträgt  in  einem  Falle  18,    in  drei  Fällen  je  15. 

Die  Gemeindeblätter  erscheinen  durchweg  in  Quartformat,  vereinzelt 
vier,  in  der  Mehrzahl  aber  acht,  zuweilen  zwölf  Seiten  stark,  und  ent- 
halten neben  amtlichen  auch  Privatanzeigen,  unter  welch  letzteren  sich 
Familienanzeigen  befinden ;  die  Privatanzeigen  nehmen  im  Durchschnitt 
reichlich  die  Hälfte  des  Raumes  ein.  Politische  Nachrichten  enthält 
jedoch  keines  der  Blätter.  Die  Annahme  der  Anzeigen  erfolgt  durch- 
weg auf  dem  Gemeindeamte. 

Ich  beginne  mit  der  Aufzählung  der  näheren  Angaben  der  betref- 
fenden Blätter  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Gründung,  dabei  die  nur  für 
einzelne  Gemeinden  bestimmten  Blätter  voranstellend. 

1.  »Dornbirner  Gemeindeblatt.«  Gegründet  1869,  jeden  Sonntag  er- 
scheinend. Auflage  12000,  Schriftleitung  durch  den  Drucker  des  Blattes  in  Dorn- 
birn,  Anzeigenannahme  auf  dem  Rathaus  daselbst.  Jahresbezugspreis  2  K.  im  In- 
land, mit  Postversendung  3,60  K.,  für  Deutschland  4,50  K.  Anzeigengebühr  für  die 
Zeile  12  h.  Das  Blatt  erzielt  Ueberschüsse.  (Ertrag  des  Blattes  in  manchen  Jahien 
bis  zu  3000  K.). 

2.  »Lustenauer  Gemeindeblatt«.  Gegr.  1883,  jeden  Sonntag  er- 
scheinend. Aufl.  1400.  Jahresbezugspreis  in  der  Gemeinde  2  K.,  im  Inlande  mit 
Postbezug  3,30  K.,  im  Auslande  5,20  K.     Anzeigengebühr  für  die  Zeile   10  h. 

3.  »Hohenemser  Gemeindeblatt«.  Gegr.  1861,  ebenfalls  jeden 
Sonntag  erscheinend.  Aufl.  2000.  Bezugspreis  halbjährlich  im  Inlande  i  K.,  mit 
Postversendung  1,70  K.,  im  Auslande  2,70  K.  Anzeigengebühr  für  die  Zeile  10  h. 
Einnahmen  und  Ausgaben  decken  sich. 
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4.  »Gemeindeblatt  für  Rankweil,  Altenstadt,  Zwischen- 
wasser, Sulz,  Röthis,  Weiler,  Klaus,  Uebersaxen,  Viktors- 
berg, Göfis,  Fraxern,  Tostaus,  Laterns,  Tisis  und  Mei- 
ningen«. Gegr.  1889,  jeden  Sonnabend  erscheinend.  Aufl.  2800.  Jahresbezugs- 
preis 1,50  K.,  mit  Postversendung  3.  K,  Anzeigengebühr  für  die  Zeile  10  h.  An- 
nahme der  Anzeigen  im  Gemeindeamt  zu  Rankweil.  Die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Blattes  gleichen  sich   aus. 

5.  »Gemeindeblatt  für  Götzis,  Altach,  Koblach  und  Mä- 
d  e  r«.  Gegr.  1887,  jeden  Sonntag  erscheinend.  Aufl.  1200.  Bezugspreis  halbjähr- 
lich 70  h.,  mit  Postversendung  1,40  K.  Anzeigengebühr  für  die  Zeile  10  h.  Her- 
ausgeber die  Gemeinde  Götzis,  auf  deren  Amt  auch  die  Anzeigen  entgegengenom- 
men werden.     Einnahmen  und  Ausgaben  decken  sich. 

6.  »Gemeindeblatt  für  Wolfurt,  Schwarzach,  Bildstein, 
Lauterach,  Hard,  Rieden,  Kennelbach,  Fluh,  Buch,  Al- 
berschwende, Langen,  Loch  au,  Hörbranz,  Möggers  und  Ho- 
he nw  eil  er«.  Gegr.  1887,  jeden  Sonntag  erscheinend.  Aufl.  2000.  Jahresbezugs- 
preis 2  K.,  mit  Postversendung  3,20  K.  Anzeigenpreis  8  h.,  bei  Wiederholungen 
5  h.  Annahme  der  Anzeigen  bei  den  Aemtern  der  beteiligten  Gemeinden  oder  bei 
der  Verwaltung  des  Blattes  in  Bregenz,  wo  auch  der  Druck  desselben  erfolgt.  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  decken  sich  auch  hier. 

7.  »G  emeindeblatt  für  Höchst,  Fußach  und  Gaißa  u«.  Gegr. 
1887,  jeden  Sonntag  erscheinend.  Aufl.  600.  Jahresbezugspreis  in  der  Gemeinde 
1,40  K.,  mit  Postversendung  2,80  K.  Anzeigengebühr  für  die  Zeile  10  h.,  bei  Wie- 
derholungen 8  h.  Annahme  der  Anzeigen  auf  dem  Gemeindeamte  in  Höchst. 
Schriftleitung  und  Druck  in  Bregenz.     Das  Blatt  wirft  keine  Ueberschüsse  ab. 

8.  »Gemeindeblatt  für  Andelsbuch,  Au,  Bezau,  Bizan, 
Bolgenach,  Egg,  Hittisau,  Krumbach,  Lingenau,  Mellau, 
Oberlangenegg,  Reuthe,  Schnepfau,  Schoppernau,  Schwar- 
zenberg,  S  ib  r  a  t  s  g  f  äl  1 ,  Doren  und  Sulzberg«.  Gegr.  1893,  jeden 
Sonntag  erscheinend.  Aufl.  2000.  Jahresbezugspreis  in  der  Gemeinde  1,60  K., 
mit  Postversendung  3  K.  Anzeigengebühr  für  die  Zeile  12  h.,  bei  Wiederholung 
10  h.  Annahme  der  Anzeigen  auf  dem  Gemeindeamte  in  Andelsbuch.  Druck  des 
Blattes  in  Bregenz.  Ueber  das  wirtschaftliche  Erträgnis  ist  nichts  bekannt,  doch 
dürften  die  Ausgaben  durch  die  Einnahmen  mindestens  gedeckt  werden. 

9.  »Gemeindeblatt  für  F  rastanz,  Henzing,  Ludesch,  Thü- 
ringen, Bludesch,  Schlins,  .Schnifis,  Düns,  Dünserberg, 
Rons,  Satteins,  Thüringerberg,  Innerbraz,  Dalaas  und 
Klösterle«.  Gegr.  1804,  jeden  Sonnabend  erscheinend.  Aufl.  1800.  Jahres- 
bezugspreis I  K.,  mit  Postversenduug  2,50  K.  Anzeigengebühr  für  die  Zeile  10  h. 
Annahme  der  Anzeigen  auf  dem  Gemeindeamte  in  Frastanz.  Schriftleitung  in  der 
Druckerei  in  Feldkirch.  Die  Einnahmen,  besonders  die  aus  den  Anzeigen,  decken 
die  Ausgaben  des  Blattes. 

Damit  die  Leser,  welche  jenen  Band  der  Zeitschrift  mit  der  ersten 
Arbeit  über  die  Gemeindezeitungen  in  Deutschland  und  Oesterreich 
nicht  besitzen,  vollständig  unterrichtet  sind,  seien  die  sieben,  in  jener 
Arbeit  enthaltenen  österreichischen  Städte  mit  Gemeindezeitungen  hier 
angeschlossen.     Es  sind  dies  : 
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10.  »Amtsblatt  der  k.  k.  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien«. 
Gegr.  1892,  erscheint  wöchentlich  zweinaal.  Aufl.  2650.  Jahresbezugspreis  für 
Wien   14  K.,  für  Auswärts   16  K.     Erforderlicher  Zuschuß  etwa  50  000  K. 

11.  »Aussiger  Gemeindeblatt«,  Gegr.  1893,  dreimal  wöchentlich 
erscheinend.     Aufl.  2200.     Erforderlicher  Zuschuss  800 — 900  K. 

12.  »Amtsblatt  der  Landeshauptstadt  Graz«.  Gegr.  1896,  er- 
scheint dreimal  monatlich.     Aufl.   300.     Erforderlicher  Zuschuß  etwa  8000  K. 

13.  »Czernowitzer  G  e  m  ei  nd  e  z  e  i  t  un  g«.  Gegr.  1898,  wöchentlich 
einmal  erscheinend.  Aufl.  200.  Jahresbezugspreis  6  K.  Erforderlicher  Zuschuß 
etwa  4000  K. 

14.  »Amtsblatt  der  Stadtgemeinde  Klosterneubur  g«.  Gegr. 
1902,  zweimal  monatlich  erscheinend.  Aufl.  500.  Jahresbezugspreis  2  K.  Erfor- 
derlicher Zuschuß  etwa  1300  K. 

15.  »Amtsblatt  der  Stadt  Reichenberg  i.  B.«.  Gegr.  1904,  ein- 
mal monatlich  erscheinend.  Aufl.  etwa  500.  Jahresbezugspreis  für  Einheimische 
2  K.,  für  Auswärtige  3  K.     Erforderlicher  Zuschuß  ungefähr  400  K. 

16  a).  »Dziennik  Iwöwski«  (Lemberger  Journal).  Gegr.  1906,  zweimal  monat- 
lich erscheinend.  Aufl.  1000.  Erforderlicher  Zuschuß  6500  K. ;  b)  »Lwöw  w 
cyfrach«  (Lemberg  in  Ziffern).  Gegr.  1906,  einmal  monatlich  erscheinend.  Aufl. 
500.     Erforderlicher  Zuschuß  2800  K. 

Beide  Arten  von  Gemeindezeitungen  unterscheiden  sich  dadurch 
wesentlich  voneinander,  daß  die  Vorarlberger  Gemeindeblätter  außer 
amtlichen  und  Privatanzeigen  höchstens  noch  kurze  Sitzungsprotokolle 
einzelner  Gemeinden  veröffentlichen,  welch  letztere  in  den  anderen 
österreichischen  Gemeindezeitungen  gewöhnlich  den  breitesten  Raum- 
einnehmen, zu  welchen  sich  noch  andere  Mitteilungen  über  Bewegungen 
in  der  Bevölkerung,  Kirchennachrichten,  Marktpreise  usw.  gesellen. 
Privatanzeigen  kommen  nur  im  Wiener  Gemeinde-Amtsblatt  vor;  man- 
ches der  Vorarlberger  Blätter  ist  ihm  jedoch  hinsichtlich  des  Umfanges 
derselben  überlegen.  Hin  und  wieder  taucht  auch  in  dem  Czernowitzer 
Stadtblatte  eine  Privatanzeige  auf,  die  indes  mehr  als  sogenannte  Füll- 
anzeige aufzufassen  ist.  Das  Klosterneuburger  Blatt  nimmt  im  amtlichen 
Teil  allerdings  Anzeigen  auf,  die  richtiger  einem  privaten  Anzeigenteil 
einverleibt  würden. 

Aus  diesem  Umstände  erklärt  es  sich  auch,  daß  die  in  der  Ueber- 
sicht  zuletzt  aufgeführten  österreichischen  Gemeindezeitungen,  deren 
Mindestumfang  10  Seiten  ist  —  das  Grazer  Blatt  hat  mitunter  über 
30,  das  Wiener  über  70  Seiten  — ,  mehr  oder  weniger  hohe  Zuschüsse 
erfordern,  während  die  vorarlbergischen  Blätter  sich  in  Einnahmen  und 
Ausgaben  die  Wage  zu  halten  wissen. 
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Materialien  zum  Gesetz  über  die  Regentschaft  in  Bayern. 

Zusammengestellt  von 
Paul  Hübel. 

I. 
Gesetz  und  Bekanntmachung. 

a)  Gesetz  vom  4.  November  1913   über   die   Regentschaft 

in  B  ayern. 

Im  Namen  Seiner  Majestät  des  Königs. 
Ludwig, 
von  Gottes  Gnaden  Königlicher  Prinz  von  Bayern, 
Regent. 
Wir  haben  nach  Vernehmung   des  Staatsrats   mit  Beirat  und  Zu- 
stimmung der  Kammer  der  Reichsräte  und  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten unter  Beobachtung  der   in  Titel  X  §  7  der  Verfassungsurkunde 
vorgeschriebenen  Formen  beschlossen  und  verordnen,  was  folgt: 

E  inziger  Artikel. 

Der  Titel  II  §  21   der  Verfassungsurkunde   vom   26.  Mai  1818  er- 
hält folgenden  Absatz  II: 

Ist  die  Reichsverwesung  wegen  eines  körperlichen  oder  gei- 
stigen Gebrechens  des  Königs,  das  ihn  an  der  Ausübung  der  Re- 
gierung hindert,  eingetreten  und  besteht  nach  Ablauf  von  10  Jahren 
keine  Aussicht,  daß  der  König  regierungsfähig  wird,  so  kann  der 
Regent  die  Regentschaft  für  beendigt  und  den  Thron  als  erledigt 
erklären.  Der  Landtag  ist  unverzüglich  einzuberufen ;  es  sind  ihm 
die  Gründe,  aus  denen  sich  die  dauernde  Regierungsunfähigkeit 
ergibt,  zur  Zustimmung  anzuzeigen. 

Gegeben  zu  München,  4.  November  1913. 

Ludwig, 

Prinz  von  Bayern, 

des  Königreichs  Bayern  Verweser. 

Dr.  Frhr.  v.  Hertling.     Dr.  Frhr.  v.  Soden-Fraunhofen.    v.  Thelemann. 

V.  Breunig.     v.  Seidlein.     Dr.  v.  Knilling.     Frhr.  v.  Kreß. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl: 
Der  Ministerialrat 
im  K.  Staatsministerium  des  Innern: 
Knözinger. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1915-    3.  32 
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b)  Bekanntmachung   vom    5.  November  1913    über    die 

Regentschaft, 

K.  Gesamtstaatsministerium. 
Die    nachstehende   Allerhöchste    Erklärung   wird    zur    allgemeinen 
Kenntnis  gebracht. 

München,  den  5.  November  1913. 
Dr.  Frhr.  v.  Hertling.     Dr.  Frhr.  v.  Soden-Fraunhofen.     v.  Thelemann. 
V.  ßreunig.     v.  Seidlein.     Dr.  v.  Knilling.     Frhr.  v.  Kreß. 
Allerhöchste  Erklärung  über  die  Regentschaft. 
Ludwig, 
von  Gottes  Gnaden  Königlicher  Prinz  von  Bayern,  Regent. 
Seine  Majestät  König  Otto    waren    schon    bei  Anfall    der  Krone 
durch  schweres  Leiden  gehindert,  die  Regierung  des  Landes  zu  über- 
nehmen. 

Während  der  nun  27jährigen  Regentschaft  ist  eine  Besserung  des 
Leidens  nicht  eingetreten;  es  besteht  auch  keinerlei  Aussicht,  daß 
Seine  Majestät  jemals  regierungsfähig  werde. 

Gemäß  Titel  11  §  21  der  Verfassungsurkunde  des  Königreichs 
Bayern  vom  26.  Mai  igiS  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  4.  Novem- 
ber 19 13  erklären  Wir  hiermit  die  Regentschaft  für  beendigt  und  den 
Thron  als  erledigt. 

Wir  beauftragen  Unser  Gesamtstaatsministerium,  dem  gegenwärtig 
versammelten  Landtage  die  Gründe,  aus  denen  sich  die  dauernde  Re- 
gierungsunfähigkeit Seiner  Majestät  des  Königs  ergibt,  zur  Zustimmung 
anzuzeigen. 

Gegeben  München,  den  5.  November  1913. 

Ludwig, 

Prinz  von  Bayern, 

des  Königreichs  Bayern  Verweser. 

Dr.  Frhr.  v.  Hertling.     Dr.  Frhr.  v.  Soden-Fraunhofen.     v.  Thelemann. 

V.  Breunig.     v.  Seidlin.     Dr.  v.  Knilling.     Frhr.  v.  Kreß. 

II. 

Gesetzes-Materialien. 

Bayerischer  Landtag  36.  Versammlung.  II.  Session  1913. 
a)  Kammer  der  Abgeordneten: 
Begründung   zum  Entwurf  eines  Gesetzes   über   die 
Regentsch  aft^). 

Die  Regentschaft  für  Seine  Majestät  den  König  Otto  dauert  jetzt 
mehr  als  27  Jahre.     Es  ist  kaum  zu    leugnen,    daß   die  dauernde  Aus- 

1)  Der  Entwurf  ist  völlig  gleichlautend  mit  dem  unter  a  mitgeteilten  Gesetze. 


Miszellen.  ^8 1 

Übung  der  Regierungsgewalt  durch  einen  Verweser,  nicht  durch  den 
Träger  der  Krone  selbst,  weder  den  Interessen  des  Landes  nach  innen 
und  außen  dienlich  noch  im  Interesse  der  Königlichen  Familie  selbst 
und  des  Ansehens  der  Krone  gelegen  ist.  Die  Vorschriften  der  Ver- 
fassungsurkunde über  die  Regentschaft  passen  auch  nicht  für  eine  so 
lange  dauernde  Verhinderung  des  Inhabers  der  Krone  und  dem  natür- 
lichen Empfinden  entspricht  es  nicht,  daß  ein  dauernd  Regierungs- 
unfähiger Inhaber  der  Krone  ist. 

Es  ist  deshalb  schon  alsbald  nach  der  Einsetzung  der  Regentschaft 
der  Wunsch  laut  geworden,  daß  die  Regentschaft  endigen  und  der 
Regent  König  werden  solle.  Diesem  Wunsche  wurde  auch  im  Jahre 
,  1897  irn  Landtag,  in  der  Kammer  der  Abgeordneten,  Ausdruck  ver- 
liehen (vgl.  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten  1897/98 
Sten.  Berichte  Bd.  IX  S.  552).  Seine  Königliche  Hoheit  Prinzregent 
Luitpold  ließ  jedoch  durch  den  Vorsitzenden  im  Ministerrate  im  Land- 
tag erklären,  sein  Wunsch  sei,  daß  an  den  bestehenden  Verhältnissen 
nichts  geändert  werde.  Damit  war  die  Frage  der  Beendigung  der 
Regentschaft  für  die  Staatsregierung  damals  erledigt.  Allein  der  Ge- 
danke, daß  Bayern  wieder  einen  regierungsfähigen  König  erhalten  solle, 
blieb  in  weiten  Bevölkerungskreisen  wach  und  war  wiederholt  Gegen- 
stand öffentlicher  Erörterungen. 

Als  menschlicher  Voraussicht  nach  mit  dem  nahen  Tode  des 
Prinzregenten  Luitpold  gerechnet  werden  mußte,  hielt  es  die  Staats- 
regierung für  ihre  Pflicht,  zu  prüfen,  ob  nicht  gelegentlich  des  Wech- 
sels in  der  Person  des  Regenten  die  Frage  der  Beendigung  der  Regent- 
schaft gelöst  werden  solle.  Mit  dem  Tode  Seiner  Königlichen  Hoheit 
des  Prinzregenten  Luitpold  entfiel  auch  für  die  Staatsregierung  der 
maßgebende  Grund  dafür,  daß  an  den  bestehenden  Verhältnissen  nichts 
geändert  werde.  Nunmehr  treten  die  sachlichen  Erwägungen  in  den 
Vordergrund.  Diese  aber  sprechen  entschieden  für  die  Beendigung 
der  Regentschaft.  Für  die  Staatsregierung  stand  deshalb  fest,  daß  die 
Frage  zu  bejahen  sei. 

Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  die  Beendigung  herbeizuführen  ist 
waren  in  der  Literatur  schon  früher  verschiedene  Ansichten  aufgestellt 
worden.  Insbesondere  wurde  die  Meinung  vertreten,  nach  dem  ba3'^e- 
rischen  Rechte  sei  Regierungsfähigkeit  Voraussetzung  der  Thronfolge- 
fähigkeit, der  Regent  könne  also  bei  einer  lange  dauernden  Regent- 
schaft den  König  von  sich  aus  ohne  Mitwirkung  des  Landtags  für 
dauernd  regierungsunfähig  erklären  und  sich  selbst  zum  Könige  prokla- 
mieren. Die  Staatsregierung  prüfte  die  Frage  auf  Grund  eines  vom 
Justizminister  dem  Ministerrate  erstatteten  Gutachtens,  das  inzwischen 
in  der  Nr.  239  der  bayerischen  Staatszeitung  vom  13.  Oktober  1913 
veröffentlicht  worden  ist,  eingehend  und  kam  zu  der  Ueberzeugvtng, 
daß  ein  Verfassungsgesetz  erforderlich  sei. 

32* 
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Inzwischen  ist  der  Wechsel  in  der  Person  des  Regenten  einge- 
treten und  nunmehr  dürfte  der  Zeitpunkt  gekommen  sein,  um  die  Frage 
der  Beendigung  der  Regentschaft  zu  lösen. 

Die  Lösung  der  Frage  bezweckt  der  vorliegende  Gesetzentwurf. 

Die  Verfassungsurkunde  bestimmt  in  Titel  II  §  9  : 

»Die  Reichsverwesung  tritt  ein: 

a)  während  der  Minderjährigkeit  des  Monarchen; 

b)  wenn  derselbe  an  der  Ausübung  der  Regierung  auf  längere  Zeit 
verhindert  ist,  und  für  die  Verwaltung  des  Reichs  nicht  selbst 
Vorsorge  getroffen  hat  oder  treffen  kann.« 

In  Titel  II  §  21  der  Verfassungsurkunde  ist  vorgeschrieben: 

»Die  Regentschaft  dauert  in  den  in  §  9  bemerkten  zwei  Fällen 

—  im  ersten  bis  zur  Großjährigkeit   des  Königs    und    im    zweiten 

—  bis  das  eingetretene  Hindernis  aufhört.« 

Der  Entwurf  geht  davon  aus,  daß  die  Vorschriften,  welche  die 
Verfassungsurkupde  im  Titel  II  §  21  über  die  Beendigung  der  Regent- 
schaft aufstellt,  auch  für  den  Fall  gelten,  daß  die  Regierungsunfähig- 
keit des  Inhabers  der  Krone,  derentwegen  die  Einsetzung  der  Regent- 
schaft erforderlich  geworden  ist,  eine  dauernde  ist.  Soll  also  in  diesem 
Falle  —  abweichend  von  der  Vorschrift  des  §  21  —  die  Regentschaft 
endigen,  bevor  »das  eingetretene  Hindernis  aufhört«,  so  muß  die  Zu- 
lässigkeit  dieses  Beendigungsgrundes  durch  ein  Verfassungsgesetz  aus- 
gesprochen werden.  Für  diesen  Weg  spricht  entscheidend,  daß  er 
—  gleichgültig,  wie  man  die  in  Betracht  kommenden  verfassungsrecht- 
lichen Vorschriften  auslegt  —  unter  allen  Umständen  rechtlich  ein- 
wandfrei ist.  Die  Frage  der  Beendigung  der  Regentschaft  ist  nicht 
nur  für  das  Königliche  Haus,  sondern  für  das  ganze  Land  von  einer 
solchen  Bedeutung  und  Tragweite,  daß  zu  ihrer  Regelung  nur  ein  Weg 
betreten  werden  darf,  dessen  rechtliche  Zulässigkeit  über  allen  Zweifel 
erhaben  ist. 

Der  Entwurf  will  von  der  Vorschrift  des  Titels  II  §  21  der  Ver- 
fassungsurkunde eine  Ausnahme  zulassen.  Wenn  die  Regentschaft 
wegen  eines  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens  des  Königs,  das 
ihn  an  der  Ausübung  der  Regierung  hindert,  eingetreten  ist  und  nach 
Ablauf  von  10  Jahren  keine  Aussicht  besteht,  daß  der  König  regie- 
rungsfähig wird,  so  soll  der  Regent  die  Regentschaft  für  beendigt  und 
den  Thron  als  erledigt  erklären  können.  Die  Folge  hievon  ist,  daß 
die  Thronfolge  eröffnet  ist  und  der  nächste  thronfolgeberechtigte  Agnat 
König  wird. 

Wie  sich  schon  aus  dem  Wortlaute  des  Entwurfes  ergibt,  beschränkt 
sich  sein  Vorschlag  auf  eine  Acnderung  der  Vorschriften  der  Ver- 
fassungsurkunde über  die  Regentschaft.  Die  Vorschriften  der  Ver- 
fassungsurkunde über  die  Thronfolge  bleiben  unberührt.  Nur  der 
Mangel  der  Verfassungsurkunde,  daß  keine  Kautelen  gegen  eine  ♦über- 
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mäßig  lange  dauernde  Regentschaft  vorgesehen  sind,  soll  durch  den 
Entwurf  beseitigt  werden;  nur  das  Recht  der  Regentschaft  wird  vom 
Entwurf  ausgestaltet.     An  der  Thronfolge  selbst  wird  nichts  geändert. 

Ob  der  Regent  die  Regentschaft  für  beendigt  erklärt,  steht  nach 
dem  vom  Entwürfe  gemachten  Vorschlage  in  der  freien  Entschließung 
des  Regenten.  Es  ist  seinem  Ermessen  anheimgegeben,  die  Regent- 
schaft zu  beendigen,  wenn  er  den  Zeitpunkt  hiefür  im  Interesse  des 
Staates  für  gekommen  erachtet.  Diese  Regelung  empfiehlt  sich  schon 
deshalb,  weil  die  Verhältnisse  zu  verschiedenartig  gelagert  sein  können. 

Die  zehnjährige  Frist  beginnt  mit  der  Einsetzung  der  außerordent- 
lichen Regentschaft  wegen  des  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens. 
Hienach  ist  es  ausgeschlossen,  daß,  wenn  der  König  schon  während 
seiner  Minderjährigkeit  mehr  als  zehn  Jahre  an  einem  körperlichen 
oder  geistigen  Gebrechen  leidet,  das  ihn  regierungsunfähig  macht,  die 
Regentschaft  noch  während  der  Minderjährigkeit  für  beendigt  erklärt 
wird.  Es  muß  vielmehr,  nachdem  der  König  volljährig  geworden  ist, 
noch  zehn  Jahre  zugewartet  werden.  Es  ist  zuzugeben,  daß  sich  manche 
Gründe  dafür  geltend  machen  lassen,  die  Vorschrift  des  Entwurfes 
auf  diesen  Fall  auszudehnen.  Die  dagegen  sprechenden  Gründe  über- 
wiegen jedoch.  Insbesondere  ist  bei  der  Vorschrift  des  Entwurfs  je- 
der Zweifel  über  den  Beginn  der  Frist  ausgeschlossen,  weil  bei  der 
Einsetzung  der  außerordentlichen  Regentschaft  (Titel  II  §  9  b  der  Ver- 
fassungsurkunde) die  Feststellung  des  Gebrechens  des  Königs  unter 
besonderen  Rechtsgarantien  steht  und  der  Zustimmung  des  Landtags 
bedarf  (Titel  II  §  it  der  Verfassungsurkunde).  Auf  den  gleichen  Er- 
wägungen beruht  es,  daß  die  Vorschrift  des  Entwurfes  auch  nicht  für 
den  Fall  gilt,  daß-  der  König,  ehe  ihm  die  Krone  angefallen  ist,  mehr 
als  zehn  Jahre  an  einem  Gebrechen  leidet,  das  ihn,  wenn  er  schon  zur 
Regierung  berufen  gewesen  wäre,  regierungsunfähig  machen  würde. 
Im  übrigen  aber  berücksichtigt  die  Vorschrift  des  Entwurfes  sowohl 
den  Fall,  daß  die  Regentschaft  schon  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
die  Krone  dem  Thronfolgeberechtigten  angefallen  ist,  als  auch  den 
Fall,  daß  sie  erst  während  der  Dauer  seiner  Regierung  notwendig  ge- 
worden ist. 

Die  vorgesehene  Frist  von  zehn  Jahren  ist,  insbesondere  wenn  man 
berücksichtigt,  daß  sie  erst  mit  der  Einsetzung  der  außerordentlichen 
Regentschaft  beginnt,  so  lange,  daß  mit  Sicherheit  festgestellt  werden 
kann,  ob  der  König  dauernd  regierungsunfähig  ist. 

Wenn  der  Regent  die  Regentschaft  für  beendigt  und  den  Thron 
für  erledigt  erklärt,  muß  der  Landtag,  wenn  er  nicht  ohnehin  schon  ver- 
sammelt ist,  unverzüglich  einberufen  werden;  die  Gründe,  aus  denen  sich 
die  dauernde  Regierungsunfähigkeit  ergibt,  sind  ihm  zur  Zustimmung 
anzuzeigen.  Damit  trifft  der  Entwurf  für  die  Beendigung  der  Regent- 
schaft die  gleiche  Bestimmung,    wie    sie    für   den  Eintritt  der  Regent- 
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Schaft  nach  dem  Titel  II  §  1 1  der  Verfassungsurkunde  gilt.  Diese  Mit- 
wirkung des  Landtags  entspricht  der  hohen  staatsrechtlichen  Bedeu- 
tung der  Angelegenheit,-  die  das  ganze  Land  aufs  tiefste  berührt;  sie 
ist  nicht  minder  im  Interesse  des  Landes  als  auch  der  Königlichen 
Familie,  insbesondere  des  Inhabers  der  Krone  geboten,  schon  um  den 
Gedanken,  als  könnte  die  Vorschrift  des  Entwurfes  jemals  mißbraucht 
werden,  gar  nicht  aufkommen  zu  lassen.  Von  der  für  die  Einsetzung 
der  Regentschaft  geltenden  Vorschrift  des  Titels  II  §  ii  weicht  die 
Vorschrift,  welche  der  Entwurf  über  die  Mitwirkung  des  Landtags  bei 
der  Beendigung  der  Regentschaft  vorsieht,  nur  in  der  Fassung  ab. 
Denn  in  Titel  II  §  ii  heißt  es  allerdings  » findet  mit  Zu- 
stimmung der  Stände,  welchen  die  Verhinderungsursachen  anzuzeigen 
sind, die Regentschaft  statt.«  Allein  wie  in  der  Staats- 
rechtslehre feststeht  und  wie  auch  aUs  dem  bei  der  Einsetzung  der 
gegenwärtigen  Regentschaft  im  Jahre  igsö  beobachteten  Verfahren  her- 
vorgeht, bedarf  zwar  die  Notwendigkeit  der  Regentschaft  der  Anerken- 
nung durch  den  Landtag,  die  Regentschaft  ist  jedoch  nicht  erst  mit 
dem  Gesamtbeschlusse  der  Kammern,  sondern  schon  in  dem  Augen- 
blicke begründet,  wo  sie  von  dem  Berufenen  ergriffen  wird  (vgl.  Seydel, 
Bayer.  Staatsrecht  II.  Aufl.  Bd.  I  S.  232  bei  Anm.  29).  So  soll  es 
nach  dem  Entwurf  auch  im  Falle  der  Beendigung  der  Regentschaft 
Rechtens  sein.  Die  Beendigung  der  Regentschaft  tritt  mit  der  Erklä- 
rung des  Regenten  ein.  Der  Landtag  hat  darüber  zu  beschließen,  ob 
er  anerkennt,  daß  die  Voraussetzungen  vorliegen,  unter  welchen  der 
Regent  die  Regentschaft  für  beendigt  erklären  konnte. 

Aus  dem  Gesagten  folgt  —  und  auch  der  Wortlaut  des  Entwurfes 
läßt  keinen  Zweifel  hierüber  zu  — ,  daß  der  Regent  es  ist,  welcher  den 
Thron  für  erledigt  erklärt  und  damit  die  Thronfolge  eröffnet.  Die  Ent- 
scheidung über  die  Thronfolge  ist  nicht  in  die  Hand  des  Landtags  ge- 
legt. Nur  diese  Regelung  ist  mit  dem  in  Titel  I  §  i  der  Verfassungs- 
urkunde enthaltenen  obersten  Grundsatze  des  bayerischen  Verfassungs- 
fechts  vereinbar,  daß  Bayern  ein  monarchischer  Staat  ist.  Der  Ent- 
wurf bleibt  also  im  Einklänge  mit  dem  Grundsatze  des  bayerischen 
Rechtes,  daß  der  König  seine  Krone  von  Gottes  Gnaden  hat. 

Erste  und  zweite  Beratung  173.  Sitzung  vom  30.  10.  1913,  Seite 
570—630, 

Beschluß  der  Kammer  der  Abgeordneten  Beilage  531, 

Beschluß  der  Kammer  der  Reichsräte  Beilage  544, 

Gesamt-Beschluß  Beilage  545, 

Allerhöchste  Kundgaben  zur  Bekanntgabe  an  die  Kammer  176.  Sit- 
zung vom  5.  II.  1913,  Seite  587, 

Verkündung  der  Proklamation  Seiner  Majestät  König  Ludwigs  III. 
176.  Sitzung  vom  5.   11.   1913,  Seite  587, 
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Prüfung  der  verfassungsmäßigen  Voraussetzungen  für  die  Beendi- 
gung  der  Regentschaft  177.  Sitzung  vom  6.  11.   1923,   Seite  591 — 592, 

Gründe,  aus  denen  sich  die  dauernde  Regierungsunfähigkeit  Seiner 
Majestät  des  Königs  Otto  ergibt    (Schreiben  an  den  Landtag)    Beilage 

548,  549,  550,  551- 

b)  Kammer  der  Reichsräte: 

Geschäftliche  Behandlung  und  Plenarberatung  des  Entwurfs  eines 
Gesetzes  über  die  Regentschaft  23.  Sitzung  vom  4.  ii.  1913,  Seite  9. 

Protokoll  des  I.  Ausschusses  über  den  Antrag  der  K.  Staatsregie- 
rung vom  5.  II.  1913  betreffend  die  verfassungsmäßigen  Voraussetzun- 
gen für  die  Beendigung  der  Regentschaft,  Sitzung  vom  7.  n.   1913. 
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G er lic h,  Dr.  Fritz,  Geschichte  und  Theorie  des  Kapitalismus. 
München,  Duncker  &  Humblot.  406  S.  8«.    1913.   M.  10. — . 

Der  Verfasser  stellt  sich  in  seinem  Vorworte  dem  Lesepublikum 
als  Historiker  vor,  der  früher  lange  Jahre  Mitarbeiter  »in  einem  in 
seiner  Branche  den  europäischen  Markt  beherrschenden  industriellen 
Unternehmen»  gewesen  sei.  Er  will  dabei  tiefe  Einblicke  in  die  gegen- 
wärtige Wirtschaft  gewonnen,  ihren  Denkprozeß  und  ihre  Triebkräfte 
erkannt  haben.  Dadurch  will  er  skeptisch  geworden  sein  gegen  manche 
gegenwärtig  geltende  theoretische  Auffassung  vom  Wesen  und  den  Er- 
scheinungsformen dieser  Wirtschaft,  die  als  die  kapitalistische  bezeich- 
net werde.  »Förderlich  war  mir,  daß  Anregungen  der  Praxis  im  Verein 
mit  dem  Wunsche,  das  geschäftliche  Werden  in  seiner  Totalität  zu 
verstehen,  mich  als  Historiker  schon  früh  zu  eingehendem  Studium  der 
Nationalökonomie  veranlaßt  hatten.« 

Es  ist  wohl  nötig,  c'.us  der  Vorrede  diese  Dinge  zu  entnehmen, 
denn  dem  Buche  könnte  man  es  selbst  nicht.  Insbesondere  ist  von  dem 
»eingehenden  Studium  der  Nationalökonomie«,  das  der  Verfasser  ge- 
trieben haben  will,  wenig  zu  merken.  Industrie  und  Landwirtschaft, 
behauptet  er  in  der  Einleitung,  seien  notwendig  in  ihrer  Entwicklung 
an  die  Entwicklung  der  Naturwissenschaften  gebunden.  Der  Handel 
sei  das  nicht ;  er  müsse  darum  »als  reiner  Denkakt«  schon  in  früheren 
Zeiten  einen  hohen  Grad  von  Vollendung  zeigen.  »Das  Wirtschafts- 
leben vergangener  Zeiten  muß  also  in  seinem  einen  Zweige,  dem 
Handel,  stets  einen  moderneren  Charakter  haben  als  in  den  beiden 
andern,  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft.  Unsere  Aufgabe  ist  es 
nun,  aus  der  geschichtlichen  Entwicklung  die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht zu  erweisen.«  Also  ein  Historiker,  der  darauf  ausgeht,  eine  von 
ihm  im  voraus  aufgestellte  Thesis  aus  geschichtlichem  Material  zu  be- 
weisen! Hat  sich  das  recht  sauer  werden  lassen.  Denn  er  beginnt 
mit  den  Babyloniern  und  Aegyptern,  geht  dann  zu  den  Griechen  und 
über  den  Hellenismus  auch  zu  den  Römern  über  und  widmet  schließ- 
lich etwa  anderthalb  hundert  Seiten  dem  Mittelalter  und  der  Neuzeit. 
Quellenforschungen  sind  nicht  seine  Sache;    er  hat  moderne  Gewährs- 
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männer,  und  sie  sind  merkwürdig  genug  ausgesucht:  Ed.  Meyer,  Be- 
lach, Köhler,  Goldschmidt,  Below.  Was  ihm  nicht  in  den  Kram  paßt, 
liest  er  lieber  gar  nicht.  Kein  Wunder,  daß  er  bei  allen  von  ihm  be- 
handelten Völkern  einen  entwickelten  Handel  mit  Giroverkehr,  ausge- 
bildetem Geld-  und  Kreditwesen  fipdet.  Wer  sucht,  der  findet  immer. 
Namentlich  in  Zeiten,  wo  es  keine  Statistik  gibt,  läßt  sich  das  quanti- 
tative Verhältnis  des  Handels  zu  den  übrigen  Wirtschaftszweigen  be- 
liebig groß  darstellen.  Man  braucht  nur  als  groß  anzusehen,  was  den 
Zeitgenossen  so  erschien  und  hat  dann  noch  den  Vorteil,  daß  man 
das  Gesagte  mit  den  schönsten  Quellenbelegen  ausstatten  kann.  Die 
Frage,  welche  die  Grundlage  aller  derartigen  vergleichenden  Unter- 
suchungen bilden  müßte,  welcher  Teil  der  gesamten  Güterversorgung 
durch  den  Handel  zu  einer  bestimmten  Zeit  bewerkstelligt  worden  sei, 
scheint  dem  Verfasser  niemals  aufgedämmert  zu  sein.  Und  doch  ist 
sie  unerläßlich,  wenn  man  zur  Klarheit  kommen  will.  Der  Schreiber 
dieser  Zeilen  hat  einst  einem  für  die  Handelsbedeutung  der  alten 
GotthardStraße  begeisterten  Forscher  die  Frage  gestellt ,  wie  viele 
Güterzüge  der  heutigen  Gotthardbahn  wohl  erforderlich  gewesen  sein 
würden,  um  den  jährlichen  Warenverkehr  von  Italien  nach  dem  Norden 
im  Mittelalter  zu  bewältigen  und  nach  einiger  Zeit  die  kleinlaute  Ant- 
wort erhalten,  es  dürfte  nicht  einmal  ein  einziger  Güterzug  davon  volle 
Ladung  erhalten  haben. 

Auf  Einzelheiten  einzugehen,  lohnt  nicht.  Ebenso  unfruchtbar 
wie  die  auf  374  Seiten  ausgebreitete  Geschichte  ist  die  am  Schlüsse 
auf  noch  nicht  30  Seiten  angehängte  »Theorie«  des  Kapitalis- 
mus, d.  h.  allerlei  Bemerkungen  unter  den  Stichworten:  Wirtschafts- 
subjekte und  ihr  Streben,  Wesen  der  Arbeit,  Zweckmäßigkeitsreihen, 
der  Weg  der  Wirtschaftsentwicklung  und  der  Zug  zur  Organisierung. 
Was  diesen  Aphorismen,  die  eigentlich  nur  das  in  der  Geschichtsdar- 
stellung schon  bis  zum  Ueberdruß  Gesagte  wiederholen,  den  Namen 
einer  Theorie  verschafft,  ist  dem  Berichterstatter  dunkel  geblieben. 
Wenn  Behauptungen  dadurch  wahr  würden,  daß  sie  in  den  verschie- 
densten Zusammenhängen  wiederholt  werden,  so  wäre  der  Verfasser 
von  diesem  Ziele  nicht  weit  entfernt  geblieben.  — r. 


Schi  mp  er ,  Johanna,  Ländliche  Bauart  und  Wohnweise  unter 
dem  Einflüsse  der  Berufsverschiebtmg.  Untersucht  in  2  Landgemeinden 
des  Amtsbezirks  Pforzheim.  (Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der 
badischen  Hochschulen.  Neue  Folge.  Heft  33.)  Karlsruhe  i.  B. 
G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag  191 5.  88  S.  und  i  Plan. 
80.     Geh.  2,20  M. 

Für  die  Literatur  über  die  Wohnungsfrage  bedeutet  die  vorliegende 

Schrift  eine  recht  wertvolle  Bereicherung.    Ist  es  schon  erfreulich,  daß 
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das  von  nationalükonomischer  Seite  bisher  etwas  stiefmütterlich  behan- 
delte Gebiet  der  ländlichen  oder  dörflichen  Wohnungsfrage  einmal 
ernstlich  in  Angriff  genommen  wird,  so  berührt  es  doppelt  angenehm, 
wenn  eine  solche  Untersuchung  so  sachlich,  klar  und  anschaulich  durch- 
geführt wird,  wie  es  hier  der  Fall  ist. 

Die  Verfasserin  hat  dabei  den  einzig  richtigen  Weg  eingeschlagen, 
der  vorläufig  zu  einem  Ziele  führen  kann,  als  sie  die  Form  einer  Mono- 
graphie wählte,  denn  sie  ist  damit  der  Gefahr  entgangen,  Allgemein- 
heiten an  Stelle  eigener  Beobachtungen  an  Ort  und  Stelle  zum  besten 
zu  geben.  Sie  hat  für  ihre  Zwecke  die  Dörfer  Ersingen  und  Wurm 
gewählt,  die  beide  in  der  Nachbarschaft  Pforzheims  gelegen  sind  und 
deren  Einwohner  zu  einem  erheblichen  Teile  von  der  Bijouterieindustrie 
Pforzheims  leben,  ohne  ganz  der  althergebrachten  Landwirtschaft  ent- 
fremdet zu  sein.  In  beiden  Dörfern  hat  die  zunehmende  Erwerbstätig- 
keit in  der  Industrie  und  das  Zurücktreten  der  Landwirtschaft  mancherlei 
Aenderungen  in  der  Art  des  Wohnens  hervorgebracht,  denen  die  Ver- 
fasserin sorgsam  nachgeht. 

In  der  Einleitung  kennzeichnet  sie  kurz  das  Pforzheimer  Schmuck- 
warengewerbe mit  seinem  Saisonarbeitscharakter  und  den  sich  daraus 
ergebenden  Anforderungen  an  die  darin  tätigen  Arbeiter.  Hierauf 
gibt  sie  eine  ansprechende  Schilderung  der  Daseinsbedingungen  der 
beiden  Gemeinden,  die  in  mancher  Beziehung  einander  ähnlich,  aber 
auch  wieder  voneinander  verschieden  sind.  Ersingen  hat  frühzeitig 
Bahnverbindung  mit  Pforzheim,  Wurm  heute  noch  nicht,  die  erstere 
Gemeinde  ist  wohlhabender,  hat  bessere  Lage  und  gutes  Trinkwasser, 
die  letztere  ist  ärmer  und  hat  bis  in  die  neueste  Zeit  an  gutem  Trink- 
wasser Mangel  gelitten.  Es  wird  dann  dargelegt,  wie  sich  die  Berufs- 
verschiebung von  der  landwirtschaftlichen  zur  industriell-landwirtschaft- 
lichen oder  rein  industriellen  vollzieht,  wie  das  Einkommen  aus  Arbeit 
und  Dienstleistungen  einen  immer  größeren  Anteil  am  Gesamteinkom- 
men der  Einwohnerschaft  ausmacht,  vielfach  das  einzige  zu  werden 
anfängt,  auch  auf  alle  die  Nachteile  hingewiesen,  die  mit  dem  Ver- 
schwinden des  landwirtschaftlichen  Nebenerwerbs  verbunden  sind. 

Es  wird  dann  die  ältere  Bauweise  beschrieben,  für  die  natürlich 
die  landwirtschaftlichen  Bedürfnisse  maßgebend  waren.  Einige  Grund- 
risse ergänzen  ansprechend  die  Darstellung.  Die  Häuser  sind  ursprünglich 
nur  Einfamilienhäuser.  Mehrfamilienhäuser  kommen  nur  dann  vor,  wenn 
der  Erbauer  damit  rechnet,  daß  verheiratete  Kinder  im  Hause  wohnen 
bleiben  werden.  Sonst  ist  es  Sitte,  daß  sich  die  Kinder  zunächst  mit 
der  Dachkammer  begnügen.  Allmählich  werden  diese  ausgebaut  und 
gelegentlich  an  Fremde  vermietet.  In  Scheunen,  die  man  nach  Auf- 
gabe der  Landwirtschaft  nicht  mehr  braucht,  baut  man  Wohngeschosse 
ein  und  das  Miethaus  ist  fertig.  Neubauten  werden  von  vornherein 
fast  nur  zum  Wohnen  erstellt.     Es  bleibt  aber  neben  dem  Einfamilien- 
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haus  nur  das  Zweifamilienhaus  vorheirschend ,  während  das  Mehr- 
familienhaus eine  geringere  Rolle  spielt.  Der  Durchschnitt  der  Haus- 
besitzer hat  in  den  beiden  Gemeinden  stets  über,  der  der  Mieter  stets 
unter  dem  Durchschnitte  aller  Haushaltungen  gelegen.  Im  Innern  der 
Wohnung  treten  allerlei  Aenderungen  ein,  die  Wohnküche  kommt  auf, 
daneben  die  gute  Stube,  die  nach  Ansicht  der  Verfasserin  keine  aus 
der  Stadt  übernommene  Einrichtung  ist,  sondern  aus  der  Vorratskammer 
erwuchs,  wenn  auch  das  Beispiel  der  Wohnungen  der  städtischen  Ar- 
beitskollegen nicht  ohne  Einfluß  geblieben  sein  mag. 

Eine  Folge  des  nach  Pforzheim  gewandten  Interesses  der  Bewohner 
Ersingens  ist,  daß  bei  Neubauten  die  Gegend  am  Bahnhof  bevorzugt 
wird  und  sich  der  ganze  Lageplan  des  Ortes  nach  dieser  Richtung 
hin  verschiebt.  Ungesunde  Erscheinungen  wie  Preistreibereien  aus 
Spekulationsabsichten  haben  sich  noch  nicht  gezeigt.  Mehr  als  frei 
wohnen  will  der  Besitzer  des  Dorfmiethauses  nicht,  für  sein  Haupt- 
einkommen hat  er  seinen  £eruf.  Was  hier  einstweilen  noch  freiwillig 
unterbleibt:  die  künstliche  Steigerung  der  Boden-  und  Mietpreise  und 
das  Eindringen  der  Mietkaserne,  muß  nach  Ansicht  der  Verfasserin 
systematisch  unterstützt  werden,  damit  die  bisher  dem  Bedarf  genügende 
und  entsprechende  Bauweise  nicht  in  ungesunde  Bahnen  einmündet. 

Benno    Schmidt. 


H onimer ,  Otto,  Die  Eniimckluvg und  Tätigkeit  des  Deutschen  Metall- 
arbeiterverbandes. Ein  Beitrag  zum  Gewerkschaftsproblem.  Berlin, 
Carl  Heymanns  Verlag,  1912.  175  S.    8".    M.  4. — . 

In  der  vorliegenden  Schrift  hat  der  größte  der  deutschen  Arbeiter- 
verbände, der  Metallarbeiterverband,  eine  ausgiebige  Behandlung  er- 
fahren. Die  Anfänge  des  Verbandes  gehen  bis  auf  das  Jahr  iSög  zu- 
rück, wo  die>  allgemeine  deutsche  Metallarbeiterschaft«  unter  der  Anleitung 
Schweitzers  mit  dem  Sitz  in  Hannover  ins  Leben  trat,  neben  der  sich 
aber  schon  1869  in  Nürnberg  die  »Internationale  Gewerksgenossen- 
schaft  der  Metallarbeiter«  auftat.  Außer  den  beiden  bestanden  aber 
noch  einige  Sonder ».'erbände,  wie  der  Formerbund  und  der  Verband 
der  Klempner.  Erst  seit  1875  g^^^ng  ^iJ^^  allmähliche  Vereinigung 
der  einzelnen  Gruppen  nach  dem  Muster,  das  der  Holzarbeiterverband 
bereits  gegeben  hatte.  Das  Hauptpreßorgan  wurde  der  I876  gegrün- 
dete »Panier.«  Doch  waren  1877  von  350000  Metallarbeitern  erst 
5400  organisiert,  und  auch  diese  angehende  Blüte  der  deutschen  Ge- 
werkschaftsbewegung wurde  wie  so  viele  andere  durch  das  Sozialisten- 
gesetz von  1878  gebrochen.  Die  Vereinigungen  fristeten  unter  der 
Form  von  Fachverbänden  ihr  Dasein  weiter.  1886  gab  es  deren  49 
und   sie    erlangten   trotz    der  ihrem   Wirken    angelegten   Fesseln   eine 
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solche  Bedeutung,  daß  um  diese  Zeit  sich  die  Unternehmer  bereits  zu 
Verbänden  zusammenschlössen,  um  den  Wünschen  der  Arbeiterschaft 
gemeinsam  Widerstand  leisten  zu  können.  Nach  Ablauf  des  Sozialisten- 
gesetzes traten  die  meisten  Fachverbände  vereinigt  am  i.  August  1891 
unter  dem  Namen  »Deutscher  Metallarbeiterverband«  auf  den  Plan. 
Die  Gesamtmitgliederzahl  betrug  ig 000,  1893  nach  Anschluß  weiterer 
Gruppen  27000,  I897  fast  60000,  1900  über  looooo,  1906  mehr  als 
375000  und  1909,  dem  Endjahr  der  Darstellung  des  Verfassers  350000. 
In  dem  755000  Mitglieder  umfassenden  »Internationalen  Metallarbeiter- 
bund« behauptet  er  die  erste  Stelle.  Die  andauernde  Zunahme  an 
Mitgliedern  ist  nicht  ohne  große  Schwankungen  und  Rückschläge  vor 
sich  gegangen.  Von  Einfluß  waren  dabei  die  Konjunkturschwankungen 
in  der  Metallindustrie  überhaupt.  Gute  Geschäftszeiten  waren  in  der 
Regel  mit  einer  Steigerung  des  Mitgliederbestandes  verbunden,  schlechte 
mit  Abwanderung  und  Austritt  von  Mitgliedern  aus  dem  Verband. 
Mancherlei  sonstige  Hindernisse  hemmten  unausgesetzt  die  weitere 
gleichmäßige  Ausdehnung  des  Verbandes.  Wo  in  Großbetrieben 
Kranken-  und  andere  Kassen,  Wohnungsgestellung,  überhaupt  Wohl- 
fahrtseinrichtungen bestanden,  hatten  ähnliche  Einrichtungen  bei  den 
Gewerkschaften  geringen  Reiz  zum  Beitritt.  In  der  Heimarbeiterschaft 
der  Metallindustrie  fand  wie  in  anderen  Gewerbezweigen  der  Gedanke 
der  Organisation  überhaupt  wenig  fruchtbaren  Boden.  Ferner  bereiteten 
die  Unternehmer  mit  ihren  »schwarzen  Listen«  und  die  Behörden  aus 
politischen  Gründen  vielerlei  Schwierigkeiten.  Endlich  erstand  starke 
Konkurrenz  einerseits  in  den  unter  geistlicher  Vormundschaft  stehenden 
Arbeiterverbänden  christlich-sozialer  Richtung,  andererseits  in  den  seit 
1905  aufkommenden  »gelben  Arbeitervereinen«. 

Ueber  die  hier  skizzierte  äußere  Entwicklung  des  Verbandes  be- 
richtet der  erste  Teil  der  vorliegenden  Arbeit;  der  zweite  befaßt  sich 
mit  dem  inneren  Ausbau,  mit  seiner  Tätigkeit  im  Interesse  seiner 
Mitglieder.  An  erster  Stelle  steht  hier  der  Kampf  um  die  Arbeits- 
bedingungen, der  Streik  mit  seinen  Erfolgen  und  Mißerfolgen.  In  der 
Führung  von  Streiks  mußte  der  Verband  wie  viele  andere  seine  Lehr- 
jahre durchmachen.  Er  wurde  im  Laufe  der  Zeit  vorsichtiger,  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  seine  Finanzen,  die  oft  arg  zerrüttet  wurden. 
Immer  mehr  ging  man  dazu  über,  durch  Verhandlungen  anstatt  durch 
Arbeitseinstellungen  bessere  Bedingungen  für  Lohn  und  Arbeitszeit  zu 
erzielen.  Die  wachsende  Einsicht  der  Arbeitgeber,  daß  Verhandlungen 
mit  dem  Verbände  der  Einstellung  der  Arbeit  vorzuziehen  seien,  half 
diese  Bestrebungen  zugunsten  beider  Teile  fördern.  Der  Tarifvertrag 
spielte  eine  größer  werdende  Rolle,  wie  an  der  Hand  von  Uebersichten 
gezeigt  wird.  Den  Schluß  des  Buches  bilden  die  Leistungen  der 
Gewerkschaft    für    ihre  Mitglieder   in  Form   von    unmittelbaren    Unter- 
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Stützungen,   Darbietung   von   Bildungsgelegenheiten   u.    a.,    die    durch 
Tabellen  veranschaulicht  werden. 

Das  Buch  bietet  ein  ganz  brauchbares  Kapitel  zur  Geschichte  der 
deutschen  Arbeiterbewegung,  zumal  es  auf  dem  allerdings  sehr  reich- 
haltigen Material  der  Veröffentlichungen  des  Verbandes  aufbaut.  Er- 
schöpfend kann  es  trotzdem  nicht  genannt  werden,  denn  dazu  sind 
einige  Seiten  des  Gewerkschaftslebens  zu  kurz  weggekommen.  Wenn 
schon  eine  ganze  Menge  Theorie  zum  besten  gegeben  wurde,  mußte 
auch  auf  die  Stellung  des  Metallarbeiterverbandes  zur  Koalitionsgesetz- 
gebung etwas  eingegangen  werden.  Das  ganz  außerordentlich  wichtige 
Kapitel  des  Arbeitsnachweises  ist  viel  zu  dürftig  behandelt.  Endlich 
hätte  auch  das  Verhältnis  des  Metallarbeiterverbandes  zu  anderen  Ge- 
werkschaften beleuchtet  werden  müssen.  Es  ist  ja  bekannt,  daß  sich 
die  Fachorganisation  nicht  immer  als  durchführbar  und  zweckmäßig 
erwiesen  hat,  werden  ja,  um  ein  Beispiel  zu  nennen,  die  Modelltischler 
in  Maschinenfabriken  vom  Metallarbeiterverband  wie  vom  Holzarbeiter- 
verband als  Mitglieder  in  Anspruch  genommen,  was  zu  allerhand 
Reibungen  zwischen  den  beiden  führt. 

Benno    Schmidt. 


Lechner,  Johann,  Die  Fleischversorgung  Münchens.  München,  J. 
Schweitzers  Verlag  (Arthur  Selber)  1914.  gö  S.  M.  3.60. 
Der  Verfasser  gibt  zunächst  einen  Ueberblick  über  die  Geschichte 
der  Fleischversorgung  Münchens.  Er  zeigt,  wie  der  Bedarf  an  Schlacht- 
vieh der  anwachsenden  Bevölkerung  Münchens  immer  schwieriger  zu 
decken  ist.  Mißernten,  Viehseuchen,  Grenzsperren  und  die  damit  ver- 
bundene Erschwerung  der  Anfuhr  von  Vieh  und  besonders  die  steigenden 
Preise  beschäftigen  immer  wieder  die  Behörden  zwecks  Schaffung  von 
Abhilfemaßregeln.  Im  September  191 3  erreichten  die  Vieh-  und  Fleisch- 
preise in  München  einen  Höhepunkt.  Es  kam  zum  Erlaß  von  staat- 
lichen Maßnahmen,  die  die  Einfuhr  von  Vieh  und  Fleisch  aus  dem 
Auslande  ermöglichen  sollten.  Der  Magistrat  von  München  machte 
davon  Gebrauch  und  führte  auf  eigene  Rechnung  Fleisch  ein,  um  es 
zum  Selbstkostenpreis  an  das  Publikum  abzugeben.  Dagegen  befaßte 
er  sich  nicht  mit  der  Einfuhr  lebenden  Viehes.  In  den  weiteren  Ab- 
schnitten schildert  der  Verfasser  die  Entwicklung  der  Grenzsperren 
und  Einfuhrverbote  besonders  auf  Grund  der  Viehseuchengesetze,  so- 
wie der  Vieh-  und  Fleischzölle  seit  der  Zeit  des  Zollvereins,  um  dann 
zur  Beschreibung  der  Organisation  des  Schlachtviehmarktes  in  München, 
des  drittgrößten  (nach  Berlin  und  Hamburg)  in  Deutschland  überzu- 
gehen. Es  werden  ausführliche  mit  Zahlen  belegte  Angaben  über  die 
Menge  und  Bezugsgebiete  des  Münchener  Schlachtviehes  gemacht.    Die 
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Darstellung  des  Handels  bringt  Mitteilungen  über  die  Kaufweisen  und 
die  Organisation  des  Zwischenhandels,  bei  dem  der  Verkaufsvermittler 
(Kommissionär)  eine  Rolle  spielt.  Vpi  der  verteuernden  Wirkung  des 
Zwischenhandels  zu  entgehen,  hat  der  bayrische  Landwirtschaftsrat 
1897  am  Schlachthof  eine  Geschäftsstelle  für  Schlachtviehverkauf  ein- 
gerichtet, ohne  in  Ansehung  des  Gesamtumsatzes  eine  erhebliche 
Wirkung  zu  erzielen.  Wichtiger  war  die  Einrichtung  einer  Viehmarkts- 
kasse auf  dem  Viehhofe  zur  Erleichterung  des  Zahlungsverkehrs. 

Das  nächste  Kapitel  bringt  eine  kurze  Schilderung  des  Metzger- 
gewerbes in  München,  das  bis  auf  das  13.  Jahrhundert  zurück  verfolgt 
werden  kann.  Heute  haben  sich  die  Metzger  in  drei  Innungen  zu- 
sammengetan, die  der  Alt-  und  Jungmetzger,  der  Schweinemetzger  und 
der  Kutteier.  Typisch  für  München  ist  noch  immer  der  Kleinhand- 
werker, der  das  Vieh  schlachtet  und  den  ganzen  Prozeß  der  Verarbei- 
tung in  seinem  Betriebe  bis  zur  Abgabe  des  Fleisches  oder  der  Fleisch- 
ware an  den  Konsumenten  ausführt,  im  Gegensatz  zu  Berlin,  wo  der 
Fleischer  fast  nur  Käufer  des  Engrosschlächters  oder  Fleischhändlers  ist. 

Die  letzten  Kapitel  bringen  in  der  Hauptsache  Zahlen  über  den 
Fleischverbrauch ,  über  Preisnotierungen  und  Schlachtviehentschädi- 
gungen. 

Die  Arbeit  bringt  reiches  Material,  ist  sachlich  geschrieben  und 
vermeidet  alle  Abschweifungen  von  dem  behandelten  Gebiete.  In 
diesem  Falle  beeinträchtigt  das  etwas  den  Wert  der  Arbeit,  weil 
Urteile  über  mitgeteilte  Tatsachen  immer  erst  bei  Vergleichen  mit 
entsprechenden  Erscheinungen  an  anderen  Orten  oder  anderen  Zeiten 
abgegeben  werden  können.  Benno  Schmid. 


Schloesser,  Robert,  D.  H.,  Die  konsumgenossenschaftliche  Güter - 
Vermittlung,  ihre  Technik  und  tvirtschaßliche  Bedeutung.  Mit  vergleichen- 
den Betrachtungen  über  den  erwerbsmäßigen  Warenvertrieb.  (Mann- 
heimer Hochschulstudien,  Heft  2.)  Mannheim,  J.  Bensheimer  1914. 
217  S.  8  ".    M.  4.80. 

In  einer  Einführung  behandelt  der  Verfasser  zunächst  Begriff  und 
EntWickelung  der  Konsumgenossenschaft.  Diese,  sonst  als  Konsum- 
verein bezeichnete  Genossenschaft  erstrebt  die  vorteilhafteste  Beschaffung 
des  persönlichen  und  des  Hauswirtschaftsbedarfs  ihrer  Mitglieder.  Die 
Konsumgenossenschaften  selbst  haben  sich  zu  Regional-,  diese  wieder 
zu  Nationalverbänden  zusammengeschlossen,  die  näher  geschildert 
werden. 

Die  Güterbeschaffung  der  Konsumgenossenschaften,  die  im 
zweiten  Teile  dargestellt  wird,  erfolgt  durch  Erwerbsgeschäfte,  Ein- 
kaufszentralen,  andere  Konsumgenossenschaften   und   durch  Eigenpro- 
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duktion.  Bei  der  Behandlung  dieses  Abschnittes  merkt  man,  daß  sich 
der  Verfasser  nicht  nur  auf  gedruckte  Berichte  verlassen  hat,  sondern 
tiefer  in  die  Sache  eingedrungen  ist. 

Noch  deutlicher  tritt  dies  im  dritten  Kapitel,  das  von  der  Güter- 
verteilung handelt,  hervor.  Hier  kommen  dem  Verfasser  seine 
Studien  an  einer  Handelshochschule  zu  statten.  Mit  dem  Auge  des 
wissenschaftlich  gebildeten  Kaufmanns  erfaßt  er  das  Ganze  und  gibt 
so  eine  gründliche  und  richtige  Darstellung  der  Technik  der  Güterver- 
teilung. Hierbei  behandelt  er  z.  B.  die  Sprache  in  der  konsumgenossen- 
schaftlichen Güterverteilung,  die  Reklame  der  Konsumvereine,  Unkosten, 
Preise,  Barzahlung,  die  Arten^  der  Waren,  das  Personal,  den  Verkehr 
zwischen  Zentrale  und  Verteilungsstelle  usw.  Dabei  zieht  er  stetig 
Vergleiche  mit  dem  erwerbsmäßigen  Warenvertrieb,  dessen  Nachteile 
scharf  hervorgehoben  werden.  Im  Schlußkapitel  werden  die  Entwicke- 
lungstendenzen  und  Entwickelungsmöglichkeiten  geschildert,  wodurch 
die  beachtenswerte  Arbeit  gerade  für  die  Gegenwart  besondere  Be- 
deutung erhält.  D.  Penndorf. 


Dressler,  Walter,  Der  europäische  Schiffahrtsverkehr  nach  Au- 
stralien. (Staats-  und  Sozialwissenschaftliche  Forschungen,  herausge- 
geben von  Gustav  Schmoller  und  Max  Sering.  Heft  132.)  München, 
Duncker  &  Humblot,   1915.    190  S.  8  <>.     M.  5. — . 

In  der  Einleitung  gibt  der  Verfasser  eine  kurze  Darstellung  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  australischen  Festlandes,  um  das  es 
sich  hier  nur  handelt,  und  der  Eigentümlichkeiten  dieses  Erdteils  in 
bezug  auf  seine  Lage  zu  den  alten  Kulturländern,  seinen  geologischen 
und  geographischen  Aufbau,  seine  Küstenbildung,  seine  Pflanzen-  und 
Tierwelt.  Hierauf  folgt  eine  Schilderung  der  Stellung  Australiens  in 
der  Weltwirtschaft,  seiner  Bedeutung  als  Erzeuger  und  Verbraucher 
von  Rohstoffen  und  Fabrikaten  und  der  hierdurch  bedingten  Verkehrs- 
beziehungen zu  anderen  Ländern,  die  für  Waren  nur  durch  die  Schifif- 
fahrt  hergestellt  werden  können.  Die  für  den  überseeischen  Verkehr 
in  Betracht  kommenden  Haupterwerbszweige  Australiens  sind  Viehzucht, 
Ackerbau  und  Bergbau,  während  sich  die  Industrie  noch  in  den  An- 
fängen ihrer  Entwicklung  befindet.  Die  großen  Schwankungen  des 
Klimas,  besonders  die  von  Zeit  zu  Zeit  auftretenden  Dürren  beeinflussen 
die  Erträgnisse  der  Urproduktion  gewaltig.  So  sank  z.  B.  von  1891 
bis  1902  die  Zahl  der  Schafe  von  106,5  ^^^  54  Millionen,  um  bis  1912 
wieder  auf  85,6  zu  steigen,  für  Australien,  das  neben  Argentinien  der 
größte  Wollerzeuger  der  Welt  ist,  gewiß  nicht  ohne  Bedeutung. 

Der  Wert  des  Außenhandels  ist  von  5,7  Millionen  Pfund  im  Jahre 
1850  auf  158,2  Millionen  im  Jahre   1913  gestiegen.    Zwei  Drittel  davon 
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entfallen  auf  England  und  die  englischen  Kolonien,  besonders  Neusee- 
land. In  weitem  Abstände  folgen  die  Vereinigten  Staaten,  Deutsch- 
land, Frankreich  und  andere  Länder,  Und  wie  der  Anteil  am 
Außenhandel  verhält  sich  auch  der  Anteil  dieser  Länder  am  Schifif- 
fahrtsverkehr. 

Die  Schilderung  der  einzelnen  Schiffahrtslinien  und  ihrer  Entwick- 
lung nimmt  den  nächsten  Teil  des  Buches  ein.  Der  Verkehr  mit 
Australien  war  anfangs  sehr  schwach,  so  daß  z.  B.  die  Post  nicht  von 
England  selbst,  sondern  von  Indien  aus  besorgt  wurde.  Er  wuchs  erst 
mit  der  Entdeckung  der  Goldfelder,  die  1850  bis  1870  jährlich  50000 
Einwanderer  herbeilockten.  Der  Wunsch  nach  regelmäßiger  und  häufiger 
Postverbindung  drängte  dann  von  selbst  zur  Einrichtung  von  Linien- 
fahrten, die  bis  1880  ausschließlich  von  englischen  Reedereien  unter- 
halten wurde.  1881  trat  die  erste  französische  Linie,  die  Messageries 
maritimes  in  Marseille,  1886  der  Norddeutsche  Lloyd,  1888  die 
Deutsch-australische  Dampfschififahrtsgesellschaft  mit  regelmäßig  gehen- 
den Fracht-  und  Postdampfern  auf  den  Plan. 

Dann  bringt  der  Verfasser  in  einem  »analytischen  Abschnitt«  noch 
einmal  die  Besonderheiten  des  Verkehrs  mit  Australien  und  dieses 
Landes  selbst  zur  Sprache,  die  er  in  der  Einleitung  schon  gestreift 
hatte,  vor  allem  die  Hindernisse,  die  auf  den  weiten  Wegen  nach  die- 
sem Erdteile  entstehen,  dann  die  den  Verkehr  eher  hemmende  als 
fördernde  australische  Gesetzgebung ,  die  Ausbildung  der  Verkehrs- 
mittel, der  Segel-  und  Dampfschiffe  und  ihres  Fassungsraumes,  ihrer 
Anlagen  für  den  Transport  besonderer  Artikel  wie  Gefrierfleisch, 
Obst  usw.  Der  Personendienst  spielt  im  Vergleich  etwa  mit  Amerika 
heute  überhaupt  keine  Rolle.  Die  Einwanderung  nach  Australien  ist 
sehr  gering,  sie  muß  von  der  dortigen  Regierung  besonders  gefördert 
werden,  erreichte  aber  selbst  191 2  nur  einen  Ueberschuß  von  83000 
Menschen,  statt  der  250000,  die  das  Ideal  bilden. 

Ein  weiterer  Abschnitt  behandelt  die  Schiffahrtspolitik  der  einzelnen 
Staaten,  also  vor  allem  das  Subventionswesen  bei  den  nach  Australien 
gehenden  Linien.  Die  Einzelheiten,  die  Höhe  und  Berechnung  der 
Subventionen  in  den  einzelnen  Ländern,  die  Bedingungen,  an  die  ihre 
Gewährung  geknüpft  ist,  müssen  im  Buche  selbst  nachgelesen  werden, 
ebenso  die  Bestimmungen  der  australischen  Schiffahrtsgesetzgebung. 

Nach  einem  Kapitel  über  die  Verbandsbildung,  das  eine  gute 
Grundlage  in  Euckens  Schrift  über  die  Verbandsbildungen  in  der  See- 
schiffahrt hat,  schildert  der  Verfasser  endlich  im  letzten  Abschnitt  den 
gegenwärtigen  Schififahrtsverkehr  von  Europa  nach  Australien,  getrennt 
nach  einzelnen  Ländern  und  den  Gattungen  der  Dampf-  und  Segel- 
schiffahrt. Den  Schluß  bildet  eine  Art  Ausblick  in  die  Zukunft  dieses 
Teiles  des  Weltverkehrs. 

Die  Schrift   ist,   wie   auch    schon    die  benutzte  Literatur  erkennen 
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läßt,  eine  sehr  fleißige  und  erschöpfende  Abhandlung.  Leider  vermei- 
det sie  Wiederholungen  nicht;  die  gebotene  Inhaltsangabe  läßt  schon 
erkennen,  wie  die  einzelnen  Gebiete  in  mehreren  Abschnitten  und 
verschieden  ausführlich  behandelt  werden,  ein  Mangel,  dem  bei  anderer 
Disposition  zu  begegnen  gewesen  wäre.  Benno  Schmidt. 


B  aa  s  c  h ,  Dr.  Ernst,  Die  Handelskammer  zu  Hamburg  l6Öß — 191 5- 
Im  Auftrage  der  Handelskammer  bearbeitet.  3  Bände.  Hamburg, 
Lucas  Gräfe  &  Sillem,  191 5.  738,  838  und  966  S.  8».  M.  40. — 
Am  19.  Januar  191 5  waren  250  Jahre  verflossen  seit  der  Gründung 
der  Hamburgischen  Commerzdeputation,  der  Vorläuferin  der  Handels- 
kammer, die  erst  seit  1867  diesen  Namen  führt.  Man  wird  es  begreif- 
lich finden,  daß  die  Körperschaft  das  Bedürfnis  empfand,  das  erste 
Vierteljahrtausend  ihrer  Wirksamkeit  durch  einen  umfassenden  Rück- 
blick zu  ehren,  und  so  wenig  unsere  Zeitschrift  sonst  derartigen  Fest- 
schriften eingehende  Berücksichtigung  zuteil  werden  lassen  kann,  so 
wird  sie  doch  dieser  umfassenden,  mehr  als  2500  Seiten  füllenden  Dar- 
stellung gegenüber  eine  Ausnahme  machen  müssen.  Allerdings  darf 
man  auch  in  ihr  keine  kritische  Würdigung  der  ganzen  Institution  und 
ihrer  Betätigung  suchen.  Festschriften  werden  von  Haus  aus  leicht 
zu  Panegyriken,  und  man  kann  von  dem  Direktor  der  berühmten 
Commerzbibliothek,  der  durch  eine  Reihe  von  Schriften  und  Aufsätzen 
zur  Hamburgischen  Handelsgeschichte  bekannt  geworden  ist,  am  we- 
nigsten erwarten,  daß  er  etwas  anderes  als  eine  hervorragend  sach- 
kundige und  vielfach  belehrende  Darstellung  des  Geschehenen  bieten 
werde.  In  dieser  Darstellung  aber  spiegelt  sich,  sowenig  sie  das  Per- 
sönliche und  nur  lokal  Bedeutsame  außer  Augen  läßt,  ganz  von  selbst 
ein  gutes  Stück  der  deutschen  Handelsgeschichte  überhaupt.  Darum 
darf  sein  Werk  des  Interesses  auch  in  weiteren  Kreisen  gewiß  sein. 

Der  erste  Band  beginnt  mit  der  Zeit  der  Gründung  der  Commerz- 
deputation und  des  Kampfes  um  ihre  Existenz,  wendet  sich  dann  so- 
fort zu  ihrer  Einwirkung  auf  die  auswärtige  Handelspolitik  bis  18 14, 
die  sie  nach  den  Akten  bis  zum  Ausgang  der  französischen  Zeit  ver- 
folgt, und  geht  darauf  zu  den  Gegenständen  der  inneren  Handelspolitik 
über.  Dieser  ist  eine  große  Zahl:  Zollwesen,  Warenauktionen,  Prä- 
mienhandel, Zahlenlotterie,  Bankwesen,  Münzpolitik,  Handelskrisen, 
Assekurranz-  und  Fallitenwesen ,  Wechselordnung,  Besteuerung  des 
Kaufmannsstandes,  sein  Verhältnis  zu  Industrie  und  Handwerk,  An- 
stalten für  den  Handelsbetrieb  und  Hilfsgewerbe  des  letzteren  (Aemter), 
Marktwesen,  Kurszettel.  Man  erlangt  eine  recht  vielseitige  Einsicht 
in  das  damalige  wirtschaftliche  Leben  des  Platzes  und  die  in  demselben 
einander  gegenüberstehenden  Kräfte :  ein  Ehrb.  Kaufmann,  das  Kramer- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.      1915.     3.  T.'l 
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amt,  die  Zünfte,  der  Rat.  Die  Stellung  der  Commerzdeputation  zu  den 
einzelnen  Fragen  ist  durchaus  nicht  immer  konsequent  geblieben,  hielt 
aber  im  ganzen  den  Grundsatz  der  Handelsfreiheit  fest  und  suchte 
ihm  Geltung  gegenüber  entgegenlaufenden  Interessen  zu  verschaffen. 

Sehr  interessant  ist  sodann  die  Darstellung  des  Verhaltens  der 
Commerzdeputation  zu  den  mancherlei  Fragen  der  Schiffahrt,  die  in 
langer  Folge  abgehandelt  werden  und  vielleicht  durch  die  Aufschlüsse, 
welche  sie  über  eine  große  Zahl  von  tatsächlichen  Verhältnissen  bieten, 
wichtiger  ist  als  durch  die  Erörterung  der  Wirksamkeit  der  behandelten 
Körperschaft.  Das  gleiche  gilt  auch  von  den  folgenden  Abschnitten 
über  Einrichtungen  für  den  auswärtigen  Verkehr  (Konsuln  und  Agen- 
ten, Pässe  und  Schiffahrtsdokumente,  Post  und  Frachtfuhrwesen),  über 
fremde  Verkehrsfragen,  die  den  Hamburger  Handel  berührten,  die 
inneren  Verhältnisse  der  C.-D.  und  ihre  Beziehungen  zu  den  verschie- 
denen städtischen  Körperschaften 

In  den  beiden  folgenden  Bänden  wird  die  Tätigkeit  der  Körper- 
schaft von  1814 — 191 5  behandelt.  Die  Darstellung  beginnt  mit  ihrer 
Stellung  zur  Handels-  und  Handelsvertragspolitik  Hamburgs  und  des 
Deutschen  Reiches,  erörtert  dann  die  Beziehungen  Hamburgs  zu  der 
wirtschaftlichen  Einigung  Deutschlands  bis  zum  Zollanschluß,  die  innere 
Handelspolitik  und  Handelsgesetzgebung,  die  Fürsorge  für  einzelne 
innere  Handelseinrichtungen,  das  Schififahrtswesen,  Auswanderung  und 
Kolonialpolitik,  Verkehrswesen,  die  Börse,  die  inneren  Verhältnisse 
und  die  Stellung  der  Kaufmannschaft  zum  Staate.  Es  ist  ein  außer- 
ordentlich reiches  Feld  der  Wirksamkeit,  mit  Sorgfalt  nach  den  Akten 
durchgepflügt,  das  uns  hier  dargeboten  wird.  So  interessant  es  auch 
sein  mag,  die  Stellung  der  Vertreterschaft  des  Hamburgischen  Handels- 
standes zu  einer  großen  Reihe  von  zum  Teil  erledigten,  zum  Teil  noch 
schwebenden  Zeitfragen  kennen  zu  lernen,  so  möchte  doch  auch  hier 
der  Gewinn  für  den  Benutzer  weit  mehr  auf  dem  Boden  der  Tatsachen- 
beschreibung zu  suchen  sein,  die  zur  Erläuterung  der  Beratungen  und 
Entscheidungen  erforderlich  war.  Daß  man  es  mit  einem  ausgespro- 
chenen Interessentenstandpunkt  zu  tun  hat,  der  die  Dinge  oft  recht  ein- 
seitig sieht  und  behandelt,  läßt  sich  an  vielen  Stellen  nicht  verkennen, 
und  der  Verfasser  ist  auch  weit  davon  entfernt,  dies  verschleiern  zu 
wollen.  Wenn  er  am  Schlüsse  sagt,  daß  die  Handelskammer  in  der 
Pflege  der  Hamburgischen  Einrichtungen  ihre  vorzügliche  Aufgabe  ge- 
funden habe,  wird  man  dem  wohl  zustimmen.  Aber  weit  weniger  wird 
man  geneigt  sein,  die  darauf  folgenden  Sätze  zu  unterschreiben:  »Sie 
war  niemals  blind  für  die  Außenwelt  und  würdigte  vollauf  den  reichen 
Gewinn,  der  für  Hamburg  aus  der  Kenntnis  der  Handelseinrichtungen 
anderer  Länder  und  Plätze  zu  ziehen  war.  Kirchturms-Wirtschafts- 
politik gibt  es  für  den  seefahrenden  Kaufmann  nicht.  Die  weite  Aus- 
dehnung der  Handels-  und  Seeintcressen  der  Stadt  bewahrte  die  Han- 
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delskammer  immer  wieder  vor  der  Gefahr  einer  einseitigen,  örtlich 
beschränkten  Politik,  wie  andererseits  die  in  neuer  Zeit  sich  enger 
knüpfende  Verbindung  mit  dem  deutschen  Binnenlande  ihrem  Schaffen 
mehr  denn  je  den  nationalen  Charakter  aufprägte.  .  .  .  Die  Hambur- 
gische Handelsvertretung  ist  unbestritten  immer  deutsch  gew^esen;  sie 
hat  stets  für  Hamburg  gesorgt;  das  bedeutete  aber:  für  Deutschland.« 
Doch  derartige  Aussprüche  gehören  am  Ende  zum  Charakter  des 
Buches  und  müssen  als  schmückende  Zugabe  mit  in  Kauf  genommen 
werden.  Das  Ganze  bleibt  doch  ein  überaus  schätzbarer  Beitrag  zur 
deutschen  Wirtschaftsgeschichte,  ist  uns  als  solcher  willkommen  und 
wird  in  seiner  speziellen  Darstellung  zur  Aufhellung  mancher  bis  dahin 
wenig  beachteten  Einzelheiten  beitragen.  Aber  man  darf  nie  vergessen, 
daß  es  die  Dinge  nur  von  einer  Seite  zeigt  und  daß  der  Hamburgische 
Handel  in  dem  Buche  nicht  als  Glied  einer  allgemein  deutschen  Ent- 
wicklung hat  dargestellt  werden  sollen,  sondern  in  der  lokalhistorischen 
Ausprägung  seiner  Interessen  und  deren  Behandlung  von  selten  der 
berufenen  Interessenvertretung.  — r. 


Dietrich,  Rudolf,  Beiriebzvissenschaft.    München  und  Leipzig,  Dun- 
cker  &  Humblot,  1914.     801  S.  8".     M.  20.—. 

In  einer  Grundlegung,  die  zum  größten  Teile  bereits  in  Schmollers 
Jahrbuch  von  1913  veröffentlicht  worden  ist,  sucht  Dietrich  zunächst 
für  seine  »Betriebwissenschaft«  —  das  ist  nach  ihm  die  Wissenschaft 
vom  Wesen,  Bau  und  Innenleben  der  Betriebe  —  einen  Standort  inner- 
halb der  Wirtschaftswissenschaft  zu  gewinnen.  Sie  ist  ihm  eine  Teil- 
wissenschaft der  Volkswirtschaftslehre,  weshalb  er  auch  eine  besondere 
Privatwirtschaftslehre,  wie  sie  Weyermann-Schönitz  und  NickUsch  in  ihren 
Schriften  verlangen,  ablehnt.  Der  Irrglaube  an  die  Wirklichkeit  oder 
Möglichkeit  einer  Wissenschaft  jenes  Namens  entspringt  nach  ihm  un- 
genügender Sachkenntnis  und  unklarem  Denken.  »Und  wo  nicht  der 
Glaube  eine  Privatwirtschaftslehre  künstlich  am  Leben  erhält,  da  ist  es 
die  früher  berührte  Unempfindlichkeit  gegen  unpassende  Namen  und 
sachliche  Unordnung,  oder  endlich  die  Ehrfurcht  vor  dem  Heiligtum 
wissenschaftlicher  Ueberlieferung  (Tradition).«  Demgegenüber  sei  auf 
das  Schlußwort  eines  Vortrages  hingewiesen,  den  Professor  Hellauer 
über  »Wege  und  Ziele  der  privatwirtschaftlichen  Forschung«  auf  der 
Tagung  der  Privatwirtschaftslehrer  von  Handelshochschulen  gehalten 
hat  (Zeitschrift  für  Handelswissenschaft  und  Handelspraxis  19 14,  Heft  g)- 
Da  heißt  es:  »Es  wird  noch  viel  versucht  werden,  glücken  und  miß- 
glücken müssen,  bevor  wir  mit  stolzer  Ruhe  werden  sagen  können :  so 
ist  die  Wissenschaft,  der  wir  dienen,  das  ist  ihr  Name,  das  sind  ihre 
Wege,    ihre    Ziele,    ihre  Grenzen.«     Selbständige    Handelshochschulen 
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haben  nach  Dietrich  daher  auch  keine  Berechtigung ;  nur  wenn  sie  sich 
zu  Hochschulen  für  seine  »Betriebvvissenschaft«  ausbilden  würden, 
könnten  sie  Gnade  vor  ihm  finden. 

Die  Grundlegung  erörtert  sodann  die  »betriebwissenschaftlichen« 
Leistungen  als  Neben-  oder  Teilarbeit  —  wobei  namentlich  die  Be- 
strebungen Ehrenbergs  kritisiert  werden  — ,  ferner  die  »Betriebwissen- 
schaft« als  geschlossenes  Ganzes,  ihre  Pflege  an  Hochschulen  —  wobei 
ich  den  Ausführungen  über  Seminarbetrieb  und  Besichtigungen  gern 
zustimme  — ,  und  das  Wesen  und  Recht  der  Ethik. 

Im  »Aufbau«  behandelt  Dietrich  zuerst  Wesen  und  Arten  der  Be- 
triebe. In  ausführlicher  Weise  werden  die  dem  Betrieb  eigentümlichen 
Merkmale  unter  Berücksichtigung  der  drei  Faktoren  Natur,  Kapital  und 
Arbeit  untersucht  und  die  Frage  nach  dem  Zwecke  oder  Berufe  des 
Betriebs  dahin  beantwortet,  daß  zwischen  einzelwirtschaftlichem  oder 
innerem  und  volkswirtschaftlichem  oder  äußerem  Berufe  zu  unterscheiden 
sei.  Sodann  versucht  D.  die  Betriebe  nach  Arten  und  Gattungen  ein- 
zuteilen und  gelangt  dabei  zu  einer  Einteilung  nach  a)  Geschichte,  Be- 
ruf, Berechtigung,  b)  Ausdehnung  des  Dienstes  und  sachlich-persön- 
licher Größe,  c)  Abhängigkeit,  Besitzverhältnissen  und  Stellung  der  per- 
sönlichen Glieder. 

Im  zweiten  Teile  des  Aufbaus  werden  Bau  und  Gliederung  der 
Betriebskörper  untersucht.  Er  beginnt  mit  den  Beziehungen  zwischen 
den  Betrieben  und  ihrem  Boden.  Bei  seinem  Bestreben,  überall  ord- 
nend und  scheidend  zu  wirken,  bildet  der  Verfasser  zwei  Gruppen, 
die  sehr  anfechtbar  sind.  Doch  hält  er  sich  hier  ausnahmsweise  kurz, 
so  daß  nur  ein  beachtenswerter  Vorschlag  zur  Schaffung  von  Karten- 
bildern der  Standorte  zu  erwähnen  ist. 

Die  Gliederung  der  Betriebskörper  selbst  erfolgt  in  eine  räumlich- 
sachliche und  eine  persönliche.  Die  Verbände  der  Betriebskörper 
(Kammern)  nehmen  dabei  einen  zu  breiten  Raum  ein. 

Auf  Seite  302  wendet  sich  D.  nun  dem  Innenleben  der  Betriebe 
zu,  und  zwar  zunächst  der  Arbeit.  Die  Gesamtheit  der  Betriebsarbeiten 
wird  in  ihrem  wirtschaftlichen  Wesen  dargestellt  (Arten,  Arbeitsteilung, 
Zusammenwirken),  worauf  die  Arbeitszeit  als  allgemeines  Maß  der  Be- 
triebsarbeiten untersucht  wird.  Daran  schließt  sich  die  Darstellung 
des  Ertrags  als  allgemeinen  Zwecks  der  Betriebsarbeiten,  wobei  einer 
theoretischen  Behandlung  der  Lohnfrage  allein  hundert  Seiten  ge- 
widmet werden.  Die  nächste  Ueberschrift :  Betriebsleitung  entspricht 
nicht  völlig  dem  Inhalte.  Der  Hauptteil  entfällt  auf  Statistik,  und  nur 
der  kleinere  Teil  behandelt  die  Leitung  im  engeren  Sinne.  Buchhaltung 
und  Kalkulation  werden  nur  gestreift.  Den  Schluß  bildet  eine  umfang- 
reiche Abhandlung  über  Betriebsethik. 

Diese  Inhaltsangabe  läßt  erkennen,  daß  die  Darstellung  in  dieser 
»Betriebwissenschaft«  sehr  ungleichmäßig  ist.    Wichtige  Seiten  des  Be- 
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triebslebens  werden  kurz  abgetan,  andere  unverhältnismäßig  breit  be- 
handelt. Dies  ist  besonders  der  Fall,  wenn  D.  aus  seiner  früheren 
Tätigkeit  schöpft.  Der  Verfasser  war  Begründer  und  Leiter  der  Sta- 
tistischen Abteilung  eines  Großbetriebs,  daher  die  ausführliche  Dar- 
stellung der  Statistik ;  er  war  sozialpolitischer  Berater,  daher  die  über- 
große Hervorhebung  der  Betriebsethik.  An  manchen  Stellen  fühlt  der 
Verfasser  selbst,  daß  der  betr.  Abschnitt  nicht  zum  Thema  gehört,  sucht 
es  dann  aber  zu  begründen.  Hätte  er  streng  Maß  gehalten,  dann  hätte 
ein  lesenswertes  Werk  entstehen  können;  so  ist  es  ein  mächtiger  Band 
geworden,  der  viel  Selbstverständlichkeiten  enthält.  Im  übrigen  sind 
es  nicht  zusammenfassende,  umfangreiche  Darstellungen,  welche  die 
Privatwirtschaftslehre  ^  oder  wie  man  sie  nennen  mag — jetzt  braucht, 
sondern  Einzeldarstellungen  wichtiger  Seiten  des  Betriebslebens.  Und 
dazu  wäre  D.  nach  verschiedenen  Einzelteilen  seines  Buches  hin  wohl 
berufen  gewesen.  Dr.  Penndorf. 


Müller,  Dr.  Gustav,  Die  kaufmännische  Erfolgsrechnung  (Gewinn- 
und  Verlustrechnung).  Analytische  Darstellung  ihrer  Faktoren  bei 
Handels-,  Industrie-  und  Bankunternehmungen  nach  handelstechnischen 
und  rechtlichen  Gesichtspunkten.  Berlin,  Julius  Springer,  1915.  514  S. 
8».  M.  12.—. 

Der  Verfasser  behandelt  in  systematischer  Darstellung  in  vier  Ka- 
piteln die  kaufmännische  Gewinn-  und  Verlustrechnung.  Das  erste 
Kapitel  betrifft  die  Erfolgskontierung  und  ist  vorwiegend  buch- 
haltungs-  und  bilanztechnischen  Inhalts.  Im  zweiten  Kapitel  ist  die 
Bedeutung  des  Umsatzes  als  Erfolgsfaktor  in  buchhaltungstechnischer, 
allgemein  wirtschaftswissenschaftlicher  und  rechtlicher  Hinsicht  erörtert. 
Das  dritte  umfangreichste  Kapitel  ist  der  Lehre  von  der  Bewertung 
der  Vermögensgegenstände  unter  dem  Gesichtspunkte  der  bilanzmäßigen 
Erfolgsermittlung  gewidmet.  Auf  die  handelstechnische  Seite  ist  be- 
sonderes Gewicht  gelegt;  bilanzrechtliche  Erörterungen  haben  —  soweit 
erforderlich  —  stattgefunden.  Das  vierte  Kapitel  handelt  von  der  E  r- 
f  o  1  g  s  V  e  r  t  e  i  1  u  n  g ;  es  ist  also  überwiegend  rechtlicher  Natur. 

Das  Buch  verdient  unter  den  bisher  über  die  kaufmännische  Bilanz 
erschienenen  Schriften  besondere  Beachtung,  da  der  Verfasser  es  unter- 
nimmt, die  kaufmännische  Rechnung  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
Erfolges  systematisch  darzustellen.  Der  Versuch  darf  als  wohl- 
gelungen bezeichnet  werden.  Der  Verfasser  hat  auch  Wert  auf  eine 
erschöpfende  Darstellung  gelegt  und  die  mit  dem  Thema  zusammen- 
hängenden Einzelfragen  sorgfältig  durchgearbeitet.  Die  großen,  in 
langjähriger  Praxis  gewonnenen  Erfahrungen  hat  er  gut  zu  verwerten 
gewußt,  wie  die  vielen  Beispiele,  die  praktischen  Winke,  die  kritischen 
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Erörterungen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  die  Vorschläge  über 
ihre  Neuformulierung  zeigen.  Für  den  Praktiker  besonders  wertvoll 
sind  die  zahlreichen  mitgeteilten  Entscheidungen  der  Gerichte. 

Max  Richter. 


Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Barth,  Prof.  Dr.  Paul ,  Die  Philosophie  der  Geschichte  als  Soziologie. 
I.  Teil:  Grundlegung  und  kritische  Uebersicht.  2.  durchgesehene  und 
sehr  erweiterte  Auflage.     Leipzig,  Reisland,  191 5.     821  S.  8*^. 

Eleuther optilos ,  Prof.  Dr.,  Die  Philosophie  und  die  sozialen  Zu- 
stände [materielle  und  ideelle  Entwickhing)  des  Griechentums.  3.  vollständig 
neu  umgearbeitete  Auflage.   Zürich,  Inst.  Orell  Füßli,   1915.    350  S.  8°. 

Pfannkuche,  Dr.  August  (Pfarrer),  Staat  und  Kirche  in  ihrem 
gegenseitigen  Verhältnis  seit  der  Reformation.  Leipzig,  Teubner,  1915. 
118  S.  kl.  8".     Geb.  M.  1.25.     (»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  485.) 

Monographien  deutscher  Landgemeinden.  Darstellung  deutscher  Land- 
gemeinden und  ihrer  Arbeit  in  Wirtschaft,  Finanzwesen,  Hygiene,  Sozial- 
politik und  Technik.  Hrsg.  von  Erwin  Stein.  Bd.  H:  Altenessen,  ver- 
faßt von  Gerichtsassessor  i^r  2/2  Siebrecht.  Berlin-Friedenau,  Deutscher 
Kommunalverlag,  1915.     310  S.  Lex.  8°. 

Schimper ,  T>x.  Johanna,  Ländliche  Battart  und  Wohnweise  unter 
dem  Einfluß  der  Berufsverschiebung,  untersucht  in  2  Landgemeinden 
des  Amtsbezirks  Pforzheim.  Karlsruhe,  Braun'sche  Hofbuchdruckerei, 
1915.  88  S.  8".  M.  2.20.  (Volksw.  Abhandlungen  der  badischen  Hoch- 
schulen, N.  F.  Heft  33.) 

Schriften  der  Zentralstelle  für  volkstümliches  Bücher eiwesen.  Heft  i : 
Ho f mann,  Walter,  Der  Krieg  und  die  Volksbibliotheken.  8  8.  — 
Heft  2:  Hof  mann- B  OS  se.  Elise,  Die  Frau  im  Diensie  der  volks- 
tümlichen Bibliothek.     30  S.  8°.     Leipzig,  Th.  Thomas  Verlag,  19x5. 
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Studien  zur  Geschichte  der  Lebenshaltting  in  Frankfurt  a.  M.  während 
des  ly.  und  18.  Jahrhunderts.  Auf  Grund  des  Nachlasses  von  Dr.  Gott- 
lieb Schnapper-Arndt  hrsg.  von  Dr.  Karl  Bräuer.  I.  Teil:  Darstellung; 
IL  Teil:  Quellen  und  Materialien.  Frankfurt  a.  M.,  J.  Baer  &  Co.,  191 5. 
405  und  433  S.  8".  (Veröffentlichungen  der  Historischen  Kommission 
der  Stadt  F.  a.  M.) 

Jimg,  Professor  Dr.  Rtidolf,  Frankfurter  Hochschtdpläne  1384 
bis  1868.  Leipzig,  K.  F.  Köhler,  1915.  153  S.  8".  (Frankfurter  Histo- 
rische Forschungen,  N.  F.  Heft  i.) 

D  aenell ,  Prof.  Dr.  F.,  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
2.  veränderte  Auflage.  Leipzig,  Teubner,  1914.  Geb.  M.  1.25.  (»Aus 
Natur  und  Geisteswelt«   147.) 

Weit  stein,  Dr.  Oscar,  Die  Schweiz.  Land,  Volk,  Staat  und 
Wirtschaft.  Leipzig,  Teubner,  1915.  114  S.  kl.  8".  Geb.  M.  1.25. 
(»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  482.) 

II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

G  0  Idfeld ,  Dr.  Rudolf,  Das  Verhältnis  zzvischen  dem,  Senat  und 
der  Bürgerschaft  in  Hamburg.  Hamburg,  O.  Meißner,  191 5.  68  S.  8  **. 
M.  2.-. 

Sammlung  der  Erkenntnisse  des  k.  k.  Reichsgerichtes,  begründet  von 
Anton  Hye  Frhrn.  von  Glutiek,  fortgesetzt  von  Dr.  K.  Hugel- 
mann.  XV.  Teil,  4.  Heft.  Wien,  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  1914.  654  S. 
8«.     K.  5.-. 

Gervai,  Frau  Dr.  med.  Laura,  Kindliche  und  jugendliche  Ver- 
brecher. Mit  aktenniäßig  dargestellten  Fällen  aus  dem  Züricher  Gerichts- 
bezirk.   München,  Ernst  Reinhardt,  1914.    144  S.    8".    M.  2.80. 

III.  Krieg  und  Kriegswirtschaftslehre. 

Deutschland  und  der  Weltkrieg,  hrsg.  von  Otto  Hintze,  Friedrich 
Mein  ecke,  Hermann  Oncken  und  Hermann  Schumacher. 
Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1915.    686  S.  8».    M.  7.—,  geb.  M.  9.—. 

Das  Forum.  Herausgeber  Wilhelm  Herzog.  L  Jahr,  Heft  9 — 12 
(S.  441—662).  IL,  Heft  I,  56  S.  80.  (Monatsschrift,  Jahrespreis  M.  10. — .) 

Fuchs,  Carl  Jo kanne s  ,  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  Kriege. 
Tübingen,  Mohr,  1915.     75  S.  Lex.  8 ».     Rektoratsrede. 

Fuhrmann,  Paul,  Das  deutsche  Volk  und  die  gegenwärtige 
Kriegslage.    Rede.    Als  Manuskript  gedruckt.     (Essen,  1915.)    22  S.  8". 

Jacobj,  Prof.  Dr.  C.,  Die  in  Deutschland  vorhandenen  Lager  von 
Renntierflechte  ttnd  ihre  Verwendung  als  Futter.  Tübingen,  Mohr,  191 5. 
13  S.    80.    30  Pfg. 

Koehne,  Prof.  Carl,  Das  Recht  der  Sozialversicherung  und  der 
Krieg.     Berlin,  E.  Hofmann  &  Co.,  1915.     64  S.    80.     M.  1.50 
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Kuczynski,  R.  und  Zuntz,  N.,  Ujisere  bisherige  und  unsere 
künftige  Ernährtmg  im  Kriege.     Braunschweig,    Vieweg  &  Sohn,    1915. 

85  S.    80-    75  Pfg- 

Lief  mann,  Prof.  Dr.  Rob.,  Bringt  uns  der  Krieg  dem  Sozialis- 
mus näher?  Politische  Flugschriften  hrsg.  von  Ernst  Jäckh.  Stuttgart, 
Deutsche  Verlags-Anstalt,  191 5.    44  S.  8°.    50  Pfg. 

Mo  Hat,  Dr.  Georg,  Krieg  und  Wirtschaftsleben.  Rede.  5.  Auflage. 
Siegen,  Verlag  des  Volksbildungsvereins,   191 5.     28  S.  8». 

Müller  -  H  o  Ivt ,  Ernst,  Der  englische  Gedanke  in  Deutschland. 
Zur  Abwehr  des  Imperialismus.  München,  Ernst  Reinhardt,  191 5. 
148  S.    80.    M.   1.80. 

Die  katholischen  Orden  Deutschlands  und  der  Völkerkrieg  ipi^jiß. 
Statistik  ihrer  Kriegsarbeit  vom  i.  Aug.  bis  31,  Dez.  1914,  bearbeitet 
von  Prof.  Dr.  W.Liese.  Freiburg  i.  Br.,  Caritasvörband,  1915.  31  S.  4". 

Potthoff,  Heifiz,  Volk  oder  Staat?  Bvfin,  Marcus  &  Weber, 
1915.     M.  I. — .     (Deutsche  Kriegsschriften,  Heft  10.) 

Ragaz,  L.  (Universitätsprofessor),  Ueber^  den  Sinn  des  Krieges. 
Vortrag.     Zürich,  Inst.  Orell  Füßli,  1915,     48  S"' 8  <>.    80  Pfg. 

Internationale  Rundschau.  I.  Jahrgang,  i.  HPft,  Juni  191 5.  Zürich, 
Artist.  Inst.  Orell  Füßli.     40  S.    8  0.     50  Pfg.      ''•* 

S c häf  er ,  Dietrich,  Das  deutsche  Volk  und  der  Osten.  Vortrag. 
Leipzig,  Teubner,  191 5.  43  S.  8".    (Vorträge  d„r  Gehe- Stiftung  VII,  3.) 

Schmid,  X^x.  Fe  r  dinan  d ,  Kriegswirtschaftslehre.  Leipzig,  Veit 
&  Co.,  1915.     150  S.  8". 

Stöcke r,  Dr.  phil.  Helen e  ,  Lieben  oder  Hassen.  (Deutscher  Bund 
für  Mutterschutz,  Flugschrift  Nr.  21.)  Selbstverlag  des  Bundes,  191 5. 
20  S.  80.  20  Pfg. 

Verryn  Stuart,  Prof.  Dr.  C.  A.,  Der  Wirtschaftskrieg.  Autoris. 
Uebersetzung  aus  dem  Niederländischen  von  Hortense  Bülbring-Kann. 
Bonn,  Marcus  &  Weber,  1915.     42  S.  8". 

Wehberg,  Dr.  Hans,  v.  Tirpitz  und  das  deutsche  Seekriegsrecht. 
Bonn,  A.  Marcus  u.  E.  Weber,  1915.  45  S.  8".  80  Pfg.  (Deutsche 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


ZOLLPOLITIK    UND     ZOLLRECHTSTECHNIK. 

Von 

Prof.  D.  KARL  LAMP,  Innsbruck. 


I. 

Die  Rechtstechnik  erscheint  uns  als  ein  Werkzeug  der  Rechts- 
politik und  man  müßte  daraus  folgern,  daß  erstere  in  ihrem  Wesen 
in  unbedingter  Abhängigkeit  von  der  letzteren  stehe  und  auch  in 
ihrer  Entwicklung  von  letzterer  beherrscht  werde.  In  Wirklich- 
keit aber  unterliegt  die  Rechtstechnik  auch  Einflüssen,  welche 
mit  der  Rechtspolitik  nichts  zu  tun  haben,  so  daß  beide  in  ihrem 
Wesen  verschieden  bedingt  erscheinen  und  die  Rechtstechnik  — 
oft  zum  Nachteil  des  Rechtszweckes  —  ihre  eigenen  Wege  geht. 
Die  hieraus  sich  ergebenden  Widersprüche  auszugleichen  ist  eine 
der  wichtigsten  Aufgaben  der  Gesetzgebung.  Dies  soll  für  das 
Zollrechtsinstitut  des  näheren  dargelegt  werden. 

Jedes  Rechts  i  n  s  t  i  t  u  t  hat  —  wie  das  Recht  überhaupt  — , 
materielle  und  formelle  Elemente.  Sein  Fundament  bildet  ein 
bestimmtes  allgemeines,  in  seiner  Art  immer  wiederkehrendes  und 
daher  zur  Generalisienmg  fähiges  Lebensverhältnis,  das  nach  einem 
gewissen  sozialen  Bedürfnisse  oder  Zwecke  gestaltet,  beeinflußt 
werden  soll,  sei  es  um  sein  Vorkommen  zu  schützen,  oder  es  zu 
unterdrücken,  oder  um  es  in  einer  gewissen  Richtung  umzuge- 
stalten, es  unschädlich  oder  für  bestimmte  Zwecke  nutzbringend 
zu  machen.  Das  ist  die  Materie,  der  Stoff  eines  Rechts- 
instituts. Um  diesen  Stoff  nach  einem  bestimmten  Zwecke  zu 
beeinflussen,  ihn  zum  Rechtsstoffe  zu  machen,  ist  zweierlei  not- 
wendig :  die  begriffliche  Formulierung  des  äußeren   Tatbestandes 
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dieses  Lebensverhältnisses  nach  wenigen  generellen  Merkmalen 
oder  Erkennungszeichen  und  die  Daranknüpfung  von  allgemeinen 
Befehlen  (Geboten,  Verboten)  für  die  konkreten  Fälle  des  Vor- 
kommens solcher  sozialer  Erscheinungen,  welche  unter  Bereit- 
stellung irgendwelcher  Mittel  des  Zwanges  gegen  den  einzelnen, 
der  in  ein  solches  Lebensverhältnis  eintritt,  diesen  zu  einem  be- 
stimmten Verhalten  veranlassen  sollen.  Die  Kunst  des  Rechts,  die 
Rechtstechnik  besteht  darin,  mit  den  aufgestellten  Merk- 
malen das  zu  treffende  Lebensverhältnis  oder  die  zu  treffenden 
Erscheinungsformen  desselben  möglichst  restlos,  aber  auch  mit 
möglichster  Ausscheidung  aller  nicht  einzubeziehender  Fälle  zu  er- 
fassen, also  aus  dem  fließenden  Strome  allen  sozialen  Geschehens 
mit  möglichster  Schärfe  herauszuheben  und  zugleich  die  Befehle 
so  zu  geben,  daß  der  Rechtszweck,  die  im  allgemeinen  Bedürf- 
nisse liegende  oder  beabsichtigte  Beeinflussung  oder  Ausnützung 
solcher  Verhältnisse,  in  möglichst  vollkommenem  Grade  erreicht 
wird.  Die  Rechtstechnik  ist  also  dem  Rechtsstoffe  und  dem 
Rechtszwecke  gegenüberzustellen,  welch  letztere  beiden  Elemente 
den  Rechtsinhalt  bilden.  Aus  Rechtsinhalt  und  Rechts- 
technik ist  jedes  einzelne  Rechtsinstitut  gebildet.  Wenden 
wir  diese  Begriffe  auf  das  Zollrechtsinstitut  an,  so  erscheint  eine 
bestimmte  Art  von  Güterverkehr  oder  Güterumsatz  als  der  Rechts- 
stoff und  dieser  zusammen  mit  fiskalischen,  wirtschafts-  oder  ver- 
fassungspolitischen Zwecken,  gemäß  welchen  die  Güterverkehrs- 
vorgänge beeinflußt  oder  nutzbringend  gemacht  werden  sollen, 
als  Rechtsinhalt  des  Zolles,  während  die  in  der  Gesetzgebung 
wechselnde  begriffliche  Abgrenzung  dieser  Vorgänge  als  zoll- 
rechtlich relevante  Tatsachen  einerseits  und  die  sich  daran 
knüpfenden  Zollvorschriften  anderseits,  die  bald  als  Verfahrens-, 
bald  als  Abgaben-,  bald  als  Haftvorschriften  erscheinen,  die  Zoll- 
rechtstechnik ausmachen. 

Vom  rationellen  Standpunkte  aus  müßte  die  Rechtstechnik 
durch  das  Wesen  des  Rechtsstoffes  und  den  Rechtszweck  von 
vornherein  bestimmt,  also  vom  Rechtsinhalt  unbedingt  abhängig 
sein.  Rationell  läßt  sich  eine  beste  Definition  und  eine  zweck- 
mäßigste Vorschriftsgebung  denken.  In  dieser  notwendigen  Be- 
ziehung liegt  die  unentbehrliche  Einheit  jedes  Rechtsinstituts.  In 
Wirklichkeit  aber  kommt  der  Rechtstechnik  eine  viel  größere 
Selbständigkeit  zu,  als  es  den  Anschein  hat.  Sie  ist  in  ihrer  Art, 
in  ihrem  Bestände,  in  ihrer  Weiterentwicklung  noch  von  anderen 
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Faktoren  abhängig,  welche  außerhalb  der  ratio  juris  liegen.   Wir 
wollen    davon    absehen,    daß    die  Rechtstechnik   zum  Teil  unbe- 
wußt   im    Drange    sozialer  Bedürfnisse    und    eines    gemeinsamen 
gleichartigen  Handelns    einer   Menschengemeinschaft    zur   Befrie- 
digung dieser  Bedürfnisse  gebildet  wird  (Gewohnheitsrecht)  und  daß 
dadurch     naturgemäß     eine     gewisse     Unscharfe    und    Ungleich- 
mäßigkeit  der  Rechtstechnik  eintreten  muß.     Es  sei  ferner  auch 
davon  abgesehen,    daß    dort,    wo    das  Recht  in  bewußter  Weise 
von  Organen  der  Rechtsgemeinschaft  mit  Abmessung  der   sozia- 
len Bedürfnisse    und  Berechnung    der  vorgestellten  Wirkung   ge- 
schaffen wird,  die  Subjektivität  des  Gesetzgebers  zu  einer  Quelle 
größerer  oder  geringerer  Mangelhaftigkeit  der  Rechtstechnik  wird. 
Auch  der  Umstand    soll   nicht  weiter  in  Betracht    gezogen    sein, 
daß  die  Erfassung  der  zu  regelnden  Lebensverhältnisse  durch  ab- 
strakte Merkmale  immer  einen   merkbaren  Grad  von  Ungenauig- 
keit  und  Unvollkommenheit  in  sich  schließen    muß,    ebenso    wie 
die  Formulierung  abstrakter  Befehle  für  die  konkreten  Fälle  des 
Lebens,  weil  keine  Abstraktion  sich  restlos  mit  dem  unendlichen 
Formenreichtum  des  sozialen  Geschehens  decken  kann.     Aber  es 
sind  noch  andere  Momente,  welche  störend  zwischen  die  Rechts- 
technik und  ihre  ratio  treten.   Dahin  gehört  vor  allem  das  Walten 
des    Entwicklungsgesetzes.     Alle    sozialen    Erscheinungen    unter- 
liegen einer  fortwährenden  allmählichen  Umwandlung.   Der  Rechts- 
stofif  ist  in  ständigem  Flusse  begriffen.     Dagegen  ist    die    einmal 
geschaffene  Rechtstechnik   etwas  Starres,    Unveränderliches.     Sie 
ist  ein  formales  Element,  das    an    der   starren  Form  des  Wortes, 
an  den  hergebrachten  Aeußerlichkeiten  der  Rechtshandlung  klebt. 
Das  Festhalten  an  der  Form    ist   eine  wichtige  Garantie    für   die 
Gleichmäßigkeit    der    Rechtsanwendung,     für    den    Bestand    des 
Rechts  ;  sie  vor  allem  schützt  gegen  die  Subjektivität  der  Rechts- 
meinung,   die  Willkür   der  Rechtsgenossen    und    des  Richters  in 
der  Rechtsbetätigung.     Sie  erscheint    daher   als    etwas  Unantast- 
bares, Geheiligtes    und   prägt  sich  als  solches  tief  in  die  Gedan- 
kenwelt eines  Volkes  ein.     Wir  kennen  ja   alle    den  wachsenden 
Widerspruch,    der   sich  aus  diesem  Gegensatz  zwischen  dem  der 
Entwickelung   unterworfenen  Rechtsstoffe   und  der  Rechtstechnik 
notwendig    entwickelt:    »Es    erben    sich  Gesetz'  und  Rechte  wie 
eine  ewige  Krankheit  fort;  .  .  .    Vernunft    wird  Unsinn,    Wohltat 
Plage,  weh  dir,  daß  du  ein  Enkel  bist.«     Das  Rechtsinstitut  wird 
»krank«  und  es  bedarf  einer  periodischen  Neuschaffung  derRechts- 
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technik,  um  die  Krankheit  wieder  zu  heilen.  Eine  Fülle  von  Bei- 
spielen hierfür  liefert  die  Schaffung  des  neuen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches in  Deutschland  um  die  letzte  Jahrhundertwende.  Aber  eine 
solche  Neuschaffung  begegnet  in  der  fortwirkenden  Macht  der  seit 
alters  überlieferten  Formen,  in  der  Macht  der  Rechtsüberlieferung 
meist  hartnäckigem  Widerstand.  An  dem  ererbten  Gedankengut  des 
Volkes  zu  rühren,  erscheint  als  ein  Verlust  an  altem  Besitz,  wird 
fast  als  Unrecht  empfunden  und  der  Gesetzgeber  selbst  kann  sich 
in  seinem  rechtlichen  Denken  von  den  altgewohnten  Formen  nicht 
ganz  losmachen.  Im  allgemeinen  werden  die  Rechtsformen  viel 
klarer  empfunden  als  die  ewig  im  Flusse  befindlichen  vielge- 
staltigen sozialen  Verhältnisse  selbst,  für  welche  sie  gegeben  sind. 
So  kommt  es,  daß  auch  die  gesetzliche  Reform  eines  Rechts- 
instituts den  Widerspruch  zwischen  Rechtsinhalt  und  Rechtstech- 
nik nur  unvollständig  erfaßt  und  daher  auch  nur  mangelhaft  zu 
heilen  versteht.  Es  erhalten  sich  im  neuen  Recht  abgestorbene 
Formen  des  alten,  deren  weiteres  Funktionieren  nur  auf  dem 
Wege  gekünstelter  Auslegung  und  Schaffung  von  zahlreichen 
Ausnahmen  und  unter  allerlei  Praesumtionen  und  Fiktionen  mög- 
lich ist.  Die  Schaffung  des  modernen  Gebietszollsystems  aus  dem 
Rechte  des  vorangegangenen  Passier-  und  Grenzzollsystems  soll 
uns  in  dieser  Abhandlung  ein  lebendiges  Beispiel  für  das  Gesagte 
geben. 

Aber  auch  auf  entgegengesetzte  Art  kann  ein  Widerstreit 
zwischen  Rechtsstoff  und  Rechtstechnik  entstehen.  Zu  gewissen 
Zeiten  halten  neue  allgemeine  Rechtsideen,  neue  Weltanschau- 
ungen ihren  Einzug  und  erfüllen  das  rechtliche  Denken  eines 
Volkes  oder  doch  des  Gesetzgebers  und  der  Juristen  so  sehr  mit 
neuen  Vorstellungen,  daß  nun  auch  die  überkommenen  Rechts- 
institute unterschiedslos  vom  neuen  Standpunkte  aus  betrachtet  und 
behandelt  werden,  ohne  daß  der  ungeänderte  Rechtsinhalt  derselben 
die  Aenderung  der  Rechtstechnik  nach  neuen  Rechtsideen  recht- 
fertigen würde.  Das  alte  Rechtsinstitut,  oder  wesentliche  Teile 
desselben  werden  mißverstanden;  ein  fremder,  den  Bedürfnissen 
des  gegenwärtigen  Lebens  gar  nicht  entsprechender  Sinn  wird 
unterlegt.  In  solchen  Reformepochen  entsteht  neben  den  großen 
Errungenschaften,  die  sie  zeitigen,  die  Sucht,  alles  Recht  ohne 
nähere  Untersuchung  auf  seine  Tauglichkeit  hierzu,  nach  dem 
allein  seligmachcnden  Schema  der  neuen  Rechtsbegriffe  umzu- 
wandeln.    Die  alte  sjute  Rechtstechnik  muß  hier  einer  gekünstelten 
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neuen  weichen,  die  sich  nur  wieder  mit  allerlei  Interpretations- 
künsten auf  das  Leben  anwenden  läßt.  Als  Beispiel  hierfür  sei  auf 
die  Rezeption  des  römischen  Rechts,  insbesondere  auf  dem  Ge- 
biete des  Immobiliarkreditrechts,  oder  in  beschränktem  Maße  auf 
die  große  Strafrechtsreform  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  ver- 
wiesen, von  der  wir  am  Schlüsse  der  Abhandlung  noch  zu  sprechen 
haben  werden. 

So  geht  die  Rechtstechnik  oft  ihre  eigenen  Wege  und  kann 
—  obwohl  ihrem  Wesen  nach  nur  ein  formelles  Element  im 
Dienste  materieller  Vorstellungen  und  Zwecke  —  doch  auch  um- 
gestaltend auf  den  Rechtsinhalt  selbst  zurückwirken.  Soll  sie 
durch  zu  starre  Unbeweglichkeit  oder  durch  zu  rücksichtslose 
Fortschrittlichkeit  nicht  zur  Quelle  eines  irrationellen  Rechts  wer- 
den, so  muß  es  die  Gesetzgebung  bei  der  Neuregelung  einer 
Rechtsmaterie  verstehen,  einerseits  die  bei  der  allmählichen  Um- 
wandlung des  Rechtsstoffes  und  Rechtszweckes  nicht  abgestor- 
benen gesunden  Bestandteile  der  alten  Rechtsformen  zu  erkennen 
und  ins  neue  Recht  in  ihrer  richtigen  Bedeutung  hinüberzu- 
nehmen und  weiter  zu  gestalten,  hier  also  die  Anwendung  der 
neuen  Rechtsformen  auszuschalten  ;  anderseits  aber  die  den  neuen 
Rechtszwecken  nicht  mehr  entsprechende  veraltete  Rechtstechnik 
durch  eine  neugeartete  zu  ersetzen.  Hier  setzen  die  großen  Auf- 
gaben der  Rechtspolitik  ein.  Sie  ist  eine  bewußte  Gestal- 
tung des  Rechtslebens  dadurch,  daß  sie  einen  angestrebten  so- 
zialen Zustand  durch  Beeinflussung  des  sozialen  Verhaltens  der 
Menge  zu  verwirklichen  sucht,  indem  sie  sich  hierzu  der  noch 
lebenskräftigen  und  zweckdienlichen  Formen  der  alten  überlieferten, 
oder  in  Ermangelung  von  solchen  der  Formen  einer  dem  Rechts- 
zwecke angepaßten  neugeschalTenen  Rechtstechnik  bedient.  Sie 
muß,  um  in  ihren  Wirkungen  erfolgreich  zu  sein,  nicht  nur 
richtige  Begriffe  zu  formulieren  und  zweckmäßige  Befehle  daran 
zu  knüpfen  verstehen,  sie  muß  nicht  nur  die  Fähigkeit  besitzen, 
eine  den  neuen  Zielen  entsprechende  neue  Rechtstechnik  an 
die  Stelle  der  unzulänglichen  alten  zu  setzen,  sondern  sie  muß 
auch  Macht  und  Wert  der  Ueberlieferung  und  ebenso  Tragweite 
und  Fehlergrenzen  der  neuen  zur  Herrschaft  gelangten  Rechts- 
ideen abschätzen  können.  Oft  hat  freilich  die  Rechtspolitik  ihre 
Ziele  mit  einer  unzulänglichen  oder  verkehrten  Rechtstechnik 
verfolgt. 

An  dem  alten  Zollinstitut,  dessen  Rechtspolitik  auf  deutschem 


C  lo  Karl  Lamp  : 

Boden  im  Laufe  der  Jahrhunderte  wiederholte  Wandlungen  er- 
fahren, dessen  Rechtstechnik  oftmals  umgestaltet  wurde,  läßt 
sich  die  große  Bedeutung  der  Rechtstechnik  für  die  Zollpolitik 
und  die  Wechselwirkung  beider  besonders  deutlich  beobachten. 
Das  Zollwesen  ist  heute  in  den  Mittelpunkt  des  allgemeinen 
Interesses  gerückt,  denn  große  wirtschaftliche  und  staatspoli- 
tische Zukunftsziele  soll  es  verwirklichen  helfen.  Freilich  sind 
es  im  wesentlichen  weniger  juristische  als  wirtschaftliche  Pro- 
bleme, deren  Lösung  den  Gegenstand  der  Diskussion  bilden. 
Allein  mag  die  Geschichte  wie  immer  die  großen  wirtschaft- 
lichen Zukunftsfragen  der  im  Daseinskampfe  stehenden  Zentral- 
mächte Europas  lösen,  immer  wird  dabei  die  Schaffung  einer 
richtigen  Zollrechtstechnik  eine  bedeutsame  Rolle  spielen.  Es 
wird  vor  allem  darüber  Klarheit  geschaffen  werden  müssen,  ob 
die  im  Deutschen  Reiche  und  in  Oesterreich-Ungarn  derzeit  in 
Kraft  stehenden  Zollordnungen,  welche  ihrem  Wesen  nach  noch 
aus  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  stammen,  eine  Rechts- 
technik besitzen,  die  den  großen  Zukunftszielen,  der  Zollpolitik 
der  beiden  Mächte  genügen  kann;  es  wird  entschieden  werden 
müssen,  welche  Bestandteile  der  alten  Zollrechtstechnik  als  Grund- 
lagen für  die  neue  Rechtsentwicklung  übernommen  werden  können 
und  welche  durch  neue  Grundsätze  ersetzt  werden  müssen.  Da- 
bei ist  nicht  zu  übersehen,  daß  sich  schon  vor  dem  Weltkriege 
das  Bedürfnis  einer  Neugestaltung  des  Zollrechts  hüben  und 
drüben  geltend  gemacht  hat,  weil  dasselbe  den  Anforderungen 
des  modernen  Riesenverkehrs  mit  Gütern  und  der  modernen 
Wirtschaftspolitik  nicht  mehr  gewachsen  erscheint. 

Es  ist  selbstverständlich  ausgeschlossen,  dieses  große  vielge- 
staltige Rechtsproblem  in  seiner  Gänze  hier  abzuhandeln.  Es  soll 
lediglich  unter  Anknüpfung  an  die  Rechtsentwicklung  dargelegt 
werden,  wie  einerseits  durch  Weiterführung  abgestorbener  Rechts- 
grundsätze, anderseits  durch  Mißverstehen  und  Mißachtung  alter 
lebenskräftiger  Rechtsideen  die  heutige  Zollrechtstechnik  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  irrationell  geworden  ist.  Der  zum  Ver- 
ständnis des  heutigen  Rechtszustandes  notwendige  Rückblick  auf 
die  deutsche  Zollgeschichte,  insbesondere  die  des  Mittelalters, 
kann  nur  ganz  skizzenhaften  Charakter  an  sich  tragen  und  sei  es 
gestattet,  diesbezüglich  sowie  hinsichtlich  der  Rechtsquellen  und 
der  reichen  einschlägigen  Literatur  auf  meine  im  Jahre  1908  in 
der  Festschrift  für  Laband  erschienene  Untersuchung  zu  verweisen. 
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II. 

Die  Wurzeln  unseres  heutigen  Zollwesens  führen  uns  ins 
Mittelalter  zurück.  Der  mittelalterliche  Zoll  erscheint  seinem 
Zwecke  nach  lediglich  als  eine  Einnahmequelle  für  den  Zollherrn. 
Ursprünglich  ein  Vorrecht  der  königlichen  Gewalt,  erfuhr  er  durch 
immer  ausgedehntere  Verleihungen  und  gewohnheitsrechtliche  Bil- 
dung eine  völlige  Entstaathchung.  Der  Zoll  wurde  zum  Bestandteil 
des  Vermögens  zahlreicher  verschiedener  Rechtssubjekte  unter  ver- 
schiedenen Rechtstiteln.  Dazu  trug  der  Umstand  nicht  unwesent- 
Hch  bei,  daß  das  Zollerhebungsrecht  lokal  bedingt  war ;  es  war 
an  die  einzelne  Zollstätte  geknüpft  und  entbehrte  hinsichtlich 
seines  Inhaltes,  seines  Zweckes,  seines  Rechtes  eines  gebietsweisen 
Zusammenhanges.  Das  Zolleinhebungsrecht  war  auf  die  örtliche 
Macht  über  einzelne  Verkehrspunkte  begründet,  über  welche  sich 
der  Handelsverkehr  vollzog.  Für  die  Inanspruchnahme  der  Straße 
an  der  Zollstätte  zur  Beförderung  seiner  Waren  sollte  der  Kauf- 
mann den  Zoll  als  Gegenleistung  zahlen.  Dafür  hatte  der  Zoll- 
herr die  Straße,  die  Brücke  usw.  in  gutem  und  sicherem  Zustande 
zu  erhalten.  Daher  richtete  sich  der  Zoll  zunächst  ganz  roh  nach 
dem  Maße  der  Inanspruchnahme  der  Straße  :  nach  der  Art  und 
Größe  des  Transportmittels  wurde  er  bemessen.  Bald  aber  trat 
an  die  Stelle  dieser  Bemessungsart  eine  verfeinerte,  welche  eine 
weitaus  größere  Ergiebigkeit  des  Zolles  zuließ :  die  Bemessung 
nach  dem  Werte  der  beförderten  Ware.  Die  Zollpolitik  des  ein- 
zelnen Zollherrn  war  nur  auf  die  möglichste  Ergiebigkeit  der 
Zolleinnahmen  an  seiner  Zollstätte  gerichtet.  Aber  die  Höhe  der 
Zollsätze  fand  nicht  nur  durch  die  Geltendmachung  der  Zollober- 
hoheit des  Königs,  sondern  auch  in  der  Natur  der  Verkehrsver- 
hältnisse ihre  Grenze.  Der  Zollbetrag  mußte  in  einem  gewissen 
Verhältnisse  zum  Sachwerte  stehen,  in  einem  solchen,  daß  der 
Warenverkehr  über  die  betreffende  Zollstätte  noch  rentabel  blieb. 
Zu  hohe  Zölle  konnten  den  Güterverkehr  auf  andere,  günstigere 
Verkehrswege  ablenken. 

Von  diesen  sozialen  Grundlagen  des  Zolles  wurde  dessen 
Rechtstechnik  wesentlich  bestimmt.  Der  Zoll  erschien  als  eine  Zah- 
lungspflicht, welche  für  den  Kaufmann  als  Gegenleistung 
für  das  sichere  Passieren  der  Zollstätte  mit  seinen  Waren  ent- 
stand. Er  konnte  vor  der  Zollstätte  ohne  Zahlung  wieder  um- 
kehren, wenn  ihm  der  Zoll  zu  hoch  schien.     Passierte  er  mehrere 
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Zollstätten,  so  mußte  er  jedesmal  ohne  Rücksicht  auf  etwa  an 
anderen  Zollstätten  schon  früher  gezahlte  Zölle  nach  dem  nur 
örtlich  geltenden  Zollsatze  zahlen.  Der  Anspruch  des  Zollherrn 
richtete  sich  unmittelbar  auf  die  Zollsache  ^).  Soweit  örtlich  und 
zeitlich  Naturalwirtschaft  herrschte,  wurde  in  Waren  selbst  be- 
zahlt; sofern  das  Zollgut  teilbar,  in  einem  Teil  desselben.  Mit 
Ausbreitung  der  Geldwirtschaft  richtete  sich  der  Zollanspruch  auf 
einen  Wertteil  des  Gutes.  Wenn  hier  und  da  der  Zoll  nach  Ge- 
wicht und  Menge  des  Gutes  bemessen  wurde,  lag  auch  hier  ein 
bestimmtes  —  nur  nach  dem  Durchschnittswerte  generalisiertes 
—  Wertverhältnis  zugrunde.  Dazu  kam  aber  noch,  daß  zur  da- 
maligen Zeit  für  den  Zollgläubiger  praktisch  nur  das  Zollgut  als 
Quelle  zur  Befriedigung  seines  Anspruchs  dienen  konnte,  da  das 
sonstige  Vermögen  des  fremden  Kaufmannes  kaum  erreichbar  war, 
und  der  Fuhrmann  wohl  oft  nicht  über  entsprechendes  eigenes  Ver- 
mögen verfügte.  Auch  konnte  man  sich  bei  der  Zolleinhebung 
unmöglich  auf  Prozeß-  und  Exekutionsführung  gegen  säumige 
Zollschuldner  in  der  Ferne  einlassen.  Daher  war  die  Zollschuld 
auch  bei  ihrer  Entstehung  sofort  fällig.  Ein  die  Zollsache  nach 
dem  Verlassen  der  Zollstätte  noch  begleitendes  Zollverfahren  gab 
es  ebensowenig  wie  geregelte  Zollkreditverhältnisse.  Schon  aus 
diesen,  durch  die  Verhältnisse  gegebenen  Umständen  mußte  der 
Sacheigentümer  als  der  gegebene  Zollschuldner  erscheinen,  denn 
sein  Gut  war  Anlaß,  Maßstab  und  Befriedigungsquelle  des  Zoll- 
anspruches. Daß  der  Sacheigentümer  Schuldner  war,  kam  auch 
darin  zur  Geltung,  daß  je  nach  der  persönlichen  Qualität  des 
Kaufmannes,  nach  seinem  Stande  oder  nach  seiner  Zugehörigkeit 
zur  zollerhebenden  Stadt  selbst  oder  zu  einer  anderen,  zollrecht- 
lich bevorzugten  oder  nicht  bevorzugten  Stadt  oder  Landschaft 
die  Höhe  des  Zollsatzes  vielfach  verschieden  bemessen  oder  die 
Zollfreiheit  oder  Zollpflichtigkeit  überhaupt  bestimmt  sein  konnte^). 
Der  Umstand,  daß  der  Zoll  seinem  Wesen  nach  immer  nur  in 
einem  Teile  oder  Wertteile  des  Gutes  bestehen  konnte,  und  daß 
seine  Einhebung  praktisch  auf  den  Zugriff  auf  die  Sache  be- 
schränkt war,  fand  in  der  Zolltechnik  seinen  Ausdruck  in  der 
Beschränkung  der  Zollforderung  auf  den  in  der  Zollsache  ver- 
körperten Wert.     Ging    die   Sache    vor    dem    Passieren  der  Zoll- 


1)  S.  Lamp,  Die  Person  des  Zollschuldners  in  der  Zollrechtsgeschichte,  Tübingen 
1908  (Festschrift  für  Laband)  S.  494  fde.,  501  fde, 

2)  S.  Lamp  a.  a.  O.  S.  495. 
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Stätte,  bez.  vor  der  Zahlung  zugrunde,  so  erlosch  damit  auch 
die  Zahlungspflicht.  Die  Zollschuld  war  eine  sachUch  beschränkte 
Eigentümerschuld.  Diese  im  Wesen  des  Rechtsstofifes  begrün- 
dete Eigentümlichkeiten  der  Zollschuld  fanden  aber  ihre  Sank- 
tion noch  in  dem  germanischen  Schuldrechte  überhaupt^),  wie 
es  vor  der  Rezeption  des  römischen  Rechtes  galt.  Mit  diesem 
Schuldrechte  deckte  sich  das  lebendige  Bedürfnis  des  Verkehrs 
und  der  Zolleinhebung  um  so  mehr,  als  der  Zoll  nicht  ein  At- 
tribut der  Königsgewalt  geblieben,  also  nicht  mehr  als  Geltend- 
machung staatlicher  Befugnisse  betrachtet  wurde,  sondern  in- 
folge des  Entstaatlichungsprozesses  zu  einem  fast  allgemein  zugäng- 
lichen privatwirtschaftlichen  Nutzungsrechte  geworden  war.  Den 
Germanen  fehlte  der  abstrakte  Obligationsbegriff  der  Römer ;  sie 
kannten  nur  Bargeschäfte.  Wo  Leistungspflichten  entstehen  sollten, 
mußten  diese  sich  an  den  gläubigerischen  Besitz  eines  schuldne- 
rischen Wertobjekts  knüpfen.  Ein  effektives  Verpflichtungsver- 
hältnis war  erst  dann  vorhanden,  wenn  sich  das  Bekommensollen 
des  Anspruchsberechtigten  mit  einer  konkreten  Haftung,  d.  h. 
mit  der  rechtlichen  Bestimmung  jener  Quelle,  jenes  Vermögens- 
objektes verband,  aus  dessen  Wert  das  gegenwärtige  oder  künf- 
tige Leisten  geschehen  sollte,  und  wenn  diese  für  die  Leistung 
aufkommende  Sache  in  der  Hand  des  Gläubigers  war.  In  diesem 
Objekte  erschöpfte  sich  die  Macht  des  Gläubigers.  Wurde  das 
ßekommensollen  nicht  rechtzeitig  anderweitig  erfüllt,  das  Haft- 
objekt nicht  rechtzeitig  ausgelöst,  so  verfiel  dasselbe,  in  älterer 
Zeit  zu  Eigentum  des  Forderungsberechtigten,  in  späterer  wurde 
es  als  Pfand,  als  Exekutionsobjekt  verwertet.  Durch  Verzicht 
auf  seine  Haftsache  konnte  sich  der  Eigentümer  von  weiterer 
Inanspruchnahme  durch  den  Gläubiger  befreien.  —  Es  leuchtet 
sofort  ein,  wie  sehr  gerade  das  Zollinstitut  infolge  seiner  be- 
sonderen Natur  für  die  Technik  des  germanischen  Schuldbegriffes 
geeignet  war,  mit  seiner  Beschränkung  des  Gläubigeranspruches 
auf  einen  Wertteil  der  Sache,  mit  der  Voraussetzung  der  Bei- 
bringung der  Sache  zur  Zollstätte  und  damit  die  Hingabe  des- 
selben in  die  Hand  des  Zöllners,  des  Gläubigers  bez.  seines  Stell- 
vertreters, mit  der  praktischen  Beschränkung  der  Einbringlichkeit 
der  Schuld  auf  den  Zugriff  auf  das  Zollgut.  Die  Zollzahlung 
erschien  wie  eine  Ablösung  des  Rechtes  des  Zöllners  an  der  Sache. 
Darin  liegt  off'enbar  auch  der  Grund,    daß  sich  gewisse  deutsch- 

l)  Lamp  a.  a.  O.  S.  498  fde.,   dort    auch  Literatur. 
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rechtliche  Eigentümlichkeiten  des  Zollrechts  trotz  der  Rezeption 
des  römischen  Rechts  und  trotz  der  sich  später  verbreitenden 
Herrschaft  des  Pandektenrechts  bis  heute  erhalten  konnten.  Die 
germanische  Rechtsauffassung  gab  auch  einen  vortrefiflichen  Boden 
ab  für  die  Uebernahme  des  schon  im  römischen  Zollrechte  ein- 
gebürgerten Verfalles  der  Zollsache  bei  Zollhinterziehungen,  des 
Commissum,  welches  in  den  deutschen  Landen  neben  dem  Bußen- 
system als  Straf-  und  Befriedigungsmittel  bei  Zolldelikten  An- 
wendung fand.  Der  Sachverfall  schloß  die  Zahlung  des  fällig  ge- 
wordenen Zolles  in  sich. 

So  weist  das  mittelalterliche  Passierzollsystem  eine  bemer- 
kenswerte Harmonie  zwischen  dem  Rechtsinhalte  und  der  Rechts- 
technik des  Zolles  auf.  Gegen  Ende  des  Mittelalters  traten  je- 
doch Aenderungen  sowohl  im  Rechtsstoffe  wie  in  der  Zollpolitik 
ein,  die  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Rechtstechnik  bleiben  konnten. 
Zunächst  wurde  die  Gefahr  eines  Verschwindens  der  gewonnenen 
Rechtsformen  dadurch  herbeigeführt,  daß  eine  starke  Vermischung 
des  Zolles  mit  fremden  Elementen  stattfand.  In  dem  Bestreben, 
die  Zölle  und  Zolleinnahmen  möglichst  zu  vermehren,  wurde  die 
Zolleinhebung  mit  einer  Menge  von  Verkehrsvorgängen  verknüpft, 
welche,  dem  Zolle  selbst  wesensfremd,  nur  eine  entfernte  Bezie- 
hung zu  ihm  hatten.  Geleits-,  Schutz-,  Markt-,  Judenzölle;  Ver- 
brauchsabgaben, gewisse  Grundbenützungsgebühren  und  aller- 
lei sonstige  an  gewisse  Verkehrslokalitäten  gebundene  Abgaben 
und  Leistungen  wurden  so  als  Zölle  behandelt.  »Zoll«  wurde  zu 
einer  unbestimmten  Kollektivbezeichnung  für  Abgaben  der  ver- 
schiedensten Art,  für  welche  ein  gemeinsamer  Gattungsbegriff 
sich  nicht  mehr  finden  läßt ').  Das  brachte  naturgemäß  auch 
Verwirrung  in  die  ursprünglichen  strengen  Schuldformen  des 
Zollinstituts.  Hierin  schuf  nun  die  am  Ausgange  des  Mittelalters 
und  zu  Beginn  der  Neuzeit  einsetzende  Zollpolitik  der  Städte 
und  Landesherrn  einen  günstigen  Wandel. 

Die  Städte  waren  zu  Mittelpunkten  von  gewerblicher  Pro- 
duktion, Handel  und  Verkehr  geworden,  waren  mit  eigenen  Markt- 
und  Zollgerechtsamen  ausgestattet  und  hatten  eine  große  Selb- 
ständigkeit erlangt.  In  ihren  Mauern  vollzog  sich  zuerst  der 
Uebergang  zur  Geld  Wirtschaft,  deren  Rückwirkung  auf  die  Zoll- 
technik sich  in  einer  Umwandlung  des  ursprünglichen  Zollan- 
spruches auf    einen    reellen  Teil    der  Ware    oder    einen  Tausch- 

l)  Lamp  a.  a.   O.   S.  493  fde. 
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gegenständ  in  einen  Anspruch  auf  einen  Wertteil  an  derselben, 
auf  einen  entsprechenden  Geldbetrag  zeigte  und  auch  darauf  von 
Einfluß  geworden  ist,  daß  immer  allgemeiner  an  die  Stelle  des 
Verfallspfandes  des  Zöllners  ein  bloßes  Verkaufspfand  trat.  In 
den  Städten,  die  sich  vom  flachen  Lande  abgeschlossen  hatten, 
entwickelte  sich  eine  örtlich  begrenzte  Verkehrswirtschaft  und  ihre 
oligarchisch-demokratisch  organisierte  Bürgerschaft  erschien  als 
Träger  einer  zielbewußten  städtischen  Wirtschaftspolitik,  die  ihren 
Produzenten  und  Händlern  ein  gesichertes  Absatzgebiet,  ihrer 
Bevölkerung  eine  Versorgung  mit  preiswerten  Waren  zu  ver- 
schaff"en  bestrebt  war.  Als  Mittel  dieser  Wirtschaftspolitik  spielten 
neben  anderen  Einrichtungen  bald  die  Zölle  und  Akzisen^)  eine 
bedeutsame  Rolle.  Zölle  und  Verbrauchssteuern  wurden  nun 
unter  Ausscheidung  der  während  des  Mittelalters  den  ersteren  bei- 
gemengten fremden  Bestandteile  zu  einer  einheitlichen  Einrichtung 
verbunden,  obwohl  beide  ursprünglich  verschiedenen  Rechtsinhalt 
aufwiesen  :  Zoll,  eine  Verkehrsabgabe,  anknüpfend  an  den  Waren- 
transport über  bestimmte  Oertlichkeiten,  Akzise  eine  Umsatz- 
abgabe,  anknüpfend  an  die  Erzeugung  oder  den  Uebergang    ge- 

l)  Hüllmann  (Deutsche  Finanzgesch.  d.  Mittelalters,  Berlin  1805,  S.  134  fd.) 
leitet  die  Akzise  von  einer  teils  ländlichen,  teils  städtischen  Grundabgabe  (=  Bede) 
ab:  Accise  =  ad-incisio,  hinzukommender,  vermehrter  Grundzins;  incisio  =  Kerbe, 
die  ursprüngliche  Art  der  Anmerkung  eines  gezahlten  Grundzinses  auf  Holzstöcken. 
Albr.  Hoffmann  (Deutsches  Zollrecht,  Lpz.  1902,  I,  S.  21.  37)  nach  Heinr.  v.  Beguelin 
Histo  r.  kritische  Darstellung  der  Accise-  und  Zollverfassung  i.  d.  preuß.  Staaten,  Berlin 
1797  S.  21  fd.  74).  y.  Aloser  (Von  der  Landeshoheit  in  Steuersachen,  Leipzig 
1773  S.  681)  sieht  den  Ursprung  der  Akzise  in  einer  bei  Gelegenheil  der  Gerichts- 
tage (»Assisia«)  für  die  Gerichtsholden  ausgeschriebenen  Abgabe  verschiedenen 
Inhaltes,  aus  welcher  sich  dann  eine  Verbrauchsabgabe  insbesondere  in  den  Städten 
entwickelte.  Schmoller  über  die  Herkunft  der  Akzise  aus  Holland  in  seinem 
Jahrb.  N.  Folge,  Bd.  i,-  S.  61  fde.  —  Eine  andere  Bezeichnung  für  Akzise  war 
»Umgeld«.  S.  darüber  Falke,  Gesch.  d.  d.  Zollwesens,  Leipz.  1869;  derselbe.  Die 
Steuerbewilligung  d.  Landstände  i.  Kurf.  Sachsen  (Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswiss. 
Bd.  30  S.  401  fd. ;  ZeKtiier,  Die  deutsch.  Städtesteuern  im  12.  u.  13.  Jahrh.  {Schmol- 
lers  Forsch.  I,  1878);  Niggl,  D.  Zoll  i.  alt.  deutsch.  Reich,  Regensburg  1897; 
Gliemann,  Die  Einführung  d.  Accise  in  Preußen  (Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswiss. 
Bd.  29,  S.  178  fde.)  ;  Sckoen,  Das  Recht  der  Kommunalverbände  in  Preußen,  Lpz. 
1897,  S.  20;  Lamp  a.  a.  O.  S.  509.  Ueber  den  engen  Zusammenhang  von  Akzise 
und  Zoll:  Vocke,  Die  Abgaben,  Auflagen  u.  d.  Steuer,  Stuttgart  1887;  Wiesinger, 
Arch.  d.  ö.  Rechts  XIX  (1904)  S.  141.  —  Ueber  die  Verbrauchssteuern  (Umgeld, 
Ohmgeld,  Aufschlag  usw. :  und  ihre  Verbindung  mit  dem  Zoll  in  Oesterreich  vgl, 
Spitzmüller,  Die  Verzehrungssteuer  (Oesterr.  Staatswörterb.  2.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  801  fde.; 
V.  Alensi,  Oesterr.  Finanzgesch.,  ebendort  Bd.  II,  S.  56  fd. ;  v.  Plenker,  Die  Ent- 
wicklung d.  indir.  Abgaben  in  Oesterreich,  Oesterr.  Revue   1863  Bd.  II.  III.  V.  VI. 
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wisser  Konsumtibilien  in  den  täglichen  Verbrauch.  Aber  die  Aehn- 
Hchkeiten  in  der  Rechtstechnik  beider  Abgaben  und  ihre  gemein- 
same Verwendung  als  Mittel  für  dieselben  wirtschaftspolitischen 
Zwecke  überwogen  und  führten  immer  mehr  zu  einer  Verschmel- 
zung von  Zoll  und  Akzise :  Beide  Abgaben  wurden  von  Umsatz- 
gütern auf  dem  Wege  vom  Erzeuger  zum  Verbraucher  erhoben ; 
bei  beiden  mußte  die  Abgabe  in  einem  bestimmten  Verhältnisse 
zum  Werte  der  Sache  stehen  ;  in  beiden  erschien  der  Sacheigen- 
tümer als  Schuldner,  dort  der  Kaufmann,  hier  der  Erzeuger,  der 
Bierbrauer,  der  Bauer,  der  mit  seinen  Früchten  in  die  Stadt  kam, 
der  verkaufende  Händler  oder  der  Ersteher ;  in  beiden  Fällen 
war  die  Sache  nach  Art  und  Menge  nicht  nur  der  Maßstab  für 
die  Bemessung  der  Abgabe,  sondern  auch  die  unmittelbare,  meist 
auch  einzige  Quelle  zur  Tilgung  des  Abgabenanspruches.  Die 
Einhebung  beider  Abgaben  geschah  vielfach  in  einem  Akte 
beim  Einbringen  des  Gutes  in  die  Stadt,  oft  auch  von  denselben 
Organen.  Diese  Entwicklung  des  Zolles  fand  dann  noch  eine 
wesentliche  Förderung  durch  die  föderalistische  Politik  der  Lan- 
desherrn, welche  ja  in  der  Organisierung  der  Verwaltung  ihrer 
Territorien  an  die  fortgeschrittenen  Einrichtungen  der  Städte  an- 
knüpften, auch  hinsichtlich  der  Zoll-  und  Akzisenverwaltung.  Die 
Zollpolitik  der  Landesherrn  diente  nicht  nur  ihren  fiskalischen 
Interessen ;  sie  stellten  sie  auch  in  den  Dienst  ihrer  Unabhängig- 
keitsbestrebungen gegenüber  der  Reichsgewalt ').  Während  die 
Zollhoheit,  das  Recht  zur  Aufrichtung  neuer  und  Erhöhung  und 
Regelung  alter  Zölle,  die  Verleihung  von  Zollprivilegien  von  alters- 
her  ein  Vorrecht  der  deutschen  Reichsgewalt  gewesen  war,  welches 
diese  im  Gegensatz  zu  den  Zollerhebungsrechten  erst  verhältnis- 
mäßig spät  und  nach  langem,  zähen  Widerstand  an  die  Territoral- 
gewalten  verlor,  war  die  Befugnis  der  Stadtmagistrate  und  Landes- 
herrn zur  selbständigen  Einführung  und  Regelung  bloßer  Ver- 
brauchsabgaben, der  Akzise,  schon  frühzeitig  anerkannt.  Nun  be- 
nutzten die  Landesherrn  -)    die  Aehnlichkeit    zwischen    Zoll    und 

1)  Ueber  die  Bedeutung  der  Akzise  im  erfolgreichen  Kampfe  der  Landesherrn 
mit  der  Reichsgewalt  um  die  selbständige  landesherrliche  Zollhoheit  vgl.  Hoffmaiin, 
Deutsches  Zollrecht,  I    S.   21  fde. 

2)  Eingeführt  wurde  die  Akzise  als  landesherrliche  Verbrauchssteuer  vom  Kur- 
fürsten von  Brandenburg  im  Jahre  1667  an  Stelle  der  unerträglich  werdenden  Kon- 
tributionen durch  eine  neue  Akzisenordnung  für  die  Städte  der  Kurmark  ;  in  den 
magdeburgischen  Städten  1680,  in  den  pommerschen  gegen  1700,  in  den  übrigen 
preußischen    Provinzen    1713.      In    Sachsen     fand    die    Akzise    allgemein    Eingang 
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Akzise  und  die  Vermengung  beider  Einrichtungen  dazu,  um  unter 
dem  Titel  ihres  Akzisenrechtes  sich  auch  die  Zollhoheit  für  ihre 
Herrschaftsgebiete  anzueignen,  neue  Zölle  zu  errichten  und  das 
Zollwesen  selbständig  zu  regeln.  Dabei  kam  ihnen  das  durch 
die  Naturrechtslehre  theoretisch  begründete  und  durch  die  Staats- 
praxis in  steigendem  Maße  angewandte  jus  politiae^)  sehr  zu 
statten,  welches  die  obrigkeitliche  Wohlfahrtspflege  auch  vermittels 
Auferlegung  von  Abgaben  zum  Schutze  des  heimischen  Gewerbes 
und  Handels  rechtfertigte.  Wohl  hat  die  Reichsgewalt  immer 
wieder  gegen  diese  Praxis  Einspruch  erhoben^).  Aber  sie  war 
zu  schwach,  um  sich  gegen  die  Landesherrn  auf  die  Dauer  durch- 
zusetzen, und  so  ging  denn  auch  die  Zolloberhoheit  des  Reiches 
auf    diesem  Wege  auf  die  Landesherrn  über. 

Für  den  Zoll  bedeutete  diese  erfolgreiche  Politik  der  Landes- 
herrn auch  eine  Umgestaltung  seiner  Rechtstechnik.  Die  völlige  Ver- 
schmelzung des  Zolles    mit    der  Akzise    in  Verbindung    mit    der 

1641,  in  Schlesien  1705,  in  der  Kurpfalz  1672,  in  Hannover  1686.  Vgl.  dazu 
Schmoller,  Epochen  d.  preuß.  Finanzpolitik  (Jahrb.  N.  F.  Bd.  i)  S.  60;  Gliemann, 
a.  a.  O.  —  In  den  preußischen  Akziseordnungen  des  17.  Jahrhunderts  (siehe  insbes. 
die  revidierte  General-Steuer-  und  Konsumtionsordnung  vom  2.  Jänner  1684)  um- 
faßte der  Begriff  »Akzise«  sowohl  Warenverbrauchs-  als  auch  Warenverkehrsab- 
gaben. In  den  sächsischen  Akzisordnungen  derselben  Zeit,  so  in  jener  vom 
18.  Jänner  und  31.  März  1641,  vom  5.  September  1657,  ja  noch  in  dem  Mandate 
über  die  Erhebung  der  Grenzakzise  vom  23.  März  1822  wird  »Akzise«  gleichbe- 
deutend mit  »Zoll«  gebraucht  und  die  »Grenzakzise«  im  Sinne  von  Grenzzoll  der 
»Generalakzise«  im  Sinne  von  Binnenzoll  bez.  von  indirekten  Steuern  auf  inländische 
Erzeugnisse  gegenübergestellt,  —  Auch  die  administrative  Vereinigung  der  indirekten 
Steuern  hat  die  Verschmelzung  von  Zoll  und  Akzise  wesentlich  gefördert,  so  in 
Preußen  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  anläßlich  der  Reorganisation  der  Finanz- 
verwaltung 1722 — 23;  dann  mit  der  Einführung  der  französischen  Regie  1766 — 
1786.     Vgl.  dazu  5(r/^?//^gf,  Gesch.  d.  preuß.  Regieverwaltung,  Lpz.  1880  S.  15.64.  98. 

i)  Ueber  die  Entwicklung  der  landesherrlichen  Hoheitsrechte  unter  dem  Ein- 
flüsse des  Naturrechts  und  des  jus  politiae  vgl.  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungs- 
recht I.  Bd.  §  3. 

2)  Ueber  das  Einschreiten  der  deutschen  Reichsgewalt  gegen  den  Mißbrauch 
der  Akzise  zur  selbständigen  Aufrichtung  und  Regelung  von  Zöllen  durch  Städte 
und  Landesherrn  vgl.  den  Reichstagsabschied  von  1576;  oder  die  Wahlkapitulation 
Ferdinands  IV.  im  Art.  20 :  »daß  unterschiedliche  ohnmittelbare  Reichs-,  sowohl 
als  andere  Mediatsstädte,  sich  eine  Zeit  her  ganz  neuerlich  unternommen,  und  noch 
de  facto  .  .  .  unterstehen,  unter  ihren  Thoren,  oder  sonst  anderer  Orten,  in  oder 
vor  den  Städten,  die  ein-  und  aus-,  oder  durchgehenden  Waren,  Getreide,  Wein, 
Salz,  Viehe  und  Anderes  mit  gewissen  Aufschlägen  unter  dem  Namen  Accis, 
U  m  g  e  1  d  .  .  .  .  und  anderen  dergleichen  Imposten  beschweren,  solches  aber  alles 
in  Effekt  und  Nachfolge,  für  nichts  anderes  als  einen  Zoll,  ja  oftmals  weit 
höher  zu  halten  sei .  .  .«     Vgl.  d.3.z\x  Niggl  a.  a.  O.  S.  20;  Hofmann  a.  a.  O.  S.  21. 
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neuen    naturrechtlichen   Lehre    von    der    Befugnis    des    Landes- 
herrn, zum  Zwecke  der  gemeinen  Wohlfahrtsförderung  auch  ohne 
besonderen  Rechtstitel  Gebote  erlassen  und  den  Untertanen  Lasten 
auferlegen  zu  können,  hatte  die  Folge,  daß  der  Zoll  sein  privat- 
wirtschaftliches Gewand    abstreifte,    daß   die  mittelalterliche  Vor- 
stellung verschwand,  welche  den  Zoll  als  ein  Entgelt  für  Straßen- 
benützung,   für  sicheres  Geleite  usw.  auffaßte.     Denn  die  Akzise 
war   von  jeher   als  eine  einseitige  obrigkeitlich  auferlegte  Steuer 
erschienen.     Damit    schwand    aber   auch  ein  formelles  Hindernis 
für  die  freie  Verwendung  des  Zolles  zu  wirtschaftspolitischen  und 
polizeilichen  Zwecken  aller  Art.     In  anderer  Hinsicht  aber  wurde 
für   das  Zollinstitut   die  ihm  durch   die  schrankenlose  begriffliche 
Ausdehnung  des  Zollbegriffes  drohende  Gefahr  beseitigt,  in  dem 
Wüste  verschiedenartigster  Abgaben  und  Gebühren  zu  verschwin- 
den und  dabei  seine  eigenartige  Rechtstechnik  einzubüßen.     Das 
alte  Rechtsinstitut    wurde    in    seiner   wesentlich   gesteigerten  Be- 
deutung für  das  Staatsleben  einer  Wiedergeburt  zugeführt.    Seine 
Verwandtschaft  und  Verbindung  mit  der  Akzise  ließ  die  Grund- 
gedanken der  Rechtstechnik,  den  der  sachlich  beschränkten  Eigen- 
tümerschuld    und    den    der  Beziehung    des  Zolles    auf  den  Wert 
des  Zollgutes  als  eines  verhältnismäßigen  Teiles  desselben  wieder 
stärker    hervortreten.     Zoll    und  Akzise    als    öffentliche  Abgaben 
waren  auch  der  bisherigen  privatwirtschaftlichen  Auffassung  und 
Behandlung  und  damit  dem  Einflüsse  der  Rezeption  des  römischen 
Rechtes   mit   seinem   vom  deutschen  Rechte  wesentlich  verschie- 
denen Schuldbegriffe    entzogen;    denn    die    Rezeption    erstreckte 
sich    im    allgemeinen    nicht    auf    das  Gebiet    der   obrigkeitlichen 
Rechtssphäre.     Die  alte  deutschrechtliche  Schuldform  behielt  hier 
ihre  Wirkungskraft.     Die  grundsätzliche  Beschränkung  des  Zolles 
auf  Kaufmannsgut  ging  nun  freilich  verloren,  denn  die  Obrigkeit 
bezog  aus  fiskalischen  Gründen    und  in  Geltendmachung   polizei- 
licher Gesichtspunkte  nun  auch  andere  Güter  unter  die  Zollpflicht 
ein  ^).     Sie  gesellte  ihr  auch  Ein-  und  Ausfuhrverbote    als  Mittel 
ihrer  polizeilichen  Zollpolitik. 

l)  Vgl.  dazu  z.B.  die  kurbayrische  Mauth-  u.  Accisordn.  v.  1765,  Vorbericht,  Anl. 
E. ;  das  sächsische  Grenzaccismandat  v.  1822  §  i;  die  würtemberg.  Zollordn.  v. 
1808  §  17;  dazu  lloffmmin  a.a.O.  S.  45.  142.  Dagegen  finden  wir  beispielsweise 
in  der  Verordnung  vom  i.  Oktober  1615  über  die  Landakzise  in  den  sächsischen 
Erblanden  die  Abgabenerhebung  noch  ausdrücklich  beschränkt  auf  Handels-  und 
Kaufmannswaren.  Der  oben  erwähnte  Entwurf  eines  deutschen  Reichszolles  vom 
Jahre   1522  wollte  den  Zoll  ebenfalls  auf  Kaufmannsgut  beschränkt  wissen. 
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So  hatten  sich  zu  Beginn  der  Neuzeit  die  Grundlagen  des 
Zollwesens  neu  gestaltet,  teils  durch  Aufnahme  neuer  Ziele  und 
neuer  Mittel  zu  deren  Erreichung,  teils  durch  Zurückgreifen  auf 
Elemente  der  ursprünglichen  Rechtstechnik.  Auf  diesen  neuen 
Grundlagen  erwuchs  nun  in  den  folgenden  Jahrhunderten  ein 
neues  Zollsystem,   das  Grenzzollsystem  ^).     Für  die  allge- 

i)  Als  Beginn  der  Entwicklung  des  Grenzzollsystems  können  beispielsweise 
folgende  Zollordnungen  genannt  werden  :  Das  reformierte  Zollmandat  des  Kaisers 
Matthias  für  die  sächsische  Oberlausitz  vom  lo.  Oktober  1616  mit  Unterscheiduug 
von  Eingangs-,  Durchgangs-  und  Ausgangszöllen,  nur  einmaliger  Zollentrichtung 
beim  Passieren  mehrerer  Zollstätten  uud  Entstehung  der  Zollzahlungspflicht  schon 
durch  das  Ueberschreiten  der  Grenze ;  die  erbländisch-sächsische  Accis-Steuer-Ver- 
ordnungen  vom  18.  Jänner  und  31.  März  1641  und  das  Patent  vom  5.  September 
1657;  in  Bayern  die  kurbayrische  Mauth-  und  Accisordnung  vom  29.  November 
1764,  nachdem  schon  in  einer  Zollverordnung  von  1722  eine  unterschiedliche  Be- 
handlung von  Ein-  und  Durchfuhrgütern  angeordnet  worden  war;  die  kurmainzische  " 
Landzollordnung  von  1694  und  die  kurpfälzische  Landzollordnung  von  1701.  Die 
württembergische  Zollordnung  vom  28.  Juli  1661  kennt  zwar  schon  den  Grundsatz 
der  nur  einmaligen  Zollzahlung  für  gewisse  Güter  beim  Passieren  mehrerer  Zoll- 
stätten, weist  aber  sonst  noch  den  Charakter  des  Passierzollsysteras  auf.  Für  Baden 
ist  die  baden-durlachsche  Landzollordnung  von  17 18  zu  nennen.  In  Preußen  zeigen 
sich  die  Anfänge  des  neuen  Zollsystems,  vorbereitet  durch  die  Errichtung  der 
Geleits-Zolldistrikte  in  den  Provinzen  Kurmark,  Magdeburg  und  Halberstadt  in 
dem  »vorläufigen  Deklarationspatent«  für  sämtliche  königlich  preußischen  Provinzen 
vom  14.  April  1766  und  in  der  revidierten  General-Steuer-  und  Konsumtionsord- 
nung vom  2.  Jänner  1684.  Die  Zollerhebung  sollte  nach  letzterer  noch  bei  der 
Einbringung  der  Güter  in  die  Städte  vorgenommen  werden.  Diese  Abgabenerhebung 
erscheint  aber  nicht  mehr  als  eine  nur  lokale,  weil  sie  unter  Abschaffung  von  ört- 
lichen Sonderabgaben  in  einheitlicher  Weise  und  mit  der  deutlichen  Absicht  ge- 
regelt wurde,  dadurch  eine  einheitliche  Besteuerung  des  ganzen  Landes  durch  Zölle 
und  Verbrauchsabgaben  durchzuführen.  Die  Akzise  soll  auch  nur  einmal  für  die- 
selbe Sache  eingehoben  werden,  auch  wenn  diese  in  mehrere  Städte  gebracht  wird, 
vorausgesetzt,  daß  sie  inzwischen  ihren  Eigentümer  nicht  gewechselt  hat.  Das 
Deklarationspatent  von  1766  sieht  dann  die  Errichtung  von  Grenzzollämtern  vor 
zur  Kontrolle  sämtlicher  vom  Auslande  eingehenden  Güter  nach  Gattung  und  Menge. 
—  In  Oesterreich  fand  das  Grenzzollsystem  für  einzelne  Länder  oder  Ländergruppen 
in  der  ersten  Hälfte  und  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  Eingang;  so  für  Schle- 
sien 1718  für  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  durch  die  Zollordnung  vom  5.  April 
1753;  für  Ober-  und  Unterösterreich  durch  jene  vom  2.  April  1755;  für  Inner- 
österreich mit  der  Zollordnung  vom  18.  Oktober  1766,  für  Triest  und  Fiume  mit 
der  vom  27.  April  1769.  Vgl.  auch  die  kaiserlichen  Zollordnungen  vom  14.  Ok- 
tober  1774  und  2.  Jänner    1784. 

Nicht    unerwähnt    soll    hier    der  Versuch    eines    deutschen   Reichs-Grenzzolles 
bleiben,    der    unter  Karl  V.  (Reichstag  von  Nürnberg   1522)    von  dem  kurz  vorher 
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meine  Charakterisierung  desselben  muß  ein  Vorbehalt  gemacht 
werden.  Die  Verhältnisse  in  den  zahlreichen  großen  und  kleinen 
deutschen  Territorien  waren  ungemein  vielgestaltig,  auch  hin- 
sichtlich des  Zoll-  und  Akzisewesens.  Um  durch  Hervorhebung 
des  Wesentlichen  zu  einem  allgemeinen  Bilde  zu  gelangen,  muß 
von  den  partikulären  Besonderheiten  ebenso  wie  davon  abstrahiert 
werden,  daß  sich  die  Entwicklung  nicht  überall  zu  gleicher  Zeit 
und  mit  derselben  Intensität  vollzogen  hat.  Nicht  jede  Er- 
scheinungsform der  Rechtsentwicklung  ist  auch  in  jedem  Terri- 
torium zu  beobachten ;  das  eine  Merkmal  derselben  ist  hier,  ein 
anderes  dort  anzutreffen ;  in  der  äußeren  Gestaltung  gibt  es  viel 
Verschiedenheiten.  In  der  zusammenfassenden  Darstellung  ist 
eine  gewisse   Schematisierung  unvermeidlich. 

Als  Grenzzollsystem  ist  das  neue  landesherrliche  Zollsystem 
zu  bezeichnen  ^),  weil  zugleich  mit  der  fortschreitenden  Verstaat- 
lichung und  Vereinheitlichung  des  Zollwesens,  also  der  Zusammen- 
fassung der  vielen  selbständigen  örtlichen  Zollrechte  zu  einem 
Landeszollrechte,  eine  Verlegung  der  Zollstätten  an  die  Grenze 
des  Territoriums  stattfindet  ^).     Seine  politischen  Ziele  stehen  im 

neu  errichteten  Reichsregimente  gemacht  wurde,  aber  an  dem  Widerstände  der  Reichs- 
städte scheiterte.  Den  Entwurf  dazu  hat  Ranke  im  Archiv  der  Reichsstadt  Frank- 
furt a.  M.  aufgefunden  und  im  6.  Bande  seiner  Deutschen  Geschichte  im  Zeitalter 
der  Reformation  veröffentHcht.  Allein  dieser  Entwurf  unterscheidet  sich  von  den 
oben  genannten  landesherrlichen  Grenzzollordnungen  ganz  wesentlich  dadurch,  daß 
er  ausschließlich  auf  fiskalische  Zwecke  abzielte,  aller  wirtschaftspolitischen  bez. 
polizeilichen  Motive  entbehrt.  Es  solle  damit  nur  eine  Deckung  für  die  Kosten 
des  Reichsregiments  und  des  Reichskammergerichts  gefunden  werden.  Vgl.  Bieder- 
7nann,  Plan  einer  Zolleinheit. 

i)  Hoff'mantt  (a.  a.  O.  S.  92)  bezeichnet  umgekehrt  die  auf  das  mittelalter- 
liche Passierzollsystem  folgende  Entwicklungsperiode  des  Zollrechts  als  »Gebiets- 
zollsystem« und  das  moderne  Zollrecht  als  »Grenzzollsystem«.  Darin  liegt  m.  E. 
eine  Verkennung  des  Umstandes,  daß  in  der  landesherrlichen  Zeit  zunächst  nur  an 
die  Stelle  des  rechtlich  relevanten  Passierens  der  Zollstätte  ein  Ueberschreiten  der 
Landesgrenze  als  örtliches  Merkmal  für  die  Entstehung  der  Zollschuld  trat  und  die 
Auffassung  des  Gebietes  als  Grundlage  einer  das  gesamte  innerstaatliche  Wirtschafts- 
leben zu  einer  Einheit  zusammenfassenden  Zollpolitik  eine  Errungenschaft  erst  des 
19.  Jahrhunderts  ist.  Falke  (a.  a.  O.  S.  269,  320)  bezeichnet  das  Grenzzollsystem 
als  die  Zeit  des  »Sperrzollsystems«,  wodurch  dessen  Zusammenhang  mit  merkanti- 
listischen  Bestrebungen,  nicht  aber  mit  seiner  juristischen  Gestaltung  zum  Ausdrucke 
kommt. 

2)  In  Oesterreich  geschieht  die  Verlegung  der  Zollstätten  an  die  Landesgrenzen 
unter  Karl  VL  und  seiner  Nachfolgerin.  Entsprechend  der  föderalistischen  Gestal- 
tung der  österreichischen  Erblande  waren  hierfür  die  Grenzen  der  einzelnen  Länder 
oder  Ländergruppen,    nicht    die    des    Reiches  maßgebend :  Nieder-  und  Oberöster- 
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engen  Zusammenhange  mit  der  Zusammenfassung  der  noch  iso- 
lierten, örtUch  gebundenen  städtischen  und  ländUchen  Wirtschafts- 
gebiete, deren  Interessen  sich  noch  vielfach  im  Gegensatze  zu 
einander  befinden,  zu  einer  großen  wirtschaftlichen  und  politischen 
Einheit  ^).  Damit  verbindet  sich  nun  auch  eine  einheitliche  staat- 
liche Wirtschaftspolitik  dem  Auslande  gegenüber.  In  diesen 
wirtschaftlichen  Bestrebungen  begann  das  Zollwesen  eine  be- 
deutungsvolle Rolle  zu  spielen.  Neben  seinen  fiskalischen  Zwecken 
wurde  es  zum  Hauptmittel  für  die  Durchführung  merkantilistischer 
Ideen  ^)  zur  Förderung  des  heimischen  Gewerbefleißes  ^) ;  in 
steigendem  Maße  fanden  französische  Vorbilder*)  in  den  deut- 
schen Landen  Nachahmung.  Den  wirtschaftlichen  Zielen  mußte 
das  Zollinstitut  angepaßt  werden.  Das  geschah  freilich  nicht  in 
einer  bewußten,  systematischen  Weise.  Im  Gegenteil,  die  landes- 
herrlichen Regierungen  übernahmen  das  altüberkommene  Zoll- 
institut so,  wie  sie  es  vorgefunden  hatten,  und  dachten  nicht  daran, 
seinen  Rechtsinhalt  zu  reformieren.  Dafür  sorgte  unbewußt  die 
Praxis    im  Drange    der  Bedürfnisse.     Sollte    der  Zoll  als  Polizei- 


reich, Innerösterreich,  Tirol,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  hatten  jedes  eigene  Zoll- 
grenzen. Doch  wurden  im  Verkehre  der  Länder  untereinander  niedrigere  Zölle 
eingehoben    als   im  Verkehre  mit  dem  Auslande. 

i)  Vgl.  dazu  V.  Philippovich,  Grundriß  der  polit.  Oekonomie,  I.  Bd.  Einl.  §  16 
und  die  dort  angeführte  Literatur. 

2)  In  Oesterreich  werden  im  17.  Jahrhundert  auswärtige  Kaufleute  höheren 
Ausfuhrzöllen  unterworfen  als  inländische  {v.  Afensi,  Oesterr.  Finanzgesch.  im  österr. 
Staatswörterb.  2.  A.  II.  Bd.  S.  60).  Unter  Karl  VI.  (siehe  die  schlesische  Zollord- 
nung von  171 8)  finden  wir  schon  das  ganze  Rüstzeug  des  Merkantilismus  ange- 
wendet :  Zollfreiheit  für  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten,  hohe  Ein- 
fuhrzölle und  Einfuhrverbote  für  ausländische  Industrieerzeugnisse. 

3)  Ein  Beispiel  solcher  Vermengung  von  Finanz-  und  Handelspolitik  schon  bei 
der  Behandlung  des  Stadtzolles  und  zwar  sowohl  seitens  der  Stadt-  wie  auch  der 
Landesobrigkeit  behandelt  Gerh.  Bückling,  Die  Bozener  Märkte  bis  zum  30jährigen 
Kriege,  Leipz.  1907  ;  vgl.  insbes.  S    50  u.  56  fde. 

4)  Vgl.  dazu  Lamp  a.  a.  O.  S.  512.  —  Auch  die  theoretischen  Erörterungen 
der  merkantilistischen  Zoll-  und  Wirtschaftspolitik  in  Deutschland  standen  unter 
dem  Einflüsse  des  Colbertismus.  Vgl.  z.  B.  Dr.  Joh.  Joach.  Becher,  Politischer 
Diskurs  von  den  eigentlichen  Ursachen  des  Auf-  und  Abnehmens  der  Städte,  Wien 
1688;  Joh,  V.  Horneck,  Oesterreich  über  alles,  wenn  es  nur  will,  Nürnberg  1684; 
Wagner  von  Wagen/eis,  Ehren-Ruff  Deutschlands,  der  Deutschen  und  ihres  Reiches, 
Wien  1692;  Lucä,  Schlesiens  curieuse  Denkwürdigkeiten  oder  vollkommene  Chronik 
von  Ober-  und  Niederschlesien,  1689 ;  Küchelbecker,  Allerneueste  Nachricht  vom 
Römisch  Kaiserlichen  Hof,  Hannover  1732  ;  Schröder,  Fürstliche  Schatz-  und  Rent- 
kammer,   1713;  Justi,   Staatswirtschaft   1755- 
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anstalt  für  die  gemeine  Wohlfahrt  des  Landes  wirken,  so  mußte 
in  erster  Linie  seine  lokale  Gebundenheit  an  die  einzelne  Zoll- 
stätte und  seine  örtliche  Verschiedenheit  beseitigt  werden.  Nicht 
mehr  das  Passieren  der  Zoll  statte,  sondern  das  Ueberschreiten 
der  Landesgrenze  ^)  wurde  nun  entscheidend  für  die  Entstehung 
der  Zollschuld,  auch  wenn  die  Grenzüberschreitung  außerhalb 
der  Grenzzollstätten  erfolgte.  Nun  entsteht  immer  deutlicher 
eine  rechtliche  Beziehung  des  ein-  und  ausgehenden  Gutes  zum 
Lande  statt  zur  einzelnen  Zollstätte.  Letztere  ist  nur  die  tech- 
nische Einrichtung  zur  steuerrechtlichen  Geltendmachung  dieser 
Beziehung.  Aber  dieses  Verhältnis  des  Zollgutes  zum  Lande  ist 
noch  ganz  äußerlicher,  räumlicher  Natur.  Die  Frage,  ob  die 
örtliche  Einbringung  oder  Ausfuhr  im  einzelnen  Falle  auch  ein 
wirtschaftlicher  Vorgang  sei  und  als  solcher  rechtlich  gewertet 
werden  müsse,  wird  noch  nicht  aufgeworfen.  Das  wirtschaftliche 
Moment  der  Güterbewegung  über  die  Grenze  kommt  in  dieser 
Epoche  nur  als  allgemeines  Motiv  für  die  Festsetzung  von  Zöllen 
und  Zolltarifen,  für  die  Erlassung  von  Ein-  und  Ausfuhrverboten 
in  Betracht,  nicht  als  Rechtsgrund  für  die  Entstehung  der  ein- 
zelnen Zollschuld.  Auch  tritt  die  Beziehung  des  Gutes  zum 
Lande  noch  nicht  als  notwendiges,  allgemeines  Merkmal  des 
Zolles  auf.  Denn  neben  den  landesherrlichen  Grenzzöllen  bleiben 
noch  gewisse  einträgliche  Passierzölle  des  Landesherrn  an  P'lüssen 
und  vielbesuchten  Handelsstraßen,  und  dazu  noch  zahlreiche 
private,  namentlich  städtische  Passierzölle  von  rein  fiskalischem 
Charakter  bestehen.  Gegen  den  Weiterbestand  derselben  richtet 
sich  aber  ein  erfolgreicher  Kampf  der  Staatsgewalt,  der  bis  ins 
19.  Jahrhundert  hinein  dauert  ^).  Dem  Grenzzollsystem  fehlt  die 
Ausschließlichkeit  der  Grenzzölle  und  Grenzzolltarife.  Die  Durch- 
führung des  neuen  Systems  machte  auch  nach  anderer  Richtung 
hin    noch    erhebliche  Schwierigkeiten.     Es    gab   noch  keine  voU- 

1)  Mit  besonderer  Schärfe  kommt  schon  dieser  Grundsatz  zum  Ausdruck  im 
Zollmandat  des  Kaisers  Matthias  vom  10.  Oktober  16 16  für  die  an  Kursachsen  an- 
grenzende Oberlausitz. 

2)  So  haben  sich  z.  B.  in  Bayern  Kommunalzölle  bis  in  die  Zeit  des  deut- 
schen Zollvereins  hinein  erhalten.  In  Sachsen  verschwanden  die  Passier-Binnenzölle 
erst  mit  dessen  Eintritt  in  den  deutschen  Zollverein  im  Jahre  1833;  in  Preußen 
erfolgte  deren  endgültige  Ablösung  und  Aufhebung  erst  durch  Verordnung  vom 
II.  Juni  1816.  Ein.  seit  altersher  bestehender  Wasserzoll  der  mecklenburgischen 
Stadt  Fürstenberg  wurde  erst  1863  aufgehoben.  Vgl.  dazu  Ho§mann  a.  a.  O.  S.  34 
u.  Anm.  2. 
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kommen  abschließende  Grenzbewachung.  Für  die  Einführung 
einer  geschlossenen  Grenzkontrolle,  wie  sie  heute  besteht,  fehlten 
damals  Voraussetzungen  und  Mittel.  Man  griff  daher,  um  die 
Wirksamkeit  des  Grenzzollsystems  zu  sichern,  zur  Ausgestaltung 
der  alten  Wehrzölle.  Solche  wurden  außer  den  Hauptzollstätten 
an  der  Grenze  zahlreich  errichtet.  Waren  die  Wehrzölle  im 
Mittelalter  ein  —  oft  widerrechtliches  —  Mittel  gewesen,  um  die 
Kaufleute  zur  Benützung  gewisser  Straßen  und  damit  zum  zoll- 
schuldbegründenden  Passieren  einzelner  Zollstätten  zu  zwingen, 
so  dienten  sie  nun  zur  zollrechtlichen  Schließung  der  Landes- 
grenze und  Ermöglichung  einer  einheitlichen  Zollpolitik.  In  An- 
betracht der  damaligen  primitiven  Verkehrsverhältnisse  erreichten 
die  Wehrzölle  in  Verbindung  mit  einem  gewissen  Straßenzwang 
auch  den  erstrebten  Zweck.  Sie  bewirkten  aber  auch  eine  Neue- 
rung in  der  Zollrechtstechnik.  Die  Zollzahlung  an  einer  Haupt- 
oder Wehrzollstätte  schloß  eine  nochmalige  Zollzahlung  im  Lande 
für  dieselbe  Ware  in  der  Regel  aus,  auch  wenn  ein  wiederholtes 
Passieren  solcher  Zollstätten  stattfand  ^).  Der  Grenzzoll  sollte 
nur  einmal  für  das  ganze  Land  entrichtet  werden.  Amtliche 
Bescheinigungen,  Zettel,  Marken  und  andere  Kontrollmaßregeln-) 
sicherten  den  Kaufmann  gegen  eine  nochmalige  Heranziehung 
zur  Zollzahlung  für  dasselbe  Gut.  —  Ein  anderes  Mittel  zur  Durch- 
führung   der  Grenzabschließung    war  die  Anordnung  von  Melde- 


i)  In  manchen  deutschen  Territorien  entwickelt  sich  dieser  wichtige  Grundsatz  des 
Grenzzollsystems  schon  ziemlich  früh,  in  anderen  verhältnismäßig  spät.  Während 
z.  B.  in  den  badischen,  ehemals  kurmainzischen  Gebieten  der  Zoll  schon  nach  den 
Zollordnungen  von  1694  und  1701,  in  Baden-Durlach  nach  der  Landzollordnung 
von  17 18,  im  Fürstentum  Fürstenberg  nach  der  Zollordnung  von  1784  nur  an  der 
zuerst  berührten  Zollstätte  gezahlt  werden  sollte,  mußte  nach  der  Zollordnung  für 
Baden-Baden  von  1783  der  Zoll  noch  an  allen  berührten  Zollstationen  entrichtet 
werden.  In  Bayern  wurde  die  Pflicht  zu  mehrmaliger  Zollzahlung  im  selben  Ge- 
biete im  wesentlichen  durch  die  Mauth-  und  Accisordnung  von  1764  beseitigt.  Für 
die  sächsische  Oberlausitz  wird  die  Regel  der  nur  einmaligen  Zollzahlung  schon 
im  reformierten  Zollmandat  vom  10.  Oktober  1616  aufgestellt.  Die  gebietsweise 
Zollzahlung  erfuhr  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  der  »Geleitszölle«  eine  wesent- 
liche Förderung.  Die  allgemeine  sächsische  Geleitsordnung  von  1823  teilte  behufs 
bezirksweiser  Zolleinhebung  das  Land  in  50  Geleitsbezirke  ein.  Aehnlich  war  in 
Preußen  bis  zum  Erlasse  des  Zollgesetzes  vom  26.  Mai  1818  die  Provinz  Kurmark 
in  60,  Magdeburg  in  19,  Halberstadt  in  1 1  Geieitszolldistrikte  mit  Straßenzwang 
und  nur  einmaliger  Zollzahlungspflicht  eingeteilt. 

2)  Anführung  solcher  Kontroll  formen  mit  Quellenangaben  bei  Ilofftnann  a.  a.  O. 
S.   56  fd.,  60,  64 — 69. 
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und  Gestellungspflichten  für  Waren  beim  Betreten  und  Verlassen 
des  Landes.  Den  sich  gleichzeitig  steigernden  Manipulationen 
verschiedenster  Art  zur  Umgehung  der  Grenzzollvorschriften  suchte 
man  durch  Erweiterung  und  Verschärfung  des  Zollstrafrechtes  wirk- 
sam entgegenzutreten  ^).  Das  war  freilich  eine  schwere  Belastung 
des  Verkehres,  und  die  Klagen  über  die  wachsenden  Zollplacke- 
reien an  den  Grenzen  der  vielen  deutschen  Territorien  wurden 
immer  lauter.  —  Wir  sehen  wie  sich  nun  ein  eigenes  Zollver- 
fahrensrecht zu  entwickeln  beginnt  mit  allerlei  Formen  und  Vor- 
schriften, die  sich  nicht  bloß  an  den  Sacheigentümer,  an  den 
Kaufmann,  sondern  vor  allem  an  den  Fuhrmann,  den  Fracht- 
führer richteten  und  nicht  notwendig  den  Bestand  einer  Zoll- 
schuld voraussetzten. 

Noch  nach  einer  anderen  Richtung  brachte  das  Grenzzoll- 
system eine  Neuerung  in  der  Zollrechtstechnik :  Nun  wurde  die 
Unterscheidung  von  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  im  Zollwesen  von 
rechtlicher  Bedeutung,  denn  je  nach  der  Richtung,  in  welcher 
sich  der  Güterverkehr  vollzog,  wurden  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr- 
zölle in  verschiedener  Höhe  und  unter  verschiedenen  sonstigen 
Voraussetzungen  erhoben  und  Ein-  und  Ausfuhrverbote  geregelt. 
Diese  Differenzierung  geschah  aber  noch  wesentlich  im  örtlichen, 
geographischen  Sinne,  nach  der  äußerlichen  Ortsveränderung,  die 
mit  dem  Zollgute  zwischen  In-  und  Ausland  vorgenommen  wurde. 
Die  Ausprägung  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  zu  wirtschaftlichen  Be- 
grififen  blieb  dem  späteren  Gebietszolle  vorbehalten.  —  Im  übrigen 
wurde  die  alte  Zollrechtstechnik  beibehalten.  Die  Verbindung 
von  Zoll  und  Akzise  dauert  weiter,  wenn  auch  eine  künftige 
Trennung  beider  dadurch  vorbereitet  wurde,  daß  die  Akzise  in 
manchen  Territorien  als  Zuschlag  für  den  Güterverbrauch  im 
Inlande  dem  eigentlichen  Zolle  gegenübergestellt  wurde  -).     Auch 

i)  »Es  entstand  so  im  i8.  Jahrhundert  fast  allerwärts  ein  ebenso  verkünsteltes 
als  von  Betrug  und  Mißbräuchen  erfülltes  System ;  Bestechung  und  Korruption, 
Schmuggel  und  Defraude,  Betrug  und  Fälschung  wuchsen  ins  Ungemessene.  Man 
kann  sagen,  die  Geschichte  des  Schmuggels  sei  im  i8.  Jahrhundert  die  eigentliche 
Geschichte  des  Handels.«  Schmoller,  Das  preuß.  Handels-  und  Zollges.  vom  26.  Mai 
1818  (Festrede),  Berlin  1898. 

2)  Durch  das  Mandat  vom  1.  Oktober  16 15  erhöhte  Kurfürst  Johann  Georg  I. 
von  Sachsen  seine  Zolleinkünfte  durch  Auferlegung  einer  Akzise  auf  alle  von  aus- 
wärts nach  Leipzig  gebrachten  Waren  und  auf  alle  für  das  Ausland  bestimmten 
Inlandserzeugnisse  und  verordnete,  daß  bei  der  vorzunehmenden  zollamtlichen  Prü- 
fung der  Warenfrachtbriefe  auch  eine  Akzise  gegen  Quittung  einzuheben  sei.  Ohne 
Vorweis  solcher  Quittung  sollte  kein  Frachtführer  zum  Tore  hinausgelasscn  werden. 
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das  Wesen  des  Zolles  als  sachlich  beschränkte  Eigentümerschuld 
bleibt  erhalten.  Ihr  deutscher  Ursprung  freilich,  und  ihre  im 
Rechtsstoffe  des  Zollinstituts  begründete  Bedeutung  geriet  in  Ver- 
gessenheit. Das  Schuldrecht  wurde  von  romanistischen  Obliga- 
tionsbegriffen beherrscht,  die  nun  auch  das  Zollrecht  umranken. 
Der  Gedanke  einer  persönlichen,  sachlich  unbeschränkten  Zah- 
lungspflicht wurde  nun  auch  auf  die  Zollschuld  übertragen  und 
der  Schuldner  durch  rechtsgeschäftliche  Vorgänge  statt  durch  das 
Sacheigentum  zu  bestimmen  gesucht.  Aber  solche  Auffassungen 
bleiben  doch  nur  äußerlich,  denn  in  zahlreichen  Rechtsbestimmungen 
jener  Zeit  kommt  die  alte  Schuldform  immer  wieder  zum  Durch- 
bruch, Hier  und  da  wird  in  den  Zollordnungen  noch  ausdrück- 
lich der  Sacheigentümer  oder  was  dasselbe  ist,  der  Käufer  der 
Sache  als  Zollschuldner  angeführt  ^).  Oder  es  wird  bestimmt, 
daß  für  die  Frage  der  nochmaligen  Zollzahlungspflicht  beim  Ver- 
bringen einer  schon  verzoUteri  Auslandsware  von  einem  Zoll- 
bezirke des  Staatsgebietes  in  einen  anderen  entscheidend  sein 
soll,  ob  inzwischen  ein  Eigentumswechsel  stattgefunden  hat  oder 
nicht  2).  Bei  der  Einhebung  von  Wertzöllen  wird  der  Sacheigen- 
tümer als  jene  Person  bezeichnet,  welche  den  als  Bemessungs- 
grundlage dienenden  Preis  der  Zollsache  festzustellen  hat  und 
berechtigt  sein  soll,  als  Abzugspost  die  Vergütung  einer  üblichen 
Kaufmannsprovision  in  Anspruch  zu  nehmen  ^).  Bei  Auffindung 
unverzollter  Einfuhrgüter  durch  die  Zollorgane  sollen  die  einer 
Zollhinterziehung  verdächtigen  Kaufleute  zu  einer  Eidesleistung 
darüber  verhalten  werden,  daß  sie  an  den  fraglichen  Gütern  kein 
Eigentumsrecht    besitzen*).      Einheimische    Kaufleute    sollen    für 

Falke  a.  a.  O.  S.  256  fd.  Aehnlich  auch  die  sächsische  Akzisenordnung  vom  5.  Sep- 
tember 1657.  —  In  Bayern  finden  wir  Zollzuschläge  auf  Auslandsgüter,  welche  im 
Inlande  verbraucht  werden  sollen,  zum  Unterschiede  von  Durchfuhr-  und  Ausfuhr- 
gütern, für  welche  keine  Zuschläge  zum  Eingangszolle  erhoben,  oder  für  welche 
die  schon  gezahlten  Zol'zuschläge  wieder  rückvergütet  werden.  Bayr.  Mauth-  und 
Accisordnung  von  1765.  Dort  werden  bezeichnenderweise  auch  Verbrauchsabgaben 
auf  eingehende  Güter  »Konsumo  m  a  u  t  h«  genannt.  Der  Ausdruck  »Mauth«  dient 
sonst  als  eine  Bezeichnung  für  Zoll. 

i)  Brandenburgische  Revidierte  General-Steuer-  und  Consumtionssteuer-Ordn. 
v.  2.  Jänner  1684.  Ihr  ist  der  Gedanke,  den  Warenführer  zum  Zollschuldner  zu 
machen,  noch  fremd.  Vgl.  auch  die  sächsische  Accisordn.  v.  i.  Oktober  16 15, 
18.  Jänner  und   31.   März  164I,  v.   5.   Sept.   1657,    22.   März  1822. 

2)  Brandenburg.  Revid.  Gen. -Steuer-  u.  Cons.O.  v.  1684,  5.  Cap.  c.  8;  sächs. 
Landaccisord.  v.  i.  Nov.   1788. 

3)  Vorläufig.  Deklarat.-Patent  f.  d.  preuß.  Provinzen  v.  14.  April   1766  §  10. 

4)  Brandenburg.  Revid.   Gen. St. O.  von    1684. 
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ihre  Handelsgüter  einen  geringeren  Zoll  zahlen  als  Fremde^). 
Auch  die  persönlichen  Zollbefreiungen  der  Angehörigen  gewisser 
Stände  (Adel,  Ritterschaft,  Burglehensleute,  landesfürstliche  Be- 
amte usw.)  für  ihre  zollpflichtigen  Güter  2)  erscheinen  als  ein 
charakteristischer  Ausdruck  der  alten  Schuldform.  Im  Allgem. 
preußischen  Landrecht  ist  sogar  noch  die  Zahlung  des  Zolles  in 
natura  ^),  also  in  einem  Teile  der  Zollsache  selbst  vorgesehen. 
Wird  eine  Zollsache  aus  dem  amtlichen  Zollmagazin  nicht  abge- 
holt, so  verfällt  sie  als  »herrenlos«  dem  Fiskus,  d.  h.  ohne  daß 
ein  persönlicher  Zollzahlungsanspruch  gegen  den  Schuldner  er- 
hoben werden  könnte. 

IV. 

Das  oben  charakterisierte  Grenzzollsystem  erscheint  als  eine 
Uebergangsstufe  vom  mittelalterlichen  Passierzoll-  zum  modernen 
Gebietszollsystem  mit  mancherlei  Widersprüchen  und  Unklarheiten, 
wie  sie  jeder  Uebergangszeit  eigen  sind.  Es  ist  nicht  nur  ein 
Kampf  des  alten  Fiskalismus  mit  der  neuen  staatlichen  Wirt- 
schaftspolitik auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens,  sondern  auch  ein 
Kampf  alter  und  neuer  Rechtsideen,  der  alten  und  einer  neuen 
Zollrechtstechnik.  Diesen  Kampf  auszufechten  und  damit  ein 
nach  Rechtsinhalt  und  Rechtstechnik  neues  Zollsystem  für  die 
Zeit  des  modernen  Wirtschaftslebens  und  des  modernen  Staates 
zu  schaffen,  war  die  große  Aufgabe  des  19.  Jahrhunderts,  welche 
dasselbe  durch  Errichtung  großer  einheitlicher  Zollgesetzeswerke 
wie  nicht  minder  durch  die  Zusammenfassung  großer  einheitlicher 
Zollgebiete  zu  lösen  versuchte.  Inwieweit  eine  solche  Lösung 
gelang,  soll  nun  näher  untersucht  werden. 

Der  Uebergang  vom  Grenzzollsystem  zum  modernen  Zoll- 
system, das  man  wegen  seiner  engen  Beziehungen  zum  Staats- 
gebiete und  dem  sich  darauf  als  Einheit  abspielenden  Wirtschafts- 
leben als  Gebietszollsystem  bezeichnen  kann,  vollzog  sich 
rascher  und  gleichmäßiger  als  die  Entwicklung  vom  Passier-  zum 
Grenzzollsystem.  Die  führende  und  für  das  ganze  Gebiet  des 
deutschen  Zollrechts  bestimmende  Rolle  liegt  in  den  Händen  der 

i)  Brandenbg.  Edikt  v.   i.   Oktob.    1684  über  die  Handlungsakzise. 

2)  Ebendort. 

3)  Preuß.  Allg.  Landrecht  II.  Tl.,  15.  Tit.  §  92:  »Es  macht  in  der  Art  des 
Rechts  keinen  Unterschied,  ob  die  Abgabe  im  Tarif  nach  Geld  oder  auf  einen  ge- 
wissen Teil  der  zollbaren  Waren  bestimmt  ist.« 
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beiden  deutschen  Vormächte:  Preußen  und  Oesterreich.  Es  ist 
kein  Zufall,  daß  die  Entwicklung  des  neuen  Zollsystems  zusam- 
menfällt mit  der  Entwicklung  Deutschlands  und  der  Donau- 
monarchie zu  modernen  Großstaaten.  Es  besteht  hier  vielmehr 
ein  tiefer  innerer  Zusammenhang.  Die  Ausbildung  des  Gebiets- 
zollsystems hüben  und  drüben,  seine  erste  rechtliche  Ausprägung 
in  umfassenden  Gesetzeswerken :  der  preußischen  Zollordnung 
von  l8i8^)  und  der  österreichischen  Zollordnung  von  1835^), 
war  das  technische  Mittel,  die  juristische  und  verfassungsrecht- 
liche Handhabe,  mittels  deren  die  beiden  nach  Konsolidierung 
und  Unabhängigkeit  strebenden  Staatengebilde  sich  die  unent- 
behrliche wirtschaftliche  Einheit  und  wirtschaftliche  Handlungs- 
fähigkeit und  damit  die  notwendige  wirtschaftliche  Macht  schufen, 
um  im  Innern  die  Gefahren  des  Föderalismus  zu  überwinden  und 
nach  außen  den  Kampf  um  die  Gleichberechtigung  mit  den 
europäischen  Großmächten  aufnehmen  zu  können.  Auf  der 
Grundlage  des  Gebietszollsystems  wurde  der  deutsche  Zollverein 
und  das  Deutsche  Reich  aufgerichtet  ^).  Auf  demselben  Funda- 
mente wurde  nicht  nur  der  Verband  der  österreichischen  Kron- 
länder fester  gefügt,  sondern  nach  schweren  Kämpfen  auch  der 
Ausgleich  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn,  der  staatsrechtliche 
Bau  der  Doppelmonarchie  zustande  gebracht.  In  Deutschland 
fand  die  Entwicklung  des  Gebietszollsystems  durch  das  zugleich 
mit  der  Reichsgründung  in  Wirksamkeit  tretende  Vereinszollge- 
setz von  1869  seinen  Abschluß,  in  Oesterreich  durch  das  Aus- 
gleichs- und  Verfassungswerk  von  1867,  zu  dessen  wesentlichen 
Bestandteilen  auch  die  Bestimmungen  über  das  gemeinsame  Zoll- 
und  Wirtschaftsgebiet  und  dessen  zollrechtliche  Organisation  ge- 
hören *).     Auch  für  die  durch  Zusammenschluß  der  inneren  wirt- 

1)  Ueber  Entstehung,  Inhalt,  Bedeutung  der  preußischen  Zollordnung  vom 
26.  Mai  1818  vgl.  Hoffmann,  Deutsches  Zollrecht,  S.  165 — 256  und  die  dort  an- 
geführte Literatur ;  ferner  die  Festrede  Schmollers  über  das  preußische  Handels- 
und Zollgesetz  v.  26.  5.  1818,  Berlin  1898. 

2)  Die  Österreich.  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  erwähnt  in  ihren  Motiven 
ausdrücklich,  daß  ihr  die  preußische  Zollordnung  von  1818  in  mancher  Beziehung 
als  Vorbild  gedient  habe. 

3)  Zur  Geschichte  der  deutschen  Zolleinheit  und  ihrer  staatsrechtlichen  Bedeu- 
tung vgl.  Ho/fmann  a.  a.  O.  S.  126  fd.,  256  fd.,  266  fd.,  318  fd,  ;  Laband,  Staats- 
recht des  Deutschen  Reichs  Bd.  IV,  §   119.     Dort  auch  weitere  Literatur. 

4)  Ueber  die  Entwicklung  der  österr.  Zollverfassung  bis  1860  s.  G.v,  Plenker, 
Die  Entwicklung  der  indirekten  Abgaben  in  Oesterreich,  Oesterr.  Revue  1863.  — 
Ueber  die  Geschichte  des  Kampfes    um    das  Zollsystem    zwischen  Oesterreich  und 
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schaftlichen  Kräfte  nun  geschaffenen  Staatengebilde  Deutschlands 
und  Oesterreich-Ungarns  konnten  die  in  ihrem  Wesen  nur  steuer- 
rechtlichen  Rechtsformen  des  Grenzzollsystems  nicht  mehr  genügen. 
Mit  der  Erfindung  der  Dampfmaschine,  des  fabriksmäßigen  Groß- 
betriebes, des  Eisenbahn-  und  Dampfschiffverkehrs  vollzog  sich 
ein  ungeheurer  Umschwung  auf  allen  Gebieten  des  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Lebens.  Der  inländische  und  internationale 
Güterverkehr  wuchs  ins  Riesenhafte.  Neue  kapitalistische  und 
sozialistische  Machtfaktoren  traten  an  die  Stelle  der  alten  Stände 
und  wußten  ihre  Sonderinteressen  in  den  neugeschaffenen  Formen 
des  Parlamentarismus,  des  politischen  Lebens  überhaupt  mit 
Wucht  zur  Geltung  zu  bringen.  Wollte  der  Staat  sein  im  Abso- 
lutismus mühsam  erkämpftes  Herrschaftsmonopol  nicht  an  die 
immer  mächtiger  werdenden  sozialen  Mächte  verlieren,  so  mußte 
er  sich  auf  dem  Gebiete  des  neuen  Wirtschaftslebens  einen  vor- 
herrschenden, die  staatliche  und  soziale  Einheit  sichernden  Ein- 
fluß schaffen.  Dazu  genügte  nicht  die  Festlegung  seines  Auf- 
sichtsrechtes über  die  Organisationsformen  des  Gewerbes,  der 
Industrie  und  des  Handels ;  er  mußte  auch  in  den  Preisbildungs- 
prozeß auf  dem  Inlandsmarkte  gestaltend  und  ausgleichend  ein- 
greifen können.  Dazu  mußte  ihm  das  Zollinstitut  dienen  als  ein 
feinorganisiertes  Werkzeug,  welches  geeignet  war,  sich  den  immer 
komplizierter  werdenden  Formen  der  Preisbildung  anzupassen. 
Daß  dazu  eine  wesentliche  Umgestaltung  des  Zollsystems  und 
seiner  Rechtstechnik  nach  der  wirtschaftspolitischen  Richtung  hin 
notwendig  wurde,  erscheint  als  selbstverständlich.  Schon  im 
Zeitalter  des  Grenzzolles  unter  der  Einwirkung  des  Merkantilis- 
mus, ja  früher  noch  in  der  Wirtschaftspolitik  der  blühenden  Stadt- 
republiken des  ausgehenden  Mittelalters  hatte  der  Zoll  neben 
seinen  fiskalischen  Zwecken  der  Förderung  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  des  Landes,  der  Stadt  oder  doch  einzelner  Stände 
gedient;  aber  doch  nur  nebenbei.  Sein  Wesen,  seine  Technik 
blieb  der  bloßen  Einhebung  von  Zwangsabgaben  angepaßt.  Mit 
dem  Uebergange  zum  Gebietszollsystem  aber  tritt  der  wirtschafts- 
politische Zweck  des  Zolles  als  der  auch  für  die  Bestimmung  seines 
Rechtsstoffes  und  seiner  Rechtstechnik  entscheidende  Gesichtspunkt 
in  den  Vordergrund  und  die  fiskalische  Funktion  des  Zolles  rückt  an 
die  zweite  Stelle  ^).    Durch  Verstaatlichung  und  Monopolisierung  zu 

Ungarn  ist  kürzlich  ein  Buch  von  A'.  Siegkart  erschienen  :  Zolltrennunt^  und  Zoll- 
einheit, Wien  1915. 

i)  Vgl.  dazu  den  Immediatbericht    des    preußischen  Finanzminislers  Grafen  v. 
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einem  ausschließlichen  Machtmittel  der  Staatsgewalt  geworden,  dient 
er  nun,  verbunden  mit  dem  ihn  notwendig  ergänzenden  Grundsatze 
der  Güterverkehrsfreiheit  innerhalb  des  Staatsgebietes  als  Grundlage 
für  die  Schaffung  und  Förderung  der  wirtschaftlichen  Kraft,  der  po- 
litischen Geschlossenheit  und  Macht  des  ganzen  Volkes  ^).  Die  pe- 
riodische Festsetzung  der  Zolltarife  erfolgt  nun  nicht  mehr  vom  einzel- 
nen Staate  abgesondert,  sondern  unter  Vereinbarungen  mit  anderen 
Staaten  über  die  gegenseitigen  wirtschaftlichen  Beziehungen.  Die 
volkswirtschaftlichen  Fragen  spielen  in  der  internationalen  Tarif- 
politik die  entscheidende  Rolle;  Finanzzölle  werden  nur  für  wenige, 
im  Inlande  nicht  erzeugte  Artikel  aufgestellt  und  bilden  gegenüber 
den  Schutzzöllen  die  Ausnahme.  In  den  nationalen  Zolltarifen 
und  Zollordnungen  kommen  nun  die  großen  wirtschaftlichen  In- 
teressengegensätze der  verschiedenen  Staats-  und  Wirtschafts- 
gemeinschaften angehörenden  Nationen  zum  deutlichen  Ausdruck, 
während  umgekehrt  im  Innern  des  Staates  die  Zollgemeinschaft 
ausgleichend  und  verbindend  auf  die  widerstreitenden  Wirtschafts- 
interessen wirkt.  Trotz  der  Hervorhebung  der  zwischenstaatlichen 
Interessengegensätze  erweist  sich  das  Gebietszollsystem  aber  auch 
als  ein  Mittel,  um  feste  wirtschaftliche  Beziehungen  zwischen  den 
staatlich  geschlossenen  Wirtschaftskörpern  herzustellen  und  unter 
ihnen  ein  gewisses  wirtschaftliches  Gleichgewicht  zu  schaffen. 
Nun  ist  der  Zolltarif  nicht  mehr  ein  bloßes  Verzeichnis  anein- 
ander gereihter  Zollsätze  für  einzelne  Warengattungen  ohne  inneren 
Zusammenhang,  sondern  ein  innerlich  zusammenhängendes  System, 
ein  in  seinen  Gesamtwirkungen  planvoll  durchdachtes  Ganzes, 
ein  Ausdruck  einheitlicher  Wirtschaftspolitik. 

Die  neue  große  politische  Bedeutung  des  Zollwesens  in 
seiner  kontinentalen  Entwicklung  im  19.  Jahrhundert  hat  im 
scharfen  Gegensatz  zur  herrschenden  freihändlerischen  Doktrin 
der  Smithsch&n  Schule  zuerst  FrtedricJi  List  erfaßt  und  verkündet. 


Bülow  vom  14.  Jänner  1817  zum  Entwürfe  der  Zollordnung  von  1818  (bei  Dieterici, 
Zur  Geschichte  der  Steuerreform  in  Preußen,  Berlin  1825,  S.  65  fd.).  Theoretisch 
hat  diesen  Grundsatz  namentlich  Friedrick  List  vertreten,  indem  er  die  Schutzzölle 
den  sogen.  »Einkommenzöllen«  voranstellte.  S.  auch  Treitschke,  Deutsche  Gesch. 
im   19.  Jahrh.   2.   Bd.  S.   211  fd. 

i)  Der  nationalpolitische  Gedanke  bei  der  Entwicklung  der  Gebietszölle  tritt 
schon  in  der  Literatur  des  18.  Jahrh.  zutage.  Vgl.  Piifendorf,  Obs.  IV.  143  §  2; 
Püttner,  Elem.  jur.  publ.  §  505;  Wolß]  Inst.jur.nat.il  Cap.  9  §473;  im  19.  Jahr- 
hundert in  erster  Linie  Friedr.  List,  Das  nationale  System  der  polit.  Oekonomie, 
Neudruck  v.   Prof.  //.    Waentig,   2.  Aufl.  Jena  1910. 
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Seine  Ideen  sind  in  der  Zeit  des  sich  entwickelnden  Gebietszoll- 
systems entstanden.  Für  ihn  war  »das  Douanensystem  .... 
nicht  eine  Erfindung  spekulativer  Köpfe«,  sondern  »eine  natür- 
liche Folge  des  Strebens  der  Nationen  nach  den  Garantien  der 
Fortdauer  und  Prosperität  oder  nach  überwiegender  Macht«  ^). 
Sein  Ideal  der  geschlossenen,  in  sich  vollkommenen  Nation  mit 
der  Wechselwirkung  und  Zusammenfassung  aller  ihrer  produktiven 
wirtschaftlichen,  geistigen,  politischen  Kräfte  zu  machtvoller  Un- 
abhängigkeit und  zu  kulturellem  Hochstand  sieht  er  in  dem 
»Agrikultur-Manufaktur-Handelsstaat«,  dessen  Schaffung  und  har- 
monisches Gleichgewicht  sich  in  der  Gegenwart  nur  durch  das 
ökonomische  System  des  »Douanenschutzes«  erreichen  und  be- 
haupten lasse.  »Auf  der  Ausbildung  des  deutschen  Schutzsystems 
beruht  die  Existenz,  Independenz  und  die  Zukunft  der  deutschen 
Nationalität«  ^). 

Als  Folge  der  im  Vorhergehenden  geschilderten  Entwicklung 
und  geänderten  Bedeutung  des  Zollwesens  mußte  notwendig  eine 
Aenderung  seines  Rechtsinhaltes  und  seiner  Rechtstechnik  ein- 
treten. Die  Art  dieser  Aenderungen  ist  hier  näher  zu  erörtern; 
zunächst  die  des  Rechtsinhaltes  (Rechtsstoff  und  Rechtszweck). 
Ueber  den  neuen  Rechtszweck  erscheint  eine  nähere  Erklärung 
nicht  erforderlich ;  sein  Wesen  geht  aus  dem  oben  Gesagten  zur 
Genüge  hervor :  die  Beeinflussung  des  inländischen  Preisbildungs- 
prozesses behufs  einer  günstigeren  Gestaltung  des  gesamten  Wirt- 
schaftslebens im  Staate.  Was  den  Rechtsstoff  betrifft,  so  hatte 
er  bisher  in  örtlichen  Vorgängen  mit  Tauschgütern  bestanden, 
welche  über  eine  Zollstätte  oder  Zollgrenze  hinweg  gebracht 
wurden;  Verkehrsvorgänge,  welche  vom  Zollherrn  zum  Anlasse 
genommen  wurden,  um  einen  reellen  oder  einen  Wertteil  der  Güter 
für  die  Gestattung  des  Passierens  für  sich  in  Anspruch  zu  neh- 
men. Im  Gebietszollsystem  aber  erscheint  als  RechtsstofT  nicht 
mehr  ein  rein  örtlich-mechanischer,  sondern  ein  wirtschaft- 
licher Vorgang:  die  Einbeziehung  eines  Umsatzgutes  in 
den  staatlich  abgeschlossenen  nationalen  Wirtschaftsverkehr,  das 
diesem  bisher  nicht  angehört  hatte,  oder  die  Ausscheidung  eines 
ihm  zugehörenden  Tauschgutes  aus  demselben,  beides  in  Verbin- 
dung mit  dem  sich  daraus  ergebenden  lünflusse  auf  die  Gestaltung 
der  inländischen  Preisverhältnisse.   Nun  bildet  dieser  wirtschaftliche 


1)  Friedr.  List  a.  a.  O.  S.  65. 

2)  List  a.  a.  O.  S.   539. 
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Vorgang  den  Anlaß  zur  Inanspruchnahme  eines  bestimmten  Wert- 
teils der  Ware,  aber  nicht  mehr  durch  den  Inhaber  von  Zollstätten 
oder  Zollbezirken,  sondern  nur  durch  den  Staat  als  solchen; 
und  gerichtet  ist  der  Abgabenanspruch  nicht  auf  bloße  Einnahmen- 
erzielung  mit  etwaigen  wirtschaftlichen  Nebenwirkungen,  sondern 
unmittelbar  auf  eine  Erhöhung  des  Warenpreises,  um  dadurch 
den  inländischen  Marktpreis  der  betreffenden  Warengattung  zu 
steigern  oder  (beim  Ausfuhrzoll)  zu  drücken.  Es  genügt  also 
jetzt  nicht  mehr,  daß  eine  Sache  die  Zollgrenze  überschreitet ; 
das  kann  auch  geschehen,  ohne  daß  darin  ein  wirtschaftlich  zu 
wertender  Vorgang  liegt  ^).  Es  kann  auch  nicht  mehr  jedes  be- 
liebige Gut  in  Betracht  kommen,  sondern  nur  ein  solches,  das 
noch  in  Beziehung  zur  Preisbildung  steht,  das  sich  noch  auf  dem 
Wege  von  Produzenten  zum  Konsumenten  befindet,  das  unter 
den  Begriff  der  W^are  fällt. 

Eine  solche  bedeutsame  Aenderung  des  Rechtsinhaltes  unseres 
Zollinstituts  konnte  unmöglich  ohne  Rückwirkung  auf  die  Rechts- 
technik desselben,  auf  die  Gestaltung  der  Zollrechtsverhältnisse, 
ihre  Begründung  und  Abgrenzung,  auf  die  Bestimmung  ihrer 
subjektiven  und  objektiven  Seite  bleiben.  Eine  andere  Frage 
war  freilich,  ob  Theorie  und  Gesetzgebung  die  Aenderung  der 
Rechtsgrundlagen  richtig  erkannten  und  daraus  die  richtigen 
Schlußfolgerungen  zogen.  Diese  Frage  kann  schwerlich  bejaht 
werden.  Mehrere  gewichtige  Ursachen  wirkten  dahin,  daß  weder 
die  Theorie,  noch  die  Gesetzgebung  sich  der  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtstechnik  erwachsenen  Aufgaben  bewußt  und  ihrer  ge- 
recht wurde.  Eine  derselben  war,  daß  sich  der  Uebergang  zum 
Gebietszollsysteme  und  dessen  Entwicklung  nur  allmählich  und 
stückweise  vollzog  und  daher  nicht  als  ein  großes  Neues,  Ganzes 
mit  neuen  Grundforderungen  in  Erscheinung  trat.  Dazu  kam, 
daß  die  Gesetzgebung  ganz  im  Banne  der  aus  dem  Passier-  und 
Grenzzollsystem  überkommenen  Rechtsvorstellungen  stand.  Der 
mechanische  Grenzübergang  eines  Gutes  erschien  nach  wie  vor 
als  der  schuldbegründende  Tatbestand,  den  man  in  keine  Verbin- 
dung   bringen    zu  müssen    glaubte    mit  dem    geänderten  Rechts- 


i)  Diesen  wesentlichen  Unterschied  übersehen  sowohl  Laband  wie  Otto  Mayer, 
wenn  sie  die  Begründung  der  Zollschuld  ebenso  wie  beim  Oktroi  auf  einen  rein 
mechanischen  Grenzübergang,  oder  auf  die  rechtsgeschäftliche  Erwirkung  der  Er- 
laubnis zur  Benützung  des  Staatsgebietes  zurückführen.  S.  0.  Mayer,  Deutsches 
Verwaltungsrecht  [.  Bd.  §  27  ;  Labatni,   Staatsrecht  d.  D.  R.  IV.  Bd.  §  123. 
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zwecke  des  Zollinstituts.  Die  Rechtsüberlieferung  spielte  bei  der 
Schaffung  neuer  Zollrechtsnormen  eine  umso  größere  Rolle,  als 
das  durch  die  staatliche  und  wirtschaftliche  Entwicklung  aufge- 
worfene neue  Rechtsproblem  des  Zolles  mit  seiner  Abhängigkeit 
von  den  wirtschaftspolitischen  Funktionen  des  Zolles  gar  nicht 
erkannt  worden  war.  So  enthält  das  deutsche  Vereinszollgesetz 
in  vielen  Punkten  eine  wörtliche  Uebernahme  der  Bestimmungen 
der  preußischen  Zollordnung  von  1818,  die  doch  erst  am  Be- 
ginne der  Entwicklung  des  Gebietszollsystems  und  des  Jahr- 
hunderts der  Dampfmaschine  und  der  Weltwirtschaft  steht.  Für 
die  Zollgesetzgebung  und  für  die  überaus  fruchtbare  Verord- 
nungstätigkeit seit  jener  Zeit,  sowohl  in  Deutschland  wie  in 
Oesterreich,  waren  nicht  große  leitende  Rechtsideen  bestimmend, 
sondern  die  bunte  Menge  wechselnder  Bedürfnisse  der  Verwal- 
tungspraxis, der  Zollmanipulation  nach  Anpassung  der  Zoller- 
hebung an  die  sich  immer  vielgestaltiger  entwickelnden  Formen 
des  internationalen  Güterverkehrs.  Ohne  die  großen  Vorzüge 
der  beiden  Gesetzeswerke  schmälern  zu  wollen,  kann  man  sagen, 
daß  die  umfangreiche,  ins  Kleinliche  sich  verlierende  öster- 
reichische Zollordnung  von  1835  ebenso  wie  das  viel  einfachere 
und  geschlossenere  deutsche  Vereinszollgesetz  von  1869  weniger 
den  Eindruck  eines  auf  bestimmten  grundlegenden  Rechtsideen 
logisch  aufgebauten  Rechtssystems,  als  vielmehr  den  einer  ge- 
schickten, an  die  Zollorgane  adressierten  Sammlung  von  Mani- 
pulationsvorschriften macht.  Dasselbe  gilt  von  den  unzähligen, 
aus  den  verschiedensten  Zeiten  stammenden  Zollverordnungen, 
Regulativen,  tarifgesetzlichen  Bestimmungen,  die  im  Laufe  der 
Zeit  die  Zollordnungen  abgeändert  oder  ergänzt  haben  und  deren 
richtige  Beherrschung  zu  einer  schwierigen  Geheimwissenschaft 
der  Zollfachleute  geworden  ist,  obwohl  es  doch  ein  Steuerrecht 
für  die  Staatsbürger  sein  soll.  —  Eine  andere  Ursache  für  die 
mangelhafte  Gestaltung  der  Zollrechtstechnik  liegt  in  dem  Ein- 
fluß, den  einerseits  die  seit  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts herrschende  gemeinrechtliche  Begriffskonstruktion  und 
anderseits  auch  —  wie  zum  Schlüsse  noch  näher  darzulegen  sein 
wird  —  die  leitenden  Ideen  der  großen  Strafrechtsreform  im 
selben  Zeitabschnitte  geübt  haben.  In  ersterer  Hinsicht  ist  ein 
völliges  Vergessen  der  deutschrechtlichen  Grundlagen  des  Zoll- 
rechts und  die  Meinung  bemerkenswert,  daß  es  sich  beim  modernen 
Zollrechte    ähnlich    wie    bei    den    einzelnen   Rechtsinstituten    des 
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bürgerlichen  Rechts,  etwa  dem  Kaufvertrag  oder  Mietvertrag, 
um  e  i  n  einheitliches  und  einfaches  materielles  Schuldverhältnis 
von  immer  gleicher  Struktur  handeln  müsse,  aus  welchem  heraus 
alle  im  Zollverfahren  vorkommenden  rechtlichen  Beziehungen  zu 
konstruieren,  zu  erklären  seien.  Es  fehlt  bis  heute  insbesondere 
an  der  wichtigen  Erkenntnis,  daß  sich  auf  dem  Boden  des  Ge- 
bietszollsystems neben  dem  materiellen  Schuldrecht  ein  selb- 
ständiges formelles  Zollverfahrensrecht  mit  eigenen  Rechtsver- 
hältnissen besonderer  Art  entwickelt  hat.  Wer  die  Bestimmungen 
des  geltenden  Zollrechts  über  die  Person  des  Zollschuldners,  über 
den  Inhalt  und  die  Begründung  der  Zollschuld,  über  die  recht- 
liche Stellung  der  Zollsache  usw.  einer  näheren  Untersuchung 
unterzieht,  wird  bald  in  wachsende  Zweifel  und  Verwirrung  ge- 
raten. 

Die  vorstehende  Betrachtung  sollte  zunächst  nur  einen  Ueber- 
blick  über  die  Bedingungen  geben,  unter  welchen  sich  die  Ent- 
wicklung der  Zollrechtstechnik  vollzogen  hat.  Im  einzelnen  muß 
darüber  noch  Nachstehendes  ausgeführt  werden.  Das  Zurück- 
treten der  fiskalischen  Zwecke  des  Zolles  und  seine  Funktion  als 
großer  Regulator  des  inländischen  Wirtschaftslebens  hatte  zunächst 
eine  scharfe  begriffliche  und  verwaltungstechnische  Trennung  des 
Zollinstituts  von  der  Akzise  zur  Folge  ^).  War  in  der  voran- 
gehenden Periode  des  Grenzzollsystems  die  enge  Verbindung  von 
Zoll  und  Akzise  ein  Mittel  gewesen  zur  Erkämpfung  der  landes- 
herrlichen und  damit  auch  der  staatlichen  Zollhoheit,  sowie  zur 
Umgestaltung  des  verschwommenen  Zollbegriffes  zu  einem  deut- 
lich abgegrenzten  Steuerinstitut,  so  hatte  diese  Verbindung  nach 
Erreichung  der  gedachten  Zwecke  ihre  Aufgabe  erfüllt  und  konnte 
nun,  als  ein  Hemmnis  für  die  neuen  großen  Ziele  des  Zollwesens, 
aufgehoben  werden.  Die  Akzise  (Verbrauchs-,  Verzehrungssteuer) 
erfuhr  nun  als  eine  ausschließlich  fiskalischen  Zwecken  dienende 
Steuer  ihre  abgesonderte  Entwicklung.     Sie  blieb  an  lokale  Vor- 

l)  In  Kurhessen  geschah  die  Trennung  von  Zoll  und  Akzise  schon  in  der 
Allgem.  Generalkonsumtions-  und  Akziseordn.  v.  31.  Aug.  1707.  In  Preußen  kommt 
die  Scheidung  grundsätzlich  zum  Ausdruck  in  der  Zollordn.  v.  1818  (§  16)  und  in 
der  Ausführungsverord.  v.  8.  Februar  1819  (§  3).  In  Oesterreich  wird  die  Tren- 
nung von  Zoll  und  Akzise  allgemein  durch  die  abgesonderte  Regelung  der  Ver- 
zehrungssteuer durch  die  kaiserl.  Entschl.  v.  25.  Mai  1829  (Pol.  Ges.S.  S.  74) 
und  der  Zölle  durch  die  Zollordn.  v.  1835  bewirkt.  S.  ferner  Pütter.  Auserlesene 
Rechtsfälle  II,  453;  Leiste  Teutsches  Staatsrecht  1803,  S.  216;  A.  Wagner  bei 
Bluntschli  S.   344. 
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aussetzungen  gebunden  vmd  ließ  sich  nicht  zu  einer  einheitlichen 
Einrichtung  für  den  Umfang  der  erweiterten  Reichszollgebiete 
ausgestalten. 

Wir  versuchten  festzustellen,  daß  sich  der  Tatbestand  für 
die  Zollerhebung  grundsätzlich  geändert  habe  :  an  die  Stelle  des 
rein  mechanischen,  örtlichen  Vorganges  einer  Grenzüberschreitung 
sei  ein  wirtschaftlicher  Tatbestand  getreten,  die  Herstellung  oder 
Authebung  einer  Beziehung  der  Zollsache  zur  Preisbildung  auf  dem 
Inlandsmarkte.  Wir  haben  auch  festgestellt,  daß  diese  Wandlung 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Rechtstechnik  weder  der  Theorie  noch 
der  Gesetzgebung  zum  Bewußtsein  gekommen  ist.  Hat  nun  aber 
die  Tatsache  dieser  Wandlung  nicht  eine  unbeabsichtigte  Rück- 
wirkung auf  das  Zollrecht  geübt }  oder  blieb  sie  ohne  solche 
Wirkung }  Wie  konnte  die  Rechtsübung  über  die  schier  unüber- 
windliche Schwierigkeit  hinwegkommen,  die  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen jeder  die  Grenze  passierenden  Sache  zur  inländischen 
Preisbildung  in  zuverlässiger  Weise  festzustellen  und  zu  einem 
rechtlichen  Merkmale  für  die  Abgabenschuld  zu  machen.?  Wie 
konnte  sich  der  Unterschied  zwischen  mechanischem  Grenzüber- 
gang und  Teilnahme  am  inländischen  Preisbildungsprozesse  für 
den  konkreten  Einzelfall  des  Lebens  in  rechtliche  Formen  aus- 
prägen ?  —  Hier  muß  zunächst  darauf  hingewiesen  werden,  daß 
der  Begriff  des  Zollgebietes  unmerklich  eine  zweite,  übertragene 
Bedeutung  neben  seiner  rein  örtlichen  angenommen  hat.  Er 
drückt  auch  die  Gesamtheit  aller  von  einer  Staatsgewalt  be- 
herrschten, und  zu  einer  Einheit  zusammengefaßten  Summe  der 
tätigen  wirtschaftlichen  Kräfte  der  Untertanen  aus,  wie  sie  in 
fortwährender  Wirkung  und  Gegenwirkung  mit  dem  Auslande, 
mit  anderen  national  geschlossenen  Wirtschaftskörpern  steht. 
Diese  Bedeutung  wird  meist  mit  den  Worten  »Zoll-  und  Wirt- 
schaftsgebiet« oder  »Zoll-  und  Handelsgebiet«  getroffen.  Sie 
steckt  auch  hinter  dem  in  der  Praxis  und  Gesetzgebung  neuestens 
gebrauchten  Begriffe  der  »Naturalisierung«  einer  Zollsache  in 
einem  fremden  Wirtschaftsgebiete.  Im  engen  Zusammenhange 
mit  dem  Begriffe  des  Zollgebietes  erhält  auch  jener  der  Einfuhr 
und  Ausfuhr  einen  wirtschaftlichen  Inhalt :  die  Eingliederung 
eines  Gutes  in  den  wirtschaftlichen  Verkehr  innerhalb  einer  staat- 
lich abgeschlossenen  Wirtschaftsgemeinschaft  und  die  Ausschei- 
dung eines  Gutes  aus  solchem  Verkehr.  Die  Wirksamkeit  dieses 
wirtschaftlichen  Begriffes  des  Zollgebietes  trat  bald  in  einer  Reihe 


Zollpolitik  und  Zollrechtstechnik.  e-ic 

von  Maßregeln  zutage,  üahin  gehört  einmal  die  Aufhebung  aller 
noch  bestehenden  Privatzölle,  d.  h.  nichtstaatlichen  Zölle  (insbe- 
sondere der  Kommunalzölle)  ^)  und  ebenso  aller  im  Sonderinteresse 
einzelner  bevorrechteter  Personen  oder  Stände  bestehenden  Zoll- 
privilegien ^),  deren  Weiterbestand  ja  nur  in  ganz  geringfügiger 
Weise  die  Ergiebigkeit  der  staatlichen  Zolleinnahmen  bedrohte, 
wohl  aber  mit  dem  neuen  wirtschaftlichen  Prinzip  des  Zolles  in 
Widerspruch  stand.  Aus  diesem  Grunde  verschwanden  aber, 
trotz  der  bedeutenden  fiskalischen  Einbußen,  auch  die  noch  be- 
stehenden staatlichen  Passierzölle  (insbesondere  Flußzölle)  ^), 
welche  die  Einheit  der  wirtschaftspolitischen  Behandlung  des 
Warenverkehrs  über  die  Grenze  beeinträchtigten.  An  die  Stelle 
der  Mehrheit  von  staatlichen  Zolltarifen,  geschieden  nach  einzelnen 
Provinzen  und  Städten,  tritt  grundsätzlich  ein  gleicher  und  ein- 
heitlicher Tarif  für  das  ganze  Staatsgebiet,  für  den  ganzen  Zoll- 
verband, für  das  ganze  Reich  ■*).     Damit  war  allerdings  die  Frage 


i)  Vgl.  z.  B.  die  Theresianische  Zollordn.  f.  d.  österr.  Erblande  v.  15.  Juli 
1775;  das  preuß.  Zolledikt  v.  26.  Oktober  1805;  die  preuß.  Verordn.  v,  II.  Juni 
1816  ;  §§  17  u.  18  der  preuß.  Zollordn.  v.  1818  ;  die  sächsische  Zollverordn.  vom 
9.  Novemb.  1833. 

2)  Bezüglich  Beseitigung  persönlicher  Zollprivilegien  und  Zollfreiheiten  vgl. 
§  27  der  preuß.  Zollordn.  v.  1818;  ebenso  §  105  der  bayr.  Mauth-  und  Zollordn. 
V.  1808,  welche  an  die  Stelle  von  persönlichen  Zollbefreiungen  solche  allgemeiner 
Natur  im  öffentlichen  Interesse  setzt,  wofür  gesetzliche  Grundlage  erforderlich.  Vgl. 
ferner  §   i   des  württemb.  Zollges.   v.   1824. 

3)  Aufhebung  der  landesherrlichen  Binnenzölle  durch  die  preußische  Verordn. 
V.  II.  Juni  1816;  dasselbe  in  Bayern  schon  durch  die  Mauth-  und  Akzisordn.  vom 
29.  Nov.  1764.  Was  insbes.  das  Verschwinden  der  alten  einträglichen  Flußzölle 
betrifft,  so  hängt  dasselbe  zum  wesentlichen  Teile  mit  der  Regelung  der  SchifFahrts- 
freiheit  auf  den  internationalen  Strömen  zusammen.  Infolgedessen  wurden  viele 
alte  Flußzölle  ganz  aufgehoben,  andere  in  Schiffahrtsabgaben  umgewandelt  und  da- 
durch ihres  zollrechtlichen  Charakters  entkleidet.  Bekanntlich  sollen  auf  den  inter- 
nationalen (konventionellen)  Strömen  nur  Abgaben  zur  Bestreitung  der  Fahrbar- 
haltung des  Wassers  und  der  Sicherheit  des  Verkehrs  eingehoben  werden  dürfen. 
Diese  Abgaben  wurden  daher  unabhängig  von  der  Beschaffenheit  der  Schiffsgüter 
und  werden  lediglich  nach  dem  Bruttogewicht  der  Schiffsladung  bemessen.  §  115 
der  Wiener  Konkreßakte  spricht  ausdrücklich  aus :  »Die  Zölle  der  Uferstaaten 
haben  mit  den  Schiffahrtsabgaben  nichts  gemein.«  Vgl.  auch  den  Reichsdeputations- 
Hauptschluß  V.  25.  Febr.  1803  (§  39)  u.  d.  Rheinschiffahrts-Oktroi-Konvention  v. 
15.  Aug.  1804. 

4)  Für  die  österr.  Erblande  wird  eine  Tarifeinheit  schon  mit  der  ersten  allge- 
meinen Zollordnung  vom  15.  Juli  1775  begründet;  in  Bayern  durch  die  Zoll-  and 
Mauthordnung  für  die  Gesamtstaaten  vom  i.  Dezember  1807.  Für  Württemberg 
kommt  diesbezüglich   die  Zollordnung  vom  30.  März  1808,  für  Baden  die  Landzoll- 
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der  Erfassung  der  wirtschaftlichen  Qualität  der  einzelnen  Waren- 
verkehrsvorgänge über  die  Grenze  vermittels  der  Rechtstechnik 
noch  nicht  gelöst,  wohl  aber  waren  dadurch  die  notwendigen 
Voraussetzungen  dafür  geschaffen.  Die  Lösung  erfolgte  durch 
die  immer  deutlicher  und  stärker  werdende  Unterscheidung  der 
beiden  Begriffe  des  Zollgebietes,  des  nur  örtlichen  und  des  wirt- 
schaftlichen. Inländische  Güter,  welche  nur  vorübergehend  aus- 
ländisches Gebiet  berühren,  ohne  dort  an  dem  wirtschaftlichen 
Verkehre  teilzunehmen  und  ohne  damit  aus  dem  Wirtschafts- 
körper des  inländischen  Zollgebietes  auszuscheiden,  werden  zoll- 
rechtlich so  behandelt,  als  ob  sie  im  Inlande  geblieben  wären. 
Das  ist  z.  B.  der  Fall  beim  bloßen  Zwischentransport  von  In- 
landsgütern über  eine  Auslandsstrecke  ins  Inland  zurück,  oder 
bei  der  Rückkehr  von  unverkauften  Marktwaren  oder  Muster- 
sendungen vom  Ausland,  oder  beim  sogen,  passiven  Veredlungs- 
verkehr d.  h.  bei  der  vorübergehenden  Sendung  von  Inlands- 
gütern ins  Ausland  nur  zur  Ausbesserung  oder  Bearbeitung;  oder 
beim  sommerlichen  Viehauftrieb  auf  eine  Auslandsweide,  oder 
bei  Verwendung  von  Ackermaschinen  einer  Inlandswirtschaft 
auf  anstoßendem  ausländischen  Grundbesitz ;  zollfrei  bleiben  auch 
Erzeugnisse  zur  Beschickung  einer  ausländischen  Ausstellung; 
Pferde  die  nur  zur  Kur  vorübergehend  über  die  Grenze  gebracht 
werden,  Inlandsgüter  von  Schiffen,  die  nach  ihrem  Auslaufen  aus 
einem  Inlandshafen  gescheitert,  usw.  usw.  Die  Zahl  der  Fälle 
wuchs  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr.  Sie  wurden  durch  zahl- 
reiche einzelne  Gesetzes-,  Handelsvertragsbestimmungen  und  Ver- 
ordnungen geregelt,  ohne  daß  sie  auf  ein  Rechtsprinzip  zu- 
rückgeführt oder  durch  ein  solches  zu  einer  allgemeinen  Regel 
zusammengefaßt  wurden.  Was  von  solchen  Inlandsgütern  gilt, 
die  ohne  Wechsel  des  nationalen  Wirtschaftskörpers  vorüber- 
gehend sich  im  Auslande  aufhalten,  wurde  auch  umgekehrt  durch 
zahlreiche  Einzelbestimmungen  für  Auslandsgüter  angeordnet,  die 
nur  für  kurze  Zeit  über  die  Zollgrenze  hereinkommen,  ohne  am 
inländischen  Güterverkehre  teilzunehmen.  Sie  werden  zollrecht- 
lich so  behandelt,  als  ob  sie  das  Inland  niemals  berührt  hätten. 
In  diesen  Zusammenhang  gehören  auch  jene  Bestimmungen, 
welche  die  Zollfreiheit  von  Auslandswaren  anordnen,  welche  nach 
der  Grenzüberschreitung  aber  vor  ihrem  Uebergang  in  den  wirt- 

ordnung  vom  2.  Jänner  1812  in  Betracht.  In  Preußen  findet  die  Schaffung  einer 
Tarifeinheit  ihren  Ausdruck  in  den  §§  6,  8,    I3   der  Zollordnung  von   1818. 
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schaftlichen  Verkehr  durch  Zufall  zugrunde  gehen  (Vernichtung 
durch  Naturereignisse,  Leckage,  Eintrocknen  von  Flüssigkeiten 
u.  dgl.).  Gleichzeitig  entwickeln  sich  neue  zollrechtliche  Ver- 
fahrensformen, alte  werden  ausgestaltet,  um  diesem  Unterschiede 
zwischen  örtlicher  und  wirtschaftlicher  Ein-  und  Ausfuhr  Rechnung 
zu  tragen :  das  Begleitscheinverfahren,  der  Veredlungsverkehr,  der 
Mahlverkehr,  das  Niederlagsverfahren  ^),  der  laufende  Zollkredit 
mit  bedingter  Zollfreiheit,  der  kleine  Grenzverkehr,  die  Freihäfen 
und  anderes  mehr.  Folgerichtig  verschwinden  nun  auch  die 
Durchfuhrzölle  als  eine  mit  den  wirtschaftlichen  Grundgedanken 
des  Gebietszollsystems  nicht  mehr  im  Einklänge  stehende  Zollart  ^). 
Bei  alle  dem  hielt  man  freilich  starr  an  den  alten  Rechts- 
begriffen des  Passier-  und  Grenzzolles  fest.  In  der  Vorstellung, 
in  der  gesetzlichen  Ausdrucksweise  war  und  ist  noch  immer  der 
bloß  mechanische  Grenzübergang  das  für  die  Entstehung  der 
Zollschuld  entscheidende  Moment.  Der  Widerspruch  aber,  der 
sich  dadurch  mit  der  Praxis  und  mit  der  ratio  des  Gebietszoll- 
systems ergab,  mußte  beseitigt  werden,  und  das  geschah,  indem 
man  die  ganze  Fülle  vereinzelter  Sondervorschriften,  die  doch 
ihrem  Wesen  nach  eine  neue  große  Grundregel  enthalten,  unter 
den  Gesichtspunkt  von  zusammenhanglosen  Einzelausnahmen  vom 
alten  geheiligten  Rechtsprinzipe  stellte  und  diese  Ausnahmen  mit 
den  Hilfsbegriffen  der  »Billigkeit«,  der  »Zollbegnadigung«,  des 
»Zollerlasses«  ^)  zu  erklären  suchte.  Auch  mit  Fiktionen  und 
Präsumtionen  wurde  in  Theorie  und  Praxis  o-earbeitet. 


i)  Ueber  die  Entwicklung  der  Zollniederlagen  aus  den  städtischen,  privaten  und 
später  staatlichen  Packhöfen  für  Güter,  die  einer  Verbrauchs  Steuer  unterlagen, 
vgl.  Hoffmann  a.  a.  O.  S.  53,  54,  147,  188,  207  fde.,  372  fde.  und  die  doit  ange- 
gebenen Quellen  und  Literaturnachweise. 

2)  In  Deutschland  wurden  die  Durchfuhrzölle  auf  der  Konferenz  der  Zoll- 
vereinsstaaten zu  Karlsruhe  im  Jahre  1860  aufgehoben;  in  Oesterreich  durch  das 
Gesetz  vom   17.  August   1862  RGBl.  Nr.   56. 

3)  Das  bayrische  Zollgesetz  vom  15.  August  1828  behandelt  den  ganzen  Ver- 
edlungsverkehr unter  dem  Gesichtspunkte  der  »Zollbegnadigung«.  Aehnlich 
die  §§  62  —  68  der  preußischen  Zollordnung  von  1818,  wo  den  Zollbehörden  die 
Befugnis  eingeräumt  wird,  nach  ihrem  Ermessen  von  der  Zollzahlungspflicht  für 
Waren,  die  aus  dem  Auslande  eingehen,  zu  entbinden  und  zwar  in  einer  Reihe 
näher  bezeichneter  Fälle  :  Wenn  Inlandsfabrikate  von  einem  Auslandsmarkte  un- 
verkauft zurückkehren,  oder  umgekehrt  Auslandsgüter  von  einem  Inlandsmarkte; 
ferner  für  Inlandswaren,  welche  lediglich  beim  Transporte  von  einem  Orte  des  In- 
lands zu  einem  anderen  desselben  eine  Auslandsstrecke  berühren ;  ebenso  für  Aus- 
landsgüter   im    umgekehrten    Falle ;    für    inländische  Strandgüter   von  Schiffen,    die 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915-     4.  36 
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Hatte  der  landesherrliche  Fiskalismus  den  mittelalterlichen 
Zollbegrifif  dahin  erweitert,  daß  er  sich  auf  alle  Güter  ohne  Be- 
schränkung auf  ihre  Wareneigenschaft  erstreckte,  so  drängte  nun 
die  grundsätzliche  Beziehung  zwischen  Zoll  und  Preisbildung,  die 
sich  entwickelnde  Herrschaft  des  wirtschaftlichen  Be- 
griffes des  Zollgebietes,  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  dazu,  das  alte 
beschränkende  Merkmal  der  Ware,  des  Umsatzgutes  wieder  zur 
Geltung  zu  bringen.  Güter,  welche  schon  in  die  Hand  des  Ver- 
brauchers übergegangen  sind,  deren  Widmung  für  den  persön- 
lichen Bedarf  einer  Person  sich  bereits  vollzogen  hat,  haben  auf- 
gehört,   Elemente  der  Preisbildung  zu  sein,    sie  kommen  für  den 


unmittelbar  nach  dem  Auslaufen  aus  einem  Inlandshafen  scheiterten;  für  Inlands- 
produkte, die  nur  zur  Bearbeitung  oder  Verbesserung  vorübergehend  ins  Ausland 
geschickt  wurden ;  für  ausländische  Schiffsgüter  bei  bloß  vorübergehenden  Not- 
landungen in  einem  Inlandshafen.  Vgl.  dazu  auch  das  preußische  Reskript  an  die 
Regierung  in  Frankfurt  a.  M.  vom  i.  September  1826  [Pochha7timer,  Handb.  z. 
vollständ.  Kenntnis  der  Zollverfassung  v.  18 18,  Berlin  1832  I.  Bd.  S.  318),  das 
preußische  Reskript  v.  14.  April  1819  und  das  pr.  Regulativ  v.  31.  August  1825;  Würt- 
temb.  Zollgesetz  v.  1824  §§  i,  3.  In  all  diesen  Quellen  ist  die  Ausdrucksw^eise 
irreführend.  Es  wird  von  »Ausnahmen«  von  der  Zollzahlungspflicht  gesprochen,  deren 
Gewährung  in  das  »Ermessen*  der  Zollbehörde  gestellt  ist.  Dabei  erstreckt  sich 
aber  das  Ermessensrecht  der  Zollorgane  nicht  auf  die  Aufhebung  einer  gesetzlichen 
Zollzahlungspflicht  für  besonders  berücksichtigenswerte  Einzelfälle,  denn  die  Vor- 
aussetzungen der  Nichteinhebung  des  Zolles  sind  mit  generellen  Merkmalen  genau 
vorgeschrieben.  Von  einer  Begnadigung,  von  einem  Schulderlaß  aus  Billigkeit 
wegen  besonderer  persönlicher  Umstände  des  Schuldners  kann  hier  nicht  die 
Rede  sein.  Vielmehr  ist  der  Zollverwaltung  nur  eine  gewisse  Freiheit  in  der  Be- 
urteilung der  Frage  gegeben,  ob  einer  der  gesetzlichen  Tatbestände  im  einzelnen 
Falle  vorliegt  oder  nicht;  also  ein  bloßes  Tatsachenermessen,  nicht  ein  Rechtsan- 
wendungsermessen. Die  aufgeführten  Tatbestände  bedeuten  aber  ihrem  Wesen 
nach  nichts  anderes  als  eine  Ausscheidung  von  lediglich  örtlichen  Ver- 
kehrsvorgängen aus  dem  zollrechtlich  allein  relevanten  wirtschaft- 
lichen Ein-  und  Ausfuhrbegriffe.  Nach  demselben  Gesichtspunkte  ist  die  Be- 
stimmung der  5.  Generalkonferenz  des  Deutschen  Zollvereins  (Hauptprotokoll  §  8 
S.  3  fde.)  zu  beurteilen,  womit  ein  »Zollerlaß  aus  Billigkeit«  für  Waren  angeordnet 
wird,  welche  während  des  ordnungsmäßigen  Zollverfahrens  durch  Zufall  oder  inneren 
Verderb  zugrunde  gegangen  sind.  Dasselbe  wurde  auch  schon  durch  §  69  der 
preußischen  Zollordnung  von  1818  und  das  preußische  Reskript  vom  16.  Dezember 
1824  normiert.  Hier  entfällt  der  Zoll  deshalb,  weil  der  die  Zollschuld  begründende 
wirtschaftliche  Akt  der  Einfuhr  (im  Gegensatz  zur  bloß  örtlichen  Ein- 
fuhr) sich  noch  nicht  vollzogen  hat.  Würde  es  sich  dabei  nur  um  eine  billige 
Rücksichtnahme  auf  den  Schaden  des  Sacheigentüraers  handeln,  so  müßte  es  gleich- 
gültig sein,  ob  der  Verderb  der  Ware  noch  während  oder  erst  nach  dem  Abschlüsse 
des  Zollverfahrens  stattgefunden  hat,  ob  die  Sache  schon  in  den  Verkehr  über- 
gegangen ist  oder  nicht. 
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wirtschaftspolitischen  Zweck  des  Zolles  nicht  mehr  in  Betracht. 
Dieser  richtet  sich  nur  auf  Waren  (im  weitesten  Sinne).  Die 
allmähliche  Beschränkung  des  Zolles  auf  Umsatzgut  geschah  aber 
nicht  in  der  Erkenntnis  und  Aufstellung  eines  allgemeinen  Prinzips, 
sondern  nur  auf  dem  Umwege  von  »Ausnahmen«  von  der  über- 
kommenen Rechtstechnik  in  wachsender  Zahl.  Gewisse  Gruppen 
von  Gütern,  welche  schon  vor  ihrer  örtlichen  Einfuhr  im  Ge- 
brauche des  Konsumenten  gestanden  oder  doch  schon  für  dessen 
persönlichen  Gebrauch  gewidmet  waren,  wurden  von  der  Zoll- 
pflicht befreit :  Reisegut,  Schiffsproviant,  Uebersiedlungsgut,  mit- 
gebrachtes Hochzeitsgut,  Erbgut  usw.  Auch  hier  wird  bei  der 
gesonderten  Regelung  solcher  Fälle  zum  Begriffe  der  »Ausnahme 
aus  Billigkeit«  Zuflucht  genommen. 

Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  stehen  im  Aufbaue  des 
Gebietszollsystems  nicht  allein.  Auch  in  den  meisten  anderen 
Staaten  hat  es  sich  durchgesetzt.  Staaten  und  Staatengruppen 
stehen  sich  heute  als  geschlossene  Wirtschaftskörper  gegenüber, 
deren  gegenseitiger  wirtschaftlicher  Verkehr  mittels  der  Formen 
völkerrechtlicher  Verträge  in  zielbewußter  Weise  von  den  Regie- 
rungen bestimmt  wird.  Infolgedessen  hat  das  neue  Zollsystem 
für  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  den  Güterverkehr  nicht 
schlechtweg  nur  nach  und  von  dem  Auslande  wirtschaftspolitisch 
gestaltet.  In  der  Ausbildung  des  Zollrechtsinstituts  mußte  es 
auch  zu  solchen  Einrichtungen  kommen,  welche  eine  Unterschei- 
dung der  zollrechtlichen  Behandlung  des  internationalen  Güter- 
verkehrs nach  den  einzelnen  Staaten,  mit  welchen  sich  dieser 
Verkehr  abspielt,  möglich  machen.  In  dieser  Hinsicht  ist  die 
Herkunft  ^)  des  Gutes    von   zollrechtlicher  Bedeutung   gewor- 

l)  Während  im  mittelalterlichen  Passierzollsystem  für  die  Herkunft  einer  Zoll- 
sache hauptsächlich  die  persönliche  Qualität  des  Sacheigentümers  in  Betracht  kam, 
ob  dieser  als  Bürger  einer  zollerhebenden  oder  einer  begünstigten  Stadt  oder  Land- 
schaft vom  Zoll  befreit  'var  oder  einen  geringeren  Zollsatz  zu  zahlen  hatte,  oder 
die  Länge  des  Weges,  den  die  Zollsache  zurückgelegt  hatte,  für  die  Höhe  des 
Zolles  bestimmend  war,  betrachtet  der  Merkantilismus  mit  seinem  Grenzzollsystem 
die  Lage  des  Produktionsortes  der  Sache  im  In-  oder  im  Auslande  als  entscheiden- 
des Merkmal  für  die  Herkunft.  Das  Gebietszollsystem  mit  seinen  Vertragszöllen 
hat  nicht  nur  eine  Differenzierung  der  Herkunft  nach  den  verschiedenen  Ursprungs- 
staaten eintreten  lassen,  sondern  auch  den  neuen  Gedanken  entwickelt,  daß  als 
Herkunftsland  auch  jenes  anzusehen  sei,  an  dessen  freiem  inneren  Wirtschaftsver- 
kehr, an  dessen  innerem  Güterumsatz  das  Zollgut  unmittelbar  vor  seiner  Zoll- 
behandlung teilgenommen  hat,  auch  wenn  dies  nicht  das  Erzeugungsland  sein  sollte. 
Die  sogen.  »Naturalisierung«  wird  der  Erzeugung  zollrechtlich  gleichgestellt. 
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den.  Ihre  zollamtliche  Feststellung  entscheidet  über  die  An- 
wendung der  besonderen,  mit  den  einzelnen  Auslandsstaaten 
(»Vertragsstaaten«)  vereinbarten  Tarif-  und  Verfahrensvorschriften 
oder  sonstigen,  ihnen  gegenüber  allein  zur  Anwendung  zu  bringen- 
den Zollmaßnahmen  (Differenzial-,  Retorsionszölle,  Meistbegün- 
stigungen). Außerdem  erlangt  auch  die  besondere  wirtschaft- 
liche Widmung  eines  eingeführten  Auslandsgutes  zollrechtliche 
Bedeutung.  Sie  kann  den  Rechtsgrund  für  eine  bevorzugte  Zoll- 
behandlung abgeben  zu  dem  Zwecke,  um  bestimmten  inländischen 
Industrien  (z.  B.  Eisenbahnbau,  Schiffsbau)  ^)  oder  anderen  Unter- 
nehmungen (Staatsbetrieben,  Wohlfahrtsanstalten)  billigere  (zoll- 
freie oder  mit  ermäßigtem  Zolle  belastete)  Rohstoffe,  Arbeits- 
werkzeuge, Betriebsmittel  zu  sichern. 

Zur  Durchführung  der  für  diese  vielgestaltigen  Zwecke  und 
Beziehungen  geschaffenen  neuen  Rechtstechnik  war  nicht  nur  ein 
lückenloser  Abschluß  der,  ganzen  Zollgrenze  durch  strenge  Be- 
wachung derselben,  sondern  auch  eine  ausnahmslose  amtliche 
Beobachtung  aller  einzelnen  sich  über  die  Grenze  abspielenden 
Güterverkehrsfälle  erforderlich,  auch  solcher,  welche  sich  aus 
irgend  einem  Grunde  für  eine  Zollerhebung  nicht  eignen.  Man 
könnte  das  hier  einsetzende  Prinzip  das  der  »Amtskundigkeit  des 
gesamten  Grenzgüterverkehres«  nennen.  Auch  hierfür  haben  sich 
die  Formen  des  Zollverfahrens  weiter  ausgestaltet.  Daran  knüpft 
sich  noch  eine  zollamtliche  Statistik  ^)  des  Warenverkehrs,  welche 


1)  Im  preußischen  Zolltarif  von  iSi8  wurde  z.  B.  angeordnet,  daß  für  aus- 
ländische Ziegenfelle,  soferne  sie  für  inländische  Saffianfabrikation  bestimmt  waren, 
ein  ermäßigter  Zollsatz  zu  gelten  habe;  ebenso  nach  der  preuß.  Erhebungsrolle 
von  1824  Baumöl  bei  Verwendung  für  Fabrikszwecke.  Der  Zollvereinigungsver- 
trag vom  8.  Juli  1867  gewährt  Zollfreiheit  für  Roh-  und  Brucheisen,  wenn  solches 
für  inländische  Eisenwerke  bestimmt  sei  usw.  usw. 

2)  Sowohl  in  Deutschland  wie  in  Oesterreich  ist  die  Statistik  des  Warenver- 
kehrs über  die  Grenze  im  engen  Zusammenhange  mit  dem  Zollwesen  eingerichtet 
worden.  In  Deutschland  wurde  schon  1834  ein  »Zentralbureau«  des  Zollvereins 
eingerichtet,  welches  1836  mit  der  Statistik  des  Handelsverkehrs  betraut  wurde. 
Aus  ihm  ging  später  das  Kaiserliche  statistische  Amt  hervor.  Vgl.  dazu  Laband, 
Das  Staatsrecht  d.  D.  Reiches  Bd.  IV  §  124.  In  Oesterreich  wurde  1840  eine 
Zentralstelle  für  allgemeine  Verwaltungsstatistik  gegründet  (der  Vorläufer  der  heu- 
tigen k.  k.  Statistischen  Zentralkommission),  welche  seit  1841  auch  den  Außen- 
handel zum  Gegenstande  ihrer  Tätigkeit  machte.  Der  Versuch,  gelegentlich  der 
Regelung  der  verfassungsrechtlichen  Beziehungen  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
eine  gemeinsame  statistische  Reichsstelle  insbes.  für  den  Warenverkehr  der  Mon- 
archie zu  schaffen,  scheiterte  an  dem  Widerstände  Ungarns. 
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die  unentbehrlichen  sachlichen  Grundlagen  für  die  zielbewußte 
Führung  der  gesamten  Zollpolitik  im  Interesse  des  geschlossenen 
staatlichen  Wirtschaftskörpers,  des  »Zoll-  und  Handelsgebietes« 
abgeben. 

Die  Zollsache  war  nach  Gattung,  Menge  und  Güte  von  jeher 
auch  der  Maßstab  für  die  Höhe  der  Zollabgabe  gewesen.  Es 
liegt  im  Wesen  des  Zolles,  daß  er  immer  nur  auf  einen  be- 
stimmten Teil  der  Sache  bez.  ihres  Wertes  abzielen  konnte. 
Diese  rechtliche  Beziehung  fand  namentlich  im  Wertzolle  ihren 
Ausdruck.  Im  Zeitalter  des  Gebietszolles,  in  welches  der  Wert- 
zoll übernommen  wurde,  hat  die  Rechtstechnik  dieser  Beziehung 
aus  praktischen  Gründen  ganz  allgemein  eine  neue  Form  gegeben, 
ohne  sie  jedoch  in  ihrem  Wesen  zu  ändern.  Schon  bei  der 
gesetzlichen  oder  vertragsmäßigen  Festsetzung  der  einzelnen  Zoll- 
sätze wird  nun  eine  Relation  der  letzteren  zum  Warenwerte,  aber 
nicht  mehr  zum  individuellen,  sondern  zum  generellen 
Handelswerte,  zum  durchschnittlichen  Markt- 
preise der  betreffenden  Waren  g  a  1 1  u  n  g  aufgestellt,  welche 
einerseits  die  Inlandsproduktion  vor  der  Auslandskonkurrenz 
schützt,  oder  ihr  sogar  ein  gewisses  höheres  Preisniveau  sichert, 
anderseits  aber  die  Ein-  und  Ausfuhr,  die  grundsätzliche  Ver- 
kehrsfreiheit über  die  Grenze  nicht  völlig  unterbindet.  Für 
die  Erzielung  solcher  gleichmäßiger  allgemeiner  Wirkungen 
der  Zollerhebung  erschien  die  individualisierende  Wertzollbemes- 
sung unsicher  und  unbequem.  Auch  machte  der  wachsende 
Massenverkehr  der  Güter  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Me- 
thode der  Wertabschätzung  jedes  einzelnen  Zollgutes  zum 
Zwecke  der  Zollbemessung  unmöglich.  Man  ging  daher  zu  den 
spezifischen    Zöllen,     den     Gewichtszöllen    über  ^),    bei    welchen 

l)  Der  Uebergang  vom  Wertzoll  zum  Gewichtszoll  erfolgte  in  Preußen  mit  der 
Zollordnung  von  1818  (§  9),  doch  ist  noch  im  geltenden  deutschen  Vereinszoll- 
gesetz (§  93)  die  Erhebung  von  Wertzöllen  vorgesehen.  In  Oesterreich  geschah 
der  Uebergang  mit  der  Zolltarifreform  vom  8.  November  1851.  Daß  es  sich  dabei 
nicht  um  einen  Bruch  mit  dem  Prinzip  des  Wertzolles,  sondern  nur  um  eine  Zweck- 
mäßigkeitsmaßregel in  der  Technik  der  Wertbemessung  handelt,  bringt  der  Im- 
mediatbericht  der  Steuerkommission  des  preußischen  Staatsrates  vom  20.  Juni  1817 
{Dieterici,  Zur  Gesch.  d.  Steuerreform  in  Pr.,  Berlin  1825,  S.  122)  zum  Ausdruck. 
Die  Aenderung  erfolgte  darnach,  weil  die  bisherige  Wertverzollung  »für  das  Publi- 
kum gar  zu  lästig  und  gehässig  ist,  dasselbe  bei  den  individuellen  Ansichten  des 
Aestimateurs  zu  sehr  preis  gegeben  wird  und  die  Steuer  selbst  bei  dem  angenom- 
menen Maßstabe  schon  nach  dem  Durchschnittswerte  der  Ware  normiert 
worden.« 
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die  notwendige  Wertrelation  zwischen  Zoll  und  Sache  nicht  zu 
deren  Individualwerte,  sondern  zu  deren  Durchschnittswerte  und 
zwar  nicht  mehr  im  einzelnen  Falle  durch  das  Zollamt,  sondern 
im  allgemeinen  schon  durch  die  Gesetzgebung  festgestellt  wird. 
Durch  Unterscheidung  von  zahlreichen  Unterarten  der  Ware  nach 
Spezies,  Güte  und  Art  der  Bearbeitung  wird  dabei  der  Ge- 
fahr begegnet,  daß  die  Wert-  und  Preisunterschiede  innerhalb 
einer  ganzen  Warengattung  nicht  berücksichtigt  werden  können, 
daß  die  notwendige  Wechselwirkung  zwischen  der  Zollhöhe  und 
dem  Preisbildungsvorgange  beeinträchtigt  werde,  wenn  der  gleiche 
Zollsatz  eine  zu  große,  zu  vielgestaltige  Warengattung  umfaßt 
und  daher  der  alte  Fundamentalsatz  mißachtet  würde,  daß  der 
Zoll  immer  einen  bestimmten  Wertteil  jedes  Gutes  darstellen 
solle.  Auch  die  periodische  Wiederholung  der  Tarifaufstellungen 
hat  den  Zweck,  diese  lebendige  Wechselwirkung  zu  erhalten  ^). 
Die  geschilderte  Umgestaltung  und  Erweiterung  der  Zoll- 
rechtstechnik machte  auch  eine  bedeutende  Ausgestaltung  des 
Zollverfahrens  notwendig.  Es  konnte  nicht  mehr  auf  ein  Grenz- 
verfahren beschränkt  bleiben,  denn  die  Frage  der  Zollzahlungs- 
pflicht entscheidet  sich  nun  nicht  mehr  beim  örtlichen  Grenz- 
übergange des  Gutes,  sondern  erst  mit  dessen  endgültiger  wirt- 
schaftlicher Bestimmung  zum  Umsätze  oder  Verbrauche  im  In- 
lande  oder  zur  Wiederausfuhr,  Durchfuhr,  Rücksendung,  oder 
zur  Verwendung  für  zollrechtlich  privilegierte  Zwecke.  Diese 
Entscheidung  ist  sehr  oft  im  Zeitpunkte  des  Grenzübertrittes  noch 


i)  Es  ist  irreführend,  wenn  die  Theorie  Wert-  und  Gewichtszölle  als  zwei 
ihrem  Wesen  nach  verschiedene  Systeme  einander  gegenüberstellt ; 
so  beispielsweise  v.  Philippovich  (Grundr.  d.  polit.  Oekonomie,  II.  Bd.  i.  Tl.  §  91  ZI.  3). 
Verschieden  ist  nur  die  äußereTechnik  der  Wertbemessung:  dort  der  individuelle 
Wert,  hier  der  Durchschnittswert;  dort  die  Wertabschätzung  durch  das  Zollamt,  hier 
durch  den  Gesetzgeber;  dort  die  Vornahme  der  Abschätzung  in  jedem  konkreten  Ein- 
zelfalle, aber  nach  gewissen  generellen  Gesichtspunkten,  hier  periodisch  bei  den 
gesetzlichen  oder  vertragsmäßigen  Tariffestsetzungen.  Der  alte  Grundgedanke,  daß 
der  Zoll  nichts  anderes  sei,  als  ein  Anspruch  auf  einen  bestimmten  Teil  des  Waren- 
wertes, hat  auch  für  das  heutige  Gebietszollsystem  seine  Geltung  nicht  verloren. 
Das  bringt  auch  v.  Philippovich  in  einer  Umschreibung  zum  Ausdrucke:  »Die  Wert- 
zölle wären  (auch  noch  heute)  das  vollkommenere  System,  wenn  es  ge- 
länge, eine  richtige  Wertermittlung  vorzunehmen,  denn  dann  würde  es  möglich 
sein,  jedes  Produkt  im  Verhältnis  zu  seinem  Werte  zu  belasten  und  dadurch  eine 
individualisierende  Behandlung  der  einzelnen  Waren  eintreten  zu  lassen ;  allein  die 
Wertzölle  stellen  Anforderungen  an  die  Zollverwaltung,  welche  sie  nicht  erfüllen 
kann.     Schon  die  Frage,  welcher  Wert  zugrunde  gelegt  werden  soll,  ist  schwierig.« 
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nicht  gegeben  und  wird  auch  zumeist  nicht  am  Grenzorte  des 
Einbruches  der  Ware,  sondern  an  ihrem  inländischen  Bestimmungs- 
orte, am  Sitze  des  Beziehers  der  Ware  gefällt.  Deshalb  sieht 
auch  das  Zollverfahren  eine  Verlegung  der  Zollabfertigung  von 
der  Grenze  ins  Inland  vor,  es  ermöglicht  mehrfache  vorläufige  Zoll- 
abfertigungen, welche  die  Frage  der  Zollschuld  bis  zu  einer  end- 
gültigen Abfertigung  noch  in  Schwebe  lassen,  es  läßt  die  zeit- 
Hche  Verschiebung  der  Endabfertigung  durch  Aufnahme  des 
Gutes  in  öffentliche  Zollniederlagen  zu.  So  begleitet  nun  das 
Zollverfahren  die  Ware  auf  ihrem  Wege  durch  das  Inland  in 
einer  mannigfachen  Auswahl  von  Verfahrensarten,  bis  das  wirt- 
schaftliche Schicksal  derselben  endgültig  bestimmt  werden  kann. 
Diese  Bestimmung  kann  aber  nach  den  Grundsätzen  der  herr- 
schenden Privatrechtsordnung  nur  der  Sacheigentümer 
selbst  vornehmen,  und  darin  liegt  ein  bedeutsames  Moment  für 
das  ganze  Verfahrens-  und  Schuldrecht  des  Gebietszollsystems. 
Der  Sacheigentümer  erlangt  nun  eine  wichtige  Parteienrolle  im 
Zollverfahren.  Er  hat  nun  auch  nach  dem  Grenzübergange 
seines  Gutes  die  rechtliche  Möglichkeit,  demselben  eine  solche  wirt- 
schaftliche Bestimmung  zu  geben,  daß  dadurch  eine  Zollzahlungs- 
pflicht ausgeschlossen  wird.  Er  hat  die  Wahl  unter  einer  großen 
Zahl  von  Zollverfahrensarten;  er  kann  auch  mehrere  solche  ver- 
mittels entsprechender  Anträge  bei  den  Zwischenabfertigungen  auf- 
einander folgen  lassen  und  das  Zollverfahren  längere  Zeit  fortsetzen; 
er  wählt  den  Zeitpunkt,  den  Ort  und  die  Art  der  Endabfertigung 
und  erscheint  so  in  gewissem  Sinne  nicht  nur  als  der  bestimmende 
Faktor  im  Zollverfahren,  sondern  auch  als  der  Herr  über  die 
Frage  der  Begründung  oder  Nichtbegründung  der  Zollschuld. 
Das  neue  Zollverfahren  wird  —  ähnlich  wie  ein  Zivilprozeß  — 
von  dem  Grundsatze  des  Parteienbetriebes  beherrscht.  So  ist  zu 
der  alten  Bedeutung  des  Eigentumes  für  die  Zollrechtsverhält- 
nisse, welche  in  der  beschränkten  Eigentümerschuld  begründet 
ist,  eine  neue  hinzugekommen:  die  mit  dem  Sacheigentum  ver- 
knüpfte zoll  p  r  o  z  e  ß  rechtliche  Funktion.  Dabei  ist  es  natürlich 
gleichgültig,  ob  der  Eigentümer  diese  Funktion  in  eigener  Person 
oder  durch  einen  beliebigen  Stellvertreter  ausübt. 

Wie  steht  es  aber  unter  der  Herrschaft  des  Gebietszollsystems 
mit  der  alten  Bedeutung  des  Sacheigentums  als  schuldbe- 
stimmendes und  schuldbegrcnzendes  Moment  ?  Sie  ist  trotz  ihres 
innigen  Verwachsenseins  mit  dem  ganzen  Wesen  des  Zollinstituts 
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sowohl  in  der  Theorie  wie  in  der  Gesetzgebung  in  Vergessenheit 
geraten.  Beide  haben  das  Verständnis  für  den  notwendigen  Zu- 
sammenhang zwischen  Sacheigentum  und  Zollschuld  verloren. 
Die  Theorie  bemühte  sich  in  fruchtlosen  Versuchen,  die  Zollschuld 
als  eine  persönliche  Geld-  und  Steuerschuld  mit  angehängter  ak- 
zessorischer Pfandhaftung  der  Zollsache  zu  erklären  und  eine  dem 
entsprechende  Bestimmung  der  Person  des  Zollschuldners  durch 
kunstvolle  Interpretation  der  Zollgesetze  zu  finden  ^) ;  die  Zollgesetz- 
gebung wich  entweder  der  Frage  nach  dem  Zollschuldner  aus,  wie  z.  B. 
das  deutsche  Vereinsgesetz  -) ,  oder  griff  zu  Formulierungen, 
welche  der  Rechtswirklichkeit,  ja  dem  ganzen  Aufbaue  des  Ge- 
setzes selbst  nicht  entsprechen,  wie  die  österreichische  Zollord- 
nung ^).  Worin  liegt  nun  die  Ursache  dieser  auffallenden  Er- 
scheinung }  Sie  ist  in  zwei  Momenten  zu  suchen.  Einmal  darin, 
daß  man  noch  nicht  den  selbständigen  Bestand  und  die  Bedeutung 
des  Zollverfahrenrechts  als  eines  eigenen  formellen  Rechts- 
systems erkannt  hat,  das  ähnlich  wie  der  Zivil-  oder  Strafprozeß 
seine  eigenen  Rechtsverhältnisse,  eigene  Rechte,  Pflichten  und  Haf- 
tungen der  beteiligten  Parteien  enthält,  dessen  Rechtsverhältnisse 
durchaus  nicht  mit  den  materiellen  Rechtsverhältnissen  des 
Zollschuldrechtes  verwechselt  werden  dürfen,  durchaus  nicht  mit 
diesen  eine  untrennbare  Einheit  bilden.  Wir  werden  gleich  noch 
von  diesen  selbständigen  Rechtsverhältnissen  des  Zollprozeßrechts 
zu  sprechen  haben.  Die  andere  Ursache  aber  liegt  darin,  daß  man 
sich  daran  gewöhnt  hat,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Schuld- 
rechtes, die  romanistischen  Obligationsbegriffe,  die  romanistische 
Konstruktionsmethode  anzuwenden.  Man  ging  auch  im  Zolirechte 
von  der  selbstverständlichen  Voraussetzung  aus,  daß  jede  Geld- 
schuld nur  eine  unbeschränkte  persönliche  Zahlungspflicht  sein 
könne  und  darin  wurde  man  noch  durch  das  Fortwirken  der 
von  der  Rechtsentwicklung  längst  überholten  Vorstellung  des 
alten  Passierzolles    bestärkt,    daß    die  Zollschuld   durch  eine  Art 

i)  Kurze  Zusammenstellung  der  Theorien  bei  Lamp,  Die  Person  des  Zollschuld- 
ners in  der  Zollrechtsgeschichte,  Tübingen  1908  (Sonderabdr.  aus  der  Festschrift 
für  Laband)  S.  468  fde. 

2)  Es  bezeichnet  in  juristisch  unbestimmter  Weise  in  §  13  denjenigen  als 
Zahlungspflichtigen,  »welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  zu  entrichten,  Inhaber  (natür- 
licher Besitzer)  des  zollpflichtigen  Gegenstandes  ist«.  Diese  Bestimmung  ermöglicht 
es  natürlich,  jeden  beliebigen  Strohmann  zum  Zollschuldner  zu  machen. 

3)  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung  §201  mit  Vermengung  schuldrechtlicher, 
haftrechtlicher,  strafrechtlicher  Gesichtspunkte. 
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zweiseitiges  Rechtsgeschäft  begründet  werde :  für  die  Erlaubnis 
zur  Einfuhr  eines  Auslandsgutes  müsse  die  die  Einfuhr  bean- 
tragende Person  in  Form  des  Zolles  sich  zu  einer  Art  Entgelt 
verpfliichten  ^).  Wie  es  nur  einen  einheitlichen  Grundbegriff  des 
Kaufvertrages  oder  des  Mietvertrages  gäbe,  so  könne  es  auch 
nur  einen  einheitlichen  Begriff  der  Zollschuld  geben.  Daß  auch 
die  große  Strafrechtsreform  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts zu  einer  Verstärkung  dieser  Auffassung  beigetragen  hat, 
wird  weiter  unten  noch  kurz  darzulegen  sein.  So  hat  hier  teils 
die  Befangenheit  in  neuen  allgemeinen  Rechtsanschauungen,  teils 
das  Festhalten  an  alten  abgestorbenen  Rechtsvorstellungen  zu 
einer  Verwirrung  der  Rechtstechnik,  zu  einem  Widerspruche  der- 
selben mit  dem  Rechtsinhalte  geführt.  Aber  der  Rechtsinhalt  ist 
stärker  als  die  Rechtstechnik.  Das  zeigt  sich  auch  in  der  Ent- 
wicklung des  Gebietszollsystems,  bei  dessen  gesetzlicher  Aus- 
prägung die  alte  beschränkte  Eigentümerschuld,  wenn  auch  ver- 
dunkelt und  in  allerlei  Verkleidungen,  als  eiserner  Bestandteil 
des  Zollrechts  doch  wieder  übernommen  werden  mußte  -).  Zeug- 
nis dessen  die  primäre  Haftung  der  Zollsache  für  den  Zoll 
ohne  Abhängigkeit  von  irgend  welchen  persönlichen,  rechts- 
geschäftlichen   Verpflichtungsverhältnissen ;    das    Fehlen    der    be- 


i)  In  besonders  deutlicher  Weise  kommt  diese  alte  rechtsgeschäftliche  Auf- 
fassung in  den  Motiven  zur  geltenden  österreichischen  Zollordnung  zum  Ausdruck, 
wo  es  heißt:  »Um  die  Anordnungen  der  Zollordnung  mit  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen in  Einklang  zu  bringen,  mußte  vor  allem  das  zwischen  der  Staatsver- 
waltung und  demjenigen,  der  eine  Ware  in  das  Zollgebiet  einbringt,  aus  demselben 
ausführt  oder  durch  dieses  Gebiet  durchführt,  bestehende  Verhältnis  unter  dem 
Gesichtspunkte  einfacher  Rechtsbegriffe  aufgefaßt  werden.  Dieses  Verhältnis  hat 
viele  Aehnlichkeit  mit  einem  auf  gegenseitige  freiwillige  Uebereinstimmung  gegrün- 
deten Vertragsverhältnisse.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Bedingungen,  gegen 
deren  Erfüllung  es  gestattet  ist,  Waren  aus  dem  Auslande  zu  beziehen,  in  das- 
selbe zu  versenden  oder  durch  das  Staatsgebiet  durchzuführen.  Niemand  wird  aber 
gezwungen,  eines  oder  das  andere  vorzunehmen.  Wer  sich  hierzu  bestimmt,  geht 
die  Verbindlichkeit  ein,  jene  in  dem  Gesetze  vorgezeichneten  Bedingungen  zu  er- 
füllen« (abgedruckt  bei  Th.  Eglauer,  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung,  Wien 
1893,  S.  60  Anm.    i). 

2)  So  findet  sich  in  Preußen  noch  im  18.  Jahrhundert  die  Bestimmung,  daß 
Durchfuhrzölle  für  Waren  nicht  erhoben  werden  sollen,  welche  Eigentum 
eines  Untertanen  des  preußischen  Staates  sind  (vgl.  Franz  Brandenburg, 
Handb.  z.  prakt.  Kenntnis  d.  Zollwesens,  Berlin  1800).  Die  sächsische  General- 
verordnung V.  27.  Juli  1824  (Ges. Samml.  S.  149)  bestimmt,  daß  zur  Zahlung  des 
Ausgangszolles  der  Waren  eigentümer  verpflichtet  ist,  unter  Haftung  des  Ver- 
käufers. 
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grifflichen  Voraussetzungen  für  die  Konstruktion  einer  sekun- 
dären pfandrechtlichen  Sachhaftung  ;  die  Befugnis  eines 
unbedingten  und  unmittelbaren  Zugriffes  des  Zollgläubigers  auf 
die  Zollsache;  die  selbständige  Haftung  der  Fundsache  im 
Grenzbezirke,  des  Strandgutes,  des  nicht  abgeholten  Nieder- 
lagsgutes ;  der  Ausschluß  der  Zollzahlungspflicht  bei  Zugrunde- 
gehen der  Zollsache  während  des  Zollverfahrens ;  die  in  der 
Person  des  Sacheigentümers  gelegenen  Zollbefreiungsgründe  z.  B. 
beim  Gesandtengut,  Erbschaftsgut,  Hochzeitsgut,  und  vieles  an- 
dere mehr  ^). 

Das  Zollverfahren,  wie  es  durch  das  Gebietszollsystem  zur 
Entwicklung  gelangt  ist,  weist  in  seiner  Rechtstechnik  noch  einige 
charakteristische  Eigentümlichkeiten  auf,  welche  in  der  Tendenz 
der  lückenlosen  Erfassung  und  Beherrschung  des  wirtschaftlichen 
Verkehres  des  Inlandes  mit  dem  Auslande  ihre  Erklärung  finden-). 
Dem  oben  erörterten  zollprozeßrechtlichen  und  zollschuldrecht- 
lichen  Verfügungsrechte  des  Sacheigentümers  mußten  im  Interesse 
der  Durchführbarkeit  des  wirtschaftspolitischen  Zweckes  des  Zolles 
gewisse  Schranken  gezogen  werden.  Zunächst  konnte  der  Zoll- 
verwaltung nicht  die  schwere  Last  auferlegt  werden,  in  jedem 
Einzelfalle  die  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  dem  Sacheigentume 
begründete  Legitimation  des  Sachinhabers  zur  Vornahme  von 
Zollprozeßhandlungen  und  zur  Zahlung  der  Zollschuld  zu  prüfen. 
An  die  Stelle  einer  solchen  Prüfung  tritt  die  Präsumtion  des 
Sacheigentums  oder  einer  Vollmacht  des  Eigentümers  für  den 
Detentor.  Dann  aber  mußte  der  Zollverwaltung  die  Möglichkeit 
gesichert  werden,  das  zollrechtlich  relevante  wirtschaftliche  Schick- 
sal des  einzelnen  Zollgutes  selbst  in  zuverlässiger  Weise  festzu- 
stellen und  die  Uebereinstimmung  der  von  der  Zollpartei  abge- 
gebenen Erklärungen  und  Anträge  mit  der  tatsächlichen  Sach- 
disposition zu  kontrollieren.  Es  mußten  Sicherheiten  auch  dafür 
geschaffen  werden,  daß  die  Identität  der  Zollsache  während  des 
Zollverfahrens  gewahrt  werde.  Um  diese  Zwecke  zu  erreichen, 
wurden  den  am  Zollverfahren    teilnehmenden  Parteien  zahlreiche 


i)  Die  sich  hier  für  das  geltende  Zollrecht  ergebenden  schwierigen  dogmati- 
schen Fragen  können  im  engen  Rahmen  dieser  Abhandlung  einer  eingehenden 
Würdigung  nicht  zugeführt  werden.  Ich  behalte  mir  ihre  Behandlung  für  eine  selb- 
ständige umfassende  dogmatische  Untersuchung  vor. 

2)  »Durch  den  Dienst  der  (neu  organisierten  Zoll-)Patrouillen  soll  die  CJrenz- 
linie,  der  Grenzbezirk  und  die  Binnenlinie  in  allen  Richtungen  ununterbrochen  unter 
Aufsicht  gehalten  werden.«   §  12  preuß.  Zollordn.  v.  1818. 
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formelle  Pflichten  verschiedenster  Art  auferlegt  (wie  Melde-,  Ge- 
stellungs-,  Begleit-,  Ausweis-,  Transportpflichten,  Fristeneinhal- 
tung usw.)  ,  deren  Verletzung  oder  Außerachtlassung  unab- 
hängig von  der  Existenz  einer  materiellenZoll- 
schuld  mit  weitgehender  rechtlicher  Verantwortlichkeit,  mit 
strafrechtlichen  und  schuldrechtlichen  Haftpflichten  ver- 
knüpft wurde.  Diese  Haftpflichten,  deren  Ausmaß  sich  naturgemäß 
nach  der  Höhe  der  möglicherweise  entstehenden  Zollschuld  rich- 
ten mußte,  bilden,  insofern  sie  nicht  rein  strafrechtlichen  Charakters 
sind,  einen  wesentlichen  Teil  des  Zollprozeßrechtes,  nicht 
des  eigentlichen  Zollschuldrechtes.  Sie  sind  nicht  als  Ausfluß  eines 
bereits  bestehenden  Zollschuldverhältnisses  zu  erklären,  wie  dies 
die  Theorie  bisher  getan  hat;  sie  haben  nicht  den  Zweck,  die 
wirtschaftspolitische  ratio  des  Gebietszollsystems  zu  erfüllen,  son- 
dern lediglich  die  lückenlose  und  genaue  Erfüllung  des  Zollver- 
fahrensrechtes zu  sichern.  Hierin  zeigt  sich  mit  besonderer 
Schärfe  die  Selbständigkeit  des  Zollverfahrensrechtes  gegenüber 
dem  Zollschuldrechte.  Die  Vermengung  und  Identifizierung  der 
zollprozeßrechtlichen  Haftpflichten  der  verschiedenen  Zollparteien 
mit  der  eigentlichen  materiellen  Zollschuld  hat  zu  einer  heillosen 
Verwirrung  des  Rechtsinstituts  geführt  und  eine  klare  Lösung 
der  Frage  nach  dem  Zollschuldner  und  nach  der  Entstehung  der 
Zollschuld  unmöglich  gemacht. 

Auch  das  Zollschuldrecht  erhielt  durch  die  moderne  wirt- 
schaftliche Entwicklung  ein  neues  Element^).  Im  modernen  Güter- 
verkehr wuchs  aus  der  Geldwirtschaft  die  höhere  Stufe  der  Kre- 
ditwirtschaft heraus.  Der  erfolgten  Warenlieferung  steht  nicht  im- 
mer eine  Barzahlung  gegenüber ;  oft  nur  eine  Forderung  auf  künf- 
tige Gegenleistung,  die  selbst  wieder  Gegenstand  von  Rechtsge- 
schäften sein  kann  oder  durch  Vermittlung  von  Kreditanstalten 
oder  Wertpapieren  ihren  Ausgleich  findet.  Produktion  und  Güter- 
erwerb gehen  in  ausgedehntem  Maße  ohne  Bargeldverkehr  vor  sich. 
Hierbei  mußte  im  internationalen  Güterverkehr  ein  Zwang  zur  so- 
fortigen Barzahlung  des  Zollbetrages  erschwerend  wirken.  Zudem 
machte  sich  das  Bedürfnis  geltend,  daß  sich  der  Bezieher  von  Aus- 
landwaren   die    endgültige  Entscheidung    über  die  Frage  für  be- 

l)  Hierbei  konnte  allerdings  das  moderne  Recht  an  alte  Rechtsformen  an- 
knüpfen ;  sowohl  im  römischen  wie  im  mittelalterlichen  Zollrecht  finden  sich  ein- 
fache Formen  von  Zollkreditverhältnissen.  Vgl.  für  letzteres  v.  Luschin,  Oesterr. 
Reichsgeschichte,  II.  Bd.  S.  204 ;  Hoß'manii  a.  a.  O.  S.  52. 
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stimmte  Zeit  vorbehalten  könne,  ob  das  Gut  im  Inland  umgesetzt 
werde  oder  wieder  ins  Ausland  zurückgehe  und  damit  über  die 
weitere  Frage,  ob  eine  Zollschuld  zu  zahlen  sein  werde  oder 
nicht,  alles  aber  ohne  in  der  freien  Verfügung  über  das  Gut  durch 
amtlichen  Zollbesitz  und  Zollkontrolle  gehemmt  zu  sein.  Zahlreiche 
internationale  Verkehrsvorgänge  wie  der  Verkehr  mit  Mustern,  An- 
sichtssendungen, der  Ausstellungs-,  Veredlungs-,  Marktverkehr  usw., 
bei  denen  es  sich  um  eine  bedingte  Gütereinfuhr  handelt,  hängen 
von  der  Voraussetzung  ab,  daß  der  Zoll  trotz  der  freien  Verfügung 
über  die  Auslandssachen  im  Inlande  erst  dann  bezahlt  zu  werden 
braucht,  wenn  über  den  Verbleib  des  Gutes  im  Inlande  entschieden 
worden  ist.  Diesen  neuartigen  Bedürfnissen  im  Zollverkehr  konnte 
mit  der  rechtlichen  Form  der  alten  beschränkten  Eigentümer- 
schuld, die  den  Sachbesitz  des  Gläubigers  zur  Voraussetzung 
hat,  nicht  entsprochen  werden.  Sie  drängten  zur  Schaffung  einer 
neuen  Schuldform  des  Zolles,  welche  ergänzend  neben  die  alte 
trat.  Es  entstand  der  Zollverkehr  mit  privaten  Zollniederlagen, 
Transit-  und  Teilungslagern,  laufenden  Konten,  Zollstundungen, 
Vormerkwaren  und  dergl.  ^).  Die  neuen  Zollschuldverhältnisse 
sind  nun  dadurch  charakterisiert,  daß  infolge  der  Freigabe  der 
Sache  durch  die  Zollverwaltung  vor  der  Entscheidung  über  den 
Bestand  einer  Zollzahlungspflicht  nicht  mehr  der  Sacheigentümer 
als  Schuldner  gelten  kann ;  denn  das  wechselnde  Sacheigentum 
wird  nun  unkontrollierbar.  Sondern  daß  nun  derjenige,  welcher 
bei  der  Zollverwaltung  den  Antrag  auf  vorzeitige  Freigabe  der 
Sache  stellt  und  für  die  Erfüllung  der  nur  bedingungsweisen 
künftigen  Zollzahlungspflicht  Sicherheiten  beschaff"t ,  die  Rolle 
eines  bedingten  Zollschuldners  übernimmt.  Dieser  trägt  nun  mit 
seinem  ganzen  Vermögen  die  Schuld ;  er  muß  auch  die  Beweis- 
last  übernehmen,    daß    ein  Uebergang    der  Sache    in    den    wirt- 


l)  Einführung  des  Zollkredits  als  selbständiges  Rechtsverhältnis  in  Preußen 
durch  die  Kreditinstruktion  vom  3.  Juli  181 2  und  das  Reglement  vom  29.  April 
1824;  im  Zusammenhang  mit  der  Zulassung  von  Privatzollagern  durch  §  54  der 
preuß.  Zollordn.  v.  1818  und  Weinlagerregul.  v.  24.  Dezember  1824  §§  10 — 14. 
In  Oesterreich  fand  die  Zulassung  und  Regelung  von  Zollkreditverhältnissen  erst 
viel  später  statt.  Noch  §  218  der  Zollordn.  v.  1835  will  die  >Zollborgung«  regel- 
mäßig ausgeschlossen  habert.  Sie  wurde  dann  zunächst  für  Zuckerraffinerien  mit 
Fin.Min.Erl.  v.  5.  Febr.  1852  RGBl.  Nr.  43  und  dann  allgemeiner  für  Fabrikanten, 
jedoch  nur  versuchsweise  durch  Fin.Min.Erl.  v.  20.  Mai  1856  RGBl.  Nr.  86  und 
V.  4.  Jänner  1860  RGBl.  Nr.  8  eingeführt.  Eine  endgiltige  Regelung  fand  durch 
Fin.Min.Erl.   v.   15.  Jänner  1862  RGBl.  Nr.  6  statt. 
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schaftlichen  Verkehr  des  Inlandes  bis  zum  Ablauf  der  gewährten 
Frist  nicht  stattgefunden  bez.  die  Sache  das  Inland  wieder  ver- 
lassen hat,  und  daß  daher  die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen 
für  die  Entstehung  der  Zollschuld  nicht  eingetreten  sind.  Mangels 
dieses  Beweises  gilt  das  Gegenteil.  So  läßt  sich  also  heute, 
entgegen  der  herrschenden  Auffassung  in  Gesetzgebung  und 
Theorie  tatsächlich  auch  das  materielle  Zollschuldrecht  nicht  mehr 
auf  eine  einheitliche  Grundform  der  Schuld  zurückführen,  und 
zwar  um  so  weniger,  als  noch  ein  dritter  Schuldtypus,  auf  dessen 
Eigenart  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann,  sich  für  die 
Fälle  der  Durchbrechung  der  amtlichen  Zollkontrolle,  der  straf- 
baren und  nichtstrafbaren  Verletzung  der  zollprozessualen  Hilfs- 
pflichten der  Zollparteien  gebildet  hat.  Also  auch  innerhalb  des 
Zollschuldrechtes  selbst  steht  eine  Mehrheit  von  Schuldformen 
nebeneinander. 

Die  geschilderte  Entwicklung  des  Gebietszollsystems  mit 
seiner  Neugestaltung  des  Rechtsstofifes  hat  zu  einer  außerordent- 
lichen Verfeinerung  und  Komplizierung  der  Zollrechtstechnik  im 
Dienste  der  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  geführt.  Die  Fehler, 
welche  Gesetzgebung  und  Theorie  bei  der  Behandlung  derselben 
gemacht  haben,  liegen,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  im  wesent- 
lichen in  einer  dreifachen  Richtung :  in  dem  Mangel  an  Ver- 
ständnis für  die  Lebenskraft  und  Bedeutung  der  deutschrecht- 
lichen beschränkten  Eigentümerschuld  für  das  Zollinstitut;  dann 
in  der  vorgefaßten  Meinung,  es  müßten  sich  alle  Zollrechtsverhält- 
nisse in  ihrer  buntgestaltigen  Fülle  auf  ein  immer  gleichartiges,  ein- 
heitliches materielles  Grundschuldverhältnis  zurückführen  lassen, 
so  daß  sie  nur  als  dessen  rechtliche  Wirkungen  oder  Spielarten 
erschienen.  Bei  dieser  Auffassung  ist  man  zu  keiner  begrifflichen 
Trennung  von  Zollprozeßrecht-  und  Zollschuldrechtsverhältnissen 
gekommen,  hat  die  Mehrheit  der  Zollschuldformen  nicht  erkannt 
und  hat  die  dem  Verfahrensrecht  zugehörigen  Haftpflichtverhält- 
nisse mit  der  Zollschuld  identifiziert.  Drittens  endlich  ist  man 
hinsichtlich  des  Rechtsstoffes  nicht  zu  der  Erkenntnis  durch- 
gedrungen, daß  dieser  nicht  mehr  wie  früher  einem  bloß  mecha- 
nischen Verkehrsvorgange  über  eine  örtliche  Grenze  hinweg  be- 
steht sondern  in  wirtschaftlichen  Vorgängen,  deren  bestimmende 
Bedeutung  für  die  neue  Zollrechtstechnik  durch  die  Entwicklung 
der  modernen  Staaten  zu  national  geschlossenen  Wirtschafts- 
körpern  herbeigeführt    worden   ist.     In    diesen    Fehlern    wurden 
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Gesetzgebung  und  Theorie  noch  bestärkt  durch  die  eigentüm- 
Uche  Entwicklung,  welche  das  Zollstrafrecht  genommen  hat,  das 
ja  durch  seinen  Zweck  in  enger  Wechselwirkung  mit  dem  Zoll- 
schuldrecht steht.  Die  große  Strafrechtsreform,  welche  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  in  den  deutschen  Staaten  ebenso  wie  in 
Oesterreich  vor  sich  gegangen  ist,  hat  auch  das  Zollstrafrecht 
in  ihren  Bannkreis  gezogen.  Es  sei  mir  zum  Schlüsse  meiner 
Ausführungen  gestattet,  noch  auf  den  Einfluß  hinzuweisen,  den 
diese  Strafrechtsreform  auf  die  Zollrechtstechnik  genommen  hat. 
Schon  im  Mittelalter  hat  das  Bedürfnis  nach  Sicherung  der 
Zollerhebung  zur  Entwicklung  eines  Zollstrafrechts  geführt.  Mit 
Bannbußen  oder  mit  der  Strafe  des  Mehrfachen  des  Zolles  wurde 
bestraft,  wer  durch  Verheimlichung  oder  durch  Täuschung  den 
Zollberechtigten  um  seinen  Zoll  zu  bringen  suchte.  An  einzelnen 
Zollstätten,  namentlich  in  Süddeutschland,  wurde  als  Zollstrafe 
das  aus  dem  römischen  Rechte  stammende  Kommissum,  der  Ver- 
fall des  hinterzogenen  Zollgutes  angewendet.  Die  Rezeption  des 
römischen  Rechts  hat  dann  zur  allgemeinen  Verbreitung  des 
Kommissums  wesentlich  beigetragen.  Die  Zeit  des  landesherr- 
lichen Zollsystems,  in  welcher  der  unerträgliche  Druck  der  Zölle 
und  Zollplackereien  zu  einem  ungeheuren  Anwachsen  des 
Schmugglerwesens  führte,  zeichnet  sich  durch  eine  maßlose  Ver- 
schärfung und  Brutalisierung  des  Zollstrafrechts  aus.  Die  Konfis- 
kation des  Gutes  wurde  neben  hohen  Geldstrafen  und  neben  der 
noch  abgesonderten  Einhebung  des  Zollbetrages  verhängt,  dazu 
kamen  noch  Freiheits-,  Leib-  und  Lebensstrafen  ^).  Die  Strafen 
wurden  nicht  nur  an  dem  unmittelbaren  Täter  vollzogen,  sondern 
auch  auf  den  Geschäftsherrn,  aut  das  Familienoberhaupt  des  Täters, 
auf  den  Ehegatten  ausgedehnt.  —  Die  große  Strafrechtsreform  zu 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  '^),   welche  sich  auf  alle  Zweige  des 


1)  Die  Ausfuhrmandate  Josef  I.  und  Karl  VI.  von  Oesterreich  von  1710,  1714 
und  1723  ordnen  Leib-  und  Lebensstrafen  an;  die  brandenburgische  Revidierte 
General-Steuer-  u.  Kon. -Ordnung  von  1684  neben  der  Konfiskation  >willkürliche< 
und  »exemplarische«  Bestrafung,  ebenso  ein  brandenburgisches  Edikt  v.  30.  März 
1687. 

2)  In  Preußen  beginnt  die  Strafrechtsreform  mit  dem  Allgem.  preuß.  Land- 
recht (II.  Bd.  20.  Tit.)  1794,  in  Oesterreich  mit  dem  Josefmischen  Strafgesetzbuch, 
welches  1787  an  die  Stelle  des  Theresianischen  Codex  von  1768  trat.  Beide  Ge- 
setze stehen  aber  noch  im  Banne  des  18.  Jahrhunderts.  Erst  das  Strafgesetzbuch 
»über  Verbrechen  und  schvk'ere  Polizeiübertretungen«  vom  3.  September  1803  ist 
von    den    neuen  Reformideen    beherrscht.     Das    geltende    österr.    Strafgesetz    von 
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Strafrechts,  auch  auf  das  Steuerstrafrecht  erstreckte,  wollte  das 
willkürliche  und  terroristische  Strafsystem  des  i8.  Jahrhunderts  be- 
seitigen. Das  zu  weit  gehende  richterliche  Ermessen  sollte  durch 
Schaffung  fester  materieller  Deliktsbegriffe  eingeschränkt  und  ein 
enger  Zusammenhang  zwischen  Schuld  und  Strafe  hergestellt 
werden.  Gerechtigkeit  und  Verhältnismäßigkeit  der  Strafe  sollten 
im  Zollstrafrecht  gleich  wie  im  Kriminalstrafrecht  gelten  ^).  Die 
neue  kriminalistische  Methode    führte  auch  auf  dem  Gebiete  des 


1852  erscheint  nur  als  eine  verbesserte  Auflage  des  früheren.  In  Bayern  zeitigte 
die  Strafrechtsreform  das  Gesetz  von  181 3;  andere  deutsche  Staaten  folgten  bis 
zum  Anfange  der  40er  Jahre. 

i)  Das  Kundmachungspatent  zum  österreichischen  Strafgesetz  über  Gefälls- 
übertrelungen  vom  11.  Juli  1835  enthält  folgende  charackteristischen  Sätze;  »Von 
dem  lebhaften  Wunsche  beseelt,  das  von  Unserem  .  .  .  Herrn  Vater  .  .  .  begonnene 
Werk  einer  gerechten  Gesetzgebung  zu  vervollständigen, 
haben  Wir  die  in  den  bestehenden  verschiedenen  Gesetzen  und  Vorschriften  über 
die  indirekte  Besteuerung  enthaltenen  Strafbestimmungen  .  .  .  dann  das  bei  der  An- 
wendung der  Strafen  für  diese  Uebertretungen  eingeführte  Verfahren  einer  auf- 
merksamen Prüfung  unterworfen  und  .  .  .  das  Bedürfnis  erkannt,  an  die  Stelle  der 
bisher  geltenden  Bestimmungen  ein  vereintes,  auf  die  Grundsätze  der  Ge- 
rechtigkeit gestütztes  und  mit  den  allgemeinen  Strafge- 
setzen übereinstimmendes  Strafgesetz  für  alle  Zweige  der  indi- 
rekten Besteuerung  treten  zu  lassen.  Indem  es  Unser  ernster  Wille  ist,  daß  im 
Einklänge  mit  den  allgemeinen  Strafgesetzen  wegen  Gefälls- 
übertretungen niemand,  der  nicht  einer  strafbaren  Handlung  oder  Unterlassung 
schuldig  ist,  zur  Strafe  gezogen  werde,  daß  auch  der  Uebertreter  keine  härtere 
Strafe  als  zur  Hintanhaltung  der  Gefällsübertretungen  notwendig  ist,  erleide,  .  .  . 
daß  .  .  .  aber  auch  zugleich  der  Staatsschatz,  der  redliche  Steuerpflich- 
tige .  .  .  und  die  Erwerbstätigkeit  Unserer  treuen  Untertanen  gegen  die  Be- 
vorteilung  durch  die  Gefällsübertretungen  in  den  diese  Ueber- 
tretungen treffenden  Strafen  jenen  kräftigen  Schutz  finden,  den  die  Zoll  gesetze 
und  die  übrigen  Vorschriften  über  die  indirekte  Besteuerung  bezwecken ;  so  haben 
Wir  beschlossen,  das  gegenwärtige  Strafgesetz  über  Gefällsübertretungen  zu  erlassen 
.  .  .«  usw.  —  Das  preußische  Landrecht  (II.  Tl.  20.  Tit.)  sagt  in  §  124:  »Wie  die 
zum  Nachteile  des  Staates  vorsätzlich  begangenen  Zolldefrau- 
dationen  durch  Konfiskation  und  sonst  zu  bestrafen,  ist  in  den  Kriminal- 
gesetzen verordnet.«  Hoffmaiiii  (Deutsches  Zollrecht  S.  241)  zieht  bezüglich  der 
Unterstellung  der  Zolldelikte  unter  das  allgemeine  Strafrecht  folgenden  Schluß: 
»Da  nach  der  Zollordnung  (von  18 18)  §  lio  in  Ansehung  der  Steuerkontraven- 
tionen  die  Vorschriften  des  Allg.  Landrechts  Teil  II  Titel  20  §§  277 — 313  mit  den 
aus  der  Zollordnung  sich  ergebenden  Modifikationen  Anwendung  finden  sollen,  im 
Allg.  Landrecht  diese  Vorschriften  einen  integrierenden  Teil  des  gemeinen 
Strafrechts  bilden,  folgt,  daß  die  allgemeinen  Vorschriften  des  ersten  Ab- 
schnittes des  20.  Titels  auch  für  die  Zollkontraventionen  gelten,  so- 
weit sie  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  sind.« 
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Zollstrafrechts  zur  Schaffung  fester  materieller  Deliktsbegriffe  ^). 
In  den  Zolldelikten  erblickte  man  im  wesentlichen  gewinnsüchtige 
Angriffe  auf  ein  staatliches  Abgabenrecht,  welche  mit  den  Mitteln 
der  Heimlichkeit  und  der  Irreführung  der  Zollbehörden  beim 
Grenzübergange  des  Gutes  ins  Werk  gesetzt  wurden.  Das  ent- 
sprach auch  im  großen  und  ganzen  der  aus  den  Zeiten  des 
Passier-  und  Grenzzollsystems  überlieferten  Auffassung  vom  recht- 
lichen Wesen  des  Zolles  und  den  einfachen  Formen  des  sich 
dort  beim  Grenzübergange  abwickelnden  Zollverfahrens.  Es 
wurde  nun  von  Bedeutung,  daß  sich  gerade  zur  Zeit  der  großen 
Strafrechtsreform  auch  der  Uebergang  zum  modernen  Gebiets- 
zollsystem zu  vollziehen  beginnt.  Mit  demselben  entwickelte 
sich,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  vielgestaltiges  Zollverfahren  und 
ein  immer  komplizierter  werdendes  Verfahrensrecht.  Das  Ver- 
fahren beschränkte  sich  nun  nicht  mehr  im  wesentlichen  auf  die 
Grenzabfertigung  der  ein-  und  ausgehenden  Güter,  sondern  sollte 
den  Zollparteien  auch  noch  während  der  Beförderung  und  Lage- 
rung der  Zollsachen  im  Inlande  mittels  verschiedenartiger  Ver- 
fahrensarten die  Möglichkeit  offen  halten,  über  die  Voraus- 
setzungen für  die  Zollzahlungspflicht  zu  disponieren.  Zugleich 
aber  legte  es  denselben  eine  Menge  von  formellen  Verfahrens- 
pflichten und  Verantwortlichkeiten  auf.  Der  sich  im  Inlande  ab- 
spielende Verkehr  von  Gütern,  die  von  auswärts  gekommen  waren 
oder  ins  Ausland  gehen  sollten,  wurde  mit  einem  engmaschigen 
Netze  von  formalen  Zollverfahrensvorschriften  umgeben  und  deren 
strenge  Beobachtung  durch  Strafandrohungen  gesichert.  W'urden 
all'  diese  Formalvorschriften  über  Gestellung,  Deklaration,  Beurkun- 
dungen, Anzeigen,  Verschluß  der  Transportmittel,  Abfertigungs- 
anträge, amtliche  Untersuchungen  usw.  genau  befolgt,  die  hierzu 
den  Zollparteien  auferlegten  Hilfspflichten  restlos  erfüllt,  so  war 
eine  materielle  Zollhinterziehung  von  vornherein  so  gut  wie  aus- 
geschlossen. Das  Zollstrafrecht  erhielt  infolgedessen  unmerklich 
einen  ganz  anderen  Schwerpunkt  als  bisher,  es  unterlag  in  seinem 
Rechtsstoffe  einer  weitgehenden  Formalisierung.  Es  sollte  nun 
in  erster  Linie  die  vorschriftsmäßige  Vollziehung  eines  genau 
vorgeschriebenen  Verfahrens  sichern,  wobei  es  nicht  mehr  wesent- 
lich darauf  ankam,  ob  die  schuldhafte  Durchbrechung  der  Ver- 
fahrensnormen  mit  der  Absicht,    ja  auch  nur  mit  der  objektiven 

l)  Auch  hier  ist  als  ersler  Grundsatz  die  kategorische  Forderung    aufgestellt  : 
»nuUa  poena  sine  lege!« 
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Möglichkeit  einer  materiellen  Zollhinterziehung  begangen  wurde. 
Die  Mangelhaftigkeit  des  äußeren  Verhaltens  der  Zollparteien  in 
der  genauen  und  lückenlosen  Erfüllung  ihrer  Zollverfahrenspflichten 
war  nun  der  eigentliche  Deliktstatbestand  geworden.  Das  Hinzu- 
kommen einer  Hinterziehung  oder  Hinterziehungsabsicht  erscheint 
nur  noch  als  Qualifikation  des  formalen  Delikts.  So  vollzog  sich 
hier  unbewufit  die  Umgestaltung  eines  in  seinen  Grundlagen 
kriminell  veranlagten  Strafrechts  zum  typischen  modernen  Ver- 
waltungsstrafrecht, dessen  unmittelbares  Ziel  nicht,  wie  bei  jenem, 
der  Schutz  eines  bedrohten  Rechtsgutes,  sondern  die  Sicherung 
des  korrekten  Ganges  der  öffentlichen  Verwaltung,  also  ein  äußer- 
licher Verwaltungszweck  ist.  Diese  Entwicklung  lag  aber  zur 
Zeit  der  Strafrechtsreform  noch  in  den  Anfängen.  Die  äußere 
Form  aber  des  damals  geschaffenen  Zollstrafrechts  blieb  kri- 
minalistisch. Das  Zolldelikt  wurde  nach  w  ie  vor  in  Gesetz- 
gebung und  Praxis  als  ein  einheitlicher,  materieller  Begriff  auf- 
gefaßt und  in  Anlehnung  an  den  Betrugsbegriff  ^)  als  »De- 
fraude«,  »Gefällshinterziehung«:,  »Gefällsverkürzung«,  »Schleich- 
handel« bezeichnet.  Man  kam  dabei  freilich  mit  der  tatsäch- 
lichen Rechtsentwicklung  in  Widerspruch.  Aber  man  half  sich 
sowohl  im  deutschen  wie  im  österreichischen  Rechte  damit,  daß 
man  an  die  vorangestellte  allgemeine  materielle  Begriffsbestim- 
mung des  Delikts^),  welche  die  Zollkontraventionen  als  eine  Be- 
griffseinheit umfassen  sollte,  eine  größere  Zahl  von  spezialisierten 
Deliktstatbeständen  anfügte,  wobei  man  aber  meistens  das  Merk- 
mal der  Bedrohung  eines  konkreten  staatlichen  Abgabenanspruchs 
und  die  darauf  gerichtete  böse  Absicht  wegließ.  Auch  ohne 
diese  Merkmale  sollte  die  Defraude  als  vollbracht  angesehen  wer- 
den ■^).     In  Wirklichkeit    stellen    diese  spezialisierten  Tatbestände 

i)  Vgl.  den  Immediatbericht  der  Steuerkommission  des  preuß.  Staatsrates  vom 
20.  Juni  18 17  zum  Entwürfe  der  neuen  Zollordnung  bei  Dieterici,  Zur  Gesch.  d. 
Steuerreform,  S.   104  fde. 

2)  Die  preußische  Zollordnung  von  1818  bezeichnet  in  §  119  die  Zolldefraude 
als  ein  »Verbrechen,  wodurch  die  Staatseinkünfte  .  .  .  durch  Entziehung  der  Ge- 
fälle einer  Gefahr  ausgesetzt  werden.«  Nach  dem  österr.  Gefällsstrafgesetz  von 
1835  »umfassen  die  Gefälls  v  e  r  kü  r  z  u  n  g  e  n  diejenigen  Uebertretungen,  durch 
welche  eine  indirekte  Abgabe  dem  Staatsschatze  .  .  .  entzogen  wird«  (§  8).  »Die 
Gefällsübertretungen,  welche  das  Gesetz  für  Schleichhandel  oder  für  schwere  Ge- 
fällsübertretungen erklärt,  sind,  wenn  nicht  das  Gesetz  ausdrücklich  das  Entgegen- 
gesetzte erklärt,  den   Gefällsverkürzungen  beizuzählen«  (§    12). 

3)  So  heißt  es  z.  B.  im  §  123  der  preuß.  Zollordn.  v.  1818:  »Bei  dem  Waren- 
transporte soll  die  Warenkontravention  als    vollbracht    angenommen  werden, 
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nur  schuldhafte  Durchbrechungen  der  Zollverfahrensvorschriften 
dar.  Der  mit  Hilfe  von  Präsumtionen  ^)  aufrecht  erhaltene  krimi- 
nalistische Zolldeliktsbegriff  hatte  nun  die  Annahme  zur  not- 
wendigen Voraussetzung,  daß  der  durch  das  Delikt  bedrohte 
staatliche  Abgabenanspruch  schon  mit  Beginn  des  ganzen  Zoll- 
verfahrens existent  geworden,  daß  er  also  schon  mit  dem  bloßen 
Grenzübergange  des  Gutes  entstanden  sei.  Denn  nur  dann  ließen 
sich  die  strafbaren  Verstöße  gegen  das  Zollverfahren  als  Angriffe 
gegen  einen  bestehenden  staatlichen  Steueranspruch  denken. 
Wir  sehen  also,  wie  hier  noch  immer  das  Zollschuldrecht  des 
Passier-  und  Grenzzollsystems  die  Grundlage  des  Zolldeliktsbe- 
griffes bildet,  nicht  der  neue  Schuldbegriff  des  Gebietszollsystems, 
nicht  die  unmittelbar  zu  schützenden  formalen  Rechtsverhältnisse 
des  Zollverfahrens.  Es  ist  aber  auch  ohne  weiteres  klar,  daß 
das  Festhalten  an  diesen  der  Rechtsentwicklung  nicht  mehr  ent- 
sprechenden Voraussetzungen  der  Weiterführung  der  überlebten 
Schuldbegriffe  des  Passier-  und  Grenzzollsystems  einen  wesent- 
lichen Rückhalt  gaben  und  die  Erkenntnis  hemmen  mußte,  daß 
das  Gebietszollsystem  eines  anders  gearteten  Schuldbegritifes  be- 
durfte. —  Auf  diese  Weise  hat  auch  die  Entwicklung  des  Straf- 
rechts dazu  beigetragen,  um  die  Widersprüche  zwischen  den  Er- 
gebnissen der  modernen  Zollpolitik,  d.  h.  der  ratio  des  heutigen 
Zollrechts  und  der  Zollrechtstechnik  zu  verstärken.  Sie  hat  neben 
der  Reformbedürftiekeit  der  letzteren  auch  eine  solche  der  Zoll- 


und  die  im  §  1 1 1  und  den  folgenden  bestimmte  Strafe  eintreten,  sobald  dem  ersten 
Deklarierungsamte  vorübergefahren  oder  der  Transport  auf  einem  von  demselben 
abführenden  Seitenwege  betroffen  worden,  oder  auch,  wenn  der  Warenführer  in 
dem  Grenzbezirke  außer  der  Tageszeit  oder  auf  Nebenwegen  zur  Tageszeit  sich 
befindet,  ohne  auf  die  vorgeschriebene  Art  sich  legitimieren  zu  können.«  Im 
österr.  Gefällsstrafges.  wird  in  §  8  in  unmittelbarem  Anschlüsse  an  die  oben  wieder- 
gegebene Begriffsbestimmung  angeordnet,  daß  unter  die  Gefälls  Verkürzungen 
auch  die  Uebertretungen  gegen  bestehende  Einfuhr-,  Durchzugs-  oder  Ausfuhr- 
verbote  eingereiht  werden,  und  §  185  erklärt,  daß  der  Schleichhandel  schon 
durch  die  Nichterfüllung  der  für  die  Einbringung  von  Waren  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen vollbracht  werde,  so  insbesondere,  wenn  Auslandswaren  irgendwelcher 
Art  vor  der  Vollziehung  des  gesetzmäßigen  Verfahrens  vom  Amtsplatze  hinwegge- 
nommen werden.  »Auch  der  Abgang  eines  bösen  Vorsatzes  befreit  nicht  von  der 
gesetzmäßigen  Strafe«   (§   14). 

i)  Als  Beispiele  gesetzlicher  Präsumtion  der  -Schuld  und  Gleichstellung  von 
grober  P'ahrlässigkeit  und  Dolus  mit  beschränkter  Zulassung  des  Beweises  mangeln- 
der Hinterziehungsabsicht  als  Strafausschließungsgrund  (Ueberwälzung  der  Beweis- 
last auf  den  Beschuldigten)  seien  angeführt;  Würtcmbergische  Zollordn.  von  1808 
§  82;  desgl.  die  würtemb.  ZO.  v.   1824;    badische  Landzollordn.  v.   1812;     preuß. 
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Strafrechtstechnik  im  Sinne  eines  typischen  Verwaltungsstrafrechts 
erstehen  lassen. 


ZollO.  V.  1818  §  121  zus.  m.  §  4  der  kgl.  Verord.  v.  13.  Juli  1829  (Ges.Samml. 
S.  95)  und  §  123;  Preuß.  Deklar.  v.  19.  Aug.  1823  (Ges.S.  S.  161),  Vgl.  dazu 
noch  die  auch  auf  das  damalige  Zollstrafrecht  anzuwendenden  §§  1265  u.  1266 
des  A.  preuß.  Landr.  betr.  Doluspräsumtion  bei  strafbarem  Eigennutz  und  Betrug. 
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STADTISCHE  INSERATENBLÄTTER. 

Von 

Dr.  ERICH  SCHAIRER. 

I.  Die  Bedeutung  des  Inserats  im  heutigen  Zeitungswesen. 

Als  wesentlicher  Inhalt  einer  heutigen  Zeitung  und  zwar 
ebensogut  des  größten  hauptstädtischen  Blattes  wie  der  beschei- 
densten Lokalzeitung  offenbaren  sich  selbst  dem  ganz  oberfläch- 
lichen Auge  des  Laien  zwei  Bestandteile :  die  Nachrichten 
und  die  Anzeigen.  Dabei  nehmen  die  letzteren  vor  allem 
in  den  Blättern  mit  großer  Auflage  und  hier  wiederum  am  meisten 
in  den  Sonntagsausgaben  rein  äußerlich  einen  so  beherrschenden 
Raum  ein,  daß  man  sich  geneigt  fühlt,  diese  Anzeigen  oder  — 
wie  der  Fachausdruck  lautet  —  die  Inserate  für  ein  begriff- 
lich notwendiges  Merkmal  zu  halten,  das  sich  jedenfalls  aus  der 
erfahrungsmäßigen  Vorstellung  »Zeitung«  nicht  wegdenken  läßt. 
Es  gibt  keine  Zeitung  ohne  Inserate ;  wir  werden  zugleich  hinzu- 
fügen können,  daß  es  heutzutage  vorläufig  eine  Zeitung  ohne  In- 
serate überhaupt  nicht  geben  kann. 

Zunächst  aber  wollen  wir  uns  die  Tatsache  ins  Gedächtnis 
rufen  lassen,  daß  diese  enge  Verschwisterung  von  Nachrichtenteil 
und  Anzeigenteil  im  Zeitungswesen  nicht  von  Anfang  an  bestan- 
den hat.  Die  Zeitung  als  Nachrichtenblatt  ist  in  Deutschland  rund 
hundert  Jahre  älter  denn  als  Anzeigenblatt ;  und  als  zu  Anfang  des 
i8.  Jahrhunderts  das  Zeitungsinserat  aufkam,  da  geschah  es  im 
Rahmen  der  ^ Intelligenzblätter«  einstweilen  vollständig  getrennt 
vom  Nachrichtenwesen.  Die  parallel  nebeneinander  herlaufende 
Existenz  von  Nachrichten-  und  Inseratenblättern  charakterisiert 
das  deutsche  Zeitungswesen  des  ganzen  1 8.  Jahrhunderts.  Erst  seit 
dessen  Ausgang  vollzieht  sich  allmählich  die  Verschmelzung  der 
beiden    Daseinsformen,    als    deren   Resultat   unsere    heutigen  Zei- 
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tungen  erscheinen,  und  zwar  in  doppelter  Weise  :  einmal  indem 
die  sogenannten  »politischen«^)  Zeitungen  mehr  und  mehr  zur 
Aufnahme  von  Anzeigen  übergingen,  zum  andern  indem  Intelli- 
genzblätter dem  Zuge  der  Zeit  folgend  einen  »redaktionellen  Teil« 
(wie  man  heute  sagen  würde)  einrichteten  und  Schritt  für  Schritt 
erweiterten.  Uebrigens  hielten  sich  die  reinen  Intelligenzblätter 
in  Preußen  infolge  besonderer  Verhältnisse  bis  zum  Jahre  1850. 
Im  übrigen  Deutschland  waren  sie  größtenteils  schon  früher  ein- 
gegangen, soweit  sie  die  eben  genannte  Umwandlung  nicht  vor- 
genommen hatten  ^). 

Seit  dem  Eintritt  jener  stofflich  organisatorischen  Umwälzung, 
die  wie  gesagt  ungefähr  mit  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts 
zusammenfällt,  hat  das  deutsche  Zeitungswesen  einen  gewaltigen 
Aufschwung  genommen,  an  dem  gerade  das  Inseratenwesen  den 
allergrößten  Anteil  hat.  Die  treibenden  Kräfte  dieser  Entwick- 
lung sind  in  der  politischen  Konsolidierung  und  besonders  in  der 
wirtschaftlichen  Entfaltung  Deutschlands  zu  erblicken ;  für  die 
aufblühende  »Volkswirtschaft«,  die  an  die  Stelle  der  alten  Stadt- 
wirtschaft tritt,  wird  das  Inserat  schUeßlich  das  wirksamste  und 
gebräuchlichste  Marktinstrument  und  hat  als  solches  seinerseits 
rückwirkend  einen  Anteil  am  ganzen  Entwicklungsvorgang,  der 
nicht  gering  anzuschlagen  ist.  So  schwillt  denn  in  den  Zeitungs- 
jahrgängen des  verflossenen  Jahrhunderts  der  Anzeigenteil  immer 
weiter  an'^)  und  erobert  sich,  oft  auf  Kosten  des  Textteils,  Seite 
um  Seite  —  eine  Erscheinung,  an  der  die  kleinen  Provinz-  und 
Lokalblätter  ebensogut  teilnehmen  wie  die  großen  Zeitungen, 
wenn  sie  auch  bei  diesen  natürlich  am  sinnfälligsten  und  ausge- 
prägtesten auftritt.  Gleichzeitig  aber  mit  dieser  äußeren  Ver- 
änderung marschiert  eine  folgenreiche  innere  Verschiebung  in  der 
geschäftlichen  Organisation  der  Zeitungsunternehmung,  indem  die 
finanzielle  Bedeutung  des  Inseratenwesens  mehr  und 
mehr  in  den  Vordergrund  tritt  und  den  verhältnismäßigen  An- 
teil der  Bezugsgelder  im  gesamten  Einnahmeetat  herabdrückt.    In 

i)  »Politisch«  nur  im  Sinne  der  Uebermittlung  politischen  NachrichtenstofFs, 
nicht  in  dem  der  Aeußerung  politischer  Meinungen  und  Beeinflussung  des  politischen 
Willens. 

2)  Vgl.  auch  zum  Folgenden  Dr.  Ludwig  Munzhiger,  Die  Entwicklung  des 
Inseratenwesens  in  den  deutschen  Zeitungen.     Heidelberg   1902. 

3)  Die  Münchner  Neuesten  Nachrichten  z.  B.  hatten  nach  Munziiiger  (a.  a.  O. 
S.  68)  im  Jahr  1848  einen  Jahresumsatz  von  14000  Inseraten,  1899  von  300000, 
also  mehr  als  das  21 -fache. 
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einer  vergangenen  Entwicklungsperiode  der  Presse  (abgesehen  von 
den  Intelligenzblättern)  war  der  Abonnementsertrag,  der  Kauf- 
preis, den  der  Leser  für  die  Ueberlassung  von  Nachrichten  be- 
zahlte, die  einzige  Geldquelle  für  den  Herausgeber  gewesen,  aus 
der  Herstellungskosten  und  Geschäftsgewinn  bestritten  wurden. 
Mimzinger  bringt  in  seiner  oben  zitierten  Schrift  ein  interessantes 
Beispiel  dafür  aus  der  Geschichte  der  »Leipziger  Zeitung«  (gegr. 
1660);  darnach  stand  im  Jahre  1668  ihrem  damaligen  Inhaber 
Timotheus  Rietzsch  bei  11 79  Taler  Unkosten  aus  dem  Absatz 
von  204  Exemplaren  eine  Einnahme  von  2040  Talern  zur  Ver- 
fügung. Ueber  ein  Jahrhundert  lang  bewahrt  die  jährliche  Ab- 
schlußrechnung  der  Leipziger  Zeitung  dieses  einfache  Bild;  erst 
dann  werden  Einkünfte  aus  Inseraten  erwähnt  und  zwar  anfangs 
als  »ganz  geringfügige  Nebeneinnahmen«.  Im  Jahr  18 18  brachte 
das  Abonnement  aus  einer  Auflage  von  3400  Stück  20400  Taler 
—  wir  konstatieren  bereits  das  für  den  Gang  der  Entwicklung 
bezeichnende  Sinken  des  Bezugspreises  — ,  daneben  etwa  8000  Ta- 
ler aus  Insertionsgebühren.  1820  ist  dieser  Ertrag  auf  9570  Taler, 
1827  auf  13  180  Taler  gestiegen.  Es  ist  die  Stufe,  wo,  wie  Mun- 
zinger  schreibt,  der  Abonnementsertrag  gerade  die  Produktions- 
kosten deckt  und  die  Inserate  den  Unternehmergewinn  liefern. 
Inzwischen  hat  das  Anwachsen  des  Inseratenteils  ungeheure  Fort- 
schritte gemacht :  der  Erlös  aus  dem  Abonnement  deckt  auch 
von  den  Produktionskosten  nur  noch  einen  immer  kleiner  wer- 
denden Teil  ^),  und  Hunzinger  glaubt  sich  zu  der  vielleicht  etwas 
übertriebenen  Gegenüberstellung  berechtigt,  daß  heutzutage  bei 
den  Hauptinseratenblättern  die  Einnahme  aus  den  Bezugsgeldern 
so  sehr  Nebeneinnahme  sei  wie  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  die 
Einnahme  aus  den  Inseraten.  Der  Zeitungsunternehmer  verkauft 
nicht  mehr  so  sehr  neue  Nachrichten  an  den  Leser,  als  vielmehr 
»die  Publikationskraft  seines  Blattes  an  jedes  zahlungsfähige  Pri- 
vatinteresse« ^).  Daher  denn  auch  der  mit  dem  Preis  sonstiger 
literarischer  Veröffentlichungen  verglichen  unerhört  billige  Bezugs- 
preis unserer  heutigen  Zeitungen,  die  für  ein  oder  zwei  Mark 
dem  Leser  hunderte  von  Folioseiten  zur  Verfügung  stellen. 

1)  In  einer  von  Munzinger  zitierten  Festschrift  des  Verlags  der  Münchner 
Neuesten  Nachrichten  wird  bei  einem  täglichen  Betriebsaufwand  dieses  Blattes  von 
7400  M.  die  tägliche  Einnahme  aus  dem  Verkauf  der  Zeitung  auf  2612,5  Mk.  an- 
gegeben,   so    daß    das   Abonnement  etwa  ein  Drittel  der  Herstellungskosten  deckt. 

2)  Bücher,  Das  Zeitungswesen.  Bd.  i  von  »Kultur  der  Gegenwart«,  Berlin 
und  Leipzig  1906,  S.  505. 
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Gerade  die  kleinen  und  kleinsten  Blätter  bis  zu  einer  Auf- 
lage von  3000  Exemplaren,  die  beiläufig  rund  die  Hälfte  aller 
deutschen  Zeitungen  stellen,  sind  bei  den  lächerlich  geringen 
Abonnementspreisen  ohne  Inserate  nicht  existenzfähig^).  Als  die 
ersten  Kriegswochen  im  Sommer  19 14  eine  fast  völlige  Lahm- 
legung des  Anzeigenwesens  und  damit  eine  schwere  geschäftliche 
Krisis  für  die  gesamte  Presse  brachten,  ist  darum  auch  eine  große 
Anzahl  von  ihnen  zusammengebrochen.  Nach  den  amtlichen 
Nachträgen  zur  Postzeitungsliste  haben  bis  Ende  1914  rund  800 
deutsche  Zeitungen  und  Zeitschriften  ihr  Erscheinen  eingestellt, 
und  zwar  meist  Blätter  kleinsten  Umfangs^).  Auch  die  großen 
Blätter  mußten  damals  den  zeitweiligen  Inseratenausfall,  zu  dem 
die  Erhöhung  der  Abonnentenziffer  als  erschwerendes  Moment 
hinzutrat,  nach  Möglichkeit  durch  Papierersparnis  unter  Ein- 
schränkung des  textlichen  Teils  wett  zu  machen  suchen;  zu  einer 
Erhöhung  der  Abonnementspreise  haben  nur  wenige  Blätter  ge- 
griffen. Immerhin  steht  aber  der  Etat  der  großen  Zeitungen  auf 
so  guten  Füßen,  daß  jene  Erschütterung  ihnen  keinen  äußerlich 
bemerkbaren  Schaden  hat  zufügen  können.  Und  diese  Festigkeit 
verdanken  sie  der  reichen  Ernte,  die  ihnen  eben  der  Inseraten- 
teil in  normalen  Zeiten  geliefert  hat  und  heute  auch  schon  wieder 
liefert,  nachdem  sich  die  deutsche  Volkswirtschaft  von  dem  ersten 
jähen  Kriegsgewitter  erholt  hat.  Denn  »der  Inseratenteil  bildet 
das  Rückgrat  der  finanziellen  Unabhängigkeit  und  Stabilität  einer 
Zeitung«,  hat  der  Generalbevollmächtigte  der  Firma  Rudolf  Mosse 
einmal  in  einem  Vortrag  in  der  Berliner  Handelshochschule  klar 
und  deutlich  ausgesprochen^).  Und  zwar  brauchen  die  großen 
Blätter  die  Inserate  so  gut  wie  die  kleinen  und  kleinsten  zunächst 
zur  Deckung  ihrer  Gesamtunkosten,  zu  der  die  Einnahmen  aus 
Bezugsgeldern  bei  weitem  nicht  ausreichen.  Der  oben  genannte 
Vertreter  der  Firma  Mosse  sagt  in  seinem  Vortrag:  »Um  Ihnen 
ein  Bild  zu  geben  von  den  Kosten  des  redaktionellen  Teils  einer 
modernen  Berliner  Zeitung,  kann  ich  Ihnen  nur  soviel  sagen,  daß 
der  Redaktionsetat  der  größten  Berliner  Tageszeitungen  sich  auf 
ungefähr  1V2  Millionen  Mark  pro  Jahr  beläuft.     Nach  dieser  Zahl 


i)  Vgl.  Munzinger  a.  a.  O.,  S.  70.     Bücher  a.  a.  O.,  S.  507. 

2)  Vgl.  Hermann    Diez,    Die    Zeitungen    im   großen  Kriege.     In  »Der  Kampf 
des  deutschen  Geistes  im  Weltkrieg«,  Gotha   191 5. 

3)  Vgl.  Dr.  jur.   Martin   Colin:    »Wie    entsteht    eine  Zeitung?«     In  »Gewerb- 
liche Einzelvorträge«  VII.  Reihe.     Verlag  Georg  Reimer,  Berlin. 
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wird  es  Ihnen  begreiflich  sein,  wenn  ich  Ihnen  sage,  daß  keine 
unserer  modernen  großen  Zeitungen  die  Kosten  für  Redaktion, 
Satz,  Druck  und  Papier  aus  dem  Abonnementspreis  decken  kann, 
und  daß  jede  von  ihnen  nur  existenzfähig  ist 
durch  den  Inseratenteil.« 

Ueber  die  Deckung  der  Unkosten  hinaus  aber  wirft  das  In- 
seratenwesen den  mittleren  und  großen  Blättern  noch  einen  recht 
erheblichen  Geschäftsgewinn  ab.  Leider  gibt  es  fast  gar 
keine  sicheren  Anhaltspunkte,  die  über  die  Höhe  dieser  Gewinne 
und  überhaupt  über  die  Einnahmen  der  Blätter  aus  den  Inseraten 
Aufschluß  geben  könnten,  da  nur  verhältnismäßig  sehr  wenige 
der  in  Betracht  kommenden  Zeitungen  in  ihren  geschäftlichen 
Ergebnissen  der  öffentlichen  Beobachtung  zugänglich  sind.  Wir 
führen  die  Dividenden  einiger  Aktiengesellschaften  an  (in  Klam- 
mern die  Prozentziffern) : 

Firma 

Berliner  Börsen-Courier  (Berlin) 
Bote  aus  dem  Riesengebirge 

(Hirschberg  i.  Schi.) 
Schwarzwälder  Bote  (Oberndorf) 
Straßburger  Neueste  Nachrichten 

(Straßburg)  840000        117  600  (14)      1 17  600  (14)      1 17  600  (14) 

Es  ist  dabei  zu  bedenken,  daß  die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft die  teuerste  aller  Betriebsformen  ist,  so  daß  diese  Zahlen 
nur  eine  ungefähre  Vorstellung  von  der  Rentabilität  der  Inseraten- 
blätter überhaupt  geben  können.  Die  Auflage  des  Boten  aus 
dem  Riesengebirge  im  Jahre  191 1  war  nach  Mosses  Zeitungs- 
verzeichnis 14  500,  diejenige  des  Schwarzwälder  Boten  38  800,  der 
Straßburger  Neuesten  Nachrichten  50000;  also  handelt  es  sich 
bei  diesen  Beispielen  um  Blätter  mittleren  Verbreitungsumfangs. 
»Die  größten  und  wahrscheinlich  auch  rentabelsten  deutschen 
Zeitungen  bestehen  mit  dem  Gros  der  übrigen  in  einer  Form, 
welche  Geschäftsgebaren  und  Erträgnisse  der  Oeffentlichkeit 
entzieht« ').  Schon  die  Abonnementseinnahmen  sind  gerade  bei 
den  großen  Zeitungen  kaum  genau  festzustellen,  da  sie  über  die 
Höhe  ihrer  Auflage  nicht  gern  Angaben  machen.  Mit  einem 
umso  tieferen  Schleier  des  Geheimnisses    ist    das  Konto  Inserate 


Aktien- 
kapital 
in  Mark 

D 

vidende  in  Me 

rk 

1909 

1910 

1911 

525  000 

73000  (14) 

89250  (17) 

68250  (13) 

315000 
200  000 

56700  (18) 
72  000  (36) 

63  000  (20) 
84  000  (42) 

63  000  (20) 
84  000  (42) 

l)  Vgl.  Rud.  Täuber,  Die  Aktienunternehmungen  im  Zeitungsverlag  Deutsch- 
lands und  Oesterreich-Ungarns.  Im  >Zeitungsverlag«,  13.  Jahrgang  191 2,  Nr.  50. 
(13.  Dezember  191 2). 
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bedeckt;  und  eine  Berechnung  auf  Grund  sorgfältiger  Feststel- 
lung der  jährlichen  Inseratenfläche  würde  nicht  ohne  weiteres  zu 
einem  richtigen  Ergebnis  führen,  weil  die  zur  Anwendung  gelang- 
ten Rabatte  und  Pauschalsätze  ihr  nicht  bekannt  sein  können. 
Der  uns  vorliegenden  Kalkulation  einer  neu  zu  gründenden  Tages- 
zeitung ist  ein  durchschnittlicher  Abzug  von  40  Proz.  an  Rabatt 
und  Provision  bei  der  Inserateneinnahme  zugrunde  gelegt;  das 
ist  gewiß  reichlich  hoch  gegriffen.  Immerhin  wäre  es  nicht  ohne 
Interesse,  wenn  einmal  jemand  die  Zeit  und  Mühe  aufwenden 
würde,  um  auf  Grund  einer  solchen  schätzungsweisen  Einschrän- 
kung den  ungefähren  jährlichen  Inseratenertrag  einiger  großer 
Blätter  zu  veranschlagen.  Der  oben  zitierte  Fachmann  ^)  gibt  an, 
daß  in  Deutschland  im  ganzen  jährlich  mehrere  hundert 
Millionen  Mark  für  Inserate  umgesetzt  werden ;  den  Umsatz 
der  »Zeitung  mit  dem  größten  Inseratenteil  in  Berlin«  beziffert 
er  auf  jährlich  6  Millionen  Mark.  Gemeint  ist  ohne  Zweifel  der  Ber- 
liner Lokalanzeiger,  dessen  Auflage  im  Jahre  19 10  von  Diez  auf 
eine  Viertelmillion  Leser  geschätzt  wird  ^),  was  einer  Abonnements- 
einnahme von  etwa  3  Millionen  Mark  entsprechen  dürfte.  Die 
finanzielle  Bedeutung  des  Inseratenteils  wäre  in  diesem  Falle  also 
doppelt  so  groß  als  diejenige  des  Abonnements ;  es  gibt  aber 
Zeitungen,  die  in  normalen  Zeiten  aus  den  Inseraten  das  Drei- 
fache der  Bezugsgeldereinnahmen  und  weit  mehr  erlösen.  Bei  den 
großen  Berliner  Zeitungen  ist  nämlich  sowohl  der  Bezugspreis  als 
das  Redaktionsunkostenkonto  (Spezialberichterstatter,  Telegramme, 
Redaktionsstab !)  verhältnismäßig  hoch,  ebenso  zum  Beispiel  bei 
der  Frankfurter  Zeitung,  der  Kölnischen  Zeitung  und  anderen 
führenden  politischen  Blättern ;  als  Typus  für  das  Inseraten- 
blatt mit  hohem  Geschäftsgewinn  ist  die  sogenannte 
»Generalanzeigerpresse«  zu  betrachten,  die  bei  unwahrscheinlich 
geringem  Bezugspreis  und  möglichst  entlastetem  Redaktionsun- 
kostenkonto, daher   häufig  äußerst    minderwertigem  Textteil,    1  e- 

1)  Dr.  Martin  Cohn  a.  a.  O.  Vgl.  auch  den  dem  Reichstag  am  3.  Nov.  1908 
vorgelegten  Entwurf  eines  Anzeigensteuergesetzes  (12.  Leg. -Per.  i.Sess.  1907  — 1909, 
Drucksache  Nr.  looi)  und  die  Worte  des  Staatssekretärs  des  Reichsschatzamts 
(Sydow)  zur  Begründung  des  Entwurfs  am  19.  Nov.  1908  (Stenogr.  Berichte  des 
Reichstags  Bd.  233,  S.  5557  f.).  Darin  wird  »nach  einer  auf  Zählung  beruhenden 
vorsichtigen  Schätzung«  die  jährliche  InseratenumsatzzifFer  in  Deutschland  —  unter 
Einschluß  der  Zeitschriften  —  auf  412  Mill.  M.  angegeben  und  hinzugefügt,  daß 
Sachkundige  jährlich  500  Mill.  M.  annehmen. 

2)  H.  Diez,  Das  Zeitungswesen.     Leipzig   19 10. 
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d  i  g  1  i  c  h  um  der  Inserateneinnahme  willen  besteht.  In  diesen 
Generalanzeigern  möchten  wir  die  konsequente  Fortbildung  oder 
vielmehr  Wiederaufnahme  des  ehemaligen  Intelligenzblattwesens 
auf  großkapitalistischer  Grundlage  erblicken ;  die  farblosen  klei- 
nen Lokalblättchen,  die  sich  von  den  Generalanzeigern  nicht  we- 
sentlich, sondern  nur  durch  den  kleineren  Umfang  ihres  Betriebs- 
kapitals und  ihres  Leserkreises  unterscheiden ,  sind  seinerzeit 
schon  von  Hunzinger  mit  den  alten  Intelligenzblättern  richtig  ver- 
glichen worden^). 

2,   Die  bestehenden  städtischen  Anzeigeblätter. 

Die  Intelligenzblätter  des  i8.  Jahrhunderts  befanden  sich  zwar 
mit  Ausnahme  der  preußischen  ^)  in  privaten  Händen,  standen 
aber  unter  ständiger  scharfer  Kontrolle  meist  der  städtischen 
Obrigkeit  und  trugen  auch  inhaltlich  einen  halbamtlichen  An- 
schein, da  sie  neben  den  privaten  und  amtlichen  Anzeigen  aller- 
hand gemeindepolitische  Notizen  und  Statistiken  enthielten.  Da- 
her mag  es  vor  allem  äußerlich  nahe  liegen,  mit  ihnen  die  heu- 
tigen in  Deutschland  erscheinenden  Gemeindeblätter  zu 
vergleichen,  die  —  bis  auf  wenige  Ausnahmen  —  wie  jene  eine 
geringe  Auflage  haben  und  keinen  textlichen  Teil  auf- 
weisen. In  der  Tat  stammen  auch  einige  von  diesen  Gemeinde- 
blättern noch  aus  der  Zeit  des  Intelligenzwesens,  sei  es,  daß  sie 
sich  wirklich  aus  Intelligenzblättern  entwickelt  haben  wie  z.  B.  der 
Dresdner  Anzeiger,  auch  offenbar  einige  bayrische  (Regensburg, 
Kempten),  oder  daß  sie  wie  in  Schlesien  (Oppeln)  im  Gegensatz 
zu  den  staatlichen  Intelligenzblättern  gegründet  wurden.  Aber  im 
übrigen  wird  man  bei  den  heutigen  Gemeindeblättern  weder  einen 
historischen  Zusammenhang  mit  den  ehemaligen  Intelligenzblättern 
finden  noch  einen  wesentlichen  feststellen  können,  soweit 
sie  nämlich  private  Anzeigen  nicht  aufnehmen  oder  nur  in  ganz 
unbedeutender  Anzahl  enthalten.  Und  dies  ist  bei  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fall.  Die  Gemeindeblätter  verdanken 
bis  jetzt  ihre  Entstehung  gewöhnlich  in  erster  Linie  dem  Bedürf- 


i)  A.  a.  o.,  S.  48. 

2)  In  Preußen  bestand  ein  von  Friedrich  Wilhelm  I.  1727  ins  Leben  gerufenes 
Intelligenzmonopol  mit  Insertionszwang  bis  zu  seiner  Abschaffung  durch 
den  ersten  preußischen  Landtag,  Dezember  1849.  Vgl.  Schmölder,  Das  Inseraten- 
wesen ein  Staatsinstitut,  Leipzig  und  Köln  1879.  Dazu  meinen  Aufsatz  »Ein  ver- 
siegtes Monopol*  in  Nr.   36  des  »März«   vom   II,  Sept.    1915,  9.  Jahrg. 
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nis  nach  einem  besonderen  Publikationsorgan  für 
die  amtlichen  Anzeigen  und  Bekanntmachun- 
gen; diese  bilden  denn  auch  ausschließlich  oder  weitaus  vor- 
herrschend den  Inhalt  der  meisten  unter  ihnen.  Bei  dem  wachsen- 
den Umfang  des  pflicht-  oder  zweckmäßigerweise  zu  veröffent- 
lichenden Stoffs  haben  namentlich  größere  Städte  die  Gründung 
und  Unterhaltung  eigener  Verkündigungsblätter  für  rentabler  und 
bequemer  erachtet  als  das  Inserieren  in  privaten  Blättern^).  An 
Orten,  wo  mehrere  solche  miteinander  in  Konkurrenz  stehen,  läßt 
sich  auf  diese  Weise  gleichzeitig  die  Gefahr  oder  der  Schein  der 
Bevorzugung  eines  einzelnen  vermeiden;  außerdem  kann  das  Ge- 
meindeblatt das  Interesse  der  Stadtverwaltung  an  einer  lücken- 
losen Berichterstattung  über  die  kommunalpolitischen  Vorgänge 
und  Verhandlungen  häufig  besser  befriedigen  als  die  privaten 
Zeitungen. 

Wir  werden  im  folgenden  auf  Grund  der  sehr  verdienstvollen 
Zusammenstellungen  von  Robert  Kootz  in  den  Jahrgängen  1909 
und  191 3  dieser  Zeitschrift-)  und  einiger  anderer  Quellen  ver- 
suchen, einen  Ueberblick  über  die  in  mittleren  und  größeren  deut- 
schen Städten  bestehenden  Anzeigeblätter  zu  geben.  Es  sind 
deren  vierundzwanzig ;  auf  die  ausführliche  Einbeziehung  von 
weiteren  neunzehn  solcher  Organe  in  Orten  mit  weniger  als 
20  000  Einwohnern  (davon  1 5  in  Schlesien,  3  in  Bayern,  i  in 
Westpreußen)  verzichten  wir,  weil  ihre  Erwähnung  für  unsern 
Zweck  meist  grundsätzlich  ohne  Belang  ist  und  nur  verwirrend 
wirken  würde.  Endlich  lassen  wir  die  vierteljährlich  erscheinen- 
den »Wilmersdorfer  Blätter«  weg,  weil  sie  nicht  mehr  unter  den 
Begriff  des  Anzeigeblattes  fallen,  vielmehr  als  eine  kommunal- 
statistische Zeitschrift  zu  betrachten  sind. 

Zehn  deutsche  Städte  besitzen  Gemeindezeitungen,  die  1  e- 
diglich  amtliche  Anzeigen  in  ihre  Spalten  aufnehmen. 
Wir  nennen  sie  im  folgenden  mit  Gründungsjahr,  Form  der 
Verwaltung^),   Erscheinungsweise^)   und    Auflage;    in    Klammern 


1)  Vgl.  Mu7izinger  a.  a.  O.,  S.  6i.  Feig,  Amtliches  Anzeigenwesen  und  Ge- 
meindezeitungen im  Jahre  1904.  Im  »Statistisch.  Jahrbuch  deutscher  Städte«, 
14.  Jahrg.  Breslau   1907. 

2)  65.  Jahrg.    1909,  S.    133  ff.     69.  Jahrg.    1913,   S.   Sioff. 

3)  Die  Abkürzungen  stammen  von  Kootz  und  bedeuten :  S  =r  in  Selbstverwal- 
tung, Pt  =  in  Pacht,  Pv  =  in  Privatunternehmung. 

4)  Die  Zahlen  geben  die  Anzahl  der  wöchentlich  erscheinenden  Nummern  an. 
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fügen  wir  die  Einwohnerzahl  der  Stadt    nach   der   letzten  Volks- 
zählung bei. 


Augsburg  1) 

1842 

Pv 

2 

4550 

(100  000) 

Berlin*) 

1860 

S 

I 

14  460 

(2  070  000) 

Breslau  3) 

1901 

S 

I 

4700 

(510  000) 

Frankfurt  a. 

M.^) 

1869 

Pv 

2 

8  000 

(410  000) 

Fürth  5) 

1886 

Pv 

I 

? 

(67  000) 

Hof«) 

1905 

Pv 

2 

6  200 

(40  000) 

Königsberg 

i.  Pr.7) 

1908 

S 

I 

I  900 

(250  000) 

Nürnberg  ^) 

1897 

s 

6 

2  700 

(330000) 

Oldenburg  i 

.  Gr.») 

— 

s 

I 

) 

(30  000) 

Regensburg 

») 

I  762 

Pv 

I 

300 

(50  000). 

Das  Augsburger  Amtsblatt  wird  jedem  Hauswirt  unent- 
geltlich abgegeben.  Private  Anzeigen  dürfen  nur  mit  Genehmi- 
gung des  Magistrats  Aufnahme  finden,  was  praktisch  gleichbe- 
deutend mit  ihrem  Ausschluß  sein  dürfte.  Versteigerungsankün- 
digungen und  Stellenausschreibungen  werden  auch  in  anderen 
Zeitungen  veröffentlicht;  dadurch  ist  ihm  ein  Teil  seines  finan- 
ziellen und  publizistischen  Werts  natürlich  wieder  entzogen.  Bei 
einer  Auflage  von  2700  Exemplaren  hatte  die  Stadt  im  Jahr  1904 
Auslagen  in  Höhe  von  4032  Mk.  (darunter  3982  Mk.  Druckkosten) ; 
1906  waren  es  bei  2600  Exemplaren  4263  Mk. ;  die  von  Kootz 
veranstaltete  Umfrage  ergab  für  191 2  bei  4550  Exemplaren  einen 
Zuschuß  von  7788  Mk.  Der  (private)  Herausgeber  kann  sich  von 
den  Hauswirten  vierteljährHch  25  Pf.  Zustellungsgebühr  geben 
lassen,  ohne  jedoch  ihnen  gegenüber  einen  Anspruch  darauf  zu 
haben ;  er  ist  andererseits  verpflichtet,  gegen  Entrichtung  dieses 
Bestellgelds  das  Blatt  auch  Nichthausbesitzern  zuzustellen"). 

Das  Berliner  Gemeindeblatt  hat  etwa  200  zahlende  Abon- 
nenten, die  einen  Bezugspreis  von  jährlich  6  Mk.  zu  entrichten  ha- 
ben ;  der  Rest  der  Auflage  sind  Freiexemplare,  die  an  städtische 


1)  Amtsblatt  der  Kgl.  Bayr.  Stadt  Augsburg. 

2)  Gemeindeblatt  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Berlin. 

3)  Breslauer  Gemeindeblatt. 

4)  Anzcigeblatt  der  städtischen  Behörden  zu  Frankfurt. 

5)  Amtsblatt   der  Stadt  Fürth. 

6)  Amtsblatt  der  Kgl.  bayr.  Stadt  Hof. 

7)  Königsberger  Gemeindeblatt. 

8)  Amtsblatt  der  Stadt  Nürnberg. 

9)  Gemeindeblatt  der  Stadt  Oldenburg. 

10)  Regensburger  Wochenblatt. 

1 1)  Vgl.  auch  zum  folgenden  Dr.  Josef  Ehrler,  Gemeindezeitungen,  -drucke- 
reien  und  -Plakatinstitute.  In  »Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik«,  Bd.  128, 
Leipzig    1908.     Ferner  Feig  a.  a.  O.,  Kootz  a.  a.  O. 
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und  andere  Behörden  gehen.  Die  jährlichen  Ausgaben  beHefen 
sich  1903  bei  einer  Gesamtauflage  von  1 1  700  Exemplaren  auf 
38440  Mk.,  1912  bei  14460  Exemplaren  auf  79  830  Mk.  Da  die 
Verbreitung  des  Gemeindeblatts  in  Berlin  natürlich  für  die  amt- 
lichen Bekanntmachungen  keineswegs  die  nötige  Publizität  garan- 
tiert, so  hat  die  Stadt  außerdem  mit  drei  Tageszeitungen  (Lokal- 
anzeiger, Vossische  Zeitung,  Nationalzeitung)  ein  Uebereinkom- 
men  getroffen,  kraft  dessen  sie  als  amtliche  Verkündigungsblätter 
zu  betrachten  sind.  Die  Ersparnis  an  Einrückungsgebühren,  die 
in  analogen  Fällen  dem  Gemeindeblatt  seine  Daseinsberechtigung 
gibt,  fällt  also  hier  ganz  weg ;  es  ist  nur  eine  Art  privater 
Luxus  der  Stadtverwaltung  —  wenn  auch  ohne  Zweifel  ein  be- 
rechtigter. 

Die  Geschichte  der  Gründung  des  B  r  e  s  1  a  u  e  r  Gemeinde- 
blatts darf  als  typisch  betrachtet  werden.  Um  die  hohen  Kosten 
der  Veröffentlichung  städtischer  Anzeigen  in  mehreren  Zeitungen 
zu  vermeiden,  entschloß  sich  die  Stadtverwaltung  zunächst,  sich 
auf  ein  einziges  Blatt  zu  beschränken  und  den  anderen  nur  kurze 
Hinweise  auf  die  in  jenem  erscheinenden  ausführlichen  Bekannt- 
machungen zu  übersenden.  Da  diese  ignoriert  wurden  und  das 
zum  städtischen  Amtsblatt  erwählte  Organ  von  der  Bevölkerung 
fast  nicht  gelesen  wurde,  so  »gelangten  die  für  die  Bürgerschaft 
wichtigen  Bekanntmachungen  nur  selten  zur  Kenntnis  der  betei- 
ligten Kreise«,  wie  EJirler  schreibt^).  Da  entschloß  sich  die 
Stadt,  ein  eigenes  Anzeigenblatt  herauszugeben,  dessen  Abonne- 
mentspreis auf  jährlich  2. —  Mk.,  durch  die  Post  bezogen  2.60  Mk., 
festgesetzt  wurde,  damit  ihm  eine  möglichst  weite  Verbreitung 
sicher  sei.  Der  Erfolg  war,  daß  es  1904  bei  einer  Gesamtauflage 
von  2900  rund  650  Abonnenten  hatte,  19 12  eher  weniger  als 
mehr  bei  einer  Gesamtauflage  von  4700.  In  besonderen  Fällen, 
wo  eine  möglichst  weite  Verbreitung  von  Bekanntmachungen  an- 
gezeigt erscheint,  ist  es  deshalb  »zulässig«,  außer  im  Gemeinde- 
blatt auch  noch  in  einer  oder  mehreren  anderen  Zeitungen  zu 
inserieren.  Der  Kostenzuschuß,  den  die  Stadt  zu  leisten  hatte, 
betrug  1903  rund  10 000  Mk.,  1912  etwas  über  14 000  Mk. 
Allerdings  sollen  durch  den  Wegfall  der  Bekanntmachungen  in 
anderen  Blättern  etwa  4500  Mk.  erspart  werden.  Redigiert  wird 
das  Breslauer  Gemeindeblatt  vom  Direktor  des  statistischen 
Amts. 

I)  A.  a.  o.,  S.  351. 


566 


Dr.  Erich  Schairer: 


Das  Frankfurter  städtische  Anzeigeblatt  erscheint  nicht 
selbständig,  sondern  als  Beilage  einer  Frankfurter  Tageszeitung: 
»Frankfurter  Nachrichten  und  Intelligenzblatt«,  die  dafür  der  Stadt 
eine  jährliche  Vergütung  von  4500  Mk.  bezahlt.  Dies  ist  der 
einzige  Fall,  daß  eine  Gemeindezeitung  mit  nur  amtlichem  Inhalt 
ohne  Zuschuß  besteht,  ja  im  Gegenteil  sogar  noch  eine  Einnahme 
abwirft.  Mit  der  Publizität  der  Veröffentlichungen  im  Frank- 
furter Anzeigeblatt  ist  es  freilich  auch  nicht  sehr  gut  bestellt ; 
die  Auflage  der  »Frankfurter  Nachrichten«  ist  keine  große  und 
scheint  dazu  noch  im  Sinken  zu  sein.  Kootz  gibt  191 3  die  Ziffer 
8000  an,  Ehrler  für  1906  noch  8500.  Für  sich  bezogen  kostet 
das  Blatt  jährlich  2  Mk. 

Vom  F  ü  r  t  h  e  r  Amtsblatt  ist  nichts  Besonderes  zu  erwäh- 
nen ;  es  kostet  im  Abonnement  jährlich  3  Mk.  und  verlangt  einen 
Zuschuß  von   1500  Mk. 

Das  H  o  f  e  r  Amtsblatt  wird  ebenfalls  einer  privaten  Zeitung 
beigelegt,  und  zwar  in  einer  Auflage  von  6200  dem  »Hofer  An- 
zeiger«- ;  es  liefert  aber  nicht  wie  das  P'rankfurter  eine  Vergütung, 
sondern  erfordert  einen  jährlichen  Zuschuß  von  900  Mk.  Es 
kostet  im  Abonnement  4  Mk.  Bemerkenswert  ist  in  diesem  Fall 
die  verhältnismäßig  hohe  und  nahezu  saturierte  Publizität,  die 
aus  einer  Vergleichung  der  Stadtauflage  des  Hofer  Anzeigers  mit 
der  Einwohnerziffer  hervorgeht;  das  Blatt  wird  in  fast  80  Proz. 
der  dortigen  Haushaltungen  gelesen. 

Das  Gemeindeblatt  der  Stadt  Königsberg  i.  Pr.  ist  sehr 
jungen  Datums;  es  wurde  am  i.  April  1908  ins  Leben  gerufen, 
um  die  »bisher  erheblichen  Kosten«  der  Bekanntmachungen  der 
Stadtgemeinde  in  drei  dortigen  Tageszeitungen  zu  ermäßigen^). 
Die  Redaktion  erfolgt  auch  hier  durch  den  Direktor  des  statisti- 
schen Amts ;  der  Bezugspreis  ist  2  Mk.  jährlich  bei  Abholung, 
2,60  Mk.  bei  Zustellung.  Private  Anzeigen  werden  zwar  nicht 
aufgenommen,  wohl  aber  werden  unter  den  amtlichen  solche  von 
(nichtstädtischen)  Behörden  mit  40  Pfennig  für  die  Zeile  berech- 
net. Es  scheint,  daß  bei  der  Gründung  des  Königsberger  Blattes 
das  Breslauer  als  Muster  gedient  hat,  unter  anderem  auch  darin, 
daß  neben  den  amtlichen  Anzeigen  und  Bekanntmachungen  ein 
gewisser  Raum  für  einen  allgemeinen  Textteil  bleibt.  Kootz  will 
darin  sogar    ->eine    starke   Anspielung   zu    politischen    Zeitungen« 

i)  Vgl.  Dr.  Georg  Neuhaus,  Die  Gemeindebetriebe  der  Stadt  Königsberg  i.  Pr. 
In  den  >Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolilik«,   129.  Bd. 
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erblicken^);  die  Bemerkung  sagt  etwas  zu  viel  und  ist  mißver- 
ständlich, weist  aber  auf  einen  nicht  unwichtigen  unten  zu  be- 
handelnden Umstand  hin,  der  den  Redaktionen  der  Breslauer  und 
Königsberger  Blätter  offenbar  besser  als  manchen  ihrer  Kollegen 
bekannt  war :  daß  reine  Anzeigenblätter  nicht  gele- 
sen werden,  wenigstens  nicht  von  Leuten,  die  nicht  unmittel- 
bar etwas  darin  suchen.  Trotzdem  hat  es  das  Königsberger  Ge- 
meindeblatt bis  jetzt  nicht  über  eine  ganz  bescheidene  Auflage 
hinausgebracht:  es  begann  mit  1500  Abonnenten,  darunter  372 
zahlenden,  und  hatte  1912  deren  1900.  Die  Ausgaben  betrugen 
im  Gründungsjahr  6575  Mk.,  wovon  1002  Mk.  durch  Bezugs- 
gelder und  1745  durch  Inserate  gedeckt  wurden ;  19 12  waren  die 
Einnahmen  kleiner,  die  Ausgaben  größer  geworden:  2100  Mk. 
gegen  9900  Mk. 

Gleichfalls  textliche  Mitteilungen  bringt  das  Nürnberger 
Amtsblatt,  das  sich  außerdem  aus  seinen  Schwesterorganen  im 
engeren  Sinn  dadurch  heraushebt,  daß  es  täglich  mit  Aus- 
nahme der  Sonn-  und  Feiertage  erscheint.  Es  hat  denn  auch 
anfangs  eine  im  Vergleich  mit  den  bisher  genannten  Blättern 
ziemlich  hohe  (im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl  freilich  geringe) 
Anzahl  von  zahlenden  Abonnenten  gehabt,  die  aber  rasch  ge- 
sunken und  heute  —  wenn  die  Zahlen  von  Kootz  richtig  sind  — 
kaum  mehr  nennenswert  zu  sein  scheint.  Feig  gibt  folgende 
Ziffern  aus  drei  aufeinanderfolgenden  Jahren : 

Gesamtauflage  Abonnenten  Freiexemplare 

1902  4000  3445  447 

1903  3000  2392  456 

1904  2700  2145  471 

Bei  einem  Jahresabonnement  von  3  Mk.  (mit  Bestellgeld  4  Mk.) 
betrugen  die  Bezugsgeldereinnahmen  1903  über  8000  Mk.  Kootz 
gibt  19 13  als  Jahreseinnahme  nur  noch  600  Mk.  an.  Die  Fehl- 
beträge vermehren  sich  dementsprechend  :  1902  sind  es  3400  Mk., 
1903:  4700  Mk.,  1906:  5300  Mk.  Wenn  nach  den  Kootz?>c\\&n 
Angaben  von  191 3  keine  weitere  Steigerung  des  Defizits  festzu- 
stellen ist,  so  erklärt  sich  das  wohl  aus  einer  bedeutenden  Redu- 
zierung des  Blattes.  Kootz  spricht  von  einer  jährlichen  Ausgabe 
von  5850  Mk. ;   1903  waren  es  noch   13600  Mk. 

Von  den  Blättern  in  Oldenburg  i.  Gr.  und  Regens- 
burg ist  nicht  viel  bekannt.     Das  Oldenburger  braucht  bei  einem 

i)  A.  a.  O.  Jahrg.   1909,  S.   137. 
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jährlichen  Bezugspreis  von  2  M.  einen  Jahreszuschuß  von  630  Mk. 
Es  ist  vielleicht  noch  bescheidener  als  das  Regensburger  Wochen- 
blättchen mit  seinen  300  Lesern,  das  bei  2.20  Mk.  Abonnements- 
gebühren die  Stadt  500  Mk.  kostet.  An  ihm  ist  nur  das  Alter 
bedeutend ;  es  stammt  aus  den  Zeiten  der  Intelligenzblätter  und 
unterschied  sich  bis  zu  seiner  Veränderung  und  Umtaufe  181 1 
bez.  181 5  auch  inhaltlich  nicht  von  einem  solchen.  Weitere  zwei  hier- 
her zu  zählende  Amtsblättchen  in  den  bayrischen  Kleinstädten 
Kempten  und  Straubing  haben  wir  in  unserer  Aufzählung 
unerwähnt  gelassen. 

Wenden  wir  unsere  Betrachtung  zehn  weiteren  amtlichen 
städtischen  Anzeigeorganen  zu,  die  eine  sozusagen  vollkommenere 
Stufe  darstellen,  indem  sie  neben  den  amtlichen  Veröffentlichun- 
gen auch  private  Anzeigen  aufnehmen.  Sie  gehören, 
in  der  gleichen  Weise  wie  oben  registriert,  folgenden  großen  und 
mittleren  Städten : 


Bromberg  ^) 
Kattowitz  -) 
Königshütte  ^) 

1884 
1908 
1901 

Pv 
Pv 
Pv 

2 
2 
I 

500 
I  200 
I  600 

(60  000) 
(40  000) 
(70  000) 

München  *) 

1872 

Pv 

2 

2  000 

(600  000) 

Neisse  *) 
Oppeln  ®) 
Reutlingen  '') 

1875 
1828 
1850 

Pv 

S 

Pt 

I 

2 
4 

2  000 
6600 

(30  000) 
(30  000) 
(30  000) 

Stuttgart  8) 

1901 

Pv 

6 

60000 

(290  000) 

Ulm») 
Wiesbaden  ") 

1906 
1913 

Pt 

S 

3 
4 

25  000 

(60  000) 

(i  10  000). 

Das  Bromberger  Blatt  arbeitet  mit  einem  Zuschuß  von 
jährlich  600  Mk.  bei  einem  Bezugspreis  von  3  Mk.  und  einem 
Anzeigenpreis  von  25  Pf.  für  die  Zeile;  dieser  ist  der  am  Ort 
übliche  und  wird  nur  von  einer  dortigen  Zeitung,  dem  »amt- 
lichen« Bromberger  Kreisblatt,  unterschritten,  das  bei  ebenfalls 
wöchentlich  zweimaligem  Erscheinen  nur   15  Pf.  fordert. 


i)  Bromberger  Stadtanzeiger. 

2)  Kattowitzer  Stadtblatt. 

3)  Amtsblatt  für  den  Stadtkreis  Rönigshütte. 

4)  Münchener  Gemeindezeitung. 

5)  Neisser  Stadtblatt. 

6)  Sladtblatt  zur  Veröffentlichung  der  amilichen  Bekanntmachungen  des  Stadt- 
kreises Oppeln. 

7)  Amtsblatt  für  Reutlingen. 

8)  Amts-  und  Anzeigeblatt  der  Stadt  Stuttgart. 

9)  Amtsblatt  für  Stadt  und  Bezirk  Ulm. 
10)  Amtsblatt  der  Residenzstadt  Wiesbaden. 
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Kattowitz  legt  jährlich  1500  Mk.  zu ;  der  Bezugspreis  ist 
derselbe  wie  in  Bromberg,  der  Zeilenpreis  20  Pf.  Die  Stadtver- 
waltung hat  bei  der  Gründung  ihres  Blattes  ausdrücklich  be- 
schlossen, amtliche  Bekanntmachungen  in  anderen  Zeitungen  nicht 
mehr  zu  veröffentlichen.  Es  werden  zwar  private  Anzeigen  auf- 
genommen, aber  nur  von  Vereinen  und  Anstalten ;  gewerb- 
liche Anzeigen  sind  ausgeschlossen^).  Das  Katto- 
witzer  Blatt  nimmt  also  eine  Art  Mittelstellung  ein  zwischen  der 
Kategorie  der  reinen  Amtsblätter  und  derjenigen,  unter  die  wir 
es  hier  gerechnet  haben. 

Dasselbe  ist  der  Fall  bei  Königshütte  (und,  wie  wir 
unten  sehen  werden,  bei  Ulm).  Das  Königshütter  Amtsblatt,  bis 
1912  wöchentlich  zweimal,  seither  nur  einmal  erscheinend,  braucht 
jährlich  von  der  Stadt  i  loo  Mk.  Zulage.  Die  Inseratengebühr  ist 
20  Pf.  für  die  Zeile,  während  die  anderen  deutschen  Zeitungen 
am  Ort  25  Pf.  erheben.  Das  Abonnement  kostet  2  Mk. ;  übri- 
gens wird  das  Blatt  jedem  Hauswirt  unentgeltlich  gelie- 
fert. Der  Herausgeber  erhält  pro  Nummer  eine  Entschädigung 
von  II  Mk.,  also  bei  jährlich  52  Nummern  572  Mk.,  außerdem 
den  Ertrag  der  privaten  Anzeigen  und  des  Abonnements.  Nach 
Kootz  trifft  dies  letztere  überall  zu,  wo  der  Verlag  des  Amtsblatts 
einem  privaten  Unternehmer  übertragen  ist.  Inseraten-  und  Be- 
zugsgelderertrag ist  also  für  die  Gemeindeverwaltung  nur  von 
Bedeutung,  wenn  das  Gemeindeblatt  im  Selbstverlag  erscheint. 

Ein  für  die  Gemeinde  recht  kostspieliges  Unternehmen,  ver- 
hältnismäßig noch  mehr  als  ihre  Berliner  Kollegin,  ist  die  Zeitung 
der  bayrischen  Hauptstadt  München^),  die  seit  der  Zeit  ihres 
Bestehens  private  Inserate  unbeschränkt  aufnimmt  (heutiger  Preis  : 
12  Pf.  für  die  Zeile)  und  dem  allgemeinen  Abonnement  zugäng- 
lich ist,  seit  1886  gegen  einen  Bezugspreis  von  6  M.,  mit  Bestell- 
geld 7.72  Mk.  Ihre  Auflage  betrug  1901  :  1300  {Ehrlei'),  1904: 
1350  {Feig),  1908:  1500  [Blesse],  191 2:  2000  {Koots),  scheint  also 
immerhin,  wenn  auch  langsam,  zu  steigen.  Anfangs  hatte  die 
Münchener  Stadtverwaltung  offenbar  die  Absicht,  aus  dem  Blatt 
mit  der  Zeit  einen  kleinen  Gewinn  herauszuschlagen;  denn  die 
Verträge  vom  18.  Dezember  1872  und  27.  Januar  1880  mit  der 
Verlagsfirma  sehen  außer  einer  Gewinnbeteiligung  der  Gemeinde 

i)  Kooiz  a.  a.  O.  Jahrg.    1913,  S.  517. 

2)  Vgl.  Dr.  Ernst  Busse,  Die  Gemeindebetriebe  Münchens.  In  den  »Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik«,    129.  Band,  Leipzig   1908. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1915.     4.  38 
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bei  einer  gewissen  Einnahmenhöhe  auch  den  Fortfall  des  gemeind- 
lichen Zuschusses  von  einer  bestimmten  Abonnentenzahl  an  vor. 
Die  Auflage  blieb  aber  so  gering,  daß  die  Klauseln  bisher  nicht 
zur  Anwendung  gekommen  sind.  Bei  der  aus  diesem  Grunde 
äußerst  mangelhaften  Publikationskraft  des  Blattes  werden  die 
amtlichen  Bekanntmachungen  auch  noch  in  den  Münchener  Ta- 
geszeitungen veröffentlicht ;  der  leidige  circulus  vitiosus  hindert 
natürlich  infolgessen  wieder  das  Steigen  der  Auflage  und  damit 
das  Anwachsen  der  Inserate.  Die  Zuschüsse  der  Stadt  an  die 
Druckerei  betrugen  1901  :  3900  Mk.,  1903:  7800  Mk.,  1906: 
8100  Mk.  Daneben  hat  die  Stadt  die  Personalkosten  der  Redak- 
tion zu  tragen,  die  durch  das  Sekretariat  des  Magistrats  besorgt 
wird;  1903  betrugen  diese  7000  Mk.,  1906:  9000  Mk.  Die  Ge- 
samtunkosten beliefen  sich  also  1906  auf  über  17000  Mk.,  1912 
nach  Koots  auf  17500  Mk.  Dabei  muß  die  Stadt  die  an  die 
Amtsstellen  zu  liefernden  Exemplare  des  Blattes  (1906  und  1908 
etwa  die  Hälfte  der  Auflage)  dem  Drucker  mit  dem  vollen  Preise 
bezahlen;  im  Jahr  1906  ergaben  sich  für  760  Exemplare  4560  Mk. 
Die  gesamten  Einnahmen  aus  Anzeigen  und  Abonnements  fallen 
dem  privaten  Verleger  zu. 

Die  Blätter  von  Neisse,  Oppeln  und  Reutlingen 
unterscheiden  sich,  was  den  Umfang  der  privaten  Inserate  anbe- 
trifl't,  sehr  zu  ihrem  Vorteil  von  sämtlichen  bisher  genannten  ^). 
Das  hängt  mit  ihrer  verhältnismäßig  hohen  Auflage  zusammen, 
die  vor  allem  beim  Vergleich  mit  dem  Münchener  Gemeindeblatt 
auffällt,  und  diese  wiederum  rührt  daher,  daß  sie  unentgeltlich  an 
jeden  Hauswirt,  das  Reutlinger  Amtsblatt  sogar  gegen  monatlich  6  Pf. 
Bestellgeld  an  jede  Haushaltung  (Einzelhaushaltungen  ein- 
begriffen) abgegeben  werden.  Die  Reutlinger  Methode  als  die 
konsequenteste  bewährt  sich  am  besten,  wie  die  saturierte  Auf- 
lagenziffer zeigt.  Neisse  verpflichtet  seine  Hauswirte  bei  einer 
Geldstrafe  von  i  bis  15  Mk.,  das  Stadtblatt  auch  ihren  Mietern 
zugänglich  zu  machen.  Im  übrigen  kann  es  gegen  2  Mk.  jähr- 
lich, das  von  Oppeln  gegen  2.40  Mk.  abonniert  werden.  Die 
Anzeigenpreise  sind  für  die  Zeile  in  Neisse  10  Pf.,  in  Oppeln 
12  Pf.,  in  Reutlingen  ebenfalls   12  Pf.  und  für  Anzeigen  aus  dem 


i)  Das  Stadtblatt  von  Oppeln  hat  gegenwärtig  (Sommer  1915)  bei  wöchent- 
lich 10  Quartseiten  Gesamtumfang  6  Seiten  Privatinserate,  dazu  noch  Beilagen; 
das  Reutlinger  Blatt  bei  wöchentlich  28  Quartseiten  Umfang  20  Seiten  private 
Inserate,  deren  finanzieller  Ertrag  auf  500  Mk.  geschätzt  werden  darf. 
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Verlagsort  nur  6  Pf.  —  in  allen  drei  Fällen  die  niedrigsten 
am  Orte  vorhandenen  Sätze.  Ueber  das  finanzielle  Resultat  des 
Neisser  Blattes  ist  uns  leider  nichts  bekannt ;  jedenfalls  braucht 
es  keinen  Zuschuß.  Das  Stadtblatt  von  Oppeln  wirft  jährlich 
2000  Mk.  Ueberschuß  ab,  das  Reutlinger  bringt  bisher  einen  jähr- 
lichen Pachtertrag  von   1600  Mk. 

Das  Stuttgarter  Amtsblatt  wurde  von  der  Stadtverwal- 
tung seinerzeit  begründet  in  der  Absicht,  »genauere  Berichte  über 
die  Verhandlungen  der  bürgerlichen  Kollegien  zu  erhalten«  ^).  Es 
wurde  ein  Vertrag  mit  einem  privaten  Verleger  geschlossen,  der 
das  Blatt  unentgeltlich  zu  drucken  und  unentgeltlich  an  einer 
größeren  Anzahl  von  Verteilungsstellen  ans  Publikum  abzugeben 
hatte.  Dafür  sollte  ihm  der  Gewinn  aus  den  privaten  Inseraten 
zufallen,  die  neben  den  amtlichen  Berichten  und  Veröffentlichun- 
gen Aufnahme  finden  sollten.  Der  Erfolg  war,  daß  binnen  Jahres- 
frist eine  Auflage  von  40  000  Exemplaren  erreicht  war  und  Miin- 
zinger  in  seiner  damals  erschienenen  Schrift  die  Erwartung  aus- 
sprechen konnte,  »daß  der  Stadt  durch  die  Benutzung  des  städti- 
schen Amts-  und  Anzeigeblattes  von  selten  der  privaten  Inseren- 
ten statt  hoher  Ausgaben^)  gute  finanzielle  Einnahmen  erstehen 
werden«  ^).  Da  trat  der  Verlag  der  verbreitetsten  Stuttgarter 
Tageszeitung,  des  »Neuen  Tagblatts«  auf  den  Plan  und  kaufte 
das  Amtsblatt  dem  bisherigen  Verleger  um  eine  bedeutende 
Summe  ab,  wozu  der  Gemeinderat  »trotz  heftigen  Widerspruchs 
einer  bedeutenden  Minderheit«*)  seine  Zustimmung  erteilte.  Es 
wurde  ein  neuer  Vertrag  mit  dem  Verlag  des  »Neuen  Tagblatts« 
geschlossen;  das  Stuttgarter  Amtsblatt  erscheint  von  da  ab  als 
dessen  tägliche  Beilage  in  einer  Auflage  von  60000  Exemplaren 
(1912).  Es  kann  auch  unentgeltlich  an  verschiedenen  Nieder- 
lagestellen oder  gegen  jährlich  80  Pf.  auf  der  Post  von  Stuttgarter 
Einwohnern  abgeholt  werden;  durch  die  Post  ins  Haus  geliefert 
kostet  es  jährlich  2  Mk.  Die  Redaktion  liegt  in  den  Händen  der 
Stadtverwaltung ;  es  erscheinen  amtliche  Bekanntmachungen  und 
Anzeigen,  auch  textliche,  besonders  statistische,  Mitteilungen,  aber 


i)  Vgl.  Lindemann,    Arbeiterpolitik    und    Wirtschaftspflege    in    der  deutschen 
Siädteverwaltung,  Bd.  II,   S.  358  if.     Stuttgart    1904. 

2)  Nach    Munzinger    14—16000  Mk.,  nach  Feig   a.  a.  O.    14000  Mk.,  nach 
Ehrler   12000 — 15000  Mk. 

3)  A.  a.  O.,  S,  61.     Natürlich  nur  bei  Selbstverlag. 

4)  Ehrler  a.  a.  O.,   S.  349. 
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nur  noch  eine  beschränkte  Anzahl  von  Privatinse- 
raten, für  die  ein  Zeilenpreis  von  22  Pf.  erhoben  wird.  Der 
sehr  umfangreiche  Wohnungsanzeiger  des  städtischen  Wohnungs- 
amts ist  seit  1909  vom  Amtsblatt  abgetrennt  und  erscheint  wö- 
chentlich nur  noch  zweimal  in  8000  Exemplaren.  Andererseits 
erhält  die  Stadt  seit  i.  Januar  1908  »bis  zu  50  Proz.  des  Rein- 
gewinns« [Ehrlej').  Die  erforderliche  Anzahl  von  Exemplaren 
werden  der  Stadtverwaltung  unentgeltlich  geliefert.  Die  Ausgaben 
für  Redaktion  betrugen  im  Jahre  1903  nach  der  Aufstellung  von 
Feig  2000  Mk. 

Das  U  1  m  e  r  Amtsblatt  kann  für  sich  allein  gar  nicht  be- 
zogen worden,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  einer  der  drei 
Zeitungen  (Ulmer  Tagblatt,  Ulmer  Zeitung,  Schwäbischer  Volks- 
bote), denen  es  beigelegt  wird.  Der  Insertionspreis  beträgt  12  Pf. 
pro  Zeile  für  lokale  Anzeigen  (wobei  gewerbliche  Inserate  aus- 
geschlossen sind);  amtliche  Anzeigen  erscheinen  nur  im  Amts- 
blatt. Das  Ulmer  Tagblatt  zahlt  der  Stadt  eine  Pachtsumme,  von 
der  auf  das  Jahr  600  Mk.  entfallen,  und  entschädigt  seinerseits 
die  anderen  Blätter  für  das  Beilegen.  Nach  Kootz  ^)  ist  aber  eine 
Verlängerung  des  bis  1916  laufenden  Vertrags  in  dieser  Form 
nicht  wahrscheinlich. 

Ueber  das  erst  1913  ins  Leben  getretene  Wiesbadener 
Amtsblatt  ist  näheres  nicht  bekannt;  der  jährliche  Bezugspreis  ist 
4  Mk.,  der  Inseratenpreis  10  Pf.  für  die  Zeile,  für  auswärtige  Auf- 
geber 25  Pf.  Unerwähnt  blieben  die  Amtsblätter  der  schlesischen 
Kleinstädte  bez.  Dörfer  Bogutschütz-Zawodzie,  Canth,  Franken- 
stein, Habelschwerdt,  Mittelwalde,  Neurode,  Prausnitz,  Silberberg, 
Wartha  und  Zalenze  und  des  westpreußischen  Städtchens  Tolke- 
mit.  Sechs  von  ihnen,  nämlich  Frankenstein,  Habelschwerdt, 
Mittelwalde,  Neurode,  Silberberg  und  Wartha-)  werden  ebenfalls 
unentgeltlich  an  die  Hauswirte  bez.  Haushaltungen  abgegeben 
und  erreichen  deshalb  namhafte  Auflagen,  die  größte  Publizität 
garantieren  und  trotz  der  Bescheidenheit  der  Organe  private  In- 
serate anlocken :  Das  Frankensteiner  Stadtblatt  z.  B.  hat  unter 
9000  Einwohnern  2800  Leser,  das  Neurodener  unter  8000  Ein- 
wohnern deren  2000.  So  braucht  denn  auch  bei  dem  letzteren  die 
Stadt  nur  20  Mk.  jährhch  zuzusetzen  ;  die  Gemeinde  Mittelwalde 


1)  A.  a.  O.  Jahrg.   1913,  S.   513. 

2)  Die    Stadtblätter    von    Silberberg    und    Wartha    sind    anscheinend    »Kopf- 
blätterc   als  Ableger  des  Frankensteiner  Sladtblatts. 
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erzielt  sogar   einen  Ueberschuß    von    50    Mk.    bei    nur    300 
Abonnenten. 

Ein  dritte  und  ohne  Zweifel  die  interessanteste  Kategorie  von 
Anzeigeblättern  in  städtischem  Besitz  sind  diejenigen,  die  neben 
amtlichen  und  privaten  Anzeigen  auch  noch  einen  mehr  oder 
weniger  ausgebauten  Nachrichtenteil  ihr  eigen  nennen  und 
so  den  Charakter  politischer  Zeitungen  (im  weiteren 
Sinn)  tragen.  Es  gibt  deren  außer  einigen  unten  kurz  anzufüh- 
renden sehr  kleinen  Blättern  zurzeit  in  Deutschland  folgende  vier : 


Dresden  ') 

1730 

S 

7 

37500 

(550000) 

Elberfeld  2) 

1825 

s 

6 

8  400 

(170000) 

Freiburg  i.  Br.^) 

1831 

Pt 

6 

5  800 

(80  000) 

Zittau  *) 

1800 

s 

6 

5800 

(40  000). 

Vom  Dresdner  Anzeiger,  dem  »großartigsten  Unterneh- 
men auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Zeitungswesens«  ^),  schreibt 
Kootz,  daß  er  »keine  eigentliche  Gemeindezeitung«  sei^).  Diese 
Bemerkung  ist  an  sich  mißverständlich  und  trifft  jedenfalls  inso- 
fern nicht  zu,  als  der  Dresdner  Anzeiger  Amtsblatt  der  städti- 
schen Behörden  zu  Dresden  ist  und  sämtliche  städtischen  Bekannt- 
machungen, Mitteilungen  und  Ausschreibungen  in  ihm  erfolgen 
und  nur  ganz  ausnahmsweise  anderen  Zeitungen  zugehen.  Anderer- 
seits hat  Koots  in  dem  Sinne  recht,  als  der  Dresdner  Anzeiger 
weit  über  den  Rahmen  eines  lokalen  Blattes  hinausreicht  und 
eines  der  vornehmsten  und  best  redigierten  deutschen  Provinz- 
blätter ist.  Er  ist  auch  nicht  —  was  Kootz  ebenfalls  im  Auge 
gehabt  haben  mag  —  eine  ursprüngliche  Unternehmung  der  Stadt 
Dresden,  sondern  ist  aus  einem  alten  Intelligenzblatt  herausge- 
wachsen. Schon  die  Jahreszahl  seiner  Gründung  läßt  darauf 
schließen,  und  heute  noch  wird  man  in  jeder  Nummer  daran  er- 
innert, wenn  man  liest:  »Verlag  des  K.  S.  Adreß-Comptoirs  in 
Dresden«.  Es  ist  das  am  i.  September  1730  in  Dresden  eröff- 
nete Hilschersche  Unternehmen,  das  nach  Munzinger')  notwen- 
dig wurde,  weil  infolge  des  bis  1830  bestehenden  Privilegs  der 
»Leipziger  Zeitung«  auf  politische  Nachrichten  bis  dahin  in  Sach- 


1)  Dresdner    Anzeiger. 

2)  Täglicher  Anzeiger  für  Berg  und  Mark. 

3)  Freiburger  Tagblatt. 

4)  Zittauer  Nachrichten  und  Anzeiger. 

5)  Ehrler  a.  a.  O.,  S.  347. 

6)  Kootz  a.  a.  O.  Jahrg.   1909,  S.   136. 

7)  A.  a.  O.,  S.  33- 
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sen  kein  zeitgemäßes  Publikationsorgan  hatte  aufkommen  können. 
Das  Hilschersche  Intelligenzblatt  nimmt  in  der  Geschichte  des 
Intelligenzwesens  eine  besondere  Stelle  ein,  weil  es  sich  von  An- 
fang an  über  die  ihm  inhaltlich  gezogenen  Schranken  ziemlich 
unbekümmert  hinwegsetzte  —  ein  Zeichen  für  den  praktischen 
Blick  seiner  Leitung  — ,  indem  es  allerhand  textliche  Nachrichten 
brachte,  die  ihm  vorher  im  kurfürstlichen  Zulassungsreskript  aus- 
drücklich untersagt  worden  waren.  Seit  1749  erschienen  im  Dres- 
dner Anzeiger  gelehrte  Abhandlungen,  womit  der  »spezifische 
Charakter  des  reinen  Annoncenblatts«  aufgegeben  war  ^),  seit  18 14 
trotz  des  erwähnten  Privilegs  der  Leipziger  Zeitung  politische 
Nachrichten.  Seit  1830  vollzog  sich  immer  mehr  seine  Umwand- 
lung in  ein  »politisches«  Blatt  —  wie  bei  zahlreichen  anderen 
Intelligenzblättern.  1856  vermachte  der  damalige  Besitzer  Güntz 
die  Zeitung  samt  der  zugehörigen  Druckerei  in  Form  einer  Stif- 
tung der  Stadt  Dresden.  Da  diese  Stiftung  der  Stadt  Dresden 
gehört  und  von  ihr  verwaltet  wird,  so  wird  der  Dresdner  Anzeiger 
tatsächlich  auf  Rechnung  der  Stadtgemeinde  betrieben  und  kann 
mit  Fug  und  Recht  als  Gemeindezeitung  bezeichnet  werden. 

Seit  der  Dresdner  Anzeiger  von  der  Gemeinde  betrieben 
wird,  hat  er  einen  mächtigen  Aufschwung  erlebt-).  Schon 
ScJimölder  zieht  1879  seine  Reinerträge  zum  Vergleich  heran,  um 
zu  zeigen,  welche  Einnahmen  dem  preußischen  Staat  infolge  der 
Aufgabe  des  Inseratenmonopols  entgangen  seien  ^) ;  er  berichtet 
als  solche  aus  dem  ersten  Jahr  der  städtischen  Regie  18654  Taler, 
aus  den  Jahren  1857 — 1861  durchschnittlich  30000  Taler,  1872: 
40  749  Taler.  Einige  Daten  aus  neuerer  Zeit  geben  folgendes 
Bild  : 


Auflage 

Reingewinn 

1896 

16  890 

240  583  Mk. 

I90I 

26000 

321  336    » 

1903 

27  400 

237  697    » 

1906 

31450 

126600    » 

I9I2 

37  500 

179657    » 

Der  Rückgang  des  Reingewinns  von  1901  an,  der  1906  be- 
sonders auffallend  in  Erscheinung  tritt,  um  sich  dann  offenbar 
wieder  etwas  auszugleichen,  beruht  nach  einer  dem  Verfasser 
dieser  Zeilen  gewordenen  Auskunft  nur  auf  einer  Zahlengruppie- 

1)  Munzinger  a.  a.  O.,  S.  46. 

2)  Ehrler  a.  a.  O. 

3)  R.  Schmölder,  Das  Inseratenwesen  ein  Staatsinstitut.    Leipzig  und  Köln  1879. 
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aus 

Gesamt- 

davon 

Abonnement 

Inseraten 

ausgabe 

für  Druck 

300276 

863732 

956673 

626375 
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rung,  aber  wohl  auch  auf  einer  stärkeren  Belastung  des  Aus- 
gabenkontos durch  gesteigerte  Materialkosten  und  Löhne.  Der 
Reingewinn  von  1903  entsteht  nach  den  Angaben  von  Feig'^)  aus 
folgenden  Posten  : 

Gesamteinnahme 

Mk.   I  194  370 

Die  Auflage  ist  1914  auf  44500  gestiegen-);  der  Bezugspreis  ist 
jährlich  12  Mk.,  durch  die  Post  14.40  Mk.  Die  Anzeigengebühr 
beträgt  30  Pf.  für  die  Zeile. 

Auch  der  Elberfelder  »tägliche  Anzeiger  für  Berg  und 
Mark«  ist  eine  »politische«  Tageszeitung.  Daß  die  Herausgabe 
einer  solchen  durch  eine  öffentliche  Körperschaft  keineswegs  für 
anstößig  gehalten  wird,  geht  daraus  hervor,  daß  das  Elberfelder 
Blatt  in  seinem  Kopfe  die  Vermerke  enthält:  »Erscheint  im 
Verlage  der  Stadt«,  »Schriftleitung  im  Rathause«,  »Geschäftsstelle 
im  Rathause«.  Die  Auflage  wird  191 3  von  Kootz  mit  8400  an- 
gegeben ;  der  Bezugspreis  ist  jährlich  6  Mk.,  durch  die  Post 
6.80  Mk.,  der  Inseratenpreis  20  Pf.  für  die  Zeile.  Reingewinn- 
zahlen lassen  sich  folgende  ermitteln  : 


1896 

76856  Mk. 

1900 

43  940      » 

1903 

54  308     » 

1906 

47  000      » 

1912 

45  000      » 

Der  Rückgang  der  Ueberschüsse  ist  nach  Ehrler^)  auf  die  Herab- 
setzung des  Abonnementspreises  von  9  Mk.  auf  6  Mk.  seit  i.  Ja- 
nuar 1897  ^^^d  außerdem  auf  die  textliche  Erweiterung  und  Ver- 
vollkommnung des  Blattes  zurückzuführen.  Der  tägliche  Anzeiger 
für  Berg  und  Mark  hat  sich  nämlich  gegen  eine  ziemlich  scharfe 
örtliche  Konkurrenz,  vor  allem  eines  dortigen  großen  »General- 
anzeigers«, zu  behaupten,  sieht  sich  dadurch  auch  im  Inseraten- 
teil zu  einer  umfassenden  Rabattgewährung  und  zu  Spezialtarifen 
nach  dem  Beispiel  derartiger  Blätter  gezwungen. 

Es  mag  von  Interesse  sein,    auch  hier   die    einzelnen    Posten 
der  Bilanz  von  1903  nach  Feigs  Zusammenstellung  zu   betrachten: 


Gesamt- 

davon aus                aus 

Gesamt- 

davon für 

für 

einnahme 

Abonnement        Inseraten 

ausgabe 

Redaktion 

Druck 

Mk.   193550 

46750               146800 

139242 

38292 

100  95c 

i)  A.  a. 

0. 

2)  Nach 

dem  Mosseschen  Zeitungsverzeichnis. 

3)  A.  a. 

0.,  S.  348. 

Cyß  Dr.  Erich  Schairer: 

Die  jährliche  Ersparnis  an  Ausgaben  für  Bekanntmachungen  in 
fremden  Zeitungen  und  für  den  Druck  der  stenographischen  Be- 
richte gibt  die  Stadt  auf  rund   1 2  ooo  Mk.  an. 

Das  Freiburger  Tagblatt  hat  eine  bewegte  und  an 
Konkurrenzschwierigkeiten  reiche  Vergangenheit  hinter  sich.  Es 
erschien  lange  Zeit  bald  im  Selbstverlag  der  Gemeinde,  bald  im 
privaten  Verlag  eines  ansässigen  Buchdruckers;  seit  1880  hat  es 
die  Betriebsform  der  Verpachtung  im  Submissionswege  gewählt, 
allerdings  mit  dem  Vorbehalt,  daß  der  politische  Teil  von  einem 
städtischen  Beamten  redigiert  wird  und  der  Kunstreferent  eben- 
falls zwar  vom  Verleger  bezahlt,  aber  vom  Stadtrat  ernannt  wird. 
Es  ist  eine  Ironie  seiner  Geschichte,  daß  seine  Hauptkonkurrenz, 
die  »Freiburger  Zeitung«,  seinerzeit  (183 1  — 1865)  ebenfalls  im 
Besitze  der  Stadt  gewesen  ist.  Sie  wurde  von  ihr  bis  185 1  im 
Selbstverlag  herausgegeben,  dann  verpachtet,  und  am  24.  No- 
vember 1865  an  eine  private  Firma  verkauft.  Es  ist  dunkel, 
warum  die  Stadt  Freiburg  damals  —  1831  —  neben  der  ihr  ge- 
hörigen Freiburger  Zeitung  noch  ein  besonderes  Organ  für  die 
amtlichen  Bekanntmachungen,  das  heutige  Freiburger  Tagblatt, 
zu  gründen  für  nötig  erachtete  und  warum  sie  nicht  wenigstens 
später  die  beiden  Blätter  verschmolzen  hat,  statt  sich  freiwillig 
unter  den  Druck  eines  Konkurrenzverhältnisses  zu  begeben.  An- 
scheinend ist  der  Gedanke,  das  amtliche  Verkündigungsblatt  durch 
Anfügung  eines  textlichen  —  politischen  und  feuilletonistischen  — 
Teils  mit  den  übrigen  Freiburger  Blättern  konkurrenzfähig  zu 
machen,  erst  nach  jenem  verhängnisvollen  Verkauf  aufgetreten. 
Daß  er  für  die  örtlichen  und  zeitlichen  Verhältnisse  ungewöhn- 
lich war,  zeigt  die  Beschwerde  der  Freiburger  Verleger  im  De- 
zember 1879  über  die  »sie  erdrückende  Konkurrenz  des  städti- 
schen Verkündigungsblattes«  ^),  das  seinerzeit  nur  zum  Zweck 
der  Veröffentlichung  behördlicher  Bekanntmachungen  und  priva- 
ter Anzeigen  gegründet  worden,  nun  aber  durch  seine  regel- 
mäßige politische  Berichterstattung  und  den  unterhaltenden  Teil 
mit  ihren  Unternehmungen  in  Wettbewerb  getreten  sei.  Die  Be- 
schwerdeführer verlangten  damals,  »daß  das  Tagblatt  sich  auf  die 
amtlichen  Bekanntmachungen  und  Inserate  der  Geschäftsleute  und 
Privaten  beschränke,  politische  und  allgemeine  Nachrichten  da- 
gegen wie  überhaupt  alle  unterhaltende  Lektüre 
von  der  Aufnahme  ausgeschlossen    sein    sollen«.     Dabei    ist    der 

l)  Vgl.  E/ir/er  a.  a.  O. 
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Text  im  Freiburger  Tagblatt  wirklich  nur  ein  Anhängsel  und  er- 
scheint deshalb  auch  äußerlich  an  letzter  Stelle,  hinter  den 
amtlichen  und  privaten  Anzeigen,  wie  es  denn  auch  im  Vertrag 
mit  dem  Verleger  heißt:  »Am  Schluß  des  Inseraten- 
teils sind  die  wichtigsten  telegraphischen  Nachrichten,  so- 
wie die  Berichte  über  die  bedeutenderen  politischen  und  sonsti- 
gen Tagesereignisse  inkurzenAuszügen zu 

bringen.« 

Wenn  die  Angabe  von  Koots  über  die  Auflage  des  Freiburger 
Tagblatts,  die  wir  oben  abgedruckt  haben  (5800)^),  richtig  ist, 
dann  wäre  ein  Rückgang  zu  verzeichnen,  denn  Kootz  selber  gibt 
in  seiner  früheren  Tabelle  ^)  die  Zahl  7000,  Ehrler  ^)  für  das  Jahr 
1907  sogar  7500  und  zwar  als  Höhepunkt  einer  ständig  ansteigen- 
den Kurve  an.  Der  Bezugspreis  ist  6  Mk.,  durch  die  Post  be- 
zogen mit  Bestellgeld  7.68  Mk. ;  die  Inseratengebühr  25  Pf.,  bei 
Ortsanzeigen  10  Pf.  pro  Zeile.  Die  Verpachtung  geschieht  in 
sechsjährigen  Perioden  an  den  meistbietenden  Druckereibesitzer ; 
der  Reinertrag  (nach  Abzug  der  Redaktionskosten  von  der  Pacht- 
summe) betrug  jährlich  : 


1880 

9  450  Mk. 

1886 

21  200    !> 

1892 

27  000  » 

1898 

30  000  » 

904 — I9I0 

35  000  " 

Die  Zittauer  Gemeindezeitung  »Zittauer  Nachrichten 
und  Anzeiger«  gehört  der  Stadt  wie  der  Dresdner  Anzeiger 
als  Eigentum  einer  Stiftung  des  dortigen  Steuersekretärs  Groh- 
mann  seit  dem  Jahr  1863.  Es  ist  eine  voll  ausgebaute  politische 
Tageszeitung  nach  dem  Muster  eines  größeren  Lokalblatts.  Der 
Ueberschuß  betrug  191 2:  16000  Mk.  (175000  Mk.  Einnahmen, 
1 59  000  Mk.  Ausgaben)  bei  einem  Bezugspreis  von  7.68  Mk.  (durch 
die  Post  bestellt)  und  einem  Zeilenpreis  von  1 5  Pf.  für  lokale 
Anzeigen  und   18  Pf.  für  solche  von  auswärts. 

Gemeindezeitungen  »politischen«  Charakters  haben  noch  5 
schlesische  Orte,  die  merkwürdigerweise  alle  im  Regierungsbezirk 
Oppeln  liegen  und  von  denen  nur  zwei  (Krappitz  und  Ziegen- 
hals) Städte  sind :  Chorzow,  Deutsch-Piekar,  Domb,  Krappitz, 
Ziegenhals;  endUch  das  bayrische  Städtchen  Schwarzenbach  a.  d.  S. 

i)  A.  a.  O.,  Jahrg.  1913,  S.  515. 

2)  A.  a.  O.,  Jahrg.  1909,  S.  138. 

3)  A.  a.  O.,  S.  355- 
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Das  letztere  hat  191 2  bei  5000  Einwohnern  immerhin  eine  — 
saturierte  —  Auflage  von  looo  für  seine  Zeitung  gehabt;  sie  ist 
die  einzige  am  Platze  und  unterscheidet  sich  in  ihrer  äußeren  Er- 
scheinung in  nichts  von  einem  privaten  Lokalblatt.  Auch  Ziegen- 
hals mit  10  000  Einwohnern  weist  ziemlich  viele  Leser  (1450)  auf. 
Die  übrigen  Orte  haben  nur  ein  paar  hundert  Abnehmer.  Das 
Krappitzer  Stadtblatt,  das  uns  vorliegt,  ist  ein  vierseitiges  Kopf- 
blättchen,  bei  dem  die  beiden  inneren  Seiten  fertig  bezogen  wer- 
den. Einen  ganz  hübschen  Eindruck  macht  das  kleine  »Ge- 
meindeblatt für  Chorzow«,  das  freilich  fast  keine  privaten  Inserate 
aufweist;  es  kostet  jährlich  2.40  Mk.  Die  Gemeindeverwaltung 
spricht  laut  einer  wiederholt  veröffentlichten  Verfügung  die  Er- 
wartung aus,  daß  es  von  der  Mehrzahl  der  Einwohner  gehalten 
werde,  da  Nichtkenntnis  der  darin  veröffentlichten  Verfügungen 
nicht  vor  Strafe  schütze.  Die  Hausbesitzer  werden  deshalb  er- 
sucht, der  ärmeren  Bevölkerung  Einsicht  in  das  Gemeindeblatt  zu 
geben. 

3.  Richtlinien   für    die  Gründung    städtischer    Inseratenblätter. 

Zwei  Gesichtspunkte,  haben  wir  gesehen,  sind  bei  der  Be- 
treibung städtischer  Anzeigeblätter  von  Belang  und  häufig  auch 
bei  ihrer  Einrichtung  einzeln  oder  zusammen  als  treibende  Mo- 
tive wirksam  gewesen :  möglichst  große  Publizität  der  amtlichen 
Bekanntmachungen  und  Ausschreibungen  bei  möglichst  geringer 
Belastung  des  städtischen  Etats.  Sehen  wir  zu,  wie  diese  For- 
derungen von  den  einzelnen  bestehenden  Amtsblättern  erfüllt 
werden. 

Zunächst  die  Pub  1  i  z  i  t  ä  t.  Wir  halten  eine  vollkommene 
Publizität  für  gegeben  und  demgemäß  die  Auflage  eines  amtlichen 
Verkündigungsblattes  für  »saturiert«,  wenn  diese  gleich  einem 
Fünftel  der  örtlichen  Einwohnerziffer  ist,  d.  h.  dasselbe  in  so 
ziemlich  allen  vorhandenen  Haushaltungen  gelesen  wird.  Ein 
solcher  Zustand  trifft  annähernd  zu  auf  die  Blätter  folgender 
Orte :  Reutlingen,  Stuttgart,  Ulm,  Frankenstein,  Neurode,  Schwar- 
zenbach  i.  B.,  allenfalls  noch  Hof  und  Zittau  i.  S.  Darunter  wer- 
den die  Amtsblätter  von  Stuttgart  und  Hof  einer  einzigen  priva- 
ten Zeitung  gratis  beigelegt,  die  durch  ihre  Auflage  für  größte 
Publizität  garantiert;  das  Ulmer  städtische  Organ  sogar  drei  ört- 
lichen Zeitungen,  wodurch  die  erforderliche  Höhe  der  Verbreitung 
weit  überschritten  wird.     Zittau  i.  S.  hat  nur   ein    einziges    ernst- 
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haftes  Konkurrenzblatt  am  Ort,  das  allerdings  eine  weit  größere 
Auflage  hat ;  Schwarzenbach  i.  B.  besitzt  in  seinem  Amtsblatt 
gleichzeitig  das  einzige  existierende  lokale  Blatt.  Die  Gemeinde- 
zeitungen von  Reutlingen,  Frankenstein  und  Neurode  werden  un- 
entgeltlich an  sämtliche  Haushaltungen  abgege- 
ben. Eine  relativ  hohe,  wenn  auch  die  nötige  Publizität  bei  wei- 
tem noch  nicht  gewährleistende  Auflage  haben  ferner  diejenigen 
Blätter,  die  wenigstens  an  die  Hauswirte  unentgeltlich  ge- 
liefert werden :  Augsburg,  Neisse,  Oppeln,  auch  Königshütte. 
Etwa  auf  derselben  Stufe,  eher  noch  etwas  höher,  stehen  im  all- 
gemeinen die  im  vorigen  Kapitel  zuletzt  beschriebenen  Gemeinde- 
zeitungen »politischen«  Charakters.  Bei  allen  übrigen,  vor  allem 
bei  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  oben  in  erster  Reihe  auf- 
gezählten reinen  Amtsblätter,  ist  die  Auflage  gering  bis  mini- 
mal, so  daß  von  einer  »Publizität«  überhaupt  nicht  geredet  wer- 
den kann.  Nur  ein  einziges,  das  Hofer,  macht  hiervon  eine 
Ausnahme. 

Aus  diesen  Beispielen  geht  nur  hervor,  was  auch  sonst  im 
Zeitungswesen  gilt,  nämlich  daß  auf  den  Grad  der  Verbreitung 
einer  Zeitung  zwei  Umstände  von  einander  unabhängig  einwirken, 
so  daß  sie  ihr  Resultat  gegenseitig  verstärken,  aber  auch  redu- 
zieren oder  aufheben  können :  die  Höhe  der  Bezugskosten  und 
die  Anziehungskraft  des  Inhalts.  Je  billiger  o  d  e  r  je  interessan- 
ter, je  billiger  u  n  d  interessanter  ein  Blatt  ist,  desto  mehr  wird 
es  gelesen  werden ;  je  teurer  oder  je  langweiliger,  je  teurer 
und  langweiliger,  desto  kleiner  wird  seine  Auflage  werden  bez. 
bleiben.  Darum  erreichen,  um  zu  unserem  konkreten  Fall  zu- 
rückzukehren, die  Blätter  mit  textlichem  Inhalt,  wenn  auch  mehr 
oder  weniger  hohem  Bezugspreis  (dritte  Reihe)  und  die  wenig- 
stens an  die  Hauswirte  gratis  abgegebenen,  wenn  auch  des  text- 
lichen Teils  entbehrenden  Gemeindezeitungen  eine  gewisse  mitt- 
lere Auflage.  Soweit  die  letzteren  nur  gegen  Zahlung  eines 
Abonnementsgeldes  erhältlich  sind ,  bleiben  sie  kümmerliche 
Rudimente ;  volle  Publizität  wird  nur  erreicht  bei  unent- 
geltlicher bez.  so  gut  wie  unentgeltlicher  Zustellung  an  sämtliche 
Haushaltungen,  oder  auch  bei  Mangel  jeder  örtlichen 
Konkurrenz  neben  Billigkeit  und  genügendem  Inhalt  (Schwarzen- 
bach i.  B.).  Wird  das  Blatt  einer  privaten  Zeitung  als  Anhängsel 
beigefügt,  so  kann  eine  sehr  hohe  Publizität  vorhanden  sein 
(Hof,  Stuttgart);    sie  kann  aber    auch  durchaus  ungenügend  sein 
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(Frankfurt  a.  M.),  wogegen  sich  Ulm   zu  wahren  sucht,  indem  es 
sein  Amtsblatt  gleich  drei  Zeitungen  beilegt. 

Es  ist  nunmehr  eigentlich  selbstverständlich,  daß  die  reinen 
Amtsblätter  auch  unter  dem' zweiten  Gesichtspunkt,  dem  finan- 
ziellen, am  allerschlechtesten  abschneiden,  vor  allem  wo  sie 
in  städtischer  Selbstverwaltung  erscheinen,  die  Stadt  also  das 
ganze  Risiko  trägt.  Bei  der  äußerst  geringen  Anzahl  zahlender 
Abonnenten,  die  sie  aufweisen,  ist  diese  ihre  einzige  Einnahme- 
quelle außerordentlich  mager.  So  erklärt  Kootz  schon  1909  für 
kleinere  und  mittlere  Gemeinden,  daß  sie  ohne  die  Herausgabe 
eigener  Zeitungen  billiger  fahren^)  und  bestätigt  diese  Auffassung 
191 3  für  die  großen  Städte^).  Von  solchen  zahlt  z.  B.  Karls- 
ruhe für  seine  Anzeigen  an  sechs  Tageszeitungen  jährlich  zusam- 
men 6000  Mk.,  Mainz  an  fünf  Zeitungen  3300  Mk.  Die  Städte 
mit  eigenen  Organen  haben  durchschnittlich  weit  größere  Kosten 
zu  tragen,  ja  sie  müssen  sogar  wegen  der  mangelnden  Publizität 
derselben  in  verschiedenen  Fällen  noch  besonders  in  privaten 
Blättern  inserieren.  Bei  den  Amtsblättern,  die  ihre  Spalten  pri- 
vaten Anzeigen  öffnen,  liegt  der  Fall  ähnlich,  solange  ihre  Auf- 
lage gering  bleibt  (München !) ;  er  ändert  sich  aber,  sobald  diese 
infolge  mehr  oder  weniger  ausgedehnter  Gratislieferung  oder  in- 
folge der  anziehenden  Wirkung  eines  textlichen  Teils  eine  ver- 
hältnismäßige Höhe  erreicht.  Denn  dann  stellen  sich  auto- 
matisch die  Inserate  ein  und  nehmen  im  selben 
Verhältnis  zu  wie  die  Auflage.  Es  ist  lehrreich,  hier- 
zu die  drei  Beispiele  Neisse,  Oppeln  und  Reutlingen  zu  verglei- 
chen. Bei  gleicher  Einwohnerzahl  der  Orte  zeigen  die  Blätter 
verschiedene  Auflageziffern  und  verschiedenen  Inseratenreichtum. 
Am  schönsten  entfaltet  hat  sich  das  Reutlinger  Amtsblatt,  das, 
wie  wir  oben  schon  bemerkten,  bei  einem  wöchentlichen  Umfang 
von  28  Quartseiten  20  Seiten  (71,4  Proz.)  private  Inserate  auf- 
weist, während  das  von  Oppeln  auf  wöchentlich  10  Ouartseiten 
Gesamtumfang  6  Seiten  (60  Proz.)  Privatinserate  hat.  Der  Unter- 
schied ist  zurückzuführen:  i.  auf  die  Auflage  (das  Reutlinger 
Amtsblatt  geht  gratis  an  jede  Haushaltung,  das  von  Oppeln  nur 
an  die  Hauswirte !),  2,  auf  die  Erscheinungsweise  (Reutlingen 
4mal  wöchentlich,  Oppeln  nur  2 mal).  Die  Erscheinungsweise  ist 
nämlich  neben    den   schon    genannten    ein    weiterer  Faktor,    der 

i)  A.  a.  O.,  S.  134. 
2)  A.  a.  O.,  S.  517. 
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Auflage  und  (mittelbar,  aber  auch  unmittelbar)  Inseratenreichtum 
eines  Blattes  beeinflußt.  Bei  gleichem  Bezugspreis  bez.  Inseraten- 
preis und  gleicher  inhaltlicher  Anziehungskraft  wird  der  heutige 
Leser  und  ebenso  der  Inserent  die  öfter  erscheinende  Zeitung 
bevorzugen ;  für  sich  allein  genügt  freilich  häufiges  Erscheinen 
noch  nicht,  um  Leser  zu  gewinnen,  wie  das  an  der  Auflage  des 
Nürnberger  Amtsblatts  ersehen  werden  mag. 

Je  mehr  private  Inserate  einem  Amtsblatt 
zuströmen,  desto  mehr  vermindert  sich  die  Be- 
lastung, die  es  für  die  Gemeindekasse  bedeutet, 
und  verwandelt  sich  in  ihr  Gegenteil.  Leider  wei- 
sen in  unseren  Zusammenstellungen  nur  einige  »politische«  Zei- 
tungen und  das  Amtsblatt  von  Oppeln  deutliche  Ziffern  auf,  aus 
denen  sich  der  Gewinn  aus  städtischen  Inseratenblättern  er- 
sehen läßt.  Bei  den  anderen,  die  nicht  von  der  Gemeindever- 
waltung selbst,  sondern  von  privaten  Unternehmern  mit  oder 
ohne  Pachtvertrag  herausgegeben  werden,  ist  ein  sicherer  An- 
haltspunkt für  den  finanziellen  Ertrag  nicht  vorhanden,  da  er  in 
seinem  ganzen  Umfang  in  die  Tasche  des  privaten  Verlegers 
fließt.  Selbstverständlich  ist  es  im  Falle  der  günstigen  Entwick- 
lung eines  städtischen  Inseratenblattes  einzig  und  allein  im  In- 
teresse der  Gemeinde  gelegen,  dieses  im  Selbstverlag  er- 
scheinen zu  lassen  und  den  Gewinn  aus  den  privaten  Inseraten 
dadurch  der  Gemeindekasse  zu  sichern,  statt  ihn  dem  privaten 
Unternehmer  zu  überlassen.  Die  in  solchen  Fällen  etwa  gezahlten 
Pachtsummen  mögen  an  sich  befriedigend  erscheinen^),  sind  aber 
in  den  seltensten  Fallen  mehr  als  ein  Bruchteil  des  Gewinnes, 
den  der  Pächter  aus  dem  Unternehmen  zieht.  Aus  dem  blühen- 
den Reutlinger  Amtsblatt  löst  die  dortige  Stadtverwaltung  eine 
Pachtsumme  von  jährlich  1600  Mk. ;  das  ist  lächerlich  wenig,  auch 
wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  durch  die  Verpachtung  die  Auf- 
wendung eigenen  Betriebskapitals  erspart  wird.  Als  der  schwei- 
zerische Kanton  Aargau  1904  das  Kantonsblatt  in  Selbstverwal- 
tung übernahm,  ergab  sich  ein  jährlicher  Reinertrag  von 
12000  Franken;  vorher  hatte  die  Verpachtung  400  Franken  ab- 
geworfen^). Oder,  um  ein  Beispiel  aus  einem  verwandten  Ge- 
biet heranzuziehen,  das  die  Uebervorteilung   des  öffentlichen  Be- 

i)  Vgl.  Ehrler  a.  a.  O.   S.   359. 

2)  Kootz,  Das  amtliche  Anzeigewesen  in  der  Schweiz :  Zeitschrift  für  die 
gesamten  Staatswissenschaften  66.  Jahrg.   1910,  S.  751. 
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sitzers  durch  den  Pächter  deutlich  zeigt :  das  an  eine  private  Firma 
vergebene  Berliner  Plakatwesen  hatte  von  i88o — 1890  jährlich 
50000  Mk.  Pacht  geliefert.  Als  die  Konzession  1891  nicht  ver- 
längert, sondern  auf  Antrag  der  sozialdemokratischen  Stadtver- 
ordnetenfraktion öffentlich  ausgeschrieben  wurde,  erhielt  die  seit- 
herige Plrma  den  Zuschlag,  indem  sie  ihre  Pacht  auf  jährlich 
255000  Mk.  erhöhte;  bei  erneuter  Submission  1901  erhöhte  die- 
selbe P"irma  die  Summe  auf  400000  Mk.,  um  das  Unternehmen 
zu  behalten.  Trotzdem,  erklärt  Li7idema?in,  wäre  eigene  Regie 
noch  vorteilhafter  gewesen^). 

Fassen  wir  noch  einmal  zusammen : 

1.  Reine  städtische  Amtsblätter,  die  nur  amtliche  Bekannt- 
machungen und  Anzeigen  enthalten,  sind  publizistisch  und  finan- 
ziell verfehlt. 

2.  Gemeindeblätter,  die  neben  amtlichem  Material  auch  pri- 
vate Inserate  aufnehmen,  sind  ebenso  verfehlt,  solange  sie  gleich- 
zeitig auf  Abonnement  beruhen.  Sie  sind  wie  die  alten  Intelli- 
genzblätter zum  Vegetieren  verdammt ;  sowenig  heutzutage  ein 
Nachrichtenblatt  ohne  Inserate  leben  kann,  wie  wir  eingangs  dar- 
gelegt haben,  sowenig  kann  ein  Inseratenblatt  ohne  Nachrichten 
bestehen,  denn  es  wird  nicht  abonniert. 

3.  Soweit  die  städtischen  Anzeigeblätter  unentgeltlich 
abgegeben  oder  noch  besser  geliefert  werden,  beginnen  sie  sowohl 
ihren  publizistischen  Zweck  zu  erfüllen  als  finanziell  zu  rentieren, 
da  sie  im  gleichen  Verhältnis  private  Inserate  anziehen,  in  dem 
ihre  Publizität  wächst.  Vollkommene  Publizität  und 
verhältnismäßig  höchster  Gewinn  aus  Inseraten  wird  erzielt,  wenn 
sie  bei  täglichem  Erscheinen  jeder  Haushaltung  unentgeltHch  zur 
Verfügung  gestellt  werden. 

4.  Hohe,  wenn  auch  selten  (nämlich  im  günstigen  Fall  der 
Einzigkeit  am  Ort)  vollkommene  Publizität  zu  erreichen  vermö- 
gen die  nach  dem  Muster  der  privaten  Lokalblätter  und  General- 
anzeiger organisierten  Gemeindezeitungen  mit  ausgebautem  Text-, 
inbesondere  Nachrichtenteil.  Auch  finanziell  können  sie  gute 
Ergebnisse  zeitigen,  da  sie  neben  der  Einnahme  aus  den  Inseraten 
auch  noch  diejenige  aus  den  Bezugsgeldcrn  haben. 

Die  Gründung  städtischer  Blätter  der  eben  genannten 
Art  (dritte  Gruppe)  nach  dem  Vorbild  des  Dresdner  Anzeigers 
kann  praktisch  kaum  ernstlich  in  Betracht   kommen,    da   sie    ein 

l)  Vgl.  Lindemann,  a.  a.  O. 
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allzu  großes  Risiko  in  sich  schließen  würde,  von  anderen  unan- 
genehmen Wirkungen  zu  schweigen.  Die  bestehenden  Zeitungen 
dieser  Art  stammen  denn  auch  fast  durchweg  aus  älterer  Zeit 
und  sind  den  Gemeindeverwaltungen  zum  Teil  auf  dem  Stiftungs- 
wege Übermacht  worden,  nachdem  sie  längst  eingebürgert  waren. 
Es  könnte  sich  heutzutage  höchstens  darum  handeln,  daß  hier 
oder  dort  eine  mittlere  Stadt  das  am  Ort  vorhandene  private 
:>  Amtsblatt«  bei  Gelegenheit  aufkaufen  würde.  Es  gibt  in  Deutsch- 
land Hunderte  von  solchen  sogenannten  »Amtsblättern«,  die  oft  aus 
Mangel  an  Kapital  neben  jüngeren,  aber  kräftigeren  Konkurren- 
ten erbärmlich  dahinsiechen  und  nur  durch  das  verbriefte  Privileg 
als  Amtsblatt,  seinen  moralischen  und  materiellen  Einfluß,  noch 
am  Leben  erhalten  werden.  Hier  könnte  in  manchen  Fällen  die 
Stadtverwaltung  durch  Aufkauf  und  Sanierung  den  Grund  zu 
einem  Wiederaufschwung  und  zu  eigenem  späteren  Gewinn  legen, 
wenn  nötig,  durch  eine  organisatorische  Aenderung  im  Sinne  der 
folgenden  Zeilen. 

Als  Muster  und  nachahmenswertes  Beispiel  für  die  Gründung 
städtischer  Inseratenblätter  ist  dagegen  das  Amtsblatt  für 
Reutlingen  hinzustellen,  allerdings  unter  der  hinzuzufügenden 
Voraussetzung  der  städtischen  Selbstverwaltung  und  unter 
Empfehlung  eines  Ausbaus  zu  täglicher  unentgeltlicher  Zu- 
stellung an  jede  Haushaltung.  Ein  solches  Blatt  wird  überall 
neben  voller  Publizität  der  amtlichen  Verkündigungen  und  An- 
zeigen einen  namhaften  Gewinn  aus  privaten  Inse- 
raten garantieren,  da  solche  Publizität  ja  gleichzeitig  auch  die- 
sen zugute  kommt.  Die  Auflage  wird  häufig  schon  durch  ihre 
absolute  Höhe,  jedenfalls  aber  durch  ihre  relative  Ueberlegenheit 
den  vorhandenen  Tageszeitungen  gegenüber  die  Inserate  von  aus- 
wärts auf  sich  ziehen,  und  vor  allem  die  weit  wichtigeren  ört- 
lichen Anzeigen  an  sich  fesseln  können,  da  ja  die  Verbreitung 
innerhalb  der  ganzen  Einwohnerschaft  dem  Inserenten  ohne 
weiteres  die  höchstmögliche  Wirkung  seiner  Anzeige  verspricht, 
die  er  sonst  nur  mit  Aufwendung  vervielfachter  Kosten  dadurch 
erreichen  kann,  daß  er  gleichzeitig  in  mehreren  lokalen  Blättern 
inseriert.  Einer  Zeitung  wie  der  beschriebenen  ist  höchste  Publi- 
kationskraft am  Orte  von  vornherein  eigen,  und  es  ist  darum 
theoretisch  für  sie  nahezu  ein  faktisches  Monopol  für  Ortsinse- 
rate denkbar. 

Theoretisch,    wohlverstanden.      In    Wirklichkeit    wird    dieser 
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extreme  Fall  kaum  eintreten ;  in  Reutlingen  beispielsweise  be- 
stehen neben  dem  Amtsblatt  drei  Tageszeitungen,  von  denen 
wenigstens  eine  als  einträgliches  Inseratenblatt  gelten  kann.  Die 
Erwägung  der  Umstände,  die  eine  solche  Monopolisierung  aus- 
schließen, wird  uns  einen  wertvollen  Wink  für  die  weitere  Aus- 
gestaltung unseres  Schemas  für  das  städtische  Normalinseraten- 
blatt  geben. 

Trotzdem  das  mehrfach  erwähnte  Amtsblatt  für  Reutlingen 
sämtlichen  dortigen  Haushaltungen  gratis  (d.  h.  gegen  monatlich 
6  Pf.  Bestellgeld)  zugeht,  und  trotzdem  es  aus  diesem  Grund  mit 
privaten  Inseraten  reichlich  versehen  ist,  hat  es  diese  Inserate  den 
anderen  am  Ort  vorhandenen  Zeitungen  nicht  entziehen  können. 
Das  hängt  mit  der  Reklameabsicht  des  heutigen  geschäft- 
lichen Inserenten  zusammen.  Er  will  nicht  bloß  anzeigen, 
daß  er  diesen  oder  jenen  Artikel  zu  verkaufen  hat,  d.  h.  in 
menschenfreundlicher  Weise  sämtliche  Mitmenschen  darauf  auf- 
merksam machen,  die  ein  entsprechendes  Bedürfnis  haben. 
Für  diesen  Zweck  würde  im  Reutlinger  Falle  das  Amtsblatt  ge- 
nügen, imd  keine  weitere  Zeitung  würde  mehr  ein  Inserat  be- 
kommen. Nein,  der  Inserent  will  Reklame  machen ;  er  will, 
wie  das  Wort  sagt,  die  Aufmerksamkeit  auch  solcher  Leute  er- 
wecken, die  bis  dahin  keinerlei  Bedürfnis  veranlaßt,  sich  ihrer- 
seits nach  ihm  umzusehen.  Wo  kein  Bedürfnis  da  ist,  will  er 
Bedürfnis  hervorrufen ;  er  will  Kauflust  erzeugen,  Neugier  auf- 
reizen, Aufmerksamkeit  erregen,  dadurch  daß  er  mir  nichts  dir 
nichts  mit  seinem  Inserat  dem  Publikum  vor  die  Augen  springt. 
Es  ist  die  gleiche  Absicht,  die  ihn  veranlaßt,  statt  nüchterner 
Warenaufschriften  dem  Passanten  eine  glänzende  Schaufenster- 
auslage zu  zeigen.  Und  diese  beabsichtigte  Reklamewirkung  des 
Inserats  vermag  das  reine  Anzeigenblatt  nur  in  weit  geringerem 
Maße  zu  bieten  als  die  Nachrichtenzeitung.  Wie  wir  uns  oben 
schon  einmal  etwas  prägnant  ausdrückten :  das  Anzeigenblatt 
wird  nicht  gelesen.  Es  wird  nur  von  denen  gelesen,  die  etwas  zu 
kaufen  wünschen,  oder  aus  sonstigen  Gründen  an  beliebigen 
Anzeigen  Interesse  haben.  Das  Nachrichtenblatt  aber  wird  ge- 
lesen, und  die  Inserate  werden  mehr  oder  weniger  unabsichtlich 
mitgelesen  und  können  ihre  suggestive  Kraft  ausüben. 

Nun  trifft  dieses  Urteil  freilich  auf  das  städtische  Anzeige- 
blatt, das  wir  im  Auge  haben,  auch  wieder  nicht  in  vollem  Um- 
fange zu.     Es  besteht  eine   bürgerliche  Verpflichtung,  die  öffent- 
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liehen  Bekanntmachungen  zu  lesen,  um  so  mehr,  wenn  sie  nirgend- 
wo anders  veröffentlicht  werden ;  und  die  Familienanzeigen,  die 
ihm  infolge  seiner  Verbreitung  und  seiner  Sanktionierung  durch 
den  amtlichen  Charakter  ebenfalls  stärker  zuströmen  werden  als 
der  übrigen  lokalen  Presse,  haben  ja  ebensosehr  Nachrichten-  als 
Anzeigencharakter  und  werden  von  der  ortsansässigen  Bevölkerung 
meist  geflissentlich  studiert.  So  werden  wir  den  Geschäftsinsera- 
ten auch  im  Gemeindeblatt  als  reinem  Anzeigenblatt  den  Reklame- 
charakter nicht  ganz  absprechen  dürfen.  Immerhin  wäre  es  der 
Erwägung  wert,  auch  einem  solchen  etwa  in  der  Art  des  Frei- 
burger  Tagblatts  —  wenn  auch  noch  bescheidener  —  einen 
lokalen  und  politischen  Nachrichtenteil  einzu- 
fügen. Ein  kostspieliger  Redaktionsapparat  ist  darum  noch 
lange  nicht  erforderlich ;  jedenfalls  dürfte  von  der  unentgeltlichen 
Zustellung  auch  dann  nicht  abgesehen  werden.  Von  einer  der- 
artigen Bereicherung  des  Amtsblatts  durch  einen  Textteil  auch 
imbedeutenden  Umfanges  glauben  wir  eine  merkbare  Steige- 
rung des  Inseratenzuflusses  und  damit  des  Geschäfts- 
gewinnes abhängig  machen  zu  dürfen  —  um  der  Reklamewirkung 
willen,  die  von  den  Inserenten  in  diesem  Falle  weit  stärker  er- 
zielt würde.  Auch  dann  noch  würde  eben  diese  Reklameabsicht 
eine  vollständige  Entleerung  der  anderen  am  Ort  befindlichen 
Blätter  von  Inseraten  ohne  zwangsweise  Monopolisierung  des  In- 
seratenwesens nicht  wahrscheinlich  machen,  denn  gerade  bei  der 
Reklame  spielt  die  Wiederholung,  der  Grundsatz  »doppelt 
genäht  fleckt  besser«  eine  große  Rolle.  Wir  beobachten  häufig 
genug  gerade  in  kleineren  Verhältnissen,  daß  dasselbe  Inserat  in 
Blättern  mit  nahezu  identischem  Leserkreis  gleichzeitig  erscheint, 
wo  doch  die  reine  Anzeigenwirkung  schon  durch  einmaliges  Er- 
scheinen ziemlich  sicher  erreicht  wäre.  Diese  an  sich  wird  durch 
doppeltes  oder  gar  dreifaches  Inserieren  kaum  merklich  erhöht 
werden  —  wohl  aber  die  Reklamewirkung. 

Bedauerlicherweise  läßt  gerade  beim  Reutlinger  Amtsblatt 
und  beim  Freiburger  Tagblatt  die  bestehende  Verpachtung  keinen 
sicheren  Einblick  in  die  Höhe  der  aus  ihnen  erwachsenden  Ge- 
winne zu ;  aber  daß  den  Städten  aus  dem  Betriebe  solcher  Inse- 
ratenblätter namhafte  Einnahmen  erwachsen  würden,  dürfte  wie 
gesagt  außer  Zweifel  stehen,  nachdem  wir  im  einleitenden  Ab- 
schnitt einen  Begriff  von  der  finanziellen  Bedeutung  des  Inseraten- 
wesens zu  geben  versucht   haben.     Daß    es    der  Würde    von  Be- 
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hörden  nicht  entsprechen  könnte,  die  Spalten  amtlicher  Organe 
mit  Privatanzeigen  zu  füllen,  wie  Kootz  einmal  meint  ^),  wird 
wohl  gegenwärtig  ein  ziemlich  überwundener  Standpunkt  sein, 
denn  wir  haben  uns  an  die  Beteiligung  öffentlicher  Körperschaf- 
ten am  Wirtschaftsleben  gewöhnt.  Man  kann  jedenfalls  ebenso 
gut  das  Gegenteil  behaupten,  daß  es  nämlich  eine  wichtige  und 
sachlich  wie  historisch  tief  begründete  Aufgabe  der  Gemeinden 
sei,  sich  des  Marktes  anzunehmen,  den  Ausgleich  von  Angebot 
und  Nachfrage  zu  überwachen  und  die  Produktivität  der  Wirt- 
schaft in  ihrem  Gebiet  zu  steigern.  So  wundert  sich  der  Kom- 
munalpolitiker Lindeinann  1904  in  seiner  oben  zitierten  Arbeit 
über  »Arbeiterpolitik  und  Wirtschaftspflege  in  der  deutschen 
Städteverwaltung«,  daß  keine  einzige  Stadt  (wie  er  annimmt)  es 
bis  jetzt  unternommen  habe,  »aus  eigenen  Mitteln  ein  städtisches 
Annoncenblatt  für  die  Benützung  durch  ihre  Bürger  ins  Leben  zu 
rufen«").  »Tatsächlich  sollte  den  Städten  nichts  näher  liegen«, 
erklärt  er  schon  damals,  »als  sich  ein  solches  Annoncenblatt  zu 
schaffen« ;  denn  mit  den  Annoncen  fehle  den  bestehenden  Amts- 
blättern »ein  sehr  wichtiges  Moment«.  Auch  Munziitger,  der  im 
übrigen  eine  radikale  Ueberführung  des  Anzeigenwesens  in  öffent- 
liche Verwaltung  und  eine  Trennung  von  Nachrichten-  und  An- 
zeigenwesen »zum  mindesten  als  verfrüht«  betrachtet^),  schreibt 
bei  der  Erwähnung  des  Stuttgarter  Amtsblatts,  dem  er  eine 
glänzende  Zukunft  prophezeit:  »Gegenüber  dem  jetzigen  Zustand, 
daß  namentlich  der  politisch  charakterlosen  Inseratenpresse  der 
großen  Städte  die  Hauptmasse  der  Inserate  zuströmt,  ist  jeden- 
falls ein  solches  kommunales  Inseratenmonopol  für  amtliche  An- 
zeigen vorzuziehen,  da  es  sehr  bald  auch  private  Anzeigen  an 
sich  zieht,  wenn  durch  unentgeltliche  Abgabe  ein  großer  Lese- 
kreis geschaffen  wird,  und  so  den  Gemeinden  Einnahmen  ver- 
schafft, die  zu  gemeinnützigen  Zwecken  dienen  können,  anstatt 
wie  bisher  zur  Mästung  eben  jenes  inseratenjägerischen  Teiles  der 
Presse«  ^). 

Bei  dem  gewaltigen  Finanzbedarf,  der  infolge  des  Krieges 
an  die  Gemeinden  herangetreten  ist  und  noch  herantreten  wird, 
darf  die  Absicht  dieses  Aufsatzes    als   zeitgemäß  erscheinen,    die 


1)  A.  a.  O.,  Jahrg.    1913,  S.   517. 

2)  A.  a.  O.,  S.  361. 

3)  A.  a.  O.,  S.  80. 

4)  A.  a.  O.,  S.  62. 
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Gründung  städtischer  Anzeigeblätter  von  der  näher  beschriebenen 
Art  in  erster  Linie  um  der  finanziellen  Erträge  willen 
anzuregen,  die  sie  nach  unseren  Ausführungen  versprechen.  Aber 
wir  möchten  an  einer  spezifisch  volkswirtschaftlichen  Seite  der 
Angelegenheit  doch  nicht  ganz  vorübergehen,  da  sie  ebenfalls 
gegenwärtig  von  höchster  Bedeutung  ist.  Wenn  mit  Beendigung 
des  Krieges  die  Millionen  von  Heeresangehörigen  ins  bürgerliche 
Leben  zurückströmen  werden,  wird  das  Arbeitsnachweis- 
problem zu  ungeheurem  Umfang  anwachsen.  Die  zu  seiner 
Lösung  erforderliche  vollständige  statistische  Erfassung  des  Ar- 
beitsmarkts wird  aber  auch  bei  einer  einzuführenden  gesetzlichen 
Regelung  der  Arbeitsvermittlung  durch  öffentliche  Arbeitsnach- 
weise nicht  möglich  werden,  solange  das  Stelleninserat 
vermöge  seiner  Anschaulichkeit  und  seines  individuellen  Anstrichs 
der  Benützung  des  schematisch  und  grob  zahlenmäfSig  funktio- 
nierenden Nachweises  mit  Erfolg  Konkurrenz  macht.  Ausrotten 
läßt  es  sich  nicht,  denn  es  hat  vor  dem  Nachweis  die  eben  an- 
geführten Vorzüge  und  dazu  noch  denjenigen  der  Bequemlich- 
keit'). Aber  es  gibt  einen  Weg,  öfientlichen  Nachweis  und  In- 
serat zu  vereinigen :  da,  wo  ein  amtUches  Inseratenblatt  jedem 
Arbeitsuchenden  und  jedem  Vakanzinhaber  die  Möglichkeit  ge- 
währen würde,  gleichzeitig  mit  der  Meldung  auf  dem  Nachweis 
sein  Bedürfnis  in  Form  eines  kurzen,  aber  individualisierenden 
Inserates  im  »Arbeitsmarktanzeiger«  des  Amtsblatts  ganz  billig 
oder  gratis  —  für  Arbeitnehmer !  —  zu  veröffentlichen  -).  Von 
umfassender  Wirkung  könnte  eine  solche  Einrichtung  allerdings 
nur  im  Falle  eines  allgemein  durchgeführten  Melde-  bez.  Inser- 
tionszwanges  oder  eines  tatsächlichen  Inseratenmonopols  sein ; 
aber  bei  der  vorherrschenden  Wichtigkeit  des  örtlichen  Ar- 
beitsmarkts würde  auch  schon  eine  rein  lokale  Durchführung  des 
Gedankens  an  der  Hand  bestehender  oder  zu  gründender  amt- 
licher Insertionsorgane  von  segensreichen  Folgen  begleitet  sein 
und  sicher  bald  zu  weiterer  Nachahmung  führen. 

1)  Vgl.  meinen  Artikel  »Arbeitsnachweis  und  Inserat<  in  Nr.  i6  der  »Hilfe«, 
Jahrg.   1915. 

2)  Vgl.  LhtäewaHH,  a.  a.  O.,  S.  361:  »Da,  wo  die  Städte  einen  Ar- 
beitsnachweis und  einen  Wohnungsnachweis  betreiben,  ist 
derBesitz  eines  täglich  e  r  s  c  h  e  in  e  n  d  e  n  B  1  a  1 1  e  s  eigentlich 
Lebensbedingung    für    das    Gedeihen    dieser   Anstalten.« 
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DER  PREIS  ALS  GRUNDLAGE  DER 
VERTEILUNGSLEHRE. 

Von 

WILHELM  WIRZ  (Zürich). 

I.  Die  herrschende  Lehre. 

Im  Mittelpunkt  der  modernen  Verteilungslehre  steht  der 
Preis;  mehr  noch:  er  ist  ihr  der  Schlüssel  zum  Verteilungs- 
problem. Ob  dieses  Vorgehen  zweckmäßig  sei,  das  gilt  es  im 
folgenden  an  Hand  einiger  neuerer  Arbeiten  zu  erörtern;  daß  es 
naheliegend  ist,  dürfte  nicht  bezweifelt  werden.  Denn  die  Ein- 
kommen, soweit  sie  die  Verteilungslehre  überhaupt  ins  Auge  faßt, 
werden  offensichtlich  bestimmt  durch  Komponenten,  denen  zum 
mindesten  die  Preis  f  o  r  m  eignet.  »Die  Einkommensbildung  ist 
das  Resultat  von  Preisbildungen,  insofern  sich  Wirtschaften  am 
Marktverkehr  beteiligen  und  daher  ihre  Einkommen  sich  aus  dem 
Produktionserlös  bilden ;  so  gebildete  Einkommen  verändern  sich 
in  gleichem  Sinne  mit  den  Produktenpreisen  und  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  mit  den  Kostenpreisen«  ^).  Soweit  sich  darum 
Einkommen  überhaupt  als  Preise  oder  Differenzen  von  Preisen 
darstellen,  d.  h.  soweit  sie  wirtschaftlich  geformt  sind,  müssen 
sie  Ergebnis  von  Preisbildungen  sein. 

Die  herrschende  Lehre  versucht  daher,  durch  ihre  hochent- 
wickelte Wert-  und  Preistheorie  die  Verteilungsvorgänge  mit  zu 
erklären,  die  Verteilungsfragen  aufzulösen  in  Probleme  der  Preis- 
bildung. Gelingt  ihr  das,  so  erzielt  sie  eine  beneidenswerte  Ein- 
heitlichkeit. Zweifellos  bedeutet  es  einen  großen  Gewinn,  wenn 
eine  Theorie  die  Verteilung  widerspruchsfrei  umspannen  und  da- 
bei, wie  Clark  es  tut,  erklären  kann:    >The  fixing  of  market  va- 

l)  Robert  Meyer,  Art.  Einkommen  im  Hwb.  d.  Stw. 
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lues  is  the  same  thing  as  the  adjusting  of  the  terms  of  group 
distribution<'  ^).  Wir  werden  die  moderne  Verteilungslehre  nun- 
mehr kurz  darstellen,  indem  wir  gegebenenfalls  ihre  Vertreter 
durch  bezeichnende  Sätze  selbst  zu  Worte  kommen  lassen. 

Die  Preistheorie  besagt,  daß  der  Preis  das  Ergebnis  aus  den 
individuellen,  Güter  und  Geld  betreffenden  Werturteilen  sei,  sie 
führt  ihn  auf  subjektive  Nutzenserwägungen  zurück.  Nach  hier 
als  bekannt  vorausgesetzten  Regeln  verarbeiten  sich  diese  Schät- 
zungen zum  Marktpreis. 

Soweit  nun  Preise  von  Sachgütern  als  Bestimmungsgründe 
der  Einkommen  auftreten,  unterliegen  diese  unbestritten  den  all- 
gemeinen, für  eben  die  Sachgüter  aufgestellten  Preisgesetzen. 
Es  ist  daher  zulässig,  bei  Besprechung  der  Verteilungsvorgänge 
von  jenen  Veränderungen  abzusehen,  die  die  Einkommen  durch 
Warenpreise  erleiden,  und  sich  auf  eine  Prüfung  zu  beschränken, 
ob  auch  die  Entgelte  der  Arbeit,  des  Kapitals  und  des  Bodens 
den  nämlichen  Preisgesetzen  folgen.  Der  Parallelismus,  der  zwi- 
schen Einkommenszweigen  und  Produktionsfaktoren  besteht,  er- 
laubt dabei,  sich  an  die  Preisbildung  der  letzten  zu  halten,  um 
auf  die  Gestaltung  der  ersten  zu  schließen.  Es  verengt  sich 
die  Erörterung  auf  zwei  Fragen :  i .  Wie  bestimmen  sich  die  Preise 
der  Produktionsmittel }  und  2.  In  welcher  Beziehung  stehen  die 
Einkommen  zu  diesen  Preisen  ? 

Der  Wert  der  Produktionsmittel  leitet  sich  her  vom  Wert 
der  mittels  ihrer  erzeugten  Güter.  Genauer :  » Der  Wert  der  Pro- 
duktivmitteleinheit richtet  sich  nach  dem  Grenznutzen  und  Werte 
desjenigen  Produktes,  welches  unter  allen,  zu  deren  Erzeugung 
die  Produktivmitteleinheit  wirtschaftlicherweise  hätte  verwendet 
werden  dürfen,  den  geringsten  Grenznutzen  besitzt«  '■^).  Denn 
»nach  den  Regeln  der  Wertschätzung  wird  der  Einheit  einer  Pro- 
duktionsmittelgruppe nicht  der  volle  Wert  zugerechnet,  der  im 
konkreten  Fall  von  der  Verfügung  über  diese  Einheit  abhängt. 
Vielmehr  wird  .  .  .  stets  nur  mit  ihrem  Grenznutzen  gerechnet«  ^). 
Diese  Vorgänge  spielen  sich  nach  den  allgemein  gültigen  Ge- 
setzen des  Ersatzwertes  ab. 

Indes,  wie    Wüser  hervorhob,    »der  Satz,  daß  Produktivgüter 


i)  yo/iH  Bates   Clark,  The  Distribution  of  Wealth,  New  York   1908,  S.  40. 

2)  Eugen  V.  Böh»i-Bawcrk,   Kapital  und  Kapitalzins,   Innsbruck  1902,  II,  S.  197. 

3)  Eugen  V.  Philippovick,  Grundriß  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  I,  Tübingen 
1911,   S,  343. 
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ihren  Wert  vom  Werte  ihres  Ertrages  erhalten,  reicht  nur  dazu 
aus,  um  die  zusammenwirkenden  Produktionsfaktoren  im  ganzen, 
nicht  aber,  um  sie  auch  im  einzelnen  zu  schätzen.  Um  auch  das 
zu  können,  bedarf  man  einer  Regel,  die  es  ermöglicht,  den  ge- 
samten Ertrag  im  einzelnen  aufzuteilen«  ^).  Bekanntlich  sucht 
eine  besondere  Theorie  dieses  Problem  der  Zurechnung  zu  lösen. 
Sie  hält  es  für  möglich,  den  Anteil  eines  Produktionsmittels  und 
also  auch,  was  uns  hier  interessiert,  den  Anteil  der  Arbeit,  des 
Kapitals  und  des  Bodens  am  Produkt  auszuscheiden. 

Soweit  ist  nun  noch  nichts  darüber  ausgesagt,  in  welcher  Be- 
ziehung der  Preis  eines  Produktionsmittels  zu  diesem  seinem 
»produktiven  Beitrag«  steht.  Es  ist  die  Lehre  vom  Grenzbeitrag, 
welche  in  dieser  Frage  Aufschluß  vermittelt.  »Unter  den  Genuß- 
güterarten, die  aus  derselben  Produktionsgüterart  hervorgehen, 
.  .  .  gibt  es  eine,  die  die  geringste  ist,  die  als  die  letzte  an  die 
Reihe  kam  und  bei  einer  ^Einschränkung  als  erste  wegfallen  würde. 
Der  Preis  der  einzelnen  Teilmenge  dieser  Genußgüterart  wird  fest- 
gesetzt nach  dem  Grenznutzen  des  betreffenden  Güterquantums 
für  die  schwächste  Käuferschichte  und  dem  bei  dieser  gegebenen 
subjektiven  Tauschwert  des  Geldes.  An  diesem  Preise  partizipiert 
der  Produktionsfaktor,  es  entfällt  auf  ihn  eine  Quote  dieses  Prei- 
ses« ^).  Wonach  aber  bemißt  sich  diese  Quote .?'  Die  herrschende 
Lehre  antwortet:  nach  dem  Grenzbeitrag  des  Produktionsmittels. 
Sie  behauptet,  es  bestehe  eine  Tendenz,  die  Entschädigung  des 
Produktionsmittels  und  somit  das  ihm  anhaftende  Einkommen  der 
Quote  anzugleichen,  die  das  Produktionsmittel  dem  Wert  des 
Produktes  beifügt.  Dadurch  wird  die  Verteilung  dem  Gesetz  des 
Grenznutzens  unterworfen,  wird  sie  nicht  allein  ihrer  Form,  son- 
dern auch  ihrem  Inhalt  nach  ein  Preisproblem. 

Denn  es  ist  die  Entschädigung  des  Produktionsmittels  ein 
»echter«  Preis,  wenn  es  gelingt,  i.  die  gleiche  Entschädigung 
gleicher  produktiver  Beiträge,  2.  die  Einstellung  dieser  Entschä- 
digung auf  die  Höhe  des  Grenzbeitrags  nachzuweisen. 

Das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  gibt  einmal  die  Er- 
klärung der  Nivellierung  des  Preisstandes.  Es  besagt,  daß  der 
bei  mangelndem  Angebot  steigende,  bei  fehlender  Nachfrage  sin- 
kende Preis  im  einen  P'all  die  Angebots-,  im  anderen  die  Nach- 
frageseite verstärke,  so  daß  der  Preis  um  einen  Punkt,  den  Gleich- 

1)  Friedrich  v.    Wieser,  Der  natürliche  Wert,  Wien   1889,  S.   70. 

2)  Robert  Zuckerkatiäl,  Art.  Preis  im  Hwb.  d.  Stw. 
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gewichtspunkt  schwanke,  sich  nicht  dauernd  von  ihm  entfernen 
könne.  Wo  aber  ist  die  Preishöhe  gelegen,  der  solcherart  die 
Preise  zustreben?  »Die  Preise  haben  die  Tendenz,  sich  auf  die 
Dauer  den  Produktionskosten  anzupassen.  Wenn  die  Preise  mit 
den  Produktionskosten  zusammenfallen,  ist  der  Ruhepunkt  der 
Preisbewegung  erreicht«  ^).     Es  zeigen  sich  drei  Dinge: 

1.  Der  Preis  tendiert,  sich  so  einzustellen,  daß  die  Gewinne 
aus  Kapital-  und  Arbeitsleistungen  durch  die  gesamte  Wirtschaft 
hindurch  ausgeglichen  sind,  derart,  daß  kein  Kapitalist  und  kein 
Arbeiter  seine  wirtschaftliche  Lage  dadurch  verbessern  kann,  daß 
er  sich  einer  anderen  Betätigung  zuwendet. 

2.  Der  Preis  sinkt  zum  Kostenniveau  herunter.  Denn  die 
Produktionsmittel  suchen  die  bestbezahlten  Verwendungen  auf. 

3.  Der  Unternehmergewinn  schwebt  stetig  in  Gefahr,  die 
Größe  Null  annehmen  zu  müssen,  der  Tendenz  zum  Ausgleich 
von  Preis  und  Kosten  wegen.  In  der  veränderungsfreien  Wirt- 
schaft nimmt  er  tatsächlich  diese  Größe  an. 

Das  sind  Merkmale  der  Gleichgewichtspreise.  »Natural,  nor- 
mal or  static  prices  are  cost  or  no-profit  prices.  They  are  equa- 
lized  gain  prices,  for  they  cause  the  returns  of  different  Industries 
to  be  the  same  per  unit  of  labor  and  per  unit  of  capital«-).  Was 
im  Kapitalzins,  im  Arbeitslohn,  in  der  Grundrente  entgolten  wird, 
sind  Leistungen  des  Kapitals,  der  Arbeit,  des  Bodens,  sind  ihre 
Beiträge  an  die  Bildung  des  Produkts.  Dieses  erzielt  auf  dem 
Markte  einen  Preis.  Welche  Preise  jedoch  die  Produktionsmittel 
auf  ihren  Märkten  antreffen,  das  wollen  wir  jetzt  im  einzelnen  be- 
trachten, wollen  zeigen,  auf  welche  Weise  die  moderne  Lehre 
diese  Entgelte  an  die  Eigentümer  der  Preistheorie  einfügt. 

a)  A  rb  ei  t  s  lo  h  n. 

Als  einem  Produktivgut  wird  der  Arbeit,  grundlegend  für  ihre 
W^ertschätzung,  ein  gewisser  Anteil  am  Produktwert  zugerechnet. 
Dabei  tritt  wie  bei  den  Sachgütern  das  Gesetz  des  Ersatzwertes 
in  die  Erscheinung,  so  daß  sich  der  Wert  ihrer  Teilmengen  nach 
der  »unwichtigsten  wirtschaftlich  noch  gestatteten  Verwendung« 
richtet.  Die  in  ergiebigeren  Verwendungen  arbeitenden  Teilmen- 
gen können  nicht  höher  eingeschätzt  werden.     So  erzielen  gleiche 


i)  Zuckerkandl  a.  a.  O. 
2)   Clark  a.  a.  O.  S.  79. 
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Nutzleistungen  gleiche  Preise,  und  bestimmt  die  »letzte  abhängige 
Teilmenge«  den  Preis.  Das  gilt  nicht  nur  im  Rahmen  der  ein- 
zelnen Unternehmung,  sondern  auch  auf  dem  gesamten  Arbeits- 
markt, wo  es  bedeutet,  daß  der  gesellschaftliche  »Grenzarbeiter« 
kraft  seiner  Mobilität  die  Entgelte  aller  Arbeitsleistungs-Einheiten 
auf  das  Niveau  seines  produktiven  Beitrages  bringt. 

Damit  das  der  Fall  ist,  müssen  drei  Bedingungen  erfüllt  sein : 

1.  Die  Löhne  der  Grenzarbeiter  müssen  die  Tendenz  haben, 
sich  auf  die  Höhe  des  produktiven  Beitrags  dieser  Grenzarbeiter 
einzustellen. 

2.  Die  Löhne  der  Grenzarbeiter  müssen  die  Tendenz  haben, 
sich  untereinander  auszugleichen. 

3.  Die  Höhe  der  Löhne  überhaupt  muß  sich  nach  den  Löhnen 
der  Grenzarbeiter  richten. 

Welche  Arbeitsleistungs-Einheiten,  kurz  welche  Arbeiter,  sind 
in  der  Lage  der  Grenzarbeiter.?  Clark  meint,  jene,  die  sich  in 
einer  »Indifferenzzone«  befmden;  und  das  Wesen  dieser  Zone  wird 
durch  Marshall  dahin  gekennzeichnet,  daß  in  ihr  »people  are  in- 
different v;hether  they  purchase  a  little  more  of  the  Services  .  .  . 
of  one  agent,  or  devote  their  further  resources  to  purchasing  the 
Services  .  .  .  of  other  agents«  ^).  Knapper  gesprochen  sind  jene 
Arbeiter  »marginal*,  die  das  geringstwertige  Produkt  erzeugen. 
»The  men  who  run  no-rent  machinery,  or  extort  the  last  incre- 
ment  of  product  from  better  machinery,  are  within  this  field  ;  and 
so  are  the  men  who  tili  waste  land,  or  give  the  final  touches  to 
the  intensive  tillage  of  good  land«  -). 

Zu  I.  Die  Konkurrenz  der  Unternehmer  bewirkt,  daß  dem 
Grenzarbeiter  der  gesamte  von  seiner  Mitwirkung  abhängige  Wert- 
betrag zukommt.  Im  Kampf  um  den  produktiven  Beitrag  über- 
bieten sich  die  Unternehmer  aus  dem  gleichen  Grunde,  desset- 
halben  sie  sich  beim  Verkauf  ihrer  Produkte  unterbieten.  Dieser 
Wettbewerb  macht  jeglichen  Gewinn  verschwinden,  den  ein  Unter- 
nehmer aus  der  Beschäftigung  eines  Grenzarbeiters  erzielen  könnte. 
»Theoretically,  thcre  is  competition  between  employers  for  every 
workman  whose  presence  in  an  establishment  affords  to  the  owner 
any  profit  over  what  he  pays  to  him;  and  the  competition  stops 
only  when  this  profit  is  annihilated«  ^). 

i)  Alfred  Marshall,  Principles  of  Economics,  Bd.  I,  London   1907,  S.  537. 

2)  Clark  a.  a.  O.  S.   106. 

3)  Clark  a.  a.  O.  S.    iio. 
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Zu  2.  Die  Einheit  der  Preisbildung  der  Grenzarbeitsleistungen 
bedarf  keiner  weiteren  Erläuterung. 

Zu  3.  Wenn  irgend  ein  Arbeiter  den  Dienst  aufgibt,  so  wird 
der  Unternehmer  —  gleichviel  wie  wichtig  dieses  Mannes  Arbeit 
auch  war  —  nicht  mehr  verlieren,  als  ein  Grenzarbeiter  vordem 
produzierte  ;  denn  in  der  Theorie  sind  ja  die  Arbeitseinheiten  un- 
beschränkt vertauschbar. 

Der  Grenzarbeiter  nimmt  eine  »strategische  Stellung«  ein, 
sein  Lohnsatz  beherrscht  den  gesamten  Arbeitsmarkt.  Bestünde 
keine  Ausgleichung  der  Löhne  durch  alle  Beschäftigungszweige 
hindurch,  so  würde  eine  Wanderung  aus  den  weniger  produktiven 
in  die  produktiveren  Betätigungen  statthaben.  Der  Arbeitslohn 
sieht  sich  also  durch  die  gesellschaftliche  Grenzproduktivität 
fixiert:  »Wages  tend  to  equal  the  net  product  of  labour;  its 
marginal  productivity  rules  the  demand  price  for  it«-^). 

b)  Kapitalzins. 

Nach  grundsätzlich  gleichem  Schema  erklärt  sich  die  Höhe 
des  Kapitalzinses  als  eines  Preises,  der  für  die  Ueberlassung  von 
spezifisch  dem  Kapital  eigenen  Nutzleistunc^en  entrichtet  wird. 
Auch  er  unterliegt  dem  Gesetz  der  Grenzproduktivität.  Das  Kapital 
erzielt  einen  gleichmäßigen  Marktpreis,  der  sich  so  einstellt,  daß 
keine  Teilmenge  Kapitals  für  ihren  Eigentümer  mehr  erlangen 
kann,  als  die  letzte  angewandte  Teilmenge  dem  Produktwert  bei- 
fügt. Der  Grenzbeitrag  bildet  das  Niveau,  dem  auch  der  Kapital- 
zins zustrebt :  es  ordnet  sich  auch  dieser  Einkommenszweig  dem 
Preisgesetz  unter. 

»Capital  in  general  and  labour  in  general  .  .  .  draw  from  the 
national  dividend  their  earnings  in  the  measure  of  their  respec- 
tive  (marginal)  efficiencies« -). 

c)  Grundrente. 

Das  Einkommen  aus  Eigentum  an  Grund  und  Boden  läßt 
sich  deshalb  leicht  der  Preistheorie  einfügen,  weil  sich  die  Grund- 
rente als  Preis  f  u  n  k  t  i  o  n  darstellt,  als  dem  Boden  zugerechnete 
Differenz  zwischen  dem  Marktpreis  von  Bodenleistungen  und  den 
Kosten.     Daß  in  diese  Preisbildung  das  Gesetz  des  abnehmenden 

1)  Marshall  a.  a.   O.   S.   532. 

2)  Marshall  a.  a.  O.  S.   543. 
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Ertrages  einspielt,  stört  ihre  Einheitlichkeit  nicht;  denn  die  Diffe- 
rentialrente stellt  das  Entgelt  unterschiedlichen  Wirkungsgrades 
der  Leistungsfähigkeit  dar;  bloß  technischen  Gründen  ist  es  zu 
danken,  daß  solche  Qualifikationen  beim  Boden  vergleichsweise 
dauernd,  nicht  leicht  durch  Fortschritte  erschütterbar  sind.  »Wir 
wissen,  daß  die  Unternehmereinkommen,  die  Kapital-  und  Arbeits- 
einkommen gleichfalls  Unterschiede  aufweisen,  die  auf  Besonder- 
heiten der  einzelnen  Ertragsobjekte  zurückgehen  und  durch  die 
Einheit  der  Preisbildung  für  gleiche  Produkte  ausgelöst  werden«  ^). 
Die  Rente  ist  Indikator  dafür,  daß  ein  relativ  leistungsfähiges 
Produktionsmittel  so  beschaffen  ist,  daß  seinem  Eigentümer  im 
Augenblick  der  Betrachtung  die  Macht  der  ausschließlichen  Ver- 
wertung zusteht. 

d)  Unternehmergewinn. 

Als  letzte  die  Verteilungslehre  interessierende  Einkommens- 
quelle verbleibt  die  Unternehmertätigkeit,  als  letzter  Einkommens- 
zweig der  Unternehmergewinn.  Als  ein  Saldo  aus  den  Preisen 
der  Sachgüter,  der  Arbeit,  des  Bodens  und  des  Kapitals  ist  der 
Unternehmergewinn  von  vornherein  durch  die  oben  skizzierte 
Preisbildung  beherrscht.  Nach  dem  Gesetz  des  Gleichgewichts- 
standes der  Preise  trachtet  sich  jedoch  eine  Differenz  zwischen 
dem  Preis  des  Produktes  und  den  Kosten  stets  auszugleichen : 
die  stabile  Wirtschaft  kennt  darum  den  Unternehmergewinn  nicht, 
in  ihr  versickert  er.  Dem  Mechanismus  seiner  Entstehung  nach 
der  Grundrente  ähnlich  —  er  trägt  die  Züge  einer  Vorzugsrente 
—  teilt  er  nicht  ihre  Wurzelfestigkeit.  Sein  Bestehen  erklärt  sich 
aus  Störungen  der  stabilen  Wirtschaft,  er  tritt  nur  auf,  wo  die 
Gleichgewichtsgesetze  sich  nicht  voll  auswirken  können,  nur  so- 
lange die  Kräfte,  mit  denen  die  herrschende  Theorie  als  Voraus- 
setzungen arbeitet,  nicht  in  vollem  Umfang  und  nicht  ausschließ- 
lich am  Werk  sind;  in  diesem  Sinne  ist  er  »Symptom  von  Un- 
vollkommenheit«  {Schnmpeter\  Es  ist  darum  unserer  Theorie 
nicht  möglich,  den  Unternehmergewinn  seinem  Bestände,  ge- 
schweige seiner  Höhe  nach  aus  ihrem  System  heraus  zu  erklären. 

Die  herrschende  Verteilungslehre  kommt  zum  Schluß,  »daß 
dieselben  Bedingungen  des  Wettbewerbs  wie  auf  die  Preise,  so 
auch    auf    die  Einkommensgestaltung    wirken.     Soweit   jene    die 


l)  Philippovich  a.   a.   O.  S.   37 1. 
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Tendenz  haben,  eine  Ausgleichung  herbeizuführen,  werden  sie  auch 
die  Einkommen  gleicher  Art  auszugleichen  trachten.  Die  durch 
die  Ausgleichung  bewirkte  Tendenz  der  Preise,  dauernd  das  den 
ökonomischen  Verhältnissen  entsprechende  niedrigste  Niveau  ein- 
zuhalten, tritt  dann  auch  hier  ein.  Das  allgemeine  Wertgesetz 
des  Grenznutzens  oder  der  Grenzproduktivität  beherrscht  auch  die 
Einkommen  mit  Ausnahme  des  Unternehmereinkommens«  ^). 

Die  letztgenannte  Tatsache  macht  uns  darauf  aufmerksam, 
daß  sich  die  herrschende  Theorie  auf  gewisse  Annahmen  stützt, 
die  ihr  die  Erklärung  wenigstens  eines  der  Einkommenszweige  von 
vornherein  verbieten.  Es  leitet  uns  dies  über  zu  einer  flüchtigen 
Betrachtung  der  Methode,  die  sich  die  herrschende  Lehre  zuge- 
legt hat.  Auch  bereitet  es  uns  schon  jetzt  auf  die  Frage  vor,  ob 
es  richtig,  d.  h.  ob  es  zweckmäßig  sei,  so  zu  verfahren,  wie  es 
die  herrschende  Lehre  tut. 

»Die  Methode  der  Volkswirtschaftslehre  ist  das  nach  wissen- 
schaftlichen Grundsätzen  vorgehende  Verfahren,  das  der  fort- 
schreitenden Erkenntnis  der  Volkswirtschaft  dient«  definiert 
Schmoller-').  Die  Theorie  der  Volkswirtschaftslehre  arbeitet  nach 
einer  Methode,  die  in  Ricardo  ihren  Vater  hat.  Dietzel  stellt 
ihr  die  Aufgabe  wie  folgt  :  »Die  Wirtschaftstheorie  ist  die 
Wissenschaft  von  der  spezifischen  Wirkungsweise  des  wirtschaft- 
lichen Motivs«^),  und  Carl  Menger  erwartet  von  ihr,  daß  sie 
uns  zum  »Verständnis  einer  besonderen,  .  .  .  der  wirtschaftlichen 
Seite  des  Menschenlebens«  *)  verhelfe.  Jedenfalls  löst  die  reine 
Theorie    eine    umschriebene   Kausalgruppe    aus  der  Wirklichkeits- 


1)  Philippovich  a.  a.   O.  S.   392. 

2)  Gustav  Schmoller,  Art.  Volkswirtschaft,  Volkswirtschaftslehre  und  -methode 
im  Hwb.  d.  Stw, 

3)  Heinrich  Dietzel,  Theoretische  Sozialökonomik,  Bd.  I.  Leipzig  1895,  S.  76. 
—  Auf  die  Frage,  ob  nicht  das  Gebiet  der  Wirtschaftstheorie  enger  zu  umgrenzen 
sei,  da  das  wirtschaftliche  Prinzip  »das  Vernunftprinzip  jeder  menschlichen  Hand- 
lung, jeder  zweckbewußten  Tätigkeit«  darstelle,  lassen  wir  uns  nicht  ein,  da  sie 
uns  nichts  angeht.  Ob  die  Aufgabe  so  oder  so  definiert  werde :  gemeinsam  ist 
allen  Zweckbestimmungen,  daß  sie  der  Theorie  einen  beschränkten  Komple.x 
als  Arbeitsfeld  zuweisen,  und  dieses  Kriterium  allein  interessiert  uns  hier.  Vgl.  zur 
genannten  Kontroverse:  Alfred  Amojin,  Objekt  und  Grundbegriffe  der  theoretischen 
Nationalökonomie,  Wien  191 1,  und  Eduard  Helmann,  Methodologisches  zu  den 
Problemen  des  Wertes  und  des  wirtschaftlichen  Prinzips,  Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft und  Sozialpolitik,  37.  Bd.  Nov.   1913. 

4)  Carl  Menger,  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschaften, 
Leipzig   1883,  S.  79. 
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fülle  heraus,  ein  »Erkenntnisobjekt«,  das  ihr  aus  irgendwelchem 
Grunde  bedeutsam,  relevant  erscheint. 

Da  sie  Theorie,  nicht  Geschichte  ist,  geht  ihr  Streben  dahin, 
dem  Erkenntnisobjekt  das  Generelle,  das  Typische,  das  Wieder- 
kehrende abzuringen.  »Eine  jede  Theorie  .  .  .  hat  in  erster  Reihe 
die  Aufgabe,  uns  die  konkreten  Erscheinungen  der  realen  Welt 
als  Exemplifikationen  einer  gewissen  Regelmäßigkeit  in  der  Auf- 
einanderfolge der  Erscheinungen,  d.  i.  genetisch  verstehen  zu 
lehren  .  .  .  Dieses  genetische  Element  ist  untrennbar  von  der  Idee 
theoretischer  Wissenschaften«-^).  Was  sie  vornimmt,  ist  die  Iso- 
lierung einer  bestimmten  Erscheinungsgruppe  und  deren  Unter- 
suchung ohne  Rücksicht  auf  »andere«,  die  beobachtete  Erschei- 
nungsgruppe möglicherweise  beeinflussenden  Kräfte.  Welche 
Erscheinungen  sie  dabei  in  ihren  Beobachtungskreis  einbezieht, 
darüber  entscheidet  —  wie  wir  glauben  —  der  Gesichtspunkt  der 
Zweckmäßigkeit;  und  diese  Zweckmäßigkeit  bemißt  sich  nach  der 
theoretischen  Brauchbarkeit  der  Ergebnisse,  die  das  so  oder  an- 
ders umgrenzte  Forschungsgebiet  liefert-). 

Im  Bestreben,  die  Auswirkung  der  sie  interessierenden  Kräfte 
»rein«  zu  zeigen,  schafft  sich  die  Wirtschaftstheorie  ein  konse- 
quent durchdachtes  System,  eine  neglektive  Fiktion,  in  der 
sich  das  wirtschaftliche  Prinzip  frei  von  Hemmungen  außerwirt- 
schaftlicher Art  betätigen  kann.  Abgesehen  von  der  trivialen 
Voraussetzung,  daß  das  wirtschaftliche  Prinzip  souverän  herrsche, 
weist  dieses  System  die  Rechtsordnung  der  freien  Verkehrswirt- 
schaft und  folgende  Merkmale  auf:  völlig  freien  Markt,  vollendet 
reagierendes  Angebot  und  ebenso  beschaffene  Nachfrage  (voll- 
endet reagieren  diese,  wenn  sie  durchaus  über  die  Marktlage 
unterrichtet  und  absolut  mobil  sind,  derart,  daß  sie  ihre  Gestalt  auf 
jede  Verschiebung  des  Marktes  hin  sofort  und  entsprechend  ver- 
ändern), stabilen,  d.  h.  nicht  durch  Entwicklung  der  Bevölkerung, 
der  Technik  usw.  beeinflußten  Zustand. 

Wenn  wir  in  der  Folge  dem  Vorwurf  der  Wirklichkeitsfremd- 
heit der  herrschenden  Lehre  begegnen,  wird  es  gut  sein,  daß 
wir  uns  gegenwärtig  halten,  was  Clark  über  seine  Theorie  sagt: 
>Unlike,  indeed,  to  real  life  is  the  economy  that  results,  but  it  is 

i)  Aletiger  a.  a.  O.  S.  88. 

2)  Doch  ist  es  für  unsere  Auseinandersetzung  durchaus  unerheblich,  ob  man 
eine  Umschreibung  nach  der  Zweckmäßigkeit  oder  nach  gewissen  »Merkmalskom- 
plexen« anerkennt. 
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iinlike  it  only  through  its  incoinpleteness«  ^).  Denn  »stillschwei- 
gend setzt  sie  voraus,  daß  die  sogenannten  isolierten  Systeme 
gewissen  äußeren  Einflüssen  unterworfen  bleiben  und  läßt  diese 
nur  deshalb  beiseite,  weil  sie  ihr  entweder  schwach  genug  er- 
scheinen, um  vernachlässigt  werden  zu  können,  oder  weil  sie  sich 
ihre  spätere  Berücksichtigung  vorbehält«  -). 

Gegen  die  im  vorigen  in  ihren  Grundzügen  dargestellte  Lehre 
und  Methode  der  reinen  Theoretiker  sind  schon  von  verschiedener 
Seite  und  mit  unterschiedlicher  Begründung  Einwände  erhoben 
worden.  Daß  dies  u.  a.  durch  die  historische  Schule  geschah, 
versteht  sich  von  selbst.  So  charakterisiert  Schmoller'  den  Ame- 
rikaner Clai'k,  an^j dessen  Verteilungslehre  wir  uns  oben  stark  an- 
lehnten, wie  folgt:  »Ein  Gelehrter  von  höchstem  Scharfsinn,  großer 
Phantasie,  aber  in  seiner  Theorie  überwiegend  weitabgewandt. 
Entfernung  von  der  Realität,  beliebige  Steigerung  unwirklicher 
Prämissen  machen  seine  Theorie  zu  einem  so  stillen  Bache,  daß 
sie  den  Boden  nirgends  befruchten  kann«  ^).  Mehr  Bedeutung 
ist  den  Einwänden  beizumessen,  die  den  Reihen  derer  entstam- 
men, die  sich  selbst  um  die  Gestaltung  einer  Theorie  bemühen. 
Es  sei  an  die  einschränkende  Berichtigung  erinnert,  mit  der  Schum- 
peter  die  reinökonomische  Theorie  des  Arbeitslohns  ausstattet. 
In  jüngerer  Zeit  nun  hat  Tugan-Baranowsky  versucht,  die  herr- 
schende Verteilungslehre  durch  eine  gänzlich  von  ihr  geschiedene 
»soziale  Theorie  der  Verteilung«  zu  ersetzen,  und  es  wird  uns 
obliegen,  vornehmlich  diesen  Versuch  einer  Würdigung  zu  unter- 
werfen. Das  kann  jedoch  erst  geschehen,  nachdem  ein  paar  metho- 
dologische Vorfragen  besprochen  sein  werden,  was  gleichfalls  unter 
Zugrundlegung  neuer  Arbeiten  geschehen  soll. 

Die  Vorwürfe,  die  gegen  die  herrschende  Lehre  erhoben  wer- 
den, können  von  dreierlei  Art  sein.  Man  kann  gegen  sie  ein- 
wenden : 

1.  daß  die  Mediode,  nach  der  sie  gewonnen  wurde,  die  Me- 
thode der  Wirtschaftstheorie  überhaupt,  falsch  sei; 

2.  daß  eines  ihrer  Ergebnisse,  die  Preistheorie,  falsch  sei; 

3.  daß  die  Anwendung  der  —  sonst  richtigen  —  Preistheorie 
auf  die  Verteilungsvorgänge  falsch  sei. 


i)   Clark  a.  a.  O.  S.   72. 

2)  Henri  Bergsott,  Schöpferische  Entwicklung,  Jena   1912,  S.  17. 

3)  Schmoller  a.  a.  O. 
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2.  Methodologische  Kritik. 

Den  erstgenannten  Einwand  erhebt  ein  französischer  Forscher, 
FranQois  Simiand^),  der  in  seinem  Buch  kritische  Betrachtungen 
zur  Methode  der  Wirtschaftstheorie  vereinigt.  Manche  Ausführun- 
gen des  Verfassers  bleiben  hier  unberücksichtigt ;  sei  es,  weil  sie 
sachlich  fern  liegen:  so  die  Kritik  der  mathematischen  Methode, 
sei  es,  weil  wir  —  wie  bei  der  Beurteilung  des  Finalismus  — 
unsere  Lehre  ganz  auf  der  Seite  Simiands  stehen  sehen. 

»Je  pars  d'un  postuIat,  de  l'unique  postulat  que  la  science 
economique  a  pour  objet  de  connaitre  et  d'expliquer  la  realite 
economique«  (S.  179).  Um  diesen  Satz  herum  kreist  Shniands 
Kritik,  von  ihm  aus  betrachtet  krankt  die  herrschende  Theorie  an 
einigen  in  ihrer  Methode  verankerten  Uebeln,  deren  nachge- 
nannte so  bedeutsam  erscheinen,  daß  sie  eine  Ablehnung  dieser 
Methode,  daß  sie  eine  andere,  eben  die  »positive«  Methode  als 
Ersatz  fordern.     Simiand  führt  aus  : 

I.  Es  zeigt  sich,  daß  die  Annahmen  der  Theorie  vielfach 
willkürlich  gewählte  sind.  Das  bedeutet,  daß  »l'hypothese  psy- 
chologique  initiale  etant  arbitraire,  beaucoup  d'autres  systemes 
de  science  economique  conceptuelle  pourraient  etre  construits 
aussi  legitimement,  apres  changement  de  la  base  psychologi- 
que  adoptee«  (S.  33).  »Theoriquement  ces  constructions,  pourvu 
qu'elles  fussent  exactement  conduites,  auraient  une  meme  valeur« 
(S.  34).  Tatsächlich  behauptet  aber  die  Theorie,  mittels  dieses 
Vorgehens  befähigt  zu  sein,  ein  in  den  Grundzügen  mit  der  Wirk- 
lichkeit übereinstimmendes  Bild  zu  geben.  Damit  verleiht  sie  dem 
Kritiker  das  Recht,  zu  prüfen,  ob  sie  wirklich  Abbild  von  Tat- 
sächlichkeiten sei,  zuzusehen,  »d'une  part,  si  la  base  que  l'hy- 
pothese, comme  il  le  faut  bien,  emprunte  initialement  ä  la  rea- 
lite, est  exacte,  et  d'autre  part,  si  la  theorie  oü  eile  reboutit  re- 
joint  et  fait  comprendre  le  fait  qu'elle  doit  servir  ä  expliquer« 
(S.  189). 

Die  Annahmen,  von  denen  die  Theorie  ausgeht,  sind  deshalb 
willkürliche,  weil  aus  einem  bestimmten  Prinzip  (Obersatz)  sich 
mehrere  Handlungsweisen  mit  gleicher  logischer  Strenge  herleiten 
lassen.  Die  von  der  deduktiv  arbeitenden  Lehre  zutage  geför- 
derten Sätze  sind  darum  nicht  die    einzig    möglichen  Ergebnisse 


i)  Sitniand,  La  mcthode  positive  en  science  economique,  Paris   191 2. 
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der  gedanklichen  Analyse,  sind  nicht  zwingend  ■■).  Denkbar 
wäre  nun,  daß  die  Theorie  alle  diese  möglichen  Wege  der  Schluß- 
folgerung betreten  und  so  nach  und  nach  zu  einem  Bündel  von 
Möglichkeiten  gelangen  würde,  die  allesamt  gleichwertig  wären, 
d.  h.  von  denen  keine  aus  einem  in  der  Theorie  selbst  creleeenen' 
(methodologischen)  Grund  größere  Aussicht  auf  Richtigkeit  böte 
wie  die  andere.  Daß  mit  einer  solch  »vielseitigen«  Theorie  nichts 
anzufangen  wäre,  liegt  auf  der  Hand. 

2.  Nun  ist  es  möglich,  daß  trotz  mangelnder  Eindeutigkeit 
ihrer  Ergebnisse  die  Theorie  durch  irgend  ein  Kontrollmittel  be- 
fähigt wird,  unter  den  verschiedenen  alternativen  Schlußfolge- 
rungen die  zur  Erklärung  derWirklichkeit  geeignetste,  die  »richtige« 
zu  wählen.     Aber  diese  Kontrollmittel  versagen. 

Es  versagt  die  Anpassung  der  Gedankengänge  der 
Theorie  an  die  Gedankengänge  des  Menschen,  denn  sie  ist,  wenn 
sie  —  wie  unter  diesen  Umständen  —  nur  im  Bedürfnisfall  statt- 
hat, unmethodisch  und  unzuverlässig.  »Et  si,  obscurement,  in- 
consciemment  peut-etre,  l'observation  psychologique  devait,  mal- 
gre  le  principe,  intervenir  dans  le  travail,  n'y  aurait-il  pas  tout 
avantage  ä  ce  que  cette  intervention    füt    voulue,    methodique  .?« 

(S.  34). 

Es  versagt  aber  auch  der  Vergleich  der  Ergebnisse  der 
Theorie  mit  den  Tatsachen  der  Wirklichkeit ;  er  wird  durch  die 
Isoliermethode  verunmöglicht.  Wert  oder  Unwert  einer  nach  dieser 
Methode  gewonnenen  Folgerung  läßt  sich  gar  nicht  nachprüfen. 
Denn  indem  aus  dem  Tatsachenkomplex  derWirklichkeit  einzelne 
Stücke  herauspräpariert,  einzelne  Kräfte  und  Erscheinungen  ge- 
sondert und  in  ihrer  Wechselwirkung  untersucht  werden,  müssen 
die  Resultate  dieser  Untersuchung  mit  der  Wirklichkeit  unver- 
gleichbar werden,  der  Wirklichkeit,  die  ein  buntes  Gewebe  ist. 
Das  Experiment,  das  die  willkürliche  Ein-  und  Ausschaltung  be- 
stimmter Kräfte  gestattet,  steht  dem  Wirtschaftswissenschaftler 
nicht  zu  Gebote.  Es  ist  ihm  darum  nicht  möglich,  seine  Sätze 
zu  kontrollieren :  sie  werden  unbeweisbar  bleiben. 

Dieses  die  Kritik.  Was  aber  will  die  »positive«  Methode  ? 
Sie  will  »la  recherche  des  influences  psychologiques  qui  peuvent 
intervenir  dans  les  phenomenes  economiques«  (S.  35)  und  das 
auf  der  Grundlage  einer  »experimentation  methodique,  substituee 
ä  l'empirisme«   (S.    194).     Da  die  zu  untersuchenden  Erscheinun- 

l)  Vgl.  Belege  zu  dieser  Behauptung  S.  23  ff.  und   192  fF. 
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gen  »appartiennent  essentiellement  ä  une  psychologie  de  groupe, 
ä  une  Psychologie  sociale«  (S.  35),  so  will  sie  sich  von  der  in- 
dividualistischen Richtung  abwenden.  Große  Hoffnung  auf  bal- 
digen reichen  Gewinn  hegt  Szmzajid  seiher  nicht.  »Les  difficultes 
d'une  methode  experimentale  en  science  sociale  sont  indeniables, 
et  les  resultats  ä  en  esperer  apparaitront  assurement  modestes 
pour  l'effort  depense  ä  les  obtenir«  (S.  35).  Die  »positive«  Me- 
thode rechtfertigt  sich  durch  die  Behauptung,  sie  sei  aus  Gründen 
der  Logik  gefordert,  stützt  sich  darauf,  daß  »toute  autre  voie 
serait  suspecte,  et  que  les  resultats  autrement  obtenus  seraient 
Sujets  au  doute«   (S.  36). 

Soweit  Simiand.  Seine  Ausführungen  sind  vornehmlich  kri- 
tischer Natur;  über  die  »positive«  Methode  erfahren  wir  wenig, 
und  das  Wenige  ist  nicht  allzu  klar  gefaßt.  Realistische  Problem- 
stellung und  psychologische  Methode  werden  ihm  wohl  vorschwe- 
ben ^).  Wir  übergehen  den  positiven  Teil  seiner  Arbeit  und  be- 
sprechen bloß  die  Kritik  der  modernen  Methode.  Und  da  die  oben 
unter  i.  dargestellte  Reihe  der  Einwände  von  Simiand  nur  als 
bedingt  erheblich  angesehen  wird,  können  wir  uns  eine  Ausein- 
andersetzung mit  ihr  ersparen  und  uns  gleich  der  zweiten  Gruppe 
zuwenden. 

Es  fällt  vor  allem  auf,  daß  das  Bild,  das  Simiand  von  der 
Methode  der  herrschenden  Lehre  entwirft,  kaum  der  Wirklichkeit 
abgelauscht  sein  dürfte.  Durch  seine  sämtlichen  Argumentationen 
leuchtet  die  Annahme  durch,  die  Theorie  gängiger  Prägung  ent- 
wickle auf  Grund  einiger  weniger  Prämissen  ihr  Gebäude  rein  ge- 
danklich. Es  scheint  also  Simiand  zu  jenen  französischen  Volks- 
wirtschaftlern zu  gehören,  von  denen  schon  Carl  Menger  sagt, 
daß  sie,  »in  mißverständlicher  Auffassung  der  Begriffe  »Theorie« 
und  »System«,  unter  diesen  letzteren  lediglich  aus  aprioristischen 
Axiomen  auf  deduktivem  Wege  gewonnene  Sätze,  beziehungsweise 
Lehrgebäude  von  solchen,  verstehen«  ^).  Es  bedarf  wohl  nicht 
des  Hinweises,  daß  mit  seiner  Kritik  einer  so  beschaffenen  Me- 
thode Simiand  an  der  modernen  Theorie  vorbeiargumentiert. 
Denn  diese  ist  durchaus  nicht  axiomatisch  begründet,  schließt 
sich  vielmehr  enge  der  Beobachtung  von  Tatsachen  an.   (Weshalb 


1)  Vgl,  zur  Charakteristik  der  Schule,  zu  der  Simiand  zählt:  J.  Schumpeter, 
Epochen  der  Dogmen-  und  Methodengeschichtc,  im  Grundriß  der  Sozialökonomik 
I,  Tübingen   19 14;  S.   104  f. 

2)  Menger  a.  a.  O.  S.  7  Anm. 
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wir  uns  auch  nicht  mit  dem  krampfhaften  Bemühen  Simiands 
befreunden  können,  das  erfahrungsgemäß  nicht  zu  Beobachtende 
als  Beweis  mangelnder  Eindeutigkeit  der  Resultate  anzusehen.) 
Dabei  genügt  es  eben  vielfach,  wenn  man  die  Erfahrungstatsachen 
»dem  gemeinen  täglichen  Leben,  so  wie  es  jedem  von  uns  sich 
darbietet,  durch  schlichte  und  formlose  Beobachtung  unmittelbar 
ablauscht«  ^),  ohne  daß  es  des  Apparates  einer  experimentellen 
Massenpsychologie  bedürfte. 

Der  Einwand,  die  Isoliermethode  mache  eine  Kontrolle  der 
Ergebnisse  durch  Vergleich  mit  den  Tatsachen  unmöglich,  ist 
nicht  neu ;  er  ist  z.  B.  schon  von  Lexis  gegenüber  Dietzel  er- 
hoben worden.  Und  ebenso  wurde  er  bereits  damit  erledigt,  daß 
man  auf  die  Veränderungen  hinwies,  die  die  Wirklichkeit  zeigt: 
der  Wechsel  einzelner  Komponenten  innerhalb  einer  Gesamtheit 
von  Zuständen  gestattet  das  Verfolgen  der  spezifischen  Wirkung 
dieser  Komponenten.  Es  stellt  dies  gewissermaßen  ein  passives 
Experiment  dar,  bei  dem  mit  dem  nämlichen  Kunstgriff  gearbeitet 
wird,  den  die  Zurechnungstheorie  zur  Bestimmung  der  produk- 
tiven Beiträge  benützt.  Das  willkürliche  Laboratoriumsexperiment 
findet  in  ihm  seinen  —  wenn  auch  natürlich  nicht  vollwertigen 
—  Ersatz. 

Was  endlich  die  realistische  Problemstellung  Simiands  be- 
trifft, müssen  wir  sie,  falls  sie  volle  Erfassung  der  Wirklichkeit 
erstrebt,  für  eine  Ungeheuerlichkeit  halten,  die  man  durch  die 
A/^«^^rschen  Untersuchungen  längst  und  durch  Amonns  Arbeit 
endgültig  abgetan  glaubte;  von  den  logischen  Darlegungen  etwa 
Rickerts  gar  nicht  zu  reden.  »Die  realistische  Richtung  der  theo- 
retischen Forschung  schließt  .  .  .  die  Möglichkeit,  zu  strengen 
(exakten)  theoretischen  Ergebnissen  zu  gelangen,  auf  allen  Ge- 
bieten der  Erscheinungswelt  in  prinzipieller  Weise  aus«^).  Die 
Grenzen  theoretischer  Erkenntnis,  die  sein  Positivismus  kühn  igno- 
riert, könnte  Simiand  übrigens  auch  bei  seinen  Landsleuten  na- 
turwissenschaftlicher Schule,  bei  Henri  Poincare  oder  Emile 
Boutroux  erfragen. 

Wir  können  des  französischen  Forschers  Kritik  der  herrschen- 
den Methode  nicht  als  durchschlagend  ansehen.  Fast  hat  es  den 
Anschein,  als  ob  Simiand  nicht  von  einer  Erkenntnis  innerer 
Widersprüche  der  Theorie  ausgegangen  sei,  als  ob  seine  Einwände 

i)  Böhm-Bawerk  a.  a.  O.  S.  II. 
2)  Menger  a.  a.  O.  S.   37. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1915.    4-  4O 
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nicht  eigentlich  logischen  Zweifeln  ihr  Dasein  schuldeten,  son- 
dern als  ob  sie  der  Feststellung  entsprängen,  die  Ergebnisse 
der  Theorie  paßten  zu  schlecht  auf  die  Tatsachen  des  Lebens. 
Diesen  Vorwurf  haben  wir  durch  unsere  obige  Zurückweisung 
noch  nicht  entkräftigt. 

3.  Preistheoretische  Kritik. 

Dem  Einwand,  die  Preislehre  der  herrschenden  Theorie  stehe 
auf  schwachen  Füßen,  ist  in  George  Binney  Dibblee  ^)  ein  Ver- 
treter geworden.  Dieser  Autor  erachtet  das  Gesetz  von  Angebot 
und  Nachfrage  als  revisionsbedürftig.  Wie  unsere  einleitende 
Darstellung  zeigte,  zieht  die  herrschende  Lehre  in  ausgedehntem 
Maß  dieses  Gesetz  zur  Erklärung  der  Verteilungserscheinungen 
heran  und  aus  dem  Grunde  interessiert  uns  Dibblee  hier.  Aller- 
dings legt  er  seinen  Ausführungen  die  Warenpreise  zugrunde,  und 
es  wäre  kaum  angängig,  seine  Ansichten  über  die  Bewegung 
dieser  auf  die  Preise  der  Verteilungssphäre  auszudehnen.  Dibblee 
kommt  für  uns  daher  nur  insoweit  in  Betracht,  als  durch  seine 
Korrektur  der  Warenpreisgesetze  die  Gesetze  der  Bildung  des 
Unternehmergewinns  mitverändert  werden. 

Nach  der  herkömmlichen  Lehre  hat  der  Preis  das  Bestreben, 
sich  auf  die  Höhe  der  Produktionskosten  einzustellen,  d.  h.  die 
Formel  »Preis  =  Kosten«  ist  der  Ausdruck  einer  Verwirklichungs- 
tendenz, die  ihre  Existenz  dem  Gleichgewichtsgesetz  von  Angebot 
und  Nachfrage  verdankt.  Dieses  Gleichgewichtsgesetz  • —  so  fährt 
Dibblee  fort  —  entsprach  zur  Zeit  seiner  Formulierung  ziemlich 
genau  den  Tatsachen.  Auch  heute  gilt  es  noch  durchaus,  aber 
seine  Bedeutung  wird  dadurch  erheblich  vermindert,  daß  jetzt 
neue  Kräfte  im  Wirtschaftsleben  befehlen.  Es  wird  durch  die 
von  diesen  neuen  Kräften  ausgelösten  Erscheinungen  gleichsam 
überdeckt,  so  daß  es  nicht  gut  angeht,  es  fernerhin  als  all- 
gemeines grundlegendes  Gesetz  zu  verkünden.  Dazu  weicht  es 
allzusehr  von  der  Wirklichkeit,  wie  sie  heute  ist,  ab. 

Damals,  als  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  aufge- 
stellt wurde,  übte  eine  unbefriedigte  Nachfrage  eine  »Saugkraft? 
(suction)  auf  die  Produktion  aus  und  erwirkte  i.  eine  gewisse 
Stabilität  der  Preise,  und  2.  eine  ständige  Differenz  zwischen 
Preisen  und  Kosten,  also  einen  durchgängigen  Unternehmergewinn 


l)  DibbUe,  The  Laws  of  Supply  and  Demand,  London   1912. 
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—  Heute  aber  »productive  power  has  outstripped  desire,  i.  e. 
that  desire  which  is  economically  effective  and  equipped  with 
power  to  reward  the  producer«  (S.  90).  Es  droht  die  chronische 
Ueberproduktion.  Und  mit  ihr  würden  sich  beim  freien  Spiel 
der  Kräfte  die  Preise,  entsprechend  der  abwechselnden  Ueber- 
sättigung  des  Marktes  und  des  (durch  die  dadurch  bewirkte  Krise 
geschaffenen)  nahezu  monopolisierten  Angebots,  von  einem  Tief- 
zu  einem  Hochstand  in  Sprüngen  hin  und  her  bewegen,  ohne 
eine  Tendenz  nach  dem  Gleichgewichtspunkt  hin.  Unter  einer 
solchen  Anarchie  käme  die  Produktion  keinesfalls  auf  ihre  Kosten. 
Darum  werden  heute  von  den  Unternehmern  zwecks  Sicherung 
des  Unternehmergewinns  Maßnahmen  ergriffen,  die  den  Preis  »ge- 
waltsam« auf  einer  Höhe  festbremsen,  die  dem  Unternehmer  einen 
Ueberschuß  über  seine  Kosten  verspricht. 

Der  Preis  ist  heute  kein  Gleichgewichtspreis  mehr;  es  sind 
hauptsächlich  zwei  Vorkehrungen  der  Produzenten,  die  seine  Sta- 
bilität erzwingen :  die  Regelung  des  Angebots  durch  KarteUierung 
usw.  und  die  Beeinflussung  der  Nachfrage  mittels  der  Propaganda. 
»Problems  of  production  are  now  surpassed  in  interest  by  those 
of  selling«  (S.  91).  »Now  there  is  a  universal  glut  of  all  com- 
modities  calling  for  immense  resources  and  uniting  ingenuity  in 
Order  to  maintain  prices  at  the  paying  level  for  the  producer 
and  his  agent.  But  this  position  of  equilibrium  {}),  while  ex- 
pensive  to  maintain,  is  far  more  stable  than  that  existing  in  any 
mediaeval  or  ancient  market«   (S.  90). 

Im  weiteren  geht  Dibblee  darauf  aus,  nachzuweisen,  welch 
große  Rolle  die  »Störungsmomente«  auf  dem  Markte  spielen. 
Diese  seine  Ausführungen  sind  von  hervorragendem  Interesse. 
Leider  ist  hier  nicht  der  Ort,  sie  zur  Sprache  zu  bringen ;  wir 
bemerken  bloß,  daß  in  ihnen  der  Hauptwert  der  Dibbleeschen 
Arbeit  stecken  dürfte. 

Welche  Folgerungen  ergeben  sich  daraus  für  den  Unter- 
nehmergewinn.?  —  Einmal  ist  zu  sagen,  daß  natürlich  durch 
ständige  Ueberproduktion  (zu  untersuchen,  ob  etwas  derartiges 
tatsächlich  stattfindet,  ist  nicht  unsere  Aufgabe)  die  Gesetze  der 
Preisbildung  nicht  erschüttert  werden;  denn  sie  umschließen  ja 
die    Menge    der    angebotenen    Ware  ^).      Dagegen    ist    folgendes 


i)  Daß  die  Nachfrage  nicht  rein  quantitativ  ist,  was  Dibblee  S.  13  ff.  als 
Entdeckung  anzusehen  scheint,  wird  von  der  modernen  Theorie  natürlich  durch- 
aus beachtet.     Vgl.  z.   B.  Philippovich  a.  a.  O.  S.  263. 
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erwähnenswert:  besteht  Dibblees  Behauptung  zu  Recht,  so  läßt 
sich  ein  Unternehmergewinn  halten,  ohne  ständig  durch  Ver- 
minderung der  Kosten  erkämpft  werden  zu  müssen.  Zweifel- 
los wurde  Dibblee  zu  seiner  Auffassung  der  Dinge  durch  Beob- 
achtung der  Preisbildung  auf  den  durch  Unternehmerverbände 
beherrschten  Märkten  gedrängt.  Tatsächlich  werden  durch  das 
Eingreifen  dieser  Verbände  die  Störungsfaktoren  der  reinen  Preis- 
bildung akzentuiert.  Nicht  im  selben  Sinn  läßt  sich  das  von  der 
>aggressiven«  Propaganda  sagen,  der  Dibblee  ähnliche  Wirkungen 
zuschreibt.  Denn  ob  spontan  aus  sich  selbst  heraus  entstanden 
oder  durch  Beeinflussung  seitens  des  Angebots  emporgesproßt : 
in  ihrem  markttheoretischen  Charakter  erleidet  die  Nachfrage 
dadurch  keine  Aenderung. 

Alle  Unstimmigkeiten  zwischen  der  herrschenden  Theorie 
und  jenen  Dibbleeschen  Thesen,  die  nicht  bloße  Behauptungen 
sind^),  dürften  sich  verhältnismäßig  leicht  lösen,  wenn  man  be- 
rücksichtigt, daß  die  von  Dibblee  behandelten  Erscheinungen 
essentiell  »dynamischer«  Natur  sind,  d.  h.  daß  sie  auf  Verände- 
rungen der  stabilen  Wirtschaft  zurückgehen,  der  Wirtschaft,  deren 
Beschreibung  sich  die  reine  Theorie  zum  Ziel  setzt.  Indem  die 
reine  Theorie  sie  vernachlässigt,  lehnt  sie  ihre  Behandlung  keines- 
wegs ab.  Nur  eine  saubere  Scheidung  möchte  sie  zwischen  den 
beiden  Gebieten  innegehalten  wissen.  Deshalb  ist  es  auch  nicht 
wünschenswert,  des  englischen  Forschers  Arbeit  hier  eingehender 
zu  besprechen,  als  es  geschehen. 

4.  Verteilungstheoretische  Kritik. 

Endlich  begegnen  wir  dem  dritten  der  Einwände,  die  gegen 
die  herrschende  Verteilungslehre  erhoben  werden,  dem,  daß  sich 
der  Preis  darum  nicht  zum  Erklärungsprinzip  der  Verteilung 
machen  lasse,  weil  die  Voraussetzungen  der  Preistheorie  im  Ge- 
biet der  Verteilung  nicht  zu  finden  seien,  so  daß  der  Versuch, 
Verteilungsprobleme  in  Preisprobleme  umzudeuten,  von  Anbeginn 
methodisch  verfehlt  sein  müsse.  Dieser  Ansicht  ist  Tugan-Bara- 
nowsky^). 

Was  ihn  veranlaßt   hat,    eine    Revision    der  Verteilungs- 

1)  Zu  letzteren  gehören  allerdings  manche  die  heutige  Produktionsgestaltung 
betreffende  Aussagen,  womit  auch  die  aus  ihnen  entwickelten  Theorien  auf  schwan- 
ken Grund  geraten  würden. 

2)  Michael  Tugati-Baranowsky,    Soziale  Theorie    der  Verteilung,    Berlin   19 13. 
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lehre  zu  unternehmen,  läßt  er  erst  ganz  zu  Ende  seiner  Aus- 
führungen wissen:  »Ist  Arbeitslohn  eine  Art  von  Preis,  der  den 
allgemeinen  Gesetzen  des  Preises  unterworfen  ist,  so  muß  der 
Gesetzgeber  (7!  spielt  auf  die  neueste  englische  Sozialpolitik  an) 
auf  jeden  Versuch  der  Beeinflussung  der  Lohnhöhe  verzichten, 
da  dieser  Versuch  notwendigerweise  scheitern  würde.  Aber  die 
Praxis  des  Lebens  zeigt,  daß  die  alte  Theorie  mit  den  realen 
Tatsachen  des  gesellschaftlichen  Lebens  in  Widerspruch  steht  .  .  . 
Dieser  Umschwung  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Praxis  bedarf 
einer  Wandlung  der  Theorie«   (S.  82).     Und  so  legt   Tiigan  dar: 

Richtig  wie  die  Preistheorie  auf  dem  Gebiet  der  Warenpreise 
ist,  versagt  sie  bei  der  Verteilung  —  »nicht  in  dem  Sinne,  daß 
die  Preis  form  der  Verteilungsphänomene  der  Grenznutzen- 
lehre widerspricht,  sondern  in  dem  Sinne,  daß  der  tiefere  Inhalt 
der  Phänomene  der  Verteilung  nichts  mit  irgendwelchen  Erschei- 
nungen der  Preisbildung  gemeinsam  hat«  (S.  15).  Die  Verteilung 
ist  ein  sozialer  Vorgang,  sie  hat  das  Zusammenwirken  verschie- 
dener gesellschaftlicher  Klassen  zur  Voraussetzung,  ihr  Problem 
ist  »das  Problem  der  Abhängigkeitsverhältnisse  zwischen  den  Ein- 
kommen derjenigen  sozialen  Klassen,  die  durch  die  Bedingungen 
der  kapitalistischen  Produktion  und  des  Austausches  miteinander 
verknüpft  sind«  (S.  9  f.).  Aus  diesem  Grunde  scheint  es  verfehlt, 
sie  durch  die  individualistische  Preistheorie  erklären  zu  wollen. 
Zwar  ist  der  Tauschakt  auch  ein  Sozialphänomen;  aber  im  »Tausch- 
akte begegnen  sich  zwei  Individuen,  die  nicht  notwendig  ver- 
schiedenen sozialen  Klassen  angehören  müssen«  (S.  11),  darum 
»haben  wir  kein  methodologisches  Recht,  den  Verkäufer  der  einen 
Ware  als  den  sozial  Stärkeren  oder  Schwächeren  im  Vergleich 
mit  dem  Verkäufer  einer  anderen  Ware   zu   betrachten«    (S.   12). 

Anders  bei  der  Verteilung.  Die  soziale  Ungleichheit  der 
Parteien  macht  geradezu  das  Wesen  der  Verteilung  aus,  und  sie 
ist  —  das  der  entscheidende  Punkt  —  »von  individuellen  Wert- 
schätzungen ganz  unabhängig  und  nicht  individuellen,  sondern 
sozialen  Ursprungs«  (S.  13).  »Die  Arbeitskraft  wird  nicht  pro- 
duziert, sondern  sie  entsteht  von  selbst  als  Folge  des  Lebens« 
(S.  31).  »Die  Verkäufer  der  Arbeit  bilden  durch  die  Natur  dieses 
Verkaufs  eine  besondere  soziale  Klasse  —  die  Arbeiterklasse  ; 
und  die  Käufer  derselben  werden  durch  eben  diesen  Kauf  selbst 
zu  einer  anderen  sozialen  Klasse  —  zu  Kapitalisten.  So  etwas 
sehen  wir  bei   keinem   anderen  Tauschakte«    (S.  33).     >Von   der 
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sozialen  Gebundenheit  zu  abstrahieren,  heißt  in  diesem  Fall  das 
ganze  Problem  verkennen.  Und  darum,  trotz  der  Preisform  des 
Arbeitslohns,  ist  es  unmöglich,  den  Arbeitslohn  als  ein  Preis- 
phänomen zu  begreifen«  (S.  14).  Somit  sind  auf  der  Seite  des 
Angebots  nicht  die  Voraussetzungen  der  Preistheorie  erfüllt.  Und 
ebensowenig  auf  Seiten  der  Nachfrage.  Die  Preistheorie  nimmt 
an,  die  Nachfrage  verändere  sich  mit  dem  Preis.  Aber,  wenn 
die  Wirtschaft  als  Ganzes  ins  Auge  gefaßt  wird,  ^kommen  wir 
zum  Schluß,  daß  die  Nachfrage  nach  der  Arbeitskraft  von  deren 
Preise  unabhängig  ist,  insofern  dieser  nicht  den  ganzen  Profit  des 
Kapitalisten  verschlingt.  Der  Kapitalist  wird  nicht  aufhören  zu 
produzieren,  falls  irgend  ein  Profit  da  ist,  und  seine  Nachfrage 
nach  den  Arbeitshänden  wird  sich  nicht  verringern,  wie  hoch  der 
Arbeitslohn  (bis  zu  dieser  Grenze)  steigt«  (S.  37). 

Es  fehlen  also  die  Verknüpfungen  zwischen  Preis,  Angebot 
und  Nachfrage,  die  dem  Warenmarkte  typisch  sind ;  die  drei 
Größen  bewegen  sich  in  der  Verteilungssphäre  vornehmlich  eigen- 
gesetzlich, d.  h.  unabhängig  voneinander.  Wie  könnten,  wäre  dem 
anders,  die  Arbeiter  höhere  Löhne  erkämpfen?  Der  Unternehmer- 
verband erhöht  allerdings  auch  die  Preise  seiner  Erzeugnisse, 
aber  nur,  indem  er  das  Angebot  beschränkt.  Der  Gewerkverein 
bedarf  dieses  Mittels  nicht.  Er  bedarf  seiner  darum  nicht,  weil 
»der  Prozeß  der  Verteilung  des  sozialen  Produktes  .  .  .  kein 
Tauschprozeß  ist,  sondern  ein  kompliziertes  Ergebnis  des  Kampfes 
der  sozialen  Klassen  um  den  größten  Teil  des  gesellschaftlichen 
Produkts «:  (S.  42). 

Wir  sind  damit  auf  der  Stufe  angelangt,  wo  es  gilt,  diesen 
sozialen  Verteilungsvorgang  in  den  Rahmen  theoretischer  Erkennt- 
nis zu  spannen.  Die  Lehre  vom  Arbeitslohn  lautet :  »Die  durch- 
schnittliche Lohnhöhe  in  einer  bestimmten  Gesellschaft  wird  durch 
zwei  Faktoren  bestimmt :  durch  die  Produktivität  der 
gesellschaftlichen  Arbeit,  welche  die  Menge  des  ge- 
sellschaftlichen Produktes,  das  zwischen  verschiedenen  sozialen 
Gruppen  zu  verteilen  ist,  feststellt,  und  durch  die  soziale 
Macht  der  arbeitenden  Klasse,  welche  die  Quote  des 
gesellschaftlichen  Produktes,  über  welche  die  Arbeiterklasse  ver- 
fügen kann,  festsetzt«  (S.  43).  Der  produktive  Beitrag  der  Arbeit 
stellt  nicht  das  Niveau  dar,  dem  der  Arbeitslohn  zustrebt.  Das 
gesellschaftliche  Gesamtprodukt  ^)    setzt    die     obere    Grenze    fest, 

l)    Von   Tugmi    mißverständlicherweise    als   »Arbeitsproduktivität«    bezeichnet. 
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Über  die  hinaus  der  Lohn  nicht  steigen  kann.  Als  seine  untere 
Grenze  erscheint  das  physiologische  Existenzminimum^).  Diese 
beiden  Größen  Umitieren  indes  bloß:  »Auf  welchem  Niveau  der 
Lohn  sich  tatsächlich  bewegt,  das  hängt  von  den  Bedingungen 
ab,  unter  denen  der  soziale  Kampf  der  Arbeiter  mit  den  Unter- 
nehmern sich  abspielt,  d.  h.  von  der  sozialen  Macht  der  Arbeiter- 
klasse«  (S.  44  f.). 

Die  Höhe  des  Profits  —  mit  welcher  Bezeichnung  Tiigan 
Kapitalzins  und  Unternehmergewinn  zusammenfaßt  —  bestimmt 
sich  in  gleicher  Weise  wie  die  Lohnhöhe,  »da  Lohn  und  Profit 
beide  Quotienten  derselben  Summe  sind.  Hängt  die  Lohnhöhe 
von  der  Arbeitsproduktivität  und  der  sozialen  Macht  der  arbei- 
tenden Klasse  ab,  so  muß  von  diesen  Faktoren  auch  die  Höhe 
des  Profits  abhängen«  (S.  75).  Dazu  gesellt  sich  als  dritter  Be- 
stimmungsgrund die  Umschlagszeit  des  Kapitals  (vgl.  S.  78  f.). 

Das  sind  die  Grundzüge  der  Verteilungslehre,  die  Tiigan- 
Baranozvsky  vertritt.  In  manchem  nicht  völlig  originelle  Gedanken 
haben  in  ihr  systematischen  Ausdruck  gefunden :  ein  paar  marxi- 
stische Ideen  sind,  dem  Ganzen  eingesprengt.  Gleichwie  Tiigaifs, 
Betonung  der  Eigenart  der  Ware  Arbeit'^)  sich  eng  an  Brentano 
anschließt,  findet  sich  auch  bereits  in  dessen  »Arbeitergilden  der 
Gegenwart«  der  Satz:  »Der  wirkliche  Betrag  des  Lohnes  aber 
zwischen  diesen  äußersten  Grenzpunkten  (d.  i.  dem  Existenz- 
minimum und  dem  Ruin  des  Unternehmers)  ist  eine  Machtfrage 
zwischen  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern«  ^).  Und  Stolzmann 
hat  gleichfalls  schon  früher  den  Kernpunkt  der  Ttig-anschen  Ver- 
teilungslehre hart  formuliert:  »Die  Macht  allein  .  .  .  schreibt  die 
Größe  des  Anteils  vor«  und  die  herrschende  Lehre  abgelehnt: 
»Die  technische  Beitragszurechnung  des  Naturfaktors  geht  durch- 
aus andere  Wege  als  seine  soziale  Zurechnung  und  Ertragsab- 
findung. Nicht  was  ein  Faktor  im  Dienste  der  technischen  Her- 
stellung der  Produkte    leistet,    sondern    was    dem    Menschen,    in 

Er  wählt  diesen  Terminus,  der  zur  Verwechslung  mit  dem  »produktiven  Beitrag 
der  Arbeit«  (spezifischen  Arbeitsprodukt)  geradezu  herausfordert,  aus  der  bedenklich 
ethischen  Erwägung,  daß  das  »gesamte  gesellschaftliche  Produkt  als  durch  die 
Arbeit  produziert  betrachtet  werden  soll«   (S.  43). 

i)   Tugan  lehnt  die  Idee  eines  Standard-of-Life-Minimums  ab. 

2)  Er  schreibt  zwar  regelmäßig  »Arbeitskraft«,  meint  aber  nichtsdestoweniger 
»Arbeit«. 

3)  Lujo  Brentano,  Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart,  Bd.  II.  Leipzig  1872, 
S.   210. 
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dessen  Eigentum  der  Faktor  steht,  für  die  Hergabe  desselben  als 
Ertragsdividende  herausgegeben  werden  kann  und  muß,  ist  für 
den  Umfang  der  Zurechnung  entscheidend«  ^). 

Womit  haben  wir  es  bei  Tugans  sozialer  Verteilungslehre  zu 
tun  ?  Mit  der  Beantwortung  dieser  Frage  suchen  wir  den  posi- 
tiven Teil  seiner  Darstellung  vorweg  zu  erledigen  ^). 

Was  Tugan  uns  in  seiner  Verteilungslehre  bietet,  ist  eine 
Monopoltheorie.  Eigentlich  läßt  sich  unschwer  verstehen,  daß 
er  zu  einer  solchen  gelangen  mußte,  sobald  sich  ihm  der  Ver- 
teilungsvorgang als  sich  zwischen  sozialen  Klassen,  nicht  zwischen 
einzelnen  Angehörigen  solcher  Klassen  abspielend  darstellte.  Denn 
jede  soziale  Klasse  als  Ganzes  befindet  sich  rücksichtlich  des 
Produktionsmittels,  dessen  Vertretung  sie  zur  Klasse  macht,  in 
der  Stellung  eines  Monopolisten.  Der  Preis  ihres  Produktions- 
mittels kann  also  nach  den  Preisgesetzen,  die  für  den  Fall  der 
Ausschließung  der  Konkurrenz  gelten,  fast  bis  zur  Höhe  des  ge- 
samten Wertertrages  der  Produktion  steigen,  mit  dem  einzigen 
Vorbehalt,  daß  die  Summe  der  Anteile  aller  an  der  Produktion 
Beteiligten  diesen  Gesamtertrag  nicht  überschreite.  Er  kann  das, 
weil  ohne  die  Mitwirkung  dieses  einen  Produktionsmittels  ein  Er- 
trag überhaupt  nicht  zustande  käme,  die  Eigentümer  der  übrigen 
an  der  betreffenden  Produktion  beteiligten  Produktionsmittel  aber 
lieber  einen  noch  so  geringen,  als  gar  keinen  Anteil  am  Ertrag 
einheimsen.  Demnach  sind  ökonomisch  alle  Entgelte  des  (be- 
liebigen) einen  Produktionsmittels  möglich:  zwischen  dem  Kosten- 
ersatz als  Mindest-,  dem  gesamten  Produktionsertrag  als  Höchst- 
betrag, und  das  tatsächlich  entrichtete  Entgelt  wird  sich  nach  der 
relativen  Macht  der  Kontrahenten  einstellen.  All  dies  wie  bei 
jedem  Warentausch,  der  sich  unter  einem  Monopol  vollzieht  '^). 
Es  läßt  sich  Tugajis  Verteilungslehre  mühelos  auch  aus  den  in- 
dividualistischen Gesetzen  der  Preisbildung  entwickeln. 

Fraglich  bleibt  dabei  nur,  ob  es  zulässig  ist,  die  Verteilung  als 
einen  Vorgang  zwischen  ganzen  Klassen  aufzufassen,  einen  Vor- 
gang,   bei    dem    die  Klasse    als  Beherrscherin  ihres  Produktions- 

1)  Rudolf  Stolzmatin,  Die  soziale  Kategorie  in  der  Volkswirtschaftslehre,  Berlin 
1896,  S.  41   und  341. 

2)  Erst  nach  Abschluß  dieses  Aufsatzes  erschien  in  der  Zeitschrift  f.  Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung  (XXIII.  S.  205  ff.)  Böhm-Bawerks  letzte 
Arbeit :  Macht  oder  ökonomisches  Gesetz  ?  Ihre  Beweisführung  deckt  sich  mehr- 
fach mit  der  unsrigen ;  wir  können  aber  auf  sie  einzig  hier  hinweisen. 

3)  Vgl.  die  Monopolpreistheorie,  z.  B.  Böhm-Bawerk  a,  a.  O.  S.  207. 
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mittels,  als  Gesamtheit  auftritt.  Damit  man  das  ohne  Vergewal- 
tigung der  Tatsachen  tun  könnte,  wäre  erforderlich,  daß  die 
Klasse  als  Ganzes  in  Wahrheit  die  Verfügungsmacht  über  ihr 
Produktionsmittel  besäße.  »Ein  Monopolpreis  wird  dann  ent- 
stehen, wenn  der  Besitzer  eines  Gutes  die  tatsächliche  oder  recht- 
lich geschützte  Macht  der  ausschließlichen  Veräußerung  von  Gü- 
tern bestimmter  Art  besitzt«  ^).  Es  bedarf  aber  nicht  der  Er- 
wähnung, daß  heutzutage  die  Arbeit  ebensowenig  wie  das  Kapital 
etwas  aufweist,  das  einer  solchen  einheitlichen  Leitung  gleich- 
kommt, so  unverkennbar  auch  das  Streben  nach  einer  solchen  ist. 
Die  Preise  beider  bilden  sich  unter  relativ  freiem  Wettbewerb  der 
Einzelnen  oder  höchstens  zwischen  Gruppen  beschränkten  Um- 
fangs.  Eine  Theorie,  die  sich  die  Erklärung  der  bestehenden 
Verteilung  zur  Aufgabe  macht,  wird  sich  hüten  müssen,  so  we- 
sentlich formbedingende  Merkmale  der  zu  erforschenden  Erschei- 
nung zu  vernachlässigen,  wie  es  die  Binnenkonkurrenz  der  Klassen- 
angehörigen ist. 

Aus  diesem  Grunde  glauben  wir  Tugans  positive  Theorie 
ablehnen  zu  müssen.  Fruchtbarer  werden  sich  für  unsere  metho- 
dologischen Erörterungen  seine  kritischen  Ausführungen  gestalten, 
denn  gegen  manche  der  Einwände  scheint  uns  in  der  Tat  —  um 
es  gleich  zu  sagen  —  die  herrschende  Verteilungslehre  nicht  ohne 
weiteres  gefeit  zu  sein.  Zwar  kann  der  Grund,  der  Tugan  be- 
wogen hat,  dieser  Verteilungslehre  den  Rücken  zu  kehren,  für 
uns  nicht  maßgebend  sein.  Die  Tatsache,  daß  sich  der  Anteil 
der  Arbeiterklasse  am  Gesamtprodukt  durch  Koalition  und  ge- 
setzliche Verfügung  steigern  läßt,  widerspricht  eben  nicht  der 
herrschenden  Theorie.  Diese  findet  sich  ja  nur  verwirklicht  in  der 
Wirtschaft,  die  keinerlei  Veränderungen  kennt.  Was  die  Arbeiter 
tun,  indem  sie  sich  zusammenschließen,  ist  »sie  verändern  eine  der 
Bedingungen  der  Preisbildung  zu  ihren  Gunsten«  2).  Daß  dadurch 
die  Preisgesetze  nicht  in  ihrer  Gültigkeit  getroffen  werden,  ist  klar. 

lugans  Versuch,  die  Vorstellung  vom  Grenzarbeiter  zu  zer- 
stören, kann  gleichfalls  nicht  als  gelungen  betrachtet  werden.  Er 
behauptet,  der  Unternehmer  schätze  und  bewerte  seine  Arbeiter 
als  Ganzes  (S.  37).     Dies  wäre  ohne  Zweifel  dann  der  Fall,  wenn 

i)  Philippovich  a.  a.  O.  S.  258.  —  »Für  ein  Monopol  ist  einheitliche 
Beherrschung  eines  Gutes  durch  ein  Wirtschaftssubjekt  nötig.«  SchumpeUr,  Das 
Rentenprinzip  in  der  Verteilungslehre,   Schmollers  Jahrbuch,  31.  Bd.  S.  39. 

2)  Philippovich  a.  a.   O.   S.   386. 
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dem  Unternehmer  nur  die  Wahl  offenstünde,  entweder  alle  oder 
o-ar  keine  Arbeiter  zu  beschäftigen,  denn  dann  würde  deren  Er- 
satzwert durch  ihren  eigenen  Wert  (Gesamtwert)  dargestellt.  Vor 
eine  solche  Alternative  sieht  sich  aber  der  Unternehmer  normaler- 
weise tatsächlich  nicht  gestellt,  und  so  würde  Tugans  Bemerkung 
den  Sinn  annehmen  müssen,  der  Unternehmer  urteile  allen  Regeln 
der  Wertschätzung  zuwider,  für  die  Arbeit  besitze  das  Gesetz  des 
Ersatzwertes  keine  Gültigkeit.  Der  Beweis  dafür  darf  abgewartet 
werden.  —  Interessanter  ist  eine  Ansicht,  die  Ttigan  bei  früherer 
Gelegenheit  vertrat,  zu  einer  Zeit,  in  der  er  noch  stark  dazu 
neigte,  die  Bildung  des  Arbeitslohns  als  Preiserscheinung  zu  deu- 
ten ^).  Dort  führte  er  die  Erfolge  der  Arbeitervereinigungen  im 
Lohnkampf  auf  den  Umstand  zurück,  daß  durch  sie  die  ange- 
botene Teilquantität  der  Arbeit  erhöht  wird,  daß  an  Stelle  eines 
vereinzelten  Arbeiters  eine  Gruppe  solcher  als  unteilbares  Gut 
auftritt.  Dadurch  werden  dringendere  Bedürfnisgrade  von  der 
Verfügung  über  dieses  Gut  abhängig;  konkret  gesprochen:  es 
droht  dem  Unternehmer  Betriebseinstellung,  wo  ehedem  bloß  eine 
unerhebliche  Verschiebung  einiger  Arbeiter  stattfand. 

Mit  dieser  Erklärung  der  Dinge  scheint  uns  Jugan  der  Wirk- 
Uchkeit  näher  zu  kommen  als  mit  seiner  reinen  Machttheorie. 
Aber  noch  enger  den  Tatsachen  angepaßt  dürfte  die  folgende 
Deutung  sein  :  Indem  die  Arbeitervereinigung  Tariflöhne  normiert, 
setzt  sie  fest,  bei  welchem  minimalen  produktiven  Beitrag  die 
Beschäftigung  von  Arbeitern  abzubrechen  habe,  sie  setzt  mit  an- 
deren Worten  die  Entlöhnung  des  Grenzarbeiters 
fest.  Der  Unternehmer  wird  selbstverständlich  keinen  Arbeiter 
beschäftigen,  der  ihm  an  produktivem  Beitrag  nicht  mindestens 
die  (nunmehr  erhöhte)  Entlöhnung  des  Grenzarbeiters  einbringt. 
Die  Ausgleichung  auf  den  Grenzbeitrag  findet  auch  hier  statt, 
nur  daß  dieser  Grenzbeitrag  jetzt  höher  ist,  weil  die  Anwerbung 
niedrigerer  Beiträge  normativ  gesperrt  wurde.  Die  Arbeiterkoa- 
lition durchbricht  also  keineswegs  die  Preisgesetze;  auf  der  neu- 
geschaffenen Basis  des  Grenzarbeiters  von  Tarifvertrags  Gnaden 
entwickeln  sie  sich  vielmehr  in  formal  gleicher  Weise  wie  unter 
freier  Arbeits marktkonkurrenz. 

Die  Versuche,  die  reinökonomische  Theorie    zu  berichtigen, 
haben  am   heftigsten  bei  der  Lehre    vom  Arbeitslohn    eingesetzt, 

l)   Tugan-Baranowsky,  Theoretische  Grundlagen  des  Marxismus,  Leipzig  1905, 
S.   162. 
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weil  sich  bei  ihr  nicht  selten  die  größte  Spannung  gegenüber 
der  Tatsachenbeobachtung  zu  zeigen  scheint.  Die  Bedenken,  die 
diesen  Versuchen  zum  Untergrund  dienen,  stützen  sich  auf  fol- 
gende Beobachtungen:  Der  Arbeitsmarkt  weist  in  noch  weit  ge- 
ringerem Maße  wie  die  Warenmärkte  die  von  der  Theorie  an- 
genommene Beweglichkeit  und  Reaktionsfähigkeit  auf.  Sein 
teigiger  Zustand,  seine  Trägheit,  seine  Viskosität  stören  die  Bil- 
dung eines  einheitlichen  Lohnsatzes  für  gleiche  produktive  Beiträge. 
Hierzu  muß  bemerkt  werden,  daß  sich  in  diesem  Punkte  der 
Arbeitsmarkt  nur  graduell  von  anderen  Märkten  unterscheidet; 
und  wenn  auch,  prinzipiell  gesprochen,  Unterschiede  des  Grades 
bedeutsam  genug  werden  können,  um  gebieterisch  Berücksich- 
tigung seitens  der  Theorie  zu  fordern,  dürfte  doch  hier  dieser 
Fall  um  so  weniger  vorliegen,  als  sich  in  jener  Hinsicht  der 
Arbeitsmarkt  wohl  mehr  und  mehr  dem  Markt  der  Theorie  an- 
nähert, je  restloser  die  Marktinformation  wird,  je  mehr  die  Be- 
deutung der  Transportwiderstände  schwindet.  Die  geschilderte 
Sachlage  teilt  bloß  den  einheitlichen  Arbeitsmarkt  der  reinen 
Theorie  auf  in  eine  Zahl  kleinerer,  nur  beschränkt  interdepen- 
denter,  lokal  und  beruflich  differenzierter  Arbeitsmärkte  mit  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  (d.  h.  bis  zum  Auftreten  entsprechend 
erheblicher  Lohndifferenzen)  selbständiger  Lohnbildung.  Innerhalb 
dieser  Marktinseln  hätte  das  Lohngesetz  der  Theorie  durchaus 
seine  Geltung  bewahrt. 

Hat  es  sie  aber  ?  Vollzieht  sich  die  intrainsulare  Lohnbildung 
wirklich  nach  Preisgesetzen?  Es  ist  möglich,  daß  gewisse  Sonder- 
heiten des  Verkehrsobjekts  '> Arbeit«  spezifische  Unterschiede 
schaffen  zwischen  seinen  Märkten  und  den  Märkten  der  Sachgüter, 
qualitative  Verschiedenheiten  von  schwererem  Gewicht  als  die  ob- 
genannten  graduellen.  Solcherart  ist  die  Tatsache,  daß  das  Gesamt- 
angebot an  Arbeit  nicht  nach  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten 
erfolgt,  daß  auch  die  Wahl  der  Beschäftigung  weitgehend  außer- 
wirtschaftlichen Kräften  untersteht.  Ferner  —  und  darauf  stützt 
sich  Tiigan  mit  besonderem  Nachdruck  —  daß  zwischen  der  Stel- 
lung als  Arbeiter  und  der  Stellung  als  Kapitalist  und  Unterneh- 
mer die  Wahl  nicht  in  der  Weise  freisteht,  daß  durch  die  Markt- 
lage Arbeiter  in  die  Kapitalistentätigkeit  gedrängt  werden  können 
und  umgekehrt.  Schließlich  als  aggravierendes  Moment  die  regel- 
mäßig schwache  ökonomische  Potenz  des  Arbeiters  und  seine 
numerische  Beungünstigung. 
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Es  muß  allerdings  daran  erinnert  werden,  daß  durch  diese 
Umstände  —  deren  Einschätzung  übrigens  durchaus  nicht  fest- 
steht, vielmehr  eine  subjektive  Größe  ist  —  rein  prinzipiell  die 
Preisbildung  auf  dem  Arbeitsmarkt  in  dem  Sinne  nicht  gestört 
wird,  als  nach  wie  vor  beim  einzelnen  Vertragsabschluß  Nutzens- 
erwägungen bilanziert  werden,  das  wirtschaftliche  Prinzip  immerzu 
herrschend  bleibt^).  Die  Erscheinung  wird  erst  dadurch  »ge- 
fälscht«, daß  regelmäßig  die  eine  und  selbe  Kontrahentenseite 
durch  den  Druck  dieser  Umstände  zu  einem  sozusagen  abgelenk- 
ten Entscheid  geführt  wird.  Es  ist  natürlich  ganz  unmöglich, 
anzugeben,  bei  welchem  Punkte  von  einer  Ablenkung  gesprochen 
werden  kann ;  aber  es  dürfte  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden, 
daß  auf  dem  Arbeitsmarkt  die  außerwirtschaftlichen  Druckkom- 
ponenten stark  genug  sind,  um  das  im  Lohnsatz  kristallisierte 
Resultat  nicht  unwesentlich  zu  beeinflussen.  Und  darum  haben 
wir  noch  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  angesichts  dieser  Tatsache 
die  herrschende  Theorie  auf  einwandfreien  Bahnen  wandle.  Denn 
mag  sie  auch  —  und  das  tut  sie  heutzutage  in  ausgiebigem  Maße 
—  noch  so  sehr  die  Relativität  ihrer  Ergebnisse  betonen,  mag 
sie  auch  nur  in  der  Aufzeigung  von  Tendenzen  ihr  Können  sehen: 
diese  große  Bescheidenheit  enthebt  sie  nicht  der  Frage  nach 
ihrer  Brauchbarkeit. 

Grundsätzlich  hat  die  Theorie  jene  Kräfte  zu  berücksichtigen, 
die  die  wesentlichen  Eigenschaften  des  Untersuchungsobjektes 
hervorbringen.  Es  ist  Tugaws,  Verdienst,  mit  besonderer  Geistes- 
schärfe auf  die  sozialen  Verursachungen  aufmerksam  gemacht  zu 
haben,  die  in  die  Verteilungsvorgänge  hineinragen.  Diese  sind, 
wie  wir  sahen,  in  hohem  Maße  sozial  bedingt^).  In  welcher 
Weise  kann  die  Theorie  diesem  Umstand  Rechnung  tragen  ?  — 
Tiigatis  Methode,  nicht  vom  Einzelnen,  sondern  von  der  Gesell- 
schaft aus  die  Probleme  in  Angriff  zu  nehmen,  mußten  wir  ab- 
lehnen, weil  sie  zu  unhaltbaren  Ergebnissen  führte.  Die  Basis 
der  herrschenden  Lehre,  der  methodologische  Individualismus, 
wird  zweckmäßigerweise  beizubehalten  sein,    wenigstens    solange 

1)  Es  ist  nicht  denkbar,  daß  es  sich  selbst  im  Grenzfall  um  mehr  als  ein 
Hinauf-  bez.  Hinabgehen  bis  zum  »äußersten  Preis,  zu  dem  man  nötigenfalls  bereit 
istc,  handelt,  um  mehr  als  ein  Aufzehren  des  subjektiv  bestimmten  Gewinns, 
»consumers'    surplus«   aus  der  Transaktion. 

2)  Damit  meinen  wir  selbstverständlich  nicht  bloß,  daß  sie  nur  im  gesellschaft- 
lichen Zustande  denkbar  sind,  sondern  vielmehr,  daß  sie  ihre  eigenartige  Gestalt 
gesellschaftlichen  Machtrelationen  verdanken. 
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die  soziale  Kategorie  sich  nicht  der  nebelhaften,  wissenschaftlich 
ungeklärten  Form  entrungen  hat,  in  der  sie  sich  heute  noch  dar- 
bietet. Was  aber  nottut,  ist,  daß  die  Theorie,  nachdem  sie  den 
rein  ökonomischen,  gewissermaßen  wirtschaftlich  zwangsläufigen 
Mechanismus  isoliert  untersucht  hat,  weitergeht.  Daß  sie  ihr 
reines  System  versuchsweise  einbaut  in  das  Gehäuse  sozialer  Be- 
dingtheiten, und  Schritt  für  Schritt  beobachtet,  welche  näheren 
Bestimmungen  sich  daraus  ergeben.  Dieses  Vorgehen  wird  ihr 
gestatten,  die  Einwirkung  der  sozialen  Kräfte  ziemlich  exakt  zu 
verfolgen,  ohne  die  Integrität  des  rein  ökonomischen  Systems 
zu  stören. 

Um  die  Methode  der  Wirtschaftstheorie  ringen  zwei  Forde- 
rungen wissenschaftlichen  Erkenntnisstrebens  :  die  Forderung  nach 
Exaktheit  und  die  Forderung  nach  Wirklichkeitstreue.  Der  herr- 
schenden Lehre  kann  in  Verteilungsfragen  der  Vorwurf  nicht 
erspart  bleiben,  daß  sie  der  ersten  zuliebe  die  letzte  vernachlässigt. 
Nicht  irgendwelcher  Logik  ist  es  gegeben,  zu  bestimmen,  auf 
welcher  festgelegten  Linie  sich  die  Methode  als  Resultante  des 
Parallelogramms  der  beiden  Forderungen  zu  bewegen  habe.  Denn 
der  individuell  verschiedenen  Wertung  der  einen  und  der 
anderen  Ergebnisse  wegen  ist  eine  zwingende  Lösung  der  Frage 
nicht  möglich.  Es  wird  der  Gesichtspunkt  der  Zweckmäßigkeit 
bestimmen  müssen ;  es  wird  eine  Sache  des  Taktes  sein,  im 
Einzelfall  zu  entscheiden,  ob  und  welche  Kräfte  sozialer  Natur 
Berücksichtigung  zu  finden  haben.  Der  Wert  der  7icgaiischen 
Arbeit  liegt  im  Hinweis  auf  die  Grenzen,  die  dem  Können  der 
herrschenden  reinen  Theorie  gesteckt  sind. 
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STATISTISCHE  UNTERSUCHUNGEN  ÜBER 
DIE  NEIGUNGEN  ZU  MISCHEHEN. 

Von 

DAVID  TACHAUER. 

(Schluß.) 

§  4.  Allgemeine  Betrachtung  der  Resultate. 
Die  Statistik  der  vorigen  Paragraphen  ergibt  ohne  weiteres 
einige  bestimmte  Gesetze.  Zunächst  ist  mit  einer  einzigen  Aus- 
nahme Abneigung  gegen  Mischehen  vorhanden.  Die  einzige 
Ausnahme  ist  die  Neigung  Nki  1906 — 09  in  Schleswig-Holstein. 
Die  Zahl  der  hierbei  in  Betracht  kommenden  Ehen  ist  aber  eine 
so  kleine,  daß  für  die  Beurteilung  des  ganzen  Resultates  davon 
abgesehen  werden  kann.  Dies  zeigt  sich  schon  daraus,  daß  der 
Neigungskoeffizient  statt  1,05  die  Größe  0,75  hätte,  wenn  statt 
4  Mischehen  k.-i.  nur  3  geschlossen  worden  wären.  Da  ein  In- 
dividualfall  das  Resultat  so  sehr  beeinflußt,  ist  nach  dem  Gesetz 
der  großen  Zahlen  der  Fall  für  die  Statistik  unwesentlich. 

Eine  zweite  fast  durchweg  sich  bestätigende  Erscheinung  ist, 
daß  die  Neigung  zu  Mischehen  zwischen  Juden  und  Christen  und 
umgekehrt  beträchtlich  geringer  ist,  als  die  zwischen  Katholiken 
und  Protestanten.  Ob  das  zurückzuführen  ist  auf  größere  Ab- 
neigung zwischen  Juden  und  Christen  oder  auf  größere  Anhäng- 
lichkeit der  Juden  an  ihre  Gemeinschaft  oder  auf  das  beiderseitig 
vorhandene  Bestreben,  die  Rasse  möglichst  rein  zu  halten,  ist 
schwer  zu  ermitteln.  Zu  erwägen  ist  auch  die  Möglichkeit,  daß 
bei  jüdisch-christlichen  Ehen  ein  größerer  Teil  der  Eheschließen- 
den vor  der  Heirat  den  Glauben  des  andern  annimmt,  als  bei 
katholisch-protestantischen  Ehen.  Diese  Möglichkeit  direkt  sta- 
tistisch zu  erforschen,  ist  nicht  ausführbar.  Doch  läßt  sich  auf 
Grund    der  Statistik    der  Uebertritte   ein  Einblick    gewinnen,    ob 
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diese  einen  großen  Einfluß  auf  den  Neigungskoeffizienten  aus- 
üben können.  Dabei  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  diese  Statistik 
nicht  immer  zuverlässig  ist.  Die  Angaben  der  verschiedenen 
Religionsgemeinschaften  widersprechen  sich  häufig.  So  zeigt  z.  B, 
im  statistischen  Handbuch  für  das  Königreich  Württemberg  1910/11 
die  Statistik  der  Uebertritte  von  der  evangelischen  zur  israeliti- 
schen Religionsgemeinschaft  und  umgekehrt  verschiedene  Zahlen 
in  den  Tabellen  der  beiden  Gemeinschaften.  Um  den  möglichen 
Fehler  möglichst  groß  zu  nehmen,  führe  ich  die  Tabelle  der 
evangelischen  Landeskirche  an,  da  bei  ihr  die  Zahlen  größer 
sind.     Es  traten  über 

1901 — 5  1906 — 9  1901 — 5  1906 — 9 

von  der      [  katholischen     292  236     zur  ev.    (  katholischen       530  379 

ev.   Kirche  !   israelitischen  Kirche    !  israelitischen         24  15 

zur  [  Dissidenten       637  871    von  der  [  Dissidenten         235  168 

Würden  alle  Uebergetretenen  heiraten,  und  zwar  einen  der 
neuen  Glaubensgenossen,  dann  wären  alle  Uebertritte  den  Misch- 
ehen zuzuzählen.  Nehmen  wir  nun,  um  eine  Schätzung  machen 
zu  können,  an,  daß  ungefähr  so  viele  verschleierte  Mischehen  vor- 
kommen als  Uebertritte,  dann  würden  in  Württemberg  die  Nei- 
gungskoeffizienten sich  folgendermaßen  ändern^): 

früher  jetzt 

ü    r-    l   I — 5  0.18  0,20 

[  6 — 9  0,19  0,21 

P      T       /      1—5  0,02  0,06 

1  6 — 9  0,03  0,06 

In  diesem  Falle  ist  also  selbst  bei  der  ungünstigsten  Fehler- 
annahme die  jüdische  Neigung  zur  Mischehe  kleiner  als  die  Nei- 
dung E.-K. 

In  Frankfurt  a.  Main  waren  nach  dem  statistischen  Handbuch 
der  Stadt  Frankfurt  a.  Main  1907  die  Eheschließungen  und  Ueber- 
tritte  1901 — 5 

Uebertritte  zu : 

von         e.  k.         i. 

e.  ?  9 

k.  ?       2 

l)  Bei  der  Berechnung  ist  nur  für  die  Mischehen  die  Zahl  vergrößert  worden, 
während  die  wahrscheinlichen  Ehen  geblieben  sind.  Diese  hätten  sich  auch  ver- 
größert, so  daß  die  Neigung  etwas  geringer  ausgefallen  wäre.  Allein  es  ist  nicht 
möglich,  die  Anzahl  der  wahrscheinlichen  Ehen  zu  korrigieren,  da  bei  den  Ueber- 
tritten  eine  Unterscheidung  zwischen  M  und  W  nicht  gemacht  ist.  Der  Fehler 
kann  übrigens  nicht  zu  groß  sein. 


Ehen 

e. 

k. 

i. 

s. 

Summe 

e. 

7480 

261 1 

56 

16 

IG  163 

k. 

2  619 

3241 

29 

3 

5892 

i. 

42 

22 

843 

4 

911 

s. 

40 

13 

23 

— 

Summe 

IG  181 

5887 

951 
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Die  Anzahl  der  jüdisch-christlichen  Mischehen  ist  also  149,  die 
der  Uebertritte  59,  d.  h.  etwas  mehr  als  ^'3.  Der  Koeffizient 
wird  also  um  ^/s  größer.  Der  Neigungskoeffizient  der  jüdisch- 
christlichen Mischehen  =  0,08,   der  veränderte  =  — — ■ — ^^ — —  ' 

149 

=  0,11.  Der  Neigungskoeffizient  Ne.-k.  =  0,71.  Also  auch  hier 
ist  der  Einfluß  der  Uebertritte  verhältnismäßig  gering,  selbst  wenn 
man  für  die  Ehen  Jude-Christ  alle,  für  die  Ehen  E.-K  keinen 
Uebertritt  in  Betracht  zieht.  Für  1904  sind  die  Uebertritte  vom 
Judentum  zum  Protestantismus  und  umgekehrt  in  den  preußischen 
Provinzen  und  den  deutschen  Bundesstaaten  angegeben  in  der 
»Zeitschrift  für  Demographie  und  Statistik  der  Juden«,  Oktober 
1905,  S.  12 — 14  und  November  1906  S.  176.  Folgende  Tabelle 
ergibt  den  Vergleich  zwischen  Religionswechsel  und  Mischehen. 
.Ferner  sind  angegeben  die  Neigungskoeffizienten  Ne.-k.  und  Ne.-j. 
1901 — 5,  und  wie  sich  Ne.-j.  ändern  würde,  wenn  die  Uebertritte 
der  beiden  Jahre  maßgebend  für  den  ganzen  Zeitraum  wären. 


geänderte 


Uebertritte 

Mischehen 

i>CI 

;uiigäK(. 

ein- 

Koeffi- 

zienten  IQO 

1  —  5 

zienten 

1903 

i.  - 

903 
->■  ehr. 

1904 
i.  ^^  e. 

1903 
ehr.  — >■  i 

1904 
e.  — >-  i 

jüd. 
über- 
haupt 

1904 
E.-I. 

E.-K. 

I.-E.  I 

-Ch.>) 

I.-Ch. 

E.-I. 

Ostpreußen 

2 

9 

I 

2 

8 

7 

0,12 

0,06 

0,06 

0,08 

0,15 

Westpreußen 

I 

1 1 

— 

I 

1 1 

3 

0,14 

0,05 

0,03 

0,03 

0,25 

Berlin 

} 

153 

? 

34 

212 

212 

0,72 

0,15 

0,15 

0,28 

Brandenburg 

5 

32 

— 

2 

64 

62 

0,66 

0,13 

0,13 

0,14 

0,20 

Pommern 

5 

15 

— 

— 

IG 

4 

0,49 

0,05 

0,05 

0,07 

0,24 

Posen 

4 

I 

— 

I 

6 

4 

0,07 

0,03 

0,01 

0,02 

0,05 

Schlesien 

20 

66 

I 

2 

28 

22 

0,28 

0,06 

0,04 

0,07 

0,25 

Prov.  Sachsen 

2 

17 

— 

— 

14 

II 

0,39 

0,13 

0,13 

0,15 

0,33 

Westfalen 

8 

9 

I 

— 

9 

17 

0,17 

0,07 

0,05 

0,10 

0,07 

Rheinland 

17 

36 

3 

— 

56 

53 

0,25 

0,16 

0,08 

0,1 1 

0,27 

Schleswig- 

Holstein 

I 

5 

— 

— 

14 

14 

0,72 

0,38 

0,38 

0,41 

0.54 

Hannover 

2 

14 

— 

— 

20 

30 

0,24 

0,10 

0,10 

0,11 

0,14 

Hessen-Nassau 

26 

36 

I 

6 

40 

19 

0,36 

0,05 

0,05 

0,08 

0,16 

Bayern 

10 

9 

4 

— 

31 

14 

0,23 

0,07 

0,04 

0,06 

0,14 

Kgr.  Sachsen 

9 

26 

I 

I 

23 

10 

0,72 

0,15 

0,17 

0,24 

0,60 

Württemberg 

6 

4 

3 

— 

3 

3 

0,18 

0,02 

0,02 

0,07 

0,05 

Baden 

7 

10 

I 

I 

14 

13 

0,30 

0,07 

0,04 

0,06 

0,13 

Hessen 

4 

— 

— 

— 

15 

9 

0,35 

0,03 

0,03 

0,04 

0,03 

Mecklenburg- 

Schwerin 

2 

— 

2 

2 

I 

0,52 

0,08 

0,08 

0,32 

Elsaß- 

Lothringen 

I 

— 

2 

— 

22 

6 

0,30 

0,09 

0,04 

0,10 

l)   Die    Neigungskoeffizienten    I-Ch.    sind     nach    dem     arithmetischen    Mittel 
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An    dieser    Tabelle    fällt    zunächst    die   Verschiedenheit    der 

1903  erfolgten  Uebertritte  zwischen  Judentum  und  Christentum  und 
der  1904  erfolgten  Uebertritte  zwischen  Judentum  und  Protestantis- 
mus auf.  Letztere  sind  meistens  viel  höher.  Das  ist  wohl  darauf 
zurückzuführen,  daß  die  Tabelle  von   1903  von  jüdischer,  die  von 

1904  von  evangelischer  Quelle  herrührt.  Die  evangelische  Stati- 
stik führt  als  Uebertritte  auch  diejenigen  an,  die  als  Neugeborene 
evangelisch  getauft  werden,  wenn  auch  nur  einer  der  beiden. 
Eltern  andersgläubig  waren^).  Die  späteren  Ehen  dieser  Kinder 
oder  die  diesen  Ehen  als  äquivalent  angenommenen  jetzigen  Ehen 
der  als  Kinder  Getauften  können  aber  kaum  als  Mischehen  be- 
trachtet werden  in  dem  Sinne,  daß  sie  den  Neigungskoeffizienten 
beeinflussen  könnten.  Beachtet  man  ferner,  daß  manche  der 
Uebergetretenen  zu  ihrem  ehemaligen  Glauben  zurückgekehrt  sind, 
ferner  daß  manche  Mischehen  geschlossen  werden  zwischen  früher 
Gleichgläubigen,  dann  sieht  man  ohne  weiteres,  daß  die  verän- 
derten Koeffizienten  viel  zu  groß  angenommen  sind.  Sie  stellen 
das  Maximum  der  Abweichung  dar.  Wenn  trotz  alledem  die 
Neigungskoeffizienten  der  Juden  meist  noch  geringer  sind  als  die 
der  Christen  untereinander,  so  kann  als  gesichertes  Ergebnis  be- 
hauptet werden,  daß  hier  eine  Gesetzmäßigkeit  vorliegt. 

Im  folgenden  werden  wieder  die  ursprünglichen  Neigungs- 
koeffizienten zugrunde  gelegt  werden.  Es  sollen  nun  zunächst 
die  einzelnen  Provinzen  und  Staaten  durchgesprochen  und  etwaige 
Besonderheiten  behandelt  werden.  Dann  wird  die  Frage  be- 
handelt werden,  ob  noch  irgendwelche  allgemeinen  Gesetze  ab- 
zuleiten sind. 

§  5.     Die  einzelnen  Provinzen. 

Um  zunächst  einen  Maßstab  für  die  normale  Neigung  zu 
Mischehen  zu  bekommen,  ist  im  folgenden  die  Bestimmung  der 
Neigungskoeffizienten  für  das  gesamte  Deutsche  Reich  durchge- 
führt. 

Heiratende 
e.  M.  e.  F.  k.  M.  k.  F.  i.  M.         i.  F.  Paare 

1901 — 5  1498087      1508942     824798     815566     21446     27  153     2352415 

1906 — 9  1272793     I  283  58S     698330     690831      17  911      17609     I  997  701 

gefunden ;  als  Gewicht  eines  Koeffizienten  ist  der  Prozentsatz  der  Protestanten 
bez.  Katholiken  in  der  Gesamtbevölkerung  genommen.  Die  Daten  hierzu  s.  später 
bei  der  Besprechung  der  Provinzen. 

i)  Zeitschrift  für  Demographie  und  Statistik  der  Juden,  Nov.   1906. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     1915.     4.  ^I 
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Mischehen 

e.-k.          k.-e.          e.-i.       i.-e,        k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901- 

-5 

94977      104  417       1168       1458       368 

358 

199394 

2626 

726 

1906- 

-9 

84995        92955       1227       1515        364 

wahrscheinliche  Ehen 
e.                k.               i. 

366 

177950 
e. 

2742 
k. 

730 
i. 

e.     961  100    .519  500      13  470 

81: 

8  100     440  100 

II  220 

1901- 

-5 

k.     529200     286000       7417          1906— 

•9     448  800     241  400 

6  155 

i.        13760          7438           193 

11  510 

6  192 

158 

Neigungskoeffizienten 

e.-k.        k.-e.         e.-i.         i.-e.         k.-i. 

i.-k. 

E.-K. 

E.-I. 

I.-K. 

1901- 

-5 

0,18        0,20        0,09        0,10         0,05 

0.05 

0,19 

0,10 

0,05 

1906- 

-9 

0,19        0,21         0,11         0,13         0,06 

0,06 

0,20 

0,12 

0,06 

Bevölkerung  nach  Konfessionen. 

Evangelische              Katholiken              Israeliten 

k  •  100 

i  •  100 

i  •  100 

Anzahl          0/^,          Anzahl  •        0/^       Anzahl 

% 

e 

e 

k 

1900 

35 

231104     62,5     20327913     36        586833 

1,04 

57,7 

1.7 

2,9 

1905 

37646852     62,0     22109644     36,5     607862 

1,0 

58,7 

1,6 

2,7 

Betrachten  wir  nun  die  einzelnen  Provinzen : 

Ostpreußen. 

Die  Neigungskoeffizienten  Nek  und  Nke,  0,10  und  0,14,  stehen 
hinter  dem  Reichskoeffizienten  beträchtlich  zurück,  ebenso  die 
Koeffizienten  für  1906/9:  0,11  und  0,14.  Eine  schwache  Zu- 
nahme ist  bei  Nek  vorhanden.  An  dem  geringen  Neigungskoeffi- 
zienten ist  wohl  zunächst  schuld  die  verhältnismäßig  geringe  Zahl 
der  städtischen  Bevölkerung.  Die  Bevölkerungsdichte  war  1905 
=  54,9  Einwohner  auf  i  qkm  gegen  112,1  im  Reich.  Ferner 
spielt  hier  auch  die  Polenfrage  eine  Rolle.  Nach  dem  statisti- 
schen Jahrbuch  für  den  preußischen  Staat  19 12  war  die  Ver- 
teilung   der  Nationalitäten   nach   der    Konfession   in  Ostpreußen: 

Deutsche  Polen 


I  436449 

27  412 

215453 

53249 

II 889 

112 

Es  sind  also  nur  etwa  2  %  der  Protestanten,  dagegen  un- 
gefähr 20  %  der  Katholiken  polnischer  Nationalität.  Bei  den 
starken  Gegensätzen  zwischen  Polen  und  Deutschen  werden  Misch- 
ehen nur  sehr  wenig  vorkommen,  so  daß  sich  also  der  Spiel- 
raum der  Möglichkeiten  zu  Ehen  stark  vermindert,  d.  h.  der 
Neigungskoeffizient  stark  verkleinert. 
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Die  Neigung  des  evangelischen  Mannes  zur  Ehe  mit  der 
KathoUkin  ist  kleiner  als  die  entgegengesetzte.  Darin  stimmt 
Ostpreußen  mit  dem  Reiche  und  den  meisten  Einzelgebieten 
überein.  Es  läßt  das  vielleicht  einen  Schluß  darauf  zu,  daß  die 
Protestanten  im  allgemeinen  fester  an  ihrer  Gemeinschaft  fest- 
halten als  die  Katholiken.  Denn  da  der  aktive  Teil  bei  der  Ehe- 
schUeßung  meistens  der  Mann  ist,  so  zeigt  sich  v^ahrscheinlich 
der  Unterschied  der  Neigung  der  einzelnen  Konfessionen  zur 
Mischehe  im  Unterschied  der  Neigung  der  Männer  zur  Mischehe. 

Die  Zahl  der  Ehen  e  i  und  i  e  ist  klein ;  da  aber  die  Zahl 
der  wahrscheinlichen  Ehen  nicht  unbedeutend  ist,  sind  die  Nei- 
gungskoeffizienten 0,05  und  0,07  ganz  gut  zu  gebrauchen.  Die 
Anzahl  der  Ehen  e  i  1901 — 5  müßte  z.  B.  um  4  d.  i.  um  29  % 
wachsen,  um  den  Koeffizienten  um   i  %   zu  beeinflussen,    da  erst 

18 

=  0,06  ist.     Interessant  ist,  daß  in  Ostpreußen  Nrt  abnimmt 

131,5 

im  Gegensatz  zum  Reiche.  Es  scheint,  daß  die  Gegensätze  zwi- 
schen den  Juden  und  Protestanten  zunehmen  trotz  der  gemein- 
samen Sprache  —  die  Juden  sind  überwiegend  deutsch.  —  Ob 
das  seinen  Grund  hat  in  zunehmender  Religiosität,  in  zunehmen- 
dem Antisemitismus  der  Deutschen  ^)  oder  im  Erstarken  eines 
jüdischen  Gemeinschaftsbewußtseins,  ist  schwer  zu  entscheiden. 
Insbesondere  werden  wohl  die  beiden  letzten  P'aktoren  gleich- 
bedeutend sein. 

Wie  im  Reich  ist  die  Neigung  des  Protestanten  zur  Misch- 
ehe geringer  als  die  der  Protestantin.  Die  Anzahl  der  Ehen  k  i 
und  i  k  ist  zu  klein,  als  daß  man  sie  zur  Beurteilung  heran- 
ziehen könnte.  Nur  scheint  es,  daß  die  Neigung  ungefähr  die- 
selbe ist  wie  bei  e  i  und  i  e. 

Westpreußen. 

Der  Koeffizient  Ngk  für  1901  —  5  ist  dem  Reichskoeffizienten 
nahe,  geht  aber  von  0,16  auf  0,15  herab,  während  der  Reichs- 
koeffizient steigt.  Nke  ist  im  Gegensatz  zum  Reich  kleiner  als 
Nek.  Die  beiden  Ursachen,  die  bei  Ostpreußen  in  Betracht  kom- 
mmen,    spielen    auch   hier    eine  Rolle.     Die   Bevölkerungsdichtig- 


l)  S.  den  Aufsatz  Wasserinatttts  über  »Judenfrage  und  Ostmarkenpolitikc. 
Zeitschrift  f.  Politik  igio,  und  ferner  Mitscherlich,  Die  Ausbreitung  der  Polen  in 
Preußen,  Leipzig   191 3. 
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keit  ist  1905  :  64,3  pro  qkm,  also  etwas  größer  als  in  Ostpreußen. 
Das  Verhältnis  der  Nationalitäten  ist  folgendes: 

Deutsche      Polen 

e.  785  131  I  533 
k.  281  430  474  263 
i-   13759  30 

Die  Protestanten  sind  fast  sämtliche  Deutsche  —  nur  0,2  % 
Polen,  —  während  unter  den  Katholiken  63  %  Polen  sind.  Es 
wäre  also  anzunehmen,  daß  die  Neigungskoeffizienten  geringer 
sind  als  in  Ostpreußen.  Denn  die  etwas  größere  Bevölkerungs- 
dichtigkeit reicht  nicht  aus,  um  die  Abneigung  gegen  die  Mischehe 
zwischen  den  verschiedenen  Nationalitäten  auszugleichen.  Man 
kann  hier  zum  Vergleich  Posen  heranziehen,  das  bei  einer  noch 
größeren  Dichtigkeit  —  68,5  auf  i  qkm  —  ganz  kleine  Nei- 
gungen Nek  und  Nke  hat.  Man  muß  also  entweder  annehmen, 
daß  in  Westpreußen  der  Nationalitätenkampf  nicht  diese  Rolle 
spielt,  oder  was  wahrscheinlicher,  daß  infolge  des  Nationalitäten- 
kampfes die  religiösen  Gegensätze  zwischen  den  deutschen  Prote- 
stanten und  Katholiken  geringer  sind.  Andererseits  ist  aber  noch 
in  Betracht  zu  ziehen,  daß  der  Prozentsatz  der  Katholiken  über- 
haupt ein  viel  größerer  in  Westpreußen  ist,  als  in  Ostpreußen. 
Die  entsprechenden  Daten  sind  folgende : 


Ostpreußen. 

Evangelische 
Anzahl         % 

Katholische        Israelitische 
Anzahl       0/^^       Anzahl      0/^, 

k 

—  •  100 
e 

1 
—  100 

e 

i 

1900 

1905 

I  698  469     85,8 
I  720  565     84,75 

268412      13,5      13877     0,70 
278190     13,7      13553     0,65 

Westpreußen. 

15.8 
16,2 

0,82 
0,79 

5.17 
4,87 

Evangelische 
Anzahl        % 

Katholische        Israelitische 
Anzahl        %        Anzahl     0/^^ 

e 
—  •  100 

K 

i 

100 

e 

i 

1900 

1905 

730685     46,7 
764719     46,6 

800395     51,2        iB  226      1,2 
844566     51,45      16  139      I 

91.3 
90,5 

2,5 
2,1 

2,3 
1,9 

Da  dieser  letzte  Umstand  eher  den  Neigungskoeffizienten  zu 
verkleinern  strebt,  so  wird  als  Hauptgrund  für  die  größere  Nei- 
gung wohl  die  Minderung  der  religiösen  Gegensätze  zwischen 
Protestanten  und  Katholiken  zu  betrachten  sein. 

Bei  den  Koeffizienten  Nei  und  Nie  ist  die  Anzahl  der  Misch- 
ehen wiederum  nur  klein,  die  wahrscheinliche  Zahl  derselben 
aber  groß  genug,  um  den  Koeffizienten  als  Maß  gebrauchen  zu 
können.  Nd  ist  1901 — 5  mit  0,06  geringer  als  im  Reiche,  schnellt 
aber  rasch  in  die  Höhe  bis  0,10  und    erreicht  damit  nahezu  den 
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Reichskoeffizienten.  Für  Nie  dagegen  ist  und  bleibt  der  Koeffizient 
kleiner  als  im  Reich,  ja  er  nimmt  sogar  ab.  Dies  ist  der  Fall, 
obwohl  die  Juden  einen  größeren  Teil  der  Bevölkerung  aus- 
machen als  in  Ostpreußen.  In  Ostpreußen  sind  die  Juden  0,82 
bez.  0,79%  der  Protestanten,  in  Westpreußen  2,49  bez.  2,11  %. 
Auffallend  ist,  daß  hier  bei  den  Protestanten  die  Männer  mehr 
zu  Mischehen  neigen,  als  die  Frauen.  Die  Koeffizienten  Nei  sind 
1901  —  5  und   1906 — 9  nur  um   i  %   verschieden. 

Die  Koeffizienten  Njk  und  Nki  sind  so  gering,  daß  sie  nahezu 

als  o  betrachtet  werden  können.     Das  Verhältnis  —  und  —  ist  an- 

k  e 

nähernd  gleich.     Die  allgemeine  Erscheinung,  daß  die  Juden  mehr 

zu  Ehen  mit  Protestanten  neigen  als  mit  Katholiken,    reicht  hier 

zur  Erklärung    nicht    aus.     Es    wird    der    Grund    wohl    darin    zu 

suchen   sein,    daß    die  Juden  sich  in  besonders  hohem  Maße  als 

Deutsche  fühlen,  und  vor  einer  Verbindung  mit  den  katholischen 

Polen  eine  viel  größere  Abneigung  haben,  als  mit  den  deutschen 

Protestanten.  Aehnliche  Erscheinungen  in  den  übrigen  Ostmarken, 

insbesondere  in  Posen  bestätigen   das. 

Berlin. 

Die  Verhältnisse  in  Berlin  sind  deshalb  besonders  interessant, 
weil  in  ihr  die  Wirkung  der  modernen  Riesenstadt  auf  die  Nei- 
gung zu  Mischehen  zu  beobachten  ist.  Zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  ist  sie  besonders  groß  :  0,70  für  e  k  und  0,74  für  k  e 
in  der  i.  Periode.  Sie  nimmt  allerdings  ab  in  der  2.  Periode, 
und  zwar  wird  sie  0,68  für  e  k  und  0,72  für  k  e.  Bei  Katho- 
liken und  Protestanten  scheint  im  ganzen  beim  Eingehen  der 
Ehe  die  Religion  nur  eine  ganz   untergeordnete  Rolle  zu  spielen. 

Das  Verhältnis  der  beiden  Konfessionen  verschiebt  sich  zu- 
gunsten der  Katholiken,  die  Juden  dagegen  vermehren  sich  noch 
langsamer  als  die  Protestanten.  Es  wäre  möglich,  daß  hier  das 
Gesetz  waltet,  daß  die  Neigung  zu  Mischehen  abnimmt  mit  dem 
Steigen  des  Prozentsatzes  der  Minorität,  und  zunimmt  mit  dem 
Fallen  desselben.  Denn  bei  den  katholisch-protestantischen  Misch- 
ehen ist  eine  Abnahme,  bei  den  jüdisch-protestantischen  eine 
Zunahme  der  Neigung  zu  verzeichnen.  Für  Berlin  sind  die  Zahlen 
groß  genug,  um  für  die  Ehen  e  k,  k  e,  e  i  und  i  e  die  jähr- 
lichen Koeffizienten  benützen  zu  können.  Folgende  beiden 
Tabellen  geben  die  entsprechenden  Zahlen  von   1890 — 1909. 
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Neigungskoeffizienten 


1890 

I89I 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900  igoi 

1902 1 1903 

1904] 190S  1906  1907  1908 

1909 

Nek 

0,72 

0,71 

0,72 

0,74 

0,74 

0,71 

0,70 

0,73 

0,71 

0,71 

0,71 

0,71 

0,72 

0,69 

0,70 

0,68 

0,70 

0,69 

0,66 

0,69 

Nke 

0,77 

0,77 

0,79 

0,78 

0,77 

0,77 

0,75 

0,77 

0,76 

0,74 

0,75 

0,75 

0,76 

0,73 

0,73 

0,73 

0,73 

0,73 

0,72 

0,72 

Nei 

0,11 

0,10 

0,10 

0,11 

0,09 

0,08 

0,14 

0,11 

0,13 

0,11 

0,15 

0,12 

0,11 

0,10 

0,14 

0,14 

0,17 

0,14 

0,17 

0,17 

Nie 

0,15 

0,14 

0,13 

0,15 

0,15 

0,07 

o,iS 

0,17 

0,16 

0,18 

0,18 

0,19 

0,17 

0,19 

0,19 

0,22 

0,18 

0,22 

0,21 

0,15 

Einwohnerzahl. 


Jahr 

1890 

1895 
1900 

1905 


Evangelische 
Anzahl         0/^ 

I  352  559  86,3 

I  426  572  85,2 

I  597  235  84,8 

1695  251  84 


Katholische 
Anzahl       0/^ 

135  028        8,6 
154970 
187846 
223  948 


Israelitische 


9,3 
10 
1 1,1 


Anzahl 
79  286 
86  152 
92  206 
98893 


% 
5,1 
5,1 
4,9 
4,9 


•  100 

10 
10,8 
11,8 
13,2 


5,9 
6 

5,7 
5,8 


k 

58,7 
55-6 
49,1 
44,2 


Sowohl  bei  Ehen  E  K  als  bei  E  I  ist  die  Erscheinung  dem 
Reiche  parallellaufend,  daß  die  protestantischen  Männer  weniger 
zu  Mischehen  neigen  als  die  Frauen.  Bei  den  Ehen  e  i  und  i  e 
ist  der  Unterschied  besonders  stark.  Bei  den  Ehen  I  K  ist  die 
ähnliche  Erscheinung  vorhanden,  daß  Nik  viel  größer  ist  als  Nki- 
Markuse^)  gibt  als  Grund  hierfür  an:  i.  die  jüdischen  Mädchen 
treten  weniger  in  das  Berufsleben  ein  als  die  Männer  und  assimi- 
lieren sich  infolgedessen  weniger.  2.  Den  vielen  Beamten  ist  die 
Ehe  mit  einer  Jüdin  nahezu  unmöglich.  3.  Die  Juden  erwerben 
eher  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit,  die  es  ihnen  ermöglicht, 
eine  Ehe  gegen  den  Willen  der  Familie  einzugehen.  Der  erste 
Grund  scheint  mir  in  dieser  Form  nicht  richtig  zu  sein;  Denn 
im  allgemeinen  wird  wohl  der  Mann  der  aktive  Teil  sein,  der 
den  Entschluß  faßt,  eine  Ehe  wider  die  Konvenienz  einzugehen. 
Es  mag  infolgedessen  der  Mangel  an  Berufstätigkeit  der  Mädchen 
schon  mit  hereinspielen,  aber  in  dem  Sinne,  als  die  jüdischen 
Mädchen  dadurch  weniger  als  die  jüdischen  Männer  Gelegenheit 
haben,   mit  Christen  näher  zusammen  zu  kommen. 

Dann  ist  ein  großer  Teil  der  Mischehen  Jude-Christin  sicher- 
lich dadurch  veranlaßt,  daß  ein  jüdischer  junger  Mann  sein 
früheres  sogenanntes  > Verhältnis«  heiratet.  Diese  »Verhältnisse« 
sind  meist  im  Berufsleben  stehende  Mädchen.  Und  da  es  wahr- 
scheinlich viel  weniger  Jüdinnen  dieser  Art  gibt,  als  ihrem  An- 
teil an  der  Gesamtbevölkerung  entspricht,  entstehen  auch  viel 
weniger  Mischehen  Christ-Jüdin  dieser  Art,  als  Mischehen  Jude- 
Christin. 


l)  Markuse,  Die  christlich-jüdische  Mischehe  in   »Sexualprobleme«   1912. 
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Grund  3  ist  wohl  kaum  erweisbar.  Die  tägliche  Erfahrung 
beweist  eher  das  Gegenteil. 

Ein  Hauptgrund  wird  aber  wohl  sein,  daß  verhältnismäßig 
mehr  Juden  ein  Aufgehen  im  deutschen  Volke  wünschen,  als 
NichtJuden,  daß  also  mehr  jüdische  Männer  die  Initiative  zur 
Mischehe  ergreifen  als  Christen.  Da  infolge  unserer  sozialen 
Verhältnisse  bei  den  Frauen  im  allgemeinen  wohl  weniger  Ueber- 
legung  beim  Eingehen  einer  Ehe  herrscht  als  bei  dem  Mann,  so 
ist  dieser  Unterschied  der  Neigungskoeffizienten  erklärlich. 

Brandenburg. 

Die  Neigungskoeffizienten  Nek  und  Nke  sind  0,62  und  0,70 
für  die  erste,  0,60  und  0,66  für  die  zweite  Periode.  Sie  über- 
treffen damit  bei  weitem  den  Reichsdurchschnitt.  In  Betracht 
kommt  hier  bei  der  Beurteilung,  daß  viele  Großstädte  vorhanden 
sind,  insbesondere  daß  einzelne  Städte  Brandenburgs  wirtschaft- 
lich und  kulturell  zu  Berlin  gehören,  also  vollständig  dieselben 
Verhältnisse  aufweisen  wie  Berlin. 

Die  Polenfrage  spielt  hier  keine  bedeutende  Rolle  mehr. 
Die  Verteilung  ist  folgende : 

Deutsche  Polen 


3628450 

1545 

226  077 

55048 

57851 

466 

Zwar  ist  der  Prozentsatz  der  polnischen  Katholiken  unge- 
fähr derselbe  wie  in  Ostpreußen ;  da  jedoch  die  gesamte  Polen- 
bevölkerung nur  verhältnismäßig  klein  ist,  wird  hier  der  Gegen- 
satz geringer  sein.  Die  Großstadt  wird  auch  hier  nivellierend 
wirken.  Im  Gegensatz  zum  Reich  ist  hier  eine  Abnahme  der 
Neigung  zu  konstatieren.  Eine  Erklärung  hierfür  gibt  vielleicht 
die  starke  Zunahme  des  katholischen  Teils  der  Bevölkerung.  Der 
übrigens  geringe  Prozentsatz  Katholiken  ist  vielleicht  neben  der 
Großstadt  schuld  an  der  im  allgemeinen  großen  Neigung  Nek. 
Die  Daten  sind  folgende  : 

Evangelische         Katholische  Israelitische     ^    mn  —    mr»  A_ 

Jahr  Anzahl        0/^        Anzahl      0/^  Anzahl      0/^      ^  •  luu    ^   •  100    j_  •  loo 

1900       2907803     93,5      160305     5,2  25766     0,85        5,5  0,89         16,1 

1905       3238207     91,7     230599     6,5  40427      1,2  7.12  1,25         17,5 

T-^  TT         ,    .    ,  •  k   .     100      . 

Das  Verhältnis ist  von  5,05  auf  7,12  gestiegen. 
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Die  Koeffizienten  Nei  und  Nje  sind  mit  o,  lo  und  o,i6  eben- 
falls größer  als  die  entsprechenden  im  Reich.  Die  Gründe  sind 
wohl    dieselben   wie    bei  den  christlichen  Mischehen.     Auffallend 

ist,    daß    trotz    der    Zunahme    des    Anteils    der    Juden  —  — 

e 

wächst  von  0,89  auf  1,25  —  die  Neigung  Nei  zunimmt;  Nei  steigt 
auf  0,13,  Nie  auf  0,18.  Es  ist  zu  vermuten,  daß  der  stärkere 
Zug  der  Juden  in  die  Großstadt  die  Wirkung  derselben  mehr  zur 
Geltung  kommen  läßt  als  die  Wirkung  der  Zunahme  der  Gemein- 
schaft. Der  Unterschied  zwischen  der  Neigung  der  Protestanten 
und  der  Protestantinnen  zur  jüdischen  Mischehe  läuft  parallel 
dem  Reiche. 

Außerordentlich  groß  sind  die  Koeffizienten  Nik  und  Nki. 
Wenn  auch  die  Präzision  der  Zahlen  nicht  so  grofi  ist,  so  ist 
die  Anzahl  der  Mischehen  doch  so  groß,  daß  auch  eine  erheb- 
liche Abweichung  dieses  Resultat  nicht  sehr  beeinträchtigen  kann. 
Das  ist  um  so  auffallender,  als  im  Reiche  Njk  geringer  ist  als  Nie- 
Besonders  stark  ist  die  Neigung  Nik,  die  ungefähr  das  doppelte 
von  Nki  beträgt. 

Pommern. 

Die  Koeffizienten  Nke  und  ek  sind  mit  0,42  und  0,54  be- 
deutend größer  als  im  Reich,  sie  gehen  aber  im  Gegensatz  zu 
diesem  zurück  auf  0,39  und  0,53.  Die  Bevölkerungsdichtigkeit 
ist  sehr  gering,  55,9  auf  den  qkm  im  Jahre  1905.  Die  Polen- 
frage würde  ebenfalls  eher  auf  einen  geringen  Koeffizienten 
schließen  lassen,  da  nahezu  die  Hälfte  der  Katholiken  Polen  sind. 
Es  sind  nämhch: 

Deutsche  Polen 

e.      I  635  070  505 

k.  26994  25160 

i.  8  763  7 

Der  große  Neigungskoeffizient  wird  sich  also  nur  erklären 
lassen  durch  die  geringe  Zahl  der  Katholiken  überhaupt.  Es 
sind  nur  2,3  %  1900  und  3  %  1905  vorhanden.  Dieses  Moment 
scheint  also  eine  größere  Rolle  zu  spielen  als  der  Nationalitäten- 
gegensatz, oder  was  vielleicht  richtiger  ist,  der  Gegensatz  verliert 
durch  die  geringe  Zahl  von  Polen  an  Schärfe.  Die  Bevölkerungs- 
verteilung ist  folgende : 
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T  1  Evangelische        Katholische      Israelitische       J^     100  -*-    100  —    100 

•'  Anzahl  %       Anzahl     0/^      Anzahl      %         e   '  e    "  k  ' 

1900  1579080     96,6     38169     2,3      10880     0,65  2,42         0,69         28,5 

1905  I  616  550     95         50206     3  9660     0,53  3,10         0,60  19,2 

Der  Unterschied  zwischen  Nek  und  Nke  ist  weit  größer  als 
im  Reich.  Es  beruht  das  wohl  auch  auf  der  größeren  Aktivität 
der  katholischen  Männer,  die  genötigt  sind,  Frauen  aus  der  an- 
deren Religionsgemeinschaft  auszusuchen.  Die  Neigungen  Nei 
und  Nie  sind  in  der  ersten  Periode  weit  geringer  als  im  Reich, 
nehmen  aber  außerordentlich  stark  zu.  Die  Differenz  zwischen 
beiden  ist  ähnUch  wie  im  Reiche. 

Die  Koeffizienten  Nik  und  Nki  sind  verhältnismäßig  groß. 
Die  Fehler  der  Koeffizienten  sind  wegen  der  kleinen  Nenner  sehr 
groß,  aber  immerhin  ist  sicherlich  eine  starke  Tendenz  zur  Misch- 
ehe vorhanden. 

Posen. 
Posen    ist    das   Gebiet    des    stärksten  Nationalitätenkampfes. 
Hier    ist    die  Zahl    der  Polen    am    größten.     Die    Verteilung    ist 
folgende : 

Deutsche  Polen 

e.     635417  9333 

k.      140851  1269  153 

i.  26  444  22 

Die  Konfessionen  fallen  also  nahezu  mit  den  Nationalitäten 
zusammen,  indem  die  Katholiken  in  der  überwiegenden  Mehrzahl 
Polen,  die  Protestanten  und  Juden  fast  ausschließlich  Deutsche 
sind.  Demgemäß  ist  die  Neigung  zu  Mischehen  mit  Katholiken 
sehr  gering. 

Die  Neigung  Nek  und  Nke  steht  mit  0,075  und  0,067  weit 
hinter  dem  Reichsdurchschnitt  zurück.  Sie  sind  das  Minimum 
der  Koeffizienten  Nek  und  Nke  überhaupt.  Das  Nationalitäten- 
moment überwiegt  alle  andern  Momente.  Die  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  68^5  ist  größer  als  in  Ost-  und  Westpreußen  sowie  in 
Pommern,  der  Prozentsatz  der  Minoritäten  zwar  verhältnismäßig 
hoch,  aber  andere  Gebiete  haben  höheren  Prozentsatz  und  doch 
größere  Neigungskoeffizienten.  Die  Bevölkerungsverteilung  ist 
folgende  : 

Tahr  Evangelische  Katholische         Israelitische      ^      .         '_     100—    100 

•'  Anzahl         %  Anzahl        0/^^      Anzahl      %     k   "  e   '  k  ' 

1900         5  695  564     30,2     I  280  172     67,8     35  327     1,9         44,5         6,2         2,8 
1905  605312     30,5     1347958     67,9     30433     1,5         44,9         5,0         2,25 
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Die  Neigung  der  evangelischen  Männer  zu  Mischehen  mit 
Katholiken  ist  hier  größer  als  die  der  Frauen.  Es  zeigt  sich 
also  im  Gegensatz  zum  Reiche  das  größere  Festhalten  der  Katho- 
liken an  ihrer  Gemeinschaft.  Die  Koeffizienten  Ngi  und  Nie  sind 
auch  bedeutend  geringer  als  im  Reich.  Dies  wird  wohl  ähnliche 
Gründe  haben  wie  in  Ostpreußen :  Größere  Religiosität  der  Juden 
—  vielleicht  durch  stärkere  Durchsetzung  mit  östlichen  Elemen- 
ten — ,  stärkerer  Antisemitismus  der  Deutschen  und  vielleicht 
erwachendes  Nationalgefühl  der  Juden. 

Ganz  außerordentlich  gering  sind  die  Koeffizienten  N^  und  Nik. 
Es  zeigt  das,  wie  schon  bei  Westpreußen  erwähnt,  daß  die  Juden 
als  Schutzwall  gegen  die  Polen  ganz  außerordentlich  zuverlässig 
sind. 

Dies  zeigt  sich  noch  mehr  dadurch,  daß  die  Neigung  der 
Männer  zu  Mischehen  mit  Katholiken  noch  viel  geringer  ist  als 
die  der  Frauen. 

Schlesien. 

In  Schlesien  sind  folgende  Faktoren  zu  beachten :  Die  Polen- 
frage ist  im  großen  Maße  vorhanden.     Es  waren   1910: 

Deutsche       Polen 

e.  2  118  518  37  732 
k.  I  593  869  I  197  547 
i.     44  116  342 

Der  großen  Anzahl  polnischer  Katholiken  steht  aber  eine 
noch  größere  Anzahl  deutscher  Katholiken  gegenüber.  Dadurch 
wird  die  Neigung  Nek  vvieder  größer,  als  man  nach  der  großen 
Anzahl  Polen  sonst  erwarten  könnte.  Sie  wird  sehr  begünstigt 
durch  die  große  Dichte  der  Bevölkerung,  122,6  pro  qkm.  Ohne 
Polenfrage  wäre  Nek  wahrscheinlich  viel  höher.  In  Wirklichkeit 
ist  Nek  0,27  und  0,29,  Nke  0,28  in  beiden  Perioden.  Sie  steht 
damit  über  dem  Reichsdurchschnitt.  Die  Differenz  zwischen  bei- 
den verschwindet,  der  Koeffizient  Nek  bleibt  derselbe.  Als  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  ergibt  sich : 

Evangelische  Katholische         Israelitische      ^      .^q  J^    jqq   _^  _  jqq 

Anzahl  0/^^         Anzahl       %     Anzahl      %      k  '  e   '  k   ' 

1900  2042583     43,7     2569688     55     47586     1,0         79,5  2,3  1,8 

1905  2  120  361     42,9     2765394     56     46845     0,95       76,7  2,2  1,7 

Der  große  Prozentsatz  Protestanten  scheint  also  die  Misch- 
ehen nicht  zu  vermindern. 
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Die  Neigung  Nei  und  Nie  ist  geringer  als  im  Reich ,  und 
zwar  0,07  und  0,06  in  der  ersten  Periode.  Die  Protestanten 
neigen  anscheinend  mehr  zur  Mischehe  als  die  Juden.  Die  Zu- 
nahme in  der  zweiten  Periode  ist  sehr  stark,  nämlich  auf  0,09  für 
beide  Arten  Mischehe.  Als  Erklärungsgrund  für  die  geringere 
Neigung  Nei  muß  hier  ein  lokaler  gesucht  werden.  Denn  so- 
wohl die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  als  der  geringe  Prozentsatz 
der  Juden  lassen  eine  größere  Neigung  vermuten.  Vielleicht 
festigt  ebenfalls  die  Nähe  der  russischen  Grenze  den  Zusammen- 
halt der  Juden  mit  ihrer  Gemeinschaft.  Dasselbe  gilt  für  die 
Ehen  IK.  Nur  kommt  hier  noch  dazu,  .daß  die  Polenfrage 
hemmend  auf  die  Neigung  einwirkt.  Die  Koeffizienten  für  1901  —  5 
sind  0,04  und  0,02,  für  1906 — 9  0,04  und  0,05.  Die  Katholiken 
neigten  zuerst  mehr  zur  Mischehe,  aber  die  Mischehen  der  Juden 
mit  katholischen  Frauen  steigerten  sich  sehr  stark,  so  daß  sie  in 
der  zweiten  Periode  die  größere  Neigung  zeigten. 

Provinz  Sachsen. 

Die  Koeffizienten  Nek  und  Nke  sind  0,35  und  0,43  für  die 
erste  Periode,  also  größer  als  im  Reich.  Nek  bleibt  in  der  zwei- 
ten Periode  ebenfalls  0,35,  während  Nke  auf  0,45  wächst.  An 
der  grofSen  Neigung  kann  schuld  sein  die  große  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  117,9  P^o  qkm,  es  kann  aber  auch  der  geringe 
Prozentsatz  der  Katholiken  schuld  sein.  Denn  die  Bevölkerungs- 
tabelle gibt: 

Evangelische  Katholische        Israelitische      Jl  .  jqq  -L.jqo  —  •  100 

Anzahl         Oj^        Anzahl       %      Anzahl       %        e  e  k 

1900       2610080     92,1     206  121     7,3        8047         0,3  7,9  0,3  3,9 

1905       2730098     91,6     230860     7=^/4      8050         0,3  8,5  0,3  3,5 

Der  Unterschied  zwischen  Nek  und  Nke  ist  beträchtlich.  Es 
scheint ,  daß  bei  der  geringen  Anzahl  Glaubensgenossen .  der 
Katholik  leicht  eine  Protestantin  heiratet. 

Die  Koeffizienten  Nei  und  Nie  sind  in  der  ersten  Periode  0,10 
und  0,16,  in  der  zweiten  0,12  und  0,19.  Während  also  die  Nei- 
gung der  Männer  etwas  geringer  ist  als  im  Reich,  ist  die  der 
Frauen  größer.  Der  Tendenz  der  Minorität  zu  Mischehen  arbeitet 
bei  den  Männern  anscheinend  ein  anderer  Faktor  entgegen,  der 
diese  Tendenz  auf  den  normalen  Stand  bringt. 

Die  Koeffizienten  Nik  und  Nki  sind  nicht  stark  in  Rechnung 
zu  setzen,  da  die  Nenner  wiederum  klein  sind.     Immerhin  scheint 
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das  Resultat  festzustehen,    daß  die  Neigung  Nik  bedeutender  ist 
als  im  Reich. 

Schleswig-Holstein. 

Der  Koeffizient  Nek  =^  0,72  ist  so  groß  wie  in  Berlin,  also 
bedeutend  größer  als  im  Reich,  jedoch  ist  in  der  ersten  Periode 
Nek  mit  0,68  kleiner  als  in  Berlin,  Nke  mit  0,76  dagegen  größer, 
in  der  zweiten  Periode  sind  beide  Nek  =  0,69  und  Nke  =  0.76, 
größer  als  in  Berlin.  Die  Bevölkerungsdichte  spielt  hier  kaum 
eine  große  Rolle.  Sie  beträgt  79,2  pro  qkm.  Wohl  aber  kommt 
hier  besonders  steigernd  in  Betracht  Altona,  das  wirtschaftlich 
und  kulturell  zu  Hamburg  gehört,  von  dieser  Großstadt  beein- 
flußt wird.  Ferner  ist  der  Prozentsatz  der  Katholiken  dort  sehr 
gering,  wie  aus  der  Tabelle  hervorgeht : 

Evangelische      Katholische        Israelitische       J^     jqq    J^  .  jqq    J_  .  jqq 
Anzahl       %     Anzahl     %      Anzahl      %         e  e  k 

1900  1349297     97     30524     2,2        3486       0,25  2,3  0,26  11,4 

1905  I  454  526     97     41  227     2,7        3270       0,22  2,8  0,22  7,9 

Die  Neigung  Nke  ist  wie  im  Reich  größer  als  die  Neigung  Nek- 
Nei  und  Nie  sind  beträchtlich  größer  als  im  Reich.  Die  Juden 
sind  in  zu  geringer  Zahl  vorhanden,  um  unter  sich  heiraten  zu 
können.  Daß  Nie  größer  ist  als  Nei,  deutet  auf  dieselbe  Ursache. 
Ferner  scheinen  die  konfessionellen  Gegensätze  hier  nicht  so  groß 
zu  sein,  um  dem  entgegenzuwirken.  Während  die  Neigung  der 
jüdischen  Frauen  von  0,34  auf  0,36  wächst,  nimmt  die  der  Männer 
ab  von  0,42  auf  0,41.  Die  Zahl  der  Mischehen  i.-e.  hat  abge- 
nommen, obwohl  die  wahrscheinliche  Zahl  zugenommen  hat. 
Doch  läßt  sich  bei  der  Kleinheit  der  Zahlen  ein  bestimmter 
Schluß  nicht  ziehen. 

Die  Koeffizienten  Nik  und  Nki  sind  ganz  ungenau,  die  Zahlen 
sind  zu  klein.  Aber  daß  eine  starke  Tendenz  zu  dieser  Art  Ehe 
herrscht,  geht  daraus  hervor,  daß  trotz  der  außerordentlich  kleinen 
Anzahl  wahrscheinlicher  Ehen  wirkliche  Mischehen  stattfinden, 
so  daß  Nki  für  1906  -9  sogar  —  der  einzige  Fall  dieser  Art  — 
die  Zahl   i   übersteigt. 

Hannover. 

In  der  ersten  Periode  ist  Nek  =  0,22,  Nke  =  0,26,  in  der 
zweiten  Nek  =  0,24,  Nke  =  0,28.  Nek  ist  in  beiden  Perioden 
somit  etwas  höher  als  im  Reiche,  Nke  ebenfalls  und,  wie  im  Reiche, 
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größer  als  Nek-     Der  Prozentsatz  der  Katholiken  ist  geringer  als 
im  Reich.     Die  Zahlen  sind  folgende : 

Evangelische  Katholische       Israelitische      J^    .         j_        ^  j_    .„q 

Anzahl         0/^j        Anzahl       0/^      Anzahl      %      e   '  e    '  k  " 

1900         3227816     86        338906     13,1      15393     0,6         15,2  0,7  4,5 

1905         2  361  831     85,6     371  531      13,5     15  581     0,55       15,7  0,66         4,2 

Trotz  der  Steigerung  des  Prozentsatzes  der  Katholiken  nimmt 
Nek  stärker  zu  als  im  Reich.  Nei  ist  mit  0,10  nur  wenig  größer 
als  im  Reich,  geht  aber  im  Gegensatz  zum  Reich  herunter  auf  0,09. 
Deutlicher  ist  die  Abnahme  von  Nie,  das  mit  0,10  erst  dem 
Reichskoeffizienten  entspricht,  aber  auf  0,07  steigt,  statt  wie  im 
Reich  auf  0,13  zu  kommen. 

Nki  und  Nik  sind  in  der  ersten  Periode  größer,  in  der  zweiten 
nahezu  gleich  dem  Reich.  Wenn  auch  die  Zahlen  im  ganzen 
sehr  klein  sind,  so  läßt  die  gleichlaufende  Verringerung  aller 
jüdischen  Koeffizienten  auf  eine  gemeinsame  Ursache  schließen. 
Diese  kann  gesucht  werden  entweder  in  einer  stärkeren  Entfrem- 
dung der  Juden  und  Christen  oder  in  einer  größeren  Religiosität 
oder  einem  stärkeren  Erwachen  des  Zusammengehörigkeitsgefühls 
der  Minorität,  d.  h.  der  Juden  ^). 

Westfalen. 

Nek  und  Nke  sind  etwas  kleiner  als  im  Reich,  0,17  und  0,18 
in  der  ersten,  0,18  und  0,20  in  der  zweiten  Periode.  Obwohl  die 
absolute  Zahl  der  Polen  hier  eine  ganz  beträchtliche  ist,  ist  von 
einer  Polenfrage  nicht  zu  sprechen.  Denn  die  hier  vorhandenen 
Polen  sind  wohl  lauter  Arbeiter,  die  eine  aktive  Polenpolitik  nicht 
betreiben.  Der  Prozentsatz  ist  außerdem  sehr  gering.  Es  sind 
nämlich  1910: 


Deutsche 

Polen 

I  893  786 

I  898  468 

21  518 

15506 

166  441 

39 

Es  sind  also  nur  9  %  der  Katholiken  Polen.  Auch  ohne 
Polen  ist  die  Anzahl  der  Katholiken  größer  als  die  der  Prote- 
stanten.    Die  große  Dichtigkeit    der  Bevölkerung,    179  pro  qkm, 

1)  Da  naturgemäß  die  Majorität  das  Bestreben  hat,  die  Minorität  in  sich 
aufzulösen ,  kann  man  von  einem  Zusammengehörigkeitsgefühl  nur  seitens  der 
Minorität  sprechen,  die  sich  dem  Aufgelöstwerden  widersetzt;  bei  der  Majorität 
kann  das  Analogon  nur  sein  das  Nicht-Auflösen  wollen,  d.  h.  die  Abneigung. 


6^0  David  Tachauer  : 

würde  eine  stärkere  Mischung  erwarten  lassen.  Jedoch  die  Tat- 
sache, daß  beide  Konfessionen  nahezu  gleich  stark  sind,  wirkt 
der  Tendenz  zu  Mischehen  jedenfalls  entgegen.     Es  sind  nämlich  : 

Evangelische  Katholische  Israelitische    ^     ,_      J_  J_ 

Anzahl         0/^^         Anzahl         0/^^      Anzahl     %      k   '  e  "  k  " 

1900      1537948     48,2      I  616462     50,7     20640     0,65       95,3  1,3  1,3 

1905      1733  413     47>9     1845263     51         20757     0,55       93,9  1,2  1,1 

Wie  im  Reich  ist  Nke  >  Nek- 

Die  Neigungen  Ne,  und  Nie  sind  0,09  und  0,05  in  der  ersten 
0,15  und  0,06  in  der  zweiten  Periode.  Während  also  Nei  anfangs 
gleich  dem  Reichs-Koeffizienten  ist,  wächst  er  schnell  über  diesen 
hinaus.  Dagegen  ist  Nie  beide  Male  geringer  als  im  Reich,  trotz 
des  geringeren  Prozentsatzes  Juden.  Aehnlich  ist  es  auch  bei 
Nik  und  Nki.  Während  Nk;  dem  Reichskoeffizienten  gleich  ist, 
bleibt  Nik    unterhalb  des  Reichskoeffizienten. 

Hessen -Nassau. 

Die  Koeffizienten  Nek  und  Nke  sind  größer  als  im  Reich, 
nämlich  0,35  und  0,36  in  der  ersten,  0,37  und  0,37  in  der  zwei- 
ten Periode.  Die  starke  Bevölkerungsdichtigkeit  —  131,8  pro  qkm  — 
macht  hier  ihren  Einfluß  stark  geltend.  — 

Die  katholische  Minderheit  ist  bedeutend.  Die  Bevölkerungs- 
verteilung ist  folgende  : 

Evangelische            Katholische  Israelitische  ^     .„q  J_     .„q  ^ 

Anzahl         ^|^y  Anzahl         %  Anzahl      %  k  '  e    '  k  ' 

1900       I  308016     68,9  530541        28  48105      2,5  40,5            3,7             9,1 

1905      1420047     68,6  585868       28,3  50016      2,4  41,2           3,5            8,5 

Der  große  Prozentsatz  Katholiken,  28  bez.  28,3  %  scheint 
also  sehr  hemmend  auf  die  Mischehen  einzuwirken.  Nke  ist  an- 
fangs —  wie  im  Reich  —  größer  als  Nek,  in  der  zweiten  Periode 
sind  die  beiden  einander  gleich. 

Nei  und  Nie  sind  durchweg  kleiner  als  im  Reich,  0,06  und  0,04 
in  der  ersten,  0,06  und  0,07  in  der  zweiten  Periode.  Dem  Ein- 
fluß der  Großstadt  wirkt  hier  sicher  der  große  Prozentsatz  der 
Juden  entgegen.  Diese  Wirkung  wird  noch  vergrößert  dadurch, 
daß  in  Frankfurt  a./Main  allein  etwa  ^/ö  aller  Juden  Hessen- 
Nassaus  wohnen,  so  daß  sie  hier  einen  noch  größeren  Prozent- 
satz ausmachen.  Und  in  Frankfurt  ist  auch  infolge  der  gut  or- 
ganisierten jüdischen  Gemeinden  die  Religiosität  der  Juden  ver- 
hältnismäßig stark.     Der  Umstand,  daß  der  Unterschied  zwischen 
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Nei  und  Nie  verhältnismäßig  bedeutend  ist,  scheint  dies  zu  be- 
stätigen. Doch  läßt  anscheinend  das  Festhalten  der  Juden  an 
ihrer  Gemeinschaft  stark  nach ,  wie  die  starke  Zunahme  des 
Koeffizienten  Nie  beweist.  Diese  Zunahme  ist  zu  groß,  als  daß 
sie  durch  Zufall  verursacht  sein  kann.  Denn  sie  entspringt  aus 
einer  Zunahme  der  Mischehen  von  46  auf  69,  d.  h.  von  einer 
durchschnittlichen  jährlichen  Mischehenzahl  9,2  auf  17,25. 

Die  Koeffizienten  N^  und  Nik  sind  größer  als  im  Reich : 
0,07  und  0,07  in  der  ersten,  0,09  und  0,07  in  der  zweiten  Periode. 
Der  Unterschied  ist  beträchtlich  nur  für  N^i  in  der  zweiten  Periode. 
Worauf  das  zurückzuführen  ist,  ist  mir  nicht  bekannt. 

R  h  e  Inland. 

Rheinland  ist  ein  Land  mit  katholischer  Majorität.  Die  Be- 
völkerungsverteilung ist  folgende : 

Evangelische  Katholische  Israelitische    ^    j^^  —.100  — -loo 

Anzahl         %  Anzahl         0/^  Anzahl      %     k  "  e  k 

1900       I  663  218     28,9  4021388     69,8  52251     0,90      41,4  3,1  1,3 

1905       1877582     29,2  4472058     69,5  55408     0,85      42  3,0  1,2 

Der  Prozentsatz  Protestanten  entspricht  ungefähr  dem  der 
Katholiken  in  Hessen-Nassau.  Die  Bevölkerungsdichtigkeit  ist 
bedeutend  größer,  nämlich  238,4.  Trotzdem  ist  die  Neigung  zu 
Mischehen  EK.  geringer  als  in  Hessen-Nassau,  wenn  auch  größer 
als  im  Reich.  Sie  beträgt:  Nek  =  0,27  bez.  0,30,  Nke  ==  0,23 
bez.  0,25.  Es  ist  hier  zu  berücksichtigen,  daß  Rheinland  eine 
der  stärksten  Stützen  der  katholischen  Kirche  in  Deutschland  ist. 
Dies  wirkt  stark  hemmend  auf  die  Mischehen  der  Katholiken. 
Infolgedessen  sind  auch  die  Koeffizienten  Nke  kleiner  als  die  Nek- 

Für  diesen  Grund  spricht  auch  der  Umstand,  daß  die  Koeffi- 
zienten Nki  kleiner  sind  als  die  Koeffizienten  Nei.  Nei  ist  mit  0,19 
und  0,18  größer  als  im  Reich,  ebenso  Nie  mit  0,14  in  beiden 
Fällen.  Die  Wirkung  der  Großstädte  kommt  hier  ungehemmt  zur 
Entfaltung.  Denn  Nie  ist  in  der  ersten  Periode  größer  als  in 
Berlin,  in  der  zweiten  etwas  kleiner.  Daß  Ngi  größer  ist  als  Nie 
geht  parallel  mit  derselben  Tatsache  in  Westfalen,  Bayern,  Baden, 
Westpreußen,  Posen,  Elsaß-Lothringen  und  zum  Teil  in  Schlesien. 
Es  scheint,  als  sei  die  Abneigung  der  Protestanten  gegen  Misch- 
ehen mit  Juden  dann  geringer  als  umgekehrt,  wenn  die  Prote- 
stanten gegen  die  Katholiken  in  der  Minorität  sind. 

Nki  ist  mit  0,05  in  der  ersten  Periode  =  dem  Koeffizienten 
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im  Reich,    in  der  zweiten  Periode  mit  0,07  etwas  größer,  Nie  ist 
zuerst  mit  0,04  kleiner,  dann  mit  0,06  =  dem  Reichskoeffizienten. 

Bayern  r.  des  Rheins. 

In  Bayern  sind  die  Koeffizienten  für  Mischehen  EK :  Nek  =■  0,23 
und  0,24,  Nke  =  0,20  und  0,22,  weichen  also  nur  wenig  vom 
Reichsdurchschnitt  ab.     Die  Bevölkerungsmischung   ist  folgende : 

Evangelische  Katholische  Israelitische    ^     iqo  --    loo  -^-  •  loo 

Anzahl         %  Anzahl         O/q  Anzahl     %     k  '  e  k 

1900       1297483     24,3  3997275     74-8  44820     0,85      32,5            3,5            1,1 

1905       1365039     24,2  4220922     74,9  45  735     0,80      33,3            3,4            1,1 

Die  protestantische  Minorität  ist  geringer  als  die  katholische 
im  Reich,  andererseits  ist  die  Bevölkerungsdichtigkeit  ebenfalls 
geringer  —  80,6  pro  qkm  — ,  zwei  Momente,  die  sich  gegenseitig 
aufheben.  Zwei  andere  Momente,  die  sich  gegenseitig  autheben, 
kommen  noch  in  Betracht.  Die  beiden  Städte  München  und 
Nürnberg  haben  zusammen  etwa  7?  der  Einwohner  des  rechts- 
rheinischen Bayern,  und  in  diesen  Städten  ist  die  Neigung  zu 
Mischehen  naturgemäß  sehr  groß.  In  den  tiefreligiösen  katholi- 
schen Landdistrikten  Bayerns  sind  andererseits  die  Mischehen 
eine  verschwindende  Ausnahme.  Das  Resultat  ist  dann  im  großen 
ganzen  eine  dem  Reich  nahezu  gleichstehende  Mischehenneigung. 
Daß  Nek  größer  ist  als  Nk«  wird  damit  zusammenhängen,  daß  die 
Protestanten  in  der  Minderzahl  sind. 

Nei  ist  in  beiden  Perioden  0,09,  Nie  steigt  von  0,06  auf  0,1 1. 
Nei  entspricht  also  anfangs  dem  Reichskoeffizienten,  macht  dessen 
Abnahme  jedoch  nicht  mit,  während  Nie  zuerst  geringer  ist,  dann 
aber  dem  Reichskoeffizienten  sehr  nahe  kommt.  Der  Prozent- 
satz der  Juden  ist  geringer  als  im  Reich,  aber  da  die  Juden  viel 
mehr  auf  dem  Lande  leben  als  im  Reich,  ist  der  antireligiöse 
Einfluß  der  Stadt  geringer  als  im  Reich.  Die  starke  Zunahme 
von  Nie  zeigt,  daß  dieser  an  Gewicht  zunimmt. 

Die  Koeffizienten  Nki  =  0,02  und  0,03,  sowie  Nik  =  0,04 
in  beiden  Fällen  sind  auffallend  gering  bei  der  großen  Zahl 
Katholiken.  Es  hängt  das  wieder  mit  der  großen  Religiosität 
der  Katholiken  zusammen,  wie  auch  aus  dem  Unterschied  zwi- 
schen Nik  und  Nki  zu  entnehmen  ist. 

Pfalz. 
Die  Koeffizienten  Nek  und  Nke  sind  bedeutend  größer  als  im 
Reich,  nämlich  0,33  bez.  0,32  für  Ngk  und  0,35  bez.  0,34  für  Nke- 
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Die  große  Bevölkerungsdichtigkeit  —  149,4  pro  qkm  —  wirkt  in 
dieser  Richtung,  während  der  große  Prozentsatz  Katholiken  ent- 
gegengesetzte Tendenz  haben  könnte.  Das  letztere  kommt  an- 
scheinend  weniger   in  Betracht.     Die  Bevölkerungsverteilung  ist: 

Evangelische  Katholische        Israelitische    J^     .^      J_     j        J_ 

Anzahl         0/^  Anzahl         0/^,      Anzahl     0/^^     e   '       ^^     ^   •  'oo     ^^  •  100 

1900       451723       54,3  365903      44       10  108     1,2       81  2,2  2,8 

1905       479697       54.2  391998      44,4     9606     1,1        81,7  2,0  2,5 

Wie  im  Reich  ist  Nke  größer  als  Ngk,  jedoch  ist  im  Gegen- 
satz zum  Reiche  bei  beiden  eine  kleine  Abnahme  zu  verzeichnen. 

Nei  und  Nie  sind  wesentlich  kleiner  als  im  Reich,  0,03  und  0,02 
in  der  ersten,  0,06  und  0,04  in  der  zweiten  Periode.  Auch  in 
der  Pfalz  wohnen  die  Juden  häufig  in  kleinen  Landstädten  und 
Dörfern.  Dies  wird  wohl  der  Grund  für  die  geringe  Neigung  zu 
Mischehen  sein.  Der  Prozentsatz  der  Juden  ist  nur  unwesentlich 
größer  als  im  Reich,  so  daß  dieser  Umstand  nicht  hoch  zu  ver- 
anschlagen ist.  Daß  Nei  größer  ist  als  Nie  läßt  darauf  schließen, 
daß  die  Abneigung  gegen  Mischehen  größer  ist  bei  den  Juden 
als  bei  den  Protestanten.  Der  Unterschied  ist  noch  größer  bei 
den  Juden  und  Katholiken,  indem  Nki  =  0,03  bez.  ==  0,05, 
Nik  =  0,01  und  0,02  beträgt.  In  allen  Fällen  ist  aber  eine  starke 
Zunahme  der  Neigung  zu  Mischehen  zu  konstatieren. 

Königreich  Sachsen. 

Die  Neigungen  Nek  und  Nke  sind  sehr  groß,  0,67  und  0,76 
in  beiden  Perioden.  Hier  sind  alle  Umstände  den  Mischehen 
günstig.  Denn  Sachsen  hat  sehr  dichte  Bevölkerung,  300  pro  qkm. 
1905  wohnte  fast  ein  Drittel  der  gesamten  Bevölkerung  in  den 
4  Großstädten  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig  und  Plauen.  Ferner 
sind  die  Minoritäten  sehr  schwach  vertreten.  Die  Verteilung  der 
Bevölkerung  ist  folgende: 

Evangelische  Katholische       Israelitische    J^     100    —     mn    A 

Anzahl         0/^j  Anzahl         0/^     Anzahl      0/^     e  e  k 

1900      3972063     94,5         198265      4,7      12  416      0,3  5  0,3  6,3 

1905      4250659     94,3         219872      4,9     14697      0,3  5,2  0,35  6,7 

Daß  Nke  bedeutend  größer  als  Nek,  ist  zu  erwarten,  da  die 
Minorität  die  Tendenz  hat,  sich  aufzulösen.  Aehnlich  liegen  die 
Verhältnisse  bei  den  jüdischen  Mischehen.  Es  ist  Nei  mit  0,08 
und  0,10  unter  dem  Reichsdurchschnitt,  während  Nie  mit  0,21 
und   0,19    erheblich    über   demselben  liegt.     Daß  bei  den  äußer- 
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lieh  SO  günstigen  Bedingungen  die  Neigung  der  Protestanten  zu 
Mischehen  mit  Jüdinnen  noch  geringer  ist  als  im  Reich,  läßt  auf 
starke  Abneigung  schließen.  Das  hängt  wohl  mit  dem  auch 
sonst  beobachteten  starken  Antisemitismus  zusammen.  Die  Juden 
aber  haben  anscheinend  stark  die  Tendenz^  sich  aufzulösen.  Da- 
her kommen  die  großen  Koeffizienten  Nie. 

Für  Nki  und  Nik  sind  wegen  der  Kleinheit  der  in  Betracht 
kommenden  Zahlen  die  Werte  sehr  schwankend,  N^  geht  von 
0,12  auf  0,42,  Nik  von  0,70  auf  0,38.  Ein  Schluß  läßt  sich  nur 
in  der  Richtung  ziehen,  daß  überhaupt  eine  ziemlich  starke  Nei- 
gung zu  derartigen  Mischehen  vorhanden  ist. 

Baden. 

Die  Neigungen  Nek  und  Nke  sind  größer  als  im  Reich,  0,30 
und  0,31  in  der  ersten,  0,31  und  0,31  in  der  zweiten  Periode. 
Baden  hat  eine  große  Bevölkerungsdichtigkeit,  133,4  pro  qkm. 
Dies  wird  wo|il  ein  Hauptgrund  der  starken  Mischehen-Neigung 
sein.     Die  Bevölkerungsverteilung  ist  folgende: 

Evangelische  Katholische  Israelitische  ^      .qq  _i_     100  —     100 

Anzahl         0/^  Anzahl         0/^  Anzahl      %  k  '  e   '  k  ' 

1900       704058       37,7  I  131  639     60,6  26132      1,4         62,2            3,7  2,3 

1905       769866       38,3  I  206919     60  25893      1,3          63,8            3,4  2,1 

Der  Prozentsatz  der  Minorität  ist  ziemlich  hoch,  etwas  höher 
als  im  Reich.  Dies  könnte  jedoch  nur  Neigung  mindernd  in 
Betracht  kommen.  Vielleicht  ist  es  aber  auch  der  starke  Libe- 
ralismus in  Baden,  der  die  religiösen  Gegensätze  mindert. 

Diese  Wirkung  scheint  jedoch  bei  den  Juden  nicht  einzu- 
treten. Denn  ihre  Neigungskoeffizienten  sind  kleiner  als  im  Reich. 
Nei  wächst  von  0,07  auf  0,10,  Nie  nimmt  ab  von  0,07  auf  0,06, 
Nki  bleibt  0,02,  Nik  geht  von  0,02  auf  0,03.  Der  verhältnismäßig 
große  Prozentsatz  Juden  stärkt  jedenfalls  ihr  Zusammengehörig- 
keitsgefühl. Das  Anwachsen  des  Liberalismus  macht  sich  an- 
scheinend auch  hier  geltend,  aber  mehr  auf  selten  der  Prote- 
stanten als  auf  der  der  Juden,  andererseits  macht  er  sich  mehr 
geltend  bei  den  Juden  als  bei  den  Katholiken. 

Württemberg. 

Nek  ist  kleiner,  Nke  etwas  größer  als  im  Reich,  nämlich 
Nek  =  0,15    und   0,16,    Nke  =  0,21   und  0,22.     Sehr    bedeutend 
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sind  in  beiden  Fällen  die  Unterschiede  nicht.  Die  Verhältnisse 
liegen  auch  sonst  ähnlich  wie  im  Reich.  Die  Bevölkerungsdichte 
ist  118  pro  qkm,  gegen  112  im  Reich.  Die  Verteilung  ergibt 
folgende  Tabelle : 

Evangelische  Katholische  Israelitische    _     ino  —     100  ^100 

Anzahl         %  Anzahl      %  Anzahl      %     e    '  e   '  k 

1900      1497299      69  650392     30  II  916     0,55        43,4  0,8  1,8 

1905       1582745      68^/4  696031      30,2  12053     0,50        44,0  0,8  1,7 

Der  Prozentsatz  der  Katholiken  ist  also  etwas  geringer  als 
im  Reich. 

Nei  ist  0,02  und  0,03,  Nje  0,03  und  0,04,  also  außerordent- 
lich gering  in  Anbetracht  der  verhältnismäßig  geringen  Anzahl 
Juden;  ebenso  ist  N^  mit  0,03  bez.  0,02  und  Njk  mit  0,02  und 
0,04  sehr  gering.  Wie  die  Tabelle  S.  616  zeigt,  ist  diese  Tat- 
sache auch  nicht  durch  zahlreiche  Uebertritte  zu  erklären.  Aus 
irgendwelchen  Gründen  widersetzt  sich  eben  das  württembergische 
Judentum  sehr  stark  der  Auflösung. 

Hessen. 

In  Hessen  ist  Nek  mit  0,35  und  0,36  viel  größer  als  im  Reich, 
ebenso  Nke  niit  0,36  und  0,37.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  den  beiden  Koeffizienten  besteht  nicht.  Ein  Haupt- 
grund für  diese  starke  Neigung  wird  die  große  Bevölkerungs- 
dichte sein.  Es  treffen  auf  den  qkm  157,3  Einwohner.  Die 
Verteilung  der  Bevölkerung  ist  folgende: 

Evangelische  Katholische  Israelitische  _  _  j  J_  _     -^  J_ 

Anzahl         %  Anzahl        oy^  Anzahl      %  e  e  k  " 

1900        746201        66,6  341570     30>5  24486      2,2  45,8            3,3  7,2 

1905        803195       66,4  372891     30,8  24696      2  46,4           3,1  6,6 

Der  Prozentsatz  der  Katholiken  ist  also  etwas  geringer  als 
im  Reich. 

Die  Neigung  zu  jüdisch-evangelischen  Mischehen  ist  ver- 
hältnismäßig sehr  gering.  Nei  ist  0,03  und  0,05,  Nie  in  beiden 
Perioden  0,04.  Der  verhältnismäßig  große  Prozentsatz  Juden 
wirkt  der  Bevölkerungsdichtigkeit  entgegen.  Ferner  ist  wohl 
auch  der  in  Hessen  herrschende  Antisemitismus  ein  Grund  zur 
Verminderung  der  Mischehen.  Nicht  so  deutlich  kommt  das  zum 
Vorschein  bei  Nki,  doch  sind  auch  diese  Koeffizienten  geringer 
als  im  Reich,  Nki  =  0,04  in  beiden  Fällen,  Nik  =  0,03  und  0,04. 
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Mecklenburg-Schwerin. 
Die  Neigung  zu  Mischehen  zwischen  KathoHken  und  Prote- 
stanten ist  sehr  groß,  nimmt  aber  sehr  stark  ab.  Nek  geht  von 
0,46  auf  0,37,  Nke  von  0,56  auf  0,46.  Die  Bevölkerungsdichte  ist 
sehr  gering,  nur  47,6  pro  qkm.  Andererseits  ist  auch  der  Prozent- 
satz der  Katholiken  außerordentlich  gering.  Folgende  sind  die 
Daten : 


100  —  100 


Evangelische  Katholische  Israelitische    _ 

Anzahl         %  Anzahl        O/q  Anzahl      0/^     e 

1900         597268     98,3  8182        1,3  1763     0,30         1,4  0,3  21,5 

1905  609914     97,6  12835        2,05         1482     0,25        2,1  0,24  11,6 

Die  geringe  Zahl  Katholiken  ist  jedenfalls  schuld  an  der 
starken  Neigung  zu  Mischehen.  Die  jüdischen  Mischehen  sind 
weniger  zahlreich,  als  zu  erwarten  wäre.  Jedoch  kann  bei  den 
kleinen  Zahlen  kaum  ein  Schluß  gezogen  werden.  Die  Neigungen 
NiK  sind  überhaupt  nicht  bestimmbar^). 

Hamburg. 

Hier  liegen  die  Verhältnisse  insofern  ähnlich  wie  in  Berlin, 
als  die  Wirkung  der  Großstadt  unmittelbar  in  Erscheinung  tritt. 
Die  Minoritäten  sind  aber  hier  noch  kleiner  als  in  Berlin.  Die 
Verteilung  nach  Konfessionen  ist  folgende : 


Evangelische         Katholische  Israelitische 


IOC    -— 


Anzahl         %      Anzahl        %  Anzahl      %     e  e  k 

1900        712338      92,7     30903        4,0  17949      2,3  4,3  2,5  58,1 

1905        807429      92,3     40639       4,6  19602      2,2  5  2,4  48,2 

Die  Neigungskoeffizienten  sind,  vielleicht  aus  dem  erwähnten 
Grunde,  noch  größer  als  in  Berlin,  nämUch  Nek  ist  0,74  und  0,71 
(also  wie  in  Berlin  eine  Abnahme),  Nke  ist  0,85  und  0,83  (eben- 
falls eine  Abnahme).  Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Ko- 
effizienten hat  dasselbe  Vorzeichen  wie  im  Reich,  ist  aber  be- 
deutend größer,  auch  größer  als  in  Berlin.  Das  scheint  wiederum 
darauf  hinzudeuten,  daß  die  Minorität  nach  Ehen  mit  der  Majorität 
strebt. 

Die  Neigungen  Nei  und  Nie  sind  ebenfalls  größer  als  in 
Berlin,  Nei  =  0,19  und  0,17,  Nie  =  0,19  und  0,25.  Während 
also  die  Neigung   des  Protestanten,    eine  Ehe  mit  einer  Jüdin  zu 


i)  Siehe  Anmerkung  Heft  3  S.  418. 
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schließen,  zurückgeht,  steigt  die  Neigung  des  Juden,  sich  mit 
einer  Protestantin  zu  verheiraten,  sehr  stark.  Die  Ursachen  mögen 
ähnHche  sein  wie  bei  der  kathoHschen  Minorität. 

Die  Koeffizienten  Nki  und  Nik  sind  sehr  hoch,  können  aber 
wegen  der  Kleinheit  der  Nenner  nur  insofern  in  Rechnung  ge- 
zogen werden,  als  eine  unzweifelhaft  starke  Neigung  zu  derartigen 
Mischehen  besteht  und  diese  Neigung  stärker  ist  bei  den  Katho- 
liken als  bei  den  Juden. 

Elsaß-Lothringen. 

Charakteristisch  für  die  Verhältnisse  in  Elsaß-Lothringen  ist 
der  Kampf  zwischen  Deutschtum  und  Franzosentum.  Es  gelang 
mir  jedoch  nicht,  über  die  Verteilung  der  Nationalitäten  auf  die 
Konfessionen  eine  Statistik  zu  erhalten.  Die  Feststellung  wird 
hier  auch  bedeutend  schwerer  sein  als  in  den  Ostmarken,  da  in 
Elsaß-Lothringen  die  Zurechnung  zu  der  einen  oder  anderen 
Nationalität  wohl  mehr  eine  Sache  des  Willens  ist  als  der  Ab- 
stammung. 

Als  zweiter  charakteristischer  Punkt  ist  die  Tatsache  zu  er- 
wähnen, daß  Elsaß-Lothringen  den  geringsten  Prozentsatz  Prote- 
stanten hat.  Folgende  Tabelle  gibt  über  die  Verteilung  der  Kon- 
fessionen Aufschluß : 

Evangelische  Katholische  Israelitische     ^  _}_     .^  _L     .__ 

Anzahl         0/^^  Anzahl        0/^  Anzahl      %     k   "  e   '  k  ' 

1900        372078      21,6  I  310  450    16,2  32264       1,9         28,4  8,7  2,5 

1905         391067      21,6  1387462    76,5  31708       1^/4       28,1  8,1  2,3 

Die  Bevölkerungsdichtigkeit  ist  ziemlich  groß,  125  pro  qkm. 
Diesen  beiden  Ursachen  entsprechend  sind  die  Neigungskoeffi- 
zienten ziemlich  groß.  Nek  ist  0,33  und  0,37,  Nke  ist  0,26  und 
0,29.  Eine  Zunahme  zeigt  sich  bei  beiden.  Daß  Ngk  größer  ist 
als  Nke,  entspricht  derselben  Tatsache  bei  den  übrigen  Gebieten 
mit  starker  katholischer  Majorität. 

Nei  unterscheidet  sich  mit  0,10  und  0,12  nicht  sehr  vom 
Reich.  Nie,  ist  mit  0,08  und  0,07  kleiner  als  im  Reich.  Daß  Nie 
kleiner  ist  als  Nei,  ist,  wie  schon  früher  erwähnt,  bei  den  meisten 
Gebieten  mit  katholischer  Majorität  der  Fall. 

Nki  steigt  stark  von  0,02  auf  0,05,  Nik  von  0,02  auf  0,04. 
Diese  Koeffizienten  sind  kleiner  als  im  Reich. 
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§  6.     Die  wichtigsten  Resultate. 

In  §  4  ist  schon  die  Gesetzmäßigkeit  besprochen  worden, 
daß  die  Neigung  der  Juden  zu  Mischehen  stets  geringer  ist  als 
die  der  Protestanten  mit  den  Katholiken.  Nun  soll  untersucht 
werden,  wie  die  Neigung  einer  Religionsgemeinschaft  zu  Misch- 
ehen abhängt  von  dem  Prozentsatz  der  Gemeinschaft  unter  der 
Gesamtbevölkerung.  Dabei  muß  man  die  jüdischen  Mischehen 
gesondert  behandeln.  Denn  bei  den  Juden  ist  ein  Prozentsatz 
schon  verhältnismäßig  groß,  der  bei  einer  christlichen  Konfession 
als  klein  zu  betrachten  ist.  Ein  Gesetz  der  Abhängigkeit  der 
Koeffizienten  von  dem  Prozentsatz  der  Minorität  kann  nur  inner- 
halb des  anderen  Gesetzes  möglich  sein,  daß  die  Juden  eine 
kleinere  Neigung  zu  Mischehen  mit  Christen  haben,  als  die  Chri- 
sten untereinander.  In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  behandelten 
Gebiete  nach  dem  Prozentsatz  Juden  geordnet  dargestellt.  Die 
2.  Reihe  enthält  diese  Prozentsätze,  die  3.  und  5.  die  Neigungs- 
koeffizienten Nei  und  Nki.  Die  4.  und  6.  enthält  die  Angabe, 
ob  die  Differenzen  Ne, — Nie  und  Nki — Njk  positiv,  negativ  oder 
null  sind.  Die  7.  Reihe  enthält  die  Gesamt-Neigungskoeffizienten 
für  jüdische  Mischehen.  Diese  sind  gefunden  als  Mittelwert 
zwischen  Nei  und  Njk,  wobei  als  Gewicht  von  Nei  der  Prozent- 
satz Protestanten,  als  Gewicht  von  Nki  der  Prozentsatz  Katholiken 
angenommen  wurde.  Die  8.  Reihe  enthält  die  Bevölkerungs- 
dichtigkeit 1905.     (Siehe  Tabelle  S.  639.) 

In  Schleswig-Holstein,  wo  das  Minimum  des  Prozentsatzes 
Juden  vorhanden  ist,  ist  N  am  größten.  In  Mecklenburg-Schwerin, 
dessen  jüdische  Bevölkerung  verhältnismäßig  nicht  viel  zahlreicher 
ist,  ist  N  bedeutend  kleiner,  während  in  den  beiden  Sachsen,  die 
dann  folgen,  N  wieder  etwas  wächst.  Nun  ist  Mecklenburg  in- 
folge seiner  ungewöhnlich  dünnen  Bevölkerung  und  infolge  des 
Fehlens  jeder  Großstadt  für  Mischehen  sehr  ungünstig  gestellt. 
Beachtet  man  noch,  daß  die  Neigung  der  Protestanten  zu  jüdischen 
Mischehen  infolge  des  starken  Konservativismus  sehr  gering  ist 
—  siehe  die  3.  Reihe  der  Tabelle  — ,  so  leuchtet  ein,  daß  aus 
Mecklenburg  keine  Schlüsse  gezogen  werden  können.  Anderer- 
seits muß  freilich  auch  zugegeben  werden,  daß  in  Schleswig- 
Holstein  auch  andere  Faktoren  für  die  starke  Neigung  zu  Misch- 
ehen mitsprechen. 

In  den  beiden  Sachsen  ist  N  ziemlich  groß,    in  dem  dichter 
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Gebiet 

%  Juden 

Nei 

Nei-Nie 

NiK 

Nki-Nik 

N 

Bevölkerung 
pro  qkm. 

Schleswig-Holstein  1905 

0,2 

0,39 

— 

0,71 

+ 

0,40 

79.2 

Schleswig-Holstein  1900 

0,25 

0,38 

— 

0,67 

0,39 

Mecklenburg 

1905 

0,25 

0,09 

stark  — 

% 

0,09 

47.6 

Mecklenburg 

1900 

0,3 

0,08 

stark  — 

% 

0,08 

Prov.  Sachsen 

1900 

0,3 

0,13 

— 

0,17 

+ 

0.13 

Prov.  Sachsen 

1905 

0,3 

0,16 

— 

0,22 



0,16 

117.9 

Kgr.  Sachsen 

1900 

0,3 

0.15 

stark  — 

0.59 

stark  — 

0,17 

Kgr.  Sachsen 

1905 

0.3 

0,16 

— 

0,41 

+ 

0,18 

300,7 

Württemberg 

1905 

0,5 

0,03 

— 

0,03 

— 

0,03 

118,0 

Pommern 

1905 

0,55 

0,12 

0 

0,20 

— 

0,12 

55.9 

Hannover 

1905 

0.55 

0,08 

+ 

0,06 

+ 

0,08 

71.7 

Westfalen 

1905 

o>55 

0,11 

stark  -f- 

0,04 

0,08 

179,0 

Württemberg 

1900 

0,55 

0,02 

— 

0,02 

+ 

0,02 

Hannover 

1900 

0,6 

0,10 

0 

0,13 

0 

0,10 

Ostpreußen 

1905 

0.65 

0,04 

stark  — 

0,04 

+ 

0,04 

54.9 

Pommern 

1900 

0,65 

0.05 

0 

0,50 

+ 

0,06 

Westfalen 

1900 

0.65 

0,07 

stark  -f- 

0,04 

+ 

0,05 

Ostpreußen 

1900 

0,7 

0,06 

stark  — 

0,05 

0 

0,06 

Bayern  r.  d.  Rh. 

1905 

0,8 

0,10 

— 

0,04 

— 

0,05 

80,6 

Rheinland 

1905 

0,85 

0,16 

+ 

0,07 

+ 

0,10 

'     238,4 

Bayern  r.  d.  Rh. 

1900 

0,85 

0,07 

+ 

0,03 



0,04 

Brandenburg 

1900 

0,9 

0,13 

— 

0,26 

stark  — 

0,14 

Rheinland 

1900 

0,9 

0,16 

4- 

0,05 

+ 

0,08 

Schlesien 

1905 

0,95 

0,09 

0 

0,04 

0,06 

122,6 

Schlesien 

1900 

1,0 

0,06 

+ 

0.03 

+ 

0,04 

Westpreußen 

1905 

1,0 

0,06 

stark  -|- 

0,004 

0 

0,03 

64.3 

Pfalz 

1905 

1,1 

0,05 

stark  -}- 

0,04 

stark  -f- 

0,05 

149,4 

Pfalz 

1900 

1,2 

0,03 

stark  -i- 

0,02 

stark  -{- 

0,03 

Westpreußen 

1900 

1,2 

0,05 

+ 

0,01 

+ 

0,03 

Brandenburg 

1905 

1,2 

0,16 

0,23 

stark  — 

0,16 

88,6 

Baden 

1905 

1.3 

0,08 

+ 

0.03 



0,05 

133.4 

Baden 

1900 

1.4 

0,07 

+ 

0,02 

0 

0,04 

Posen 

1905 

1.5 

0,02 

+ 

0,004 

+ 

0,009 

68,5 

Elsaß-Lothringen 

1905 

1.75 

0,10 

+ 

0,04 

+ 

0,05 

125 

Posen 

1900 

1.9 

0,03 

+ 

0,004 

+ 

0,012 

Elsaß-Lothringen 

igoo 

1.9 

0,09 

+ 

0,02 

0 

0,04 

Hessen 

1905 

2, 

0,05 

+ 

0,04 

0 

0,05 

157.3 

Hessen 

1900 

2,2 

0,03 

0,04 

+ 

0,03 

Hamburg 

1905 

2,25 

0,22 

— 

0,37 

stark  -j- 

0,23 

Hamburg 

1900 

2.3 

0,19 

0 

0.59 

stark  -)- 

0,20 

Hessen-Nassau 

1905 

2,4 

0,06 



0,08 

+ 

0,06 

131,8 

Hessen-Nassau 

1900 

2.5 

0,05 

+ 

0,07 

0 

0,05 

Berlin 

1900 

4.9 

0,15 

0,15 

— 

0,15 

Berlin 

1905 

4.9 

0,19 

— 

0,15 

— 

0,18 

bevölkerten   Königreich    größer    als    in    der    dünner    bevölkerten 
Provinz.     Bei  Württemberg    macht  N  wieder   einen  Sprung  nach 
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abwärts,  während  Hannover  und  Westfalen  wieder  in  die  Reihe 
passen.  Nun  bleibt  N  im  großen  und  ganzen  zwischen  0,04 
und  0,06  und  sinkt  dann  auf  0,03  bis  0,05  herab.  Ausnahmen 
machen  Rheinland,  Brandenburg,  Posen,  Hamburg,  Hessen-Nassau 
und  Berlin.  Für  Berlin  und  Hamburg  sind  andere  Verhältnisse 
maßgebend,  da  diese  beiden  Großstädte  sind.  In  Hamburg  ist  N 
größer  als  in  Berlin,  der  Prozentsatz  Juden  geringer.  Dieser 
Umstand  kann  also  auch  hier  in  Betracht  gezogen  werden.  In 
Rheinland,  Brandenburg  und  Hessen-Nassau  ist  ebenfalls  viel 
großstädtische  Bevölkerung ,  in  Rheinland  und  Hessen-Nassau 
spielt  die  Religiosität  der  Katholiken  bez.  Juden  ebenfalls  eine 
Rolle,  in  Posen  ist  die  geringe  Neigung  durch  die  Polenfrage 
verursacht.  Als  Resultat  läßt  sich  aussprechen :  Der  Bevöl- 
kerungsanteil der  Juden  an  der  Gesamtheitspielt 
gegenüber  anderen  Faktoren  eine  untergeord- 
nete Rolle.  Ein  kleiner  Einfluß  scheint  ihm 
jedoch  zuzukommen,  indem  bei  sonst  gleichen 
Umständen  das  Gebiet  die  größere  Neigung  zu 
jüdischen  Mischehen  hat,  das  den  kleineren 
Prozentsatz  Juden  hat. 

Betrachten  wir  nun  die  Neigung  der  Katholiken  zu  Misch- 
ehen. Folgende  Tabelle  (siehe  S.  641)  gibt  die  entsprechenden 
Größen. 

Bei  den  Katholiken  ist  der  Zusammenhang  zwischen  Prozent- 
satz und  Neigungskoeffizient  deutlicher.  Hier  ist  der  Unterschied 
der  in  Betracht  kommenden  Prozentzahlen  auch  viel  bedeutender. 
Die  ersten  16  Werte  für  N  sind  sehr  groß,  besonders  groß,  ab- 
gesehen von  den  Großstädten  Berlin  und  Hamburg,  in  Schleswig- 
Holstein  und  Königreich  Sachsen.  In  ersterem  ist  die  Tendenz 
zu  Mischehen  überhaupt  stark,  wie  sich  auch  an  der  unverhältnis- 
mäßig großen  Neigung  der  Juden  gezeigt  hat.  Im  Königreich 
Sachsen  ist  die  große  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ein  begünstigen- 
des Moment.  Nun  treten  Schwankungen  ein.  Das  im  allge- 
meinen niedrige  N  wird  stellenweise  von  höheren  Werten  unter- 
brochen in  Hessen,  Hessen-Nassau  und  Pfalz.  In  Westfalen  und 
Westpreußen,  wo  die  Katholiken  und  Protestanten  zu  ungefähr 
gleichen  Teilen  vorhanden  sind,  ist  N  ziemlich  klein.  Nun  kom- 
men langsam  wieder  größere  Werte,  nur  unterbrochen  von  Posen, 
das  wegen  der  Polenfrage  eine  Sonderstellung  einnimmt.  Dieses 
Steigen  der  Neigung    entspricht  wieder  dem  allgemeinen  Gesetz, 
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Katho- 

L 

Gebiete 

liken 
Prozent- 
satz 

Nek 

Nek-Nke 

Nik 

Nki—Nik 

N 

Bevölke- 
rungs- 
dichte 

N    -Nik 

Mecklenburg-Schwerin 

1900 

1,3 

0,52 

stark  — 

0,52 

Mecklenburg-Schwerin 

1905 

2,1 

0,42 

stark  — 

0,42 

47,6 

Schleswig-Holstein 

1900 

2,2 

0,72 

— 

0,67 

— 

0,72 

—  0,27 

Pommern 

1900 

2,3 

0,49 

stark  — 

0,50 

[stark -f]i) 

0,49 

[—  0,45] 

Schleswig-Holstein 

1905 

2,7 

0,72 

— 

0,71 

[stark  -j-] 

0,72 

79,2 

—  0,32 

Pommern 

1905 

3 

0,47 

stark  — 

0,20 

[stark  — ] 

0,47 

55,9 

—  0,08 

Hamburg 

1900 

4 

0,80 

stark  — 

0,59 

stark  + 

0,79 

—  0,40 

Hamburg 

1905 

4,6 

0,79 

stark  — 

0,37 

stark  -\- 

0,78 

—  0,15 

Kgr.  Sachsen 

1900 

4,7 

0,72 

stark  — 

0,59 

[stark  — ] 

0,72 

—  0,44 

Kgr.  Sachsen 

1905 

4,9 

0,72 

— 

0,41 

[+] 

0,72 

300,7 

—  0,25 

Brandenburg 

1900 

5,2 

0,66 



0,26 

stark  — 

0,66 

—  0,13 

Brandenburg 

1905 

6,5 

0,63 

— 

0,23 

stark  — 

0,63 

88,6 

—  0,07 

Prov.  Sachsen 

1900 

7,3 

0,39 

— 

0,17 

[stark  +1 

0,39 

—  0,04 

Prov.  Sachsen 

1905 

7^/4 

0,41 

— 

0,22 

[-] 

0,41 

"7.9 

—  0,06 

Berlin 

1900 

10 

0,72 

— 

0,15 

0,69 

0 

Berlin 

1905 

II 

0,71 



0,15 



0,68 

+  0,04 

Hannover 

1900 

13,1 

0,24 

— 

0,13 

0 

0,24 

—  0,03 

Hannover 

1905 

13,5 

0,26 

— 

0,06 

-f 

0,26 

71,7 

+  0,02 

Ostpreußen 

1900 

13,5 

0,12 

— 

0,05 

[0] 

0,12 

+  0,01 

Ostpreußen 

1905 

13,7 

0,13 

— 

0,04 

[+] 

0,13 

54,9 

0 

Hessen-Nassau 

1900 

28 

0,36 



0,07 

0 

0,35 

—  0,02 

Hessen-Nassau 

1905 

28,3 

0,37 

0 

0,08 

+ 

0,36 

131,8 

—  0,02 

Württemberg 

1900 

30 

0,18 

— 

0,02 

+ 

0,18 

0 

Württemberg 

1905 

30V4 

0,19 

— 

0,03 

0,19 

118 

0 

Hessen 

1900 

30,5 

0,35 

— 

0,04 

+ 

0,34 

—  0,01 

Hessen 

1905 

30,8 

0,37 

— 

0,04 



0,36 

157.3 

4-  0,01 

Pfalz 

1900 

44 

0,34 

— 

0,02 

+ 

0,33 

+  o.or 

Pfalz 

1005 

44  V« 

0,33 

— 

0,04 

+ 

0,32 

149,4 

-f-  0,01 

Westfalen 

1900 

50,7 

0,17 

— 

0,04 

0,17 

+  0,03 

Westfalen 

1905 

51 

0,19 

— 

0,04 

-- 

0,19 

179 

+  0,07 

Westpreußen 

1900 

51,2 

0,14 

+ 

0,01 



0,14 

+  0,04 

Westpreußen 

1905 

51,45 

0,14 

+ 

0,004 

0 

0,14 

64,3 

-|-  0,06 

Schlesien 

1900 

55 

0,28 

— 

0,03 

+ 

0,27 

H-  0,03 

Schlesien 

1905 

56 

0,28 

0 

0,04 

0,27 

122,6 

+  0,05 

Baden 

1900 

60 

0,30 

— 

0,02 

0 

0,29 

+  0,05 

Baden 

1905 

60,6 

0,31 

0 

0,03 



0,30 

133,4 

+  0,05 

Posen 

1900 

67,8 

0,07 

+ 

0,004 

+ 

0,07 

+  0,03 

Posen 

1905 

67,9 

0,07 

+ 

0,004 

+ 

0,07 

68,5 

-|-  0,02 

Rheinland 

1905 

69.5 

0,27 

+ 

0,07 

+ 

0,26 

238,4 

-)-  0,09 

Rheinland 

1900 

69,8 

0,25 

+ 

0,05 

+ 

0,24 

4-0,11 

Bayern 

1900 

74,8 

0,22 

+ 

0,03 



0,21 

+  0,04 

Bayern 

igoS 

74,9 

0,23 

+ 

0,04 

— 

0,22 

80,6 

-j-  0,06 

Elsaß-Lothringen 

1900     76,2 

0,30 

+ 

0,02 

0 

0,28 

+  0,07 

Elsaß-Lothringen 

1905     76,5 
wegen    der  Kl 

0,33 
einhe 

+ 

it    der    in 

0,04 
Betrac} 

it    kommen 

0;3I 

125 

-f-  0,06 

l)  [  ]  bedeutet: 
werten. 

den  Zahlen  nie 

;ht  zu  ver- 
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da  der  Prozentsatz  der  Minorität,  das  sind  in  diesem  Falle  die 
Protestanten,  abnimmt. 

Bei  den  Protestanten  erübrigt  es  sich,  die  gleiche  Tabelle 
aufzustellen,  denn  bei  der  geringen  absoluten  Anzahl  Juden  ist  N 
für  die  Protestanten  fast  dasselbe  wie  für  die  Katholiken,  so  daß 
man  fast  dieselbe  Tabelle  erhalten  würde,  nur  von  unten  ge- 
lesen. 

Es  läßt  sich  also  jedenfalls  allgemein  das  Gesetz  aufstellen : 
Unter  sonst  gleichen  Umständen  nimmt  dieTen- 
denz  zu  Mischehen  ab  mit  der  Zunahme  der  Mi- 
norität. 

Als  weiteres  Moment,  das  die  Neigung  zu  Mischehen  beein- 
flußt, ist  bei  den  einzelnen  Provinzen  schon  die  Nationalitäten- 
frage besprochen  worden.  Es  wurde  festgestellt,  daß,  wenn 
nationale  Gegensätze  zu  den  religiösen  hinzutreten,  die  Neigung 
zu  Mischehen  sehr  stark  sinkt. 

Ebenso  ist  an  den  Beispielen  Berlin  und  Hamburg  festge- 
stellt worden,  daß  Großstädte  begünstigend  für  Mischehen  wirken. 
Und  da  die  Bevölkerungsdichtigkeit  meistens  ein  Zeichen  von 
zumindest  zahlreicher  städtischer  Bevölkerung  ist,  so  wirkt  eine 
große  Bevölkerungsdichtigkeit  meist  in  derselben  Richtung. 

Im  Laufe  der  Untersuchungen  gewann  die  Hypothese  an 
Wahrscheinlichkeit,  daß  das  Streben  einer  Bevölkerungsklasse 
nach  der  Ehe  mit  Angehörigen  einer  anderen  Klasse  sich  anzeigt 
durch  Ueberwiegen  der  Ehen  der  Männer  der  ersten  Klasse  mit 
Frauen  der  zweiten  Klasse.  Betrachtet  man  die  Tabelle  auf 
Seite  641,  dann  findet  man,  daß  diese  Annahme  auffallend  gut 
mit  den  Tatsachen  übereinstimmt.  In  den  Gebieten  mit  geringer 
katholischer  Bevölkerung  ist  Ngk — Nke  stark  negativ.  Es  bleibt 
fast  durchweg  negativ,  solange  die  Katholiken  in  der  Minorität 
sind,  und  wird  positiv,  sobald  die  Katholiken  die  Majorität  bilden. 
Da  nun  anzunehmen  ist,  daß  die  Minorität  im  allgemeinen  mehr 
die  Neigung  zur  Vermischung  mit  der  Majorität  hat  als  umge- 
kehrt, so  ist  unsere  Vermutung  gut  bestätigt. 

Nicht  so  klar,  doch  immerhin  deutlich  genug,  sieht  man  dies 
auch  aus  den  jüdischen  Mischehen.  In  den  Orten  mit  kleinem 
Prozentsatz  jüdischer  Bevölkerung  ist  Nd — Nie  fast  stets  negativ, 
wenn  die  Protestanten  die  Majorität  haben,  in  Westfalen  dagegen, 
Rheinland  und  Bayern,  wo  die  Protestanten  in  der  Minorität  sind, 
ist  die  Differenz  positiv.     Auch  im  weiteren  Verlauf  der  Tabelle 


Statistische  Untersuchungen  über  die  Neigung  zu  Mischehen.  643 

ist  diese  Erscheinung  fast  regelmäßig  zu  konstatieren.  Da  zu 
vermuten  ist,  daß  die  Minorität  mit  der  herrschenden  Majorität 
sich  zu  vermischen  sucht,  so  bestätigt  auch  dies  die  erwähnte 
Hypothese. 

Die  Ehen  KI  sind  bei  protestantischer  Majorität  schwerer 
für  die  Entscheidung  dieser  Frage  zu  gebrauchen,  weil  in  den 
seltensten  Fällen  a  priori  eine  Neigung  vermutet  werden  kann. 
Aber  auch  in  den  Fällen  katholischer  Majorität  ist  die  Differenz 
Nki — Nik  nicht  immer  negativ,  sie  ist  sogar  häufiger  positiv  als 
negativ.  Da  aber  im  allgemeinen  das  betrachtete  Gesetz  stimmt, 
so  muß  dieses  Schwanken  auf  andere  Ursachen  zurückgeführt 
werden. 

Ein  interessantes  Resultat  gibt  auch  die  letzte  Rubrik  in  der 
Tabelle  S.  641.  Die  Neigungskoeffizienten  der  Juden  gegenüber 
den  Protestanten  sind  fast  ausnahmslos  so  lange  kleiner  als  die 
zwischen  Juden  und  Katholiken,  als  die  Katholiken  eine  kleine 
Minorität  bilden.  Wo  die  Katholiken  eine  bedeutende  Minorität 
oder  die  Majorität  bilden,  ist  die  Neigung  zu  Mischehen  mit 
Protestanten  größer.  Die  Juden  neigen  also  im  allgemeinen  mehr 
zu  Ehen  mit  Protestanten  als  mit  Katholiken.  Wo  aber  die 
Katholiken  selbst  in  einer  kleinen  Minorität  sind,  verschwinden 
die  Gegensätze  zwischen  den  Juden  und  Katholiken  mehr  und 
mehr.  Dieser  Umstand  scheint  es  auch  zu  sein,  der  schuld  ist, 
daß  bei  den  jüdischen  Mischehen  das  Gesetz  nicht  so  klar  zum 
Ausdruck  kommt,  wonach  die  Minorität  die  Tendenz  zum  An- 
schluß an  die  Majorität  hat. 
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II.   MISZELLEN. 


Das  Sparkassenwesen  im  Königreich  Sachsen  ^). 

Von 

Geheimen  Regierungsrat  Dr.  Seidel. 

Abgesehen  von  einigen  auf  die  Gründung  und  die  Vertretung  der 
Sparkassen  als  Gemeindeunternehmungen  anzuwendenden  Vorschriften 
der  Revidierten  Landgemeindeordnung  (§§  94,  97  c)  und  der  Revidierten 
Städteordnung  (§§  132,  135  c),  beide  vom  24.  April  1873,  bestehen 
gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der 
Sparkassen  im  Königreich  Sachsen  nicht. 

Der  Staat  hat,  wie  über  die  Gemeinden  überhaupt,  die  Oberauf- 
sicht auch  über  die  Sparkassen,  deren  Vermögen  gesondert  verwaltete 
Teile  des  Gemeindevermögens  bilden.  Dem  Staate  steht  deshalb  auch 
das  Recht  der  Genehmigung  der  Sparkassensatzungen  zu.  Diese  sind 
bei  den  Aufsichtsbehörden  zur  Weitergabe  an  die  Kreishauptmann- 
schaften und  an  das  Königl.  Ministerium  des  Innern  zur  Prüfung  ein- 
zureichen. Bei  dieser  Prüfung  ist  im  allgemeinen  der  Grundsatz  be- 
folgt worden,  daß  der  Zweck  der  Sparkassen  in  erster  Linie  nicht  in 
der  Erzielung  eines  möglichst  hohen  Gewinnes  oder  der  Befriedigung 
des  Kreditbedürfnisses  in  weitem  Umfange  besteht,  sondern  darin,  daß 
den  Minderbemittelten  die  Möglichkeit  geboten  wird,  kleinere  Summen 
verzinsbar  anzulegen  und  daß  diese  Bevölkerungsklassen  zum  Sparen 
angeregt  werden.  Zur  Befolgung  dieses  Grundsatzes  sind  im  Laufe 
der  letzten  Jahrzehnte  wichtige  Verbesserungen  im  sächsischen  Spar- 
kassenwesen eingeführt  worden,  von  vielen  Kassen  aus  eigenem  An- 
trieb, von  andern  auf  Anregung  oder  infolge  Forderung  der  Regie- 
rung. 

Die   wichtigsten    der    in   der  Zeit   von  1909  bis  191 2  2)  erlassenen 


1)  Siehe  hierzu  Seidel  und  P fitzner  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, Untersuchungen  über  das  Volkssparwesen,  und  Zeitschrift  des  K.  Sächsischen 
statistischen  Landesamts  58.  Jahrgang   1912.     Zweites  Heft. 

2)  Bis  zum  Jahre  1909  ist  das  sächsische  Sparkassenwesen  von  mir  im 
66.  Jahrgang   1910  Heft  4  dargestellt  worden. 
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Verordnungen  des  Ministeriums  des  Innern  über  die  Sparkassen  sind 
die  Verordnung  vom  6.  Juli  1910  betreffend  die  Schuldscheine  der 
Weißeritztalgenossenschaft  und  ihre  Anrechnung  auf  den  Besitzstand 
der  Sparkassen  an  Schuldverschreibungen  des  sächsischen  Staates  und 
die  Verordnung  vom  26.  Februar  191 2,  betreffend  die  Erhöhung  des 
Höchstbetrages  der  Einzeleinlagen  und  der  Einlegerguthaben  bis  auf 
5000  M.  bez.  10  000  M. 

A.  Das  Sparkassennetz  im  Deutschen  Reich  und  im 
Königreich  Sachsen. 
Auf  den  Konferenzen  der  Vertreter  der  Reichs-  und  Landes- 
statistik in  Schandau  im  Jahre  1901  und  in  Nürnberg  im  Jahre  1908 
wurde  bei  Beratung  über  die  Aufnahme  einer  Sparkassenstatistik  für 
die  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  in  das  Statistische  Jahrbuch 
für  das  Deutsche  Reich,  insbesondere  über  die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  Institute  verhandelt,  die  verschiedentlich  unter  dem 
Namen  Sparkassen  erscheinen.  Dabei  wurde  zwischen  öffentlichen  und 
nicht  öffentlichen  Sparkassen  unterschieden.  Oefifentliche  Sparkassen 
sind  solche,  die  jedermann  zugänglich  sind  und  entweder  als  öffentlich- 
rechtliche  von  einer  öffentlichen  Korporation  oder  einer  Mehrheit  von 
solchen  geleitet  werden  und  unter  ihrer  Bürgschaft  stehen  oder  als 
öffentliche  im  weiteren  Sinne  von  einer  solchen  Korporation 
nicht  gewährleistet  werden. 

Nicht  öffentliche  Sparkassen  dagegen  sind  solche,  die  nicht  jeder- 
mann, sondern  nur  einem  bestimmten  Kreise  von  Personen  zugänglich 
sind,  z.  B.  Fabriksparkassen,  Sparvereine. 

Bis  zum  Jahre  1900  wurden  in  der  amtlichen  Statistik  des  König- 
reichs Sachsen  die  öffentlich-rechtlichen  Sparkassen  und  die  öffent- 
lichen im  weiteren  Sinne  gezählt.  Die  wenigen  letzterer  Art,  die  wie 
Gemeindesparkassen  organisiert,  aber  nicht  von  der  Gemeinde,  son- 
dern in  der  Regel  nur  von  angesehenen  Bürgern  der  Gemeinde  oder 
des  näheren  Bezirkes  gewährleistet  wurden,  sind  nach  und  nach  in 
Gemeindesparkassen  über-  oder  ganz  eingegangen. 

Seitdem  im  Jahre  1900  die  DietrichschQ  Sparkasse  in  Annaberg 
zu  bestehen  aufgehört  hat,  erschienen  in  der  amtlichen  Statistik  der 
Sparkassen  nur  noch  die  öffentlich-rechtlichen  oder  Gemeindespar- 
kassen. 

Aehnliche  Verhältnisse  wie  in  Sachsen  gibt  es  auch  in  den  anderen 
deutschen  Bundesstaaten. 

Das  Königreich  Sachsen  zeigt  von  allen  deutschen  Bundesstaaten 
das  dichteste  Netz  von  öffentlichen  Sparkassen.  Während  im  Reichs- 
durchschnitt auf  188,9  q^n^  Fläche  eine  öffentliche  Sparkasse  kommt, 
weist  das  Königreich  Sachsen  bereits  auf  41,5  qkm  eine  solche  auf. 
Dies   hängt   hauptsächlich    mit    der  starken  Bevölkerung  von  Sachsen 
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zusammen.  Nicht  ohne  Einfluß  ist,  wie  die  amtliche  Statistik  zutreffend 
bemerkt,  auch  die  pflegliche  Behandlung  der  öff'entlichen  Sparkassen 
seitens  der  Regierung  und  der  Verwaltungsbehörden  für  ihre  Ent- 
wicklung und  Ausbreitung. 

Wenn  man  aber  ein  zutreffendes  Bild  darüber  gewinnen  will,  wie 
häufig  in  einem  Bundesstaat  Gelegenheit  geboten  wird,  Spargelder  ein- 
legen zu  können,  so  dürfen  nicht  nur  die  Sparkassen  bei  der  Berech- 
nung gezählt  werden,  sondern  auch  ihre  Annahmestellen.  Werden 
aber  diese  mitgerechnet,  so  ändert  sich  auch  das  Verhältnis  der  Zahl 
der  Spargelegenheiten  zum  Flächeninhalt  des  Staates.  In  Sachsen 
würde  dann  schon  auf  31  qkm  eine  Sparkasse  kommen,  aber  unsere 
größten  Bundesstaaten  würden  dann  nicht  erst  in  weitem  Abstand 
hinter  Sachsen  stehen,  sondern  in  Preußen  würde  z.  B.  schon  auf 
57,7  qkm,  in  Bayern  auf  107,2  qkm  und  in  Württemberg,  wo  1910  bei 
der  besonderen  Organisation  der  dortigen  Sparkassen  neben  71  Spar- 
kassen 2233  Agenturen  oder  Filialen  bestehen,  sogar  schon  auf  8,5  qkm 
eine  Sparkasse  oder  Filiale  entfallen. 

Im  Königreich  Sachsen  hat  das  sparende  Publikum  eine  Vorliebe 
für  die  öffentlichen  Sparkassen.  Es  kommen  dort  und  im  Fürstentum 
Reuß  j.  L.  66,5  und  81,0  Sparer  auf  100  Einwohner  der  für  das  Jahr 
1910  festgestellten  Bevölkerung  gegenüber  30,5  in  Preußen,  15,3  in 
Bayern  und  31,2  in  Württemberg.  Es  ist  dabei  noch  zu  berücksichtigen, 
daß  für  die  Höhe  der  Einlegerguthaben  der  sächsischen  öffenthchen 
Sparkassen  im  Gegensatz  zu  anderen  deutschen  Bundesstaaten  im 
Jahre  19 10  noch  eine  Höchstgrenze  von  3000  M.  bez.  5000  M.  bestand 
und  deshalb  auf  einen  Sparer  bisweilen  mehr  als  ein  Konto  kam.  In 
Wirklichkeit  dürfte  aber  die  Differenz  zwischen  der  Anzahl  der  Sparer 
und  der  Anzahl  der  Sparguthaben  nur  eine  geringe  sein. 

Die  Zahl  der  Sparkassen  im  Königreich  Sachsen  hat  seit  dem 
Jahre  1850  folgende  Entwicklung  durchgemacht  : 


im  Jahre 

Ze 

öffentlich 

ihl  der 

en  Sparkassen 

d.  h.  prozentuale 
Vermehrung 

1850 

57 

— 

1860 

115 

102 

1870 

142 

23 

1880 

175 

23 

1890 

220 

26 

1900 

283 

29 

1910 

361 

28 

Die  prozentual  stärkste  Vermehrung  weist  das  Jahrzehnt  1850  bis 
1860  auf,  in  dem  sich  die  Sparkassen  im  Lande  bei  der  Bevölkerung 
immer  mehr  einführten.  Vom  Jahre  1860  an  ist  eine  gleichmäßige 
Entwicklung  der  Sparkassen  festzustellen.  Da  das  Land  eine  gewisse 
Sättigung  mit  öffentlichen  Sparkassen  aufweist,  eine  allzu  starke  Ver- 
mehrung   auch    nicht    im  Interesse    der  Sparkassen    selbst  gelegen  ist, 
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ist  im  Jahre  igio  schon  ein  geringer  prozentualer  Rückgang  in  der 
Vermehrung  der  öftentlichen  Sparkassen  eingetreten. 

Die  Gesamtzahl  aller  sächsischen  Sparkassen  hat  sich  von  Anfang 
1904  bis  1910  um  42  vermehrt,  das  sind  13,2  Prozent;  davon  ent- 
fielen auf  den  Kreis  Bautzen  i  Kasse,  auf  den  Kreis  Chemnitz  10,  auf 
den  Kreis  Dresden  14,  auf  den  Kreis  Leipzig  9  und  auf  den  Kreis 
Zwickau  8  Kassen. 

Die  Einrichtung  der  Sparkassennebenstellen  ist 
im  Königreich  Sachsen  noch  wenig  ausgebildet.  Früher  unterschied 
man  unter  diesen  Agenturen,  Filialen  und  Annahmestellen.  Jetzt  kennt 
man  nur  noch  Sparkassen-Zweiggeschäftsstellen,  die  selbständig  Ein- 
zahlungen entgegennehmen  und  Rückzahlungen  leisten  können,  und 
sogenannte  Annahmestellen,  die  meist  nur  die  Befugnis  haben,  Ein- 
lagen entgegenzunehmen,  aber  teilweise  auch  kleine  Rückzahlungen 
nach  ihrem  Eingang  von  der  Hauptkasse  bewirken.  Die  Buchungen 
der  Einzahlungen  und  der  kleinen  Rückzahlungen  bei  diesen  Annahme- 
stellen geschehen  nur  bei  der  Hauptkasse,  während  die  Zweiggeschäfts- 
stellen selbständig  ihre  Buchungen  vornehmen. 

B.  Mittel  zur  Förderung  des  Sparsinns. 
I.  Das  Sparmarkenwesen. 

Als  eine  der  wichtigsten  Einrichtungen  zur  Pflege  und  Förderung 
des  Sparsinns  galt  bei  seiner  Einführung  das  Sparmarkenwesen,  das 
seinen  Ursprung  in  Württemberg  hat.  Den  Anfang  machte  in  Sachsen 
die  Stadt  Burgstädt  am  i.  Juni  i88i.  Die  Sparkasse  verkaufte  an 
verschiedenen  Stellen  der  Stadt  Sparmarken  zu  10  Pfennig  mit  Karten, 
die  unentgeltlich  ausgegeben  und  mit  je  10  Sparmarken  auf  10  Felder 
beklebt  wurden.  Diese  vollen  Karten  wurden  gegen  ein  Sparkassen- 
buch mit  einer  Einlage  von  i  M.  umgetauscht  oder  in  bereits  geführte 
Bücher  überschrieben.  Andere  Sparkassen,  wie  z.  B.  die  von  Mittel- 
oderwitz, verkauften  nur  Sparmarken  ohne  Karten.  Die  Marken  waren 
fest  auf  Pappe  geklebt.  Als  erste  Einlage  wurden  10  Stück  von  der 
Sparkasse  angenommen.  Dieses  System  hat  den  Vorteil  der  geringen 
Kosten  für  sich,  da  diese  Marken  mehrfach  benützt  werden  können 
und  auch  nicht  aufgeklebt  zu  werden  brauchen.  Dagegen  können  sie 
leichter  abhanden  kommen. 

Am  I.  April  1883  erfolgte  die  Einführung  des  Sparmarkensystems 
im  Verwaltungsbereich  der  Königl.  Sächsischen  Staatseisenbahnen. 
Diese  Einführung  trug  alsbald  dazu  bei,  daß  fast  alle  an  Eisenbahn- 
stationen  gelegenen  Sparkassen    für   die  Neuerung   gewonnen  wurden. 

Die  Zahl  der  Markenverkaufsstellen  ist  im  Königreich  Sachsen 
ganz  bedeutend,  von  353  im  Jahre  1903  auf  199  im  Jahre  1910  zurück- 
gegangen.    Auch    die    Zahl    der    verkauften    Sparmarken    ist    bei    den 
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meisten  Sparkassen  in  dem  7  jährigen  Zeitraum  1904 — 1910  geringer 
geworden.  Eine  Anzahl  Sparkassen  zeigt  eine  bemerkenswerte  Steige- 
rung im  Sparmarkenverkauf,  so  z.  B. : 

Einsiedel        ....  (1904  1003  —   1910  10457) 

Rabenstein     ....  (1908  10953  —    1910  I1885) 

Naundorf    b.  Freiberg  (1907  3  440  —   1910  6420) 

Radeberg       ....  (1904  2  330  —   1910  4  440) 

Radeburg       ....  (1904  5212  —   1910  10  516) 

Waldheim      ....  (1904  74313  —   1910  125455) 

Lauter (1905  6220  —   1910  10  000) 

Lößnitz (1904  4370  —   1910  II  343) 

Plauen  i.  V.       ...  (1904  216  186  —   1910  237458) 

Treuen  i.  V.      ...  (1904  340  —   1910  4  ooö) 

Am  bedeutendsten  ist  der  Sparmarkenverkauf  in  Waldheim  und 
in  Plauen  i.  V.  In  Plauen  werden  die  Sparmarken  auch  in  den  Bürger- 
schulen verkauft. 

Die  Entwicklung  des  Sparmarkenverkaufs  und  seine  Einführung 
in  Sachsen  hat  aber,  wie  auch  anderswo,  gezeigt,  daß  die  großen 
Hoffnungen,  die  man  auf  ihn  als  Mittel  zur  Förderung  des  Sparsinns 
gesetzt  hat,  sich  nicht  ganz  erfüllt  haben. 

Der  Wert  der  Sparmarken  ist  verschieden.  Es  gibt  solche  von 
5,  10,  20  und  100  Pfg.,  von  denen  die  Marken  im  Werte  von  10  Pfg. 
die  weitaus  gebräuchlichsten  sind.  Im  ganzen  Königreich  ist  die  Ge- 
samtzahl der  abgesetzten  Sparmarken  von  446  565  im  Jahre  1904  auf 
543  107  im  Jahre  1910  gestiegen.  Ihr  Wert  belief  sich  1904  auf 
35473  M.  und  im  Jahre  1910  auf  51895  M.,  ein  verhältnismäßig  ge- 
ringes Ergebnis  im  Vergleich  mit  der  Summe  der  Einzahlungen  im 
Jahre  1910,  die  361  560  147  M.  betrug! 

Aehnliche  Zwecke  verfolgt  man  mit  dem  in  Sachsen  noch  unbe- 
kannten, aber  z.  B.  in  Preußen  schon  in  vielen  großen  Städten,  Berlin, 
Charlottenburg,  Stettin,  Altona  und  anderen  eingeführten  und  mit  den 
Sparmarken  verwandten  Sparautomat  zur  Pflege  des  Schulsparens. 
Er  verabfolgt  gegen  Einwurf  eines  Zehnpfennigers  (in  Fortbildungs- 
schulen auch  Fünfzigpfennigers)  Sparkärtchen,  die  auf  Sammelkarten 
aufgesteckt  werden.  Die  gefüllten  Sammelkarten  werden  von  den 
Sparern  im  Schulbüro  abgegeben,  dort  zweimal  monatlich  von  der 
Sparkasse  abgeholt  und  in  Sparkassenbücher  eingetragen,  die  den 
Sparern  wieder  durch  die  Schule  ausgehändigt  werden.  Die  durch 
den  Automaten  gesammelten  Beträge  sind  sehr  beträchtlich.  In  Stettin 
sind  z.  B.  durch  35  in  verschiedenen  Schulen  autgestellte  Automaten 
von  Ende  Juni  1910  bis  März  1911  nicht  weniger  als  72000  M.  ver- 
einnahmt worden,  täglich  4150  Zehnpfenniger! 

Neuerdings  wurde  auch  das  im  kaufmännischen  Geschäftsleben 
übliche  Rabattsparmarkenwesen  zur  Förderung  des  Sparens  benutzt. 
Ein  vollgeklebtes  Rabattsparmarkenbuch  wird  von  den  Sparkassen  an- 
genommen,   welche    dann    ihrerseits    die    Verrechnung    mit    der    Ver- 
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rechnungssteile  des  Rabattsparvereins  vornimmt.  In  Dresden  sind 
z.  B.  1910  7241  Rabattmarkenpakete  zu  je  10  M.  verkauft  und  13  992 
Rabattsparbücher  zu  je  5  und  10  M.  eingelöst  worden. 

Eine  weitere  Neueinrichtung  zur  Förderung  des  Sparsinns  ist  die 
Einrichtung  sog.  Wochensparkassen,  wie  sie  in  Sachsen  zuerst  die 
Gemeindeverbandssparkasse  Gittersee  und  dann  die  Verbandssparkasse 
Bennewitz  eingeführt  haben.  Danach  werden  von  der  Sparkasse  durch 
besonders  angestellte  Boten  wöchentliche  Beiträge  von  den  Sparern 
unentgeltlich  abgeholt.  Die  Aufnahme  in  diese  Wochensparkasse  kann 
nur  am  i.  Januar,  i.  April,  i.  Juli  und  i.  Oktober  erfolgen. 

Die  Höhe  der  Wochenbeiträge,  welche  nur  Y2>  i,  2,  3,  5,  10  und 
20  M.  betragen  dürfen,  ist  bei  der  Anmeldung  zu  bestimmen  und  kann 
nur  zu  Beginn  eines  Jahres  geändert  werden.  Die  im  Laufe  eines 
Jahres  eingezahlten  Wochenbeiträge  treten  erst  mit  dem  i.  Januar  des 
folgenden  Jahres  in  Verzinsung.  Durch  die  Bestimmung,  daß  eine  un- 
bezahlt gebliebene  Wochenkarte  vom  Sparer  innerhalb  einer  Woche 
an  der  Kasse  einzulösen  ist,  andernfalls  er  als  ausgetreten  betrachtet 
und  die  Erhebung  der  Wochenbeiträge  eingestellt  werden  kann,  wird 
in  diese  Einrichtung  des  Sparens  ein  Moment  des  Zwanges  gelegt. 
Von  welchem  Erfolg  die  Wochensparkassen  begleitet  sind,  die  sich 
für  Sparvereine  und  für  Orte  mit  dicht  zusammenwohnender,  regel- 
mäfSigem  Erwerbe  nachgehender  Bevölkerung  eignen,  hat  die  Erfahrung 
in  Bennewitz  und  Gittersee  gezeigt. 

Es  sind  gespart  worden : 


in  Gittersee   1906     8657  M. 
1907   21  921     » 
1008  28907    » 

1909  38299  » 

1910  52952  » 


in  Bennewitz   1908     3  082  M. 
1909  25446     > 
«910  33516     > 


Der  Abholungsverkehr,  auf  dem  die  Wochensparkassen  beruhen, 
ist  in  der  richtigen  Einsicht,  daß  nicht  gewartet  werden  dürfe,  bis  der 
Sparer  sein  Geld  zur  Kasse  bringt,  sondern  daß  es  nötig  sei,  den 
Sparer  aufzusuchen,  auch  bei  vielen  süddeutschen  Sparkassen  einge- 
führt. Dieser  Abholungsverkehr  leidet  aber  noch  an  Mängeln,  z.  B. 
vorherige  Festsetzung  eines  bestimmten  Betrages  (bei  Nichteinhaltung 
Ausschluß  aus  der  Abholung),  allzu  häufige  Abholung  (wöchentlich), 
Abholung  in  der  Privatwohnung  (anderer  Ort,  namentlich  Arbeitsort 
geeigneter),  Zinsenverlust  während  des  Abholungsjahres. 

Um  diesen  Mängeln  zu  begegnen,  hat  die  große  Nassauische  Spar- 
kasse in  Wiesbaden  zwei  Einrichtungen  getroffen :  dauernde  Annahme- 
stellen in  Großbetrieben  mit  zahlreichen  Angestellten  (ein  Kassierer 
oder  sonstiger  Angestellter  des  Betriebes  erhält  die  Befugnis,  Ein- 
zahlungen entgegenzunehmen  und  in  dem  schon  vorhandenen  oder  erst 
auszustellenden  Sparkassenbuch  Quittung  zu  erteilen;  erste  Annahme- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscii.     1915      4.  A2 
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stelle  wurde  die  Hauptkasse  der  Stadt),  monatliche  Abholung  von 
Sparbeträgen  in  kleineren  Betrieben  durch  einen  Beamten  der  Spar- 
kasse gegen  seine  sofortige  Quittung  im  Sparbuch,  keine  Bindung  an 
bestimmte  Einlagen,   Verzinsung   vom  Tage    nach    der  Einzahlung   an. 

2.  Die  Heim-  oder  Haussparbüchse. 

In  neuester  Zeit  hat  sich  auch  die  alte  deutsche  Einrichtung  der 
Sparbüchse  wie  in  anderen  Ländern,  so  auch  bei  den  Gemeindespar- 
kassen des  Königreichs  Sachsen  als  »Heim-  oder  Haussparbüchse« 
zur  Pflege  und  Förderung  des  Sparsinns  emgebürgert. 

Ihr  Wesen  besteht  darin,  daß  die  Sparkasse  Sparbüchsen  unent- 
geltlich an  die  Sparer  ausleiht.  Der  Entleiher  hat  der  Sparkasse  als 
Eigentümerin  der  Büchse  eine  Sicherheit  von  gewöhnlich  3  M.  für  die 
pflegliche  Behandlung  der  Büchse  zu  bestellen  in  der  Weise,  daß  er, 
solange  er  die  Büchse  behält,  eine  Spareinlage  in  dieser  Höhe  zu- 
gunsten der  Sparkasse  sperren  läßt. 

Den  Schlüssel  zur  Sparkasse  behält  die  Sparkassenverwaltung,  so 
daß  der  Sparer  wohl  in  der  Lage  ist,  Einlagen  zu  machen,  nicht  aber, 
Sparbeträge  zu  entnehmen.  Die  Sparbüchse  kann  der  Sparkassenver- 
waltung jederzeit  zur  Entnahme  des  Inhalts  übergeben  werden.  Der 
Betrag  wird  als  verzinsliche  Einlage  in  das  Sparkassenbuch  des  Sparers 
übertragen.  »Die  Haussparbüchse  bildet  also  gewissermaßen  eine 
ständige,  jederzeit  zur  Verfügung  stehende  Annahmestelle  der  Spar- 
kasse in  der  eigenen  Häuslichkeit.«  Eine  regelmäßige  Erhebung  über 
die  Zahl  der  von  den  öff"entlichen  Sparkassen  im  Königreich  Sachsen 
ausgegebenen  Heimsparbüchsen  erfolgte  vom  Jahre  1910  an.  Ende 
1910  gab  es  67  Sparkassen,  die  die  Einrichtung  der  Heimsparbüchse 
eingeführt  hatten. 

Der  größten  Beliebtheit  erfreut  sich  die  seit  dem  i.  Februar  1908 
bestehende  Haussparbüchse  der  Dresdener  Sparkasse.  Nach  den  Ver- 
waltungsberichten der  Direktion  von  1905  bis  1910  hat  sie  die  Ein- 
richtung der  Sparmarken  vollständig  ersetzt. 

Es  waren  Sparbüchsen  ausgegeben  und  ihnen  entnommen: 


Anzahl 

in  Mark 

1908 
1900 
I9IO 

4961 

8303 
II  250 

133337 
362  755 
498923 

3.  Der  Förderung  der  Sparsamkeit  bei  den  Sparkassen  und  nament- 
lich auch  zur  Sicherung  von  Mündelgeldern  dient  auch  die  Einrichtung 
der  gesperrten  Sparkassenbücher.  Sie  besteht  darin,  daß 
auf  Antrag  des  Einlegers  für  seine  Einlage  oder  die  eines  Dritten  in 
das  Buch  ein  Sparvermerk  dahin  eingetragen  wird,  daß  Rückzahlungen 
nur  unter  Beobachtung   der  in  dem  Vermerk   enthaltenen  Verfügungs- 


Miszellen.  65 1 

beschränkung   erfolgen   dürfen.     In  Sachsen  haben  bisher  Erhebungen 
über  gesperrte  Sparkassenbücher  nicht  stattgefunden. 

Leipzig  hat  seit  dem  i.  JuH  1908  zum  Schutze  der  Sparer  Kon- 
trollmarken als  sogen,  vereinfachte  Sperre  eingeführt.  Rück- 
zahlungen werden  nur  geleistet,  wenn  Buch  und  Marke  gleichzeitig 
vorgelegt  werden. 

C.  Der  Uebertragungsverkehr. 

Der  Uebertragungsverkehr  besteht  in  der  kostenlosen  Ueberwei- 
sung  des  Sparguthabens  eines  Einlegers  von  einer  Sparkasse  auf  eine 
andere  beim  Wechsel  des  Arbeits-  oder  Wohnortes.  In  der  Regel 
geschieht  die  Ueberweisung  lediglich  gegen  einfache  Erstattung  des 
Postportos.  Durch  den  Uebertragungsverkehr  wird  eine  Unterbrechung 
des  Zinsenbezugs  verhindert  und  die  Versuchung  unterbunden,  das  ab- 
gehobene Sparguthaben  anzugreifen,  bis  es  wieder  neu  angelegt  ist. 
Insofern  bedeutet  der  Uebertragungsverkehr  ebenfalls  ein  Mittel  zur 
Förderung  des  Sparsinns.  Bei  den  sächsischen  öffentlichen  Sparkassen 
hat  sich  der  Uebertragungsverkehr  in  den  letzten  Jahren  ziemlich  be- 
deutend entwickelt. 

Die  Uebertragungen  auf  andere  Sparkassen  haben  sich  demnach 
der  Zahl  nach  in  den  Jahren  1904  bis  1910  von  1205  auf  2932  oder 
um  147  Proz.  vermehrt,  und  dem  Betrage  nach  von  886  M.  auf 
2644000  M.  oder  um  198  Proz. 

Die  Uebertragungen  von  anderen  Sparkassen  sind  gestiegen  in 
den  Jahren  1904  bis  1910  der  Zahl  nach  von  1546  auf  3739  um 
142  Proz.,  dem  Betrage  nach  von  i  185000  M.  auf  3176000  M.  um 
168  Proz. 

Im  Verhältnis  zur  Anzahl  und  zum  Betrage  der  Ein-  und  Rück- 
zahlungen überhaupt  im  Jahre  1910  (Einzahlungen  361V2  Millionen, 
Rückzahlungen  320  Vs  Millionen)  ist  natürlich  der  Uebertragungsverkehr 
noch  klein  zu  nennen.  Er  ist  einmal  bei  den  Sparern  nicht  so  be- 
kannt, daß  er  beim  "Wechsel  des  Wohnortes  in  zahlreichen  Fällen  zur 
Anwendung  käme,  zum  anderen  ist  er  aber  in  sich  selbst  begrenzt, 
da  ungefähr  die  Hälfte  aller  Sparer  sich  in  kleinen  Städten  und  Land- 
gemeinden (unter  10  000  Einwohner)  befinden,  deren  Bewohner  seß- 
hafter sind  als  die  der  Großstädte.  Außer  dem  Wechsel  des  Wohn- 
ortes üben  noch  die  verschiedene  Höhe  des  Zinsfußes  der  Sparkassen 
m  Nachbarorten,  die  Herabsetzung  des  Zinsfußes  (z.  B.  die  Einge- 
meindung von  Vorortsgemeinden  in  eine  Großstadt)  und  Neugründungen 
von  Sparkassen  Einfluß  auf  den  Uebertragungsverkehr  aus. 

Der  Durchschnittsbetrag  einer  Uebertragung  im  Königreich  betrug 
im  Jahre  1910  von  den  Sparkassen  887  M.  und  auf  die  Sparkassen 
850  M.  Also  nicht  die  kleinen,  sondern  die  größeren  Einleger  be- 
dienen sich  mit  Vorliebe  des  Uebertragungsverkehrs. 
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D.  Der  Einlagezinsfuß. 

Entsprechend  der  wechselnden  wirtschaftlichen  Konjunktur  ist  auch 
der  Zinsertrag  von  Kapitalanlagen  Schwankungen  unterworfen.  Dabei 
ist  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Zinsfuß,  der  lediglich  durch  An- 
gebot und  Nachfrage  von  Kapitalien  auf  dem  öffentlichen  Markte  be- 
stimmt wird,  also  einer  täglichen  Veränderung  unterliegen  kann,  und 
dem  Zinsfuß,  dessen  Veränderung  an  eine  behördliche  Genehmigung 
gebunden  ist.  Zu  letzterem  gehört  in  der  Regel  der  Zinsfuß  der  Spar- 
kassen. Wenn  er  geändert  werden  soll,  bedarf  es  eines  besonderen 
Antrags  der  Sparkassenverwaltung  bei  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde. 
Ein  solcher  Antrag  hat  nur  Aussicht  auf  Erfolg,  wenn  die  Aenderung 
des  Zinsfußes  bei  Banken  und  anderen  Geldinstituten  bereits  seit 
längerer  Zeit  eingetreten  und  deshalb  voraussichtlich  von  längerer 
Dauer  sein  wird.  Die  Veränderungskurve  des  Sparkassenzinsfußes  ist 
deshalb  eine  ruhigere,  flachere,  während  sich  die  des  Bankzinsfußes 
und  der  Börsenwerte  als  eine  unruhige,  sich  oft  verändernde  zeigt. 
In  der  Zinspolitik  der  Sparkassen  sind  zwei  Richtungen  zu  unter- 
scheiden: 

1.  Diejenige,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die  jeweiligen  Geldver- 
hältnisse den  einmal  festgesetzten  Einlagenzinsfuß  unverändert  läßt. 
Diese  Richtung  verfolgen  in  Sachsen  vorwiegend  die  großen  Spar- 
kassen, welche  seit  Jahrzehnten  den  Zinsfuß  von  3  Proz.  nicht  erhöht 
haben. 

2.  Diejenige,  welche  den  Zinsfuß  den  jeweiligen  Geldverhältnissen 
anzupassen  sucht,  wenn  auch  innerhalb  längerer  Zeiträume  als  die 
Börsenwerte.  Hierher  gehören  hauptsächlich  die  mittleren  Sparkassen, 
aber  auch  einige  große,  z.  B.  Plauen,  Bautzen,  Löbau. 

Der  Zinsfuß  von  3,  3^/4  und  3V2  wiederholt  sich  am  häufigsten. 
Ein  Einlagenzinsfuß  unter  3  Proz.  und  über  3V2  Proz.  erscheint  nicht 
mehr.  Mit  der  Größe  der  Kasse  sinkt  im  allgemeinen  der  Zinsfuß, 
obgleich  im  Jahre  1910  doch  schon  der  3.  Teil  (5)  der  Sparkassen 
mit  einer  Einlage  von  über  14  Millionen  3V2  Proz.  Zinsen  bezahlten 
(Gesamteinlage  dieser  sechs  Sparkassen  116  Millionen  M.). 

Ziemlich  V*  aller  öffentlichen  Sparkassen  gewährten  im  Jahre 
19 IG  3V2  Proz.,  während  es  im  Jahre  1904  nur  wenig  über  die  Hälfte 
waren. 

E.  Die  Sparkassenbücher  und  die  Einlegerguthaben. 
Jeder  Sparer  gewährt  durch  die  Hingabe  seiner  Einlage  der  Spar- 
kasse ein  Darlehn.  Das  von  der  Kasse  ausgestellte  Sparkassenbuch 
dient  als  Schuldschein  über  dieses  Darlehn.  Es  unterscheidet  sich 
aber,  wie  bekannt,  von  einem  gewöhnlichen  Schuldschein  dadurch, 
daß    bei    Rückzahlung    des    Darlehns   Besonderheiten    hinsichtlich    der 
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Legitimation  des  Empfängers  Platz  greifen.  Das  Sparkassenbuch  ist 
kein  Inhaberpapier,  sondern  ein  sogenanntes  qualifiziertes  Legitimations- 
papier. Die  Sparkasse  als  Ausstellerin  des  Buches  erkennt  zwar  nur 
eine  bestimmte  Person  als  Gläubigerin  und  somit  als  Forderungsbe- 
rechtigte an,  sie  bedingt  sich  aber  durch  die  Klausel,  ohne  nähere 
Legitimationsprüfung  an  den  Vorzeiger  des  Buches  auszahlen  zu  dürfen, 
das  Recht  aus,  an  jeden  Inhaber  des  Buches  mit  befreiender  Wirkung 
für  die  Sparkasse  auszahlen  zu  können. 

Die  Zahl  der  Sparer,  d.  h.  der  Inhaber  von  Konten,  und  die  Zahl 
der  Sparkassenbücher  wird  nie  übereinstimmen.  Eine  Sparkasse  kann 
nicht  feststellen,  ob  und  wieviel  Sparkassenbücher  ein  Sparer  bei  ihr 
besitzt  oder  ob  nicht  mehrere  Sparer  zusammen  ein  Anrecht  auf  nur 
ein  Buch  haben.  Es  ist  aber  im  allgemeinen  anzunehmen,  daß  die 
Zahl  der  Sparer  mit  der  Zahl  der  Sparkassenbücher  ungefähr  gleich 
ist.  Für  viele  Sparer  wird  der  Grund,  sich  mehrere  Sparkassenbücher 
ausstellen  zu  lassen,  in  der  Begrenzung  des  zulässigen  Höchstbetrags 
des  Gesamtguthabens  eines  Sparers  zu  suchen  sein.  Man  darf  deshalb 
wohl  auch  sagen,  daß  die  Differenz  zwischen  der  Zahl  der  Sparer  und 
der  Sparkassenbücher  desto  geringer  werden  wird,  je  höher  man  die 
Grenze  für  ein  Einlegerguthaben  hinaufsetzt. 

Mit  der  zunehmenden  Wohlhabenheit  desjenigen  Teiles  der  sächsi- 
schen Bevölkerung,  der  für  die  Ansammlung  von  Spargeldern  auf  den 
Sparkassen  in  Betracht  kommen  soll,  Personen  des  Mittelstandes  und 
Minderbemittelte,  insbesondere  Personen,  die  eine  Vermittelung  für 
die  Anlegung  ihrer  Ersparnisse  bedürfen,  hat  die  sächsische  Regierung 
diesen  zulässigen  Höchstbetrag  einer  Sparkasseneinlage  mehrfach  er- 
höht. Ausgehend  von  einer  Höchsteinlage  von  500  Tl.  wurde  diese 
Summe  durch  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  Februar 
1902  auf  3000  M.  und,  soweit  es  sich  um  Einlagen  handelt,  die  von 
milden  Stiftungen,  von  Vereinen  und  Anstalten  zur  Wohltätigkeit  und 
zu  gemeinnützigen  Zwecken,  von  Krankenkassen  und  von  vormund- 
schaftlichen Verwaltungen  herrühren,  auf  5000  M.  festgesetzt.  In 
neuester  Zeit  hat  das  Ministerium  des  Innern  in  Berücksichtigung  viel- 
facher Anregung  aus  beteiligten  Kreisen,  sowie  eines  neuerlichen  An- 
trages des  Sächsischen  Sparkassen- Verbandes  durch  Verordnung  vom 
26.  Februar  191 2  bis  auf  weiteres  und  unter  Vorbehalt  des  Wider- 
rufs eine  weitere  Erhöhung  des  Höchstbetrages  auf  5000  M.  bez. 
10  000  M.  eintreten  lassen. 

Geographisch  verteilen  sich  die  Sparkassenbücher  und  die  Ein- 
legerguthaben im  Jahre  19 10  auf  die 
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Kreishauptmann- 
schaften 

nach 

Anzahl  der 

Bücher 

nach  dem  Betrag 

der  Einlegerguthaben 

M. 

Es  entfallen 
auf  100  Ein- 
wohner 
Bücher  etc. 

Durchschnitts- 
betrag auf  I  Spar- 
kassenbuch 

Bautzen     .     .     . 
Chemnitz  .     .     . 
Dresden    . 
Leipzig 
Zwickau    .     .     . 

306  594 
555892 
945855 
859  204 
528  692 

173775084 
285  846  981 
459551  446 
497713379 
299  301  312 

69,1 
60,4 
70,0 
69,6 
61,6 

566,8 
514,2 
485,9 
579-3 
566,1 

Königreich    .     . 

3  196237 

I  716  188  202 

66,5 

536,9 

Im  Reiche  kommen  auf  100  Einwohner  durchschnittlich  30,9  Bücher, 
in  Preußen  30,5,  in  Bayern  15,3,  Württemberg  31,2,  Baden  28,8,  Elsaß- 
Lothringen  25,7,  Mecklenburg-Schwerin  11,6,  aber  Reuß  j.  L.  81  Bücher. 
Sachsen  geht  mit  66,5  Büchern  auf  loo  Einwohner  über  den  Reichs- 
durchschnitt ganz  erheblich  hinaus.  Im  Reiche  kommen  auf  3,24  Ein- 
wohner ein  Sparkassenbuch,  in  Sachsen  bereits  auf  1,50.  3  Einwohner 
haben  durchschnittlich  2  Bücher.  In  den  Kreishauptmannschaften 
Dresden,  Leipzig,  Bautzen  entfallen  auf  100  Einwohner  70,  69,6  und 
69,1  Bücher,  in  den  Kreishauptmannschaften  Chemnitz  und  Zwickau 
nur  60,4  und  61,6  Bücher.  In  ersteren  kommt  also  schon  auf  1,44  Ein- 
wohner I  Buch,  in  letzteren  auf  1,64  Einwohner.  Der  Durchschnitts- 
wert eines  Sparkassenbuches  stellt  sich  in  der  Kreishauptmannschaft 
Leipzig  am  höchsten  auf  579,3  M.,  dann  folgen  Bautzen  und  Zwickau 
mit  gegen  566  M.,  schließlich  Chemnitz  mit  514,2  M.  und  zuletzt 
Dresden  mit  485,9  M. 

Die  Verbreitung  der  Sparkassenbücher  ist  im  größten  Teil  von 
Sachsen  ziemlich  gleichmäßig,  nur  in  den  Kreishauptmannschaften 
Chemnitz  und  Zwickau  nimmt  ihre  Zahl  etwas  ab.  Wie  im  Reiche 
läßt  auch  in  Sachsen  die  Verbreitung  der  Sparkassenbücher  keinen 
Zusammenhang  mit  örtlichen  Verhältnissen  oder  der  Sparkraft  der 
Bevölkerung  erkennen.  Es  läßt  sich  nur  wieder  hervorheben,  daß  im 
Königreich  Sachsen  im  allgemeinen  die  Spartätigkeit  wegen  der  Dichtig- 
keit der  Bevölkerung,  der  großen  Anzahl  der  Sparkassen,  der  guten 
Verdienstverhältnisse  in  der  Industrie,  im  Handel  und  im  Gewerbe, 
vielleicht  auch  wegen  der  gegenseitigen  Anregung  der  Sparenden,  ver- 
hältnismäßig bedeutend  größer  ist  als  in  andern  deutschen  Bundes- 
staaten. 

Zeitlich  ist  die  Zahl  der  Sparkassenbücher  von  1904 — 1910  von 
2  675  562  im  Jahre  1904  auf  3  196  237  im  Jahre  1910,  der  Betrag  der  Ein- 
legerguthaben in  derselben  Zeit  von  i  254  704089  M.  auf  i  716  188  202  M. 
gestiegen.  Die  Entwicklung  zeigt  einen  stetigen  Fortschritt,  sie  kann 
sogar  für  sich  allein  betrachtet  glänzend  genannt  werden.  Die  Zahl 
der  Sparkassenbücher  hat  in  7  Jahren  um  520675  Stück,  der  Betrag 
der  Einlegerguthaben  gar  um  461  484  113  M.  zugenommen.     Prüft  man 
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aber  die  absolute  und  relative  Zunahme  der  Bücher  von  Jahr  zu  Jahr 
und  nicht  in  Beziehung  auf  den  Gesamtbücherstand,  so  kommt  man 
zu  dem  Ergebnis,  daß  der  Bücherstand  prozentual  früher  jährlich  in 
höherem  Maße  zugenommen-  hat  als  jetzt. 

In  den  Jahren  1870  1880  betrug  die  durchschnittliche  prozentuale 
jährliche  Zunahme  noch  6,8  Proz,,  1880 — i8go  noch  5,9  Proz.,  1890 
bis  1900  schon  nur  noch  3,8  Proz.  Vom  Jahre  1901  an  geht  die  jähr- 
liche, prozentuale  Zunahme  immer  noch  weiter  zurück;  1901  auf  3,72 
Proz.,  1902  3,59  Proz.,  1903  auf  3,22  Proz.,  1904  3,22  Proz.,  1905 
2,91  Proz.  Von  da  an  steigt  die  Zunahme  wieder  bis  1907  etwas,  auf 
3,17  Proz.,  um  dann  1908  ihren  Tiefstand  mit  2,25  Proz.  zu  erreichen. 
In  den  Jahren  1909  und  1910  hat  die  Zunahme  wieder  3,14  Proz.  und 
3,25  Proz.  erreicht.  Hiernach  macht  sich  tatsächlich  schon  seit  dem 
Jahre  1880  eine  sich  immer  mehr  und  mehr  ausprägende  Verlang- 
samung in  der  Zunahme  der  Sparkassenbücher  geltend.  Bei  wirtschaft- 
lichem Hochstand  ist  die  Zunahme  an  Sparkassenbüchern  geringer  als 
nach  Eintritt  von  Wirtschaftskrisen  (vgl.  z.  B.  die  Jahre  1908)  Hoch- 
stand 2,25  Proz.)  und  1909  (Krisis  3,14  Proz.),  eine  an  sich  wider- 
sinnige Entwicklung,  da  der  Rückgang  der  Einkommen  der  sparenden 
Schichten  der  Bevölkerung  notwendig  zu  einem  Rückgang  ihrer  Spar- 
tätigkeit führen  müßte.  Diese  Zunahme  vor  oder  nach  Krisenjahren 
ist  aber  gar  nicht  auf  die  regelmäßigen  Sparer  zurückzuführen,  son- 
dern auf  Masseneinlagen  von  Geldern,  die  aus  unsicheren  Unterneh- 
mungen (Banken,  Industrieanlagen)  herausgezogen  und  solange  auf  die 
Sparkassen  gelegt  werden,  bis  sich  in  ruhigeren  Zeiten  wieder  günstige 
anderweitige  Anlagegelegenheiten  zeigen  (vgl.  Krisenjahre  1901/02). 


Sparkassenbücher 

Jahr 

Zahl  der 
Bücher  überhaupt 

Zunahme 

absolut 

in  Proz. 

I. 

2. 

3. 

4- 

1870 

475272 

durch-  f6,8 

schnittlich  5,9 

jährlich  [3,8 

1880 

909  787 

434515 

1890 

I  60&  650 

696  863 

1900 

2337481 

730831 

3,72 

1901 

2  424361 

86880 

3.59 

1902 

2  511  421 

87  060 

3,22 

IQ03 

2592257 

80836 

3.22 

1904 

2  675  617 

83360 

3,22 

1905 

2 753  511 

77894 

2,91 

1906 

2  845  203 

91  692 

3,33 

1907 

2935431 

90  228 

3,17 

1908 

3001  338 

65  907 

2,25 

1909 

3095550 

94  212 

3,14 

1910 

3  196237 

100687 

3-25 
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Die  Gründe  des  verhältnismäßig  langsamen  Anwachsens  der  Zahl 
der  Sparkassenbücher  werden  hauptsächlich  darauf  zurückzuführen  sein, 
daß  in  Sachsen  eine  gewisse  Sättigung  mit  Sparkassenbüchern  einge- 
treten ist  (Sachsen  i  Buch  auf  1 7^  Einwohner,  dagegen  Preußen  i  Buch 
auf  3,28,  Bayern  auf  6,55,  Württemberg  auf  3,21,  Baden  auf  3,47, 
Elsaß-Lothringen  auf  3,88). 

Vergleicht  man  nicht  die  Gesamtzahl  der  Sparkassenbücher,  son- 
dern teilt  sie  erst  in  Bücher  mit  Einlagen  bis  60  M.  von  60 — 150  M., 
von  150 — 300  M.,  von  300 — 600  INI.  und  über  600  M.  ein,  so  ergibt 
sich  das  weitere  interessante  Ergebnis,  daß  die  Bücher  mit  kleinen 
Einlagen  prozentual  geringer  zunehmen  als  die  Bücher  mit  großen  und 
größten  Einlagen 

Das  Jahr  1904  ist  ein  gutes  Sparkassenjahr.  Der  Abstand  zwischen 
Einzahlungen  und  Rückzahlungen  betrug  in  diesem  Jahre  46,1  Mil- 
lionen M.  Nach  den  Angaben  der  Sparkassenverwaltungsberichte  ist 
der  wichtigste  Grund  für  die  große  Einlagebewegung  die  während  des 
größten  Teiles  des  Jahres  andauernde  Geldflüssigkeit,  die  den  Zinsfuß 
für  Geldeinlagen  bei  anderen  Geldinstituten  gedrückt  hat.  Bei  ein- 
zelnen Sparkassen ,  darunter  der  Dresdner  Sparkasse ,  wirkt  auch 
steigernd  die  1902  erfolgte  Erhöhung  des  zulässigen  Höchsteinlage- 
betrages von  1500  ]\I.  auf  3000  M.  für  Einzelpersonen  und  die  Be- 
stimmung, daß  der  höchste  Betrag  auch  auf  einmal  eingelegt  werden 
kann.  Das  Jahr  1905  weist  nur  noch  einen  Abstand  von  36,15  Mil- 
lionen M.  auf.  Industrie  und  Gewerbe  zeigten  in  diesem  Jahre  ein 
größeres  Bedürfnis  nach  Kapital.  Die  größere  Nachfrage  nach  Geld 
hielt  in  der  gleichen  Weise  bis  zum  Jahre  1908  an.  Der  Abstand 
zwischen  Einzahlungen  und  Rückzahlungen  betrug  1906  noch  rund 
36  Millionen,  1907  nur  ungefähr  15  INIillionen  und  1908  sogar  nur  noch 
0,4  Millionen.  Der  Reichsbankdiskont  war  im  ganzen  Jahr  1907  bis 
in  den  Januar  19O8  hinein  7,5  Proz.  und  sank  erst  dann  allmählich, 
bis  er  Mitte  Juni  1908  4  Proz.  wieder  erreichte. 

Im  Jahre  1909  schnellte  dann  bei  der  inzwischen  eingetretenen 
Geldflüssigkeit  (der  Reichsbankdiskont  betrug  einen  großen  Teil  des 
Jahres  hindurch  3,5  Proz.)  der  Abstand  zwischen  Ein-  und  Rückzah- 
lungen auf  die  hohe  Summe  von  49,4  Millionen  M.  hinauf  und  blieb 
auch  1910  noch  auf  über  41  Millionen  stehen. 

Ein  Vergleich  der  in  den  einzelnen  Jahren  erfolgten  Einzahlungen 
und  Rückzahlungen  spiegelt  genau  unser  Wirtschaftsleben  wieder. 
Niedrige  Einzahlungen  und  hohe  Rückzahlungen  sind  die  Folgen  wirt- 
schaftlichen Rückganges.  Seit  dem  Jahre  1901  haben  aber  immer  die 
Einzahlungen  die  Rückzahlungen  überstiegen,  das  Gesamteinlcgergut- 
haben  hat  stets  zugenommen,  auch  wenn  man  die  von  Jahr  zu  Jahr 
anschwellende  Zinsensumme  außer  acht  läßt,  die  sehr  erhebliche  Aus- 
fälle an  Neueinlagen  auszugleichen  vermag.     Und  im  Jahre  1900  haben 
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als  Zeichen  großen  wirtschaftlichen  Hochstandes  die  Rückzahlungen 
die  Einzahlungen  um  11,5  Millionen  überstiegen,  ein  Zustand,  dem 
der  Rückgang  und  die  Krisis  auf  dem  Fuße  folgte  (Leipziger  Bank- 
krach usw.).  Die  Einzahlungen  im  Jahre  1901  schnellten  um  nicht 
weniger  als  42,6  Millionen  über  die  Rückzahlungen  empor. 

Trotz  großer  Schwankungen  ist  doch  eine  fortgesetzte  Erhöhung 
der  Einlegerguthaben  bis  auf  den  einmaligen  Rückgang  in  den  Jahren 
1907/08  erfolgt.  Im  Jahr  1870  betrug  noch  das  Durchschnittsguthaben 
bei  den  Sparkassen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  Sachsens  berechnet 
46,1  M.,  im  Jahre  1910  war  dieser  Betrag  auf  357  M.  gestiegen,  trotz- 
dem sich  die  Bevölkerung  von  2556244  (1871)  auf  4806661  (1910) 
Einwohner  vermehrt,  also  fast  verdoppelt  hatte. 

Die  Kündigungsfristen  für  die  verschiedenen  Einlagensummen  sind 
bei  den  einzelnen  Sparkassen  sehr  verschieden  bemessen.  Die  längste 
Kündigungsfrist  beträgt  sechs  Monate  für  Einlagen  über  1500  M.  Man 
kann  sagen,  je  größer  die  Sparkassen,  desto  größer  die  Einlagen,  die 
ohne  Kündigung  zu  erhalten  sind. 

F.  Die  Vermögensanlage. 

I.  Die  Bilanz. 

Die  Aktivbestände  der  Sparkassen  zerfallen  in  verzinslich  ange- 
legte und  sonstige  Bestände.  Zu  den  ersteren  gehören  die  Bestände 
an  Staats-  und  sonstigen  Wertpapieren,  die  Hypothekendarlehen,  die 
Darlehen  gegen  Faustpfand ,  gegen  Bürgschaft  und  an  Gemeinden, 
sowie  Anlagen  bei  Kreditanstalten.  Diese  Anlagen  bilden  fast  die 
Gesamtheit  (i.  J.   1910  97,3  Proz.)  der  x\ktivbestände. 

II.  Das  verzinslich  angelegte  Vermögen. 
I.  Im  Allgemeinen. 

Die  Frage  der  Anlegung  der  Sparkassenbestände  oder  des  Ver- 
mögens der  Sparkassen  ist  in  der  Zeit  von  1904 — 10  erneut  in  den 
Vordergrund  der  Erörterung  getreten  und  hat  durch  die  Verordnung 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  August  1906  für  Sachsen  ihre  vor- 
läufige Regelung  erfhliren.  Das  Bestreben  der  Sparkassen,  ihre  Be- 
stände möglichst  gewinnbringend  anzulegen,  widersprach  vielfach  der 
Staatsaufgabe,  im  Interesse  der  Sparer  für  Sicherung  steter  Zahlungs- 
bereitschaft der  öffentlichen  Sparkassen  zu  sorgen.  Die  Sparkassen 
sahen  als  bestes  Mittel,  den  Zinsertrag  ihrer  Vermögensanlagen  zu 
steigern,  die  Beleihung  von  Grundstücken,  deren  Zinsertrag  in  der 
Regel  größer  ist  als  der  der  Inhaberpapiere.  Diesem  Vorzug  steht 
jedoch  als  erheblicher  Nachteil  die  Festlegung  der  Kapitalien  auf  eine 
bestimmte  längere  oder  kürzere  Frist  gegenüber,  so  daß  die  jeder- 
zeitige Flüssigmachung   des  Sparkassenkapitals    gefährdet    ist.     In   der 
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Ministerialverordnung  vom  2.  August  1906  wird  verlangt,  »daß  die 
öffentlichen  Sparkassen  Sachsens  vom  i.  Januar  1907  ab  mindestens 
25  Proz.  (ausnahmsweise  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern 
20  Proz.)  des  verzinslich  angelegten  Vermögens  der  Sparkassen  in 
mündelsicheren  Inhaberpapieren  und  zwar  mindestens  8  Proz.  des 
Vermögens  in  Schuldverschreibungen  des  sächsischen  Staates  anlegen 
und  bis  zur  Erreichung  dieses  Besitzstandes  alljährlich  mindestens  ^/s 
des  Ueberschusses  ihres  verzinslich  angelegten  Vermögensbestandes 
über  den  Bestand  des  Vorjahrs  in  dem  vorgeschriebenen  Anteilsver- 
hältnisse zur  Anschaffung  solcher  Inhaberpapiere  verwenden«.  Damit 
ist  die  sächsische  Regierung  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen,  wie  es 
die  preußische  Regierung  wiederholt  versucht  und  1912  ebenso  wie  es 
die  bayrische  Regierung  im  Jahre  191 1  durchgeführt  hat.  Schon  in 
dem  Gesetzentwurfe  aus  dem  Jahre  1906  suchte  die  preußische  Regie- 
rung den  Verteilungsmodus  der  Vermögensanlage  der  Sparkassen 
gesetzlich  festzulegen,  was  ihr  aber  nicht  gelang.  Nach  diesem  Gesetz- 
entwurf sollte  das  Vermögen  zu  30  Proz.  in  mündelsicheren  Schuld- 
verschreibungen auf  den  Inhaber,  davon  die  Hälfte  in  Schuldverschrei- 
bungen des  Deutschen  Reiches  oder  Preußens,  angelegt  werden.  Im 
Februar  191 2  legte  die  preußische  Regierung  den  Entwurf  eines  neuen 
Sparkassengesetzes  vor,  der  eine  geringere  Anlegung  des  verzinslichen 
Vermögens  der  Sparkassen  in  Inhaberpapieren  verlangte  als  der  Ent- 
wurf von  1906,  nämlich  nicht  30  Proz.,  sondern  nur  20—30  Proz. 
Dieser  Entwurf  wurde  am  27.  März  191 2  vom  preußischen  Herrenhaus 
angenommen  und  im  preußischen  Abgeordnetenhaus  einer  Kommission 
von  21  Mitgliedern  zur  Beratung  überwiesen.  In  der  Kommission 
wurde  eine  Staffelung  der  Mindestsätze  von  lo — 20  Proz.  nach  der 
Höhe  des  Einlagebestandes  der  Kassen  beschlossen.  Diese  Sätze  wur- 
den aber  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  nach  dem  Antrag 
Winkler  und  Genossen  wieder  auf  15 — 25  Proz.  erhöht.  Das  ganze 
Gesetz  fand  schließlich  mit  verschiedenen  weiteren  Aenderungen  im 
preußischen  Abgeordnetenhaus  und  in  der  abgeänderten  Form  auch 
im  Herrenhaus  im  November  191 2  seine  Annahme  und  trat  am  i.  Januar 
191 3  in  Kraft. 

Auch  die  bayrische  Regierung  hat  in  Abschnitt  IV  der  neuen 
Grundbestimmungen  vom  i.  Juni  191 1,  welcher  von  der  Anlegung  des 
Sparkassenvermögens  handelt,  den  Verteilungsmodus  der  Vermögens- 
anlage der  Sparkassen  in  rechtsverbindlicher  Weise  geregelt.  Nach 
§  25  der  Grundbestimmungen  dürfen  die  Sparkassen  ihre  Gelder 
hauptsächlich  auf  Grundbesitz  in  Städten  oder  in  Gegenden  mit  vor- 
wiegend gewerblicher  oder  mit  wechselnder  Bevölkerung  ausleihen. 
Die  Grenze  rückt  aber  bis  70  Proz.  hinauf,  wenn  das  Beleihungsgebiet 
der  Sparkasse  in  der  Hauptsache  Gegenden  mit  vorwiegend  landwirt- 
schaftlicher und  seßhafter  Bevölkerung  bilden.     Innerhalb  des  Rahmens 
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von  50 — 70  Proz.  kann  die  Aufsichtsbehörde  den  zulässigen  Höchst- 
betrag für  die  einzelne  Sparkasse  ziffernmäßig  festsetzen. 

Aber  auch  die  Mindestgrenze  für  den  Bestand  an  Wertpapieren 
ist  festgelegt.  Mindestens  der  vierte  Teil  des  Gesamtvermögens  einer 
Sparkasse  muß  in  leicht  verwertbaren  Werten,  die  in  der  Verordnung 
namentlich  aufgeführt  sind,  angelegt  werden.  Davon  müssen  die  Spar- 
kassen, deren  Geldanlagen  in  Hypotheken  50  Proz.  des  Gesamtver- 
mögens nicht  übersteigen  dürfen,  mindestens  20  Proz.  und  die  übrigen 
Sparkassen  mindestens  15  Proz.  in  Staatspapieren  der  deutschen  Bun- 
desstaaten oder  des  Deutschen  Reiches  aufweisen. 

Wenn  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  auch  in 
Einzelheiten  auseinandergehen,  ihr  Endziel  ist  immer  dasselbe:  Schutz 
des  Sparers  durch  Sicherung  steter  Zahlungsbereitschaft  der  öffent- 
lichen Sparkassen. 

Wie  notwendig  eine  solche  Sicherung  aber  ist,  zeigt  das  vor- 
sichtige Geschäftsgebahren  der  großen  sächsischen  Sparkassen,  wie 
Dresden  und  Leipzig,  die  auf  Jahrzehnte  praktischer  Erfahrung  zurück- 
blicken können  und  das  obligatorische  Mindestmaß  von  25  Proz.  In- 
haberpapieren seit  längerer  Zeit  und  ohne  VerOrdnungsvorschrift  mehr 
als  erfüllt  haben.  Die  mittleren  und  kleineren  Sparkassen  sind  da- 
gegen zum  Teil  noch  sehr  weit  von  dem  Mindestmaß  entfernt.  Unter 
.den  sächsischen  Sparkassen  gab  es  noch  im  Jahre  19 10  eine  beträcht- 
liche Anzahl,  deren  verzinslich  angelegtes  Vermögen  mit  mehr  als 
90  Proz.  in  Hypotheken  angelegt  war;  ähnlich  liegt  die  Sache  in 
Preußen. 

2.   Der  Inhaberpapierbestand. 

Man  hat  demnach  zwei  Hauptgruppen  der  Sparkassenanlagen  zu 
unterscheiden:  die  flüssigen  und  die  nichtflüssigen  Vermögensanlagen. 
Zu  den  flüssigen  gehört  der  Effektenbesitz.  Die  Inhaberpapiere  können 
jederzeit  verwertet,  nämlich  verkauft  oder  lombardiert  werden.  Ihr 
Besitz  bringt  aber  die  Gefahr  der  Kursverluste,  die  nicht  nur  im  Falle 
des  Verkaufs,  sondern  auch  sonst  alljährlich  eintreten  können,  in  den 
Büchern  der  Sparkasse  erscheinen  und  bei  der  Bilanz  verrechnet  wer- 
den müssen.  Es  empfiehlt  sich,  für  Kursverluste  eine  von  der  allge- 
meinen Rücklagekasse  losgelöste  besondere  Rücklagekasse  einzurichten. 
Eine  Anzahl  sächsischer  Sparkassen  hatte  im  Jahre  19 10  diesen  Weg 
bereits  beschritten.  Die  besondere  Rücklagekasse  für  Kursverluste  ist 
eigentlich  das  notwendige  Korrelat  zu  einer  Vorschrift  über  ein  Mindest- 
maß des  Inhaberpapierbestandes. 

Hinsichtlich  der  Anlagemöglichkeit  der  Sparkassengelder  gibt  es 
in  Sachsen  eine  positive  und  negative  Vorschrift.  Die  erstere  be- 
stimmt, wie  bereits  oben  ausgeführt  wurde,  ein  Mindestmaß  für  den 
Tnhaberpapierbestand  im  allgemeinen  und  die  sächsischen  Staatsschuld- 
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verschreibungen  im  besonderen.  Die  zweite  verordnet,  daß  die  An- 
lage von  Sparkassengeldern  in  Anleihepapieren  der  eigenen  Gemeinde 
im  allgemeinen  unzulässig  ist,  da  sich  für  die  Sparkasse  als  Gemeinde- 
anstalt bei  einer  eventuellen  Geltendmachung  ihrer  Rechte  gegenüber 
der  eigenen  Gemeinde  als  ihrer  Schuldnerin  eine  schwierige  Stellung 
ergeben  kann.  Aber  trotzdem  betrug  im  Jahre  1910  der  prozentuale 
Anteil  der  Inhaberpapiere  der  eigenen  Gemeinde  noch  2,7  Proz.  sämt- 
licher Inhaberpapiere.  Nur  ein  kleiner  Teil  der  30  größten  sächsischen 
Sparkassen  und  ein  noch  viel  geringerer  Teil  der  anderen  kleineren 
Sparkassen  hat  das  vorgeschriebene  Prozentverhältnis  von  Inhaber- 
papieren im  allgemeinen  und  der  sächsischen  Staatsschuldverschrei- 
bungen in  besonderen  erreicht.  Es  sind  dies  in  erster  Linie  die 
großen  Sparkassen  Dresden  und  Leipzig.  Ein  Vergleich  der  Jahre 
1906,  1908  und  1910  zeigt  aber  bei  den  30  größten  Sparkassen  und 
im  Königreich  bereits  die  Wirkung  der  ministeriellen  Verordnung  vom 
2.  August  1906.  Bei  fast  allen  Sparkassen  ist  eine  zum  Teil  beträcht- 
liche Steigerung  des  prozentualen  Anteils  der  Inhaberpapiere  zu  ver- 
zeichnen. Bemerkenswert  ist,  daß  auch  im  Jahre  1910  noch  sechs 
Sparkassen  nicht  im  Besitze  sächsischer  Staatspapiere  waren.  Den 
niedrigsten  Stand  im  Besitze  von  Inhaberpapieren  weisen  die  Spar- 
kassen in  der  Kreishauptmannschaft  Chemnitz  auf,  den  höchsten  die 
der  Kreishauptmannschaft  Dresden.  Der  durchschnittliche  Prozentsatz- 
im  ganzen  Königreich  im  Jahre  I910  von  15,5  Proz.,  bez.  3,2  Proz. 
bleibt  noch  weit  hinter  der  Vorschrift  des  Ministeriums  zurück  und  es 
wird  noch  eine  Reihe  von  Jahren  vergehen,  bis  die  sächsischen  Spar- 
kassen, freiwillig  als  Mitglieder  des  sächsischen  Sparkassenverbandes, 
oder  auf  dem  Wege  des  Zwanges  für  die  Nichtmitglieder  dieses  Ver- 
bandes, die  Mußvorschrift  des  Ministeriums  voll  erfüllt  haben. 

3.  Der  Hypothekenbesilz. 

»Die  Gemeindesparkassen  sind  als  Vermittler  von  Grundkredit« 
für  den  Mittelstand  von  größter  sozialer  Bedeutung,  ja  kaum  ersetzbar.« 
Mit  diesen  Worten  hat  die  Denkschrift  der  sächsischen  Regierung  vom 
Jahre  1906  an  die  Landstände  die  Bedeutung  der  Sparkassen  für  den 
Grundstücksmarkt  charakterisiert.  Bei  weitem  der  größte  Teil  der 
Sparkasseneinlagen  ist  gegen  Hypotheken  ausgeliehen.  In  den  Jahren 
1904 — 10  ging  der  Anteil  der  Hypotheken  an  den  gesamten  Aktiv- 
beständen niemals  unter  80  Proz.  herunter.  Die  Gemeindesparkassen 
sind  die  wichtigsten,  Hypotheken  gewährenden  Kreditinstitute  in 
Sachsen. 

Während  die  129  Sparkassen  mit  einem  Einlegerguthaben  bis 
I  Million  M.  im  Durchschnitt  nur  12,9  Proz.  ihrer  Hypotheken  nicht 
im  engeren  Bezirk  (in  der  gewährleistenden  Gemeinde  und  dem  übrigen 
Amtsgerichtsbezirk   der  Sparkassengemeinde)    angelegt   haben  und  die 
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entsprechende  Zahl  für  die  41  Sparkassen  mit  über  10  Millionen  M. 
Einlegerguthaben  15,3  Proz.  beträgt,  haben  die  übrigen  Sparkassen  mit 
einem  Einlegerguthaben  von  i  Million  M.  bis  lO  Millionen  M.  im 
Durchschnitt  24,5  Proz.  ihrer  Plypotheken  außerhalb  des  eigenen  Be- 
zirks untergebracht.  Daß  aber  gerade  die  kleinsten  und  größten  Spar- 
kassen zu  den  vorsichtigsten  in  ihrer  Geschäftsgebarung,  insbesondere 
in  der  Vermögensanlage,  gehören,  darauf  ist  bereits  oben  hingewiesen 
worden. 

4.  Die  übrigen  Kapitalausleihungen. 

Die  übrigen  Kapitalausleihungen  wie  die  Darlehen  gegen  Faust- 
pfand, Bürgschaft  und  an  Gemeinden  sowie  an  Kreditanstalten  sind 
bei  den  sächsischen  Sparkassen  gegenüber  dem  Bestand  an  Staats- 
und Wertpapieren  und  Hypotheken  so  gering,  daß  sie  diesen  gegenüber 
kaum  in  Betracht  kommen.  Die  bedeutendsten  sind  noch  die  Dar- 
lehen an  Gemeinden.  Die  Faustpfand-  und  Bürgschaftsdarlehen  wurden 
mehr  von  anderen  Kreditorganisationen  insbesondere  den  Genossen- 
schaften gepflegt.  Es  wäre  aber  sehr  wünschenswert,  wenn  auch  die 
sächsischen  Gemeinden  mehr  dem  Personalkredit  dienstbar  gemacht 
würden.  Hierauf  zurückzukommen  wäre  einer  besonderen  Betrachtung 
vorzubehalten. 

Nunmehr  liegen  auch  die  amtlichen  Ergebnisse  des  I.  Vierteljahrs 
191 5  vor,  während  dessen  die  Zahl  der  Sparkassen  361  betragen  hat. 
Bei  sämtlichen  sächsischen  Sparkassen  kamen  vor: 


im  Monat 

Einzahlungen   (Fälle)             Rückzahlungen  (Fälle 

Januar    | 
Februar 
März      J 

19 

5 

466  700 
334624 
286  104 

227547 
161  960 
251  1 19 

Januar    ] 
Februar 

März 

■19 

4 

Der  Betrag  der 

563  643 
372  019 
331  722 

Einzahlungen  (in  Mark)  war 

260461 

153409 
176679 

im  Jahre 

Januar 

Februar 

März 

1915 
1914 

568(4  580 
63  428  246 

während  die 

41  399098 
37808717 

Rückzahlungen  betrugen 

35384430 
33887567 

im  Jahre 

Januar 

Februar 

März 

1915 
1914 

30053373 
51  036356 

20704317 
29  036  087 

57  844  584 
33660724 

Hiernach  sind  im  Januar  96  943,  im  Februar  37  395  und  im  März 
45  618  weniger  Einzahlungen  geleistet  worden  als  1914  und  im  Januar 
32914  weniger,  im  Februar  und  März  8551  und  74440  mehr  Rück- 
zahlungen als  in    den   gleichen  Monaten    des  Vorjahres.     Der   Summe 
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nach  standen  die  Einzahlungen  im  Januar  1915  um  6  613  666  M.  hinter 
den  Einzahlungen  im  Januar  1914  zurück,  im  Februar  und  im  März 
1915  waren  sie  aber  um  3590581  M.  und  i  496  872  M.  größer  als  in 
den  entsprechenden  Monaten  des  Vorjahres.  Ganz  bedeutend  hat  die 
Summe  der  Rückzahlungen  im  Januar  und  Februar  I915  gegenüber 
1914,  nämlich  um  20982983  M.  und  8331  77°  M.,  abgenommen.  Im 
März  1915  ist  die  Summe  der  Rückzahlungen  dagegen  auf  57  844584  M. 
gegen  33660724  M.  des  März  1914,   also  um  24183860  M.  gestiegen. 

Insgesamt  sind  im  i.  Vierteljahr  1915  133  598  117  INI.  eingezahlt 
und  108602274  M.  zurückgezahlt  worden.  Die  Einzahlungen  über- 
wiegen also  die  Rückzahlungen  noch  um  24  995  843  M.  Die  durch- 
schnittliche Einzahlung  betrug  im  Januar  122  M.,  im  Februar  124  M. 
und  im  März  124  M.  Somit  war  der  Durchschnittsbetrag  erreicht,  den 
alle  Monate  im  Jahre  1914  hatten.  Auch  die  durchschnittliche  Rück- 
zahlung bewegte  sich  im  Januar  und  Februar  mit  132  M.  und  128  M. 
ungefähr  auf  dieser  Durchschnittshöhe,  schnellte  aber  im  März  1915 
plötzlich  auf  230  M.  hinauf.  In  der  Berichtszeit  entfielen  dement- 
sprechend auf  100  M.  Einzahlungen  an  Rückzahlungen  im  Januar  53  M., 
im  Februar  50  M.,  im  März  dagegen  163  M.  Während  also  die  Mo- 
nate Januar  und  Februar  große  Einzahlungsüberschüsse  brachten,  wie 
sie  die  sächsischen  Sparkassen  noch  nicht  gesehen  hatten,  überwogen 
im  März  wieder  stark  die  Rückzahlungen.  Sie  hingen  mit  den  Zeich- 
nungen auf  die  2.  Kriegsanleihe  zusammen.  Zahlreiche  Sparkassen 
hatten  nämlich  einen  erheblichen  Teil  der  Zeichnungen  ihrer  Sparer, 
die  in  der  Hauptsache  auf  Beträge  unter  1000  M.  lauteten  und  bis  zum 
14.  April  191 5  einzuzahlen  waren,  bereits  in  den  letzten  Tagen  des 
März  ausgezahlt  und  unterm  31.  März  191 5  verbucht.  Bei  den  361 
sächsischen  Sparkassen  wurden  gezeichnet  für  die  erste  Kriegsanleihe 
für  eigene  Rechnung  der  Sparkassen  20  546  lOO  M.,  auf  Rechnung  der 
Sparer  23194707  M.,  auf  die  zweite  Kriegsanleihe  23530100  M.  für 
eigene  Rechnung  der  Sparkassen  und  139576650  M.  auf  Rechnung  der 
Sparer. 

Die  Einzahlungen  und  Rückzahlungen  verteilen  sich  im  i.  Viertel- 
jahr 191 5  auf  die  einzelnen  Kreishauptmannschaften  nach  Anzahl  und 
Beträgen  wie  folgt: 


Kreishaupt- 
mannschaften 

Einzahlungen 

Rück2 

-ahlungen 

Anzahl 

Betrag 
M. 

Anzahl 

Betrag 
M. 

Bautzen 

82932 

10  663  107 

43350 

9184533 

Chemnitz 

172  065 

21  190  728 

97389 

14  626421 

Dresden 

343971 

35961  787 

186332 

29657  155 

Leipzig 

333  "2 

44389  127 

205957 

37073990 

Zwickau 

155348 

21  393368 

107598 

18  060  175 

Königreich 

I  087  428 

133598  117 

640  626 

108  602  274 
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Nachtrag 

zu 

Kraftaufspeicherung  und  Kraftanwendung. 

Von  Dr.  Ernst  Schnitze. 

Trotz  der  Hoffnung,  die  wir  für  fast  unendHche  Vervollkommnung 
der  Wirkungskraft  menschlicher  Arbeit  und  menschlichen  Geistes  hegen 
können,  müssen  jedoch  die  Grenzen  fest  im  Auge  behalten  werden, 
die  durch  die  Naturgesetze  dafür  gezogen  sind.  Das  E  n  d  e  unserer 
technischen  Möglichkeiten  droht  überall  dort ,  wo  wir, 
physikalisch  gesprochen,  den  Zustand  der  Entropie  hervorgerufen 
oder  richtiger  gesagt  vermehrt  haben  —  d.  h.  wo  wir,  wirtschaftlich 
gesprochen,  eine  Kraftquelle  verbrauchten,  ohne  sie  von  neuem  schaffen 
zu  können. 

Im  riesigen  Ganzen  allerdings  bleibt  die  Summe  aller  Kraft  die- 
selbe. Das  Gesetz  von  der  Erhaltung  der  Kraft  müssen 
wir  zwar  nicht  vom  Standpunkt  der  Erdwirtschaft  —  der  wäre  zu 
klein  —  aber  von  dem  der  Wirtschaft  des  Universums  (mit  »Weltwirt- 
schaft« verbinden  wir  nicht  diesen,  ja  kaum  den  ersteren  Begriff)  als 
grundlegend  anerkennen.  Nur  müssen  wir  uns  bewußt  bleiben,  daß 
es  nicht  das  grundlegende,  nicht  das  einzige  ist,  daß  vielmehr 
neben  ihm  noch  andere  herrschen.  Will  man  überhaupt 
eine  Reihenfolge  der  Naturgesetze  nach  ihrer  Wichtigkeit  aufstellen, 
so  würden  wir  für  den  beschränkten  Ausschnitt,  den  wir  von  allem 
Naturgeschehen  vor  Augen  haben,  also  für  die  von  der  Wissenschaft 
beobachtete  Erd-  und  Sternenwelt  als  oberstes  Gesetz  das  der 
Veränderung  bezeichnen  müssen.  Alles  fließt,  alles  verändert 
sich,  sehr  weniges  nur  befindet  sich  in  einem  Zustand  der  Beharrung ; 
auch  von  diesem  wenigen  wissen  wir,  daß  es  im  I.,aufe  der  Zeit  starken 
Veränderungen  ausgesetzt  war  und  in  Zukunft  abermals  unterliegen 
wird.  Raum  und  Zeit,  Geschwindigkeit  und  Bewegungsrichtung,  Form 
und  Farbe,  Kraftart  und  Energiemenge  —  alles  dies  ändert  sich. 

Die  Summe  der  Energiemengen  bleibt  allerdings  die  gleiche,  alle 
Veränderungen  vollziehen  sich  also  unter  Innehaltung  des  Grundge- 
setzes von  der  Erhaltung  der  Kraft.  Aber  sie  werden  nicht  sowohl 
durch  dieses  hervorgerufen,  da  es  eigentlich  nur  negativen  Charakter 
trägt,  als  durch  ein  anderes.  Es  ist  dies  jenes  Gesetz  der  Aus- 
gleichung, das  ich  an  die  Spitze  meiner  Betrachtungen  stellte : 
überall  herrscht  das  Bestreben,  wo  eine  Spannung  vorhanden  ist  —  sei 
es  eine  solche  der  Wärme  oder  des  Höhenunterschiedes,  der  elektri- 
schen Kraft  oder  anderer  Energieformen  —  die  Spannung  auszugleichen. 
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Die  Gesetze  der  Physik  zeigen,  daß  solche  Ausgleichung  stets  in  ein- 
deutiger Richtung  erfolgt.  Wo  scheinbar  eine  Umkehrung  dieses  Satzes 
eintritt,  wie  etwa  durch  den  Kreislauf  des  Wassers,  das  aus  dem  Meere, 
der  Schwerkraft  zuwider,  in  die  Wolken  emporgehoben  wird  und  von 
neuem  zu  Tale  strömt,  oder  durch  die  Aufschichtung  eines  Gebirges, 
da  hat  eine  andere  Kraftart  eingegriffen,  das  Wirken  der  gewöhnlich 
geltenden  überdeckend:  die  Wärmewirkung  der  Sonne,  oder  die  in 
andere  Richtung  gelenkte  Schwerkraft  der  Erde,  die  durch  die  Zu- 
sammenziehung der  Erdoberfläche  den  Mangel  an  Platz,  der  durch  die 
Erkaltung  entsteht,  durch  Hinausdrängung  nach  der  freien  Seite  aus- 
gleicht und  dadurch  die  nach  unten  drückenden  Gesteinsmassen  zu- 
weilen seitlich  in  die  Höhe  preßt.  Abgesehen  von  solchen  Erscheinungen 
aber,  die  das  Gesamtbild  zwar  ein  wenig  verworrener  machen,  ohne  es 
doch  zu  verschieben,  ist  unverkennbar,  daß  die  Ausgleichung  stets  von 
dem  höheren  zu  dem  tieferen  Niveau  erfolgt,  daß  also  ein  Abtra- 
gen   der  Höhe    (im  eigentlichen  und  bildlichen  Sinne)  erfolgt. 

Für  die  Philosophie  der  Kraft  ist  das  Wichtigste  an  diesem  Vor- 
gang, daß  er  die  Eigenschaft  hat,  sich  grundsätzlich  nicht 
umkehren  zu  lassen.  Er  vollzieht  sich  in  einer  bestimmten 
Richtung,  die  sich  nur  scheinbar  und  nur  dort  in  ihr  Gegenteil  ver- 
kehren läßt,  wo  weit  größere  Kraftmengen  eingesetzt  werden,  als  bei 
dem  Abfließen  von  dem  höheren  auf  das  niedere  Niveau  zutage  treten. 
Auch  die  Natur  hat  also  —  um  einen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  den 
uns  die  wirtschaftliche  Eigensucht  des  Menschen  eingibt  — ■  darunter 
zu  leiden,  daß  eine  Kraftverschwendung  eintritt,  die  sie  ebensowenig 
verhindern  kann  wie  der  Mensch  in  seinen  technischen  Anlagen.  Auch 
bei  der  Ausgleichung  der  natürlichen  Höhenunterschiede  geht  eine 
Menge  Kraft  verloren:  beim  Zutalefließen  des  Wassers  wird  nicht  nur 
Druckkraft  erzeugt,  sondern  auch  Geröll  mitgeschwemmt,  wobei  durch 
•  Reibung  des  Geschiebes  und  der  Wasserteilchen  unter  sich  und  gegen- 
einander Wärme  entsteht;  fällt  ein  Stein  aus  der  Höhe  herab,  so  er- 
zeugt der  Fall  nicht  nur  mechanische  Kraft,  sondern  ebenfalls  Wärme 
—  usw.  Kurzum :  es  ist  mit  jedem  Ausgleichungsvorgang 
in  der  Natur  eine  Kraft  Verschwendung  verbunden, 
sobald  wir  die  Erreichung  der  Mittelhöhe  zwischen  den  Spannungs- 
gegensätzen als  theoretisches  Ziel  betrachten.  Bei  jeder  natürlichen 
Ausgleichung  wird  diese  theoretische  Mittelhöhe  nicht  erreicht,  sondern 
unterschritten;  es  wird  meist  nicht  nur  eine  Kraftart  entwickelt,  son- 
dern daneben  —  in  geringeren,  zuweilen  schwer  meßbaren,  jedenfalls  aber 
unbezweifelbaren  Mengen  —  eine  oder  mehrere  andere.  Namentlich 
tritt  als  beinahe  regelmäßige  Nebenerscheinung  Wärme  auf,  da  alle 
anderen  Kraftarten  die  Neigung  haben,  in  sie  umzuschlagen;  eine  Tat- 
sache, die  naturphilosophisch  noch  nicht  entfernt  ausgewertet  ist. 

Um  einen   anderen  Ausdruck  zu  gebrauchen:   es  werden  bei  allen 
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Ausgleichungsvorgängen  Kraft  mengen  zerstreut.  Hauptsäch- 
lich trägt  die  Reibung  daran  Schuld:  jeder  Körper,  der  sich  bewegt, 
versucht  seine  Umgebung  mitzuziehen.  Nicht  nur  technisch  ist  dies 
ein  Problem,  das  noch  keineswegs  gelöst  ist;  sogar  wissenschaftlich 
sind  wir  erst  wenig  darin  eingedrungen.  Daß  ein  Schiff  eine  ganze 
Menge  Wasser  mitschleppt,  seine  Maschinenkraft  also  zum  Teil  ver- 
schwendet, hat  man  allmählich  erkannt.  Wie  lange  aber  hat  es  ge- 
dauert, bis  man  sich  überzeugte,  daß  sich  bei  jeder  Bewegung  auch 
in  dem  flüssigsten  Element,  der  Luft,  grundsätzlich  derselbe  Vorgang 
abspielt  I  Jeder  Fallschirm  ist  deshalb  eigentlich  fehlerhaft  konstruiert. 
Er  beruht  auf  der  Annahme,  daß  seine  Ränder  stets  mit  neuen  Luft- 
massen in  Berührung  kommen,  sobald  der  Fall  begonnen  hat.  In 
Wirklichkeit  bildet  sich  um  den  Schirm  herum  eine  Art  Luftmantel, 
•der  nun  als  solcher,  gewissermaßen  als  fester  Gegenstand,  über  die 
Schirm-Enden  hervorragend  und  sie  einhüllend,  durch  die  übrige  Luft 
hindurchfällt.  Die  ersten  Luftschiffversuche  haben  gezeigt,  daß  eine 
bedeutende  Menge  Luft  als  fester  Mantel  mitgerissen  wird  —  weshalb 
man  später  die  Propeller  möglichst  weit  aus  dem  Leib  des  Luftschiffes 
hinaus  verlegte  und  seine  Form  mannigfach  änderte. 

Denselben  Vorgang  der  unerwünschten  Zerstreuung 
von  Energie  beobachten  wir  auf  allen  anderen  Gebieten :  weder 
die  menschliche  Technik  noch  die  Natur  vermag  Bewegung  oder 
Wärme,  Licht  oder  Elektrizität,  Magnetismus  oder  eine  andere  Kraftart 
zu  erzeugen,  d.  h.  einem  vorhandenen  Energievorrat  zu  entnehmen, 
ohne  gleichzeitig  einen  größeren  oder  geringeren  Teil  der  Kraft  zu 
zerstreuen.  Magnetisiert  man  den  Eisenanker  einer  Dynamomaschine, 
um  elektrischen  Strom  zu  erzeugen,  so  ergießt  sich  ein  Teil  der 
magnetischen  Energie  daneben  in  die  Luft.  Ebenso  zerstreut  sich  die 
Energie  bei  jedem  natürlichen  Ausgleichungsvorgang.  Die  Technik 
versucht  den  Betrag  der  so  verloren  gehenden  Energie  möglichst  zu 
mindern.  Sie  baut  heute  Wärmemaschinen  nicht  nur  mehr  mit  einem 
Kessel,  sondern  fügt  einen  Kühler  hinzu,  um  wenigstens  einen  Teil 
der  Wärme,  die  der  Kessel  zu  zerstreuen  strebt,  abzufangen.  Nur 
der  in  nutzbare  Kraft  verwandelte  Teil  der  in  die  Maschine  hineinge- 
leiteten Energie  kommt  uns  zugute,  während  der  Rest  verloren  geht. 
Man  nennt  den  ersteren  den  Wirkungsgrad,  den  letzteren  den  Zer- 
streuungsgrad der  Maschine  oder  des  technischen  Vorgangs. 

Für  den  Haushalt  der  Welt  bleiben  sich  die  Mengen  der  für  die 
Maschine  aufgewandten  Energie  und  der  alsWirkungs-  und  Zerstreuungs- 
grad aus  ihr  fließenden  Kraft  gleich  —  nicht  jedoch  für  die  Mensch- 
heit. Aber  auch  für  die  Natur  nicht,  sobald  wir  den  naheliegenden 
menschlichen  Maßstab  anlegen:  ob  sie  ihr  heutiges  Leben  dauernd 
erhalten  kann.  Dazu  wird  sie  durch  das  Fortschreiten  der  Zerstreuung 
langsam,  aber  sicher  unfähig.     DasLeben  derNatursinkt  von 
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einem  höheren  auf  ein  niedrigeres  Span  nungsniveau 
herab.  Da  durch  die  Zerstreuung  immer  mehr  Kraft  auf  Neben- 
wegen verloren  geht,  ist  es  unmögHch,  daß  der  jetzige  Zustand  dauernd 
erhalten  oder  aber  der  frühere  wieder  hergestellt  wird.  Es  werden 
also,  von  unserem  Standpunkt  gesehen,  auch  in  derNaturWerte 
vernichtet,  die  sich  nicht  wieder  gewinnen  lassen. 
Der  Vorgang  der  Zerstreuung  ist  zwangsläufig,  er  läßt  sich  nur  in 
Ausnahmefällen  vermeiden  oder  umkehren.  Erzwungen  ist  das  Fort- 
schreiten der  Zerstreuung  deshalb,  weil  ein  bestimmtes  Naturgesetz, 
eben  das  der  Ausgleichung,  ununterbrochen,  an  jedem  Tag,  in  jeder 
Stunde,  in  jedem  Bruchteil  einer  Sekunde  in  dieser  Richtung  wirksam 
ist;  während  die  Umkehrung  des  Vorgangs  nur  ausnahmsweise  eintritt 
und  äußerer,  fremder  Hilfe  bedarf.  Nur  selten  wird  diese,  wie  in  den 
oben  gegebenen  Beispielen,  von  der  Natur  geleistet,  häufiger  vom  Men-- 
sehen.  Aber  auch  seiner  himmelstürmenden  Technik  sind  feste  Gren- 
zen gezogen.  Er  ist  sich  ihrer  bewußt  geworden,  nachdem  er  kurz 
vorher  noch  geglaubt  hatte,  mit  dem  Zauberstabe  seiner  Technik  Erde 
und  Himmel  erobert  zu  haben. 

Der  Vorgang  der  Zerstreuung  ist  also  nur  dort  umkehrbar,  er 
kann  nur  dort  für  Natur  oder  Menschheit  aufgehalten  oder  beseitigt 
werden,  wo  unverhältnismäßig  große  neue  Kraftmassen  dafür  einge- 
setzt werden.  Andererseits  gibt  es  zahlreicheFälle,  in  denen 
die  Umkehrung  nicht  mehr  möglich  ist.  Die  Kohlen- 
lager der  Erde  durch  Aufspeicherung  von  Sonnenwärme  zu  ersetzen, 
ist  uns  verwehrt.  Betrachten  wir  das  Kulturgut  als  von  der  Mensch- 
heit aufgespeicherte  Kraft,  so  ergibt  sich,  daß  jede  Zerstörung  durch 
Brand  oder  Krieg,  Zufall  oder  den  Zahn  der  Zeit  einen  Zerstreu- 
ungsvorgang darstellt,  weil  er  unersetzbare  Werte  vernichtet. 

Der  Naturwissenschaftler  könnte  einwenden:  daß  die  Zerstreuung 
(physikalisch:  die  Entropie)  noch  nicht  als  Gesetz,  sondern  nur 
als  Tendenz  erwiesen  sei,  daß  wir  noch  nicht  genau  wissen, 
wie  stark  diese  Tendenz  ist,  und  daß  wir  daher  einen  sicheren  Beweis 
für  das  zwangsläufige  Absinken  der  Natur  von  einem  höheren  auf  ein 
niedrigeres  Niveau  —  etwa  mit  der  am  Horizont  sich  abzeichnenden 
Gefahr  des  Kältetodes  der  Menschheit  und  alles  organischen  Lebens  — 
noch  nicht  besitzen.  So  meint  Fe/tx  Auerbach:  »Es  können  doch  zu- 
fällig alle  möglichen  Verteilungen  und  Austausche  stattfinden  und  vor- 
kommen, die  einen  mit  größerer,  die  anderen  mit  geringerer  Wahr- 
scheinlichkeit. Kurz  gesagt:  das  Ausgleichungsprinzip  hat  nicht  die 
Bedeutung  einer  absoluten  Wahrheit,  sondern  nur  die  eines  Wahr- 
scheinlichkeitssatzes; und  von  der  Entropie  kann  man  daher  auch  nur 
sagen,    daß    sie    immer   und   überall  wahrscheinlich  zunimmt«  ').     Mag 

l)  Felix  Aiterbaeh  :  Die  Weltherrin  und  ihr  Schatten.     Jena :  Gustav  Fischer, 
1913.     S.  54. 
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aber  die  Naturwissenschaft  mit  diesem  Zweifel  Recht  haben  —  so  doch 
nur  in  dem  beschränkten  Sinne,  daß  zahllose  bisher  beobachtete  Vor- 
gänge auf  die  Wirksamkeit  der  Entropie  hinweisen,  während  uns  von 
einem  Gesetz  oder  auch  nur  einer  Tendenz,  die  ihr  entgegenwirkten, 
nichts  bekannt  ist. 

Wenigstens  nicht  in  der  Natur.  Für  den  INIenschen  liegt  die  Sache 
anders.  Seine  Willenskraft  bäumt  sich  dagegen  auf,  weil  er  das  Hin- 
gleiten der  Natur  zum  Kältetod  oder  zunächst  nur  zu  einem  immer 
größeren  Zerstreuungsgrad  der  im  riesigen  Ganzen  vorhandenen  Kraft 
als  feindlich  gegen  die  Grundlagen  unseres  Lebens  und  alles  dessen 
empfindet,  was  wir  für  die  Zukunft  wünschen  und  erstreben.  Des- 
halb setzt  sich  die  Technik  machtvoll  zur  Wehr,  indem 
sie  die  vorhandenen  Kraftmengen  aufzufinden  und  sparsam  zu  ver- 
werten strebt,  darüber  hinaus  aber  immer  neue  Wege  sucht,  um  dem 
Abgleiten  des  uns  zur  Verfügung  stehenden  Kraftvorrats  auf  ein  nied- 
rigeres Niveau  Halt  zu  gebieten.  Gerade  weil  uns  die  Wissenschaft 
gezeigt  hat,  daß  die  Ausgleichung  der  Spannungsunterschiede  nicht 
etwa  so  vor  sich  geht,  daß  das  Ergebnis  genau  in  der  Mitte  zwischen 
dem  höheren  und  dem  niedrigeren  Niveau  liegt,  sondern  immer  ein 
wenig  tiefer,  versucht  der  Mensch  —  auch  hier  wieder  der  Prome- 
theus, der  mit  kühner  Hand  das  Feuer  vom  Himmel  herabreißt  —  die 
Vorgänge  der  Natur,  wenn  nötig,  mit  eisernem  Griff  umzukehren.  Er 
schafft  absichtlich  ein  höheres  Kraftniveau,  als  die  Natur  es  ihm  aus 
eigenem  Antrieb  bietet,  um  die  so  aufgespeicherte  Kraft  seinen  Zwecken 
nutzbar  zu  machen. 

Wendet  man  den  Gesichtspunkt  der  Entropie  auf  die  technisch- 
wirtschaftlichen Vorgänge  an,  so  ergibt  sich  die  Zerstreuung  als  um 
so  größer,  je  extensiver  ein  Wirtschaftszweig  betrieben  wird,  wäh- 
rend sie  um  so  kleiner  ist,  je  intensiver  er  arbeitet.  Jede  wirt- 
schaftliche Sparsamkeit  wirkt  der  Entropie,  dieser  Feindin  des  Men- 
schengeschlechts, entgegen  *).  Denn  da  auch  bei  jedem  technisch- 
wirtschaftlichen Vorgang  auf  alle  Fälle,  selbst  unter  Beobachtung  der 
größten  Vorsichtsmaßregeln,  Energie  auf  unerwünschten  Nebenwegen 
verloren  geht,  so  erhöht  sich  die  Entropie  um  so  schneller,  je  größere 
Flächen  die  extensive  Wirtschaft  bietet.  Nimmt  die  Entropie  in  der  Natur 


i)  Das  Wort  »Entropie«  stammt  von  dem  deutschen  Physiker  Rudolf 
Clausius,  der  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  neben  manchen  anderen,  seither 
von  der  Wissenschaft  angenommenen  Bezeichnungen,  die  zum  einen  Teil  sehr 
glücklich,  zum  anderen  ebenso  ungeschickt  gewählt  waren,  auch  die  der  Entropie 
geschaffen  hat.  Eigentlich  bedeutet  das  Wort  »Nachinnenkehrung« ;  während  es 
doch  die  Zerstreuung  der  Energie  anzeigen  soll.  Ueber  die  Gründe,  die  Clausius 
veranlaßten,  diesen  unklaren  Ausdruck  zu  wählen,  der  erst  durch  fortgesetzten 
Gebrauch  durch  die  Physik  zu  seinem  jetzigen  klaren  Sinne  gekommen  ist,  braucht 
hier  nicht  gesprochen  zu  werden. 
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zwangsläufig  im  großen  ganzen  beständig  zu,  strebt  sie  nach  einem  Maxi- 
mum, so  ist  es  in  der  Wirtschaft  um  so  notwendiger,  diesen  Vorgang 
aufzuhalten,  die  Entwertung  der  Energie,  den  Abbau  der  Kraftvorräte 
nach  Möglichkeit  zu  hindern. 

Das  Ideal  wäre,  für  jede  wirtschaftliche  Tätigkeit  ein 
o-eschlossenes  Kraftsystem  zu  schaffen,  um  die  nutzlose 
Entweichung  von  Energie  zu  meiden.  Solches  Absperren  und  Ein- 
fangen der  Energie  ist  an  sich  möglich.  Einen  unvollkommenen  Ver- 
such, der  trotzdem  für  die  Privatwirtschaft  viel  bedeutet,  stellt  der 
Eisschrank  dar,  der  die  allzu  schnelle  Ausgleichung  der  Wärmeunter- 
schiede von  Eis  und  Luft  hindert.  Vollkommener  ist  ein  adiabatisches 
System  in  dem  SchififskompafS  geschaffen,  der  für  den  Magnetismus 
des  Schiffes  eine  ähnliche  Absperrungsaufgabe  lösen  soll. 

Die  Natur  duldet  es  offenbar,  daß  die  Intensitäthöhe 
der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Energie  abnimmt,  so  daß  sich,  da 
deren  Gesamtmenge  dieselbe  bleibt,  ihre  Extensität  vermehrt.  Der 
Mensch  sucht  durch  dieTechnik  genau  den  umgekehrten 
Vorgang  zu  erzwingen  :  er  wünscht  Kraftmengen  von  großer  Intensität 
zu  erhalten  und  aufzuspeichern,  selbst  wenn  er  die  Kraft  in  kleinen 
Mengen  abzapft.  Er  arbeitet  der  Zerstreuung  der  Energie  entgegen, 
die  fast  überall  von  selbst  und  gegen  seinen  Willen  eintritt.  Für  einige 
Gebiete  der  Technik  ist  es  bereits  gelungen,  den  Gegensatz  von  Ex- 
tensität und  Intensität  praktisch  zu  verwerten;  namentlich  in  der 
Elektrotechnik.  Die  Menge  des  elektrischen  Stroms,  in  Ampere- Stun- 
den gemessen,  bedeutet  den  Extensitätsfaktor,  während  die  Spannung, 
in  Volt  gemessen,  den  Intensitätsfaktor  darstellt.  Grundsätzlich  er- 
scheint es  gleichgültig,  sobald  elektrische  Energie  auf  eine  bestimmte 
Entfernung  übertragen  werden  soll,  ob  ein  der  Menge  nach  starker 
aber  niedrig  gespannter,  oder  ein  schwacher  aber  hoch  gespannter 
Strom  benutzt  wird ;  aus  wirtschaftlichen  Gründen  zieht  man  das 
letztere  vor. 

So  erwächst  die  Forderung  der  Sparsamkeit  nicht  nur  aus  praktisch- 
wirtschaftlichen Ueberlegungen,  sondern  wird  auch  durch  ein  Ein- 
dringen in  die  tieferen  Probleme  der  kosmischen  Gesamt  Wirt- 
schaft dringend  nahe  gelegt.  Wir  stehen  überall,  in  der  Natur  wie 
in  der  Technik,  Vorgängen  gegenüber,  die  nicht  umkehrbar  sind,  weil 
sie  dem  Gesetz  der  Entropie  unterliegen.  Selbst  dort,  wo  die  Technik 
Kraft  aufspeichert,  also  gewissermaßen  bergauf  fließen  läßt,  geht  auf 
mancherlei  Nebenwegen  beträchtliche  Energie  rettungslos  verloren. 
So  sehr  wir  auch  die  Naturkräfte  zwingen  mögen,  uns  gesteigerte 
Kraftmengen  zur  Verfügung  zu  stellen,  so  wird  doch  eben  dadurch 
abermals  der  Vorgang  der  Zerstreuung  der  Energie  vermehrt. 

So  möchte  ich  sagen,  daß  auch  die  Natur  einem  Ermü- 
dungsvorgang  unterliegt.     Je    mehr   sie   sich   regt,    desto  mehr 
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Energie  verbraucht  sie,  desto  unabwehrbarer  schleicht  sich  Müdigkeit 
in  ihre  Glieder.  Haben  doch  technische  Beobachtungen  gezeigt,  was 
man  früher  für  unmöglich  gehalten  hatte,  daß  es  auch  eine  Ermüdung, 
ja  Krankheiten  der  Metalle  gibt.  Auch  dürfen  wir  nicht  vergessen, 
wie  unbedeutend  vom  Sehpunkt  der  riesigen  Gesamtwirtschaft  der 
Natur  die  technischen  Vorgänge  sind,  die  der  Mensch  erzwingen  kann. 
Selbst  die  gewaltigsten  Leistungen,  zu  denen  wir  staunend,  wie  mit 
offenem  Munde  aufblicken,  bedeuten  dafür  lächerlich  wenig.  Dabei 
tragen  sie  unabsichtlich  bedeutend  dazu  bei ,  die  Zerstreuung  der 
Energie  zu  mehren,  die  vorhandenen  Kraftmengen  anders  zu  verteilen, 
sie  auf  eine  geringere  Spannungshöhe  zu  bringen,  sie  also  für  den 
Gebrauch  der  Menschheit  zu  entwerten. 

Je  mehr  Raubbaucharakter  ein  technischer  oder  wirtschaft- 
licher Vorgang  trägt,  desto  rascher  vollzieht  sich  dieses  Hinabgleiten. 
Niemals  aber  hat  die  Menschheit  eifriger  für  die  Entwertung  der 
Energie  gesorgt  als  in  den  riesenhaften  Kraftanstrengungen  des  Welt- 
krieges 1914/15.  Daß  alle  Kriege  der  Vergangenheit  dagegen  Kin- 
derspiel sind,  ist  mit  Händen  zu  greifen.  Im  wesentlichen  sind  es  zwei 
Gründe,  die  diesen  Unterschied  bedingen:  das  Anwachsen  der  Staats- 
macht, und  die  Steigerung  der  technischen  Möglichkeiten. 

Obwohl  die  europäischen  Völker  sich  in  den  letzten  hundert  Jahren 
zum  großen  Teil  freiere  politische  Einrichtungen  schufen,  haben  sie 
doch  sämtlich  in  die  Hände  ihrer  Regierungen,  mindestens  für  den 
Notfall,  eine  so  außerordentlich  vermehrte  Machtfülle  gelegt,  daß  mit 
dem  Ausbruch  eines  Krieges  die  ungeheure  Gewalt,  die  aus  der 
Sammlung  aller  körperlichen ,  wirtschaftlichen  und  geistigen  Kräfte 
der  Nation  hervorwächst,  auf  ein  Ziel  gerichtet  werden  kann.  Wie 
wenig  dies  ein  Kulturziel  zu  sein  braucht,  wußten  wir  namentlich  aus 
den  Kriegen  des  Zarenreichs ;  jetzt  empfinden  wir  es  peinlich,  insbe- 
sondere an  der  Haltung  Englands. 

Zur  selben  Zeit  hat  ferner  die  Technik  so  bedeutende  Fortschritte 
gemacht,  daß  sie  nun  erst  wirklich  imstande  ist,  was  sie  noch  vor 
einem  halben  Jahrhundert  nicht  allzu  häufig  vermochte:  die  aufge- 
speicherten Energiemengen  mit  einigermaßen  sicherer  Wirkung  auf 
ein  bestimmtes  Richtziel  in  der  Ferne  wirken  zu  lassen.  Die  Krieg- 
führung ist  dadurch  abermals  in  ein  neues  Zeitalter  ge- 
rückt. Wie  unsere  Vorfahren  es  im  15.  Jahrhundert  erlebten,  daß 
die  gepanzerte  Macht  des  Rittertums  vor  der  Feuerwaffe  zusammen- 
brach, so  vollzieht  sich  in  unseren  Tagen  der  gleiche  Vorgang  in 
ganz  großem  ]\Iaßstab:  die  Mittel  der  Verteidigung,  mit  größter  Kunst 
und  gewaltigen  Kosten  ausgebaut,  versagen  gegenüber  der  Vervoll- 
kommnung der  in  die  Ferne  wirkenden  Angriffswaffen.  Die 
Betonmauern  der  Festungen  halten  dem  42cm-Geschoß  ebensowenig  stand 
w  ie  die  Stahlpanzer  der  Kriegsschiffe  dem  Torpedo  des  Unterseeboots 
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Auch  geht  mit  der  Entwertung  der  Verteidigungsmittel  eine 
Demokratisierung  des  Kriegswesens  Hand  in  Hand.  Es  ist 
kein  Zufall,  daß  dieser  selbe  Krieg,  der  die  Fernwaffen  in  entsetzlicher 
Vervollkommnung  walten  läßt,  zum  ersten  Mal  erzwang,  daß  die  Be- 
kleidung der  Streiter  zur  »Uniform«  wurde.  Bisher  meinte  man  mit 
diesem  Wort  doch  stets  nur  eine  gleichartige,  wenn  auch  farbig-stolze 
Kleidung  für  die  Mannschaften,  während  der  Offizier  sich  durch  Gold- 
tressen, Schnüre  und  Schmuckwerk  glänzend  abhob.  Der  Krieg  hat 
diesen  Strahlenschimmer  fortgewischt:  statt  bunter  Mannschaftsröcke  und 
Hosen  hat  er  allgemein  die  erdfarbene  Bekleidung  erzwungen,  während 
die  Offiziere  auf  allen  Glanz  an  ihren  Abzeichen  verzichten  und  zum 
ersten  Mal  mit  der  Mannschaften»uniform«  gehen  mußten. 

Alle  diese  Vorgänge  kamen  im  wesentlichen  dadurch  zustande, 
daß  die  Fernwirkung  der  Kriegswafife,  die  nach  der  Einführung  der 
mechanischen  Kraft  in  die  Kriegstechnik  (Feuerwaffe)  noch  reichlich 
unsicher  gewesen  war,  erst  jetzt,  nach  einem  halben  Jahrtausend,  so 
außerordentliche  Fortschritte  gemacht  hat,  daß  ein  bestimmtes  Ziel  in 
der  Ferne  getroffen,  gewissermaßen  auf  einen  mathematischen 
Punkt,  der  nicht  einmal  am  Horizont  sichtbar  zu  sein  braucht,  nur 
nach  Karte,  Kompaß  und  Fesselballon  geschossen  werden  kann.  Auch 
die  Schützengrabenform  des  heutigen  Krieges  ist  dadurch  bedingt: 
vor  der  Treffsicherheit  und  Gewalt  der  neuen  Waffen  gibt  es  keinen 
wirksameren  Schutz  als  das  Hineinschmiegen  in  die  Erde.  Selbst  die 
russische  Artillerie  ist  heute  treffsicher  und  ein  gefürchteter  Gegner, 
während  sie  um  die  Mitte  des  ig.  Jahrhunderts  nicht  imstande  war, 
auch  nur  einigermaßen  zu  treff"en ;  sogar  die  Schußweite  fiel  damals, 
je  nach  der  zufälligen  Beschaffenheit  des  Pulvers,  so  ungleich  aus,  daß 
man  dahin  kam,  sie  für  unberechenbar  zu  halten.  Der  Feldzeug- 
meister Gregor  Orlow  erklärte :  wenn  man  mit  grobem  Geschütz  treffe, 
so  sei  das  durchaus  Zufall,  alle  Berechnungen  seien  trügerisch,  selbst 
Uebung  in  diesem  unsicheren  Element  sei  vergeblich  —  sodaß  sich 
die  russische  Artillerie  auf  Schießen  nach  dem  Ziel  überhaupt  nicht 
mehr  einließ  '). 

Und  nun  ringen  die  Staaten  mit  so  vervollkommneten  Waften, 
mit  einer  so  ins  Riesenhafte  gesteigerten  Sammlung  der  nationalen 
Kräfte,  und  mit  einem  durch  Zensur,  Militärgeheimnis  und  Belagerungs- 
gesetz gewaltsam  gesteigerten  nationalen  Willen  Auge  in  Auge,  nein 
Brust  an  Brust  gegeneinander,  jeder  so  unbedingt  auf  die  Nieder- 
werfung des  Gegners  gerichtet,  daß  der  Krieg  kein  Ende  zu  nehmen 
scheint,  obwohl  nur  wenige  tiefblickende  Männer  —  Prahlhänse  wie 
Churchill    kommen    nicht    in  Betracht  —  glaubten,    er   könne   bei  der 

i)   Theodor   von    Bernhardt:     Vermischte    Schriften.     Bd.    i.     Berlin:    Georg 
Reimer,   1879.     S,  65, 
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Struktur  des  heutigen  Wirtschaftslebens  länger  als  ein  halbes  Jahr 
dauern.  Ungeh  eure  Energiemengen  gehen  dabei  in  Rauch 
auf.  Allenthalben  ward  gespart  —  nicht  wie  sonst  für  die  kom- 
menden Geschlechter,  sondern  um  jedes  Teilchen  Kraft  im  Ringen 
gegen  den  Feind  einzusetzen.  Man  nimmt  Milliardenanleihen  auf  und 
vermehrt  die  Schuldenlast  mit  beispielloser  Schnelligkeit.  In  der 
Front  gab  es  nur  den  einen  Gedanken,  den  Feind  zu  besiegen,  hinter 
der  Front  nur  den,  für  die  Kämpfer  im  Felde  zu  arbeiten.  Alles,  was 
jede  Nation  besitzt,  was  sie  kann  und  was  sie  weiß,  wirft  sie  in  den 
Krieg  hinein.  Auch  in  der  Vergangenheit  hat  es  Kriege  gegeben,  an 
denen  eine  große  Zahl  von  Staaten  beteiligt  war,  und  in  dem  Europa 
des  18.  Jahrhunderts  war  es  kein  unerhörter  Zustand,  daß  die  Mehr- 
zahl der  Großmächte  gleichzeitig  in  denselben  Krieg  verwickelt  war. 
Niemals  jedoch  wurden  so  riesige  Kraftmengen  verbraucht,  in  aller 
Eile  ersetzt  und  von  neuem  im  Kriege  eingesetzt  wie  heute.  Rechnen 
wir  zu  dem  beispiellosen  Kraftaufwand  in  Europa  noch  die  in  die 
Milliarden  gehenden  Rlunitionsaufträge  in  Nordamerika,  berücksichtigen 
wir  ferner,  welche  gewaltigen  Mengen  von  Kohle  und  Eisen,  Kupfer 
und  Blei  und  anderen  Metallen,  die  wir  der  Erde  durch  Anspannung 
bedeutender  Kraft  abringen,  verbraucht  werden,  so  ergibt  sich  im 
ganzen,  daß  niemals  in  der  Weltgeschichte  so  ungeheure  Energiemengen 
entwertet,  der  Entropie  zugeführt  wurden. 

Der  Mensche  nwille,  der  die  Natur  zu  zwingen  weiß,  statt 
der  Zerstreuung  ihrer  Energie  auch  der  Aufspeicherung  von  Kraft  zu 
dienen,  hat  hier  also  den  in  seinem  innersten  Kern  sinnlosen  Zu- 
stand geschaffen,  daß  er  der  Natur  gewaltige  Kraftmengen  entreißt, 
um  sie  alsbald  ohne  produktiven  Zweck  zu  zerstreuen.  Höher  als 
produktive  Wirtschaftszwecke  stand  uns  Deutschen  das  Ziel  vor  Augen : 
uns  vor  dem  Eindringen  der  Feinde  und  vor  ihrer  Vormundschaft  zu 
schützen.  Aber  unsere  Gegner  sehen  den  Krieg  zum  Teil  unter  den- 
selben Gesichtspunkten  oder  zwingen  sich,  ihn  so  zu  sehen.  Hallen 
einmal  die  Friedensglocken  über  das  Land,  so  werden  wir  uns,  gerade 
weil  dann  die  furchtbar  schwere  Arbeit  des  Wiederaufbaus  beginnt 
und  weil  uns  Dutzende  schier  unlösbar  scheinender  Probleme  vorliegen 
werden,  um  so  diingendcr  auch  die  Frage  vorlegen  müssen:  was 
(namentlich  von  selten  des  Staates)  geschehen  kann,  um  einen  so  un- 
geheuren Kraftverbrauch   in  Zukunft  nach  Möglichkeit  auszuschließen. 

Denn  nicht  die  Entwertung  der  Energie  —  das  Wort  auch  hier 
wieder  im  weitesten  (körperlichen,  geistigen  und  ethischen)  Sinne  ge- 
faßt —  kann  unser  Ziel  sein,  sondern  der  Aufstieg  zu  höheren 
Stufen.  Während  die  Vorgänge  der  Natur  zeigen,  daß  die  Welt 
gleichsam  wie  ein  Uhrwerk  abläuft,  sind  wir  Menschen  bestrebt,  ein 
besonderes  Teilsystem  darin  zu  bilden,  uns  von  diesem  Gesetze 
des  Herab  Sinkens  auszunehmen.    Alles  oro-anische  Leben  strebt 
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im  Grunde  dahin.  Während  es  ungewiß  ist,  wie  weit  man  bei  der 
anorganischen  Welt  von  »Entwickelung«  sprechen  kann,  ist  die 
organische  Welt,  das  eigentliche  Leben,  gleichbedeutend  mit  Ent- 
wickelung. Dieser  Begriff  aber  ist  dem  der  Entropie  entgegenge- 
setzt. Nicht  ablaufen  will  das  organische  Leben  im  Sinne  der  Zer- 
streuung der  Kraft  auf  niedrigere  Spannungshöhen,  sondern  es  strebt 
emporzusteigen,  Kraft  in  sich  aufzuspeichern,  sie  zu  höherer  Wirkung 
zu  bringen.  Sucht  aber  alles  organische  Leben  nicht  Entwertung, 
sondern  Steigerung  der  Energie,  so  gilt  dies  im  höchsten  Sinne  vom 
Menschen.  Wo  wir  solche  Steigerung  nicht  wahrnehmen,  ja  wo  nicht 
einmal  der  Wille  dazu  vorhanden  ist,  da  sprechen  wir  von  Erstarrung 
oder  von  Leblosigkeit.  Den  Wert  des  Menschenlebens  im  einzelnen 
und  des  Völkerlebens  im  ganzen  beurteilen  wir  danach,  wie  sehr  es 
sich  zu  aufstrebenden  Formen  entwickelt. 

Nicht  Entropie,  Ektropie  ist  das  Ziel  des  Menschenlebens. 
Hermann  von  Helniholtz  hat  in  einer  Abhandlung  aus  seinem  letzten 
Lebensjahr  die  Größe  der  Entropie  als  das  Maß  der  Un- 
ordnung bezeichnet.  Ektropie  dagegen,  Kraftsteigerung  können  wir 
als  gleichbedeutend  mit  zunehmender  Ordnung  betrachten.  Jede  Auf- 
speicherung der  Kraft  ist  nur  durch  Organisation  möglich.  Engländer 
und  Russen  haben  bald  nach  Beginn  des  Krieges  den  Ruf  nach 
Munition  und  Organisation  in  einem  Atem  erheben  müssen.  Das 
eine  läßt  sich  nicht  ohne  das  andere  schaffen.  Ganz  allgemein  gilt 
dies:  je  weniger  Ordnung  in  einem  System  herrscht,  an  desto  mehr 
Verschwendung  leidet  es;  je  höher  die  Ordnung  ansteigt,  d.  h.  im 
Menschenleben  je  besser  die  Grundbedingungen  eines  Prozesses  durch- 
dacht, je  schärfer  die  Wege  ihrer  Ausführung  durch  Ordnung  und 
Willenskraft  geregelt  sind,  desto  weniger  Entropie  findet  statt.  Der 
Mensch  ist  durch  Verstand  und  Willenskraft  befähigt,  die  Entwertung 
der  Energie,  der  sich  die  Natur  nicht  entziehen  kann,  auf  ein  Mindest- 
maß herabzusetzen.  Während  er  die  Kraft  immer  höher  zu  spannen 
sucht,  strebt  er,  ihre  Zerstreuung  durch  immer  zweckmäßigere  Mittel 
zu  hindern. 

In  der  Natur  verläuft  die  Entropie  um  so  langsamer,  je  geringer 
die  Spannungsunterschiede  sind.  Unerbittlich  schreitet  dort 
die  Zerstreuung  fort,  aber  ihre  Gewalt  erlahmt,  je  geringer 
der  Niveauabstand  ist,  der  sich  der  Ausgleichung  darbietet.  Die  Gegen- 
sätze werden  immer  kleiner,  gleichen  sich  aber  auch  immer  langsamer 
aus.  Die  Kurve  der  Entropie  ist  asymptotisch,  dem  Nullpunkt  strebt 
sie  in  immer  flacherer  Linie  zu.  Der  Stillstand  des  Weltenlebens  wird 
erst  nach  unendlich  langer  Zeit  erreicht.  Praktisch  muß  er  allerdings 
früher  eintreten  als  theoretisch,  da  eine  völlige  Ausgleichung  des 
Spannungsunterschiedes  nicht  mehr  zu  erfolgen  pflegt,  sobald  letzterer 
auf  einem  bestimmten  Mindestmaß  anf^elanet  ist. 
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Jedenfalls  müssen  wir  annehmen,  daß  die  Entropie  in  der  Natur 
—  auch  wieder  nach  Zehntausenden  von  Jahren  gerechnet  —  immer 
langsamer  verläuft,  weil  der  Unterschied  der  Energiehöhen  immer 
geringer  wird.  Der  Mensch  dagegen  spannt  die  Kraft  höher  und  höher 
und  sucht  gleichzeitig,  entgegen  der  Natur,  die  Entropie  auf  ein 
Mindestmaß  herabzuzwingen.  Unbekümmert  um  das  Gespenst  des 
Kältetodes  greift  er  mit  kühner  Hand  in  den  Arbeitsvorrat  der  Welt 
hinein,  um  sie  für  sich  und  seine  Nachkommen  nutzbar  zu  machen. 
Gelingt  es  ihm  aber,  auf  technischem  Gebiet  die  Entropie  mehr  und 
mehr  zu  verkleinern,  immer  sparsamer  mit  der  verfügbaren  Kraft  um- 
zugehen, so  empfindet  er  auch  als  sinnlos,  ja  als  menschenunwürdig, 
wenn  er  die  in  seinem  eigenen  Geist  und  Willen  vorhandene  Kraft 
auf  Zwecke  richten  muß,  die  er  für  kultur widrig  hält.  Kultur 
ist  Aufstieg,  während  uns  alles,  was  der  Entropie  dient,  körperlichen 
oder  seelischen  Abbau  androht. 
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Anzeige. 

Hierdurch  teile  ich  mit,  daß  durch  Entscheidung  des  Stellv. 
Generalkommandos  des  XIII.  (Königl.  Württ.)  Armeekorps  und  der 
Oberzensurstelle  des  Kriegspresseamts  in  Berlin  die  Genehmigung  zur 
Veröffentlichung  einer  Abwehr  der  Angriffe  auf  die  Stellen  meiner 
Schrift  »Unsere  Sache  und  die  Tagespresse«  über  die 
Haltung  der  Presse  während  der  Dauer  des  Krieges  verweigert  wor- 
den ist. 

Leipzig  den  20.  November  191 5. 

K  a  iT  Bücher. 
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